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I 


Die Ahnentafeln der Marlgrafen von Brandenburg 
von den Askaniern bis zu den älteren Hohenzollern 
als allgemeine Geſchichtsquelle) 


Von 


Adolf Hofmeiſter 


Wenn je, ſo iſt es heute eine Zeit, die auf allen Gebieten mit 
dem Überkommenen aufräumt und neue Anſchauungsweiſen an den 
alten Stoff heranbringt, ſofern ſie ihn nicht überhaupt zum alten Eiſen 
wirft und ganz neue Gebiete zu erſchließen fordert. Nirgends droht 
der demokratiſche Geiſt der Zeit ſich grundſtürzender zur Geltung zu 
bringen als in der Wiſſenſchaft, die vor allen andern in ihrem ganzen 
Weſen Überlieferung iſt, in der Geſchichte. Ja, es mag wohl mancher 
Vorkämpfer eines neuen Geiſtes die Berechtigung einer Geſchichte im 
alten Sinne überhaupt beſtreiten. Wenn in der alten Geſchichtswiſſen⸗ 
ſchaft Tun und Nichttun der Fürſten und ihrer Familien breit im 
Vordergrunde ſteht und mindeſtens den äußeren Rahmen für die Schilde⸗ 
rung der Ereigniſſe abgibt, ſo erſcheint damit manchem heute ſchon das 
Urteil über fie geſprochen. Was könnte alfo „unzeitgemäßer“ er⸗ 
ſcheinen, als ſich gar im beſonderen mit der Genealogie der Fürſten 
und Herren der Vergangenheit zu beſchäftigen und dafür allgemeine 


1) Vgl. den Bericht über die Sitzung des Vereins für Geſchichte der Mark 
Brandenburg vom 11. Dezember 1918. Der Vortrag kommt hier durchgeſehen 
und mit einigen Nachweiſungen ergänzt und unter Beifügung eines Teiles der 
ihm zu Grunde liegenden tabellariſchen Aufſtellungen zum Abdruck. — Der 
Zweck der Arbeit, anzuregen und auf ein wenig beachtetes Material hinzuweiſen, 
bringt es mit ſich, daß nur die weſentlicheren Züge eee nicht den 
Stoff zu erſchöpfen beanſprucht wird. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 1. 1 


— 
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Aufmerkſamkeit in Anfprud zu nehmen? Gerade deshalb erſcheint 
es am Platze, jetzt beſonders eindringlich auf die Bedeutung dieſes 
Zweigs der geſchichtlichen Studien als Hilfsmittel für allgemeine ge⸗ 
ſchichtliche Erkenntnis hinzuweiſen. | 

Genealogiſche Studien ftanden trotz vieler Bemühungen in den 
letzten Jahrzehnten ſchon vorher noch immer nicht ſehr hoch im Kurſe, 
und der einſt von Ranke aufgeſtellte und von mir vor einigen Jahren 
wiederaufgenommene Plan eines großen genealogiſchen Sammelwerkes 
mit den Stammtafeln aller bedeutenderen Fürſten⸗ und Herrnfamilien 
iſt bisher der Verwirklichung um nichts näher gekommen !). Und doch 
gibt es kaum eine dringendere und fruchtbarere Arbeit als dieſe, für 
die im einzelnen manche, freilich ſehr ungleichwertige und immer jelb- 
ſtändig an den Quellen nachzuprüfende Vorarbeiten vorliegen. Wenn 
dieſe Arbeit auch durchaus unter einheitlicher Leitung ſtehen müßte, 
ſo kann ſie doch ſchwerlich allein von einem einzelnen geleiſtet werden, 
und die dafür notwendigen Mittel können nur von einer unſerer 
großen öffentlichen Körperſchaften bereit geſtellt werden. Eine land⸗ 
ſchaftliche Gruppierung empfiehlt Dé ſowohl in der Ausgabe wie in 
der Anlage der Vorarbeiten, und damit ſind die Beziehungen zu der 
Arbeit der landſchaftlichen Vereine gegeben, die in ihren Veröffent⸗ 
lichungen bereits ein teilweiſe ſehr wertvolles Material vorgelegt 


1) A. Hofmeiſter, Genealogie und Familienforſchung als Hilfswiſſen⸗ 
ſchaft der Geſchichte, Hiſtoriſche Vierteljahrſchrift XV (1912), beſ. S. 486 ff. 
Vgl. dazu F. Kern, Zur neueſten Literatur über die Aufgaben der Genealogie, 
Hiſtoriſche Zeitſchrift 111, bef. S. 606 f. — Die „genealogiſchen Tabellen zur 
Geſchichte des Mittelalters und der Neuzeit“, die O. Forſt⸗Battaglia un⸗ 
mittelbar vor dem Kriege zu veröffentlichen begann (Wien und Leipzig, Halm 
& Goldmann) werden den Anſprüchen, mit denen ſie auftreten, und die man an 
ein ſolches Werk unbedingt ſtellen muß, in keiner Weiſe gerecht. Der 1914 er⸗ 
ſchienenen 1. Lieferung iſt in dieſer Form keine Fortſetzung zu wünſchen. — Die 
methodologiſchen Erörterungen über Begriff und Einteilung der Genealogie, die 
bei den eigentlichen Genealogen immer wieder in den Vordergrund treten, berühren 
uns hier nicht. Wenn ſie auch die Gefahr bieten, daß die wichtigeren praktiſchen 
Aufgaben ſtärker als erwünſcht in den Hintergrund treten, ſo ſind doch z. B. 
beſonnene Ausführungen wie die von F. von Klocke, Vom Begriff Genealogie 
und den Verdeutſchungen des Wortes, Familiengeſchichtliche Blätter XVII 
(Dezember 1919), Sp. 217 ff. durchaus beachtenswert und fördernd, während die 
Feſtrede zum Gedenktage des fünfzigjährigen Beſtehens des „Herold“ von St. 
Kekule von Stradonig, einem ſonſt gerade in praktiſcher Arbeit bewährten 
Genealogen, der wiſſenſchaftlichen Forſchung weniger zu bieten vermag, Deut⸗ 
ſcher Herold 51, 1 (Januar 1920), S. 5ff. Meine Darlegungen über den Be⸗ 
griff der Genealogie und ihre Stellung zur Geſchichte werden von Kekule falſch 
wiedergegeben. . 


3] Die Ahnentafeln der Markgrafen von Brandenburg 3 


haben 1). Wenn in den letzten Jahren vielleicht etwas häufiger als 
ſonſt genealogiſche Themen auch von jüngeren Angehörigen unſerer 
Wiſſenſchaft in Angriff genommen find, ſo laſſen doch manche dieſer 
Arbeiten noch immer nicht nur einen überraſchenden Mangel an genea⸗ 
logiſchen Geſichtspunkten ?), ſondern teilweiſe auch eine bedauerliche 
Unzulänglichkeit in Methode und Kritik erkennen?). Statt der urſprüng⸗ 
lichen Quellen wird im weiten Umfange noch immer abgeleitete Lite⸗ 
ratur mehr oder weniger fragwürdiger Art herangezogen. 

Wenn auch bei der Vielgeſtaltigkeit und der Zerſtreutheit des 
genealogifden Rohmaterials bei weiter ausgreifenden Arbeiten die ver⸗ 
ſtändige Benutzung zuverläſſiger oder einigermaßen zuverläſſiger Zu⸗ 
ſammenfaſſungen unumgänglich und einzelne Irrtümer kaum vermeidlich 
und, wenn nicht das Weſen der Unterſuchung berührend, eher ent⸗ 
ſchuldbar ſind, ſo dürfen Sonderunterſuchungen unter allen Umſtänden 
nur aus erſter Hand, aus den Quellen oder der maßgebenden Einzel⸗ 
literatur, entnehmen und müſſen unbedingt klar und deutlich zwiſchen 
dem ſicher Überlieferten und dem nur Erſchloſſenen unterſcheiden. 
Gewiß, es iſt auf genealogiſchem Gebiete viel geſündigt worden, und 
findige Fabrikanten von Stammbäumen ſo gut, wie ehrlich kombina⸗ 


1) Aber ſelbſt eine ſo gründlich angelegte Arbeit wie die von C. Knetſch, 
Das Haus Brabant. Genealogie der Herzöge von Brabant und der Landgrafen 
von Heſſen, I. Teil (Vom 9. Jahrhundert bis zu Philipp dem Großmütigen), Darm⸗ 
ſtadt [1918], iſt wenigſtens in den älteren Teilen (über die Grafen von Löwen 
und ihre Vorfahren) nicht durchweg „ganz aus den Quellen gearbeitet“ und kann 
deshalb nicht mit F. Gundlach (Hiſtoriſche Zeitſchrift 120, S. 523) „ſchlecht⸗ 
hin als vorbildlich gelten“. Doch ſoll im übrigen der Nutzen dieſer wichtigen 
Arbeit nicht verkleinert werden. Beſondere Hervorhebung verdient die in mehr⸗ 
facher Hinſicht vorbildliche Arbeit von P. Zimmermann, Das Haus Braun⸗ 
ſchweig⸗Grubenhagen, ein genealogiſch⸗biographiſcher Verſuch, Wolfenbüttel 1911 
(vgl. dazu meine Anzeige im Neuen Archiv der Geſellſchaft für ältere deutſche 
Geſchichtskunde XXXVII, 316 f. und beſonders B. Kruſch, Zeitſchrift des 
Hiſtoriſchen Vereins für Niederſachſen 1914, S. 161 ff.). 

2) Auch verhältnismäßig nicht unnütze Arbeiten, wie die freilich ſchwächere 
von M. Kirchner, Die deutſchen Kaiſerinnen in der Zeit von Konrad I. bis 
zum Tode Lothars von Supplinburg, Berlin 1910 (Eberings Hiſtoriſche Studien 
79), und die von W. Kowalski, Die deutſchen Königinnen und die Kaiſerinnen 
von Konrad III. bis zum Ende des Interregnums, Weimar 1913, befriedigen 
in dieſer Richtung nicht. 

3) Zu der Arbeit von L. A. Lerche, Die politiſche Bedeutung der Ehe⸗ 
verbindungen in den bayriſchen Herzogs häuſern von Arnulf bis Heinrich den 
Löwen, 907—1180, Langenſalza 1915 (Sammlung wiſſenſchaftlicher Arbeiten 43), 
ſ. meine Bemerkungen in den Mitteilungen aus der hiſtoriſchen Literatur 46 
(1919), S. u 
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tionseifrige Gelehrte hat es nicht nur in der näheren oder ferneren 
Vergangenheit gegeben. Aber auch hier gelten dieſelben Grundſätze 
der methodiſchen Quellenkritik, wie in der Geſchichtswiſſenſchaft über⸗ 


haupt. Auch hier läßt fic) mit ihrer Hilfe das Wahre vom Falſchen 


ſcheiden, und auch hier wird man die Grundregel hiſtoriſcher Kritik nicht 
vernachläſſigen dürfen, daß alles, gegen das ſich weder entſcheidende innere 
noch äußere Gründe geltend machen laſſen, Anſpruch darauf hat, nicht 
lediglich aus ſubjektivem Empfinden heraus verworfen zu werden. Ge⸗ 
lehrte Kombinationen, die ſich vielfach zu den fabelhafteſten Phanta⸗ 
ſien ausgewachſen haben und die je nach dem Zeitalter, dem ſie an⸗ 
gehören, einen verſchiedenen Charakter tragen, ſind für den leicht er⸗ 
kennbar, der ernſtlich jede Zeit aus ſich heraus und nicht nach dem 
Maße der Gegenwart zu beurteilen beſtrebt iſt. 

Davor allerdings muß man ſich gerade auf genealogiſchem Ge⸗ 
biet beſonders ſorgfältig hüten, den Unterſchied zwiſchen ſicher bezeugten 
Tatſachen und bloßen Vermutungen irgendwie zu verwiſchen. Alles, 
was nicht ausdrücklich bezeugt oder mit ſchlechthin zwingender Not⸗ 
wendigkeit zu erſchließen iſt, muß ſchon äußerlich in den tabellariſchen 
oder ſonſtigen Darſtellungen deutlich kenntlich gemacht werden. Mit 
Fragezeichen oder ähnlichen Unterſcheidungszeichen darf in keiner Weiſe 
geſpart werden, und allzu unſichere Vermutungen, ſo ſcharfſinnig ſie 
auch ſein mögen, ſind lieber überhaupt zu unterdrücken. In dieſer 
Hinſicht laſſen ſelbſt ernſte Arbeiten noch in neueſter Zeit es mitunter 
zu ſehr an der ſonſt wiſſenſchaftlich ſelbſtverſtändlichen Vorſicht und 
Zurückhaltung fehlen !). Wenn fie im Text Sicheres und Unſicheres 
noch einigermaßen unterſcheiden, ſo fehlt das Gefühl dieſer Notwendig⸗ 
keit bei der tabellariſchen Darſtellung nur zu oft, und gerade dieſe 
übt dann eine faſt nie wieder ganz zu beſeitigende verwirrende 
Wirkung. 

Auch die Deutung der genealogiſchen Quellenzeugniſſe erfolgt 
nicht immer mit der vorſichtigen Umſicht, die zu erwarten und er⸗ 
forderlich wäre. Man darf nicht jeden nepos, avunculus, Ohm oder 
Schwager u. dgl. wörtlich in der uns geläufigen engen Bedeutung 


1) Z. B. auch Heinrich Wittes gewiß nicht unverdienſtliche und gründ⸗ 
liche Arbeiten: Genealogiſche Unterſuchungen zur Reichsgeſchichte unter den 
ſaliſchen Kaiſern, Mitteilungen des Inſtituts für öſterreichiſche Geſchichtsforſchung, 
5. Erg.⸗Bd.; Genealogiſche Unterſuchungen zur Geſchichte Lothringens und des 
Weſtrich, Jahrbuch der Geſellſchaft für Lothringiſche Geſchichte V, VII; Über 


die älteren Grafen von Sponheim und verwandte Geſchlechter, Zeitſchrift für 


Geſchichte des Oberrheins, N. F. XI. 
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dieſer Worte faſſen und infolgedeſſen in die Stammtafeln ſonſt un⸗ 
bekannte und namenloſe Schweſtern und Töchter eintragen, wie das 
auch in alten und neuen Werken ſonſt guten Rufes mitunter vor⸗ 
kommt ). 

Je tiefer man mit dem Auge des Genealogen in die Quellen 
hineindringt, eine um ſo größere Fülle genealogiſcher Überlieferung 
erſchließt ſich. Je mehr man dieſe im Zuſammenhang überſieht, um 
ſo unberechtigter erweiſt ſich ein verbreitetes Mißtrauen in die Zu⸗ 
verläſſigkeit gerade dieſer Nachrichten und die Neigung, ſie leichter 
Hand beiſeite zu ſchieben. Als das Sicherſte an Einzelüberlieferung 
die noch in die Zeiten hineinreicht, wo die geſchichtliche Erkenntnis im 
Dämmer des Mythos und der Sage ſich verliert, wird man immer 
wieder die genealogiſchen Notizen erkennen?). Wenn die griechiſche 
Geſchichtſchreibung ihre Anfänge auf die Geſchlechtsregiſter, die 787 
und yevedhoyiar, neben den Gründungsgeſchichten, den xtioetc, zurück⸗ 
führt, wenn vor Herodot die yeveadoyiar des Hekataios von Milet 
und die Geſchlechterfolge der Aric des Hellanikos von Mytilene 
ſtehen, fo haben wir in der germaniſch-romaniſchen Literatur des 
Mittelalters von ihren halbdunkelen Anfängen in der Völkerwande⸗ 
rung an, von den Geſchlechtsregiſtern der Annalen und anderer Quellen 
an bis zu den langen Geſchlechterreihen der angelſächſiſchen Chroniken 
oder der nordiſchen Sagas einen überreich fließenden Strom genea⸗ 
logiſcher Überlieferung, in dem man freilich nicht alles als gleich rein 
hinnehmen, den man aber beileibe nicht wegen einzelner Trübungen 
im ganzen als ungenießbar beiſeite laſſen darf?). Wenn man in den 
um 712 bzw. 720 n. Chr. aufgezeichneten Genealogien der Japaner 


1) Auch K. Wutkes mühevolle Neuausgabe von Grotefends Stammtafeln 
der ſchleſiſchen Fürſten (Stamm⸗ und Überſichtstafeln der ſchleſiſchen Fürſten. 
Breslau 1911) hat dieſe Klippe wohl nicht immer vermieden. Aber das wich⸗ 
tige Werk bleibt darum natürlich doch die unentbehrliche Grundlage für jeden 
Forſcher auf dieſem Gebiet. 

2) Mit Irrtümern im einzelnen muß natürlich gerechnet werden. Kritiſche 
Prüfung iſt in jedem Falle, wo die Möglichkeit dazu vorliegt, geboten. Ge⸗ 
warnt werden muß aber vor einer billigen, nicht si beſtimmte Anhaltspunkte 
geſtützten Skepſis im allgemeinen. 

3) Zur Einführung vgl. etwa den Überblick von A. Hönger, Die Ent, 
wicklung der literariſchen Darſtellungsform der Genealogie bei den germaniſchen 
Stämmen bis in die Karolingerzeit, und im deutſchen Mittelalter von der 
Karolingerzeit bis zu Otto von Freiſing, Mitteilungen der Zentralſtelle für 
deutſche Perſonen⸗ und Familiengeſchichte, 11. Heft (1912), S. 1 ff.; 12.— 14. Heft 
(1914), S. 1 ff. 3 


* 
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im Kojiki und im Nihongi („Geſchichte Japans“) oder in den 
Genealogien der Kaffern echte und urſprüngliche Zeugniſſe für das 
nationale Gedächtnis erkennen zu ſollen meint, die überraſchende Ein⸗ 
blicke in die Rulturgefäice und in das genealogiſche Denken diefer 
dem europäiſchen Kulturkreis fremden Völker geftatten!), fo ift 
mutatis mutandis der Wert der entſprechenden Zeugniſſe des chriſtlich⸗ 
germaniſchen Mittelalters nicht geringer anzuſchlagen. 

Schon rein praktiſche Geſichtspunkte ließen die Aufzeichnung 
genealogiſcher Reihen und genealogiſcher Zuſammenhänge als wünſchens⸗ 
wert und notwendig erſcheinen. „Nulli sit onerosum, quod per- 
sonas istas hie annotayimus, quarum nomina frequenter in cartis 
abbatiarum inveniuntur,“ jagt im 13. Jahrhundert der franzöſiſche 
Ziſterzienſer Alberich von Trois-Fontaines (z. J. 1110), deſſen um⸗ 
fängliches Werk ebenſo wie das im übrigen ſehr anders geartete des 
100 Jahre älteren Anglonormannen Ordericus Vitalis?) ein ſchönes 
und wertvolles Beiſpiel der zahlreichen „genealogiſchen“ Chroniken des 
blühenden Mittelalters iſt ?). Von dieſen fei hier für Norddeutſchland 
neben den zahlreichen einſchlägigen Teilen des ſogenannten Annalista 
Saxo (M. G. SS. VI, 542 ff.) aus der Mitte des 12. Jahrhunderts 
und des Albert von Stade (M. G. 88. XVI, 271 ff.) aus dem 
13. Jahrhundert, um nur dieſe zu nennen, gerade, wenn auch kleineren 
Umfangs, die Brandenburgiſche Markgrafenchronik (Chronica marchio- 
num Brandenburgensium) des beginnenden 14. Jahrhunderts beſonders 
hervorgehoben“). Die feſte Ausgeſtaltung des Syſtems der kanoniſchen 
Ehehinderniſſe ſeit dem Anfang des 11. Jahrhunderts gab neben 
anderen praktiſchen Rückſichten der Erbfolge und des gemeinſamen An⸗ 
teils an Familienſtiftern einen beſonderen Antrieb, gerade dieſen Teil 
der Überlieferung zu pflegen. In den zahlreichen kleineren und 
größeren Genealogien des Mittelalters iſt darum neben der agnatiſchen 


Verwandtſchaft des Mannesſtammes häufig nicht weniger die weibliche 


mit ihrer Nachkommenſchaft und weiteren Verzweigung berückſichtigt. 
Das zeigt z. B. die öfter beſprochene Genealogie der älteſten 


1) Hönger, a. a. O. 11, S. 5 Anm. 1; vgl. auch Anna Bernhardt, 
Stammtafeln und Geſchlechterkunde in China, Zeitſchrift für Ethnologie 50 
(1918), S. 154 ff. (nach ihr kennt man in China Ahnentafeln nicht). 

2) Ausgabe von A. le Prevoſt, Guerard und L. Delisle in 5 Bänden, 
Paris 1838 — 1855. Auch Migne, Patrologia Latina 188, S. 17 ff. 

3) M. G. 88. XXIII, 818. 

4) G. Sello, Forſchungen zur brandenburgiſchen und preußiſchen Ge⸗ 
ſchichte I (1888), 111 ff.; III (1890), 609—611. 
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Zollern, die uns in der Gießener Handſchrift der Chronik des Otto 
von Freiſing aus dem 15. Jahrhundert aufbewahrt (8 ). Dieſe wird 
übrigens, wie nebenbei bemerkt ſei, ſehr mit Unrecht vielfach (z. B 
von Großmann) unter dem Namen des Erasmus Sayn von Freiſing 
angeführt. Dieſer wird durch die, nicht einmal unmittelbar an die 
Genealogie ſich anſchließende Unterfchrift?) „Anno Domini etc. LXX. 
per Erasmum Sayn de Frisinga“ nur als der Schreiber der Hand⸗ 
ſchrift (im Jahre 1470) oder ihrer etwa ſchon dieſelben Stücke zu⸗ 
ſammen enthaltenden Vorlage (dann vielleicht 1370) bezeugt, hat 
aber mit der Entſtehung der dem Anfang des 13. Jahrhunderts an⸗ 
gehörenden Zollerngenealogie nicht das mindeſte zu tun. 

Ja, auch den Verſuch, die geſamte Nachkommenſchaft einer be⸗ 
rühmten Perſönlichkeit in männlicher, wie in weiblicher Linie in allen 
ihren Verzweigungen zu verzeichnen oder wenigſtens anzudeuten, hat 
man wiederholt gemacht, wie, freilich recht unvollkommen, z. B. in 
det 1164 in Metz angelegten und 1261 dort ergänzten Genealogie 
der Nachkommen des heiligen Arnulf, des Stammvaters der Karolinger 
(„Genealogia beati Arnulphi Metensis episcopi, que ex regibus 
Francorum sumpsit initium et post ipsum in tantum erevit, ut ex 
ipso genere imperatores Romani crearentur; nec non principes, 
duces, comites, marchiones et multi alii barones dicuntur ex ipsius - 
consanguinitate fere per totum imperium christianorum pro- 
cessisse “ ) 8). | 

Solche Verſuche werden natürlich immer ebenſo unvollſtändig 
bleiben, wie das Unternehmen, die Ahnentafel eines Menſchen bis zu 
ihrem äußerſten Ende zurückzuverfolgen. Denn bald eher bald ſpäter 
und immer häufiger werden die Punkte erreicht, an denen uns die 
Überlieferung im Stiche läßt, von der wir nun einmal unerbittlich ab⸗ 
hängen. Auch zahlenmäßig wird der Kreis der zu behandelnden Per⸗ 


1) Herausgegeben als Genealogia comitum de Zolre (Roltern) von 
G. Waitz, M. G. 88. XXIV (1879), 78; neuerdings mit eingehender Erläute- 


rung in der Genealogie des Geſamthauſes Hohenzollern, herausgegeben von 


J. Großmann, E. Berner, G. e und K. Th. Zingeler, Berlin 
1905. , 

2) Dazwiſchen ftehen noch bie Beer Annales Burghausenses 
M. G. SS. XXIV, 61f.); vgl. über die Hf. die Vorrede zu meiner Ausgabe 
der Chronik des Otto von Freiſing, Hannover und Leipzig 1912, S. XLII. 
M. G. SS. rerum Germanicarum). 

3) Herausgegeben von Joh. Heller, M. G. SS. XXV, 381-384. Tat⸗ 
ſächlich geht die Aufzählung bald unvermittelt zu den eee des Sachſen 
Heinrichs I. über. 
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fonen bald fo groß und fo vielgeſtaltig, daß er fich der Bearbeitung durch 
den einzelnen auch bei den modernen Hilfs- und Verkehrsmitteln 
ſchließlich entzieht. Führt man eine Ahnentafel des ſpäteren Mittel⸗ 
alters oder gar der Neuzeit genügend hoch hinauf, ſo ſind dabei faſt 
immer alle wichtigeren und ſchwierigeren Streitfragen genealogiſcher 
Natur zu erörtern. Trotzdem ſind ſolche Verſuche ſehr lehrreich. Freilich 
darf man nicht etwa aus der Tatſache, daß faſt alle deutſchen Könige 
irgendwie auf Karl den Großen (oder auf Heinrich I.) zurückgehen 
(wie, wenn ich nicht irre, der letzte deutſche Kaiſer alle früheren deutſchen 
Könige, ſoweit ſie überhaupt Nachkommen hinterließen, mit Ausnahme 
der ſpäteren Habsburger, zu ſeinen geraden Vorfahren zählte), ſchließen, 
daß das Blut Karls des Großen (oder Heinrichs J.) einen rechtlichen 
Anſpruch auf den deutſchen Thron gegeben habe oder auch nur für die 
Wählbarkeit geradezu und bewußt gefordert worden fei!). 

Überhaupt wird man bei längerer Beſchäftigung mit der genea⸗ 
logiſchen Überlieferung erkennen, daß die ſtrenge agnatiſche Erbfolge, 
das Zurückgreifen auf oft Jahrhunderte früher abgeteilte Linien des 
Mannesſtammes erſt eine verhältnismäßig junge Erſcheinung iſt. Wenn 
auch nicht den Frauen ſelber, ſo doch der durch Frauen vermittelten 
Abſtammung kam ein erheblich höheres Gewicht zu, als unter dem 
Einfluß moderner Rechtslehren oft angenommen wurde. Es iſt das 
freilich nichts Neues und kann auch nicht überraſchen. War doch, als 
die Erblichkeit der Lehen in Deutſchland endlich durchdrang, von einer 
ſolchen lange nur in direkter Linie und nicht einmal vom Bruder auf 
den Bruder, geſchweige denn auf entferntere Seiten verwandte die Rede, 
bis durch die Belehnung zu geſamter Hand Wandel geſchaffen wurde *). 

Man geht vielleicht nicht fehl, wenn man behauptet, daß wir viel⸗ 
fach gerade die genealogiſchen Beziehungen der führenden Familie am 
beſten und oft ſelbſt da noch verhältnismäßig genau kennen, wo uns 
die Ungunſt der Überlieferung ſonſt nähere Einſicht ſogar in die wich⸗ 
tigſten Verhältniſſe verſagt. So wird uns die Genealogie der Fürſten 
und Edlen, die der Geſchichtsforſcher als ſolcher nicht um ihrer ſelbſt 
willen treibt, zu einem wichtigen Hilfsmittel, um uns vor allem die 
zahlreichen Fäden erkennen zu laſſen, die kreuz und quer das ganze 
Deutſche Reich und ſogar darüber hinaus in zeitlich wechſelndem Maße 


1) Vgl. O. Frhr. von Dungern, Thronfolgerecht und Blutsverwandt⸗ 
ſchaft der deutſchen Kaiſer ſeit Karl dem Großen. 2. Aufl. Papiermühle 
S.⸗A. 1910. 

2) Vgl. R. Schröder, Lehrbuch der deutſchen Rechtsgeſchichte °, Leipzig 
1907, S. 414 ff.; 1, Leipzig 1919, S. 437 ff. 
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die ganze abendländiſche und ſogar noch weiter die ganze driftlide 
und ſchließlich ſogar Teile der außerchriſtlichen Welt umſpannten. Die 
Anſchauung von der Abgeſchloſſenheit und der Vereinzelung der Staaten, 
Länder und Provinzen des früheren Mittelalters gegeneinander läßt 
ſich in ihrer Allgemeinheit in keiner Weiſe aufrecht erhalten. Die 
Genealogie vermag uns zum Wegweiſer zu werden, die uns die Be⸗ 
ziehungen und die Verkehrskreiſe aufzeigt, für die ſich dann nicht 
ſelten auch andere Zeugniſſe beſtätigend und ausbauend beibringen 
laſſen. 

Gerade das frühere Mittelalter, das der gemeinſamen fränkiſchen 
Zeit noch nahe ſteht und das in der ritterlich-religiöſen Kultur des 
12. und 13. Jahrhunderts ſeinen Höhepunkt erreichte, enthüllt ſich ſo 
als eine Zeit ſehr reger Wechſelbeziehungen, wenn nicht der Völker ), 
ſo doch ihrer führenden Schichten. Meiſt ſchon aus der gemeinſamen 
fränkiſchen Grundlage hervorgegangen, wurden dieſe durch das dauernde 
Hin und Her der Heiraten immer wieder einheitlich gebildet und ver⸗ 
mochten neu eintretende Elemente, wie das flawiſche und das ſkandi⸗ 
naviſch⸗normanniſche, das magyariſche und ſchließlich das littauiſche, 
ziemlich bald ſich anzugleichen. Erſt vom 13. Jahrhundert ab tritt 
dann wieder teilweiſe eine ſchärfere Trennung ein, eine gewiſſe Ein⸗ 
ſchränkung und Verengerung, indem namentlich der Oſten unter der 
tatariſch⸗mongoliſchen und der türkiſchen Einwirkung mehr und mehr 
von dem gemeinſamen Körper abgeſchnürt und auf ſich geſtellt wird, 
bis ſeit dem 16. Jahrhundert die Entwicklung noch ſtärker, wenn auch 
in andrer Weiſe als zuvor, zur Einheit ſtrebt. 

Wenn wir fürſtliche Ahnentafeln älterer oder jüngerer Zeit ge⸗ 
nügend weit zurückverfolgen, ſo drängt ſich als grundlegende Erkenntnis 
die trotz zahlreicher im Lauf der Zeit eingedrungenen fremden Splitter 


1) Aber auch hierfür fehlt es nicht an Beiſpielen, ſobald die Handels⸗ und 
Verkehrsgeſchichte ernſtlich angegriffen wird. Ich verweiſe nur beiſpielshalber 
auf A. Schaube, Handelsgeſchichte der romaniſchen Völker des Mittelmeer⸗ 
gebiets bis zum Ende der Kreuzzüge. Berlin 1906 (Below⸗Meineckes Handbuch 
der mittelalterlichen und neueren Geſchichte). — Die tatſächlichen Beobachtungen, 
die F. Kern, Hiſtoriſche Zeitſchrift 111, S. 607 f. beibringt, beſtehen an ſich 
durchaus zu Recht, aber die daraus gezogenen Schlüſſe möchte ich mir nicht zu 
eigen machen. Daß trotz regſter Verkehrsbeziehungen, trotz regſten Austauſches 
auf wirtſchaftlichem und geiſtigem Gebiet aufs lebhafteſte und mit gutem Grund 
über einen erſtaunlich großen Mangel an Kenntniſſen von und Verſtändnis für 
einander bei den nächſten Nachbarn geklagt werden kann, weiß heute jeder. 
Welche Bedeutung dynaſtiſche Verſchwägerungen auch in der Gegenwart haben 
können, haben wir nur zu ſehr zu ſpüren bekommen. 


10 Adolf Hofmeifter , . [10 


immer wieder ſiegreich hergeſtellte Beſtändigkeit und Einheitlichkeit des 
Blutes in einem ſtändig kleiner werdenden Kreiſe uralter, edler Familien 
auf, die im europäiſchen Staats- und Geſellſchaftsleben die Herrſchaft 
übten. Überall beſtimmt eine führende Schicht weſentlich einheitlichen 
Charakters der geſchichtlichen Entwicklung zum mindeſten die äußere 
Form. Dieſelben Familien, die vor 1100 Jahren ſich um den Thron 
Karls des Großen ſcharten und ſeiner weltlichen und kirchlichen Ver⸗ 
waltung die Beamten, die Grafen und Biſchöfe, die Abte und Schöffen 
lieferten, und deren Urſprünge ſich zuweilen deutlich bis in die Zeit 
der Merowinger zurückverfolgen laſſen, haben im weſentlichen bis ins 
20. Jahrhundert wenigſtens äußerlich ihre führende Stellung behauptet. 
Wenn die Neuordnung von 1918 Beſtand hat, ſo bedeutet ſie unter 
dieſem Geſichtspunkt die größte Umwälzung, die ſich bisher in der 
romaniſch⸗germaniſchen Staatenwelt vollzogen hat, oder genauer den 
nahezu vollſtändigen Abſchluß dieſer größten Umwälzung, die in der 
franzöſiſchen Revolution von 1789 nach dem Vorſpiel der engliſchen 
Revolutionen des 17. Jahrhunderts ibren SEH grundlegenden Erfolg 
erreichte. 

Wenn dieſe Umwälzung die deutſchen Staaten ſo ſpät ergriffen 
hat, fo ijt auch daran zu erinnern, daß faſt alle chriſtlichen regieren⸗ 
den Familien in Europa im 19. und 20. Jahrhundert deutſcher oder 
doch germaniſcher Herkunft waren. Ausnahmen ſind zunächſt die 
Bonaparte und die Bernadotte (in Schweden) und wahrſcheinlich die 
Savoyer (in Italien), die wenigſtens Ende des 11. Jahrhunderts nach 
römiſchem Recht lebten und ſo wohl dem ſpätrömiſchen Provinzialadel, 
wenn nicht doch einer romaniſierten Germanen⸗ (Burgunder ?=) Familie 
entſtammen ). | 

Die einzige Dynaſtie flawifdher Herkunft beſtand, von den Bal⸗ 
kaniern in Serbien und Montenegro abgeſehen, in Meklenburg, und 
dieſes alte obotritiſche Fürſtenhaus aus dem 12. Jahrhundert war ſeit 
vielen Jahrhunderten ganz eingedeutſcht. So viel neue Beſtandteile 


I) Vgl. C. W. Previté Orton, The early history of the house of 
Savoy (1000—1233), Cambridge 1912, bef. S. 110 ff., der die Gründe für und 
wider vorſichtig und zurückhaltend erörtert. Das ſaliſche Recht Amadeus II. 
in einer Urkunde für Pinerolo 1131 (Orton S. 112) könnte allenfalls durch 
die Verbindung mit den ſaliſchen Arduiniden von Turin erklärt werden, in deren 
Erbſchaft die Savoyer in Piemont eintraten. — Die Herleitung der Savoyer 
von dem Hauſe Vermandois (alſo von den Karolingern) durch Maxime Rey⸗ 
mond, Les origines de la maison de Savoie, Anzeiger für Schweizeriſche 
Geſchichte 50 (N. F. 17), 1919, Nr. 2, S. 87 ff., entbehrt einer haltbaren Bes 
gründung. 
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auch im Laufe der Jahrhunderte in den Kreis der Bevorrechteten 
aufgenommen wurden, ſo viel neue Kreiſe auch innerhalb jedes Volkes 
immer gewichtiger mitzuſprechen begannen, der Rahmen, in dem ſich 
die Entwicklung vollzog, war im Grunde noch derſelbe, wie vor mehr 
als 1000 Jahren, ſofern man denjenigen Perſonenkreis ins Auge 


faßt, der, ſtreng gegen die übrigen Stände abgeſchloſſen, zur erſten 


Stellung an der Spitze der monarchiſchen Staaten berufen war. 

Der karolingiſche Adel, die nobiles, die Edelfreien der fränkiſchen 
und nachfränkiſchen Zeit, aus denen die meiſten chriſtlichen Fürſten⸗ 
geſchlechter der Gegenwart hervorgegangen ſind, bilden in den aller⸗ 
dings nicht zahlreichen Fällen, wo wir noch weiter zurückkommen 
können, die unmittelbare Fortſetzung des Adels der germaniſchen 
Stämme der Völkerwanderungszeit. Dieſer iſt wieder, wenn auch 
darüber nur wenig Zeugniſſe vorliegen, nicht ohne Verbindung mit 
dem ſpätrömiſchen Provinzialadel. Wenn wir auch für die Mehrzahl 
der noch heute. blühenden Geſchlechter eine ununterbrochene Stammreihe 
in männlicher Linie erſt vom 11. oder 12. Jahrhundert an aufzuſtellen 
vermögen, aus Mangel an Quellen oder infolge des Fehlens feſter 
Familiennamen vielfach bis ins 13. Jahrhundert hinein, ſo ſteht doch 
für ſehr viele der im einzelnen freilich nicht beſtimmter feſtzulegende 
Zuſammenhang mit den Familien mindeſtens der karolingiſchen teils 
ſicher, teils mit großer Wahrſcheinlichkeit feſt. Nichts ſpricht dafür, 
daß ſchon im früheren Mittelalter in größerem Umfange fremdes Blut 
aus nicht gleichberechtigten Ständen eingedrungen fei. Selbſt unter 
den zuletzt regierenden deutſchen Familien war nur eine in männlicher 
Linie nicht edelfreier, ſondern dienſtmänniſcher Abkunft: die Reußen, 
die deshalb auch erſt verhältnismäßig ſpät in praktiſch uneingeſchränktem 
Konubium mit den andern Fürſtengeſchlechtern erſcheinen ). Die andern 
in den letzten Jahrhunderten des alten Reiches in den Fürſtenſtand 
eingedrungenen Familien geringer Herkunft ſind alle im Laufe der 
Zeit wieder ausgeſchieden, teils auf dem natürlichen Wege des Er⸗ 
löſchens im Mannesſtamm, teils durch die Mediatiſierung vor reichlich 
100 Jahren, die freilich den Betroffenen grundſätzlich das Recht der 


1) Die Frage nach der Freiheit oder Unfreiheit der rittermäßigen Miniſte⸗ 
rialen kann hier nicht erörtert werden. Sehr entſchieden für ihre Freiheit iſt 
zuletzt W. Edler Herr und Freiherr von Plotho eingetreten (, Waren die 
Miniſterialen von Rittersart frei oder unfrei? Und welchen Geburtsſtänden 
Bnp fie entſtammt?“, Vierteljahrsſchrift für Wappen-, Siegel⸗ und Familien⸗ 
kunde, hrsg. vom Verein „Herold“, 47, 1919, S. 27— 79; vgl. auch ebenda 
1917, S. 1 fl.). ) 
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Ebenbürtigkeit mit den regierenden Häuſern beließ, ſoweit es ihnen 
vorher im einzelnen zuſtand. Die Nachwirkungen in weiblicher Linie 
machen ſich allerdings auf den neueren Ahnentafeln ſehr bemerkbar. 
Bei manchen Geſchlechtern iſt ſogar die ununterbrochene Fortführung 
nur durch ausdrückliche Freiung nad). Mißheirat des Stammhalters 
geſichert worden, ſo namentlich bei den Zähringern (Baden) im 16. 
und Anfang des 19. Jahrhunderts und bei den Anhaltinern (im 17. 
und 18. Jahrhundert). 


In den von mir näher unterſuchten Ahnentafeln des Mittelalters 
treten die ſogenannten Mißheiraten erſt zu Ausgang dieſer Zeit merk⸗ 
bar in die Erſcheinung. Die Ahnentafeln der Askanier im be⸗ 
ſonderen bewegen ſich, ſoweit deutſches Blut in Betracht kommt und 
unſere Kenntnis reicht, ausſchließlich innerhalb des Kreiſes der edel⸗ 
freien Geſchlechter, und auch von auswärts dürfte nur ein verſchwinden⸗ 
der Bruchteil geringeren Blutes eingedrungen ſein. Ganz hat freilich 
das Auf und Ab, das Steigen und das Sinken zwiſchen den ver⸗ 
ſchiedenen Ständen zu keiner Zeit aufgehört. | 

Die Ahnentafeln der Askanier zeigen aber auch, daß bereits im 
früheren Mittelalter dieſer Kreis der Herrſchenden nicht weniger inter⸗ 
national war als im 19. und 20. Jahrhundert. Während der hohe Adel 
ſich innerhalb des eigenen Volkstums ſtreng gegen die niederen Stände 
abſchloß, fühlte er ſich mit ſeinen Standesgenoſſen fremden Stammes, 
fremder Nationalität, ja mitunter auch fremden Glaubens aufs engſte 
zuſammengehörig. 

In erſter Linie ſind es von auswärtigen die benachbarten ſlawi⸗ 
ſchen und nordiſchen Geſchlechter, mit denen ſich die Askanier ver⸗ 
ſchwägern, aber nicht dieſe allein, und durch dieſe führen die Ver⸗ 
bindungen weiter bis nach Spanien und. Italien einerſeits und nach 
Ungarn und dem griechiſchen und dem lateiniſchen Orient anderſeits und 
über die Kreuzzugsfamilien dann wieder zurück nach Frankreich und 
Lotharingien. Beſonders lehrreich find die Verbindungen mit den ſlawi⸗ 
ſchen Geſchlechtern. Schon Krabbo hat gezeigt, daß von 17 Mark⸗ 
grafen, die in der Zeit von Otto I. ( 1184) bis auf Woldemar 
(+ 1819) geheiratet oder ein Verlöbnis geſchloſſen haben, ſechs in 
die großen ſlawiſchen Fürſtenfamilien (Polen⸗Schleſien, Meklenburg, 
Böhmen) hineinheirateten, während einer ſich mit einer Slawin verlobte. 
Von 22 Markgrafentöchtern heirateten neun ins Slawenland (Böhmen, 
Polen, Pommern, Meklenburg, Schleſien). Schon Krabbo hat damit 
die Stärke der politiſchen Intereſſen der Markgrafen ihren ſlawiſchen 
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Nachbarn gegenüber beleuchtet !). Wie ſehr das Geſicht der Askanier 
nach Oſten und Nordoſten gewandt war, wird in der Tat an biejen 
Verbindungen beſonders anſchaulich. 

Wenn wir die Ahnentafeln der nordoſtdeutſchen und der angrenzen⸗ 
den flawifden Fürſtenfamilien des Mittelalters miteinander vergleichen, ; 
fo fpiegelt fic) darin aufs deutlichſte der nationale Stand der deutſch⸗ 
„flawiſchen Grenzgebiete und die Stärke der beiderſeitigen Kultureinflüſſe 
wider. Man ſieht daraus zugleich, wie die Stellung des Wendiſchen 
als vierter Sprache des Reichs in der Goldenen Bulle Kaiſer Karls IV. 
von 1356 nicht nur vom böhmiſchen Standpunkte aus natürlich war ). 
Das allmählich und verſchieden abgeſtufte Vordringen des deutſchen 
Volkstums tritt auch in dieſen Ahnentafeln ebenſo deutlich hervor, 
wie der enge Zuſammenhang, der noch lange zwiſchen dieſen wendiſchen 
Herren von Mecklenburg, Pommern, Pommerellen, Schleſien und Polen, 
in etwas geringerem Maße auch mit Böhmen, und im weiteren Sinne 
mit den bis tief ins 12. Jahrhundert ihrer ſkandinaviſchen Heimat 
eng verbundenen ruſſiſchen, in einzelnen Fällen ſogar zu den ſerbo⸗ 
kroatiſchen Dynaſten, beſtand. 


Beſonders bezeichnend iſt das Bild, das die verſchiedenen Linien 
des vielverzweigten SE bieten 8), Während die niederſchleſiſche | 


1) u zur Brandenburger und Breußifchen Geſchichte XIX, 70 
Anm. 3. 

2) G. B. c. 31: Cum sacri Romani celsitudo imperii diversarum 
nacionum moribus, vita et idiomate distinctarum leges habeat et guber- 
nacula moderari, dignum est et cunctorum sapientium iudicio censetur 
expediens, quod electores principes, ipsius imperii columpne et latera, 
diversorum idiomatum et lingwarum differenciis instruantur ... Qua- 
. propter statuimus, ut illustrium principum ... electorum filii vel heredes 
et successores, cum verisimiliter Teuthonicum idioma sibi naturaliter in- 
ditum scire presumantur et ab infancia didicisse, incipiendo a septimo 
etatis sue anno in gramatica, Italica ac Sclavica lingwis instruantur, ita 
quod infra quartum decimum etatis annum existant in talibus iuxta 
datam sibi a Deo graciam eruditi; cum illud non solum utile, imo ex 
causis premissis summe necessarium habeatur, eo quod ille lingwe ut 
plurimum ad usum et necessitätem sacri imperii frequentari sint solite 
et in hiis plus ardua ipsius imperii negocia ventilentur. Uſw. 

3) Vgl. O. Balzer, Genealogia Piastöw, Krakau 1895; für die ſchleſi⸗ 
{hen Linien Grotefend⸗Wutke, oben S. 5 Anm. 1. — Einzelbelege werden 
im folgenden nur in Ausnahmefällen angeführt. Die Angaben ſind an der 
Hand der maßgebenden Spezialliteratur teils genealogiſcher, teils (und dieſe be⸗ 
ſonders zu beachten) allgemeiner geſchichtlicher Art leicht nachzuprüfen. Siehe 
für die erſtere etwa die Nachweiſungen bei Otto Forſt⸗Battaglia, Genea⸗ 
logie, Leipzig⸗Berlin 1912 (Meiſters Grundriß der Geſchichtswiſſenſchaft, 2. Auf⸗ 
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Linie von Anfang an ihre Verbindungen fehr weſentlich nach Deutſch⸗ 
land hin ſchließt (Boleslaw I. und Adelheid von Sulzbach, Heinrich I. 
und Hedwig von Meran), blickt die oberſchleſiſche noch lange nach 
Oſten und iſt eng mit der weſentlich im flawiſchen Kreiſe verbleibenden 
maſowiſchen Linie verknüpft. Daß die nach Weſten gerichtete groß⸗ 
polniſche Linie 1296 ausſtarb (mit der Ermordung Przemysls II. von 
Poſen) und ſtatt der Breslauer oder Oppelner Piaſten der maſowiſch⸗ 
kujawiſche Zweig mit Wladislaw Lokietek (F 1333) an die Spitze des 
veuzuſammengefaßten Polenreiches trat, tft für die weitere Entwicklung 
entſcheidend geweſen. Man wird nicht ſagen, daß dadurch die weitere 
Germaniſierung ſchlechthin verhindert wurde; aber es iſt ein Ausdruck 
dafür, daß die deutſche Welle nicht ſtark genug war, um noch weiter 
nach Oſten beherrſchend vorzudringen. Bei dieſen maſowiſch⸗kujawiſchen 
Piaſten ſteht ganz vereinzelten weſtlichen deutſchen Verbindungen die 
Fülle der öſtlichen Heiraten mit den zahlreichen ruſſiſchen Linien der 
ſeit dem ſpäteren 12. Jahrhundert ihrer germaniſchen Herkunft raſch 
entäußerten Nachkommen Ruriks und den ſeit dem 13. Jahrhundert 
aufkommenden litauiſchen Familien gegenüber. 

Daß von dieſen Slawen zahlreiche Verbindungen zu den Magyaren, 
ihren ſüdlichen Nachbarn, führen und von dieſen wieder die Ver⸗ 
bindung nach dem griechiſchen und dem griechiſch-lateiniſchen Orient 
geſchlagen wird, braucht kaum ausdrücklich erwähnt zu werden. Hervor⸗ 
zuheben aber iſt die verhältnismäßig geringe Zahl deutſcher Ver⸗ 
bindungen im ungariſchen Königshauſe des 12. und 13. Jahrhunderts 
(im Gegenſatz zu den zahlreichen des 11. Jahrhunderts: Stefan I. 
und Giſela, Schweſter Kaiſer Heinrichs II.; Salomon und Judith, 
Tochter Kaiſer Heinrichs III.; Ladislaus I. und Adelheid, Tochter 
Rudolfs von Rheinfelden) !). Außer der kinderlos verbliebenen Ehe 
Stefans III. ( 1173) mit der Babenbergerin Agnes hat von In⸗ 
habern des ungariſchen Thrones nur Andreas II. (F 1235) die un⸗ 
glückliche Gertrud von Meran (} ermordet 1213) Bé aus Deutſchland 
geholt. Dagegen haben die Arpaden dieſer Zeit mehrere romaniſche 
(franzöſiſch⸗ſpaniſch⸗italieniſche) und zahlreiche ſlawiſch⸗griechiſche und 


lage, I 4a), oder bei E. Heydenreich, Handbuch der praktiſchen Genealogie, 
Leipzig 1913 (dazu meine Bemerkungen im Korreſpondenzblatt des Geſamtvereins 
der deutſchen Geſchichts⸗ und Altertumsvereine 1919, Nr. 11/12, Sp. 262 — 264), 
für die letztere vor allem die 8. Auflage des Dahlmann-Waitz, Quellen⸗ 
kunde der Deutſchen Geſchichte (hrsg. von P. Herre), Leipzig 1912. 

1) Leider war mir die grundlegende ungariſche Literatur nicht im Original 
zugänglich. 
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levantiniſche Verbindungen geſchloſſen. Erſt den nach Böhmen ver⸗ 
pflanzten Luxemburgern mit ihrem ſtarken franzöſiſchen Kultureinſchlag 
iſt die dauernde Knüpfung engſter Beziehungen zu dem neuen Hauſe 
der Anjous in Ungarn gelungen. 

Schon die Ahnentafel Albrechts des Bären (F 1170) zeigt 
das Gegenteil von nationaler oder gar ſtammesmäßiger Geſchloſſenheit. 
Sie zeigt aber auch, daß es ſich hier nicht um einen beliebigen kleinen 
ſächſiſchen Grafen handelte, ſondern um einen Angehörigen der höchſten 
deutſchen Ariſtokratie, in deſſen Adern, jo gut wie in denen der Salier 
und der Staufer, das Blut der Karolinger und der Ottonen rollte, und 
der in dieſer Hinſicht einem Welfen und gar einem Supplinburger in nichts 
nachſtand, wenn nicht vorging. Dabei iſt uns Albrechts Ahnentafel 
begreiflicherweiſe nur recht lückenhaft bekannt. Immerhin iſt noch die 
Reihe der 16 Ahnen (der Ururgroßeltern, 1. Hälfte des 11. Jahr⸗ 
hunderts) nahezu vollſtändig aufzuſtellen, und in vielen Wurzeln läßt 
ſich dieſe wieder erheblich weiter zurückverfolgen, zuletzt bis auf Widu⸗ 
kind und ſeinen großen Gegner, den Franken Karl und deſſen bekannte 
Vorfahren, und über Egbert von Weſſex ( 839) bis in die Anfänge 
der angelſächſiſchen Eroberung Britanniens um 500. 

Väterlicherſeits kommen wir freilich in männlicher Linie nicht 
über Albrechts Urgroßvater, den Grafen Eſiko von Ballenſtedt um die 
Mitte des 11. Jahrhunderts hinaus, deſſen Mutter eine Tochter des 
993 geſtorbenen Markgrafen Hodo von der ſächſiſchen Oſtmark war. 
Eſikos Gemahlin war Machtild von Werl in Weſtfalen, Tochter des 
Grafen Hermann. An dieſes Geſchlecht ſind in alter und neuer Zeit 
weitreichende Kombinationen geknüpft 1), die aber alle der Sicherheit 
entbehren. Nicht einmal die Herleitung der Grafen von Arnsberg, 
geſchweige denn die des Hauſes Lippe, iſt auch nur einigermaßen wahr⸗ 
ſcheinlich gemacht. Einen feſten Anhalt gibt nur der Annalista Saxo *), 
und gerade dieſer iſt auch die Quelle alles Zweifels, weil er Machtild 
eine Schweſter der Kaiſerin Giſela, der Gemahlin Konrads II., nennt. 
Dieſe aber war ſicher eine Tochter des Herzogs Hermann II. von 
„Schwaben ( 1003), der wiederum außer Hermann III. keine Söhne 
gehabt haben, alſo nicht mit dem weſtfäliſchen Grafen mit ſeinen zwei 
Söhnen Rudolf und Bernhard identiſch ſein kann. Die Annahme 
aber, daß Giſelas Mutter Gerberga vorher oder nachher mit einem 


1) S. zuletzt O. Forſt⸗ Battaglia, Vom Herrenſtande. Heft II, Leipzig 
1915, S. 7. 110. | 

2) M. G. SS. VI 676 und 767, zu 1026 und 1180. Übrigens wird hier 
der Name des Vaters der Machtild nicht genannt. 


— 
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weſtfäliſchen Grafen Hermann vermählt gewefen fei, ſtößt ebenfalls auf 
Schwierigkeiten: vorher wegen des Alters Giſelas und der andern 
Kinder Herzog Hermanns II. ); nachher wegen der urkundlichen Zeng⸗ 
niſſe, die auf einen bereits vor 1000 verſtorbenen Grafen Hermann 
als Gemahl einer Gerberga führen. Immerhin liegt bisher die einzige 
Möglichkeit, die Angabe des Ann. Saxo aufrecht zu erhalten in der 
Annahme, daß Herzog Hermanns II. Witwe ſich nach 1003 noch ein⸗ 
mal nach Weſtfalen vermählt habe. Ihr Alter und das Alter der 
mutmaßlichen Kinder dieſer zweiten Ehe ſtünde dem wenigſtens nicht 
im Wege. Mit dieſer Gerberga als Tochter König Konrads von 
Burgund und der weſtfränkiſchen Mathilde gewännen wir den An⸗ 
ſchluß an die älteren Welfen, die Burchardinger in Schwaben (Herzog 
Burchard I. f 926, mütterlicher Großvater Konrads), die Karolinger 
und die Ottonen (Heinrich I. T 936, mütterlicher h der 
Mathilde). 

Sicherer iſt die Abſtammung Albrechts des Bären von ” ge= 
nannten Gefdledtern auf andern Wegen bezeugt. Seine väterliche 
Großmutter Adelheid von Orlamünde (F 1100), deren Geſchlecht (die 
Weimarer Grafen in Thüringen) vier Generationen weiter zurück bis 
zu Wilhelm I. (F 963) zu verfolgen iſt, führt durch ihre Mutter 
Adela von Löwen (F 1083) nach Lothringen. Die Grafen von Löwen 
Dammen von einem jüngeren Bruder des Herzogs Giſelbert ab ), der 
939 im Kampf gegen ſeinen Schwager Otto den Großen umkam. Er 
war wahrſcheinlich der Enkel des Grafen Giſelbert im Maasgau, der 
846 eine Tochter Kaiſer Lothars I. entführte, die durch ihre Mutter 
Irmingard von Tours (T 851) wieder auf die elſäſſiſchen Etichonen 
(8. Jahrhundert) zurückweiſt. Adelas Großmutter war die mit Graf 
Lambert I. ( 1015) vermählte Gerberga, eine Tochter des Herzogs 
Karl von Niederlothringen aus dem weſtfränkiſchen Zweige der Karo⸗ 
linger, deſſen Stammvater Karl der Kahle (F 877) wieder durch feine 
Mutter Judith ( 843) von den älteren Welfen und durch Judiths 
Mutter Eigilwi von dem altſächſiſchen Adel herſtammt. 

Ein dritter Weg zu Karl dem Großen führt wahrſcheinlich über 
die Gemahlin Karls von Niederlothringen, Adelheid von Vermandois, 
des Grafen Heribert II. (III.) von Troyes Tochter, der ein gerader 
Nachkomme des unglücklichen Bernhard von Italien (F 818), eines 


1) Vgl. zuletzt meine Bemerkung in den Mitteilungen des Inſtituts für 
öſterreichiſche Geſchichtsforſchung XXXVIII (1919), S. 507. 
2) Vgl. das oben S. 3 Anm. 1 genannte Werk von Knetſch. 
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Enkels Karls des Großen, war. Man hat oft angenommen, daß Karl 
von Niederlothringen eine Dienſtfrau geheiratet habe!), weil 987 gegen 
feine Nachfolge auf den franzöſiſchen Thron von dem Erzbiſchof von 
Reims geltend gemacht wird, „ut externo regi servire non horruerit 
et uxorem de militari ordine sibi imparem duxerit“. 
Dem Hugo Capet könne nicht zugemutet werden, „de suis militibus 
feminam sumptam reginam fieri sibique dominari“. Denn „Quo- 
modo capiti suo preponet, cuius pares et etiam maiores sibi genua 
flectunt pedibusque manus supponunt?“ 2) Das iſt inſofern durchaus 
richtig, als der Graf von Troyes Benefizien vom Herzog von Francien 
hatte, iſt aber durchaus parteiiſch entſtellt inſofern, als der Adel ſeines 
Geſchlechts dem der aſtfränkiſchen Vorfahren des Capetingers 8) ug 
zweifelhaft überlegen war. | 

Die Mutter Karls von Niederlothringen, Gerberga (f 969), war 
eine Tochter des deutſchen Königs Heinrichs I., die väterlicherſeits von 
den ſächſiſchen Liudolfingern (Graf Liudolf + 864/66) und mütter⸗ 
licherſeits als Enkelin des weſtfäliſchen Grafen Thiadrich vom Herzog 
Widukind (getauft 785) und durch Thiadrichs Gemahlin Reinhild aus 
frieſiſchem und däniſchem Blute ſtammte. Herzog Karls Großvater 
König Karl der Einfältige hatte eine Schweſter der deutſchen Königin 
Edgitha, Cadgyfu (F nach 951), geehelicht, die Tochter Eadweards I. 
des Alten (F 924) und der Aelfflaed aus dem Geſchlechte des heiligen 
Königs Oswalds von Bernicia (Northumberland, T 642). König 
Gadweard I. der Alte war der Sohn Aelfreds des Großen (T 901), 
ein Urenkel Egberts von Weſſex (F 839), deſſen Stammbaum bis in 
die Zeiten Hengiſts und Horſas, bis auf Eleſas Sohn König Cerdic 
von Weſſex (495— 534) zurück angegeben wird. Damit haben wir 
den ganzen angelſächſiſchen Adel in dieſer Verbindung ). : 

Die Mutter der Adela von Löwen, Oda, war eine Tochter des 
Herzogs Gozelo I. von Nieder- und Oberlothringen (F 1044), der 


1) Z. B. F. Lot, Les derniers Carolingiens (954—991), Paris 1891, 
S. 209 Anm. 2. 

2) Rider von Reims, Historiae IV 11, hrsg. von G. oe (M. G. SS. 
rerum German., 1877) S. 133. 

3) Rider I 5. 

4) Vgl. W. G. Searle, Anglo-Saxon bishops, kings and nobles: the 
succession of the bishops and the pedigrees of the kings and nobles. 
Cambridge 1899. Die Berliner Differtation von Erna Hadenberg, Die 
Stammtafeln der angelſächſiſchen Königreiche, 1918, hat mir noch nicht vor⸗ 
gelegen. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 1. 2 
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durch feinen Vater von den Grafen von Verdun und ſchließlich von 
dem Pfalzgrafen Wigerich (7 916 / 19) abſtammt. Wigerich war wieder 
mit einer Enkelin Ludwigs des Stammlers, der Tochter einer Karolingin, 
vermählt !). Gozelos I. Mutter Mathilde C 1008) war eine Tochter 
des Sachſenherzogs Hermann Billung (+ 973), der durch ſeine männ⸗ 
liche Linie Ahnherr der Ka der Mutter Albrechts des Bären, 
wurde. 

In die engeren ſächſiſchen Kreiſe führen SC zurück die Vorfahren 
der Mutter Ottos von Orlamünde, Markgrafen von Meißen (F 1067), 
Oda, die eine Tochter des 1030 geſtorbenen Markgrafen Thietmar II. 
von der ſächſiſchen Oſtmark war. Deſſen Großvater Thietmar I. (f 978) 
war der Bruder des Erzbiſchofs Gero von Cöln und Schwiegerſohn 
Hermann Billungs (durch die Suanehild). Thietmars I. Vater war 
der 937, 945 lebende Markgraf Chriſtian, Graf im Nordthüringgau, 
im Suevigau und in Serimunt; ſeine Mutter die in Jeruſalem (969) 
geſtorbene Hidda, eine Schweſter des berühmten Markgrafen Gero 
(+ 965). 

Die Mutter Albrechts des Bären, Eilika (+ 1142), war die 
jüngere Tochter des Billungers Magnus (F 1106) und der ungariſchen 
Königstochter Sophia (F 1095), die vorher mit dem iſtriſchen Mark⸗ 
grafen Udalrich (T 1070) aus dem Haufe Weimar-Orlamünde ver⸗ 
mählt geweſen war und aus dieſer erſten Ehe Ahnfrau der Wittels⸗ 
bacher und der Meraner wurde. War das Bild bisher, wenn auch 
nicht lediglich deutſch, ſo doch weſentlich germaniſch, ſo treffen wir im 
folgenden erhebliche fremde Beſtandteile an. Bei den Vorfahren des 
Magnus iſt zunächſt freilich nur ein nordgermaniſcher Einſchlag von 
beſonderer Stärke erkennbar. Magnus hatte ſeinen Namen nach dem 
Bruder ſeiner Mutter, der Norwegerin Ulfhild (vermählt 1042 mit 
Herzog Ordulf, T 1072), einer Tochter Olavs des Heiligen (F 1030), 
der feine Stammreihe noch über Harald Schönhaar (F um 936) hin⸗ 
aus zurückverfolgte und mit einer Tochter des Schwedenkönigs Olaf 
Skotkonung ( 1021/22) vermählt war. Doch mag fraglich er 
ſcheinen, ob Ulfhild aus dieſer rechtmäßigen Ehe und nicht, wie ihr 
Bruder Magnus der Gute (F 1047), von einer Konkubine ſtammte. 
Die mehr oder weniger ungeregelten Familienverhältniſſe der nordiſchen 
Könige, beſonders in Norwegen, machen die Filiation in weiblicher 


1) R. Pariſot, Les origines de la Haute Lorraine et sa premiére 
maison ducale (959 — 1033), Paris 1909; dazu Mitt. d. Inſt. f. öſterr. Gee 
ſchichtsforſchung XXXVIII, 503. 
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Linie mehrfach für die ältere Zeit etwas unſicher. Olaf Skotkonung 
iſt der Sohn Erichs des Siegreichen, der zeitweiſe auch in Dänemark 
herrſchte (T um 994/95), und, wie es heißt, einer Tochter des Polen⸗ 
herzogs Miſeko I. Doch lohnt es bei der Unſicherheit der Überliefe⸗ 
rung nicht, dieſe ſchwediſche Spur weiter zu verfolgen. 

Herzog Ordulfs Mutter war wieder eine Eilika, Tochter des 
Markgrafen Heinrich von Schweinfurt (T 1017), eines Babenbergers, 
den man doch wohl auf den 886 von den Normannen in Weſtfranken 
erſchlagenen Markgrafen Heinrich zurückführen darf!), und der fränki⸗ 
ſchen Gerberga, Tochter des Konradiners Heribert (alſo in jedem Falle 
Baſe Herzog Hermanns II. von Schwaben), Enkelin des 949 verſtorbe⸗ 
nen Grafen Udo in der Wetterau (eines Vetters König Konrads l.). 
Dieſer Udo knüpfte durch feine Gemahlin, eine Tochter Heriberts I, 
(Charibert!) von Vermandois, wieder an die Karolinger an. Die 
Mutter Heinrichs von Schweinfurt, Eilſuith, eine Muhme des Chroniſten 
Thietmar, ſtammte aus dem ſächſiſchen Hauſe Walbeck. Ihr Groß⸗ 
vater Graf Liuthar fiel bei Lenzen 5. September 929; mütterlicher⸗ 
ſeits war ſie eine Enkelin des 978 verſtorbenen Grafen Bruno von 
Arneburg. In dieſem ſächſiſchen Kreiſe bleibt auch Ordulfs väterliche 
Großmutter Hildegard ( 1011), die Gemahlin Herzog Bernhards I. 
von Sachſen (T 1010, als Enkelin des ebenfalls bei Lenzen 929 ge⸗ 
fallenen Grafen Liuthar von Stade. 

Auf ein ganz neues Feld führt Eilikas Mutter Sophia von 
Ungarn (} 1095). Sie war die Tochter König Belas I. von Ungarn 
(F. 1063) und einer Polin. Belas I. Stammbaum führt, im einzelnen 
unſicher, auf Taxis, den Sohn Zoltans, Enkel Arpads (um 900, Sohn 
des Almos) zurück; die weiblichen Verbindungen weiſen, ſoweit er⸗ 
kennbar, nach Polen ?). Die polniſche Mutter der Sophia war eine 
Tochter König Miſicas (Miſikos) II. ( 1034) und der deutſchen 
Richenza (T 1063). Durch Miſicas II. väterliche Großmutter Dubrawka 
( 977), die Gemahlin Miſicas (Miſekos) I., des Begründers des pol⸗ 
niſchen Staates ( 992), Tochter Boleslaws I. von Böhmen (F 967), 
iſt der Anſchluß an die czechiſchen Przemysliden gewonnen, die uns 
bis auf Boleslaws I. Großeltern Borziwoy I. (um 894) und Ludmila 


1) Vgl. K. Uhlirz, Mitt. d. Inſt. f. öſterr. Geſchichtsforſchung, VI. Erg.⸗ 
Bd. S. 57 ff., und meine Bemerkungen im Neuen Archiv der Geſellſchaft für 
ältere deutſche Geſchichtskunde XXXVII, 114 f. 

2) Inwieweit auch nach Rußland (Kiew), iſt ganz unſicher. Das Haus 
Ruriks unterhielt bis tief ins 12. Jahrhundert hinein noch ſehr enge Familien⸗ 
verbindungen mit ſeiner ſkandinaviſchen Heimat. 

a 
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(F 927?) zurückführen !). Da auch Miſicas II. Mutter Emnilda 
(+ 1017), die dritte Gemahlin des gewaltigen Boleslaw I. Chrobry 
(+ 1025), die Tochter eines Slawenfürſten Dobromir war, fo bewegen 
wir uns unter ſeinen Vorfahren, ſoweit bekannt, auf rein flawifdem 
Gebiet — falls nicht etwa die Piaſten ſelber von Haus aus keine 
Slawen geweſen ſind. Doch ſind durchgreifende Beweiſe für die ſehr 
ſcharfſinnige und an ſich im Bereich des Möglichen liegende Annahme, 
daß wir in Miſica (Miſeko) I. einen Wikinger (urſprünglich Dago ge⸗ 
heißen) vor uns hätten, bisher nicht beigebracht worden und auch wohl 
kaum beizubringen? ). 

Richenza, die Gemahlin Miſekos II., war eine Tochter des loth⸗ 
ringiſchen Pfalzgrafen Ehrenfried⸗Ezzo (f 1034) und der Kaiſertochter 
Mathilde ( 1025), die durch ihren Vater Otto II. den Anſchluß an / 
die Ottonen und durch die Großmutter Adelheid an die burgundiſchen 
Welfen), durch ihre Mutter Theophano (+ 991) aber die Verbindung 
mit dem griechiſch⸗byzantiniſchen Adel herſtellt. Dabei iſt gleich⸗ 
gültig, ob Theophano eine Tochter des Kaiſers Romanos II. (T 963) 
aus dem armeniſch⸗mazedoniſchen“) Hauſe oder, wie man wohl eher 
annehmen muß, nur eine Nichte des Kaiſers Johannes I. Tzimiskes 
(969 bis f 976), gleichfalls eines Armeniers, geweſen ift). 

Schon unter den acht Urgroßeltern des erſten askaniſchen Mark⸗ 
as find eine en ein u und eine Polin (dieſe 


1) Vgl. zuletzt B. Bretholz, Geſchichte Böhmens und Mährens bis zum 
Ausſterben der Premysliden (1306). München und Leipzig 1912. 

2) Zu den Ausführungen von 7 P. Lambert Schulte, Beiträge zur 
älteſten Geſchichte Polens, und von R. Holtzmann, Böhmen und Polen im 
10. Jahrhundert, in der Zeitſchrift des Vereins für Geſchichte Schleſiens 52 
(1918) vgl. meine Bemerkungen Hiſtor. Zeitſchrift 120 (3. F. 24), 1919, S. 358 f. 

3) Vgl. über fie in erſter Linie R. Poupardin, Le royaume de Bour- 
gogne (888— 1038), Paris 1907, der bei Bernhard Sepp, Stammbaum der 
Welfen, München 1915 (im einzelnen nicht ausreichend), nicht verwertet iſt. 

4) H. Gelzer, Abriß der byzantiniſchen Kaiſergeſchichte bei K. Krum⸗ 
bacher, Geſchichte der byzantiniſchen Literatur, 2. Aufl., München 1897, S. 974. 

5) Für das erſtere z. B. K. Uhlirz, Byzantiniſche Zeitſchrift IV (1895), 
4467 ff. und Jahrbücher des Deutſchen Reiches unter Otto II. (Leipzig 1902), 
S. 24; L. M. Hartmann, Geſchichte Italiens im Mittelalter IV, 1 (Gotha 
1915), S. 38 Anm. 21. Dagegen m. E. durchgreifend J. Moltmann, Theo⸗ 
phano, die Gemahlin Ottos II., in ihrer Bedeutung für die Politik Ottos I. 
und Ottos II.“ Diſſertation Göttingen 1878; W. v. Gieſebrecht, Geſchichte 
der deutſchen Kaiſerzeit 15, 844; H. Breßlau in der Allgemeinen deutſchen 
Biographie 24, S. 593; E. v. Ottenthal in der Neubearbeitung von Böhmers 
Regesta Imperii II 1 (1893) Nr. 536 b. 
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dlerdings mit deutſcher Mutter); von den übrigen fünf aber find doch 
vier in Sachſen und Thüringen zu Hauſe, und die großen ſächſiſchen 
Geſchlechter ſtehen in den deutſchen Teilen dieſer Ahnentafel zunächſt 
doch im Vordergrunde. Bei ſeinen Nachkommen zeigen ſich bald ganz 
andere Bilder. Der letzte, wenigſtens der letzte vom Reich belehnte 
und ſelbſtändig regierende Markgraf, Albrechts Urururenkel Woldemar 
(T 1319), hatte neben einem deutſchen Großvater eine däniſche Groß⸗ 
mutter (väterlicherſeits) und (mütterlicherſeits) zwei polniſch⸗ſchleſiſche 
Großeltern; in der Reihe der 16 Ahnen ſtehen 8 Slawen (die Piaſten 
und, was für das Ende des 12. Jahrhunderts bereits zuläſſig iſt, 
auch das Haus Rurik als flawiſch gerechnet), einer Magyarin, einem 
Dänen und zwei Romanen (Sancho I. von Portugal, f 1211, und 
Dolce von Aragon) nur drei Deutſche (Otto I. von Brandenburg, der 
Wettiner Konrad von der Niederlauſitz, f 1210, und Hedwig von 
Meran, f 1243, die Gemahlin Heinrichs I. von Niederſchleſien) und 
eine Ahnfrau unbekannter Herkunft (Markgraf Ottos I. zweite Ge⸗ 
mahlin Adelheid !)) gegenüber! Wie iſt es zu dieſer Veränderung ge⸗ 
kommen? Schreiten wir von unſerm Ausgangspunkt, dem Bären 
Albrecht, ſtufenweiſe vor. 

Die Gemahlin Albrechts des Bären, Sophie (T 1160), wird mit 
einiger Wahrſcheinlichkeit als Tochter des Grafen Hermann I. von 
Winzenburg (F 1122) angeſehen ?), gehörte alſo dem norddeutſchen 
Zweige des ſonſt namentlich in Bayern und Oſterreich hervortretenden 
Hauſes der Grafen von Formbach und Windeberg an, mit dem auch 
Kaiſer Lothar von Supplinburg durch ſeine Mutter Hedwig in 
Verbindung ſtand. | 

Otto I. ( 1184) war in erſter Ehe mit der Polin Judith 
(Tochter Boleslaws III. Schiefmaul), in zweiter Ehe mit einer Adel⸗ 
heid unbekannter Herkunft vermählt (die man früher mit Ottos II. 
Gemahlin Ada von Holland verwechſelte). Nur die zweite Ehe hat 
den Stamm dauernd fortgeſetzt durch Albrecht II. (f 1220) ?), der 
1205 die Ehe mit der Wettinerin Mechtild ( 1255) ſchloß, der 
Tochter Konrads, Markgrafen von der (Nieder⸗)Lauſitz ( 1210) und 
der Polin Eliſabeth (T 1209). 


1) Vgl. Forſch. z. Brand. und Preuß. Geſch. XXX (1917), S. 20 Anm. 1 
Ende. | 
2) A. Cohn in den Forſch. zur Deutſchen Geſchichte VI (1866) S. 529 ff. 
3) H. Krabbo, in den Forſch. z. Brand. u. Preuß. Geſch. XXIV (1911), 
S. 340 Anm. 3; Regeſten der Markgrafen von Brandenburg aus ee 
Hauſe, 2. Siefening (Leipzig 1911), Rr. 421. 
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Das Haus Wettin wird mit ziemlicher Sicherheit bis auf den 
Grafen Dedi im Haſſegau (F 957) zurückverfolgt. Deſſen Enkel Graf 
Dedi (F erſchlagen 1009) hatte Thiedburga von Haldensleben, Tochter 
des Markgrafen Dietrich von der Nordmark (F 985), geheiratet. Beider 
Sohn Dietrich II. (F erſchlagen 1034) ehelichte Mathilde von Meißen, 
Tochter Markgraf Ekkehards I., der als Thronbewerber 1002 erſchlagen 
wurde (Sohnes des 982 in Unteritalien gefallenen Markgrafen Gunter), 
und einer Tochter Hermann Billungs, Suanehild, die vorher mit dem 
bereits genannten Markgrafen Thietmar von der Oſtmark (F 978) ver⸗ 
mählt war. Dietrichs II. Sohn Thiemo, Graf von Brene (Brehna), 
heiratete Ida, Tochter Ottos von Nordheim (Herzogs von Bayern 
1061-1070, + 1083), deſſen Großvater Sigfrid 1002 Gegner Ekke⸗ 
hards von Meißen war, und der Richenza, Witwe des Grafen Her⸗ 
mann von Werl. | 

Thiemos Sohn war Konrad der Große (T 1157), der dauernd 
ſeinem Hauſe die Mark Meißen gewann und eine ſchwäbiſche 
Grafentochter aus einer nicht ſicher zu beſtimmenden Familie ehe⸗ 
lichte !). Sein Sohn Dedo von Groitſch, der Vater Konrads, heiratete 
1165 die Schweſter Philipps, des ſpäteren Kanzlers und Erzbiſchofs 
von Köln, Mathilde von Heinsberg, deren Geſchlecht ebenſo wie die 
Geldernſchen Grafen auf die unter Heinrich II. zuerſt auftretenden Waſſen⸗ 
berger zurückgeht. Ihre Mutter war eine Tochter des ſächſiſchen Pfalzgrafen 
Friedrich II. des Alten von Sommerſchenburg und ſtand ſo wieder mit 
vielen, zum Teil bereits genannten ſächſiſchen. Geſchlechtern in Verbindung. 
Friedrichs Mutter Oda von Putelendorf war die Schweſter Erzbiſchof Adal⸗ 
berts von Bremen (1043 bis f 1072) 2), während Friedrichs Gemahlin 
Adelheid in das ſchwäbiſche Geſchlecht der Grafen von Laufen gehört, 
ſelber aber wieder eine ſächſiſche Mutter aus dem Haufe Werl hatte?). 

Der Markgräfin Mechtild Mutter Eliſabeth war die Tochter 
Mieskos III. von Großpolen (geb. 1126/27 f 1202) aus ſeiner erſten 
Ehe mit Eliſabeth von Ungarn, deren Urgroßvater der ſchon genannte 
Bela I. (T 1063) war; ihr wahrſcheinlicher Großvater König Geyſa I. 
G 1077) ſchlägt eine neue Verbindung nach Griechenland durch ſeine 
Heirat mit der Tochter des Theodul Synnadenos“). Miesko III. 


1) Bgl. zuletzt W. Hoppe, Markgraf Konrad von Meißen, Dresden 1919, 
S. 3 f. (SA. aus dem Neuen Archiv für Sächſiſche Geſchichte und Altertums⸗ 
kunde 40). j d 

2) Vgl. die Goſecker Chronik M. G. SS. X, 142 ff. 

3) Vgl. Chr. F. Stälin, Wirtembergiſche Geſchichte II (1847), S. 416. 

4) Doch wird abweichend auch Geyſas I. Bruder Lambert als Vater des 
Herzogs Almos genannt, deſſen Tochter Eliſabeth war. | 


NN 
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war der zweite Sohn Boleslaws III. Schiefmaul (geb. 1086, f 1138) 
aus zweiter Ehe mit der ſchwäbiſchen Gräfin Salome von Berg 
(+ 1144) ). Boleslaws III. Mutter Judith (geb. 1056/58, + 1086), 
die erſte Gemahlin Wladislaws I. Hermann von Polen (geb. 1040, 
f 1102), war eine Tochter Wratislaws II. von Böhmen (+ 1092), 
deſſen Verdienſte Heinrich IV. 1085 mit der Königskrone belohnt hatte, 
und der Adelheid von Ungarn, die durch ihre Mutter Anaſtaſia (Gemahlin 
des 1060 gefallenen Königs Andreas I.) Enkelin des Großfürſten 
a I. von Kiew (F 1054) und der Schwedin Ingegerd (F 1051) 

Ingegerds Mutter war wieder, wenigſtens nach Adams Bericht, 
ve 9551 Eſtred, die Gemahlin Olaf Skotkonungs von Schweden ). 
Wratislaw II. von Böhmen findet durch ſeine Mutter Judith von 
Schweinfurt (f 1058), eine Schweſter der früher genannten Gilifa 
(Gemahlin Herzog Ordulfs von Sachſen), den Anſchluß an die deutſchen 
(fränkiſchen?) Babenberger. Boleslaws III. von Polen väterlicher 
Großvater Kaſimir I. (geb. 1016, + 1058) war der Sohn Miſicas II. 
und der deutſchen Richenza und ſelber mit Dobronega Maria ( 1087), 
einer Tochter Wladimirs I. des Großen von Kiew (7 1015), des Ur: 
enkels Ruriks, vermählt ?). 

Mit Albrechts II. Söhnen teilten ſich die brahdenburgiſchen 
Askanier in zwei Stämme. Markgraf Johann I., der ältere Sohn 
(T 1266), führte Sophie von Dänemark ( 1247) heim, eine 
Tochter König Waldemars II. des „Siegers“ (geb. 1170, F 1241) 
aus ſeiner zweiten Ehe (ſeit 1214) mit Berengaria von Portugal 
(f 1221). Waldemars II. Vater Waldemar I. der Große (geb. 1131, 
T 1182) war der Sohn Knut Lavards von Schleswig, eines Enkels 
des Begründers der neuen däniſchen Dynaſtie, Sven II. Eſtridſen 
( wohl 1074, nicht 1076) ), der durch feinen Vater Ulf Jarl mit 
dem alten, im einzelnen freilich ſchon in mythiſches Dunkel gehüllten 
ſchwediſchen Königsſtamm, durch feine Mutter Eſtrid, die Schweſter 
Knuds des Großen (F 1035), mit dem älteren däniſchen Königshauſe 


1) Berg fö. von Ehingen, Stalin II, 352 ff. 

2) Adam von Bremen, Gesta Hammaburgensis ecclesiae pontificum II, 
39 (37), hrsg. von B. Schmeidler, Hannover und Leipzig 1917 (M. G. 88. 
rerum Germ.), S. 99. 

3) Ob Dobronega aus Wladimirs I. Ehe mit Rognieda von Polock (gleich⸗ 
E aus warägiſchem Geſchlecht, + 1000) ſtammte, muß fehr zweifelhaft er: 
cheinen. 

4) B. Ss meidter, Hamburg: Bremen und Nordoſteuropa vom 9. bis 
11. Jahrhundert, Leipzig 1918, S. 288 ff. 
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Gorms des Alten und durch Eſtrids Mutter wieder mit Miſica I. von 
Polen verknüpft iſt. Dieſer väterliche Stamm der Waldemare ſcheint 
ganz überwiegend, wenn auch nicht völlig rein nordgermaniſchen Blutes 
geweſen zu ſein. 

Waldemars II. Mutter war die Ruf ſin Sophie ( ＋ 1198) deren 
Vater Waledar (Walerda, Wolodar) noch immer nicht mit Sicherheit 
in einem der zahlreichen ruſſiſchen Teilfürſten aus dem Geſchlechte 
Ruriks, dem er ſicherlich angehörte, wiedererkannt iſt !), während ihre 
Mutter Richenza als Tochter Boleslaws III. von Polen und der 
Salome von Berg uns in einen bereits e Verwandten⸗ 
kreis führt. 

Auch Waldemar I. (1 1182) hatte eine ruſſiſche Mutter Inge⸗ 
burg, deren Vater ebenfalls nicht zweifelsfrei feſtſteht, die aber höchſt⸗ 
wahrſcheinlich als eine Enkelin des Großfürſten Wladimir II. Monomach 
von Kiew (geb. 1053, f 1125) anzuſprechen if. Gewöhnlich gilt fie 
als Tochter des Großfürſten Mſtislaw I. Wladimirowitſch von Kiew 
(geb. 1076, + 1132); vielleicht kommt aber eher deſſen freilich recht 
jung erſchlagener Bruder Iſjäslaw von Murom (fF 6. Sept. 1096) 2) 
in Betracht. Denn Abt Wilhelm von Aebelholt nennt ihn Izizlavus ?); 
ſonſt heißt er in den nordiſchen Quellen Harald. Ingeburgs Mutter 
war die Schwedin Chriſtine (f 1120 nach Wedekind, 1122 nach 


1) S. beſonders Abt Wilhelms von Aebelholt Genealogia regum Dano- 
rum (Ingeburgis reginae), SS. minores historiae Danieae rec. CI. Gertz I, 
Kopenhagen 1917. S. 184 f. (ogl. M. G. 88. XXIX, 165 f.). Am meiſten Bei⸗ 
fall hat die Anſicht von A. Ch. Wedekind, Noten zu einigen Geſchichtſchreibern 
des deutſchen Mittelalters II, Hamburg 1835, S. 3 ff. gefunden, der ſtatt eines 
Wolodar vielmehr in Wladimir(fo) Wolodorowitſch Fürſt von Halicz (T 1152/53) 
den Vater der Sophie ſieht. Doch beſtehen auch dagegen erhebliche Bedenken. 
Ob ein Wolodar von Minsk, Sohn des Fürſten Gleb (Anfang des 12. Jahr⸗ 
hunderts), in Frage kommen kann, vermag ich zurzeit nicht zu jagen.” 

2) Chronique dite de Nestor, traduite... par L. Léger, Paris 1884 
(Publications de l’&cole des langues avientales vivantes Ile série, vol. XI, 
c. 78. 81, S. 192. 197 f. 

3) SS. minores hist. Dan. rec, Gertz I, 180. Ganz anders wäre es, 
wenn Gertz (in der Anm. zu Z. 34 auf S. 180) Recht hätte, der unter Be⸗ 
rufung auf die Epistola Absalonis bei Langebek SS. rer. Dan. VI 42 
(Ingiburgh filia rizlaui) in Izizlaui eine Verderbung aus Jarizlaui ſieht. 
Doch wird man ihm kaum folgen können. Denn dann wäre die Angabe Saxos 
(Hist. Dan. XIII, S. 641 der Ausgabe von Müller und Velſchow, Kopenhagen 
1889) ganz unerklärlich, daß Waldemar I. ſeinen Namen nach ſeinem mütterlichen 
Großvater erhalten habe, während ſonſt Hatt Großvater nur Urgroßvater ein⸗ 
geſetzt zu werden braucht. 
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Geijer), Tochter König Inges I., Enkelin Stenkils (T 1066), der als 
Schwiegerſohn König Anund Jakobs (F 1052) ſich wieder an die ältere 
ſchwediſche Königsreihe anſchließt. Ingeburgs Großvater Wladimir II. 
(1 1125) war vermählt mit Gytha, einer Tochter des letzten bei Haſtings 
1066 erſchlagenen Angelſachſenkönigs Harald (II.), deſſen Vater God⸗ 
wine (Earl der Weſtſachſen 1020 — 7 1053) feine Stammreihe noch 
um drei Generationen weiter zurückverfolgen konnte und deſſen Mutter, 
ebenfalls Gytha geheißen, als Schweſter Ulf Jarls (des Vaters von 


Sven Eſtridſen) wieder in den ſchon bekannten nordgermaniſchen Kreis 


führt; doch kann fraglich erſcheinen, ob Ingeburgs Vater gerade ein 


Sohn dieſer angelſächſiſchen Frau Wladimirs II. war. Seinen Zu⸗ 


namen Monomach führte Wladimir II. nach ſeinem mütterlichen Groß⸗ 
vater, dem byzantiniſchen Kaiſer Konſtantin IX. Monomachos 
(1042 — + 1054, verwandt mit der armeniſch⸗mazedoniſchen Dynaſtie), 
deſſen Tochter den Großfürſten Wſewolod I. (geb. 1030, f 1093), 
Sohn Jaroslaws I. und der Schwedin Ingegerd, geheiratet hatte. 


Berengaria von Portugal (} 1221), die zweite Gemahlin 


Waldemars II. von Dänemark, war die Tochter König Sanchos I. 
(geb. 1154, f 1211) und der Dolce von Aragon. Sancho I. ſtammte 
in männlicher Linie bekanntlich von den Capetingern ab als Enkel 
Heinrichs von Burgund (F 1112), des erſten Grafen von Portugal 


und Schwiegerſohnes des Kaiſers von Spanien Alfons VI., Königs 


von Leon und Caſtilien (f 1109), und damit Nachkomme Herzog 
Roberts I. von Burgund ( 1075), des jüngeren Sohnes König 
Roberts II. von Frankreich ( 1031) und damit Enkel Hugo Capets 
(+ 996). Die Gemahlin Roberts I. von Burgund, Elia von Semur, 
war eine Schweſter des Abts Hugo I. von Cluny (1049 — f 1109), 
der bei Kaiſer Heinrich IV. Pate geſtanden hatte; ihre Vorfahren unter 
dem weſtfränkiſch⸗burgundiſchen Adel führen in weiblicher Linie auf 
Gislebert von Vergy (T 956), den Schwiegerſohn Herzog Richards von 
Burgund (} 921), eines Bruders Boſos von Vienne (F 887), der 
als erſter außerhalb des Blutes Karls des Großen 879 in den Rhone⸗ 
landen nach der (burgundiſch-provençaliſchen) Königskrone griff. Herzog 
Richards Gemahlin Adelheid war eine Großnichte der Kaiſerin 
Judith, eine Tochter des welfiſchen Grafen Konrad (858 — 862), der 
zuerſt die Stellung ſeines Geſchlechts in den Alpen zwiſchen Jura 
und Großem St. Bernhard begründete und deſſen Urenkel Konrad 
(+ 993), geſtützt auf die deutſche Macht Ottos des Großen, in den 
40 er Jahren des 10. Jahrhunderts feine Herrſchaft auch über das 
ehemalige Reich Boſos von Lyon bis Arles erſtreckte und ſo das 


— 
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1032 an die deutſche Krone übergegangene burgundiſche oder arelatiſche 
Reich ſchuf. 

Durch die Mutter des erſten Grafen von Portugal, Sibylle, Tochter 
des Grafen Reinald I. von Burgund ( 1057), kommen wir in männlicher 
Linie auf Adalbert und feinen Vater Berengar II. von Yvrea CT 966), 
die letzten Könige Italiens vor der deutſchen Herrſchaft, durch Berengars II. 
Gemahlin Willa, die Nichte König Hugos von Italien (f 947), über Hugos 
Mutter, die „große“ Gräfin Berta (von Tuscien, f 925) auf den Karo⸗ 
linger Lothar II. (F 869) und feine heißumſtrittene Verbindung mit der 


Waldrada, von der Verwandte im Elſaß erwähnt werden. Berengars II. 


Mutter Gisla war die Tochter Kaiſer Berengars I. ( 924), der wieder 
aus der Ehe des im alten ſalfränkiſchen und im ſchwäbiſchen Gebiet 
reich begüterten Markgrafen Eberhard von Friaul (+ 864 oder 866) 1) 
und der Karolingin Gisla, einer Tochter Ludwigs des Frommen und 
der Welfin Judith (F 843), war. Otto Wilhelm ( 1026 oder 1027), 
der Sohn Adalberts von Yorea, war mit Ermentrud von Roucy, einer 


Enkelin Giſelberts von Lothringen (F 939) und Urenkelin des Sachſen⸗ 


königs Heinrich I. ( 936), Otto Wilhelms Sohn Reinald I. mit 
Adele (Aélis) von der Normandie vermählt, einer Urenkelin Rollos, 
der 911 die dauernde Herrſchaft ſeiner Landsleute an der franzöſiſchen 
Küſte des Kanals begründete. Die Mutter dieſer Adele war Judith 
von der Bretagne, Tochter des Grafen oder Herzogs Conan I. le Tors 
(von Rennes, f 992) und der Ermengard aus dem älteren Hauſe 
Anjou, einer Tochter des Grafen Gottfried I. Griſa Gonella (T 987), 
deſſen Stammreihe Graf Fulko IV. Réchin (F 1109) in dem Bruch⸗ 
ſtück ſeiner Selbſtbiographie bis auf Ingelger (um 900) zurückführte, 
die Chronica de gestis consulum Andegavorum noch über dieſen und 
feinen Vater Tertullus, den forestarius Karls des. Kahlen in der Forſt 
von Bellepoule (ſüdöſtl. von Angers), hinaus in freilich fabelhafter 
Weiſe an die ausgehende Römerzeit der ſpäteren Bretagne anzuknüpfen 
ſuchte ?). Die Gemahlin Gottfrieds I. von Anjou führt in das Haus 
Vermandois und damit ſchließlich zu Karl dem Großen. 


- 


Tief in die älteren ſpaniſchen Geſchlechter führen die von Kaiſer | 


1) A. Hofmeiſter, Markgrafen und Markgrafſchaften im Italiſchen 
Königreich (774—962), Mitteilungen des Inſtituts für öſterreichiſche Geſchichts⸗ 
forſchung, VII. Erg.⸗Bd., S. 316 ff., 429 f. 

2) Chroniques des comtes d' Aujou et des seigneurs d' Amboise 
publiées par L. Halphen et R. Poupardin, Paris 1913 (Collection de 
textes pour servir A l'étude et à l'enseignement de l'histoire), insbeſ. 
S. 232 u. S. 26 ff. 
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Alfons VI. ( 1109) aufwärts ſteigenden Linien: über 11 Vater 
König Ferdinand I. von Leon und Caſtilien (f 1065) und feinen 
väterlichen Großvater König Sancho III. den Großen von Navarra 
( 1035) und deſſen Gemahlin Munia Mayor von Caſtilien zu den 
älteren Grafen und Fürſten der baskiſchen und der benachbarten Land⸗ 
ſchaften zu beiden Seiten der Weſtpyrenäen, deren Stammreihe mit 
einiger Sicherheit vom 9. Jahrhundert an zu verfolgen iſt; über ſeine 
Mutter Sanda von Leon (T 1067) zu den älteren Königen von Leon, 
von Aſturien und von Galizien und ihrem Ahnherrn Herzog Peter 
von Cantabrien, der noch unter den weſtgotiſchen Königen Egica (687 
bis 702) und feinem Sohn Witiza (698?, 700 — 710) Befehlshaber 
in dieſem Teil der gebirgigen ſpaniſchen Nordküſte geweſen war und 
mit dem von Aſturien ausgehenden Pelayo durch ſeinen Widerſtand 
gegen die Muslim die Keime der erneuten Erhebung chriſtlicher Herr⸗ 
ſchaft auf der Halbinſel lebendig erhielt. Peter von Cantabrien ſelbſt 
war von dem edelſten weſtgotiſchen Blute; er entſtammte dem Ge⸗ 
ſchlechte König Rekkareds I. (T 601), der fein Volk 586 vom Arianis⸗ 
mus zum Katholizismus brachte, und ſeines Vaters Leovigild (568 
bis + 586). Von hier kann leicht — im einzelnen iſt Peters Ab⸗ 
ſtammung nicht zu belegen — eine Anknüpfung an die älteren Mero⸗ 
winger ſtattgefunden haben, ſei es z. B. durch Rekkareds Ehe mit 
Rigunthis, der Tochter Chilperichs I. ( 584) und der Fredegunde 
(7 597), oder durch die Gemahlin ſeines älteren Bruders, des unglück⸗ 
lichen Hermenegild, Ingundis, Tochter Sigiberts I. (F ermordet 575) 
und der Brunichilde (F 614), die ſelber eine Tochter des Weſtgoten⸗ 
königs Athanagild (551— 567) war!). Mit den Merowingern Aber 
wäre auch in Chlodovechs Gemahlin Chrodechildis ( 544) der An⸗ 
ſchluß an das Königshaus der alten Burgundionen gegeben, deſſen 
Ahnherr Gundioch freilich nach Gregor von Tours?) aus dem Ge— 
ſchlecht des heidniſchen Weſtgotenkönigs Athanarich in der Hunnenzeit 
(F 381 in Konſtantinopel) ſtammte. 
Die Mutter Sanchos I. von Portugal (F 1211), Mathilde (F 1158), 
war eine Tochter des Grafen Amedeus III. von Savoyen (f 1148), 
deſſen väterliches Geſchlecht zwar nicht über Hu(m) bert I. Weißhand 
(bis 1047 nachweisbar), den Anhänger Kaiſer Konrads II. in dem 


1) Die Zurückführung der Karolinger auf eine Tochter Chlothachars I. 
(+ 561) und damit auch auf beten Vater Chlodovech I. (F 511) iſt bekanntlich 
Fabel. 5 | 
- 2) Hist. Franc. II, 28, M. G. SS. rerum Meroving. I, 89. Kruſch 
verwirft freilich dieſe Angabe. 
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Kampf um die Nachfolge in Burgund, hinaus nachzuweiſen (8 1). 
Amedeus III. Gemahlin, Mathilde von Albon, war aus dem Hauſe 
der Wigdnen, der ſpäteren Delfine von Vienne (und Grenoble), das 
bis ins 10. Jahrhundert zurückgeht 2). Sogar noch etwas weiter, hin⸗ 
auf führen von den weiblichen Vorfahren der Savoyer, von den Grafen 
von Burgund aus dem Haufe Adalberts von Ivrea abgeſehen, deren 
oben beſprochene Verbindungen nach der Normandie uſw. und mit der 
ſächſiſchen Dynaſtie in Deutſchland auch hier auftreten, die Markgrafen 
von Turin aus dem Stamme des Salfranken Arduin, der 888/89 mit 
Wido von Spoleto nach Italien kam. Von den Turinern kommen 
wir wieder in weiblicher Linie auf das Haus Canoſſa, dem nicht nur 
die Freundin Hildebrands, die große Gräfin Mathilde von Tuscien 
(F 1115), ſondern auch in einem Seitenzweige der kaiſerliche Gegen⸗ 
papſt Wibert von Ravenna (Clemens III., 1080— 1100) entſtammt, 
und ſeinen Ahnherrn, den Helfer der Königin Adelheid in der Zeit 
Ottos des Großen, den Grafen Adalbert Atto, den Sohn eines Sig— 
frid aus der Grafſchaft Lucca, ſowie auf die Markgrafen von Eſte, 
wie die Canoſſaner langobardiſchen Stammes), an deren Spitze 
der Markgraf und Pfalzgraf (962— 972) Otbert (I.) (f 972— 75), der 
Sohn eines Markgrafen Adalbert, ebenfalls einer der führenden Partei⸗ 
gänger der deutſchen Herrſchaft in Italien, ſteht. 
: Dolce von Aragon war eine Tochter des Markgrafen und Grafen 
Raimund Berengar IV. von Barcelona (f 1162) und der Königin 
Petronilla von Aragon (geb. 1135, vermählt 1151, T 1173), der 
letzten der aragoniſchen Linie der Nachkommen Sanchos III. des 
Großen von Navarra (F 1035), die fic) durchweg mit franzöſiſchen 
Familien verſchwägert hatte, wie Foix (aus dem Hauſe Comminges und 
Carcaſſonne), Ramerupt und Roucy (von wo wir wieder teils über 
Giſelbert von Lothringen + 939 und feine Gemahlin Gerberga f 969, 
teils über die ihm ſtammverwandten Grafen des Hennegaus und Hugo 
Capet und ſeine Mutter Hadwig, wie Gerberga eine Tochter König 
Heinrichs I., auf das ſächſiſche Kaiſerhaus zurückkommen), ſowie Poitiers⸗ 
Aquitanien (und damit, außer den capetingiſchen Herzogen von Burgund 
und den fdon. öfter genannten Grafen von Burgund, Toulouſe und 
Provence, ſowie Mortaing). 


1) Vgl. oben S. 10 Anm. 1. 

2) H. Breßlau, Jahrb. des Deutſchen Reichs unter Konrad II., Bd. II 
(1884), S. 487 ff.; R. Poupardin, Le royaume de Bourgogne, S. 258 
Anm. 1. 

3) H. Breßlau, Jahrbücher des SSES Reichs unter Konrad II., 
Bd. I (1879), S. 368, 414 ff. 
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Agnes (oder Emma) von Mortaing, die Gemahlin des Herzogs 
und Grafen Wilhelm IV. von Touloufe (F um 1093), führt ſowohl 
durch ihren Vater, Robert Graf von Mortaing (lebt 1087), wie durch 
ihre Mutter, Mathilde von Montgomery, in die Kreiſe des ritterlichen 
Adels der franzöſierten Normannen in der Normandie, und hier ſtoßen 
wir, in der 11. Generation nach rückwärts (Woldemar ſelber eingerechnet), 
einmal auf eine Beimiſchung von ſtändiſch zweifellos ungleichem Blut. 
Graf Robert von Mortaing war der Stiefbruder Wilhelms des Er⸗ 
oberers. Sein Vater, Herluin von Conteville, hatte die ehemalige Bei⸗ 
ſchläferin Herzog Roberts II. von der Normandie geehelicht, und deren 
Eltern waren der Kürſchner Herbert (oder Fulbert) in Falaiſe und 
feine Frau Doda (Duwa), deren Heimat die jüngere Überlieferung 
teils in dem Dorfe Calvusmons bei Florennes im Lütticher e 
teil in Huy ſuchte 1). 

Auf die niederen Schichten der Geſellſchaft führen die Ahnen ree 
Agnes von Poitiers, der Gemahlin König Ramiros II. von Aragonien 
(1134—1137, + 1147 oder 1155), der Mutter der Petronilla, noch 
ein zweites Mal in den Urſprüngen der mächtigen Grafen von Blois 
und Chartres zurück, von denen (ebenfalls in der 11. Generation von 
Markgraf Woldemar an rückwärts) Emma (geb. 953) den Grafen 

Wilhelm IV. (II.) Fierabras von Poitiers, Herzog von Aqui⸗ 
tanien ( 995 oder 996) heiratete. Dieſe Emma war durch ihre 
Mutter zwar dem Hauſe Vermandois (Troyes), alſo karolingiſchem Blut 
entſproſſen. Aber ihr väterlicher Urgroßvater Ingo, der Reitknecht 
(agaso) König Odos von Weſtfranken, hatte erſt zu Ende des 9. Jahr⸗ 
hunderts durch perſönliche Tapferkeit ein Ritterlehen und Eingang in 
die ritterliche Ariſtokratie gefunden ). | 

Durch die Markgrafen von Barcelona ift der ganze Kreis der 
alten ſpaniſchen Mark und ihrer Nachbargebiete und damit wieder 
fränkiſcher Adel gegeben. Auch hier erreichen wir wiederholt das 
9. Jahrhundert; ein etwaiger Anſchluß (über La Marche und Perigord) 


1) Alberich von Trois⸗Fontaines z. J. 1035, M. G. 88. XXIII, 784 f. 
Fulbertus cubicularius ducis bei Wilhelm von Jumiéges (aber pelliciarius 
VII, 19). | 

2) Rider, Hist. I, 9—11 (Ingo „ex mediocribus regis agaso“). Noch 
von Eudo II. von Blois und der Champagne (+ 1037), der Kaiſer Konrad 
dem II, das burgundiſche Reich ſtreitig machte, betont Rodulfus Glaber, Hist. 
III, 9, 37: licet a patris sui proavis obscurae duxisset genus lineae 
(Raoul Glaber, Les cing livres de ses Histoires, publ. par M. Prou, 
Paris 1886 [Collection de textes pour servir A l'étude et à l'enseignement 
de Phistoire], S. 86). 


H 
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an Herzog Bernhard von Septimanien, den Kämmerer Ludwigs des 
Frommen und der Judith 829 (F hingerichtet 844), einen Sohn des 
heiligen Wilhelm von Gellone, Grafen von Toulouſe, iſt freilich ganz 
zweifelhaft. Von beſonderem Intereſſe ſind die Fäden, die nach der 
Provence und nach Unteritalien leiten. Raimund Berengar III. von 
Barcelona ( 1131) erwarb durch feine zweite Heirat, die den 
Stamm fortſetzte, 1112 mit Douce, der Erbtochter des Vizegrafen 
Gilbert von Milhaud und Gévaudan, die Graffchaft Provence, die 
dieſer durch ihre Mutter Gerberga, die Tochter des um 1063 f. Grafen 
Gaufred I. von der Provence, zuſtand. Dieſe älteren Grafen von der 
Provence (Arles) treten zuerſt um die Mitte des 10. Jahrhunderts 
mit Boſo, dem Sohn eines Rothbald, in die Erſcheinung !). Von 
ihnen ſchlingen ſich wieder weitere Fäden zu den älteren Anjous und 
dem Grafen Otto Wilhelm von Burgund ( 1026 oder 1027) hinüber. 
Die Normannin Mathilde von Apulien, eine Tochter Robert 
Guiscards (7 1085), des bedeutendſten Sohnes Tankreds von 
Hauteville (bei Coutances in der Normandie), aus ſeiner zweiten Ehe 
mit Sikelgaita von Salerno (vermählt 1058, + 1090), war die Ge⸗ 
mahlin Raimund Berengars II. von Barcelona, der vorzeitig 1082 er⸗ 
mordet wurde. Das bringt neu den vielverzweigten Kreis der lango⸗ 
bardiſchen Fürſten⸗ ufd Magnatenhäuſer Unteritaliens hinzu. Die 
Stammreihe der Sikelgaita geht über ihren Vater, den Fürſten Waimar V. 
(IV.) von Salerno (F ermordet 1052) bis auf deſſen Großvater, den 
Sohn eines Lambert aus Spoleto, Johann II. (F 994), der 983 die 
nach dem Sturge der Familie Pandulfs Eiſenkopf (F 981) in Salerno 
herrſchenden Amalfitaner Herzoge verdrängte ?). Johanns II. Sohn 
Waimar IV. (III.), hat durch ſeine Ehe mit Gaitelgrima, einer Groß⸗ 
nichte Pandulfs Eiſenkopf und Tochter Pandulfs II. (IV.) des Alteren, 
Fürſten von Benevent und Capua ( 1014), den Anſchluß an dieſes 
auf den Grafen (Gaſtalden) Landulf I. von Capua ( 843) zurück⸗ 
gehende Geſchlecht erreicht?), durch das wohl ſicher auch die unter 
griechiſcher Hoheit ſtehenden Herzoge von Neapel in dieſe Bluts⸗ 
gemeinſchaft hineingezogen werden, obwohl im * Wachen 
beſtehen kann. 


1) H. Breßlau, Jahrb. des Deutſchen Reichs unter Konrad II., Bd. II, 
S. 21 ff.; R. Poupardin, Le royaume de Bourgogne, S. 283 ff. 

2) M. Schipa, Storia del prineipato Longobardo in Salerno, Archivio 
storico per le province Napoletane XII (1887), S. 249 ff. 

3) Vgl. Th. Wüſtenfeld bei J. von Pflugk⸗Harttung, Iter Italicum, 
Stuttgart 1883, S. 711 ff. Die Zählung der Seen und oft gleichzeitigen 
Fürſten iſt ſehr ſchwankend. 
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So viel über die Ahnen des Markgrafen Woldemar von väter⸗ 
licher Seite. Es erübrigt, auch die mütterlichen Ahnen, obwohl kürzer, 
zu beſprechen. Markgraf Konrad I. (F 1304), Woldemars Vater, 
heiratete 1260 Konſtanze (geb. 1245/46, F 1281), eine Tochter des 
Herzogs Przemysl I. von Poſen und Gneſen (geb. 1220, f 1257) und 
der ſchleſiſchen Eliſabeth (F 1265), einer Tochter des bei Wahlſtatt 
1241 von den Mongolen erſchlagenen Herzogs Heinrich II. 1). Kon⸗ 
ſtanze ſtammte alſo von beiden Seiten aus dem polniſchen Piaſtenhauſe, 
und auch ihre vier Großeltern, bei denen Pommerellen und Böhmen 
hinzutreten, gehören noch ganz dem ſlawiſchen Kreiſe an. Erſt unter 
ihren Großeltern findet ſich mit Hedwig von Meran (F 1243), der 
Tochter Herzog Bertholds IV. von Meran, Markgrafen von Iſtrien, 
Grafen von Andechs (F 1204), und Gemahlin Herzog Heinrichs I. von 
Niederſchleſien (f 1238), der unmittelbare Anſchluß an den deutſchen 
Hochadel, und zwar zunächſt an deſſen bairiſche Gruppe. 

Von den Andechs⸗Meranern führen Linien teils zu dem älteren 
Haus Weimar (und von da zu den Spanheimern) und zu den Schwein⸗ 
furter Babenbergern (von dieſen wieder zu den Markgrafen von Turin), 
teils mit Bertholds IV. Gemahlin Agnes von Groitzſch (f 1195), einer 
Schweſter Markgraf Konrads von der Niederlauſitz, zu den uns be⸗ 
kannten Ahnen der älteren Wettiner. Nach Deutſchland führen ferner 
z. B. die Mutter Heinrichs I. von Niederſchleſien, Adelheid von Sulz⸗ 
bach, eine Schwägerin König Konrads III., deren Mutter wieder aus 
dem Haufe der den Andechſern ſtammverwandten Grafen von Wolf⸗ 
ratshauſen und Dießen war, und die Mutter König Przemysl Ota⸗ 
kars I. von Böhmen (F 1230), Jutta von Thüringen, die Tochter des 
erſten Landgrafen Ludwig (F 1140) aus dem Grafenhauſe von der 
Wartburg bei Eiſenach, deſſen Mutter Adelheid von Stade (f 1110) 
zu den älteren Markgrafen von der Nordmark und dem Hauſe Werl 
(in Weſtfalen), deſſen Gemahlin, Hedwig von Gudensberg, weiter in 
die mitteldeutſchen heſſiſchen Kreiſe leitet. 

Herzog Wladislaw II. von Polen (in Krakau und Schleſien, 
geb. 1105, f 1159) bietet mit feiner Gemahlin, der babenbergiſchen 
Agnes von Oſterreich, der Enkelin Kaiſer Heinrichs IV., auch den An⸗ 
ſchluß an die deutſchen Königshäuſer der Salier und der Ottonen 
und ihre ausgedehnten Sippen, die mit der Gemahlin Heinrichs IV., 


1) Daß Woldemar wirklich aus dieſer (der einzigen bekannten) Ehe Konrads 
ſtammte, wird man mit Krabbo, Forſch. z. Brand. u. Preuß. Geſch. XXVI 
(1913), S. 215 f. unbedenklich annehmen können und müſſen. 
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Berta ( 1087), nach Savoyen und Turin, mit ſeiner aquitaniſchen 
Mutter Agnes von Poitiers (F 1077) in den ſchon umſchriebenen fran⸗ 
zöſiſchen Kreis führen, in den mindeſtens durch das Haus Blois ſchon 
früh auch niederes Blut hineingekommen war. Unter den früheren 
babenbergiſchen Verbindungen ragt hervor die Ehe des Markgrafen 
Adalbert (F 1055) mit Frowila (Froizza), der Schweſter des von 
Heinrich III. zur Anerkennung der deutſchen Oberhoheit genötigten 
Königs Peter des Grauſamen von Ungarn, der nur durch ſeine Mutter 
den magyariſchen Arpaden, durch ſeinen Vater, den Dogen Otto Orſeolo 
(1009 — 1026; geb. 993, } in Konſtantinopel 1032), einem der erften 
Geſchlechter der noch nicht ganz von Byzanz gelöſten Republik u 
angehörte. | | 

Andrerſeits führen verſchiedene Fäden wieder nach Rußland und 
Kiew zu dem Großfürſten Wladimir II. Monomach (F 1125) und zu 
ſeinen Söhnen Mſtislaw I. (geb. 1076, f 1132) und Georg I. Dolgo⸗ 
rukij ( 1157), und damit auch ſicher zu Wladimirs angelſächſiſcher 
Gemahlin. Auch der oſtgaliziſche Zweig der Rurikiden in Halicz iſt 

anſcheinend hier mit größerer Sicherheit als unter den Ahnen Walde⸗ 
mars II. von Dänemark zu nennen. | 

Wieder neue Kreiſe bringt Konſtanze von Ungarn (F 1240), die 
zweite Gemahlin des Böhmenkönigs Przemysl Otakar I., herzu, von 
deren Ahnen freilich viele Linien ſchließlich doch wieder in uns ſchon 
wohlbekannte Gruppen einmünden. Der väterliche Urgroßvater dieſer 
Konſtanze, Bela II. der Blinde von Ungarn (F 1141), heiratete Helena, 
Tochter des ſerbiſchen Zupans und Großzupans Uroſch I. (noch um 
1130). Die Mutter der Konſtanze war Agnes von Antiochien (f 1183), 
die Gemahlin Belas III. von Ungarn C 1196). Neben den ſüd⸗ 
ſlawiſchen haben wir hier alſo die Kreuzzugs familien. 

Agnes war die Tochter Rainalds von Chatillon (sur Loire), der 
1187 nach der Schlacht bei Hittin als Gefangener Saladins endete, 
und der Fürſtin Konſtanze von Antiochien (T 1163), deren väterlicher 
Großvater Boemund I. von Tarent und Antiochien (F 1111) der ältere 
Sohn Robert Guiskards aus ſeiner erſten Ehe mit Alberada (geſchieden 
1058) war. Boemund J. war vermählt mit der franzöſiſchen Prin⸗ 
zeſſin Konſtanze, der Tochter König Philipps I. (T 1108), die ihren 
Namen wohl nach ihrer Urgroßmutter, Konſtanze von Arles (von der 
Provence), der Gemahlin Königs Roberts II. von Frankreich (F 1031), 
führte. König Philipp I. hängt durch ſeine Mutter Anna, die Tochter 
des Großfürſten Jaroslaw I. von Kiew (T 1054) und der Schwedin 
Ingegerd, wieder mit dem ſchon oft geſchilderten ruſſiſch⸗ſkandinaviſchen 
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Kreiſe zuſammen. Seine erſte Gemahlin Berta (f 1093), die hier in 
Betracht kommt, führt in männlicher Linie zu den Grafen von Holland 
(und von dieſen durch Verſchwägerung zu den älteren Luxemburgern 
und ſchließlich zu den weſtfränkiſchen Karolingern), durch ihre Mutter 
Gertrud, die Gemahlin des Grafen Florenz I. von Holland (F 1061), 
zu den ſächſiſchen Billungern und deren Verwandſchaftskreis. Boemund II. 
von Tarent und Antiochien (F gefallen 1131), der Vater der Fürſtin 
Konſtanze, war ſeit 1126 vermählt mit Eliſa von Jeruſalem, deren 
Vater, König Balduin II. (F 1131, vorher Graf von Edeſſa) dem 
Haufe der mit Roucy und Monthléry (ſüdlich von Paris) verſchwägerten 
Grafen von Rethel, alſo dem nordfranzöſiſchen Adel entſtammte, deren 
Mutter aber Morphia, die Tochter des armeniſchen Fürſten Gabriel 
(Gavras) von Melitene, war. 

So bunt ſieht die Ahnentafel des berühmten Woldemar aus, der 
dem Blute nach wohl überwiegend germaniſch, aber alles eher als ge⸗ 
rade deutſch war. Bei den anderen märkiſchen Askaniern der letzten 
Generation iſt, mit einer Ausnahme, das allgemeine Ergebnis wenig 
anders, ſo mannigfach ſich auch im einzelnen das Bild verſchiebt; teil⸗ 
weiſe erreicht freilich der bei Woldemar, doch nicht bei ihm allein, ſo 
ſchwache deutſche Anteil die Hälfte oder nahezu die Hälfte der 16⸗Ahnen⸗ 
Reihe. Mit Rückſicht auf die Zeit und den Raum können hier im 
folgenden nur die Hauptzüge mehr andeutend als ausführend umriſſen 
werden 1). ö 

Bei Woldemars Vettern Konrad II. von Rhinow (T zwiſchen 
1308 und 1319) und Johann Biſchof von Havelberg (F 1292), den 
Söhnen Johanns II. (F 1281), tft der ſlawiſche Einſchlag, trotz 
ihrer mecklenburgiſchen Mutter Hedwig von Werle (T 1287) nicht ganz 
fa. ſtark. Es fehlen ferner z. B. die letzten Kreuzzugsahnen und die 
Armenier und die Südſlawen. Dafür haben wir die obotritiſchen 
Mecklenburger, die aber vielleicht ſchon von Niklots Sohn Pribislaw 
1178), ſicher von feinem Enkel Heinrich Burwy I. (f 1227) an in 
der hier in Betracht kommmenden Reihe ſtets nichtſlawiſche Verbindungen 
geſchloſſen haben: Heinrich Burwy L mit Heinrichs des Löwen unehe⸗ 


1) Ich behalte mir vor, bei andrer Gelegenheit mehr aus dem hier ebenfo 
vollſtändig wie für Woldemar ſowie die Wittelsbacher, Luxemburger und Hohen⸗ 
zollern geſammelten Stoffe mitzuteilen. Für die Hohenzollern boten mir manche 
Anregung vor längeren Jahren auf Veranlaſſung von Herrn Geheimrat Profeſſor 
Dr. Hans Delbrück geſammelte Materialien, die mir dieſer gütigſt überließ und 
die ich noch anderweitig verwerten werde. Dafür ſpreche ich auch an dieſer 
Stelle den geziemenden Dank aus. f 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 1. 3 


} 
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licher Tochter Mechthild, die zu den jüngeren und älteren Welfen, zu 
den Supplinburgern und Northeimern, den Brunonen und Billungern 
und über Flandern zu Berengar II. von Jvrea und den Herzögen 
der Normandie und der Bretagne, durch ihre Mutter (von Bliescaſtel) 
zu den edlen moſelfränkiſchen Familien führt; Hedwigs Vater Niko⸗ 
laus I. von Werle ( 1277) mit Jutta von Anhalt, einer Enkelin 
Bernhards I. von Sachſen (F 1212) und Urenkelin Albrechts des 
Bären, durch die neu über ihre thüringiſche Mutter die älteren Staufer 
(vor Friedrich Barbaroſſa; damit dann natürlich die Salier und Sachſen) 
und die Grafen von Saarbrücken ſowie die älteren Wittelsbacher (von 
Herzog Otto I., f 1183, an aufwärts) hinzukommen. 

Ganz neu wäre auch das ſchottiſche Königshaus des unglüd- 
lichen Duncan I. (F ermordet 1040), das mit den großen angelſächſiſchen 
und anglonormanniſchen Baronen und auch mit dem alten angelſächſi⸗ 
ſchen Königshauſe aus Egberts Geſchlecht (und durch dieſes irgendwie 
mit dem letzten Sachſenkaiſer Heinrich II. in Deutſchland) eng verſippt 
iſt. Nachträglich kann ich jetzt doch ein gewiſſes Bedenken gegen die an⸗ 
ſcheinend nicht ſchlecht begründete Bezeichnung der Chriſtine, der Ge⸗ 
mahlin Heinrich Burwys II. von Roſtock (+ 1226), als einer ſchottiſchen 
Prinzeſſin !) nicht unterdrücken. Es iſt jedenfalls ſchwer, fie als eine ehe⸗ 
liche Tochter König Wilhelms des Löwen (1165 — 1214) von feiner 
franzöſiſchen Gemahlin Ermengard von Beaumont gelten zu laſſen, da 
ihre Nachkommen keinerlei Anſprüche in dem ſchottiſchen Thronſtreit 
nach dem Ausſterben von Wilhelms männlicher Linie zu Ende des 
13. Jahrhunderts geltend gemacht haben und dabei nach dem Tode der 
jungen Margarete von Norwegen (F 1290) überhaupt keine ehelichen 
Nachkommen König Wilhelms, ſondern nur die weiblichen Ableitungen 
der Seitenlinie ſeines Bruders, des Grafen David von Huntingdon 
(F 1219), in Frage kamen, neben denen nur die holländiſchen Nach⸗ 
kommen von Wilhelms Schweſter Ada genannt werden. Hat aber 
Wigger Recht, ſo ſind unter den 16 Ahnen der Söhne Johanns II. 
von Brandenburg 6 deutſch, 4 ſlawiſch, 2 (bzw. 3) romaniſch, einer 


1) F. Wigger, Jahrbücher des Vereins für mecklenburgiſche Geſchichte 
und Altertumskunde 41 (1876), S. 151 ff. und 50 (1885), S. 147 f. auf Grund 
eines päpſtlichen Schreibens vom 20. Mai 1248 (bei Theiner, Vetera monu- 
menta Hibernorum et Scotorum historiam illustrantia, Romae 1864, S. 50) 
— an die Witwe des nobilis vir B. de Rozstoc, die als. soror carissimi in 
Christo filii nostri .. illustris regis Scotie bezeichnet wird. (Sollte etwa 
Scotie verleſen oder verſchrieben für Svecie fein? Wenn Kirchbergs Chronik 
ſtatt der Chriſtine „Sophia von Sweden“ nennt, ſo beruht das allerdings auf 
einer Verwechſlung Heinrich Burwys II. mit ſeinem Sohn Heinrich Burwy III.) 
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ſchottiſch, einer däniſch und eine Ahnfrau (bzw. 2) unbekannter Her⸗ 
kunft !). 

Bei dem allerletzten märkiſchen Askanier, Heinrich II. dem 
Kind ( 1320) aus der Landsberger Seitenlinie, gleichfalls einem 
Vetter Woldemars, ſtimmen auch auf väterlicher Seite nur die erſten 
vier Ururgroßeltern mit denen Woldemars überein?). Der Vater des 
Kindes, Heinrich I. ohne Land (F 1317 oder 1818), ſtammte (wohl 
als jüngſtes Kind) aus der zweiten Ehe des Markgrafen Johann I. 
( 1266) von Brandenburg. Aber Heinrichs I. ebenfalls askaniſche 
Mutter Jutta von Sachſen hält uns ganz innerhalb des von Wolde⸗ 
mar und den Söhnen Johanns II. her bekannten Kreiſes. Nr. 5 
und 6 unter den Ururgroßeltern (Bernhard I. von Sachſen und Anhalt 
und Judith von Polen) find gleich Nr. 13 und 14 bei den Söhnen 
Johanns II. und Bruder bzw. Schweſter von Nr. 1 und 4 bei Wolde⸗ 
mar (Otto I. von Brandenburg und Eliſabeth, Gemahlin Konrads von 
der Nieberlaufig). Nr. 7 und 8 (Hermann I. von Thüringen, f 1217, 
und Sophie von Bayern, f 1232) find gleich Nr. 15 und 16 bei den 
Söhnen Johanns II.; Nr. 8 iſt zugleich Schweſter von 9 (Herzog 
Ludwig I. von Bayern, 1 1231). 

Die Mutter Heinrichs des Kindes, die Wittelsbacherin Agnes, war 
eine ältere Halbſchweſter Kaiſer Ludwigs des Bayern, und damit haben 
wir bereits ein Viertel der wittelsbachiſchen Ahnen, die uns ſpäter noch 
kurz beſchäftigen ſollen. Ein zweites Viertel der Ahnen, wenigſtens 
des Wittelsbachers Ludwig des Älteren (T 1361), tritt ſchon hier bei 
Heinrich dem Kinde auf, weil der Agnes Mutter Anna von Glogau 
(T 1271) eine Vatersſchweſter von Ludwigs des Bayern erſter Ge⸗ 
mahlin Beatrix (F 1322) war; die weiteren, zunächſt durchweg flawi- 
ſchen Ahnen dieſes Viertels (in der 16 er⸗Reihe außer Schleſien Böhmen, 
Großpolen und Pommerellen) ſind uns alle bereits von Woldemar 
her bekannt. 

Auch die übrigen wittelsbachiſchen Ahnen Heinrichs des Kindes 
münden mit wenigen Ausnahmen früher oder ſpäter in ſchon bekannte 
Ströme ein. Ludwigs I. von Bayern böhmiſche Gemahlin Ludmila 
( 1240), Tochter Friedrichs (F 1189), führt ſchließlich teils zu den 
Babenbergern und Kaiſer Heinrich IV., teils zu der bei Woldemar 


1) Danach ſind die Angaben in dem Sitzungsbericht vom 11. Dezember 
1918 zu verbeſſern. 

2) S. jetzt auch H. Krabbo in der Feſtſchrift zur Gedenkfeier des fünfzig⸗ 
jährigen Beſtehens des Hiſtoriſchen Vereins Brandenburg (Havel) 1868—1918, 


S. 151f. 


I 
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berührten ungariſch⸗ſerbiſch⸗ruſſiſchen Gruppe. Der welfiſche Pfalzgraf 
Heinrich bei Rhein ( 1227), der älteſte Sohn Heinrichs des Löwen, 
bringt einiges neue durch die Vorfahren ſeiner engliſch⸗franzöſiſchen 
Mutter Mathilde (geb. 1156, f 1189). Hier haben wir die ganzen 
Herzoge der Normandie mit Flandern, Anjou mit Montfort, Maine 
und anderen mittel= und weſtfranzöſiſchen Geſchlechtern ſowie das ganze 
Haus Poitiers mit allen Ahnen ſeiner letzten Vertreterin Eleonore 
(geb. 1123, f 1204), der Gemahlin des erſten Anjou - Plantagenet 
Heinrich II. (geb. 1133, f 1189) auf dem engliſchen Thron. Hier 
haben wir auch ſicher die Anknüpfung an Schottland und damit 
wieder die letzten Angelſachſen in England: König Heinrich I. (geb. 1068, 
+ 1135), der Sohn Wilhelms des Eroberers, ſtellte fie durch feine 
erſte Ehe (1100) mit Mathilde (f 1118), der Tochter Malcolms III. 
von Schottland (F erſchlagen 1093) und der Angelſächſin Margarete 
(F 1093), her. 

Die Gemahlin des Pfalzgrafen Heinrich, Agnes von Staufen 
(+ 1204), gibt einen weiteren Anſchluß auch an die Salier und Sachſen 
und führt mit ihrer Mutter Irmengard, der Gemahlin von Friedrich 
Barbaroſſas Bruder Konrad (f 1195), zu den älteren Hennebergern. 

Die neuen romaniſchen Einſchläge treten erſt in weiter zurück⸗ 
liegenden Generationen auf. Die 16 Ahnen Heinrichs des Kindes, 
unter denen Sancho I. von Portugal und Dolce von Aragon natürlich 
fehlen, teilen Dé faft genau in eine deutſche und eine ſlawiſche Hälfte, 
vielleicht ſogar mit einem kleinen Übergewicht auf der deutſchen Seite: 
es ſind 8 deutſch, 7 flawiſch und eine Ahnfrau unbekannter (aber 
ſchwerlich romaniſcher) Herkunft (die zweite Gemahlin Markgraf Ottos I.). 

Bei der jüngeren, Ottoniſchen Linie der Askanier ſind in der 
Ahnentafel der Kinder Albrechts III. von Stargard (z. B. 
Beatrix, F 1314, erſte Gemahlin Heinrichs II. von Meklenburg) die 
bezeichnendſten Züge der Ahnentafeln Woldemars und der Söhne 
Johanns II. vereinigt. Unter den 16 Ahnen (den Ururgroßeltern) 
find 12 dieſelben wie bei Woldemar: Nr. 1—4, 5, 6, 9— 12, 13, 
14 = 1-4, 15, 16, 5—8, 11, 12 bei Woldemar. Es fehlen Odo von 
Poſen und Kaliſch (F 1194) und feine ruſſiſche Gemahlin von Halicz, 
Heinrich I. von Niederſchleſien (F 1238) und Hedwig von Meran 
( 1243); doch wiederholt fic) bei dieſen Linien in manchen Teilen 
weiter zurück manches, was auch anderweitig auftritt. Ferner ſind 
Nr. 15 und 16 (Heinrich Burwy II. von Roſtock, f 1226, und Chriſtine 
[von Schottland 2]) gleich Nr. 5 und 6 in der 8-Ahnenreihe der 
Söhne Johanns II. Neu kommen hinzu Philipp von Schwaben, der 
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ſtaufiſche König (T 1208), und feine griechiſche Gemahlin Irene⸗Maria 
( 1208), die Tochter des byzantiniſchen Kaiſers Iſaak II. Angelos 
Komnenos (F 1204), als Eltern der mit Wenzel I. von Böhmen 
(+ 1253) vermählten Kunigunde C 1248). Damit haben wir auf 
ſtaufiſcher Seite nicht nur die welfiſch⸗billungiſchen Vorfahren von 
Friedrich Barbaroſſas Mutter Judith, ſondern auch den burgundiſch⸗ 
lothringiſchen Ahnenkreis ſeiner zweiten Gemahlin Beatrix (f 1184) 
aus dem ſaliſchen Geſchlechte Berengars und Adalberts von Ivrea, 
dem auch der Papſt des Wormſer Konkordaäts, Calixt II. (f 1124), 
angehörte. Ganz neu ſind die griechiſchen Geſchlechter, unter denen 
die Kaiſerhäuſer der Angeli und der Komnenen ſowie der Dulas her⸗ 
vorragen. Von dieſen führt ſchließlich ein Weg zu den Königen der 
urſprünglich türkiſch⸗mongoliſchen, damals freilich längſt ſlawiſierten 
Bulgaren. Butler Alexios I. Komnenos (F 1118) war mit Irene 
Dukaina verheiratet, deren Vater Andronikos Dukas (F 1071/78) ein 
Neffe des Kaiſers Konſtantin X. Dukas (1059 — 1067), deren Mutter 
eine Tochter des bulgariſchen Prinzen Trojann, Enkelin des BE u 
Königs Samuel war. 

So ſind auch bei den Kindern Albrechts III. wie bei Woldemar 
von den 16 Ahnen nur drei deutſch; ihnen ſtehen ſechs ſlawiſche und 
zwei romaniſche Ururgroßeltern, ferner ein däniſcher Ahne, ſowie je 
eine Ahnfrau magyariſcher, griechiſche, ſchottiſcher (?) und unbefannter 
Abkunft gegenüber. 

Philipp von Schwaben und die griechiſche Irene⸗Maria kehren in 
der 32er⸗Reihe auf der Ahnentafel des letzten Ottonen Johann V. 
(geb. 1302, f 1317) wieder, der eine Generation tiefer ſteht als die 
bisher beſprochenen Stammesvettern. Die mit dieſen von vornherein 
gemeinſame Ahnengruppe beginnt erſt mit den Urgroßeltern Markgraf 
Otto III. (f 1267) und feiner Gemahlin Beatrir-Bozena von Böhmen 
( 1286). Im ganzen zeigt ſich hier ein völlig anderes Bild als in 
den früheren Fällen. Denn Johanns V. Mutter, Anna von Oſterreich 
(+ 1327), eine Tochter König Albrechts I. (F 1308), bringt den ganzen 
Kreis ſüddeutſcher (namentlich ſchwäbiſcher, aber auch bayriſcher) 
Geſchlechter herein, den wir ſpäter auch bei den mit den Habsburgern 
früh (namentlich durch den Zweig von Hohenberg und Haigerloch) in 
Beziehungen getretenen Zollern wiederfinden. Auch Johanns V. väter⸗ 
liche Großmutter, Jutta von Henneberg, die Erbin von Coburg, Ge⸗ 
mahlin Ottos V. des Langen ( 1298) führt zunächſt mit Henneberg, 
Holland, Thüringen in weſentlich deutſche, erſt ſpäter dann, zum Teil 
über Brabant, auch in romaniſche oder romaniſierte Kreiſe (ſchließlich 
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auch mehrfach auf die Karolinger; über Holland auch auf einem neuen 
Wege nach Schottland und zu den Angelſachſen). So iſt das Blut 
Johanns V. faſt rein deutſch. Unter den 16 Ahnen ſteht 15 deutſchen 
nur ein Slawe gegenüber, der Czeche Wenzel I. ( 1253). Erft weiter 
zurück wird das Bild durch zahlreichere ſlawiſche und namentlich auch 
romaniſche und griechiſche Verbindungen bunter. Hier kommt neben 
vielem Neuen auch ſehr vieles Altbekannte wieder auf, wie Scheiern⸗ 
Wittelsbach, Weimar⸗Orlamünde, Welf (und Eſte) und durch die Welfen 
das Haus Anjou⸗Plantagenet mit feiner ganzen engliſch⸗ franzöſiſch⸗ 
normanniſch⸗ ſchottiſchen Verſippung ſowie der ſupplinburgiſch-nord⸗ 
heimiſch⸗brunoniſche und der billungiſche Kreis. 

Die ſpäteren Markgrafen von Brandenburg, außer Ludwig dem 


RNoömer (F 1365) und Otto dem Faulen (F 1379), ſtammen alle irgend⸗ 


wie von Albrecht dem Bären. Der erſte Zoller, Friedrich VI. (J.) von 
Nürnberg (T 1440), hatte wohl ebenſo viel oder mehr askaniſches Blut 
in ſeinen Adern, als die letzten Askanier ſelber. 

Von den Wittelsbachern zeigt die Ahnentafel Ludwigs des 
Älteren (+ 1361) ſehr viel Verwandtſchaft nicht nur mit der Heinrichs II. 
des Kindes, ſondern wegen ſeiner ſchleſiſchen (piaſtiſchen) Mutter und 
ſeiner habsburgiſchen Großmutter auch teils mit der Woldemars, teils 
mit der Johanns V. Von den 16 Ahnen find 9 deutſch, 5 ſlawiſch, 
2 (Montferrat, Savoyen) italieniſch (wie man jetzt, für das 14. Jahr⸗ 
hundert ſchon ſagen darf). Bei Ludwig dem Römer (F 1365) und 
Otto dem Faulen (} 1379), den Halbbrüdern Ludwigs des Älteren, 
bringt ihre Mutter Margarete von Hennegau und Holland aus dem 
Hauſe Avesnes (F 1356) verhältnismäßig viel Neues hinzu. Statt 
des flawifden iſt hier der romaniſche Einſchlag ſehr ſtark; das gibt 
ihren Ahnentafeln gegenüber den bisher betrachteten im einzelnen ein 
recht ſtark abweichendes Ausſehen. Immerhin ſind unter den 16 Ahnen 
auch bei ihnen noch die Mehrzahl, 9, deutſch (darunter das ſtark 
romanifierte Haus Limburg-Luxemburg), dagegen 5 romaniſch 
(Avesnes, Bar, Frankreich, Anjou⸗Neapel, Aragon) und je eine Ahn⸗ 
frau magyariſch (Maria, die letzte Arpadin, 7 e und flawiſch 
(Ludmila von Böhmen, f 1240). 

Stark romaniſch find auch die e wie die Be⸗ 
trachtung ihrer Ahnenreihe recht augenfällig macht. Daneben aber ſpielt 
bei ihnen ſeit ihrer Verpflanzung nach Böhmen (1310) und der Heirat 
Johanns (F 1346) mit der przemyslidiſchen Erbin Eliſabeth C 1330) 
ſofort das ſlawiſche Element eine große Rolle. Das deutſche tritt, im 
Gegenſatz zu den Wittelsbachern neben dieſen beiden durchaus zurück. 
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Von den acht Urgroßeltern, um nur von dieſen zu reden, da die 
16er⸗Reihe hier bei allen dreien ſchon größere Lücken oder Unſicher⸗ 
heiten aufweiſt, find bei König Wenzel ( 1419) drei deutſch (davon 
aber, außer Habsburg, zwei ſtark romaniſiert: Luxemburg, Brabant), 
drei ſlawiſch, zwei unſicher (ob Anjou⸗Ungarn und Schleſien ?). Bei 
Kaiſer Siegmund & 1437) haben wir unter den acht Ahnen wie 
bei ſeinem Halbbruder Wenzel drei deutſche (darunter ſtark romaniſiert 
Luxemburg und Brabant), ferner drei ſlawiſche und je eine Ahnfrau 
litauiſcher und unſicherer Abkunft. Bei ihrem Vetter Jobſt von Mähren 
(+ 1411) iſt dieſelbe 8er⸗Reihe in zwei genau gleiche Hälften geſpalten: 
vier Ahnen ſind deutſch (darunter ſtark romaniſiert Luxemburg und 
Brabant; rein deutſch Rudolfs von Habsburg Tochter Guta (F 1297), 
die Gemahlin Wenzels II. von Böhmen (F 1305), und ſeine Ver⸗ 
wandte (sororia) Adelheid C 1313), die Gemahlin von Wenzels außer⸗ 
ehelichem Bruder Herzog Nikolaus I. von Troppau (F 1318) 5], vier 
ſlawiſch. 

Demgegenüber kommt mit den Zollern wieder ein zunächſt durch⸗ 
aus deutſches Fürſtenhaus in die Mark, deſſen Ahnentafeln teils viel⸗ 
ſach auf Albrecht den Bären zurückführen, teils mit den ebenfalls 
ſchwäbiſchen Habsburgern und damit in mehrfacher Hinſicht überhaupt 
mit den ganzen hier betrachteten Gruppen engere Berührungen auf⸗ 
weiſen. Nach einigen Generationen nehmen dann die märkiſchen Zollern 
auch eine nicht unerhebliche Beimiſchung aus ihnen ſonſt ferner ſtehenden 
Blutskreiſen, namentlich auch aus flawiſchen Geſchlechtern in ſich auf. 
Von den 16 Ahnen Friedrichs I. (VI.) (geb. 1371, f 1440) ſind 
15 deutſch (ſüd⸗ und mitteldeutſch, eine Askanerin und 2 aus den braun⸗ 
ſchweigiſchen Welfen) und nur einer ſlawiſch (Herzog Heinrich III. von 
Glogau, f 1309, der Schwiegervater des ſpäteren Kaiſers Ludwig des 
Bayern). Unter den 16 Ahnen des Kurfürſten Johann Georg (geb. 1525, 
1 1598) find dagegen 4 Slawen oder Litauer (2 aus Böhmen, 2 aus 
Polen⸗Litauen) und die 12 deutſchen verteilen ſich ziemlich gleichmäßig 
über den Norden und Süden, von dem Dänenkönig Chriſtian I. von 

Oldenburg (geb. 1426, f 1481) bis zu Margarete von Baden (T 1457), 
bayeriſchen Wittelsbachern und öſterreichiſchen Habsburgern, ſowie Kaiſer 
Siegmunds Tochter Eliſabeth (geb. 1409, f 1442) 2). 

Bei genauerer Betrachtung würden auch dieſe ſpäteren Ahnen⸗ 


1) Böhmer⸗ Redlich, Regesta Imperii VI, 1. Abteilung (Innsbruck 
1898) Nr. 1882. 

2) Genauer: 2 Hohenzollern, 3 Wettiner, 3 Habsburger, 1 Wittelsbach 
(Bayern), 1 Baden, 1 Luxemburg, 1 Oldenburg (Dänemark). 
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tafeln die Ergebniſſe, die wir an dem Beiſpiel der älteren Askanier 
teilweiſe eingehender ausgeführt haben, im einzelnen zwar mannigfaltig 
wechſelnd, in den Grundzügen aber übereinſtimmend beſtätigen. 


— 


Beilagen 


ee 9 4 Abſtammung Albrechts des Bären von Karl dem Großen und 
einrich I. 
Tafel 2: Die 16 Ahnen Albrechts des Bären. ) 
Tafel 3; Die 16 Ahnen der Markgrafen Johann II. (+ 1281), Dtto IV. mit 
dem Pfeil ( 1308) und Konrad I. (T 1304) von Brandenburg. ) 
Tafel 4: Die 16 Ahnen der Hedwig von Werle (+ 1287), Gemahlin des Mark⸗ 
grafen Johann II. von Brandenburg. ; 
Tafel 5: Die 16 Ahnen der Konſtanze von Polen (+ 1281), Gemahlin des Mark⸗ 
grafen Konrad I. von Brandenburg. 
Tafel 6: Die 16 Ahnen des Markgrafen Heinrichs II. des Kindes (T 1320). 
Tafel 7: Die 16 Ahnen des Markgrafen Hermann von Brandenburg (+ 1308). 
Tafel 8: Die 16 Ahnen der Anna von Ofterreich (T 1327), Gemahlin des Mark⸗ 
grafen Hermann von Brandenburg. 
Tafel 9: Die 16 Ahnen des Markarafen Albrecht III. von Brandenburg zu 
. Stargard (T 1300) (und feiner Brüder Johann III., Otto V. und Otto VI.). 
Tafel 10: Die 16 Abnen der Mechthild von Dänemark, Gemahlin des Mark⸗ 
grafen Albrecht III. von Brandenburg zu Stargard. 
Tafel 11: Die 16 Ahnen Kaiſer Ludwigs des Bayern (+ 1347). u 
Tafel 12: Die 16 Ahnen der Beatrix von Gtogau (T 1322), 1. Gemahlin 
Ä Ludwigs des Bayern. f 
Tafel 13: Die 16 Ahnen der Margarete von Holland (+ 1356), 2. Gemahlin 
Ludwigs des Bayern. 
Tafel 14: Die 16 Ahnen Kaiſer Karls IV. (+ 1378) und des Markgrafen Johann 
N Heinrich von Mähren (F 1375): Ä 
Tafel 15: Die 16 Ahnen der Anna von Schweidnitz (+ 1362), 3. Gemahlin 
Kaiſer Karls IV. b 
Tafel 16: Die 16 Ahnen der Clijabeth von Pommern (+ 1393), 4. Gemahlin 
| Kaiſer Karls IV. | 
Tafel 17: Die 16 Ahnen der Margarete von Troppau (+ 1363), 2. Gemahlin 
des Markgrafen Johann Heinrich von Mähren. 
Tafel 18: Die 16 Ahnen des Markgrafen Friedrich I. (VI.) von Brandenburg, 
Burggrafen von Nürnberg (F 1440). 
Tafel 19: Die 16 Ahnen der Eliſabeth von Bayern (+ 1442), Gemahlin des 
Markgrafen Friedrich I. von Brandenburg. ö 
. 16 Ahnen des Kurfürſten Johann Georg von Brandenburg 
(7 . „ 


Tafel 21: Die 16 Ahnen Kaiſer Ottos II. (+ 988). 

Tafel 22: Die 16 Ahnen des Königs Alfons I. von Portugal (+ 1185). 

Tafel 23 ` en Ahnen des Markgrafen Raimund Berengar IV. von Barces 
Long ( ). . 


Bayern ( 1195). 
Tafel Eech 16 Ahnen des Herzogs Boleslaw I. von Nieder“ Schleſien 


Tafel 27: Die 16 Ahnen des Herzogs Heinrich L von Brabant (+ 1235). 

Tafel 28: Die 16 Ahnen der Mathilde von Boulogne (T 1210), 1. Gemahlin 
des Herzogs Heinrich I. von Brabant. 

Tafel 29: Die 16 Ahnen der Ludmila von Böhmen (F 1240), Gemahlin des 
Herzogs Lud vig I. von Bayern. 
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Tafel 30: Die 16 Ahnen Kaiſer Friedrichs I. Barbaroſſa (F 1190). 

Tafel 31: Die 16 Ahnen der Mathilde von England (T 1167) Gemahlin I. Kaiſer 
Heinrichs V. (f 1125), II. des Grafen Gottfried V. von Anjou ( 1151). 

Tafel 2 = SC 16 Ahnen König Ludwigs IX. des Heiligen von Frankreich 


＋ ). 
Tafel 33: Die 16 Ahnen der Margarete von (Hohen⸗ Staufen (T 1270), 1. Ge 
mablin Albrechts des Entarteten von Meißen, Landgrafen von Thüringen. 
A Die Abſtammung Albrechts des Bären von den älteren Geſchlechtern 
achſens. 


Für die nachſtehenden Tafeln war die Auswahl, abgeſehen von 
den unmittelbar auf die brandenburgiſchen Markgrafen geſtellten, nicht 
leicht. Aus der überwältigenden Fülle des Stoffes habe ich möglichſt 
ſolche ausgewählt, die vollſtändig oder nahezu vollſtändig aufzuſtellen 
ſind und zugleich beſonders anſchaulich die in meinem Vortrag näher 
auseinandergeſetzten Erſcheinungen erkennen laſſen und ſo für die dort 
vorgetragenen Folgerungen beſonders beweiskräftig erſcheinen. Die 
Perſonalangaben ſollen nur die Identität und die Lebenszeit der be⸗ 
treffenden Perſonen in aller Kürze möglichſt deutlich machen. Weder 
iſt auf unbedingte Vollſtändigkeit noch auf ſyſtematiſche Nachprüfung 
an der Hand der Quellen geſehen worden, ſoweit das nicht im einzelnen 
Fall gerade für unſern Zweck erheblich erſchien oder ſich nebenbei mehr 
von ſelber ergab. Ich habe mich bemüht, überall die beſten erreichbaren 
Hilfsmittel zu benutzen und neben oder vor den eigentlich genealogiſchen 
Werken die maßgebende geſchichtliche Sonderliteratur auszuwerten, die 
für die uns hier beſonders beſchäftigende Frühzeit, ſoweit ſie genea⸗ 
logiſche Fragen mit beſpricht, viel wichtiger und maßgebender iſt als jene. 
Ich habe dabei auch unmittelbar aus den Quellen heraus gearbeitet 
und hoffe, in manchen Punkten Unklarheiten und Unſicherheiten be⸗ 
hoben oder Neues hinzugebracht zu haben. Anderſeits werden Er⸗ 
gänzungen und wohl auch Berichtigungen in den Daten, vielleicht auch 
einmal in einem Namen, bald mehr bald weniger leicht möglich und 
ſtets mit Dank zu begrüßen ſein. Ich glaube aber, mit Grund hoffen 
zu dürfen, daß weſentliche Irrtümer, die die Folgerungen in dieſer 
Arbeit beeinträchtigen würden, nicht untergelaufen ſind. Die Angaben 
im einzelnen zu belegen, war an dieſer Stelle leider nicht möglich. 
Wer mit dem Gegenſtand etwas vertraut iſt, wird wohl durchgängig 
leicht erkennen, auf welche Unterlagen ich mich ſtütze und weshalb die 
Entſcheidung im einzelnen fo und nicht anders getroffen iſt !). 


1) Ich merke hier nur einige Abweichungen von dem unten S. 43 Anm. 2 
angeführten Werke von Dungerns (D.) an, weil dieſes als ganzes ſehr ſorg⸗ 
fältig gearbeitet iſt, ohne damit in jedem Falle eine letzte Entſcheidung 
fällen oder abſolute Vollſtändigkeit erreichen zu wollen (die Abweichungen 
von meinen Tafeln 18—20 f. unten): Otto (V. der Lange) von Branden⸗ 
burg, geb. 1248, + 1299, ~ II) 1268 Judith von Henneberg, 7 1327 (D.). 
S. dagegen Krabbos Regeſten der Askanier Nr. 946. 992 und G. Sello, 
Forſch. z. Brand. u. Preuß. Geſch. I (1888), 159 Anm. 66. Judith F um 1317 
nach Voigtel⸗Cohn. — Hermann von Brandenburg, + 1307/08 (D.). S. dagegen 
Sello I, 164 Anm. 80 und ebenda III, 611. — Die Gemahlin Wartislaws IV. 
von. Pommern⸗Wolgaſt (T 1326) wird beſtimmt als Eliſabeth, Tochter Hermanns 
von Brandenburg, bezeichnet (D.) Aber die Chron. march. Brand. c. 2 
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Die Tafeln find abſichtlich ment fo geſtellt, daß ſich aus ihnen 
ohne Mühe für die im Vorſtehenden von der 16⸗Ahnen⸗Reihe (der 
Ururgroßeltern) ausgehend gewürdigten Perſonen eine um eine Generation 
weiter zurückreichende Ahnentafel (bis zu den 32 Ahnen) ergibt. In 
dieſer ſind ja die 16 Ahnen ohne weiteres enthalten. Auf dieſe Weiſe 
werden auf den erſten Blick die unaufhörlichen Verſchiebungen in der 
von Generation zu Generation ſtets wechſelnden, bald in langſamem 
Übergang, bald in jahem Umſchlag ſich neu darſtellenden Zuſammen⸗ 
ſetzung des Geblütes deutlich, ohne daß darauf ausdrücklich eingegangen 
zu werden brauchte. Man hat nur die im Text für die 16 er⸗Reihe 
gegebenen Verhältniszahlen mit dem Beſtand der 32 er-Reihe zu vere 
gleichen. Die Bedingtheit, die allen Ausſagen in dieſer Richtung not⸗ 
wendig eigen iſt, ſpringt damit förmlich in die Augen. 

Die Tafeln bilden alle mehr oder weniger Ergänzungen zu ein⸗ 
ander, indem aus den älteren teils unmittelbar im ganzen, teils durch 
einzelne ihrer Beſtandteile für manche der jüngeren eine Fortſetzung 
nach rückwärts zu gewinnen iſt. Wiederholt fügen ſich je zwei von 
ihnen zu einer 32 ſtelligen Ahnentafel eines Markgrafen zuſammen: 
Tafel 3 und 4 für Konrad II. von Rhinow ( zwiſchen 1308 und 
1319) und Biſchof Johann von Havelberg ( 1292), die Söhne 
Johanns II.; Tafel 3 und 5 für Markgraf Woldemar (geb. ſpäteſtens 
1281, f 1319) und feine Geſchwiſter; Tafel 7 und 8 für Johann V. 
(geb. 1302, + 1317), den letzten der Ottoniſchen Linie (zu Salzwedel 7) 
und ſeine Schweſtern, von denen hier Agnes (geb. 1297, f 1341), die 
Gemahlin Woldemars (feit 1802/09), genannt fein mag; Tafel 9 


und 10 für die Kinder Albrechts III. von Stargard, Beatrix von 


Meklenburg (F 1314) und ihre Geſchwiſter. Für den letzten märkiſchen 


und Sello dazu I, 165 Anm. 84 kennen eine ſolche nicht. Ich neige deshalb 
mehr mit Grotefend⸗Wutke zu Eliſabeth von Schweidnitz. — Otto II. von Bayern, 
eb. 1206, ~ 1220 (D.). Das Geburtsjahr iſt aber nach Riezler, (Seichichte 

aierns II, 46 nicht bekannt (Koch⸗Wille, Regeſten der Pfalzgrafen am Rhein I, 
Innsbruck 1894, Nr. 316 geben allerdings 7. April 1206 an), und die Notae 
S. Emmerammi, M. G. SS. XVII, 575, beweiſen trotz Riezler nichts gerade 
für dieſes beſtimmte Jahr der Hochzeit (ſicher vor 24. März 1225, Vöhmer⸗Ficker, 
Regesta imperii V, 4 Reichsſachen Nr. 10 940; Winkelmann, Jahrb. d. Deut⸗ 
ſchen Geſch., Kaif. Friedrich II. Bd. I, 393 Anm. 1). — Ottos II. Gemahlin 


Agnes (von Braunſchweig), geb. 1201, + 1267 (D). Ich folge Riezler. — König 


Albrecht I. von Oſterreich, geb. 1248, 1276 Eliſabeth von Görz⸗Tirol, geb. um 
1261 (D.). S. dagegen O. Redlich, Rudolf von Habsburg, Innsbruck 1905, 
S. 235; Steinacker, Regesta Habsburgica I. Abt. (Innsbruck 1905) Nr. 389. 
575. — Salome von Polen, Gemahlin Konrads I. von Glogau, + 1270 (D.). 
Ich folge Wutke, der auch Konrads angebliches Geburtsjahr 1225 für ganz un⸗ 
ſicher erklärt. — Karl I. von Anjou, König von Sicilien, geb. 1226 (D.); ſeine 
erſte Gemahlin Beatrix v. d. Provence, geb. 1234 (D.). — Stefan V. von Ungarn, 
geb. 1239 (D.) — Iſabella von England, dritte Gemahlin Kaiſer Friedrichs II., 
geb. 1217 (D.). Aber nach Roger von Wendower jan fie bei ihrer Vermählung 
235 im 21. Lebensjahre, M. G. SS. XXVIII, 71, 10. — Als Gemahlin 
Gedimins von Litauen und wenigſtens Mutter Olgerds wird bei D. Olga, 
Tochter eines Fürſten von Rußland, aufgeführt. Joel Wolff, Rod. Gedimina 
(Krakau 1886) nennt von Gedimins Frauen eine Jewna (Ewa), + 1344; doch 
iſt auch hier ganz unbeſtimmt, welche ſeiner Kinder etwa von ihr ſtammten. 
1) Über dieſe Bezeichnung vgl. Krabbo, Reg. d. Ask. Nr. 858. 


~ 


/ 
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Askanier, das Kind Heinrich II. ( 1320), find aus den von Krabbo 
gebotenen 16 Ahnen ſeiner beiden Eltern ohne weiteres die 32 Ahnen 
zuſammenzuſetzen !). Ich habe hier umſomehr darauf verzichtet, über 
die 16 er⸗Reihe hinauszugehen, weil deren Glieder alle ohne Ausnahme 
bereits bei andern märkiſch⸗askaniſchen Stammesvettern wiederkehren, 
ihre weitere Verfolgung alſo im Rahmen unſerer Geſamtbehandlung 
nichts Neues herzugebracht haben würde. Im übrigen iſt der Fort⸗ 
gang auch hier bei einigem Umblättern aus den andern Tafeln (Tafel 
3, 4, 5, 29 und 11 als Fortſetzung von 8) erſichtlich. 

Die 32 Ahnen der wittelsbachiſchen Markgrafen haben wir für 
Ludwig den Alteren (geb. 1315, f 1361) auf Tafel 11 und 12, für 
ſeine Halbbrüder Ludwig den Römer (geb. 1330 [13282], + 1865) 
und Otto den Faulen (geb. vor 18. April 1346, f 1379) auf Tafel 
11 und 18. Für die Luxemburger werden uns die 32 Ahnen Wenzels 
(geb. 1361, f 1419) auf Tafel 14 und 15, die Siegmunds (geb. 1368, 
+ 1437) auf Tafel 14 und 16, die Jobſts von Mähren (geb. 1351, 
+ 1411) auf Tafel 14 und 17 geboten. 

Bei den Hohenzollern ergeben die 32 Ahnen des Albrecht Achilles 
(geb. 1414, f 1486) einen beſonders auffallenden Gegenſatz zu der 
faſt reindeutſchen 16-Ahnen⸗Reihe ſeines Vaters Friedrich I. (ſ. oben 
S. 392): Die äußerſt ſtarke Beimiſchung ſtammfremden Blutes bei 
— — A 


I) H. Krab bo in der Feſtſchrift zur Gedenkfeier des 50 jährigen Beſtehens 
des Hiſtoriſchen Vereins Brandenburg (Havel) 1868 —1918 S. 151 f. (leider ohne 
alle Jahreszahlen). Wenn O. Balzer, Genealogia Piastöw (Krakau 1895), 
Kecht hat, fo iſt die oberfte Reihe an mehreren Stellen zu ergänzen: Eliſabeth, 
die erſte Gemahlin Mieskos III. von Großpolen und Mutter der Eliſabeth von 
der Lauſitz und der Jutta von Sachſen, war nach B. eine Tochter des Herzogs 
Almos von Ungarn; Swinislawa, die Gemahlin Meſtwins I. von Pommerellen, 
war nach ihm eine Tochter dieſes ſelben Miesko III., aber aus ſeiner zweiten 
Ehe mit Eudoxia von Kiew; die dem Namen nach unbekannte Gemahlin des 
Herzogs Odo von Poſen und Kaliſch gibt B. als Tochter des Fürſten Jaroslaw 
Osmiomysl von Halicz an. Ich habe mich in meinen Aufſtellungen auch hierin 
an B. gehalten. 

2) Vgl. auch O. Hintze, Die Hohenzollern und ihr Werk. 6. Aufl. 
Berlin 1915, S. 12 ff., der ausführt, daß „die Männer des Zollernhauſes mit 
Vorliebe Frauen aus deutſchen Fürſtenhäuſern zur Ehe genommen haben“. — 
Bis zu den 32 Ahnen hat die Ahnentaſeln aller brandenburgiſch⸗preußiſchen 
Herrſcher aus dem Hauſe Hohenzollern und ihrer Gemahlinnen von Friedrich I. 
dt 1440) bis zu dem letzten Kronprinzen aufgeſtellt (n leider ſehr knapper 
Form) Otto Frhr. v. Dungern, Ahnen N Fürſten. I. Haus Zollern. 
Papiermühle S.⸗A. 1906. — Ich verzeichne hier folgende Abweichungen 
meiner Tafeln 18 —20 von v. Dungern (= D.): Friedrich V., Burggraf von 
Nürnberg, geb. um 1332 (D.). — Friedrich IV. v. N., geb. um 1288 (D.), 
~ vor 1808 (D.) — Friedrich III. v. N., geb. um 1220 (D.), ~ um 
1275 (D.) — Eliſabeth von Henneberg, + 1377/78 (D.). — Albrecht von Görz ⸗ 
Tirol (— Juni 1281) (D.) — Agnes von Hohenberg und Haigerloch, + nach 
1293 (D.). Ich halte mich in dieſen Fällen genauer an die Genealogie des 
Geſamthauſes Hohenzollern. — Berthold VII. von Henneberg, geb. 1271 (D.) 
— Adelheid von Delen, geb. 1268 (D.), + (1316) (D.). Ich halte mich beide 
Male an Knetſch. — Mechthild von Bayern, geb. um 1309 (D. mit Poſſe). Das 
iſt aber ausgeſchloſſen, wenn ihre Eltern erſt am 18. Mai 1309 heirateten (Riezler, 
Geſch. Baierns II, 284). — Albrecht der Entartete von Meißen, ~ 1254/55 (D.). 
Ich folge dem Anſatz von O. Dobenecker, Margarete von Hohenſtaufen I (1236 
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den Wittelsbachern in den drei letzten Generationen vor feiner Mutter, 
der „ſchönen Elſe“, durch polniſch⸗ſchleſiſche und romaniſch⸗italieniſche 
Heiraten bewirkt, daß bei Albrecht unter den 16 Ahnen auf der Vater⸗ 
fette zwar ſieben deutſche und nur eine flawiſche Ahnfrau, auf der 
Mutterſeite aber nur ein Deutſcher und ſechs Romanen ſowie eine 
ſlawiſche Ahnfrau ſind; im ganzen ſtehen alſo bei Albrecht Achilles 
acht deutſchen zwei ſlawiſche und ſechs romaniſche Stellen gegenüber 
(in der 32 er⸗Reihe iſt das Verhältnis für das deutſche Blut etwas 
günſtiger, etwa 18 gegen 14). Auf die Askanier (in letzter Linie auf 
Albrecht den Bären) führen von den 16 Ahnen Friedrichs I. (VI.) 
(1 1440) ſicher 6 (Helene von Sachſen, Adelheid von Braunſchweig, 
Albrecht der Entartete von Meißen⸗-Thüringen, Otto von Arnshaug⸗ 
Lobdeburg, Eliſabeth von Orlamünde und Mechthild von Braunſchweig), 
von den 16 der „ſchönen Elſe“ nur Mechthild von Braunſchweig, von 
den 16 Ahnen Johann Georgs (+ 1598) aber alle bis auf die nur 
ganz unzureichend weiter zu verfolgenden vier böhmiſch-litauiſchen 
Ahnen zurück. . 
Die Tafeln 21—33 zeigen an einigen Beifpielen, wie ſich die 
16 er⸗ bzw. 32 er⸗Reihen beſtimmter Markgrafen nach rückwärts weit⸗ 
ſchichtig verzweigen. Tafel 21 (Kaiſer Otto II.) ſchließt an Tafel 2 
(Albrecht der Bär) über Richenza Gemahlin Miſicas II. von Polen, 
wenn auch nicht unmittelbar (mit Überſpringung einer Generation), an, 
bildet aber irgendwie zu allen andern Tafeln die Fortſetzung, mit Aus⸗ 
nahme der ſpaniſchen Tafeln 22—24, ſowie der Tafeln 27 (Heinrich I. 
von Brabant), 28 (Mathilde von Boulogne), 31 (Mathilde von Eng⸗ 
land, + 1167) und 32 (Ludwig IX. der Heilige). Die ſpaniſchen 
Tafeln 22— 24 (Alfons I. von Portugal, Raimund Berengar IV. von 
Barcelona, Petronilla von Aragon) ſchließen unmittelbar an Tafel 
3 und 10 an und gelten damit für die Kinder der Markgrafen Johann II. 
und Albrecht III. ſowie für Woldemar. Tafel 25 (Heinrich der Löwe) 
ſetzt zunächſt Tafel 4 (alſo für die Kinder Markgraf Johanns II.) 
und 11 (alſo für die Wittelsbacher) fort, hat aber durch Zwiſchen⸗ 


bis 1265), Beilage z. Jahresberichte d. Gymnaſiums in Jena 1915, S. 15. — 
Otto von Arnshaug⸗Lobdeburg, + 1289 (D. mit Poſſe). Jedenfalls war er am 
1. Oktober 1290 ſchon längere Zeit tot; denn damals erſcheint ſeine Witwe bereits 
als Gemahlin Albrechts des Entarteten. — Eliſabeth von Orlamünde, + nach 1332 
(D.). Ich halte mich an Poſſe. — Kaiſer Ludwig der Bayer, geb. 1286 (D.). 
Der jetzt herrſchende Anſatz, Herbſt 1286 (vgl. Martin Mayr, Oberbayeriſches 
Archiv 36, 1877, S. 107 f.; S. Riegler, Geſchichte Baierns II, 1880, S. 278 
Anm. 1), iſt nicht unbedingt geſichert. Haeutle ſetzte noch 1. April 1282 an. — 
Heinrich III. von Glogau, geb. 1257 (D.), ~ 1292 (D). — Mechthild von Braun⸗ 
ſchweig, ¢ 1317/19 (D.). Ich halte mich an Wutke. — Stefan II. von Bayern⸗ 
Landshut, geb. 1317 (D.), ~ 1328 (D.). — N II. von Sicilien ( 1337), 
~ 1302 (D.). Ich folge Stef. Vitt. Bozzo, Note storiche siciliane del sec. 
XIV, Palermo 1882. — Karl II. von Anjou, König von Sicilien, geb. 1254 
(D.). — Violante Doria (D.) Ich folge Litta. — Margarete von Baden, geb. 
1431 (D.). — Taddea da Carrara, zweite Gemahlin des Maſtino della Scala (D.). 
Litta kennt keine andere. — Georg von Podiebrad, — I. 1441 (D.). — Kuni⸗ 
gunde von Sternberg, geb. 1425 (D.). Ich folge Wutke. — Wladislaw II. 
Jagiello, geb. 1354 (D.). — Eliſabeth von Öfterreih, geb. 1437 (D.). 


E 
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glieder auch Anſchluß an mehrere andere Tafeln, wie z. B. über den 
Pfalzgrafen Heinrich ( 1227) an Tafel 6 (Heinrich II. das Kind), 
s (alſo für Johann V.) oder über Wilhelm von Lüneburg C 1213) 
an Tafel 12 (alfo für Ludwig den Alteren). Für Heinrichs des Löwen 


— — — — 


[rn 


— — 


zweite Gemahlin Mathilde, Tochter Heinrichs II. von England, ſind 
aus Tafel 33 die vier Ahnen zu entnehmen; die weitere Fortführung 
eines Stranges bietet dann Tafel 31 (Mathilde von England, Tochter 
Heinrichs I., 7 1167), die die unmittelbare Fortſetzung von Tafel 32 
(Ludwig IX. der Heilige) und Tafel 33 (Margarete von Hohenſtaufen) 
iſt. Tafel 26 (Boleslaw I. von Niederſchleſien) ſchließt unmittelbar 
an Tafel 5 (alſo für Woldemar) an, hat aber auch durch Zwiſchen⸗ 
glieder mit anderen Tafeln Verbindung, wie Tafel 6 (Heinrich II. das 
Kind), 12 (alſo für Ludwig den Alteren), 15 (alſo für Wenzel), 17 
(alſo für Jobſt von Mähren), 18 und 19 (Friedrich I. und Eliſabeth 
von Bayern), unſicher 16 (Siegmund). Tafel 27 und 28 (Heinrich I. 
von Brabant und Mathilde von Boulogne) !) ſetzen in erſter Linie 
Tafel 7 (alſo für Johann V.) fort, gelten aber z. B. auch für Tafel 13 
(alſo ſür Ludwig den Römer und Otto den Faulen) und über Zwiſchen⸗ 


glieder für Tafel 14 (alſo für die Luxemburger). Tafel 29 (Lud⸗ 
mila von Böhmen) ſchließt unmittelbar an Tafel 6 und 8 an (alfo 
für Heinrich II. das Kind und Johann V.) und gilt, mit Verſchiebung 
der Generationen, auch für Tafel 11 (alſo die Wittelsbacher) und 


Tafel 18 und 19 (alſo die Hohenzollern). Tafel 30 (Friedrich I. 
Barbaroſſa) iſt die unmittelbare Fortſetzung von Tafel 9 (Albrecht III.), 
iſt aber auch für Tafel 7 (alſo Johann V.), 14 (alſo die Luxemburger) 


und 33 (Margarete von Hohenſtaufen) heranzuziehen. Tafel 32 
: (Qudwig IX. der Heilige und Karl I. von Anjou) ſchließt doppelt an 
Tafel 13 (alſo für Ludwig den Römer und Otto den Faulen) an und 
gilt über Karl II. von Anjou auch für Tafel 19 (alſo die Hohenzollern 


Een. me 


nach Friedrich I.). Tafel 33 (Margarete von Hohenſtaufen) iſt die 
unmittelbare Fortführung von Tafel 18 (Kurfürſt Friedrich I. und 
damit alle märkiſchen und fränkiſchen Hohenzollern). | 
Im einzelnen iſt in Ergänzung unferer früheren Ausführungen 
noch folgendes zu bemerken: 
Zu dem Zweifel (oben S. 34) an der ſchottiſchen Herkunft der 


Chriſtine, Gemahlin Heinrich Burwys II. von Roſtock (F 1226), 
Tafel 4 und 10, iſt auch auf den Namen hinzuweiſen, der in Schott⸗ 
land, mindeſtens im Kreiſe der regierenden Familie, nicht, dagegen in 
Skandinavien und gerade in Schweden wiederholt belegt iſt. 1291 
meldeten ſich unter den 13 Bewerbern um die ſchottiſche Krone, mit 


zum Teil ſehr weit hergeholter Verwandtſchaft, zwar ſechs Abkömmlinge 
illegitimer Kinder König Wilhelms des Löwen, aber keinerlei recht⸗ 
mäßige Nächkommen, ſondern in Ermangelung folder griff man auf 
die Abkömmlinge der Töchter ſeines Bruders zurück, neben denen von 
ehelichen Abkömmlingen des erloſchenen Königshauſes außer ganz weit⸗ 


1) Die Angaben von Knetſch find nach G. Smets, Henri I duc de 
Brabant, Brüſſel 1908, ergänzt und verbeſſert. 


1 


46 8 Adolf Hofmeiſter [46 


läufigen Verwandten nur die Linie von Wilhelms an Florenz III. von 
Holland (F 1190) vermählter Schweſter Ada Anſprüche erhob !). In 
Anbetracht deſſen können die Meklenburger unmöglich von Wilhelm 
dem Löwen hergeleitet werden. Entgangen kann ihnen der Streit fall 
bei dem regen Verkehr zwiſchen den Oſtſeehäfen und Skandinavien 
und gerade dem beſonders nahe beteiligten Norwegen nicht fein ?), und 
daß man hüben wie drüben dieſe Abſtammung vergeſſen hätte, iſt an 
ſich und beſonders, wenn Chriſtine noch bis gegen Mitte des 13. Jahr⸗ 
hunderts gelebt hätte, nicht glaublich. So erhalten alſo die Spuren, 
die für deren Heimat nach Skandinavien und insbeſondere auf Schweden 
weiſen, neues Gewicht. Doch enthalte ich mich vorläufig noch eines 
beſtimmteren Urteils, da hier mindeſtens auch die Frage nach der Her⸗ 
kunft ihrer Schwiegertochter Sophie, der Gemahlin Heinrich Burwys III. 
(1 1277) von Roſtock, hineinſpielt, die von Wigger?) und von Seyler“) 
widerſprechend beantwortet wird 5). 


Übrigens iſt der Papſtbrief vom 20. Mai 1248 6) wohl überhaupt 
mit Unrecht von Wigger auf eine Witwe Heinrich Burwys II. bezogen 
worden. Die dilecta filia nobilis mulier .. soror carissimi in Christo 
filii nostri .. illustris regis Scotie, an die Innocenz IV. ſchreibt, tft 
offenbar keine reclusa, wie es Chriſtine nach Wigger ſchon jett zwei 
Jahrzehnten geweſen fein ſoll, fondern eine vornehme Dame, die in 
der großen Welt lebt, aber die Erlaubnis erbeten hat und erhält, 
zwei⸗ bis dreimal im Jahre mit feds ihrer Frauen das Ciſtercienſer⸗ 
kloſter Doberan zu Andachtsübungen zu betreten. Sie iſt überhaupt 
keine Witwe. Denn wenn es dabei von dem Kloſter heißt: cuius 
nobilis vir B. de Rozstoc maritus (ons fundator existit, fo iſt dieſer 
B. offenbar noch als lebend gedacht, d. h. es handelt ſich nicht um 
Heinrich Burwy II., ſondern ſeinen gleichnamigen dritten Sohn Heinrich 
Burwy III. Nun gilt freilich als ſicher, daß deſſen Gemahlin Sophie 
von Dänemark oder Schweden am 24. April 1241, bereits tot war. 
Iſt dies richtig, ſo bewieſe das Stück von 1248 nur, daß Heinrich 


1) Vgl. z. B. die Überfiht bei A. H. Dunbar, Scottish kings. A 
revised chronology of Scottish history 1005 —1625. Edinburgh 1899, 
S. 111 ff., 282 f. 

2) So gab ſich z. B. eine Deutſche aus Lübeck für die „Maid von Nor⸗ 
wegen“, die ſchottiſche Königin Margarete aus, deren vorzeitiger Tod 1290 den 
Nachfolgeſtreit entfeſſelte. 

3) Jahrb. d. Vereins f. meklenb. Geſch. 50 (1885), S. 262 f.: Tochter 
Waldemars II. von Dänemark. 

4) Siebmachers Großes und allgemeines Wappenbuch, neu herausgegeben, 
Bd. I, 1. II, H. 2 (1899) S. 25: Tochter Erichs X. von Schweden. 

5) Eine Schweſter des 1248 regierenden Schweden königs Erich XI. 
( 1250), alſo Tochter von Erich X. Knutfon aus dem Haufe Bonde (1208 bis 
+ 1216) und der Rikiſſa, Tochter Waldemars I. von Dänemark, kann die Ge⸗ 
mahlin Heinrich Burwys II. ſchon aus Altersgründen ſchwerlich geweſen ſein, 
und ganz ausgeſchloſſen iſt dies, wenn Seyler mit Recht ihre Schwiegertochter, 
EE Heinrich Burwys III., für eine Tochter Erichs X. und der Rikiſſa 
erklärt. ; 

6) Meklenburg. Urkundenbuch X Nr. 7172 nach Theiner, Vet. monum. 
Hibernorum et Scotorum historiam illustrantia, Romae 1864, S. 50. 
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Burwy III. damals eine zweite, bisher unbekannte Ehe eingegangen 
war, und dann brauchte man ſogar die Leſung Scotie micht anzuzweifeln. 
Zeitlich würde eine Tochter, zumal eine eheliche Tochter Wilhelms des 
Löwen von Schottland, noch zu Heinrich Burwy III. paſſen. Die Ehe 
blieb vermutlich kinderlos; der einzig den Stamm fortſetzende Sohn 
Waldemar ſtammte jedenfalls aus der erſten Ehe Burwys III., ſo daß 
ſein Sohn Nikolaus das Kind in keinem Falle Anſpruch auf Schott⸗ 
land hätte erheben können. Die 16⸗Ahnen⸗Reihe der Söhne des Mark⸗ 
grafen Johann II. ( 1281) iſt alſo wohl ſo gut wie ſicher nicht mit 
deutſch ſechs, ſlawiſch vier, romaniſch zwei (bzw. drei), däniſch einer, 
ſchottiſch einer, unbekannt eine (bzw. zwei), ſondern eher mit deutſch 
ſechs, ſlawiſch vier, romaniſch zwei, däniſch oder ſchwediſch einer (bzw. 
zwei), unbekannt drei (bzw. zwei) anzuſetzen. 

Unebenbürtiges Blut iſt außer durch Wilhelm den Eroberer (be⸗ 
ſonders Tafel 31, dazu Tafel 8 und 6 für Johann V. und Heinrich II. 
das Kind) und ſeinen Halbbruder Robert von Mortain (Tafel 24, dazu 
Tafel 3 und 10 für Johann II., Woldemar, die Kinder Albrechts III.) 
oder das Haus Blois (beſonders Tafel 28, dazu Tafel 7 für Johann V.) 
wohl auch durch Tankred von Hauteville (Tafel 23, dazu Tafel 3 und 
10) ſchon zu den Askaniern gekommen ). 

Unter den weiteren Vorfahren der Markgrafen Johanns V. und 
Heinrichs II. des Kindes, die hier mit denen der Wittelsbacher zuſammen⸗ 
fallen, iſt auf Tafel 29 als Gemahlin des Herzogs Almos von Ungarn 
(F 1129), deren Platz ſonſt gewöhnlich unausgefüllt bleibt, Sophie, 
Tochter des Grafen Emmo von Looz (Loon) in Niederlothringen (gen. 
1046, + vor 1079), eingeſetzt worden. Das beruht auf einer Angabe 
in dem Zuſatz zu der Vita des Biſchofs Arnulf von Soiſſons (+ 1087) 
von Abt Hariulf von Oudenburg, I, 3, (M. G. 88. XV, 2 S. 879 A.“), 
auf die der Herausgeber O. Holder⸗Egger ausdrücklich hingewieſen hat, 
ohne ſie freilich deuten zu können, die aber ſonſt niemals herangezogen 
zu ſein ſcheint. Danach war Emmo der Sohn einer Schweſter des 
Grafen Albert II. von Namur, die hier vielleicht infolge einer Ver⸗ 
wechſlung Ludgard genannt wird und möglicherweiſe eher Emma hieß ). 
Emmo, fo. heißt es dann, genuit Arnulfum comitem de Lö et Sophiam 
ducissam de Hungaria. Ista Sophia genuit regem de Hungaria et 
ducissam de Hui. Dieſer König von Ungarn kann nach den Alters⸗ 


1) Quidam medioeris vir, Orderic. Vital. V, 18. — Zu der oben S. 11 
Anm. 1 erwähnten Frage, inwieweit es auch freie Miniſteriale gegeben habe, 
vgl. auch den Nachweis von liberi ministeriales für die Grafſchaften Limburg 
und Kleve, die Abteien Eſſen und Werden, das Stift Herford und das erz⸗ 
biſchöflich kölniſche Recklinghauſen durch F. Philippi, Alter deutſcher Adel 
und Herrenſtand, Deutſche Literaturzeitung 1917, Sp. 261 f.. 291 f. 

2) Wegen der Emma de Los in der Geneal. S. hea: Mett, e 4, 
M. G. SS. XXV, 383. Vgl. Holder⸗ Egger, M. G. SS. XV, 2 ©. 879, 
Anm. 3. we Vater Se, war Graf Giſelbert im Haſpengau auf Borg⸗ „Loon 
(1015 - 34). G. Frhr. Schenk zu Schweinsberg, Angebliche Seitenzweige 
des Hauſes Brabant in den Niederlanden, Deutſcher Herold 1909, S. 97 f. Vgl. 
zum folgenden auch C. Hegel, Die Grafen von Rieneck und 2003 als Burg⸗ 
grafen von Mainz, Forſchungen zur Deutſchen Geſchich te XIX, 569 ff. 
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verhältniſſen und unter Berückſichtigung der ſonſt bekannten Genealogie 
der Arpaden nur Bela II. der Blinde (1131— f 1141) fein, der 
König alſo, der in der Tat zu der Zeit regierte, wo nach Holder⸗ 
Egger dieſer Zuſatz zu der Vita Arnulfi aufgezeichnet iſt (zwiſchen 
1121 und 1138, was danach auf 1131 — 1138 einzuſchränken iſt). 
Auch ein anderer den Zeitverhältniſſen nach paſſender „Herzog“ von 
Ungarn, deſſen Sohn dann König geweſen wäre, als Almos (und ſein 
Sohn Bela II.), iſt nicht ausfindig zu machen. Ludmila von Böhmen 
war alſo mit ihrem zweiten Gemahl, Ludwig I. von Bayern, im 
fünften Grade verwandt !): | 


Emmo, Graf von 2003, 1046, f vor 1079. 


| hia. 


Arnulf. 1079. 1088. Sop 
— Almos, Hz. von Ungarn, 
Arnold, 1 1129. 
auch Domvogt und Burg⸗ | 
| graf von Mainz und Graf Bela II. der Blinde. 
von Rieneck, 1096 — 1138. e 


Ludwig. + 1171. 


| 
Geyfa II. + 1161. 
Agnes. + 1191. | 


~ Otto I. (VI.) v. Wittels⸗ Eliſabeth. 
bach, Herzog von Bayern, — Friedrich, Herzog von 
+ 1183. Böhmen, + 1189. 
Ludwig I. Ludmila. 
+ 1231. + 1240. 


Für die Wittelsbacher Ludwig den Römer und Otto den Faulen 
ift nach Tafel 32 (als Fortſetzung von Tafel 13) unter den entfernteren 
Ahnen der Cid, Don Rodrigo Diaz (F 18. Juli 1098), hervorzuheben, 
der auch für die Zollern von den Kindern Friedrichs I. (VI.) an in 
Betracht kommt. Auch die kumaniſche Fürſtentochter Eliſabeth erſcheint 
wiederholt in der Stammreihe, ſo auf Tafel 13 (Ludwig der Römer, 
Otto der Faule) und durch die Wittelsbacher vermittelt dann auch bei 
den Zollern (Tafel 19). Zweifelhaft bleibt es, ob ſie auch zu den 
Ahnen König Wenzels (F 1419) zählt (Tafel 15). Dagegen tit bei 
allen drei Luxemburgern in der Mark Viola von Bulgarien (F 1251) 
die Gemahlin Kaſimirs I. von Oppeln, vertreten, bei jedem in beſonderer 
Weiſe auf der Mutterſeite (Tafel 15 — 17). 

Auffallend unſicher wird ſchon früh die Ahnenreihe der jüngeren 
Luxemburger, der Söhne und Neffen Kaiſer Karls IV., und allemal 


1) Eine zweite, etwas entferntere Verwandtſchaft geht von König Bela I. 
von Ungarn (F 1063) aus, von dem Ludmila durch die Mutter im ſechſten, 
Ludwig von Bayern aber im fünften Grade abſtammte. Belas I. Tochter Sophie, 
die durch ihre zweite Ehe mit Magnus von Sudfen (+ 1166) Stammutter der 
Welfen und Askanier wurde, hatte aus ihrer erſten Ehe mit Udalrich I. von 
Iſtrien aus dem Haufe Weimar ( 1070) eine Tochter Richardis, deren Sohn 
von Ekkehard von Scheiern (+ 1101) Otto V. von Wittelsbach, der väterliche 


D 


Großvater Ludwigs, war. 
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handelt es ſich dabei um nicht näher beſtimmbare Eheſchließungen in 
den ſchleſiſchen Herzogshäuſern. Bei Wenzel iſt ſogar bereits die Her⸗ 
kunft ſeiner mütterlichen Großmutter nicht ſicher zu ermitteln. Daß 
ſeine Mutter, Anna von Schweidnitz, am Hofe Ludwigs I. von Ungarn 
erzogen und ihre Hochzeit in Ofen ausgerichtet wurde, beweiſt an ſich 
nicht, daß ſie eine Schweſtertochter des Ungarnkönigs war 1). Denn 
ihre väterliche Großmutter Kunigunde war die Schweſter von Ludwigs 
Mutter Eliſabeth; beide waren Töchter des Polenkönigs Wladislaw I. 
Lokietek. Es beſtand alſo ſchon dadurch eine immerhin nicht zu ferne 
Verwandtſchaft, die zur Erklärung der erwähnten Tatſachen genügen 
kann. Sie ſchließt es in jedem Falle wohl aus, in Annas Mutter eine 
rechte Schweſter Ludwigs von Ungarn zu ſehen. Auch aus der zweiten 
Ehe von deſſen Vater Karl Robert mit Kaiſer Heinrichs VII. Tochter 
Beatrix von Luxemburg kann fie nicht“ gut Dommen, da dieſe, erh 
1305 geboren, 1318 verheiratet, ſchon 1319 ſtarb. Es bleibt alſo 
höchſtens an die erſte Ehe Karl Roberts mit Maria von Oberglogau 
und Beuthen zu denken, wenn man nicht beſſer auf dieſe Herleitung 
überhaupt verzichtet. Das muß man wohl in der Tat. Denn nach 
Peter von Zittau iſt Karl Roberts erſte Ehe kinderlos geblieben (Chron. 
Aulae regiae II, 5 z. J. 1318, Königsſaaler Geſchichtsquellen hrsg. 
von J. Loſerth, Wien 1875, Fontes rer. Austr. Abt. 1, Seript. 
VIII, S. 3999. | 
Von einer Bezifferung der Ahnen auf den folgenden Tafeln tft 
abſichtlich abgeſehen worden. Sie war nicht einheitlich durchführbar 
und könnte ſogar verwirrend wirken, weil der Ausgangspunkt der Be⸗ 
trachtung wechſelt und die Tafeln in der verſchiedenſten Weiſe zuſammen⸗ 
geſetzt werden ſollen. Von der Ahnenforſchung im engeren Sinne wird 
jetzt die Durchzählung aller auf ein und derſelben Tafel vorkommenden 
Perſonen, von dem Probanten ausgehend (dieſen entweder mit⸗ oder 
nicht miteingerechnet), bevorzugt. Für allgemeinere hiſtoriſche Zwecke 
empfiehlt ſich mehr das andere Verfahren, die Generationen zu zählen 
und innerhalb einer jeden Generation die Perſonen, jedesmal von der 
Vatersſeite her neu mit 1 beginnend. Nur ſo werden ganz unhand⸗ 
liche Rieſenziffern wenigſtens einigermaßen vermieden, und nur ſo iſt 
durch die Generationsziffer ſofort eine anſchauliche Überſicht gegeben, 
auch wenn man, um Bruchzahlen zu vermeiden, die Generationen nicht 
mit Lorenz nach der Zahl der Ahnen (2, 4, 8, 16 uſw.), ſondern mit 
römiſchen Ziffern (I, II, III, IV, V ufw.) benennt. Abweichend von 
Hager möchte ich dabei die Reihe der Eltern II, nicht I nennen (11 iſt 
alſo der Probant ſelber, nicht ſein Vater, der vielmehr II 1 heißt). Ich 
hoffe an andrer Stelle Beiſpiele dieſes auch dann praktiſchen Verfahrens, 
wenn nicht alle Teile in Geſtalt einer förmlichen Ahnentafel ausgeführt 
werden, an einzelnen möglichſt weit zurück mitgeteilten Ahnentafeln zu 
geben, wie der Heinrichs des Löwen und Friedrich Barbaroſſas, die 
Tafel 25 und 30 nach rückwärts fortſetzen und inhaltlich bereits in 


1) Wie z. B. Werunsky, Geſchichte Kaiſer Karls IV. und feiner Zeit 
II, 2 (188 6), S. 349 angibt. Mit Recht zweifelnd Wutke. : | 
So ch ungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. I. 4 
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den obigen Erörterungen berüdfichtigt ſind. Man erhält aus dieſer 
Bezifferung auch leicht eine Anſchauung davon, ob ein Ahne zur Vater= 
oder zur Mutterſeite gehört. Ich hoffe auch, die bereits aufgeſtellten 
Ahnentafeln aller deutſchen Könige des Mittelalters und ihrer Ge⸗ 
mahlinnen in abſehbarer Zeit, wenn die Verhältniſſe es geſtatten, im 
Druck vorlegen zu können. 

Oben S. 14 gegen Ende war auch der letzte Arpade Andreas III. 
(+ 1801) als Gemahl von König Albrechts I. Tochter Agnes (+ 1864) 
zu nennen. 

Zu S. 45 unten ſei angemerkt, daß wenigſtens von dem ſchottiſchen 
König Robert I. Bruce (1306— 1329) eine Schweſter Chriſtiana be⸗ 
kannt iſt (ſ. z. B. Dunbar, Scottish kings S. 130. 148). 

Eine Uberſicht der 16 Ahnen Woldemars (ohne Daten) gibt jetzt 
auch H. Krabbo in ſeiner Abhandlung über Markgraf Woldemar in 
der „Brandenburgia“, Monatsblatt der Geſellſchaft für Heimatkunde 
der Provinz Brandenburg XXVII und XXVIII (Berlin 1919), die 
ich gerade noch bei der Korrektur heranziehen konnte, S. 96. Das 
Geburtsjahr von Woldemars Gemahlin Agnes (oben S. 42 gegen Ende) 
ſteht nicht ganz feſt. Nach Krabbo S. 57 Anm. iſt fie früheſtens 
Sommer 1296 geboren (aber auch wohl kaum viel nach 1297, vgl. 
S. 60 und 66). Ihre Heirat möchte Krabbo S. 66 etwa in den Mai 
1309 ſetzen, freilich ohne volle Sicherheit. Zum Todestag ihres Vaters, 
des Markgrafen Hermann ſ. auch Krabbo S. 60 (1. Februar 1308). 

Die Tafeln 1 und 34 bedürfen keiner näheren Erläuterung. 

Auf Taf. 16 habe ich Bogislaw IV. von Pommern - Wolgaft 
( 1309) mit Klempin als Sohn Barnims I. (f 1278) aus feiner 
1. Ehe mit Marianne von Orlamünde angegeben. M. Wehrmann 
in der 2. Auflage des I. Bandes ſeiner Geſchichte von Pommern 
(Gotha 1919) läßt, wie ich nachträglich ſehe, die Herkunft der Marianne 
unbeſtimmt (auf der Tafel am Schluß), und Bogislaw IV. entſtammte 
nach ihm (S. 118, aber ohne nähere Begründung) wohl der 2. Ehe 
Barnims I. mit Margarete von Braunſchweig (einer Tochter Ottos des 
Kindes von Braunſchweig und Lüneburg, F vor 25. Mai 1261). Dann 
wären aber Bogislaw IV. und ſeine Gemahlin Margarete von Rügen 
im 2. Grade verwandt. Margarete von Rügen war nach Wehrmann 
die 2. (nicht die 3.) Gemahlin Bogislaws IV. Die ſchleſiſche Her⸗ 
kunft der Gemahlin Wartislaws IV. (F 1326) wird von ihm als 
ſicher behandelt (z. B. S. 134). 

Nach dem nachträglich erteilten 3 Diſpens vom 24. Febr. 
1290 (Pomm. UB. III Nr. 1525, S. 89 f.) lag aber zwiſchen Bogis⸗ 
law IV. und Margarete von Rügen nur Verwandtſchaft im 4. Grade 
vor. Dieſe iſt zu erklären, wenn Bogislaws Mutter eine Tochter des 
Grafen Albrecht II. von Orlamünde (T 1245) war, deſſen Vater Sig⸗ 
frid (tot 1211) die Dänin Sophie, Tochter König Waldemars I., ge⸗ 
heiratet hatte. Denn Margaretens Mutter Agnes war die Enkelin 
einer andern Tochter dieſes Dänenkönigs, Helene (vgl. Tafel 12). Freilich 
iſt in den älteren pommerſch⸗rügiſchen Ahnenreihen noch manches zu 
unſicher, um damit poſitiv zu voller Sicherheit zu gelangen. Unver⸗ 
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einbar mit dem Diſpens von 1290 (und die an ſolcher Stelle ge⸗ 
machten Angaben erweiſen ſich durchweg als ſehr genau) iſt z. B. die 
wohl allgemein gebotene Anſetzung der Mutter Barnims I., Miros⸗ 
lawa, als Tochter Meſtwins I. von Pommerellen. Denn dann beſtünde 
nicht Verwandtſchaft im 4., fondern im 8. und 4. Grade, da dieſe 
Großmutter Bogislaws IV. eine Schweſter des Urgroßvaters der 
Margarete, des Herzogs Swantepolk II. von Pommerellen (r 1266) 
wäre. 


4 * 


| 


u 996 4 | fo dub asg 866 + 
'SUIOYK a0 g "0 qe, + 896 ‘gahory 
| d qauıg ~ qunbangʒ 166 48 ub K "a 49 
886 + 996 + a quauoy ~ eee 85/856 + CTD ‘CIID eae 
“TL OFF (IT pon ( Kl 1120777 a ee r “ID leo e ag Lagu Zë 
a ee | | FL 570 4 
eos + ‘ad ei KE ai D Ai gi “POE a 
eg Aen 00 4 1070 v6229209 AT bang ec ul II zzgl o Ch 
fe ¢ 896 4 986 KC = 16 686 + 16 Lab 806/006 + 
2 « 86 + Gomm 4 TERM mp + uin! bmp! N euiagioy ‘a td ‘groquomaag a 
= u Hogg SE ‘By Gaba above) 9 a% Ip "anayuung ( aufe Ic Ine 
= 81 Ge + 4 e "ai an PE un | 
= g 816 618 ee 
2. nen fuse 786 + You | vagen 05-88 
S. ‘BY I hognig L en I Qavaaiqva as Tags "ës 29790% Je ugi 
| é 9998 C » „ . 248 + "aal am | 
79828 ‘19 106 + 14 . 2 a obeß ig@~ 9 + ‘sis + 
Kee 9 GI 1 n goa 0 aria 120% Gr? "[ 109303 ae 
umuor dl 
39—088 d Huang —  ‘31—F68 ounag 4 888 4 nassen org + org + un 
wan ` ergi mont: "Je K | | ‘ammorQ 0 Bang vis a db 
.. ee N — ——— TC ST EEO 
"Jorg Ne p88 aq 688 4 "8110108 sis + 
| (As ed a) us! mmIosusıLy ‚sd 200 [IVY 
CG deg „ohe uy d 51394 
unis "Du "ag ‘Gangqanyg 
a "| (Dua oun nogoach mag ab UGG NIE sd 93GH21gG71% Gunmmogzlayy 218 21 KIK. 


ml | 
(2166) ` 


58 


Die Ahnentafeln der Markgrafen von Brandenburg 


! ‘vi forvgavg 1 1299138 | ılndng IMGT q nodauusd; 
II dun ~ pause LPT + a Gragnlyg ~ 
"udahng a Guqng = “OBIT + ne | uss  ynnyg 
SSI + “TIT qoaucy GAER ss en © i Da u c 
| 90114 i GZ 72 
gap a WG H ns- J fl Sënn ues and EN 
ost + “A Digg ott Lieu AT uinqqog — bert T 'unävg Tung | | 
P | 8811 + | a tg ‘atavaps 
9011 4 „ 291 Spe SPIT + d PUG 1. 
ö AI aue III 1 aq on wg ILG “TA ae 
° wg ` ` 8601 + | eutt + ‘128 
"a snudvyg — ‘nvfauuss a iq ‘sqeazluayvg a uvdun yuna a Bu 
sont + „ 9201 “IT winging ~ Je "ugoe ~ oapdoe- I ddındk ~ 
a TIT plauı2G 508 0011 + use 201 + ‘gnuboyg 5 
8901 + | = ‘L901 + "ua 1901 + 
‘uavduyy LAAN, ` ‘ad ‘aquyput ‘quoyog a 4 
a voc = 6801 + ‘SPOIL + „62/801 , oo d o SLOT + 1 maß ~ 
0 e II Quaucy I nai II uE “ggor + bh Ingo ` Anafzoß 
SSS —— 
Fe 5 | 
801 Lie ` 245801 | 6201 + 
VIE" wen A , ee SES 
Hu `  "Guu0g TR ` A8 „ epo ne 
| (nba 220 2 | | : 
| u og ualg L "08229 2101. 
5801 66 850 12919) | 1139) ~ Aan! 
„epic oft „8001 + tor + uhu uge 
enn nen we e d fo 
8001 d 9801 4 „7001 rae ge Beien AN d 19 ang % Je Je , d 15 36 = 
‘TEL 0330 sn Hang ITuuvumd Leue 36 0 1 aa nog u 
— K »» "08299139 "08129299 age ` ag *qiagjaqyg Gage 


Adolf Hofmeifter 


54 


. SUE 4 
(oa qa ualvaßtzuik "o E "okuafbaue 
8101 
zent + 066 g usjoqß a (By) TG II vonne 


8901 uu 4 
‘uajog, uda (2 v%ag19¢) 


850/6601 ~ 290 


avdun a 1 do 


“(a quojdnyg ano) X 8901 + 
„uavbun a Dy I ü viag 
dais "emgiegng a Intogg) 
LOL ~ 
Bau 
H Wee ba mg dE "mme Lil eee o nm 
0801 L ‘uaBaaaoyg, a Du "Bad 190 avi 8701 (I ~ 9011 Luslëse 
a TO ‘ gruboyg 
‘ual@os a 20 "ng 
eent + ‘uals a td II qavgung 
"uërg REG “82S + FOL d S v 
138 348 8901 
(pou | ‘uaaigy a Ing usage II Gagn 090 I 209 = 00 TI + ‘aque 


2901 + aq a 0106100 
‘uadiayg a Inpunwg 


uu 9 Je ‘ORG 


n ppl %a 
Tl aug uajvabzivyg + 0801 aag S "ou 


"6807 + mme a Je “ITT uin 


supers a Grau; eläng + LIOT d Se | SL 


(punbing “oa 6499109 4) ‘ 
nf a Qyitgv 
uoolzlang ur 129% a "Je ‘uuvwrzdgd Pop a lde "(¢8—LLOI 
+) ‘sqaruayogs 
` pour Ion} ‘ecor Du Te je dee 


0 ‘a o EEN + 866 92q 290% X | oeduage ole la 
Hund a pp) N 
“MIAN, Sg HPA Hand 91 3G : 1 "Joy 


8801 J. usaugð Uda vjaqyg | 


‘OPI + 
‘ual Poe a vim 


Ké "a Joe 
org 290 CHG 


wv 


OLY aan pert 


Banquaquvagg 
UA) 220192036 


“Spl "9 joadzavyg 


a 29 
"I Hage 


55 


Die Ahnentafeln der Markgrafen von Brandenburg 


. "SLIT + 811 458 
'nodvigg a II aru GD d E ‘vp Uoazog, 
1211 > GIE 
DUO a JD AI WB qunmingg 


f II + ‘OSTT un geb 

Uudshoavg a III Snaqzuz ale d T 20 
95II . 

9811 + ‘BOTT gef Jvönzaoz a “Sy » guolng 


Gett Ba e Dou 4 9111 gë 


oba a 33108 


"LIST + ‘FSI 1928 v5 
s10g a Dy I opung 


‘uajog, a III Mvigajog “sid g E ‘vlushiyg 8611 4 
98/811 ~ quvignze uoa digdo 

Wind sëlle ace! 11 ads 
„8811 + 


e WONYE a 

avisplse) uenans uatplaina -q "$ "dangdug 
‘TET 41601 un ga 

‘uaquagg d Dy ‘Biagapse a ic ‘qavavzy qnuy 


uazvbun a goung sec -q T ei 


"mett 8 za vuzu 
NG a By I bee 


OrIT Uz 088 
(SET “438 metteg A A9 Ee jo usa 97510 
16911 \ 0817 susan! ~ 
‘Baaqgguiay a II ufaigoch ual d S "ande |, . 0181 + 
9911.8 N gunvg d JU ‘quaucy 
‘OBIT + und i eee ee a ‘IM e 


% voa) qiagjaqyg 
6 OULLIL (I~ ~ 


OTT 4 Aa bang 5811 + must 


euatulgR "9 "1 vunuaë "ulm e T) atdoe AB ee ana 


“OLIT T b a Jä ‘ang ag "Tt peng 


KËNN 


Lë 
E wönz0 lf 
uoa = viavSuarag 


rIZl GI ~ 


; 170 
+ “OLIT ‘4? 
‘Apwsuyg uog 
By II weh 


D 


4981 J ëng 
J a anz 


2061 


° 


“0221 
LIT 20a "di 
‘Danquaquyrga 


Br II 3229138 


Let L vu 
up uoa addon 


(881 


vu) 0881 (I~ 


99 
4 "ert oe 
‘Sinquaquvrg:a 
Jä I uuvgog 


‘Sanquaquoig: 


Al ONG 
1881 4 
II uuvgog 


Banqusquva & uoa j avauoꝝ gun alt, ag mp "AL OHG "II UNYGOES usgvaszavꝛœ 220 ue 91 216 te lo 


Adolf Hofmeifter 


E 1611 + 
pouaig n foog a a ug gz ‘gaudy | zer Lmatng a 260 
8811 L'uaatngeoio'Gopggiaugg a (IA) ‘I ONG 16/9611 (II > un 4 44611 ! 
| | ; "gab ‘uaSurangy 
uaqvaws WW 
ua II Pasta fg d & "munal mt EE E uoa oun | © 


„ Hell un = 
SL + ‘uaBurangy o 1808 II Doanz 


‘uavBuy a et "oth og ‘Gyaquluy | 


gu a dung 


uajogk a Anang 
LIT 200 = 


8181. . ‘OPIT wn gel 
uajpys a kG "np 
“UK “AD I qroguaags 


OFIT (I ~ A 
8031 
28/9811 gs "uatodëoie a d III Oi 005 


0911 + „e bang 
eUsluigx uoa 1 un vue ulm eg T) ai§dos 


88/1981 + ute 

ug a (120%) 
Jo I Dad SE? 
b 1831 D Bang 
æudquvagʒ a II 


OEII + /pvwmaroıg o bs ‘apg a I Ip uuvgog uz 
1881 ~ 89 (99/881 
X 2) ungowsg 

2881 + 


"FEST I Wow 
mD "d pinbusuig de 
' 98IT ~ 
"PIGL J. II a 
munmoys uoa ‘by 
n dap uν⁰EGi de 


quounnag 9 i "pp jo a Dag 
VU KE 

Ä emt 4 uca) aun 

RILING a wayyy Uf "pP “J uud a DPE 

GEIL ~ ‘OGLE I Punmoyg 4 T Sp 


—— eee NET GEET 


‘OM uyog abe a “jp bee . TEE TE “a 
saqlvogaiig a ue ‘xX = aas "I ënnoiug 
1 961 Lett gef ka 
‘ 
‘uaadvg 'n ualpye a WG agg a Haug eu Qs PAG 9381 4 pelen 
8811 30a (I ~ nt azad "Tt 


SLIT + (Qureang apjiSpava) vawygiogg 28814 ‘BSangquayayg ne Gong Piano 
Aa 1 Bong Gu 


II 4 une aaq yan ‘avjsigiadgs 
"Bang uaquorag wag J] uuns usjvaGzav yw 899 uypqumag "9120, 100 Dag 199 uaugyy, 91 e: Jos 


57 


Die Ahnentafeln der Markgrafen von Brandenburg 


ue a I bang ualdgg 20 S vnn 


eee ‘Prog "o og ee 9 KSE SR St + ‘unrayg a Dags 
"una "a “WG "ebaug o Je A chte 9811 > 


ott + wuafpouug a aëundugog 
unlang z 'n uoyizogy o gaqyoussyg "E ‘gauby 


9611 + uavbun a “By “TIT DIOR 


‘oral + 
‘usvbuy, uoa afunjlucy 


86JI1 un (IT = 


088 1 + ‘uauidog a 
GU (II > | By "I agora ehmatack 
"CLIT + ‘uammgogy a “By mung "RG esd 


9611 + "Binz 250 


‘Sear + ulis 


8911 200 (IT ~ (*29q 2146) a2 “J Piaurag 


1081 4 (nige) uarlaips a "td “I avjgajog 
mary a (Piya 
DISA) II wvisnleg Joe d S ‘vioqny 


POULET (IT ~ 
aahaoa J ‘uajodgorm a TO III ole 


X 


"0721 + 
‘uajogk uoa vawygiuiMmg 


0351 4 ue 
swork a ic "I uni 


A N 
any "9 (Plnalomu 

aid) AN20djo@ J Broa Jg ach ot 600 
Lët + Loh a 

dans (noa) zgawonusgy avis 


nd a X 


“pogting a I avBuasag ual d & ae 


d : 0 7611 + 
uzvbun a gous erc d S Dagnlua 65/ IpII °928 Kik? 
OFIT d gun ualerk a ZO o 


80814 /L8/ 98 TT dq uod oꝙrw a Sc “TTT 03921 


KC 
+ ‘HOST o 
wawgog a VUNIE 


49161 ~ "GOST + ‘ust 
7919 HUNG) 
15314 21611 
god ‘ualapS 
(ga) OA 
25 II Dua 7081 
| 4) Banquaquosg 
uoa I Qvaudcy 
wel ~ nene d (091 
(all ` uygvuap 
1831 + 
Ké 
"BRST + ue - 
12555 a Dooad afunyuors 
| — Leet + 0861 
OB/LIZE d ` "wat 


aun ualog uoa 
AG "rt but 
6881 + ‘uazod 
gon in Pl 
og a ic au 
o = mvjg quits 


* 


ginansau nie naa 1 ani1tarse u lp a81 ap 290 urrapınaa ustoct. naa aluvzlucag 20 usuän AI 2186 : 4s 


Adolf Hofmeifter 


58 


“GPCL + ue a I surazlayg e S Bags 
must: - 
Gift 


‘uajodgorg en Glung a TO "Tauogc avjsiqnigg 


"GOST + 031 gab 

Uda ‘a I Ann 1Shwatig, ‘shy d T ‘nuug 
é9IZI + 1781 + 

"d Lett gab use -e) a 20 II prsurag 


qvauoꝝ ualdtjuick d 2 ange) "a gaudy, 
e I I ~ © 


“OPZT + ‘uamggg o spraqayay Ki T 101mugnz | 


LU 
+ ‘uajog usa. ee 


6761 (I ~ 


, "PLISLOL + 
nvbojch a 20 "I qvaucy 


Lët + 
‘nvSol@ a vuug 


0931 (I ~ 


de 2581 + 
6981 2290 29381 + | tab a gin 
‘SramMjunvag a gaudy 6881 46 ‘uragig 
0851 un = 2d Jvaßtjuig 
8981 + Iuaëng ag a 
ua ag “BEDI: Haag Bus 
5031 ~ una a kG II oo J aaq “TT Doan 
a D win aa uzzävg a ta ir Siaan 
1881 + deel d nm a ée 8 8081/8881 
5 
"a sec "ëongeanuumg a 1 so E lande 
26/9611 (II > 
"LIST + ‘uadurangy a Jag 'I uu vue 


“uajodgorg a III Soi ein TO "6 "Dnont 
"TTT" ost + ll un 
gab "malënne a ic uz ole "I qavguaag, 


"6031 + 


"uaSursngy a gaudy 


"uals a ont 


1971 + ‘ual 
eve a i 1 parang 30 519 
' Si 2390 LTET + ‘99 
"gad ‘Drsqsquoyg 


‘uajodqoag a am eg. 19 CM 9961 + | ee 
~ 73 nv . a ı } 2 a 
ott T ses o Jus ven J MMPS % f Leer ede 1 Pris 
e é 
Buoa) qa el + LIT "Song mp 
97/1711 UL ~ 200 9 ‘Banquaquoig Bug "I wwgog 


| 3911 4 "a JD II "agang 


"SIAM 929 11 PLUS uafosSprvye, gaq uangyy 91 210 29 “Joy 


0281 + 8081 
EE 18 050 


Bang 
uaquvagz n Dag 
esquog u0a JD 

‘Quiy svg 
II Doug 


59 


Die Ahnentafeln der Markgrafen von Brandenburg 


OLS I + zubonnog a enpë11ng ualë D nz; 
ITT er Lem ag 
sbuupgtagaue) mpgue a HG I Guuad 
8181 + ui a I ond ualeg & öl 
8611 (1 
8881 + quvnoch a ‘Iq I unnd 
"BIT + danquaplaaumog 
von plagen usb hel bp) ou cp ‘aigdog 


8811 un (1 = 
"LIST Lwapuunng a ba "I uuvmsad 


Guoa) 1840 
‘OBIT + ‘Baagauuad a Je" oddog 


e 

"IT 008 gaalwy ush|1238 0 Ge 

GERT) rafplynag gang "a 8G adındk 

OSI + uavßun a III ausge ‘By T ‘atuvyucy 
8611 un (II = 


"OST + umge o Du "rt nm0 Ighmalıck 
| "6081 + 
‘uajodgorg a "III sorsaıyk 2% & ‘Greqving 
OSTI guaHagnı) ~ 
Oel + "Sinn o JB ‘quaucy 


(suda) q 
92ůõ ILII UI zs 
Ft + 


‘OS/LAIT vais gab Banqusquvag ole 10 


| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 


1921 + 
Pivguagg uoa vz 


fod a 0 “AT usa 


9881 + ‘EBIT un 
gs ‘uadujangs a vyng 


7661 


"por + "Bag 


5881 + ‘OTST 928. au - 
Hund a 10 “ITA Oddog, 


SES + (2) 10BT un mb 
‘uaguaps a squnviunys 


"SCSI + ‘GOST daf ‘usw 
Gag a “Bay I ju 


92981, + 
KIK 
90 Il ~ ` 
"0231 + ZLI 
200 ga banqusquvag 
uon zs II 1a 


| 
| 


| 
| 


LST + og 
jo a bab Bapzq; 


0681 ‘Bangog 
ebiadäuuad a 
"Je I uuvmzz 


9861 
+ Rid de ‘a 
(vustogz) Maag 


008881 ~ 


2981 + 
Sanquaquyig’a 
Br III ond 


‘Bangog 


"a uigag 9259 
sun‘ a ont 


05T um — 


"8661 


4 d (Pou 


GEWEIT 
eUDIG: a “ID AE. 
‘Bung a8 A on 


8081 + 
Bangu⸗quvigg a 

, Jäng 

ETHEL Tey 


OST + want leg qua 
suoy ie 22 „ a 2230 l 6981 3300 7981 4 
I~ “LOOl + ‘ELIT un "ga ‘ R SL ) 
(ua 129 öbv; ‘Sram@Plunvig a iad SE So a gaudy + 4881 95 
i gqvius 
OPEL + wangeg a s zig 18 $ ang) 1 uge 129 “BROCE d sang ma 
7081 ~ matng a 18 H ancy e a deni 
g , A a Bae te f 8181 + % 898 
1881 T 68 wun “gab ursävg a TG 1 Pinang poe Sr 45 hone 
nen- o unc) 59% 981 + ‘om en 
| Jong a q 
SSSI 4+—OGIT ‘104% a ic (IA) II pa 968 T vatang 
9821 un - a Re 1021 
\ PEI + sang a walëig m ag 10 - | 'jeeertiinnga 
D sau "A III giochi ual o E aëmptng | 88 10 5 mcg (CA) Ie ac IA putes 
8 ‘ d | | I 
S 18612611 490 a Je „III Hegpbug | Hä =" (g0gT-+)banguaq 
5 WE 2 ng m 
= 56176 neun 914 nA) 2637, (4 Omg 
3 (qc ne) usbuian g a Jëpnlk II Hogg 1881 1 Gs 
, 8981 + ‘oy (egen | Du 
X «add n Bagage ` | a UNI) gg 
Ke ‘a 49 III gavipangy 8081 + 
0221 303 ‘LISI—LOZI gt 
(uꝛanog · o · v Baaquagog a Je “TT ET 7931 G9 8/861 “anal 
rn $ f u — e e 
wuadpe a; CO A 
V Bangiys a branch ue + 4 0 17 h 
Wi é . e de 
Leet + “Bangiy o jem Dam 8181 ob h 
elde n j a "18 
S vo of denne "o gaalnag "9 "U ‘gaudy LA je "A page J CAD T hoanze 
© 28861 + ‘Sangsgug a Je „II Hoang 


ee Mog HUHN nova zar 839 gung "Gaas nog vuu 220 gang, 91 216 :8 03 


61 


Die Ahnentafeln der Markgrafen von Brandenburg 


e ua) (susa) vunad 


| Ge 0 7 8081 + denge 
Dal safphipad ‘gouaumoy goybuy eege 1"? " puny a 
5811 + 8051 4 


‘Siugy safplineg ‘nag 


qundang a III dw WD d . ugang ang a ich adm 


SIL (II > 0611 + 
Zell un gab ‘viloavgangs I page saliva 


Gett + vapamg o atunyucy 
und ae en UOTIVGED a Sauna T "Hand 


“OBIT + ‘uasvbuyy a Bay III vie; 

‘uabursngs ‘a "I Daong ualdaz gz "ont: 
9911 DI ~ 

GL + ‘uamgggs °a (By) WO “TT ontaang 

wandun ‘a gommg “eG d & ne 


8611 "um (II ~ 


0881 + ‘uaugag 
GE 1 aua if 


OFT d 81 6081 T stock a Hu! 
2/08 oof ee o WG III oi (ett guayaänı) ~ 
6811 4 
"Bageuuad a II Ke ale as ‘aqungwys ng g wd 
0611 + Alma oe Az Glnoeg joe o 
5 {euoa) ghd 
Zi out di ~ 
e 4 d 1 
O9TT + gon Wer ‘ ée 


(a Banquaturgg a I uuvuirad ual® d T) agdos 


LIT + Tee 9 JD ue 209 peng 
"HAND UA "III 2291 1194038320265 


suvigg a JD I SHG 


GM 
| : 
| 


j 8581 
(€) 1021 un 
“gab ‘uaquahs 


uoa >aundıung 
9 
2er wg ` 
1 11709 
Ka + 903 
40 eeh 
2 By I jotuagg 
A500 ne Bang 
(e) 8881 ~ araquuag a Bug 
„III 4992918 


"Gest ung 
g anne 


9081 + 2981 + ‘Sang 
uequvagꝭ uoa 
Ius III NG 
0381 
MIT 300 “ga 
anqusquvag a 
. a IPA 
goa EH 91 216 :6 Jungs 


Adolf Hofmeiſter 


62 


7 
Moi panyony c/o: sap N p. vhui⁰ éé Rb (ee quvj — 
9 r ‘PEGE 4 ern ſ cs voa zun 
: : La 8981 NM 01 
ef ‘pumnoyog a ‘by ng Y ue € bes 1 0 
BIZI aga 4 mine o dä u Qa Hag 
‘uaagy 4 deg 3 Gr "omg | . 5 dann 
0 ~ . 
21 4 angus ze nd aa "I Dong Dua 2881 
4 usnzazumoſß 
aa a hl 
„visnlug) II Ne d Co 0781 4 5 uoa ata1nbinwg 
59/18 ES 8 'nojoſtz a "mem "QLal + 7021 
2% II geb ‘uajodgorg a TO III 19 a gd ‘noplang ne 
, x 0337 + ‘wayaaam | 26 I aoquing Dante ne 
so a HO I ume banqusquvagz 
"N “a “TIT Ipaq 
8581 ~ Val o (6921 
? SL + ‘cert wi Hal) unge 
uoßvagg a II ons 868 d T "oguosk uobvzzz a 50100 00RT/6LZT + 
1211 + 8911 + ‘qavwmauyg uaa 
‘yucjazipg a Juge AI AvSuarag qunwuivig N ae ane 
Sell + 9811 un 928 d TS Duda = oantuaag — 
‘wahoavg a "III ee ale 5 Dan | E 45 1 opus | | 
2811 + 6011 “928 “jobnyzog a 8 1 n, 81 (Ir - "6871 + 
viet UI 4 abueup 100 
"GGTT a0 ,,] ‘cg ou + art ‘By 1 dann 
de ‘uajog: a III Spiszjogz ic T "kung 8611 tee ; 
98/811 4 Zoungdue a and EN | 
Aan aatliljna ao q b KL ~ 2 + "oan wei 
Leiben, 8 Set + 1 15 5 
a augp[sg) uayjan vsëlb 4 -S ‘Bangabug der "9 , Däer III 0! 
1811 4! fehl un 955 uoa By I avmsqivgg 
‘uaquagg d ‘By Biagio a TO ‘qavavg qnug 


01081059 g III IPA uojoadgav2; d nygomag) “Gavimauye a PU ad WINGIZ 91 8:01 Jong 


63 


Die Ahnentafeln der Markgrafen von Brandenburg 


X 
5 uob a au) 
| | Abel | wong a ( ng — 
(0390 nf) vafugng uoa {wig II Moanzz fe n ‘Gaaquancs 
j , . ‘ 01 ? 
X | SC o Kee a (puuzz) dog - 
. a 39 III q30pang 
9881 10 “LIZI—LOSI 
Luaznog ' op) Sraquagog a Je "II qavpang pas wer? E 
ung -a AI saqqogzaag Zë E vuuz Binns a bayee 8 rn: 
Ä ° or 
1321 + Bang a ig “TIT Gan | Aë Ein 
, 5 Br 
ad 'n 5 ‘ ss a "Je 
surogg af) ualnne a gang d "E ‘gaudy | N Ce 7 CAD 1 Doan 
888I + "Dangeong a Io “IT hoanzz e 9781 DÉI ~ ms — 
uud a I giodzazeg uach q . . ‘ 2200 0 
2611 + bat 4 2 Adlaang zz 
g „i S(-usgeoch) A fuß; 95 J 2700 
uyagyg og Jpëolk ‘ualnvig(-uagog) a qvauoy 5611 (I ~ 1381 a Zeg 
j ‘ "LOSI + ° un S ö 
et lf = erf Lien f abend a g F621 4 ‘6221 
“gap Ussing 'n ue a ich ‘ange d mau . 0221 wn ~ = abt’ 
uavbun a II gulasch “By & "Gaang eee ee S 40% 2068219 
“GRIT + waupeg a ec ëuooug | + cee "a omang sde ‘BET mg II Dogng 
1611 . Be ? 4 0 band 
‘pouang n 800g 1 1 0 ual® d $ ‘gaudy r S H en 
Gett + ub a ic wogen a (IA) I n 


man, god ssjaang zug nus ot 18:11 93 


Adolf Hofmeifter 


64 


"MUU a dun Tapvag 190 'n Zuoz 


OH 9 ee ee "a gobNG "$ ee | -ushoave a agang 


EE EE ö 
9981 + ‘LETT geb ‘uahoane a J “AT gnaqaung 9881 ~ Fe Led 
8881 mu 4 ). j j MIR 
‘ ee ise ta se POST + eo a 
ugaang a CA Folge ual d 7 B ‘CAD II. feine 
win ge eee "o JD A "IA une soot |, Ster + 
Gest + 9080 wk 

undg g a quaucy ualdıyg 9 "E "omfppag RE 

9081 ~ suaquvig a andımpayk 


+ "ost o 
"Dao gun gz 
a c "agoe 
229 J 3aaqnyg "N19 AD Ee 
d AI S81aqng 
gialivy usa 
08681 ~ endl 829 (6081 


0331 + ‘Banquaquorgs a "Jörg II ipaq; 


Hpuaun a TI ëiputag1pne D S du; 
S 5061 > ; d 
8121 + 7811 25 
‘uaaigy 9 shrug ugos 'dingaung ‘a wyjaguigg 


‘Over + 


8831 un — 
Seet + ‘HOST 908 bang 
sung 'n Siaaplunvag 
a IG ‘quiy eng oc 


wietieg a. III eist "EG -S veëignnaf 6721 + SCHER W el 
, H . 
0881 + ‘uagazaumog a MO "I waularg uzneziumoch a Daag 


1779931 + 
“usjoſtz a amojog 


OB/LIZT > 

"6851 +. ‘uajod 
Jorg n Dun a 
“EG eue MOON 


‘noSo]@'a Zug 
DS a Poamonuscy avjgorvg voan 4 5 ‘x | 


5611 + 
65/ITPII ges Play. n ualog, a 1 000 


0781 4 uavbun a III 8010 Du S ‘atuvguoy 


1981 + ‘Bang | 612 uon ` anz 


est I~ 4 5010 nen 
J “ITT grund 


8611 un (IT ~ 955 a 
‘ wae Bhar de Le 
OGZT + ‘uamgags a fe I mmm sehwalag. 29161 > Eege 


0 é 
“SHEL + wert o “AT TER pech 4 $ HPS T 9h wellt i one 
9811 8881 1 uoa % déit Guumaé 
(nvjgarg) adlatëztasgnne) a A8 I Piautag 


Rd 8 sbiaang unvmoch uazlad ‘nvSojg@ noa von 194 Hauf 91 218 71 Jas 


65 


Die Ahnentafeln der Markgrafen von Brandenburg 


‘uaginy guogzuaununy d & ene 
8181 L'msrt gef ‘uavBuyy a “By A uplate 


"SET + uavbun a garg 
OS ~ 


"SORT T. 0 2ùĩ el 90 
(jadveg) unos uoa 


9 
‘By 'nofug a II 10% 


4 us Q-no 
29381 + ‘aousaorgk eg a azaavSanyg 
zg o gue qunwivig ale a "E "Zupap 
95e (I~ 861 + ua 
1 a By ‘aousaorg, 40 nn nous a Je it up 


19814 uavßun a II gvaaquyg 885 “gq T ‘azuvjpog 
2881 (II ~ 


0631 U 581 4 101 
VE a vuuvgog 


"ga ‘uoBuayg a vgeqviS 


"1121 + ‘SPST | 


981 + 8081 gf weng a “By “I gogug | 2961 i „ Her gat het 
9681 ＋ 1881 905 ousaoicß 955 „ Bad DE a d ‘1204 
T TT N awieg 1 “LIT aa | 
*gaB ‘raaguvag ‘a “by ‘aBipiad 229 "XI Gaas ö 2081 un = 
“JUHWAR 
'n Inaag a II ago ale d E "nid "CLOT Lige oatamgbumwg 
6861 + ‘VB a 1D „I Pau | 9761 ~ 1 ‘Banquaaeg 
„81 + 9811 G28 ‘Banqwmaing 'n mune : ‘Sanquatny uoa = auidd ngs 
“a Uaquilg d Se d "E ‘aquilamsy 1 Kr 9 0 
St I= ON a 
9881 + ‘Sanquuig a AG “AT unn | 4 wës 
2081 4 yungvag a - Saus A9 -& bann 1 
580 8 : U 
"EOI + ‘OTZT o onteë a 4m “AT mae J 4 ‘quogog non OK 0 1 auvgoq 
0881 + 8081 ob 9761 in noGauuag a 


'nvdzuuschen uaaquyjZ a ung CID) vpavdırıg ee ge 1 nee . 
„1881 Juuaapad 81861 + 
pal win 4 'gaugaag a aaa ‘qauping . 


· uas Avers sd ssihang undvmech uszleahe auvhog oa 9321vGsvyG 19q wIugqus 91 ae ert WB 


TL: 
AI Sbimang 
ag ` (FST — 
Hai undvusg) GE 


1. 


Adolf Hofmeiſter 


66 


(gaod nf) uaBurg 
MY a I hogmg wlëfialg 4 5 WAREN 
‘M0128 en Saaquagog a 40 III Se 


1881 + Bag 
suragod "u (vuug) anazaag 
5981 Lap 8 aoa] ~ 
1681 + 8181925 ‘Byu 
ogy 12Gp|qnaa'Bangsqud 
ao ‘CAD 1 Hoqnzg 


‘Bangiy a III fum vlg d T Drau 
05/6881 + ‘Banqsqve a Io "AL Tan 


“uavSuy a "AL eva Bug T ur 
S21 — 3961 un + 2971 mn van 
ein 299 "DR 581 vawyYK a0 ‘LEST uaiuda 
PID “A ung 68— 9831 PVG a ‘08-6801 
aoaodmoyg ‘a mans (pos) Aviso 


8581 + ‘6.1081 un 
‘gad ‘uaquaps a sddingg "Du T ‘aqunfiuny 


est + 9081 op ‘uamgag o ‘By I Dua 


"ai 4 ounëtag a IIA 00 "8 ‘qn GPUs 
9561 un (I ~ 
9081 A 


9881 ds Tuaa0un a Je and a oqing 


€ 


| 
5 
| 
| 
} 


5 Hr agora (baak 


l get + 
ua0un a 91010 


8161 - 
Kol? 
4. Soot geb "mung 


“eral 4 ‘qunBang ‘a "AI going 2G S ‘qrohraak 
| Dag a t 1 uuvgod 


1981 + ‘yuogvag a "0 II OS 


D Bw 


Susa 
a 13393 „Gonodd a 1 Sold a 6 Donne 


9881 4 ‘quownvag a 1296 gsf "A UINQVE 
9781 + ‘Ag a II guud uod d T 'apavdınıg 


9561 ~ 
‚ 1881 4 
Sanguaang “a Ae „(Ganqung a) III Dud 


"e3uea0e a 2117098 


888 + ‘Bangmaing 
uoa "Je AI- Ga 


; 
1 
| 
| 


"L621 Lët 
030 angeq vg 
‘a (Bank) ong 


2081 + ‘TLZT 
des unh 
a Sy II SC 


el 4 
ost “G28 ‘yung 
DIG: cd 


8651 


8181 
+ "FLlzLaT un 


geb' vangquleing 


uoa Joe IIA 
ERS ‚ad 


0891 4.8681 
gab use a 


Bug Oiagdluä 


e 


0181 Us 


9581 + ‘96ZT 
“gab ‘uaug§gg a 


. Boe ‘Sanquaingy 


"Je ‘uuvgos 


“GUST + 
‚2281 gab ‘uaa 
Am 9 “1816 
ag uuogog 


8181 
4 ‘OTST 8 


“AL lap ah 


udp uo hause uuvgog anlpubzw a8 dog oun “AT sn zahn ele 91 AG 51 v0 


67 


Die Ahnentafeln der Markgrafen von Brandenburg 


3 


S (é 1402) vꝛtooꝝi 
. gr ët oe i ~ 

usodgosn n yosun ge GG 

LA Di, -/ mais A ` hr ymag pun noborb 
% ee, SH PL eee | og aap IT meng 

T86T + ‘waddo ‘a sp oepepmu I) ` 
I 4 ‘bsoquayor 
MeN EE h 7 Mite eo" , set 4 
r BE SIeT de ‘famgsquzy a vs 

E EC Keone | "nae VU 

‘seer A ‘ypoqueyg usununy ‘968T-4'S £07926 ‘usb 


un “a ‘by ‘uamorg 


4 n uivbuy) ‘a A sunjag ‘by “7 PUT noſu a Haugnn 1407 


OE ~ “6081 J (A LF/9FEL 9e 
i) unmıs ‘a “by ‘noluy a IT yoy 


"uavSuyy a A1 Svjag “By & vu vzuejog 
en 6181 + 

"(Set “G28 lun 4 2G mung 229 db 10g 

' usnvbjngz a oo 220 

'n uppddg ca I zun old q x 0 


tel un (III Lost Ärer 
um gb votes n uaiaving a "tg “7 mung 


66881 + 9981 
un gab ‘uajog, a Siagag 
St un > 

8881 + (19/0981 
"oa usjoqz uoa Bug 
ee "I been 


a | Bangod 
Bragauuad a "1 uunuuag uale d 2 ung 
, OLZT un = 
8681 + ‘Banquaquoags a lp ‘bung 239 A 077 
6881 + guss a I Pr us d 5 ‘Byaigadg TORT 4 An 

Spal (I ~ Stel! f ab u 40 "Log 
d e é 
EFSI win gef "ud oi "tt onteaiog 


91/1181 + ost gab 
‘Sanquaquoag a 111709 


veer ~ 


| 
| 
| 


°SIEL f raum 
NOT “ADILDAT de 


9081 (1 ~ 


6581 
4 886 goë 
umbun a “bx 
Maoon T N éé 


1881 + 8621 
aoa gs ‘uaz 
oF a aqunfiuny 


DH 


9881 4 61881) 
16/0631 un “gad 
„une 
Duaguatdan a 
Solaad ‘qaygquasg 


"63 79 ' 
soa 4. 74 3450 
zun a) DUIADgIDES 


„ II In 
SI fpou A 

‘Sluqvahs a 

WG "TT Maud 


"AI she 
aw (8281 
ne) ung. 
#96) 112g 3981 
4 6800 Ko KN 
eqaps ‘a vun 


“Al sn ane vëpnmacen 4933120 „muga noa vuum 200 usudm Or 21a :cı clipe 


5 


696 I HD:, A ROGER HAH, 
Orel Ur ~. 
"BLEI / 


“SPOS un ‘gab nu @ an IT nojsajog 


d 
é 
é 
x ; 
VII + ‘uanong 
8681 D ase SH Kate 
um | “aonupz 299 ang "pDäomgat Ee 
-uandun a A1 onge “By T vue muatatz | 
9961 — 6881 + 9931 
6121 + un ga Auslost a Dog 
1881 g Ph a ie ‘ammosQ g amIg2j0g i 6L21 a en S 
"ua pn a vjorg P Cl 15900957 
o een upaddgy a 1 gung ich T ‘aubloaing 3 J 8 
= (eet wn (II ~ ef ei f ATS T ade d 
E un “gad Wh r n Wed a K I nnn a 
dë = ‘Bango 
2 e d T uunuwzy vay pt ‘pune gx / TTęr 
S O2 un = L ‘OLGE g “bung 
S 86 Hnqν,mt g a N oH MQ 'p'A ONC ) -uapunag uoa 0000 & 
| 5881 


"LOST U ‘apsupranyog 
uoa ‘eH T oo d 


Bingaung 'in Broa 


FUNDIG “A GaQuiys gd song sech gd T eut gls Hou 
„ 6981 208 8 4 ‘uaSnig a azaavS20 9g 
GOST + ‘uaBnyg "o Hang ‘CIID II onge J 5881 (II ` 
x 6081 
0981 un + S 
aquymvyagy-a"Tpymaagng usch GS anugtaeg g l 20 ch W. Fan 


ta 7: Digg 
8861 (I ~ "E A geg 


S 8161 + TEEN "a 8G "rt ung 


| 
| 
3 
| 


6881 4. 01/6081 
de "uannzg 


"a (vuuzz) DUCT 
9681 (I ~ 


0181 48 ‘uajog, 
“a "Du "agoe 
229 III Amay 


"Ire Pou 4 
‘(g8anquaquorg 
uoa uuvwaad 
ubs“ E "gg 

UE 
uda) Diagnius 


9181 > 


9881 + 1631 
d BR 
ua mj gz aed 

„AI MUjsyaugg 


198 
1 2809801 "99 
mio a gong 


rel 1 


5181 4. 8181 
un oa 401 
ne (Uvbiogs⸗) 
uzzuuoſtz Uda 
WG “A uvjeogz 


AI 31208 
„ug ` (GOST 
mi) ungowag 
aaa 9681 + 

usaumosk 


usa g}2q01119 


“AL SHY show nyGomag getut ‘usommod, nos Graqulyg zg nend. 91 AG : 91 18 


— eh, — — 


6981 + 
‘suguys a I puund ual@ gaq & ‘biagqed 


for) 

8581 (I ~ 8Lel + 

O ungeet un gef ‘Giubarg a RG II aDjsajog 

GA 

(num a oun ef gd & ‘vawjgvlarag: 
Sot wn — "951 + 

‘PEST gobiieata en uaraojvyg a 20 “T nuomag 
6581 + 

‘uagasaumog a 'I Susanne VO S dige 
06/ L181 > 6881 + 


‘uajodgoag en lung a 2G "Bauggcx arvjsiqnigg 
"Test + uns o oo 


) "08/6861 + 


6 


6 


Die Ahnentafeln der Markgrafen von Brandenburg 
N. 


“Oral + 61061 wn 
Ka IEN "a eddupck Du 2 We Gul? 


8981 + ‘GOST oof ‘uamgog a Du I ofuaes 


uuvgos 49493834005 S$IQ 137GvINI® 


sats St — elt ee — 


(nd 
gr) Buatz ‘a Diogo 28 / L681 
811 — + Ye L “998 
7681 + 89/1961 beta 


"gab (18a a) uara ol a omg 


colvyg a "RG "IT qvancy 
1661 40 = 


"u3j0% a vimalng 
9081 
4 hung uog 

lh ‘ mvpeGiuma lak 


Jsel + 


"1831 + 
oda ald nig 


8181 + 
savages 
"I shoqnyg “By 
VIIOIOS fz 
é 


8881 ~ 
"uyayipalloG gausz 


| | 4 
| sawignzuog EC Lem 
LSI +f oq 
8881 ge ‘uamgag: ‘a D „ enee 
58 II zb EE 
Ange tog Ota 


BEL dd u ae a 


081 
On 88 100 4 
ub a DUNG 


(GLEL 4) 
(Herr 74 (p11 
ela uupuo 
deter um d 1 G 
mal) uufpae 


ao 8981 + 
‘noddory, 
zg apbavbavzq 
2981 + 
38881 un “ged 


‘nuddory uoa 
"TO II enpioig 


ene das ® uaa 232aD8a D5 a4 UsUNGIS 91 5 S 21 WK: 


DEE BI EE EE ̃˙— V e 


SIT + 916 Daya de 
Byamfpjunvagy a , apa WG "3 ‘andipoys 
6008681 > 

6061 + mnpoe a WG III Plaut 


POST + “I shlogmyg By n ‘Bangeqog "o qudrpayg 
7661 1 56651 "gaB ‘uyagyg 19g 
Aëtelé geb ar atuaue 20 re 


9881 une ‘Lg Dou + 
‘aQUyUDIAG a III UUdMIaG Volen 09 S cn! 


G3ËKROOSKEI? 
1 4 I 
(III ~ ‘06/6831 + GEI WE E S 0181 Ka 


6081 (I ~ 


Let + joer 455 
shes d Al bang aalivy 


1181 us ue 


“hog a qnigy pe 


8681 — 9781 + 
6881 "gab ‘uag 
deit a dpsg vie 


6881 —6981 'Bangaggog-Önnggung uoa 4 9081 (II. aßuangy “a 
O zel + oestagug geb KE + 2 e 1 geb "wars (ug ‘uagroyg : 


II Slade asl Tuev gu 00) o aysavba0yg -n ‘a end eee “a =f “a Jörg irg 


‘ e OPL + ‘TLEI 
€ geet Ga D — “FIST + met op (8 „rag 9 Suen Ta ed ‘gob “bang 
8 uahurangy a ag ‘uadiayg a azazavyuy 0 1 p91; 0881 ~ laa ie 5 
2 "PLZT + banqzung n ‘Hraquany, 
co “( 

. Pramplunvag a gaquiy d song ic "3 uaiisog en eiert uoa jvaßbangz 
3 , meest D aer + wat Ban St) Gei "I6/LLEL +. (TA) 
S ef ‘uallad-a Jag Gupgvagz a) ong ug 1 Phu] un reat Ul ~ as 627, Hug sist | 1 dene 
100 qab ‘Baaga i | 
61314 Vanghom hs a A AUN uach gz ‘argdag „OPEL + ‘TAZT un 908 SCHER Tee? . 
6981 ~ usb ne pa-baagauuag a 8681 4 
| ans 40 Canet HA giog asg 8881 Lap 
5861 + ‘uaBuylnajp@-Gragauuad "AID “A lactaeg; 9881 200 g CM 
in wf, das 2 Hou | eet eg . EN KEE 
deg a ee ET wege, ZE d 
1 Joa T⸗Lagch uoa At91pbapug 
"0 Sabat "HO ugos Joni T-Lagch a Je 4 a0 LOST oni, 6 10a = Ate 1 
“GOST + wlësa a · 1 ategg “UG -K uspg ] GEST? . 95 DR SERIE | rang“ rungen 
Viel un (II 185 1 4 80 poet f Moe Bug AI nd 
D Baequanzg d Bing (uaenog a) III Pag 


‘Banguaguorg, noa (IA) 1 PHGHL wajvaSprvye 850 “uangyy 91 96 281 Jas 


71 


Die Ahnentafeln der Markgrafen von Brandenburg 


(ier +) oByuaquig orig uabog 4 "2 "Gréning 


Biqauag a 
Gi "GLET + baba vg 09990% 


POEL + ‘onagng, a Aa ‘vavisvg vg odosug 8881 ~ 


5891 | , 
effaugg vq ofs) + 1881 eg S ‘anjayvag | 178081 af 1880 


4 "one ppo 
(oubang) adiazvag 


9081 (II = Tas vivo vnd II uno 
"Det + uz a asad vivo DNIG I oo 


„ emt + "ma 
u “BI dusveSnyg 


"DITO VUITUIIDY: | 
: LE DN we 


“onuag ne) ven 02928 4. -B ‘vuvyg 
Ä DIET + (onwag ne) me qquurvg 


gIgI + ei a a2 9 ‘14 5 
1881 412208 ounaonbg o ‘3% ‘vilosnucg b *UOISIE QQvUIG J 1 0 | 
| 6931 ~ ‘LEST + mueeg uv 5 hz 525 
8861 + uate’ (LA) 
met ‘998 aun a A0 eee 1 eee ME ACIA 
" 1881 u» I oa 
8881 + ‘Graqving urunm wlödıng og 
eng a0 en SECH a -A gung “By i Inn per + 6831 925 (LOPT neh un 
“ OLEL~, “GOST + C0 rel ` Tate-matug ‘a 22000219 za l 
CH dee WAND a “By 'nolug a II 120% 6581 4 Tam + „Est 905 
e „ KC REEL 
8081 4 0231 Lt IL21 9 uss q uoa arne 


mn gb e a omg gj, e ‘atuvyucy / . 
| no “By uoBoagg o II Pf 


Ka + 9881 ‘428 ee a “Bas III ETh 8881 un (1 Sg K dh 
Ster + Ke vanya j E 
LEI 4 
6081 + ‘nv Zoe o Të “ITT Gau 6081 (I ~ Fr 90 9 
e A Bre - 6 : g quvg⸗uꝛe vg 
Lac UU — 1 15 Gr e dng ee 


5681 T 6281 900 ua 129 
Buick uasävqaeqq a HO Buena 200 II Doan 


Sangusquisg a I aa uvabzabꝛ S UWIFGDINIG) /ur340 a q unn a uu GT 16:61 Jos 


Adolf Hofmeifter 


72 


nn Sat + 6071 | 
gef ‘gqunuBarg bau (Ganqueing 9 G32q01ND 80 1 4 8851 "gaB fat 
8651 = ert + 2601 ob Buoy we dg uavdun ` Tast o mttëta 40 ler 4 87 
PCC Pg Af ` Mie e S 
ok? 1951 + ‘aay a ueuntl gë ogy asp | Heads ‘vavgavg 
0% Pymouvarg mr. 9 3 [rn od d Luten 
8851 (AI ~ : 
‘uajog a ‘By "uanmg a opt II avjerqnigg | re EE AE 
ert + zent gab ‘dog en | usch usa 
12379) a APIOG onen? 9 1 (oynguny) eee 019146751 ac) ne 
Oy un (I "1,91 ‘a "Mët (vusqg) muooe |. ; 
"ga8 ‘uamgog a By (orlung a) guagargosk a Hioag g rn Se 1 85 
rang a an el A SE ‘00ST + emt ep 17 Wë og 
WAYS a Uu KR 2 2 ‘ A 
ën — OL f e dee 15 een per Leet 
op ‘ualpyg ‘a Janz binn 299 II Ade | 1891 (1 - ‘gab ‘Banquag 
‘ ‘ uva a an 
"POPL + gpl oa ‘uabunyg abc) 
ahn a III E Sec gaq T dbu a 1891 Lt ef uungoe 
; | = Sat valpne a uch zung. ‘ 
9871 4 ‘TFPI ef RO a yanlary "ag ee 1 
671 + ert ef “Hoguiny erer I. ‘capt ges Uli ab 
rBanguaquoag, “a të s 651 Jer. Aud e Sa aue 
ges avec a By ‘Panquagia a "I uv ` 8081 = 9081 wl ing 
| | S 
| 8971 + zent oof "at 5 
aay a se (A) II Saag is Bue "2, "op per J ett gef a lang “TI uf vos 
QML (I ~ 281 leet ‘ual@ng a ud ‘ayaavdav9g 9891 4 
eb neun a 4808 ups a "TG III Magnes ost ~~ If 96 bang 
` d am » H em e (3 9a vbav 6651 4 suU9QUDIK uoa 
LOFT + ‘uaqugs a "I goss afp d 2 a UE) pl geb ‘Sangquaquorg ng “I moog 
u OPPT (I oer 1 wem of ge mans oo mis 
Ganguaquvag won (lange) 3636 Sn 3219136 


Gangusquvag, wog Bod uuvygog naglanjangs ssd uud 91 NS :07 “IVD 


73 


Die Ahnentafeln der Markgrafen von Brandenburg 


116 1810 
N 


map a JD pn avog z u: 


vavaqw 


nand urly "4 allay og 808 ‘qavguaags 
4D ‘AD 'n vang ut 'n dzaeanzz a Je ‘quvaucy 


lung 
ea 
"606 Jun ‘aqngrgoyg 


EEN GL 


6 
6 


"G16 + ‘908 oa ‘Bunmigs uezuvig ue d $ v 
998 2290 598 + wiën uy 40 ‘Hognts 


2 


896 


nadzz 88 Hou 4 ‘aquiyurhayg 


2390 116 + Junbangz 


986 + ua 


"98/216 + ‘ONG 


816 


Län) uoa By I Hoanzz 


| 


| os a Wh “y qavang 


" -qqigurayg 


"Hein 


wage ur vag pig 


| 
} 


806 + inch 


816 
‘nalpug uoa 8S "oc 


| 
| 
| 
| 


"196 Pou Lag 
vps A VRR 


666 ~ 


‘ 


"166 + guns 
eang(*od) a 
‘By II Hoanzg 


896 4 Dane 


606 (IT + 


bé 
+ 928 un ‘ga 


‘ualpye a d c 
“I puauma Duo 


I 8033@ Aan u9ugie 91 18 217 “sod 


“666 + "ong 


vagy.“ 9125109 


196 (II ~ 


876 4 


8168 goa) 
ad J on salivy 


6801 
4) uajog, uoa 
H SU IYE 
DS uam 
© (8901 +) 
viua@irg 11 
ae po ug 
4578010 0889 
9312Ju3349) 
wlvadtyuik 
gg Ut Quur 
sai (2801 
4) gn 
Hi ` Aa1pot 
guide 88 
+ 296 "oa 
"UopO ralias 


Adolf Hofmeifter 


810) 
LIOT + uva q a "I uvu0y ein oz "ant 


Lonbiagozg 
oavjeſtz uo uale sed T ‘Lavjag aquucag vyog 

266 "uo 
uoa II gognunag "Du ugog saHryogaun ‘oyoqiq 


a zl ` 


Rayne ofiaqowe uo | 


6901 + (wg uy) Layvlucg@ 
oui uo uale gg "faouatag ouaa Duo 
2101 200 — | 
"LOOT + 766 deb ‘uoagy a “By A suoi; 


“91919109 
uoa mung ohuve usch gay E Ton omg 


OOO = 
9801 + ‘varvany, a “by SEH g III oun 


Se (I ~ (89201) 
Lut + ‘arquomaoygs d a 2G "onge d "IL dung 


Euoa) Wie 
ts 
001 age 9201 + 'qundang uf ig ‘magnes on 
Aua a obanquiozzz 
l un + “ZROT—BIOT zue ‘a ennvuw⸗ 


8801 + busaoaſß 
Q o ganz a I wyagpaqx vale og T ‘aluvzuoss 
POOL DI ~ | 
1801 + 876 ges ‘praazunı a By II agang 


doi Ge? Dun uo 


0093 a By 1 quvuiga 


2206 d “A (mont) 919% 


‘qundang a Je I dur 


Duauu1E 
"u0ay ur jvrg ‘fond 


:(08—B101 

um) nvrlusqarg 

"uo ve 
eon! (8 2 
QEOT. un "gab 

‘wads GËTT 

ivy Taina 

aun ucaxy uoa 


Ka “TA such 


: DM 
j 293% 81 40a ~ 


2901 + ug ‘a nëmme 
8801 ~ 


‘fayoqig vusung DYOG 

| Gi sat 4 Cong , 
faynıg 

9901 + unden eal 


4.6011. 
jvönsaogz a 


"By I guolig 


2901 + 


* 


un 
-qund 
sang a 214919 


St 
5 wn = 4 Auna 


‘a Je aun ö 
"mae a vd ang a PRURG 
9801 un (I ~ "PLIOLOT+ ‘qund 
rang a opus 
Out + ‘LOQT un geb a 
qunbang a fh it do 


Onasch nos "1 suo SUN soq uaugyy 91 % T eg 


75 


Die Ahnentafeln der Markgrafen von Brandenburg 


d 


(guoa) (Ono) saiuvgdazq 


-qunBang A WGI CHG ale d ‘28299199 
SIOL 200 = 
"ShOI—66 ‘2ousaorgs KKKI "II mg 


8901 un 4 ue 
Ol d a 19 „I gang 


(0202908 a) nde 
“SPOT ‘Qujavg a Bar II 1229119 


‘ugnvag® 'n 00010 


X 
uoa 1 %% "rt wawSuareg; 


0801 ‘uDgnvagg en anvgnus a Bang II MOON 


4 
"ouvay a (j1nG10%) Imauog us 4% WW 


“LLOT Ge 


0601 + 
URS uoa Saus 


— 


8801 200 = 
‘col 4 ou 9 ang ‘CAD A wu 


en 


"(QT ‘A HA 
"A gau 


8901 GI ~ 


7801 4 ‘uayndyg 
a 4G ‘Qavoging@ 319q0%¢ 


903903 n Qnjivg a gd 


db 
“pig "IA dl ie uvpinb) aqraayny 
i (guoa) mou 
01 + sëng ap “a Jet qavgusag 


paz v3 a Sidon 
9901 un (IT ~ 


"QLOT + mgaaung a 
16335 I aSuarzag qununpzg 


zuboogoch q a (20110 opus sec "9 * 9 
9801 4 ougtaame a Jä ‘CL qunuiyyg) zavSuarsg: 


III ousaoagz 
a0 Uda ba 


eoueaoaſtz 
Ja uch urg 
⸗nvagch a HNO 
, 1/011 + 
ungnvagg qun 
gn uoa 
abs "a0ue 


* 


8911 
4 ‘vuojaoavg 
ua Iz 
„AI avSuas 
cz qununvig 


CLI (DI ~ 


6 
end a zn 


Tert + u 


SR sik q a 
6LOL vuojedavg = 
JD III 208 
uin QUITUIDIE 
8801 + 
vuopbozogg a 


B II 208 
SU QUNUIVIEC 


wvuojl o NOG AI AVHwdIAI, {iUwmMurpoysy E sad mau 91 a "ES 4 


uo ue 'n Gangs 
‘a aaGorg ualg Led 5 "Aramobzuogg a 0110s 
280 I Pou 3795} a4 ang 190 og 832209029) 
So SUNJaggKE roqnaggyyd ‘urvjarcyg o Je agoe 


8 01 un Vegan 
an DF a "I quugung ual@ o r ieee 
07010 (II ~ 

0901 + moin o Je 'enyuck 


mung a enumuuur q ma 


"UIDJIOAE a | 
un Ir ~ qunban , 
aay i usa (2910991%) Sa) 9511 + 


‘SILT GO LITT 4 
GITT wagozaea 
‘alnojno® a (ag 
epiGyoyg) vadiprges 


= 


GEN 
a Jen 10 A1 WII 


5601 (I~ - Sagt a geubzz 


ant + ‘LOOT un gef ‘qunBang a RE "I ago 6901 (IT = {TLOT deb want 


und g 20 
890 + ‘qunBang a wyagnag on lg 4 S nf 38 "gung 4 0 | 6911 


8 6101 (III > CUILATSXDuRBIg H auesamg 
= ment + 696 ga mae f 49 (IA) IIIA maps! Ä von "AI 20 
8 onbe a 20 ‘gaapogk a Je (III A wiagnax GOIEOTT ~ sada gy arc 
S uvßbeuusg o AT avurBag usch A L apps ; en 
= SE “honorg a sigel 1 
S ent seg a “Hligtay ‘Gono a iq "I enga onozg) znr KAS 7200 
bis “A Lon spay a uf 
e em un + ‘Gonowg a vnmogjoſtz 
T1dn3aumng a wınalı 
19 % and 1911 
! =. ee 
od d SECH 
DIDUAR vVIVY ul 9 “ahs 2090 2 ‘aqualav® 110 a (vbas uch) vbzeg810 oi SE Wer 
E0T—186 4108 a 429g 5601 + 701 ö 
‘guvraiucg "o Joe auuollnmna ‘a rao gavguaag: 9801 ~ ds ‘ paavany 
'n uohnryg uoa 
unalpıp jrags (2901) 8901 + J CA) Loburg 


Méng "a Dy I opnig 
Si "GEOT + ‘varvany ‘a “By agang o III oun 


‘uoSvayy, UGG Dmgoeuac wiSiudes 20 uud 91 16 LES Juz 


wang 
neu qaajunyg 18 ub d "5 ‘qavBuamay III + 
~ , LGOT Suna! ~ ‘Sraplunvig a og "III + ‘28 
"SOOT + ‘uadiayg o PRG ‘Sra junvig a 339939 9801 susan ~ 7050 Lö a 
& ual ung | RL uf Kee un Wis e 
nes a uuvuad ual@ 9 “agg eng |: ' uoa veuscpinz 
1 | ie ER 40 av Bee e? 
= Gent + wapne a “PG wapae ‘a “lg ‘oH | | | 
= Sa 4 
E | | oo! = HAAL 
3 ott T ug a quaucy ual@ d “% — poquiacQ “a Bags vert Zéng o ana 
8 i 1 ae ; ve PLOT un 6 
5 680 + '@ugwaog a Je "Gg wog 
e | | i. fang lon tg ie 
| | Yanlaanız a i gqavagaw T ‘v Sol + ‘Bang | -unddng-<a: 
ZS ‘qoIMSUnIg op wepmb sdooung + ' 6311 95 
2 ‘uazavg qun 
S SCOT Pou L ’usjo a II Sonne TO 5 % veahiyg) LZIl ~ udtpye a Sé 
N Steen ~~ 260 + uavßun a zds | ug 229 
3 PRURG 
2 "e901 + ‘uavbuy a “By 'I vig 1.01 ~ Last Tulpe 
ZS ` "weree u vëtngë d eem “Sy X mm am fe 
S 8501 (I ~ ‘ualpys a BO e 
= BLOT + ‘ualfpog a 8G (Imaan N en 
2  agumneo 4 o "II sqavhryg d 5 ‘vrouaryg | re) ; 
e | ‘ : „1 ‘a¢ aura 
S 1801 amtbtnpd (IT ~ | an qua) ` Ss 
(29801) 2801 + ‘uasquyjZ a IQ “AT ungmg 1101 (II ~ 4 Wiere a 
e ; j d An \ 
oont 200 4 “IT Ise wal e ‘equnsuny 1011 4 be 990 
| (I~ ‘uaadogs a ' CAD TIP 
"LO0I-+ 466 200 geb ‘aya a e “TI MT 


‘Maas 824 sue nous 91 26 zez dog 


Tont + wun? 
a II oilung PIO wald d E ‘q1agyaqy 
EHI un = 
09/7201 + want ‘a A0 us ‘uohoaug a "IQ "I oc 


2201 + ‘68201 "gab ‘uaiun} 
nb a A wahl 0 0 S ‘gaaipiog, a gauby 
Lol (II > 
9901 + ‘LIOT “G98 “ITT Dag ah 


2801 + 
(uahoavg) ung a 0J20& 


9901 (I ~ 


"SOLL + 0201 
9 “AT SE 210% 


‘SPIT + 6201 

n Sande "ar 
uypatungk 

ap ‘uk 


e "(102 
9011 e a kee 


(guoa) di 1011 


Säfteg wag Im + vas fl L mag 


aa a Bug 
„III godmg 


| 
| 
bund ‘Jol | 00 + "ras 


‘ga 1998 asl A $ Yanguang a) dish e a Tas" II yodnıg 


2 
2 "CLOT + Prag o eee uad? 1081 
E LEGIT ~ "LE une 
Ki 6 (ag) a 2G 
— X "Lëgigeioe 
2 e 81/6011 + 

III + ([ ‘aaryavanjgagg 


eut + 'wjok a II ou se d SX 
Gout 16a. | 
Stot + 9301 
"gab "oan o “idorg "(ëbeneont) "I avjenisy 
8901 4 uavßun a I enaugoug buy A T qc 
(1 ~ 450 E + gong III avere 
ua a (U) 20 “yy ain: 8811 + 9801 
260 T + ‘uamgogs a (By) . II avie vag N at 18 15 


2801 + STOT 200 gef ‘mary I. RENE III avjgajog 
Me Cegedel E | 
e 8901 + ‘QTOT gef “uno a A0 1 uge 


e ane) uod 1 mb ptotsag 829 van 91 a :97 % 


0901 925 ‘mary "a {401g 
(epp) II podozvlags 


SEE, pre” EE, soe? | QR, 
Vi e 


| KE 
9011 U oun ` nvjvay) 
wjok a "HO 


79 


Die Ahnentafeln der Markgrafen von Brandenburg 


stoe “IT 4 ne egen a Je" qavgqag 


e uaiuadda a "IT Saba 
m T auge = 0110) (9601 +) wäuvaog u 
(unagupdg a) I agtabua Je pw "wasargaa "X 


(uzsävg ui) Sanquafavahs a 26 


ug a J 18 
‘ggfaq d sydou bang 
usa p a azavdanyg 


"OSTI—80IT 
‘Saaquallvg a Je "I o 


117 . 
8 s D Ld ) 3 D 
- "OITE + ua) mëng Be 


` ott + Bnaglne a Je Aeg 


aen ba ( Sur + ‘Sang 


wett fm 4 fuse ous g a h abbab zg 
„Baeqzeicd a 1 „ 4% vert Y ’uaagjag) o pap 
* : I 
"uäa01ae a Je deus a (AT) II 930909 Olli un "LOTT + 000 
ug a ( 
00% a Ä A Banqund a Je II. Pug . 

6111 + ‘QOTI—TOTL gafuugtotaagaug a dg f 0 ‘SNUB “TIT mon | 
601 urärg 12g Bois Banu a Je "TI Ga : 9881911 
960 (ëigia Panquız a Je "I hause DE EE 

. 1% 
NN (s uoa) vpnins N 9811 4 ‘ualnvg FUDGDAG att 
‘BEIT + ‘ualnvggzvaljogg a IG “IT on smile oa cid 3911 I Dag 
er V OUVILIT DU > pou 3931 ‘pg 
P e S n : 
‘ajnoguajuor e ouny wig 4 3 ght ef + fog (mamm) ` 


t 
D 


ng a Je "rt sa0Buarag 


‘OBIT + ‘Gung 
6811 vaya ~ Leg ` udn 1. 
Ä eGyojraqaryg a 
GO/LITT + "au a vas 151 "tS III 121409 


E N S abuts / 
6811 4 + eer a 


(2901 +) gabuupat 
N “a Pr ef 0 au noa) ao 


“BOLT + mme a Je mt gl gt 
ane ` SI" SOLE Eng EE 
"qo) aaingogy ag ur dare ualg o "ep 0 55 0 "II gen | | 
“BLOT gg SLOT + ‘uamag a Je “IT Sued | 


Stupp, 10G I Sfauzeg sse sed uaugt 91 216 ZS "Jung 


ieee a gogjog "% ‘qragzoqy E aie SEO 


, „8601 + | 
qavaaiqng bungen; 113 9 d 5 "gahn 9111 tonnape eeng 
2901 Pu = ö 
Gent + Juno a By III omg 8011 > Gott 4 ‘auSoy 
emt 4 NOG “A nnz 
‘uabuyagioy "o ie "9 ogaalhneog TG "5 OR (nog KE ie "e ES 


LOT > | 
"S6OT + udornog a 10 II Poing 


"SOOT + waagun a A uınajug usch d S andi 
SGOT 140 — 
L801 + 2801 ' "ounpua a 
By ius d d Më ee "9 "I ehe 


gz a “TIT Jinguig ual d & eng | | 8011 4 


“SIT + auto 

| NOR aa ul 

"quojSug a 370% Lutz a vfb 
“TEIL + 

'quogdug a 6 

otfoinge a e 


S D" 6801 un 4 S101 4 Je III ubs Be ace : 
= — q en gtojg a ic (D III ongoapt ir e 2 sprupd 
3 “Mogengenvayygyg a smivarsg d S andrung |. a . yuuasys ‘OOTT I~ 3 Ke 
3 ot + am o Je ‘ayers et a svn E gange u Ki A 
85 911 4 | a a 


| SEIT + ont (nahe a 2918 
Géi IEIT wong a 


'nofug a 10 „A ound 


"JOlJUOYK a 1 Suomig T ‘vqvayrg 
8601 Juuszjes 6801 (III - | 
"GOTT + 'nolug a ‘ig "geg at AI ng 


. ep err 7 Qo op ! , 
epos a II sqrvgursg TG E "mg AER asgürigg “a aper | 
"3601 4 uaequvis a I lan gt 12290 | | g 
oun "o “Ig leis gt uagowg 9601 928 fm (IT ~ EC 5 


Ang a 1 32201 ue 0 BTS). emt eee h = Seng J 
201 1 f a "8 ee! 
„ ‘uaBuyagzog(-a9qq) a 198 "del un 19 90039 
zuvq vag NAG 1 gue Lotze wuéënwaen ° vero NOG EH unze 229 NINGIG 91 28 287 u 


LIT + ‘auBoy 
98/9811 (II > 1 Je ‘dvi 


1D a gupgroyg 7 


81 


Die Ahnentafeln der Markgrafen von Brandenburg 


7 “(qoroBaroyg gnv) x . 
“qoroBaioy, ur "planen Diunun ) DE 
qosobaieys ur hams mag | fees — 
8 8811 4 ‘Mary a going "enen 
Gout “928 oa o Jop Gmnouog "II adi ? | wg 
X un ia Gagnlua 
en | "U3IGIIS a Dua 
ASTI wn S 1911 
Dou ‘uaigrag a uvanfgoach en uvdng I play ol un ~ L "oer un 
e l 9b uavbun N (1881 D waa. 
oog o cup ale d T ‘vigdas "DI + ‘uavBuy "a ‘Sy II olëae 240g a I Brat 
f | ‘a Dy ‘aquyg gt oe . anð td 5081 
"SEIT + ‘uadsuy a ic "eouug „ 8 1 Uert 
4) usbog a 
. 117% (DT + | | 40 „III 149 
uahoang a I ogg nene dE ‘wane onmuael ‘SPIT 4 18 (I mapu 
9901 (I =, | 670 neist of geb | ad meet 4 
DOLL + 0807 “G95 “AT fue Aalen eu bpb eus | tert 4 gan Hang 
) 9011 ~ feta ‘a qnazaag ‘a vynuanz 
KIOIT anelnary mag Inv 4 ( uoa) vag 9811 + "Gan : 
Ce dQ o Jä III otadumg 
"9601 + Prag o e “TT oiedrnz | | | 
| | ' OFIT (I ~ Get uaunge 
"Tpfmafog "0 q Guna bene ath "gau 
x EEN N GLU 
(usgvacps ut) Bag a lg "I Gauag 4 L ‘uaugeg a 
. i 9311 4 "By uuvg ec S 
‘PHITPOL ef ‘uatogk a 1 Shun A8 S geste E Ee 


2001 H ao o td" (antgane 
‘GOT + ‘uamgog ‘a (Oy) “WG II ontsuner J = 3 
uzeäved uoa 1 sBrargny BolsG uvm “uamgoc, nor vhmang ase uud of 2 : nn 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 1. 


SO0t Pou 4 ‘uajog, a II eng 10 & (e veatrg) 
87/6601 ` je 4 "uavdun a agoe 
901 + bun a By "7 OR 1201 = e 9811 J mal 
uaBamaoy a uebi d gaviq ‘Sy $ annahm e N 
: 9011 + 
8501 (I ~ ualpye a Kä  enufnng 
"SLOT + ualëne a Aug 
"NQUDWAOIK q a II qav@yg ei g X "Dina er 1 
SOT gusylagnal (II ~ "POOL + uuns a Dank 
49801) gent + ‘uaaquojg "a 1 “AT unge unt A1 40 andes 
7 N 'alıvan 
Gout 200 + "II Ian vale d $ ‘oqundiuny l 1011 + 2294 aud 
8 (I~ wanne a TG CAD 1 l i 
3 28601 4 ‘266 200 oof ‘alg a Jëtue “TT OR ) 0611 
2 da a Jäng II ef q (- E 
Ki 1601 + ang 'pulorvgav 
8 II goung Prag walöng o E '4104109% 4 I Duden 
e éCPOI un ~ ‘(uahoavg) many 807250 "SHIT + 6201 aa 
. 09/7901 Long a Zoe "uahoaug a ‘iq "I o n ELZLOT "o | 
Lor + ssl daf ‘uauvpndyg ms R Kä SP 
uoa A uneins ok l 9011 4 0% Jap) ` gaudy 
"A Ia e wun uaa gaubyg ef . A1 Prag ln rn 
Geut + ‘LIOT gef "ut Praupg ahn | 4 56 
(6LOT 40 = os 12 
& | 20 II Hiaqang 
„ "Hatnbag Sol 
lm 6/601 + SE "COLT + 
‘uaquaS uoa 
| IS ‘uals 
x uoa 1 pia 
ang a Braga 
2 709 roliqnah| "Haag 


vijoavgang, 7 8001208 aahvx NING 91 au 0 Jos 


* 


= S ser‘ 
oO Alain agquvaiag: "aginn 8601 J une 
| Ä zul iel 
- eee sungy ned "9 eee ebe 2901 4 warm [ur „ap 
i s10l + ` j % une "opa0onal ` dan e 
98. ‘ualpoljaBuyg 0 By E duet : sa | | “STILT + quo n Dua 
= 8 9 u 4 2901 Pou (II > op a 20314} n 
E | ‘gaudy, om puofeq pg Bëss | Fang 114} 
S QUB]AIgUINGIAOY’ a gagna aale o 5 "oantdltzg quvj | a ems 
= | zuin thios a ( ) "GSP! 
8 9901 + qupzaagunggaog a Je aebi qavaang "äng e (ace 4 E, : Mer 
, "a ‘By ‘aowuun 8 25 
= quvj : de SC, eDNE 19190% 
2 Hoh ‘a I weg ën + yer a 5 2001 | 0e a ROL K u Tag III weg uallag 4811 
8 SHOT + ‘vguinjog 8 eg shaplag f Nos a By UT unc bas 
‘s wag gn ‘Qlagung a zqvuesvg 1d ‘uvgy uvurag | uoa H Du 
8 Pcs . — e "De Vu 
= | "2801 + auzacıg, SES EA E 
e 9 a) Sola a 1 une 9 "E akugpdlugoug "TLOT + aura a v706% age (1911 
Le Zeie Gg ep w le , , nol a 
2 "Tout + 86 gef haun a D II 122036 8801 ~ 9801 + ug o aunts 
3 0801 + Banqueang o G1aqaZ ualg d 2 of ur 2901 4 298 zan eae lh 
S e [+ uragung o 1 “A uınajoK = A Dag 
ZS (29801) SEOT + uaaunä a Je “AT wngng 6801 igo = | eer 4 woar (En WC 
= eo. ad ’qupjdug 4 „8011 428 
= (sand gnv) (vac) vgog laszuo g ‘a By een ` "oungug 
f Gasging a asf zum nëpuueg Ion + 2301 uoa anden 
„in ur aaublany end) 3229208 amd) (inc) pang Lat ‘quoplug 
(2 SI01) : upp ‘a ‘By %% ͥ/fę⸗t2nm 
) D é D e 8 1 


"LEOT "og 9ZOT + agunuaae d a “CS II qaveprg | 
“Mose uoa A delazzoh uva sad uvm ‘quyjGuD usa nh 2% uns 91 ae 218 48 


invent a I leu uebi dE ‘310U099) 
1811 (I ~ 5081 Leer 
‘ “LETT + eent ga wan Ve a 14000 
dn a “1G noch a Je IIA) X jede saris 
29111 
GI 98 ‘qusjBug aero By Sal aa is Ee 
> II 
Jaune 'n nolu a 19 ‘aughsS 0 A Q21113}09 
i006 A90 U2) ott op 1294119 a aan 
e IV, '"parvanyy a 
(019 839 jezuch valajch aang Ve Kik ER 
Pang) oct + vaavanıg a By ommng A Dune 1911 ~ 
6511 + ‘yuojaoqvg a 4. 
„ III 19319 gung ualdgıg "o 5 ounbnaagp U. e D sen 
& Ven - Wuert Lo geb emgie -aaaing (09 "ONY IIT "pue 
S ‘Uoay 'n ue a “By ‘“(qunBang a) IIA Such 
S SITT 4 nau a A ons ue 4 E "el 8 
— ~ "PELL + 'unequv! 
3 98/4811 (II uoa ulo (9. abba 
Se 8911 + Kegel “a d dvlig ‘a Prag 6911 ~ ; 
9 
‘BOLT + mme d dennoch elch 4 8 208 ) au dun ln 
0811 um ~ "A 10 (III A unge 
"TLIT + 'npbamag a ‘lm “AT uinqwe 
uozuap ‘a 
‚std ‘unaguods "o jragqabug ual o "3 atb 2ufndunga a a vin 
"SEIT + eent vaue ‘gad au ~ 
Geet en szoic a 1 (I AI dg (It UIT 
eet, eegene EN, 
‘yahoavg ‘a ‘TT ron a "9 "E ‘Q109720% Lana 1 A bang 
erf + mam ef Pat e “By “TA Dags ) 


| 
| 
; 


wiet 4 
Loi "gad oun 
Ug) a gau; 


69211 
ua bothoa) 0211 > 


Ie 


4 "eet "o 
wo) uoa 


Du IIIA suo 


I] 
Ka ab 
ua 739 


0811 (I ~ 


8861 + 2911 
"gab Käl ké 
uoa “By "in 
ng II Zép 


EN 


Ser + 
8811 gef ua 
mod a one 


9881 
4 2811. gab 
‘Ppraazuvagz uog 


‘SB IIIA Siaqny 


PRYUIE usg ussypyG 699 ‘XI söjmanz pue NING 91 4G ee “Joy 


D - 


9861 
4 (0%) 9831 
2390 0381 
udo ua] 
19 a "Du 
oouesaoaqz "og 
n nolug d 
"Je Janz 


SOLSI+'FISL 
ub "09191 


syunaZ a By 
llc a0 
XI Doan 


* 


85 


Die Ahnentafeln der Markgrafen von Brandenburg 


"Avuazanos "A SQW "E Elan 4 ml 
4 ‘Apusazanos a 41 


un 4 ‘Avuszaneg a asad (pub a) I 297 9581 + 6811 


5 dn ‘amaojnod 

UUGINY a 1 gung ualbag d Y ‘azarvFavyg N Fler gau fon A ug a vheqv] O 
0911 (I ~ auanodug “aL “TT wg 

“SLIT + anamapusg a je hen "AI pd 

nene "A I aun, ue dg ' duo 
Toll (I ~ 


| = Ier + 
AN a vpaqulss 


watttate ‘a ‘By II Aafen 


Sdt 
ö 6801 (III > 1011 + 
‘TOT gab ‘uaraquyng en uame a J I ao Ge 3611 1 
| de ‘a ‘Sy I 
"uah119303(-49qG) a I vomg ek o -y (ant 
12940302299) a "1 uous “sth q 2 "aäi = |r en ia Aazbsg Gugaukg zy 


II + gunbangz a ig „III ga 28311 4 , 
9771 (II ‘COIL “qa “TA 


. 2 ‘ 06114/881T un de ‘vio 
kur a ualavaps 0 SPplaufsch OG "e “Guang IR "1 Piaqaag es 


OO 0601 "gab dec o Vë "IT eee 
u3Invy9(-1940G) noa 9990830205 a0 uaugyy 91 AG ee 3 


Adolf Hofmeister 


Taf. 34: Die Abſtammung Albrechts des Bären 
(Val. auch S. 16 


86 


Le 


N. 
— a BERN, 
Mkgf. Gero, Hidda, Chriſtian, Hermann 
+ 965. + 969 (2), in Gf., Ss (Billung), 
Jeruſalem. 937. 9 Mkgf. und Hz. 
. in Sachſen, 
+ 973. 


ES ²˙· A . EE EET, 
Gero, Eb. v. Thietmar I, Suanehild. Mathilde, 
| 1008 


Köln 969, Mkgf. d. ſächſ. + 1008. 
+ 976. Nordmark ~ Gottfried 
965, F 978. der Alte v. 


Wilhelm I., Mkgf. Gero, Gozelo I., 

Gf. v. Weimar, + 1015. Hz. v. 

in Thüringen, ER 
+ EH + 1044, 


Hobo, SC II., Mkgf. 
Mkgf. d. ſächſ. 03. Thietmar II., 
Ostmark, | | + 1080. | 
+ 993. | 
; | 
Oda. 
— Lambert II. 
v. Löwen. 


N., 

ſchwäbiſcher . | 
Abkunft. Tochter. Wilhelm III., Oda, 
Hermann, + 1039. + 1067. 


Eſiko, Gf. v. Werl in b 
Gf. v. Ballen⸗ Weſtfalen. Otto, Migf. v. Adela von 
keißen, Löwen, 


ſtedt, 
+ 1067. + 1083. 
— 


+ nach 1059. Mahtild. 
——— — 
Adelheid von 
Adalbert Orlamünde, 


(+ 1077/83 7). wur: + 1100 


Otto der Reiche, + 1123. 
Albrecht der Bär. 


Die Ahnentafeln der Markgrafen von Brandenbarg 87 


von den älteren Geſchlechtern Sachſens. ER 
und dazu Taf. 1). Widukind, 
; getauft 785. 


8 | : Wikbert, 
? Bruno. Waltbert, ©. 
834—872. 


| 
Liuthar, Bruno, Liudolf, Gf., Sohn, 872. 


| 
| Gf. v. Walbeck, Gf. v. Hines f 864/66. 
| T 929. burg, T 978. ? 
| Liuthar, Liuthar, Mahtilde, Otto, Thiadrich. 
| Gf. v. Stade, + 964. + 992. Hz. v. Sachſen, 

+ e EE + a 

EE —⅛— 
Heinrich, Eilſuith, Sigifrid, A nn Mahtilde, 
+ 976. + 1015. + 992. I., +9 + 968. 


— Berchtold, 
Mkgf. d. bair. 


Nordmark, 
+ EC 
Bernhard I., Hildegard, Heinrich, Thietmar, Kſ. Otto I. Gerberga, 
+ 1011. + 1011. Mkgf. von B. v. Merſe⸗ der Große, + 969. 
Schweinfurt, burg 1009, + 973. a IV., 
+ 1017. + 1018. von 
sch 
Wi * 
Bernhard II., F 1059. Eilika. Otto II., Karl, 
„ | + 983. Hz. v. Nieder: 
lothringen. 
Ordulf, SE Gerberga. 
+ 1072. | + 1025. — Lambert J., 
— Pfalzgraf Gf. We Löwen, 
Ehrenfrid⸗ 1015. 
Ezzo, i 1034. 


| . Lambert II. 
a. 


CH 
e 


Richenza, f 1063. 
— Miſica II. v. Polen, 
+ 1034. 


| 
(Rideza ?). 
= Bela I., Kg. von 
Ungarn, 7 1063. 
Magnus, 
Hz. v. Sachfen, - Sophie von Ungarn, 
+ 1106. + 1095. 


| 
Eilika v. Sachſen, F 1142. 


89] | | 89 


II 


Die Freiheit der öffentlichen Meinung unter der 
Regierung Friedrichs des Großen 


Von 

Franz Etzin 

(Erſter Teil) 
Inhalt Ge 
d e 

Einleitung: Die pſychologiſchen Grundlagen für die Entwicklung der öffent- 

lichen Meinung unter Friedrich d. GG DDwDwmnm.. 87 
1. Der Begriff der öffentlichen Meinung unter Friedrich d. G. 91 
II. Friedrichs perſönliches Verhältnis zur Preſfꝶ e 92 


III. Die Freiheit der öffentlichen Meinung und die Berliner Zeitungen 96 
IV. Die Freiheit der öffentlichen Meinung und die Breslauer Zeitungen. 112 
V. Die Freiheit der öffentlichen Meinung und die ausländiſchen Zeitungen 115 
VI. Die Freiheit der öffentlichen Meinung und die Buchpreſſe . . 123 


Unter der Regierung Friedrich Wilhelms I. kann von einer öffent⸗ 
lichen Meinung kaum geſprochen werden. Sein Ideal war der Militär⸗ 
und Beamtenſtaat. Vom Miniſter bis herab zum einfachen Schreiber 
ſtempelte er alle zu Handwerkern ſeines königlichen Willens. Und wie 
barbariſch ſprang er mit den „tauſendſakramentſchen Blakiſten und 
Tintenkleckſern“ um! Selbſtändige Meinung gar des niederen Volkes 
war ihm ein Greuel. Bei ſeinem Regierungsantritt verbot er alle 
Zeitungen. Die „verfluchten Skribenten“ verdürben die Leute und 
verleiteten ſie zum Raiſonnieren. Später ließ er zwar wieder einige 
Zeitungen zu, hauptſächlich um ſeine Rekrutenkaſſe zu füllen. J. A. 
Rüdiger mußte für ſein Zeitungs⸗Privileg jährlich 200 Taler zahlen. 
Eingeengt durch eine äußerſt ſtraffe Zenſur, dienten die Zeitungen 
lediglich praktiſchen Zwecken. Als 1737 der „Potsdammiſche Staats⸗ 
und gelehrte Merkurius“ fic) eine harmloſe politiſche Bemerkung gegen 
das Zarenreich erlaubte, fiel er einer einfachen ruſſiſchen Beſchwerde 
zum Opfer. Was wäre wohl dem Schriftſteller geſchehen, der ſeine 
Feder gegen Maßnahmen der preußiſchen Regierung gerichtet hätte! 
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Der König hätte gewettert wie gegen jene Kriegsräte, die nicht ver= 
ſetzt werden wollten: „Die Leute wollen mir forcieren: fie ſollen nach. 
meine Pfeife danzen, oder der Deuffel hole mir: ich laſſe hängen und 
braten wie der Zar und tractiere ſie wie Rebellen“. Bei einer ſolchen 
Auffaſſung des Herrſcheramtes war natürlich jede freiere geiſtige 
Regung undenkbar. 

Welch ein anderer Geiſt weht aen aus den erften Regierungs⸗ 
handlungen des großen Friedrich! Er hatte unter ſeinem Vater ſelbſt 
ſo viel Zwang leiden müſſen, Zwang im Studium und im Glauben, 
Zwang in der Lebenshaltung und in der Wahl der Lebensgefährtin, 
daß er ſchon aus dieſem Grunde die Freiheit, die geiſtige Selbſtändig⸗ 
keit über alles ſchätzen mußte. Aber die pſychologiſchen Wurzeln für 
ſeine Auffaſſung der Herrſcherwürde liegen nicht nur in der perſön⸗ 
lichen Erfahrung, ſie ſind in ſeiner Weltanſchauung begründet. Selbſt 
feinen und ſcharfen Geiſtes, äſthetiſch und philoſophiſch geſchult an den 
kaſſiſchen Dichtern und der modernen Philoſophie, hatte er ſich in dem 
arbeitsfrohen und ſchöngeiſtigen Kreis der Rheinsberger Zeit zu einer 
ſeltenen Höhe der Bildung emporgeſchwungen, zu einem humaniſtiſch⸗ 
kosmopolitiſchen Kulturideal. Die geiſtige Freiheit galt ihm als das 
unveräußerliche Recht jedes Menſchen. Der Menſch werde ohne Ketten 
geboren, darum wolle er auch ohne Zwang leben. Wahres Menſchen⸗ 
tum ſtehe ungleich höher als alle Fürſtenherrlichkeit. „Um Gottes 
willen, ſchreiben Sie an mich nur als den Menſchen, und verachten 
Sie wie ich Titel, Namen und äußeren Glanz,“ bittet Friedrich un⸗ 
mittelbar nach ſeiner Thronbeſteigung Voltaire. Es war eine unerhörte 
Sprache, eine nie gekannte Kühnheit der Gedanken, die die gebildete 
Welt in Friedrichs Anti⸗Machiavell in Staunen ſetzte. Ein Thronerbe 
geißelt die „Verbrechen der Fürſten“, die ganzen Völkern Unglück 
bringen. Er preiſt die Rechte der Unterdrückten, die nicht Sklaven 
ſeien, ſondern eigentlich Herren heißen müßten. Daß es Friedrich mit 
ſolchen Grundſätzen heiliger Ernſt war, beweiſt vor allem ſein welt⸗ 
hiſtoriſches Wort vom Fürſten, der der erſte Diener ſeines Staates 
ſein müſſe, das auch in ſeinen ſpäteren Schriften in ähnlicher Form 
wiederkehrt !). Darum war Friedrich auch von einem Pflichtgefühl 

1) a. In den „Denkwürdigkeiten zur Geſchichte des Haufes Brandenburg” 

(17461748). 

(„Die Werke Friedrichs des Großen“. In e Überſetzung. 
10 Bände. Berlin 1913. Band I, 1—222.) 

Künftig zitiert: Werke: Zahl des Bandes. 


b. In den „Regierungsformen und Herrſcherpflichten“ (1777): Werke 
VII, 225— 237. 
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beſeelt, das an Tiefe und Ernſt von keinem fürſtlichen Zeitgenoſſen 
erreicht wurde. In Briefen, Gedichten, ſelbſt in öffentlichen Kund⸗ 
gebungen hat er dieſem Pflichtbewußtſein immer erneuten Ausdruck 
gegeben. Als dringendſte aller Pflichten eines Fürſten verlangt er, daß 
dieſer ſich oft daran erinnere, er ſei ein Menſch wie der geringſte ſeiner 
Untertanen. Dem Major Borcke erteilt er für die Erziehung ſeines 
Neffen, des Thronfolgers, die Inſtruktion: „Er muß lernen, daß alle 
Menſchen gleich ſind und hohe Geburt nur eine Chimäre, wenn NN 
das Verdienſt hinzukommt“ ). 

Der Pflicht des Fürſten, alle Mitglieder des Stdates gleich zu 
behandeln, ſteht gegenüber die Pflicht des Volkes, dem Staatswohl zu 
dienen. Um ſo bindender erachtet Friedrich dieſe Verpflichtung, je mehr 
der einzelne durch Bildung und Stellung in der Lage iſt, das Gemein⸗ 
melen und die öffentliche Meinung wohltätig oder ſchädlich zu beein⸗ 
fluſſen. Der Grundſatz des „Noblesse oblige“ entſpricht durchaus 
Friedrichs vornehmer Denkungsart. Die „Briefe über die Vaterlands⸗ 
liebe“ 2) bringen feine Überzeugung von der Pflicht des einzelnen gegen 
den Staat zum Ausdruck. D' Alembert hat dieſe Schrift Friedrichs 
ein Lehrbuch der patriotiſchen Moral genannt. Wahre Moral iſt aber 
ein Werk der Freiheit; denn die Eigenliebe ſoll unterdrückt, das Staats⸗ 
ganze gefördert werden. Das aber iſt nur denkbar bei Entfaltung 
aller Kräfte des Volkes in der Offentlichkeit. Daher mußte Friedrich 
von dieſem Geſichtspunkt aus auch die Freiheit der öffentlichen Meinung 
anerkennen. Nur ſie verbürgt den letzten Zweck des Staates, das 
Gemeinwohl. | | 

I. 


Es ift unverkennbar, daß in der Regierungszeit Friedrichs des 
des Großen die öffentliche Meinung nach Inhalt und Umfang erſt im 
Werden iſt. Weſentliche Faktoren der öffentlichen Meinung des 19. 
und 20. Jahrhunderts, das Parlament, die Parteiverſammlungen, die 
Volks demonſtrationen, kommen zur Zeit Friedrichs in Wegfall. Selbſt 
die Vereine ſind wegen ihrer geringen Zahl als Organe der öffentlichen 
Meinung auszuſchalten. Die meiſten größeren Verbände, die Vereins⸗ 
charakter beſitzen, zum Beiſpiel die Freimaurerlogen, tragen geradezu 
den Stempel des Geheimen. So bleiben als beſtimmende Faktoren 
für die öffentliche Meinung zur friderizianiſchen Zeit nur noch übrig 
die Preſſe, die Akademie der Wiſſenſchaft, die Univerſitäten, die Rede 


1) „Inſtruktion für den Major Graf Borde” (1751): Werke VII, 204 — 207. 
2) „Briefe über die Vaterlandsliebe“ (1779): Werke VIII, 279 —302. 
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auf der Kanzel und die Mitwirkung des Publikums in Rechtsangelegen⸗ 
heiten. Die Stimmen der Preſſe, wie ſie in Zeitungen, Zeitſchriften, 
Staats-, Flugſchriften und Büchern zum Ausdruck kommen, und die 
Publikationen der Akademie der Wiſſenſchaft und der Univerſitäten 
- erfahren als Verkörperungen der öffentlichen Meinung noch eine Ein⸗ 
ſchränkung. Die öffentliche Meinung, die politiſchen Wert und Einfluß 
haben will, ſetzt Bildung und Urteilsfähigkeit voraus. Darum kommen 
als Träger der öffentlichen Meinung faſt nur die Gebildeten in Be⸗ 
tracht, deren Zahl allerdings im Zeitalter der Aufklärung beſtändig im 
Wachſen iſt. Friedrichs Regierungsarbeit iſt ein großartiger Volks⸗ 
erziehungsprozeß. Völlig im Zeitgeiſt verankert, erkannte er mit ſcharfem 
Blick die gebundenen Kräfte ſeines Volkes. Er folgte einem Gebot 
ſtaatsmänniſcher Klugheit; wenn er ihnen die Freiheit der Entfaltung 
gab, freilich in dem Sinn, den er für ſeine junge Nation für gut 
befand. So führte er ſein Volk von politiſcher Teilnahmsloſigkeit zu 
kräftigem Staatsbewußtſein, vom ſtumpfen Untertanengehorſam zur 
Gedankenfreiheit des national empfindenden Bürgers. In dem Sinn 
iſt Friedrich der Große der Schöpfer der öffentlichen Meinung in 
Preußen. | 
| II. | | 

Es iſt charakteriſtiſch für Friedrich, daß feine Regierung eine Zeit 
des Aufſchwungs für die Preſſe war. Schon frühzeitig gewann er zu 
ihr perſönliche Fühlung. Von der Autorenſeligkeit des 18. Jahr⸗ 
hunderts wurde auch er ergriffen. Er war ein leidenſchaftlicher Publi⸗ 
ziſt. Wie er zeitlebens ſein eigener erſter Miniſter war, hat er es 
auch verſtanden, ſein eigener erſter Journaliſt zu ſein. Und darum 
iſt es erklärlich, daß er „ſchon gleichſam aus kollegialen Rückſichten“ !) 
der Preſſe gegenüber ſich nicht grundſätzlich feindlich ſtellen konnte. 
Seine berühmte Randbemerkung aus den erſten Tagen ſeiner Regierung: 
„Gazetten, wenn ſie intereßant ſeyn ſollen, müſſen nicht geniret werden“ 
ſchien eine neue Zeit für die Preſſe heraufzuführen und damit die 
Freiheit der öffentlichen Meinung gewährleiſten zu wollen. Es iſt 
nicht ausgeſchloſſen, daß Friedrich anfänglich an eine völlige Preßfreiheit 
gedacht hat, und daß er erſt durch die Wucht der geſchichtlichen Ereig⸗ 
niſſe anderen Sinnes geworden iſt. Zunächſt war es ihm ehrlich 
darum zu tun, in ſeiner Hauptſtadt Zeitungen zu beſitzen, die dem 
Einfluß der fremden, beſonders der holländiſchen Zeitungen, entgegen⸗ 
treten konnten. Die beiden erſten Zeitungsgründungen in Berlin im 


1) Lamprecht, Deutſcher Aufſtieg. Gotha 1915, S. 25. 
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Juni 1740 ſind ganz auf ſeine Initiative zurückzuführen. Sowohl 


das „Journal de Berlin“ wie die „Berliniſchen Nachrichten von Staats⸗ 


und gelehrten Sachen“ erſchienen auf Friedrichs Wunſch bei dem Ber⸗ 
. liner Buchhändler Ambroſius Haude. Von ihrer Stellung zur Zenſur 


und von ihrer Bedeutung für die öffentliche Meinung wird in anderem 
Zuſammenhang noch zu reden ſein. Hier ſei nur hervorgehoben, daß 
Friedrich ſich der beiden Zeitungen bediente, um in direkte Beziehung 
zur Offentlichkeit zu treten. Dem Exemplar des „Journal de Berlin“ 
in der Kgl. Bibliothek zu Berlin iſt von dem Biographen Friedrichs 


J. D. E. Preuß eigenhändig eingeſchrieben am 15. April 1839: „Dieſes 


Journal de Berlin iſt von dem Profeſſor Formey herausgegeben worden 
und zwar im Auftrage von Friedrich dem Großen, welcher auch dem 
genannten Gelehrten die Unternehmung anbefohlen“. Dieſe Bemerkung 
wird beſtätigt durch Formeys „Souvenirs d'un citoyen“ 1), in denen 
Formey berichtet, daß der König eines Tages Jordan zu ihm geſchickt 
habe mit dem Auftrag: „S. M. souhaitoit que je commencasse tout 
de suite un journal littéraire et politique dont Elle me fourniroit 
Elle-méme les matériaux.“ Formey fügt fic) dieſem Befehl, obwohl 
er verſichert: Ce travail n’etoit pas fort de mon goüt“. Die ver⸗ 
ſprochenen Beiträge des Königs liefen nicht regelmäßig ein, wie es 
anfänglich der Fall war. Formey wagte es, den König daran zu 
erinnern. Er erhielt als Antwort folgendes Handſchreiben vom 18. Ok⸗ 
tober 1740: „Jai bien regu votre lettre; et pour vous mettre en 
état de soutenir votre journal de Berlin, je vous adresse quelques 
nouvelles du temps, dont je vous ferai avoir la continuation. 
J’espere que vous en ferez usage avec prudence a menagement, 
Je suis votre bien affectionné Roi Fed£ric.“ 

Wichtiger, weil politiſch bedeutſamer, war Friedrichs Mitarbeit an 
der Haudeſchen deutſchen Zeitung. Seine Beiträge aus den erſten 
Jahrgängen laſſen auch mit voller Deutlichkeit den Grund für Fried⸗ 
richs Publiziſtik erkennen. Er liegt in der preußenfeindlichen Tendenz 
der ausländiſchen Preſſe. Darum war Friedrich lebhaft beſtrebt, durch 
ſeine ausgedehnte journaliſtiſche Tätigkeit die geſamte inländiſche Preſſe 
dem Staatsintereſſe dienſtbar zu machen. Wenn er ſeine politiſchen 
Pläne durchſetzen wollte, war er geradezu gezwungen, gegen die hollän⸗ 
diſchen Zeitungen, die den antipreußiſchen Diplomaten Gelegenheit 
boten, ihre Pfeile gegen Preußen loszulaſſen, alle Kräfte des Inlands 
zu mobiliſieren. Neben den öffentlichen Blättern kamen auch noch ge⸗ 


1) Souvenirs d'un citoyen. Berlin 1789, Bd. I, S. 105—109. 
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ſchriebene Zeitungen über die Grenze, deren Bedeutung nicht unter- 
ſchätzt werden darf. Friedrich hatte volles Verſtändnis für alle dieſe 
fremdländiſchen Beſtrebungen, die öffentliche Meinung in Preußen zu 
„machen“. Außerſt unangenehm berührte es den König, wenn die aus⸗ 
ländiſche Preſſe die preußiſche Waffenehre zu verkleinern ſuchte, indem 
ſie nur die öſterreichiſchen Kriegsbulletins abdruckte, die mit den Tat⸗ 
ſachen oft in grellem Widerſpruch ſtanden. Mit Rückſicht auf die 
folgenden diplomatiſchen Verhandlungen konnte es ihm nicht gleichgiltig 
fein, wie man über ſeine kriegeriſchen Erfolge urteilte. Darum griff 
er in den Jahren der ſchleſiſchen Kriege ſelbſt zur Feder, um zunächſt 
ſeinen Untertanen durch feine „Lettres d'un officier prussien“ 1) wahr⸗ 
heitsgetreu Bericht über die kriegeriſchen Ereigniſſe zu geben. Friedrich 
wandte wiederholt draſtiſche Mittel an, um auch die ausländiſche Preſſe 
zur Aufnahme ſeiner „Relationen“ zu zwingen. Meiſt wurde ſeine 
Forderung um Abdruck der preußiſchen Berichte ohne weiteres abge⸗ 
wieſen, weil, wie die Gazette d' Utrecht ſagen ließ, die Zeitung. ſonſt 
in den Landen der Königin von Ungarn verboten würde. Dieſe ab⸗ 
lehnende Haltung der zeitgenöſſiſchen Preſſe veranlaßte Friedrich, neben 
ſeiner eigenen Tagesſchriftſtellerei eine Art „Kriegspreſſequartier“ ein⸗ 
zurichten, von wo aus durch offizielle Publikationen, die durch geſchickte 
Einkleidungen ihren Urſprung zu verbergen ſuchten, die öffentliche 
Meinung bearbeitet wurde. Neben die kurzen Zeitungsberichte traten 
die mehr oder weniger umfangreichen Staatsſchriften ?), die Deduktionen, 
Manifeſte, Patente, Deklarationen, Zirkularreſkripte uſw., die gleichfalls 
meiſt von Friedrich ſelbſt ſtammten oder doch von ihm aufs genaueſte 
durchgeſehen wurden. Der Zweck aller dieſer Schriften war, ſeinem 
Vorgehen in Schleſien eine ſtaatsrechtliche Grundlage zu geben, die 
Bevölkerung in Sachſen und Schleſien zu beruhigen oder den Angriffen 
in den Kundgebungen der Feinde entgegenzutreten. In allen war er 
darauf bedacht, im Intereſſe ſeiner Politik die geſamte öffentliche 
Meinung zu beeinfluſſen. Darum zwang er alle inländiſchen Zeitungen, 
kurze Staatsſchriften abzudrucken, von größeren wenigſtens eine aus⸗ 
führliche Anzeige und Beſprechung oder in einem inſpirierten Artikel 
eine genaue Analyſe zu bringen. Im Hinblick auf die äußerſt 
ſchwierige Lage, in der ſich Friedrich oft befand, war es durchaus 
erklärlich, daß er ſich nicht noch im eigenen Lager Gegner ſeiner poli⸗ 


1) Scheele, Die „Lettres d'un officier prussien“ Friedrichs des Großen. 
Diſſ. Straßburg 1889. | 

2) Koſer⸗Krauske, Staatsſchriften aus der Regierungszeit König 
Friedrichs II. Berlin 1877, 3 Bände. 
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tiſchen Ziele erſtehen laſſen wollte. Daher ſieht ſich Friedrich ge⸗ 
zwungen, trotz aller liberalen Anläufe den Zeitungen in den Tagen 
politiſcher Hochſpannung ſtarke Einſchränkungen aufzuerlegen. Des 
Königs Mitarbeiter auf publiziſtiſchem Gebiet ſind neben den Kabinetts⸗ 
räten die Miniſter und Räte des „Departements der auswärtigen 
Affairen“. Jede andere Mitwirkung, ſogar die der Geſandten, verbat 
fih der König. Ein ungeſchickter Freund könne mehr ſchaben als ein 
gewandter Gegner. Auch die Stimmen aus dem Volke lehnte er ab. 
Ein Profeſſor aus Lingen erhielt auf eine eingeſandte Arbeit über die 
Rechte Preußens auf Schleſien die ungnädige Antwort, er möge mit 
„ſeinen abgeſchmackten Reflexionen“ und ſeinem „ungereimten Zeug“ 
den König nicht behelligen. 

Die offiziellen Kundgebungen des Königs verfehlten ihre Wirkung 
auf die öffentliche Meinung des In⸗ und Auslandes nicht. Mit Be 
wunderung und Groll druckte und las man die Manifeſte, die die Er⸗ 
hebung der Waffen ankündigten und rechtfertigten, jene „ſtolzen Kriegs⸗ 
erklärungen, in denen Europa die Sprache Ludwigs XIV. wiederzuhören 
glaubte“. Friedrich hat auch nicht ſelten bei Truppenbewegungen durch 

„kurze Remarquen“, die er an die Zeitungen ſchickte, die öffentliche 
Meinung irregeführt. Im November 1740 ſchreibt er an den Miniſter 
von Podewils: „Ich habe den Berliner Regimentern eine falſche .. 
Marſchordre zugehen laſſen. Ich hoffe, daß wir die Kannegießer täuſchen 
oder wenigſtens auf eine falſche Fährte bringen. Wir müſſen alle 
möglichen Mittel anwenden, die Leute ungewiß und ihre ſämtlichen 
Vermutungen haltlos zu machen“ ). Nach der Schlacht bei Hohen⸗ 
friedberg fügt der König ſeinem kurzen Bericht die Mahnung an Podewils 
hinzu: „Sie wiſſen, wie Sie dieſe Nachricht verwerten können und 
ſollen“ 2). Zwei Tage ſpäter befiehlt er: „Laſſen Sie tedeumiren uſw., 
wie fid) das ſchickt!“ Auch in unpolitiſchen Angelegenheiten ſucht 
Friedrich durch ſeine publiziſtiſche Tätigkeit die öffentliche Meinung zu 
beſtimmen. Das beweiſen ſeine Artikel über den Berliner Balletmeiſter 
Potier s) und das Potsdamer Unwetter). Selbſt in wirtſchaftlichem 
Intereſſe griff er zur Feder. Er ſchrieb einen Aufſatz über den Nutzen 
des Roggenkaffees, um das Geld, das ſonſt für Kolonialkaffee aus⸗ 
gegeben wurde, dem Lande zu erhalten. 


D Politiſche Korreſpondenz Friedrichs des Großen. Bisher 36 Bände. 
1879 —1914. I, 102. 

2) Politiſche Korreſpondenz IV, 181. 

8) Berliniſche Nachrichten: 22. Auguſt 1743. 

4) Berliniſche Nachrichten: 5. März 1767. 
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III. 


Als Friedrich zur Regierung kam, fand er in Berlin nur eine 
Zeitung vor, die von Rüdiger herausgegebene „Berliniſche privilegierte 
Zeitung“. Durch rechtswidrigen Machtſpruch erhielt Rüdiger in dem 
Buchhändler Haude bereits am 2. Juni 1740 einen unwillkommenen 
Mitbewerber, der für „Sr. Majeſtät specialiter geleiſtete Dienſte“ die 
Erlaubnis bekam, die „Berliniſchen Nachrichten von Staats- und ge⸗ 
lehrten Sachen“ zu drucken. Rüdiger wagte nicht, ſich zu beſchweren. 
Er ſchrieb ſogar an den König, daß er ſich den Eingriff in die ihm 
gewährleiſteten Rechte „in tiefſter Ehrfurcht“ gefallen laſſe. Haude er⸗ 
freute ſich der beſonderen Gunſt des Königs, dem er einſt die koſtbare 
franzöſiſche Privat⸗Bibliothek durch Liſt gerettet hatte. Podewils erhielt 
von Friedrich die Mitteilung, daß die Haudeſche Zeitung ohne jede 
Zenſur gedruckt werden ſolle. Der Miniſter von Thulemeier, der bis 
dahin das Zenſoramt verwaltet hatte, wurde in nicht geringes Staunen 
verſetzt, als ihm Podewils am 5. Juni 1740 ſchrieb: „Sr. Königl. 
Majeſtät haben mir nach auffgehobener Taffel allergnädigſt befohlen, 
des Königl. Etats⸗ undt Krieges⸗Miniſtri H. von Thulemeier Excellenz 
in höchſt deroſelben Nahmen zu eröffnen, daß dem hieſigen Berlinſchen 
Zeitungsſchreiber eine unumbſchränckte Freyheit gelaßen werden ſoll in 
dem articul von Berlin von demjenigen, was anizo hieſelbſt vorgehet, 
zu ſchreiben, was er will, ohne daß ſolches censiret werden ſoll, weil, 
wie höchſt deroſelben Worthe waren, ein ſolches dieſelbe divertiren, 
dagegen aber auch ſo dem frembde Miniſtri ſich nicht würden beſchweren 
können, wenn in den hieſigen Zeitungen hin und wieder Paſſagen an⸗ 
zutreffen, ſo Ihnen misfallen könnten. Ich nahm mir zwar die 
Freyheit, darauff zu regeriren, daß der Rußiſche Hoſ über dieſes Sujet 
ſehr pointilleux wäre, Sr. Königl. Mayeſtät erwiederten aber, daß 
Gazetten, wenn ſie intereßant ſeyn ſollen, nicht geniret werden müſten; 
welches Sr. Königl. Mayeſtät allergnädigſten Befehl zufolge hierdurch 
gehorſahmſt melden ſollen“ “). Dieſes Königswort, das ja met nur 
als Marginal zitiert wird, iſt häufig in dem Sinne ausgelegt worden, 
als wenn Friedrich den Zeitungen die Befreiung von jeder Zenſur an⸗ 
gekündigt hätte. Das iſt aber durchaus falſch, wie der vorſtehende 
Brief des Miniſters Podewils beweiſt. Zenſurfrei ſoll nur derjenige 
Teil der Zeitung ſein, der lokale und politiſche Begebenheiten unter 


1) J. D. E. Preuß, Friedrich der Große. (Urkundenbuch.) 1832-1834. 
II, 251. 
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der Marke „Berlin“ zu bringen pflegte. Die Inſtruktion, die Thulemeier 
als Zenfor-Chef an den ihm unterſtellten Zenſor gelangen läßt, be⸗ 
ſtätigt dieſe Auffaſſung. Jede weitergehende Deutung des königlichen 
Wortes wird abgelehnt, wenn er ſchreibt: „Wegen des Articuls Berlin 
iſt dieſes indistincte zu obſervieren, wegen auswärtiger puissancen aber 
cum grano salis und mit guter Behutſamkeit“ 1). Aber auch um dieſe 
Einſchränkung hat fic) Haude in feinen „Berljniſchen Nachrichten“ nicht 
gekümmert. Vom 30. Juni 1740 ab erſcheint ſeine Zeitung dreimal 
wöchentlich. An der Spitze jeder Nummer iſt als Symbol der preußiſche 
Adler abgedruckt, der, über der Erdkugel ſchwebend, eine Siegespalme 
und Bücher in den Klauen trägt. Um ſeine ausgebreiteten Fänge ſtehen 
die Worte: „Wahrheit und Freyheit!“ Mit einem Huldigungsgedicht 
an den König wurde dieſe erſte Nummer eröffnet: 

„Ein weiſer Friedrich will dies Blatt 

Aus angeſtammter Gnade ſchützen, 

Was fein Befehl geordnet hat e 

| Soll dem gemeinen Zielen nützen!“. 

Die Gnade des Königs, deren ſich Haude rühmt, iſt charakteriſtiſch 
für ſein Unternehmen; denn ein Privileg konnte ihm Friedrich mit 
Rückſicht auf Rüdiger nicht geben; darum hinderte ihn auch niemand, 
niemand zenſierte ihn; denn niemand kannte die Grenzen der Freiheit, 
die der König Haude zugeſichert hatte. Die „Berliniſchen Nachrichten“, 
die ſich mit der Hoffnung ſchmeichelten, das offizielle Organ des Hofes 
und der Regierung zu werden, waren natürlich ernſtlich bemüht, dem 
jungen König in allen ſeinen Neigungen entgegenzukommen. Darum 
die Aufnahme der „gelehrten Sachen“ und die Ankündigung der fran⸗ 
zöſiſchen Zeitung im gleichen Verlage. Der Ton Friedrich gegenüber 
bleibt durchaus ehrfürchtig, faſt devot. Er wird der „großmütige, weiſe, 
gnädige und mit allerherrlichſten Gaben geſchmückte König“ ) genannt. 
Haude entſchuldigt dieſen Ton und rechtfertigt ihn zugleich. Ehrliche 
Bewunderung für Friedrich erfülle alle Untertanen. „Wir entfernen 
uns bey Ihm von aller Schmeicheley, welche die wahren Eigenſchaften 
des Fürſten nur verdunkeln kann. Was haben wir es nöthig, von 
einem Prinzen einen falſchen Abriß zu machen, der uns keinen Fehler 
zeigt, den wir zu beſchönen Urſache haben. Wahrheit und Freyheit 
ſind die Kennzeichen dieſes Blattes; beyde ſollen ihren Vorzug beſtändig 
darinn behaupten, und die Nachrichten, welche wir hier von unſerem 


1) F. Förſter, Friedrich der Große. Berlin 1860, S. 77. 
2) Berliniſche Nachrichten: Nr. V, 9. Juli 1740. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 1. 7 
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Könige geben, müſſen künftig als unentbehrliche Stücke der Geſchichte 
ſeines glorreichen Lebens einverleibet werden. Schmeicheley und Nieder⸗ 
trächtigkeit ſchicken ſich nicht für die Größe Seiner Regierung und für 
die Glückſeligkeit unſerer Tage.“ !) In immer erneuten Wendungen 
und Gedichten, die in ſpäteren Jahrgängen nur zum Neujahrsfeſt und 
bei beſonderen Gelegenheiten erſcheinen, betont Haude ſeine perſönlichen 
Beziehungen zu Friedrich und preiſt ihn als Beſchützer von Wahrheit 
und Freiheit. In einem poetiſchen „Schreiben der Warheit an ihren 
Freund“, mit anderen Worten in einem Schreiben Haudes an Friedrich, 
heißt es: | | 

„Die Warheit ſchreibt dieß Blatt 

Und nicht ein knechtiſch Heuchlen; 

Die nie geſchmeichelt hat, 

Die wird auch Dir nicht ſchmeicheln. 

Man ſiehet itzt in Dir 

Der Künſte Schutzgott an. 

Gekrönter Philoſoph, geſalbter Friederich! 

O! Fahre ferner fort und lieb' und ſtütze mich!“ 


Als Bekenner der Wahrheit wagt Haude denn auch bald ein freieres 
Wort. In einem „Schreiben des Herrn von P. an den Herrn von M.“ ) 
geißelt er das überhand nehmende Franzoſentum in Deutſchland. Er 
bricht für die deutſche Wiſſenſchaft eine kräftige Lanze. Die Brief⸗ 
form mindert nichts an der Freimütigkeit des Artikels, der unter den 
Augen des Königs erſchien. „Dem Diogenes würde es gegenwärtig 
ebenſo ſchwer fallen, einen Deutſchen zu finden, als es ihm ehemals 
ſchwer wurde, einen Menſchen anzutreffen.“ Der Grund dafür ſei, 
daß die jungen Leute „ihren Vorzug in der Verachtung gegen ihr 
Vaterland zu ſuchen“ pflegen. Deutſche Wiſſenſchaft, Dichtung und 
Kunſt ſtellt der Artikel mit Selbſtbewußtſein der franzöſiſchen gegenüber. 

So wurde Haudes Blatt, geſtützt durch das perſönliche Intereſſe 
des Königs, zur erſten Zeitung Berlins. Tatſächlich wurden die 
„Berliniſchen Nachrichten“ in allen ihren Teilen, nicht nur in dem 
Berliner Artikel, bis in den Beginn des erſten ſchleſiſchen Krieges 
hinein „mit aller unumbſchränckten Freyheit“ geſchrieben. Rüdigers 
privilegierte Zeitung mußte dagegen weit zurückſtehen. Nach wie vor 
wurde ſein Blatt vom Zenſor durchgeſehen. Vom Kriegsrat von Ilgen, 


der unter Aufficht des Kabinettsminiſters bei Be die Zenſur aus⸗ | 


1) Berliniſche Nachrichten: Nr. VI, 12. Juli 1740. 
2) Ebenda Nr. XII, 26. Juli 1740. 
3) Ebenda Nr. 44 115 45, 8. und 11. Oktober 1740. 
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zuüben hatte, wurde bei Ausbruch des erſten ſchleſiſchen Krieges aus⸗ 
drücklich beſtimmt, daß er ohne beſonderen Auftrag des Etats⸗Miniſters 
keinerlei Nachrichten von den Angelegenheiten des königlichen Hauſes 
und von den nach Schleſien rückenden Truppen in ſeine Zeitung ſetzen 
dürfe. Die Folge dieſer ungleichen und ungerechten Behandlung war, 
daß Rüdiger ſich beſchwerte. Er ſtellte dem Kriegsrat Ilgen vor, daß 
Haude „bei den Schleſiſchen Affairen und ſonſt viele Dinge“ drucke, die 
auf Unwahrheit beruhten und daher von der Zenſur beanſtandet werden 
müßten. Außerdem könne er keine Konzeſſion aufweiſen, „daß er alles 
indistinete drucken dürfe“. So habe er am 27. Dezember 1740 in 
Nr. 78 „das manifest von Schleſien und andere die Armee concer- 
nirende Umbſtände, welche mir nicht paſſiert, ſondern von dem Correctore 
ausgeſtrichen wurden“ zenſurfrei abgedruckt. Seine Zeitungen würden 
„hiedurch in décadence gerathen“ und ſeine „auf die correspondence 
gewidmete, unentbehrliche impensa vergeblich ſeyn“. Darum bitte er, 
auch ihm „eben die Freyheit, als Haude ſich bishero, ohne der correctur 
unterworffen zu ſeyn, bedienet, allergnädigſt angedeihen zu laßen“ ). 
Auch Ilgen hatte das Manifeſt in der Haudeſchen Zeitung mit Un⸗ 
willen geleſen und zu Podewils geäußert: „Dieſer Mann ſchreibt auch 
ſonſt von denen Schleſiſchen Affairen und ſonſten viele Dinge, die woll 
beſſer weggeſtrichen zu werden verdienten und auff offenbahren Un⸗ 
wahrheiten beruhen“ 2). Podewils war in einer peinlichen Lage. Er 
wußte nicht, wie er ſich Haude gegenüber verhalten ſollte, da er nicht 
zu beurteilen vermochte, wie weit die Freiheiten gingen, die Friedrich 


dem Verleger zugeſagt hatte. Darum ließ er durch Ilgen am 28. De⸗ 


zember 1740 auch Haude größere Behutſamkeit in der eigenmächtigen 
Berichterftattung anempfehlen, „es möchte denn Sr. Königl. Majeſtät 
dieſerhalb etwas anderes Disponiret haben“ ). Da Haude aber keine 
Konzeſſion vorlegen konnte, die ihm das Recht gab, alles, was er für 
gut befand, in ſeine Zeitung zu ſetzen, verfügte Podewils an Ilgen: 
„H. Haude aber muß den Articul von Berlin zu Ew. Wohlgebohren 
Cenſur eben wie H. Rüdiger künfftig überweiſen.“ Damit war auch 
den „Berliniſchen Nachrichten“ die unumſchränkte Freiheit genommen. 


Durch das Dekret vom 31. Dezember 1740, das von Podewils unter⸗ 


zeichnet war, wurde Haude noch weiter eingeengt. Es wurde ihm ver⸗ 
boten, „von Seiner Königl.en Mt. höchſten affairen und Angelegen⸗ 
— ee ö 


1) Conſentius, Friedrich der Große und die Zeitungszenſur. Preu ßiſche 
Jahrbücher 1904, S. 222. 
2) Conſentius, a. a. O. S. 223. 
3) Conſentius, a. a. O. S. 223. 
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heiten von nun an in feinen Gazetten weiter nicht das Geringſte, es 
habe Nahmen, wie es immer wolle, einfließen zu laßen, wenn er nicht 
vorher dazu Erlaubnis erhalte. Er ſoll auch von dem Auswertigen 
Höffen forthin mit mehreren menagement, als bishero geſchehen, ſchreiben, 
zumahl von denen frembden hier anweſenden Miniſtris wieder ihn 
ſchon Klagen eingelauffen“ !). Haude weigerte ſich, wohl im Vertrauen 
auf ſeine Stellung zum Könige, den Berliner Artikel der Zenſur zu 
unterwerfen. Darauf wurde ihm am 28. Januar 1741 befohlen, ſich 
der Vorſchrift zu fügen, andernfalls feine Zeitung am Erſchejnen ge- 
hindert‘ würde und er 100 Dukaten Strafe zu gewärtigen hätte. Nun 
wandte fic) Haude an den König ſelbſt, konnte aber auch bei ihm die 
Zurücknahme der Anordnung nicht durchſetzen. Friedrich gab aber dem 


Grafen Podewils den Auftrag, Haude gelegentlich amtliche Nachrichten 


zugehen zu laſſen, weil er gern wolle, daß gene Zeitungen fic) vor 
anderen diſtinguiren“. 

Rüdiger hatte ſchon mehrere Monate vor 1 die Macht des 
Zenſors zu fühlen bekommen. Seine Zeitung brachte am 25. Auguſt 
1740 die harmloſe Bemerkung, daß das Lagerhaus der Tuchmacher ein⸗ 
gehen werde. Wenige Tage darauf wurde das Gerücht als unbegründet 
widerrufen. Am 8. September 1740 berichtete Rüdiger, daß die märki⸗ 
ſchen Landſtände 100 000 Scheffel Korn an die königlichen Magazine 
abgeben müßten. Da traf ihn der Unwille des Königs. Ihm wurde 
am 13. September 1740 von den Miniſtern Happe und Marſchall 


mitgeteilt, der König habe großes Mißfallen über die von ihm oer: 


breiteten falſchen Nachrichten geäußert. Sein unvorſichtiges Handeln 
werde ihm nachdrücklich verwieſen. Er ſolle „die bey dem Zeitungs⸗ 
ſchreiber erlaubete Freyheit mit mehrer Ueberlegung und Behutſam⸗ 
keit“ gebrauchen und ſich nicht weiter unterſtehen, „weder von policey 
Sachen noch von dem Lagerhauſe oder anderen einländiſchen Com- 
mercien- und Manufaktur⸗Sachen in ſeinen Zeitungsblättern ohne 
dazu erhaltene Ordre nicht das geringſte zu melden, wiedrigenfalls 
nachdrückliche Ahntung zu gewärtigen“ ?). Und dieſe harte Drohung 
traf Rüdiger wegen Nachrichten, die in dem von der Zenſur frei⸗ 
gegebenen Berliner Artikel geſtanden hatten! | 
Das Generaldirektorium hatte ſich mehrfach über Perſonalnach⸗ 


richten in den Berliner Zeitungen gekränkt gefühlt. Es verlangte von 


Haude und Rüdiger, nichts mehr abzudrucken, was ſich auf das 


1) Conſentius, a. a. O. S. 223. 
2) A. Buchholtz, Die Voſſiſche Zeitung. Berlin 1904, S. 48/49. 
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Generaldirektorium bezöge. Den Miniſtern Podewils und Borcke unter⸗ 
breitete es im April 1743 das Erſuchen, dem „Cenſori der hieſigen 
Zeitungen aufzugeben, daß er von denen zum General-Ober⸗ ete. 
gehörigen Sachen nichts in den Zeitungen ſtehen laße.“ Die Miniſter 
geben zur Antwort, daß ſie nicht berechtigt ſeien, den hieſigen Gazettiers 
gegen den ausdrücklichen Befehl des Königs die Freiheit zu nehmen, 
in dem Berliner Artikel zu ſchreiben, was ſie wollten. Dennoch kam 
am 9. Juli 1743 eine Kabinettsordre heraus, die den Wünſchen des 
Generaldirektoriums entſprach. Der königliche Erlaß, der an das 
Departement der auswärtigen Affairen gerichtet war, führte die Zeitungs⸗ 
zenſur wieder für alle Artikel ohne Unterſchied ein. Alle Zeitungen 
ſollten künftig vollſtändig „durch einen vernünfftigen, dazu autoriſirten 
Mann cenfiret und approbiret“ werden. Die Begründung für dieſe 
Anordnung war, daß die Verleger der Berliner Zeitungen „von der 
ihnen erſtatteten Freyheit, die Zeitungen ſonder vorgängige Cenſur 
drucken zu laßen, einen übelen Gebrauch gemachet und darin ver⸗ 
ſchiedentlich ſolche Unwahrheiten drucken laßen, welche auswärtige 
Puissancen ſo empfindlich als anſtößig geweſen“. Die Verleger hätten 
auch königliche Ordres, „ſo an die hohen Collegia ergangen, und welche 
Se. Königl. Mayt. nicht publique gemacht wiſſen wollte, ſondern dis- 
cretion darin anführen laßen“, Darum werde die „Freyheit, öffent⸗ 
liche Zeitungen fonder vorhergängige Cenſur drucken zu laßen, auf⸗ 
gehoben“ ). Damit aber hatte der König die Freiheit zurückgenommen, 
die bei ſeiner Thronbeſteigung v von den Zeitungen mit Ae großem Jubel 
begrüßt worden war. b 
Selbſt die wiſſenſchaftlichen Artikel wurden von nun an dem 
Zenſor unterſtellt. Das war nie zuvor geſchehen. Die Zeitungen 
ſollten „nicht ſolche Dinge ſonderlich, wie bisher zuweilen unter dem 
Artikul von gelehrten Sachen geſchehen, welche anderer Leuthe Ehre 
und Leumuth kränken können“, in ihren Spalten zum Abdruck bringen. 
Eine Immediateingabe Haudes an den König vom 26. Juni 1744 
beweiſt, daß dieſe Zenſur beſonders engherzig gehandhabt wurde. 
Ilgen habe nicht einmal erlaubt, fo klagt Haude, ein Buch zu bez 
urteilen, ſelbſt in den vorſichtigſten Ausdrücken. Er dürfe entweder 
nur loben oder bloß die Kapitel des neuen Buches anführen. Da⸗ 
durch müßte aber ſein Blatt der Lächerlichkeit anheimfallen. Er bittet 
daher den König, die gelehrten Artikel ſeiner Zeitung wieder von der 
Zenſur zu befreien und verſpricht, „die Schrancken der Mäßigung und 


1) Conſentius, a. a. O. S. 226. 
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Beſcheidenheit nicht überſchreiten“ zu wollen. Von einer Entſcheidung 
des Königs im Sinne Haudes iſt nichts bekannt geworden. Das künf⸗ 
tige Zenſuredikt und der Wechſel im m Zenſoramt laſſen eher das Gegen⸗ 
teil vermuten. 

Weder Rüdigers noch Haudes Zeitungen rechtfertigen in ihren 
Nummern aus den erſten Monaten des Jahres 1743 die harte Zenſur⸗ 
feſſel Friedrichs. Es iſt möglich, daß der König über verſchiedene Be⸗ 
ſchwerden, die vom ruſſiſchen Hofe über den Königsberger Verleger 
J. Fr. Reußner vorgebracht wurden, ſehr verſtimmt war. Ebenſo 
waren eine Menge falſcher Gerüchte, die von England durch holländiſche 
Zeitungen in Umlauf geſetzt worden waren, geeignet, dem König poli⸗ 
tiſche Verlegenheiten zu bereiten. Vielleicht erklärt ſich daraus wenigſtens 
zum Teil des Königs gereizte Stimmung gegen die Berliner Zeitungen. 
Haude hatte mit dem Jahre 1743 auch ſein altes Symbol: Wahrheit 
und Freiheit fallen laſſen und dem preußiſchen Adler ſtatt deſſen die 
Unterſchrift gegeben: „Mit Königlicher Freiheit“. Die Gründe für 
dieſe Anderung laſſen ſich mit Sicherheit nicht auffinden. 

Die Art, wie in den 40 er Jahren die Zenſur ausgeübt wurde, 
muß den König nicht befriedigt haben. In einem Schreiben an Pode— 
wils vom 5. Auguſt 1750 bemerkt er, daß die bisherige Zenſur nicht 
mit der erforderlichen „attention“ ufd „accuratesse“ geſchehen fet. 
Darum hätten „die Verfaſſer der Berliniſchen, gedruckten Teutſchen 
Zeitungen ſich zu emancipiren angefangen, allerhand anſtößige und 
impertinente in publique affairen einſchlagende Dinge mit einlauffen 
zu laßen“ 1). Durch Kabinettsordre vom gleichen Tage wurde ver⸗ 
fügt, daß „der Geheime Rath Vockerodt (als welcher wegen ſeiner 
habenden routine von affairen am beſten beurtheilen kann, was ſich 
in publique Zeitungen ſchicket oder nicht) die Cenſur derer publiquen 
Gazetten zu Berlin und ſolche mit aller attention verrichten. und 
darauf ſehen und nachdrücklich halten ſoll, damit die Gazetten nicht 
anders als nach dem von ihm cenfirten und approbirten exemplar 
abgedruckt und publicirt werden müßen“ 2). Ilgen, der damit vom 
Schauplatz als Zenſor abtrat, hatte nur noch die traurige Pflicht, den 
Inhalt dieſer Kabinettsordre den Verlegern bekannt zu geben. Vocke⸗ 
rodt führte die neuen Beſtimmungen gewiſſenhaft durch. Rüdiger war 
der erſte, der hart mit ihm zuſammenſtieß. Durch ein Verſehen des 
Setzers war in einer Dezembernummer des Jahres 1750 eine vom 


1) Buchholtz, a a. O. S. 49. 
2) Conſentius, a. a. O. S. 228. 
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Zenſor geſtrichene Stelle ſtehen geblieben. Rüdiger entſchuldigte ſich 
in einem Schreiben an Vockerodt. Die Antwort war ſehr ungnädig. 
Der Geheime Kabinettsrat Eichel hielt. die Augelegenheit für wichtig 
genug, ſie dem König mitzuteilen. Rüdiger ging zwar diesmal ohne 
Strafe aus. In einer ſpäteren Verordnung aber hieß es, der König 
habe mit Verdruß erfahren, daß die Verleger der Berliner Zeitungen 
„ſich dann und wann unternehmen, die ihnen bey der Genfur oe: 
ſtrichenen Paſſagen dennoch ihren Zeitungen zu inſeriren“. Künftig 
ſolle jeder derartige Fall mit zehn Talern Strafe „vor die Armuth“ 
geſühnt werden. 

Vockerodt machte ſich durch ſein ſtrenges Regiment bald unbeliebt, 
ſo daß der Konſiſtorialrat Hecker, der neben Haude und Rüdiger eine 
dritte deutſche Zeitung, die politiſch unbedeutende Realſchul⸗Zeitung, 
gegründet hatte, ſchon 1752 an Podewils die Bitte richtete, die Zenſur 
ſeines Blattes dem liebenswürdigen und entgegenkommenden Legations⸗ 
rat und ſpäteren Miniſter von Hertzberg zu übertragen. Podewils 
ſchrieb an den Rand des Heckerſchen Geſuches fein „fiat“, und Hecker 
war des ſtrengen Zenſors ledig. Haude und Rüdiger blieben Vocke⸗ 
rodt weiter unterſtellt. Ein Beweis für die ſtraffe Handhabung der 
Zenſur durch Vockerodt iſt ein Brief Leſſings. Er ſchrieb am 8. Februar 
1751 an ſeinen Vater, er würde ihm gern die hieſigen politiſchen 
Zeitungen zuſchicken, wenn er glauben könnte, ihm damit eine Freude 
zu machen. Aber ſie ſeien „wegen der ſcharfen Cenſur größtenteils ſo 
unfruchtbar und trocken, daß ein Neugieriger wenig Vergnügen darin 
finden“ 7) könne. 

Die Doppelzenſur der Berliner Zeitungen durch Vockerodt und 
Hertzberg mußte notwendig Mißſtände zur Folge haben. Es war ein 
Segen, daß der König bald für eine einheitliche Zenſur Sorge trug. 
Die Wahl des Zenſors war allerdings recht unglücklich. Ludwig 
von Beauſobre, ein erſt 24 jähriges Mitglied der Berliner Akademie, 
dem König ſympathiſch, obwohl als Schriftſteller unbedeutend, wurde 
von Friedrich am 29. Juni 1755 zum Zenſor aller Berliner Zeitungen 
ernannt. Die Miniſter Podewils und Finckenſtein ſollten ihm für 
ſein ſchwieriges Amt genaue Anweiſung geben. In „vorkommenden 
beſonders dubieusen fällen“ ſollte er beim König ſelbſt anfragen. 
Die Miniſter glaubten ſich des königlichen Auftrags am beſten ent- 
ledigen zu können, indem ſie dem jungen und unerfahrenen Beauſobre 
ein ausführliches Reglement zur ſtrengen Beachtung vorlegten. Dieſe 
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Inſtruktion 1) vom 5. Juli 1755, die an Umfang nur von den ſpäteren 
Edikten für die Bücherzenſur übertroffen wird, gibt ein charakteriſtiſches 
Bild für die Freiheit der öffentlichen Meinung in der nun folgenden 
Zeit des Siebenjährigen Krieges. Der Zenſor wurde angewieſen, 
nichts ſtehen zu laſſen, „worüber ſich irgend ein auswärtiger Hoff zu 
formaliſiren und Beſchwerde zu führen Urſache haben könnte“. Vor 
allem ſollte nichts über Rußland geſagt werden, was nicht auch in 
den Petersburger Blättern geſtanden hätte. Rußland hatte ſich ſeit 
je empfindlicher als alle anderen Mächte gezeigt, und Friedrich hatte 
alle Urſache, bei der verwickelten politiſchen Lage vor dem Siebenjährigen 
Kriege auf das Zarenreich beſondere Rückſicht zu nehmen. Überhaupt 
war die Politik der beſtimmende Faktor für alles, was in den Zeitungen 
ſtand. Der Zenſor ſollte darauf achten, „daß in denen Gazetten keine 
hazardirte und ungeräumte raisonnements über die publiquen Affairen 
und jetzigen Conjuncturen von Europa einverleibet bleiben“. Außer⸗ 
dem mußte er alles ſtreichen, was von Rekrutentransporten, Wrmee= 
verordnungen und vom Feſtungsweſen handelte. Beförderungen in 
dem preußiſchen Heer durften nur mit ſchriftlicher Erlaubnis des Ge⸗ 
heimen Kriegsrates de la Motte gemeldet werden. Aber auch Standes- 
erhöhungen und Ordensverleihungen der Zivilbeamten bedurften zur 
Veröffentlichung der Genehmigung des zuſtändigen Miniſteriums. 
Kameralverordnungen ſollten nicht ohne Wiſſen der Kriegs- und 
Domänenkammer zur öffentlichen Kenntnis gebracht werden. Der ge— 
lehrte Teil der Zeitungen ſollte ebenfalls der Zenſur unterſtehen. Bei 
mediziniſchen und chirurgiſchen Abhandlungen bei Arzeneien und Kuren 
mußte vor dem Druck das Ober Collegium medicum den Artikel 
zenſiert und approbiert haben. In allen Fällen ſollte der Zenſor nach 
ſeiner Einſicht und Überlegung verfahren. 

Man kann in dieſer Inſtruktion für den neuen Zenſor die Zu⸗ 
ſammenfaſſung aller königlichen Kabinettsbefehle und aller miniſteriellen 
Verordnungen ſehen, die ſeit 1740 den Zeitungen ihre damals er⸗ 
träumte Freiheit verkürzt haben. Das ſtändig wiederkehrende „Du 
ſollſt nicht“ kennzeichnet die unerträgliche Zwangslage der Berliner 
Zeitungen. Und als die ſchweren Jahre des Siebenjährigen Krieges 
über Preußen hereinbrachen, da waren auch die Zeitungen unfreier 
denn je. Das Miniſterium ſchrieb jede ihrer Mitteilungen vor. Auch 
die publiziſtiſche Fehde Friedrichs mit dem ſächſiſchen und dem kaiſerlichen 
Hof mußte der größeren Verbreitung wegen in die Zeitungen auf- 
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genommen werden. Beſondere Aufmerkſamkeit wurde den Blättern in 
den wechſelvollen Jahren 1757—1759 gewidmet. Die Artikel von 
Berlin wurden ganz beſonders kontrolliert. Der Graf von Haacke, 
der Kommandant von Berlin, mußte ihn erſt unterſchreiben, ehe er 
dem Zenſor vorgelegt wurde. 

Trotz dieſer harten und einengenden Beſtimmungen ſetzten ſich die 
Berliner Zeitungsverleger oft genug über die Vorſchriften hinweg. 
Seit 1748 waren Haudes „Berliniſche Nachrichten“ in den Beſitz 
Speners übergegangen. Die „Berliniſche Privilegierte Zeitung“ war 
ſeit dem Tode Rüdigers (1751) in den Händen von Chr. Fr. Voß. 
Man ſprach in Berlin nunmehr nur noch von der „Spenerſchen“ und 
von der „Voſſiſchen“ Zeitung oder gemütlicher von „Onkel Spener“ 
und „Tante Voß“. Dieſen beiden eingeſeſſenen Bürgern gegenüber 
hatte der junge Ausländer als Zenſor in der Tat eine ſchwierige 
Stellung. Mit Eiferſucht hatte er darüber zu wachen, daß ſeine oft 
gefährdete Autorität gewahrt blieb. Er wartete die „dubieusen“ 
Fälle gar nicht erſt ab, um ſich bei dem König Rat zu holen. Häufig 
führte er bei Friedrich Klage darüber, daß die geſtrichenen Stellen 
immer wieder in den Zeitungen abgedruckt würden. Der König gab 
die Beſchwerden an den Miniſter Podewils weiter, da er „ji mit 
dieſen Dingen nicht unmittelbar befaſſen könne“. Podewils ſollte die 
Fälle unterſuchen und Beauſobre unterſtützen, die widerſpenſtigen Ver⸗ 
leger im Zaum zu halten. Die Folge war ein ſcharfer Miniſterial⸗ 
erlaß vom 12. Auguſt 1755, der den Zeitungsverlegern des Königs 
Mißfallen ausſprach und ihnen in deſſen Namen „ſo gnädigſt als 
ernſtlich“ befahl, ſich „dergleichen Unfugs künftig nicht mehr ſchuldig 
zu machen“. In Zweifelsfällen ſollten ſie ſich an das Departement 
der auswärtigen Affairen wenden, ſonſt hätten ſie für jede „negligence 
und Widerſpänſtigkeit“ eine Geldſtrafe von 50 Talern, im Wieder⸗ 
holungsfalle Entziehung des Privilegs zu gewärtigen !). 

Daß die Verleger trotz der unzweideutigen Beſtimmungen des 
Ediktes vom 5. Juli 1755 ſich allerlei Freiheiten erlaubten, läßt ſich 
nur aus der Perſönlichkeit des Zenſors erklären, den man ſeiner 
Jugend wegen nicht genügend reſpektierte. Beauſobre hatte vollauf 
zu tun, die politiſchen Artikel entſprechend zu zenſieren. Dabei über⸗ 
ſah er, daß die Voſſiſche Zeitung in einem gelehrten Artikel eine 
Satire gegen den Baron von Schönaich vorgelegt hatte, worin dem 
Schüler Gottſcheds der Vorwurf der Feigheit gemacht wurde. Als der 
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Artikel am 16. Auguſt 1755 erſchien, entdeckte Beauſobre ſofort ſein 
Verſehen. Es beunruͤhigte ihn, daß der König möglicherweiſe glauben 
könne, er habe den Artikel gut geheißen. Er forderte daher von Voß 
einen öffentlichen Widerruf. Voß weigerte ſich, eine Ehrenerklärung 
für den Freiherrn von Schönaich abzugeben, da er ſah, daß dadurch 
lediglich der Zenſor gerechtfertigt werden ſollte. Beauſobre meldet dieſen 
Fall der Widerſpenſtigkeit dem Miniſter Podewils, geſteht aber zu⸗ 
gleich in edler Selbſterkenntnis ein: „Je vais le grand chemin de 
perdre toute espèce d’autorité!“ Voß erhielt von Podewils einen 
Verweis, der aber dadurch gemildert wurde, daß er den Angriff gegen 
Schönaich nicht zurückzunehmen brauchte. Aber auch Beauſobre ging 
nicht leer aus. Kurze Zeit darauf hatte er einen Artikel unter der 
Rubrik Hannover!) ſtehen laſſen, „welcher zu vielen raisonnements 
Anlaß gegeben“ hatte. Ihm wurde daher vom Miniſter bedeutet, er 
möge ſich künftig beſſer vorſehen. Somit war auch der Zenſor unter 
die Zenſur geſtellt. Voß und Spener fühlten während der Zenſur⸗ 
periode Beauſobres ſehr wohl heraus, daß Podewils mehr auf ihrer 
Seite als auf der des Zenſors ſtand. Sie ſcheinen auch wiederholt 
mit dem auswärtigen Departement direkte Fühlung geſucht und ge⸗ 
funden zu haben. Nicht immer erfuhr der Zenſor, was die vorgeſetzte 
Behörde ihnen zur Veröffentlichung anvertraut hatte. Darum ſahen 
die Zeitungen oft am Tage des Erſcheinens anders aus, als ſie im 
Manuffript dem Zenſor vorgelegt worden waren. Dennoch mußte der 
Miniſter Sorge tragen, daß der Wille des Königs in der Perſon des 
Zenſors wieder mehr reſpektiert wurde. Da die Zenſur Beauſobres 
in der Tat ungenügend und vom König eine Abſetzung nicht zu er⸗ 
warten war, wurden Voß und Spener am 30. Auguſt 1767 an⸗ 
gewieſen, künftig ihre Zeitungen auch dem Geheimen Legationsrat 
von Marconnay zur Durchſicht vorzulegen. Beauſobre blieb zwar nach 
wie vor der vom König beſtellte Zenſor, aber Marconnay wußte als 
ſtärkere Perſönlichkeit die Macht völlig an ſich zu reißen. Er be 
ſtimmte, daß die Blätter am Tage vor dem Erſcheinen bis ſpäteſtens 
nachmittags 4 Uhr ihm ins Haus gebracht werden ſollten. Um zu 
kontrollieren, ob die Striche ſeiner Zenſur auch von den Zeitungs⸗ 
verlegern beobachtet wurden, ließ er ſich am Zeitungstage früh das 
approbierte Blatt und den Zenſorbogen zuſtellen. Die Verleger fühlten 
ſich durch dieſe Beſchränkung in der Zeit beſonders benachteiligt, da 
dadurch in vielen Fällen eine ſchnelle Berichterſtattung unmöglich wurde; 
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denn oft genug liefen wichtige Nachrichten erſt nach 4 Uhr ein. Dieſe 
mußten dann bis zum nächſten Zeitungstage, alſo zwei oder drei Tage 
ſpäter, hinausgeſchobe en werden. Man verſuchte zwar dieſe unleugbaren 
Mißſtände etwas zu mildern, ließ es aber in allen Fällen bei einer 
völligen Unfreiheit im Urteil. Ohne Genehmigung des Zenſors durfte 
auch eine noch ſo einwandfreie Nachricht nicht abgedruckt werden. 

Friedrich hatte ſich nach dem Siebenjährigen Kriege nicht ſonder⸗ 
lich um die Preſſeangelegenheiten gekümmert. Gegen Ende der 60er 
Jahre jedoch, als neue politiſche Verwicklungen wegen des ruſſiſch⸗ 
türkiſchen Krieges zu befürchten waren, griff er wieder einmal perſön⸗ 
lich in die Rechte der Zenſur ein. Die Voſſiſche Zeitung hatte eine 
kurze Bemerkung darüber gebracht, daß die Ruſſen Krakau verlaſſen 
hätten und Laudon mit vier öſterreichiſchen Regimentern in die Stadt 
eingerückt ſei. Friedrich war ernſtlich bemüht, mit Rußland und Oſter⸗ 
reich zugleich in gutem Einvernehmen zu bleiben. Darum war ihm 
dieſe Bemerkung unangenehm. Voller Entrüſtung über die Nachläſſig⸗ 
keit des Zenſors ſagt er in einem Erlaß an Finckenſtein und Hertz⸗ 
berg: „In der Tat iſt es unverzeihlich, daß ſich derartige Schreibereien 
in den Zeitungen einer Königl. Reſidenz finden, und ich kann Ihnen 
nicht genug ausdrücken, wie ſehr ich davon überraſcht und wie un⸗ 
willig ich darüber bin“ 1). Voß erhielt einen ſtrengen Verweis. Auf 
die Nachricht des Miniſters über die erfolgte Rüge ſchrieb der König 
an den Rand des Schriftſtückes: „Gut, aber derjenige, der die Zenſur 
der Zeitungeu auszuüben hat, muß ganz ebenſo beſtraft werden!“ 
Alle künftigen Ereigniſſe im ruſſiſch⸗türkiſchen Kriege mußten auf Be⸗ 
fehl des Königs in den Berliner Zeitungen in ruſſiſcher Beleuchtung 
berichtet werden. 

In eben dieſe Zeit fällt ein ‘tart aufgetragenes, in Keinen Kern 
aber wahres Urteil Leſſings. In einem Brief an Nicolai?) hat er 
die damalige Freiheit der öffentlichen Meinung in Berlin vernichtend 
charakteriſiert: „Sagen Sie mir von Ihrer Berliniſchen Freiheit zu 
denken und zu ſchreiben ja nichts; ſie reducirt ſich einzig und allein 
auf die Freiheit, gegen die Religion ſoviel Sottiſen zu Markt zu 
bringen, als man will. Laſſen Sie es aber doch einmal Einen ver⸗ 
ſuchen, ... dem vornehmen Hofpöbel die Wahrheit zu ſagen; laſſen 
Sie Einen in Berlin auftreten, der für die Rechte der Untertanen 
und gegen die Ausſaugung und Despotismus ſeine Stimme erheben 
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wollte, wie es itzt ſogar in Frankreich und Dänemark geſchieht, und 
Sie werden bald die Erfahrung haben, welches Land bis auf den 
heutigen Tag das fklaviſchſte Land von Europa ijt.” 

| Unter Marconnay kamen zwei neue Zenſurverordnungen heraus, 
deren Verfaſſer er wohl ſelber iſt, ein Zirkular vom 1. Juni 1772 
und ein Dekret vom 17. April 1774. Begründet wurden dieſe neuen 
Erlaſſe durch die große Unordnung, die in der Zenſur und im Druck 
der Zeitungen herrſche. In Zukunft ſollten alle Artikel, politiſche und 
gelehrte, Gedichte und Avertiſſements, den Zenſoren vorgelegt und von 
ihnen unterſchrieben werden. Das war zwar nichts Neues. Daß es 
Aber wieder eingeſchärft wurde, erklärt zur Genüge, daß immer wieder 
Verſtöße gegen dieſe Beſtimmung vorgekommen waren. Die Gedichte 
und Avertiſſements ſollten deswegen von dem Zenſor begutachtet werden, 
weil ſie „was Abgeſchmacktes oder Unanſtändiges“ enthalten könnten. 
Über den Inhalt der Zeitungen im allgemeinen und die Anordnung 
der Artikel werden dem Herausgeber freundſchaftliche Ratſchläge erteilt. 
„Sie werden,“ heißt es in Punkt 4 des Ediktes, „auch vor ſich und 
zum Beſten ihrer Zeitungen wohl thun, die wunderliche Rubrique von 
Vermiſchten Nachrichten abzuſchaffen, nicht von einem Welt Theile in den 
andern zu ſpringen, Articuls, die garnicht zuſammengehören, zu ver⸗ 
binden und ihre Zeitungen mehr mit Luft: und Mordgeſchichten und 
mit wunderbaren und lächerlichen Articuls als mit anderen wahren, 
ob gleich weniger für das gemeine Volck intereßanten Nachrichten, die 
in verſchiedenen auswärtigen gutgeſchriebenen Zeitungen genugſam zu 
finden ſind, anzufüllen und nicht ihre Zeitung verächtlich zu machen. 
Sie ſollen auch nicht unter dem Articul einer Stadt als von Wien, 
Paris oder desgleichen etwas ſetzen, was nicht in denen öffentlichen 
privileg. Zeitungen einer ſolchen Stadt geſtanden, daferne ſie nicht 
geſchriebene bewährte Nachrichten darüber produciren können“.!) Der 
„gar zu vaguen und generalen“ Ausdrücke von gewiſſen Höfen ſollten 
ſich die Journale enthalten. Die Zeit für die Unterſchrift des Zenſors 
wird aufs neue beſtimmt und gegen früher etwas verlängert, bis 
10 Uhr abends am Tage vor dem Erſcheinen der Zeitung. Die Ver⸗ 
leger ſollten auch dafür Sorge tragen, daß ſie durch Einſtellung ge- 
bildeter Buchdrucker und Setzer die häuſigen groben Druckfehler ver⸗ 
mieden. Zuletzt verdient eine durchaus merkwürdige Beſtimmung des 
Edikts hervorgehoben zu werden. Bisher hatten die Verleger nur 
Pflichten. Der Kehrreim aller Zenſurverfügungen war: „Du ſollſt 
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nicht!“ Jetzt iſt zum erſtenmal von einem. Recht des Verlegers die 
Rede, ſogar von einem Recht der Beſchwerde. Sie durften über den 
Kopf des Zenſors hinweg Beſchwerde führen bei dem Miniſter, wenn 
fie fic) zu Unrecht behandelt glaubten. Punkt 3 des Ediktes jagt 
klar: „Über zu ſcharfe Zenſur ſteht den Verlegern frei, fic) beim 
Kabinetts⸗Miniſter zu beſchweren.“ Man geht wohl nicht fehl, wenn 
man in dieſem Satz eine Einſchaltung ſieht, die der Miniſter von Hertz⸗ 
berg dem Entwurf Marconnays eingefügt hat. Hertzberg war ſeit 
jeher bemüht, den Zeitungen mehr Bewegungsfreiheit zu ſichern. Dieſes 
Recht hatte aber auch eine Kehrſeite. Es wurde den Verlegern ein⸗ 
geſchärft, daß ſie für alle Artikel ihrer Zeitung dem Kabinettsminiſter 
verantwortlich ſeien. Die Zeitungsſchreiber ſelbſt waren meiſt Lite⸗ 
raten ohne Vermögen, die kein Privileg zu verlieren hatten. Dennoch 
wurden die Verleger gezwungen, den Schreiber jedes Artikels, dem 
Zenſor namhaft zu machen. 

Die Gedichte, die zu Neujahr, zum Geburtstag des Königs oder 
gelegentlich als Auffüllung des Raumes in den Zeitungen erſchienen, 
machten dem Zenſor ſtändig viel Verdruß. Oft verbargen ſich unter 
unſchuldigen Allegorien biſſige Satiren, die der Eingeweihte ſofort 
verſtand. Dadurch wurde ein Kabinettsbefehl veranlaßt, der den 
Zeitungsverlegern androhte, „daß ſie ſich nicht unterſtehen ſollten, ihre 
Zeitungen mit ſolchen elenden, matten und zum Theil zweideutigen 
oder gar obſcenen Epigrammen und kleinen Gedichten ... zu ver⸗ 
unziren und ſich überhaupt um beßere und geſchicktere Zeitungsſchreiber 
umzutun, damit ihre Zeitungen nicht ganz und gar in Verfall ge⸗ 
rathen“ ). 

Neben den beiden deutſchen Berliner Zeitungen ſpielten die fran⸗ 
zöſiſchen Zeitungen Berlins nur eine untergeordnete Rolle. Politiſch 
ſind ſie — mit Ausnahme des „Observateur Holandois“ — be⸗ 
deutungslos. Sie ſind weniger umfangreich und hatten mit einem 
verhältnismäßig kleinen Leſerkreis zu rechnen. Daraus erklärt ſich 
trotz aller Unterſtützung von ſeiten des Hofes und der Regierung ihr 
meiſt kurzfriſtiges Daſein. Friedrichs Ideal, ſich in ſeiner Hauptſtadt 
ein franzöſiſches Blatt von Weltruf zu ſchaffen, das die Intereſſen 
ſeiner Politik wirkungsvoll gegen die fremdländiſche Preſſe zu vertreten 
wußte, hat ſich nicht erfüllt. Die verſchiedenen Verſuche, die in Berlin 
in dieſer Beziehung angeſtellt wurden, verliefen ſtets ergebnislos. 
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Berlin war eben trotz aller Ausländerei der vornehmen Kreiſe kein 
Boden für eine franzöſiſche Zeitung. Daher ſind die „Gazettes“ auch 
nur bedingt als Ausdruck der öffentlichen Meinung anzuſehen. Eine 
kurze Charakteriſtik der Blätter und ihre Beziehung zur Zenſur mag 
genügen. Die erſte franzöſiſche Zeitung Berlins: „Journal de Berlin 
ou Nouvelles Politiques et Littéraires“ ſchritt anfänglich ſo ſtolz ein⸗ 
her, war ſie doch gedruckt „Chez Ambroise Haude. Librairie du 
Roy et de la Société des Sciences,“ endete aber ſchon im nächſten 
Jahre recht klanglos 1). Natürlich führt das „Journal de Berlin“ 
auch Haudes Symbol: Wahrheit und Freiheit. Die Anlage ijt durd= 
aus den „Berliniſchen Nachrichten“ ähnlich: Politiques, Littérature 
und Buchhändler⸗Anzeigen. Bezeichnend iſt das Avertiſſement des 
Blattes vom 2. Juli 1740. Dort iſt das Programm der Zenſur er⸗ 
wähnt, wie es ſpäter von Friedrich für die Bücherzenſur formuliert 
wird. Der Herausgeber der Zeitung will ſich keine Freiheit erlauben 
gegen die guten Sitten, gegen den Staat und gegen die Religion. 
(...-,l’Auteur ne se permet aucune licence contraire aux bonnes 
meeur(s) A l' Etat, 4 la Religion“.) Er bittet auch um Mitarbeit, 
aber bei allen eingeſandten Arbeiten ſoll dieſelbe Einſchränkung gelten: 
„On fera usage, avec plaisir et reconnoissance, de tous les mor- 
ceaux ot l' Esprit et le Savoir ne seront point en conflict avec les 
bienséances“. Die Vorſchrift wird natürlich peinlich beachtet; denn 
Formey, der gleichſam unter den Augen des Königs ſchreibt und 
redigiert, wird zu einer wahren Freiheit ſeiner Meinung nicht gekommen 
ſein. Urſprünglich zenſurfrei wie Haudes deutſche Zeitung, wird das 
Journal mit dem Jahre 1741 gleichfalls der Zenſur unterſtellt. Es 
hatte die Darſtellung der preußiſchen Anſprüche auf Schleſien in einem 
Auszug gebracht, der nach der Meinung Podewils' nicht richtig gefaßt 
war. Haude iſt auch hier zunächſt widerſpenſtig und tritt allen Ein⸗ 
ſchränkungen lebhaft entgegen. Ilgen führt über ſein Betragen be⸗ 
wegte Klage beim Miniſter. Es ſei „mit dieſem Manne“ nichts anzu⸗ 
fangen, wenn er nicht durch königlichen Befehl gezwungen würde. „Er 
glaubet ſogar, daß der in der, unterthänigſt angeſchloſſenen Gazette ent⸗ 
haltene Extract recht gefaßet und kein Fehler darunter begangen 
worden wäre.“ Selbſt nach der Zenſurverordnung bleibt Haude noch 
ſtörriſch. Ilgen berichtet: „Mir hat er bisher keine eintzige von ſeinen 


1) Die letzten Nummern erſchienen ſchon in großen Abſtänden, nur aus 
vier Druckſeiten beſtehend: Nr. 44: 27. Mai 1741; Nr. 45: 24. Juni; Nr. 46 
(letzte Nummer): 26. Auguſt 1741. (Exemplar der Kgl. Bibliothek zu Berlin.) 
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Teutſchen und Frantzöſiſchen Bazetten zugeſandt, fic) auch gleich an⸗ 
fangs verlauten laßen, daß ſolches zu thuen nicht möglich wäre !).“ 
Daher traf Haude der ſchon oben erwähnte Strafbefehl vom 28. Januar 
1741. Formey trat daraufhin von der Redaktion zurück. 

Im Jahre 1742 erſchien in Berlin unter Jordans Leitung der 
„Spectateur en Allemagne“ ?), 1743 für wenige Monate, heraus⸗ 
gegeben von dem Buchhändler Schmid am Domplatz, eine „Gazette 
de Berlin“ ®), die politiſch völlig farblos ijt. Der ,Spectateur en 
Allemagne“ dagegen hatte einen ausgeſprochenen politiſchen Zweck. Er 
wollte einem preußenfeindlichen holländiſchen Blatt entgegentreten. 
Jordan berichtet darüber an Friedrich in einem Brief vom 2. Juni 1742: 

„Il ya une feuille en Hollande, qu'on nomme le Magazin politique, 
qui n'a pas l'art de ménager ses expressions. Le Spectateur en 
Allemagne, qui se fait A Berlin, lui donnera sur les doigts comme 
il le mérite“ ). 

Bei Beginn des zweiten ſchleſiſchen Krieges glaubte Friedrich es 
beſonders nötig zu haben, die preußiſche Politik in der Preſſe glücklich 
und kraftvoll vertreten zu wiſſen. Unter ſeiner Einwirkung gründete 
daher ſein Vertrauter, der Marquis d' Argens, der gerade als Mit⸗ 
direktor der Akademie in Berlin weilte, die Wochenſchrift: „L'Observa- 
teur Holandois“ 5). Angeblich erſchienen die Blätter in Leyden. Sie 
brachten geiſtvolle und ſachkundige politiſche Überſichten und erregten 
bald ein lebhaftes Aufſehen. Die Gegner eröffneten eine eifrige Polemik 
gegen das ſcharf preußiſche Blatt. Die holländiſchen Behörden ver- 
boten ſeinen Verkauf. Dadurch wurden ihm neue Leſer zugeführt, die 
zunächſt noch wuchſen, da das Blatt auch ins Deutſche und Italieniſche 
überſetzt wurde. Dennoch teilte es am Anfang des Jahres 1745 das 
Geſchick der übrigen franzöſiſchen Blätter Berlins. Die letzten Nummern 
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1) Conſentius, a. a. O. S. 225. 

2) Die Kgl. Bibliothek zu Berlin beſitzt kein Exemplar des ,Spectateur 
en Allemagne“. 

3) Ein Band mit 154 Nummern (Kgl. Bibliothek zu Berlin), Nr. 1: 
5. Januar 1743; Nr. 154: 31. Dezem ber 1743. 

4) Droyſen, Die Zeitungen im erſten Jahrzehnt Friedrichs des Großen. 
Zeitſchrift zur preußiſchen Geſchichte, 1876, S. 35. 

5) Die Kgl. Bibliothek zu Berlin beſitzt vom „Observateur Holandois“ 
nur zwei Teile aus dem Jahre 1744 mit 9 bzw. 10 Nummern. Der Verfaſſer 
iſt nicht genannt. Den Hauptinhalt bilden fingierte „Lettres“ und Raiſonne⸗ 
ments, die als vermeintliche neutrale Aus landsſtimmen ihre Wirkung nicht ver⸗ 
fehlten. Der Geſamttitel lautet: „L'Observateur Holandois ou Mémoires 
Universelles pour servir à l'histoire de l'année 1744“. 


112 x Franz Etz in [112 


des „Observateur“, die nicht mehr erhalten ſind, ſtammen aus der 
Feder des Berliner Akademikers Joſeph du Fresne de Francheville, der 
gleichfalls in direktem Auftrage Friedrichs die öffentliche Meinung im 
Sinne der preußiſchen Politik beeinfluſſen ſollte. Lange nach dieſen 
verunglückten Unternehmungen war Voß im Jahre 1759 bereit, ſich 
unter beſtimmten Bedingungen an die Herausgabe einer franzöſiſchen 
Zeitung zu wagen. Er verlangte nicht nur Gratisprivileg, ſondern 
auch einen jährlichen ſtaatlichen Zuſchuß, außerdem Druck und Verlag 
aller Kabinettsſachen. Als Titel war in Ausſicht genommen: „Gazette 
de la cour de Berlin“. Der Miniſter von Hertzberg ſollte allein das 
Zenſurrecht üben und Auszüge aus den Geſandtenberichten zum Ab⸗ 
druck zur Verfügung ſtellen. Auf dieſe Bedingungen ging man im 
Miniſterium nicht ein. Damit unterblieb ihr Erſcheinen. Der Ber⸗ 
liner Verleger G. J. Decker wagte ſich 1762 auf eigenes Riſiko an 
die Herausgabe einer „Gazette francoise de Berlin“, mußte aber den 
Betrieb bald einſtellen. Spätere Verſuche (1768, 1771), eine fran- 
zöſiſche Zeitung in Berlin in Aufnahme zu bringen, hatten dasſelbe 
Ergebnis. ; a 
‚Neben der Zeitungspreſſe der Hauptſtadt, die auf Grund der zahl- 
reichen Zenſurverordnungen einer ſtändigen Einſchränkung in der freien 
Meinungsäußerung unterworfen war, war die Provinzpreſſe faſt ohne 
jede Bedeutung. Vom Kabinettsminiſterium war außerdem verfügt, 
daß ſich die Blätter der Provinz inhaltlich ſtreng nach den Berliner 
Zeitungen zu richten hatten. Es waren zwar für die Zeitungen in 
Königsberg, Magdeburg, Halle, Stettin und Cleve beſondere Zenſoren 
beſtellt, aber es war ſelbſtverſtändlich, daß Journaliſt und Zenſor der 
Provinzſtadt über die politiſchen Ereigniſſe nicht beſſer unterrichtet ſein 
konnten und durften als die Miniſter in Berlin. Abweichungen im 
Urteil, „Ausſchweifungen“, wie man es damals nannte, waren nicht 
erlaubt. Da man in der Provinz niemals wiſſen könne, — fo be 
ſtimmte ein Kabinettsbefehl vom 30. November 1759 — was dem 
königlichen Intereſſe und den Umſtänden gemäß ſei, ſolle man von 
Kriegsoperationen und anderen Unternehmungen keinerlei Nachrichten 
veröffentlichen „als die vorhero in den hieſigen [Berliner] Zeitungen, 
welche mit Sorgfalt cenfiret werden, geſtanden haben“ ). 


IV. 


Beſondere Beachtung verdient die Zeitungspreſſe in der neu er⸗ 
oberten Provinz. Für Schleſien lagen die Verhältniſſe beſonders 


1) Conſentius, a. a. O. S. 236. 
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ſchwierjg, da es erſt in den neuen Staatsverband eingegliedert werden 
mußte. Manche Freiheit, die Friedrich ſonſt geſtattete, konnte er in 
Schleſien zunächſt nicht gewähren. Wenn ihm auch im ganzen bei 
ſeiner Beſitzergreifung die Stimmen im Lande nicht ungünſtig waren, 
ſo hatte er doch in den erſten Jahren mit mancherlei Widerſtänden zu 
kämpfen, die im geheimen und öffentlich ihm entgegentraten. Schon 
die erſten Hoffnungen der Schleſier, Friedrich werde ſie von dem ver⸗ 
haßten Steuerdruck befreien, konnte er wenigſtens nicht in der er⸗ 
warteten Form erfüllen. Ein Breslauer äußerte ſich bieder: „Der 
neue Adler hat nur einen Kopf. Der wird weniger freſſen als der 
vorige, der zwei Köpfe hatte.“ Und das erſte Lied, das der preußiſchen 
Herrſchaft in den Straßen Breslaus entgegenklang, begann: ' 

„Run ruhen alle Accifer, | 

Weil Preußen, der a 

Befreit uns von der Laft!. 
Bald aber kam die Enttäuſchung. Nicht minder N bod teil 
weife mit gutem Humor, trug man nun König und Regierung feine 
Klagen vor über die Laſten der Steuern und Einquartierungen. Am 
Abend der Breslauer Huldigung, an dem zwar der König mit einem 
feierlichen Fackelzug und mit einer Kantate der Primaner der beiden 
ſtädtiſchen Gymnaſien erfreut wurde, waren an den Häuſern auch 
Bilder und Inſchriften zu ſehen, die von der Unzufriedenheit der 
Bürger deutlich Kunde gaben. In der Nicolaiſtraße war ein Palm⸗ 
baum dargeſtellt, den ein mächtiger Mühlſtein niederdrückte. Er trug 
die Unterſchrift: 


„Die Laſt, die auf uns liegt, die fällt uns etwas ſchwer; 
Jedoch getroſt, mein Sinn, kommt doch der König her!“ 


Ein Schuhmacher ſchrieb an ſein Haus: 


„Ich bin ein armer Mann und hab' ein kleines Haus. 
Ach, großer Friedrich Rex, niehm die Soldaten erh?" 


Die Breslauer Zeitungsverhältniſſe in den Jahren 1740—42 
glichen denen Berlins. Auch hier fand Friedrich eine privilegierte 
Zeitung vor, der er durch Machtſpruch eine zweite Zeitung entgegen⸗ 
ſetzte, die feinen Abſichten mehr genehm war. Der „Schleſiſche Nou⸗ 
vellen Courir“ zeigte bei der Beſitzergreifung Schleſiens durch Friedrich 


IJ) Diefe Darſtellung der Volksſtimmung als Ausdruck der öffentlichen 
Meinung findet ſich in C. Grünhagen, Schleſien unter Friedrich dem Großen. 
Breslau 1890 — 1892. Bd. I. 
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durchaus keine Luft, fein Erſcheinen einzuſtellen. Von den wichtigen 
Ereigniſſen des erſten ſchleſiſchen Krieges wurden von ihm nur die 
Schlacht bei Mollwitz und der Einzug Friedrichs in Breslau ausführ⸗ 
licher beſchrieben. Daneben finden ſich knappe Hinweiſe auf die Er⸗ 
oberungen von Glogau, Brieg und Neiße. Trotz der ungeheuren 
Erregung, die die geſchichtlichen Begebenheiten auf die Bürger nach⸗ 
weislich ausübten, — die Breslauer drängten ſich in Scharen um die 
Kornſche Buchhandlung bei Ausgabe der erſten Extrablätter — be⸗ 
richtete der Zeitungsſchreiber wie ein Fernſtehender über die neueſten 
Ereigniſſe. Er mußte ſich klar darüber ſein, daß die Zukunft ſeiner 
Zeitung auf dem Spiel ſtand, wenn er in rein chroniſtiſcher Bericht⸗ 
erſtattung die Kämpfe der Heimat neben engliſche und franzöſiſche 
Handelsſtreitigkeiten und Nachrichten aus Dänemark und China ſtellte. 
Dieſe ſcheinbare Gleichgültigkeit erklärt ſich einmal daraus, daß der 
Verleger ſtreng katholiſch und gut öſterreichiſch war, zum andern aber 
beſtrebt war, es mit dem neuen Herrn nicht zu verderben. Der Ver⸗ 
leger Adametz erbat auch Ende des Jahres 1741 von Friedrich die 
Beſtätigung ſeines Privilegs. Sein Geſuch wurde jedoch abſchlägig 
beſchieden. Die Zeitungsſache „wäre bereits entſchieden“. Dem Buch⸗ 
händler Korn hatte der König inzwiſchen das Privileg für die „Schle⸗ 
ſiſche Zeitung“ erteilt in der Abſicht, das neue Blatt zum Träger und 
Leiter der öffentlichen Meinung in Schleſien zu machen. Der „Schleſiſche 
Nouvellen Courir“ hatte die neue Zeitung ſogar vom 21. Dezember 1741 
ab in einem beſonderen Avertiſſement ankündigen und zum Abonnement 
auffordern müſſen. Es war in der Tat eine harte Zumutung und ein 
Beweis für die Unfreiheit der Preſſe, wenn der alte Verleger gezwungen 
wurde, Reklame für den Konkurrenten zu machen. In dieſer An⸗ 
kündigung wird die Zenſur, der ſich auch das Konkurrenz⸗Unternehmen 
zu unterwerfen hatte, ausdrücklich erwähnt. Es heißt darin, man 
werde nicht verſäumen, „alles leſens würdige, beſonders aber ſchleſiſche 
Nachrichten, unter hohe Cenſur bekannt zu machen“ ). Ende Dezem⸗ 
ber 1741 ging der Courier ein. Vom 3. Januar 1742 erſchien die 
„Schleſiſche privilegirte Staats- Kriegs- und Friedens⸗Zeitung“. Auch 
in dieſem Blatt iſt Friedrichs perſönliches Intereſſe zu erkennen. Er 
bediente ſich der „Schleſiſchen Zeitung“ zur Verteidigung wie zum 
Angriff und ſchuf ſich in ihr ein williges Organ für die Publikationen 
ſeines Kabinetts und für das eigene literariſche Bedürfnis. Die 
„Relationen eines vornehmben preußiſchen Officiers“ entſtammten ſeiner 


1) B. Schierſe, Das Breslauer Zeitungsweſen vor 1742. Breslau 1902. 
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Feder und erſchienen zuerſt in der „Schleſiſchen Zeitung“. Das bes 
ſondere Intereſſe Friedrichs an J. J. Korn war durchaus begreiflich. 
Korn war in Preußen geboren und ein begeiſterter Verehrer Friedrichs. 
Vielgereiſt und vielerfahren hat er als gewandter Publiziſt und ge⸗ 
ſchäftiger Agitator der preußiſchen Sache in Breslau ſehr genützt. Die 
von ihm begründete Firma und Zeitung beſteht noch heute!). Korn 
hatte ſchon vor Erteilung des Privilegs die preußiſchen Patente und 
Plakate abgedruckt und durch ſeinen Buchladen die Nachrichten über 
das Vorrücken der preußiſchen Truppen verbreiten laſſen. Durch ihn 
wurden die erſten großen Waffentaten verkündet. Am 11. April 1741 
erſchien als Sonderdruck: „Vorläufige Relation eines vornehmben 
Preußiſchen Officiers von der den 10. 4. 1741 ohnweit dem Dorf 
Hermsdorf vorgegangenen Bataille“. Wenige Tage nachher kam ein 
ausführlicherer Bericht über die Schlacht bei Mollwitz heraus unter 
dem Titel: „Lettre d'un officier prussien“. Zugleich eine deutſche 
Überfegung mit der Überſchrift: „Schreiben eines vornehmben Kgl. 
Preuß. Officiers, darinnen eine zuverläſſigere Nachricht von dem am 
10. 4. bei dem Dorfe Mollwitz vorgefallenen Treffen enthalten“. Dieſer 
Bericht wurde auch in den beiden deutſchen Berliner Zeitungen vom 
20. April und im „Journal de Berlin“ vom 22. April abgedruckt. 

Beanſtandungen der Kornſchen Zeitung kamen nicht vor und waren 
auch ausgeſchloſſen durch die ſorgfältige, ganz im patriotiſchen Sinne 
geleitete Redaktion. Vom Oktober 1742 ab gab in Breslau ein ge⸗ 
wiſſer „André Bigottier, procureur en la chambre des Guerres et 
Domaines de Silésie“ eine franzöſiſche Zeitung heraus unter dem 
Titel: „Le Courier du Cabinet des Princes“. Es iſt nicht erſichtlich, 
ob ſie nur als eine Nachahmung der Berliner Verſuche anzuſehen, oder 
ob ihre Entſtehung auf Friedrich oder ſein Kabinett zurückzuführen iſt. 
Die neue franzöſiſche Zeitung verſprach zwar die intereſſanteſten Dinge, 
„pour satisfaire la curiosité du Public“, hatte aber wie ihre Berliner 
Schweſtern keinen langen Beſtand. 1774 wagte Korn die Herausgabe 
einer „Gazette politique et littéraire de Breslau“, die aber nur ein 
Quartal hindurch erſchien. Von einem Einfluß der franzöſiſchen 
Blätter auf die öffentliche Meinung kann nicht die Rede ſein. 


V. 


In einzelnen preußiſchen Gebieten gewannen ausländiſche Zeitungen 
beſonders in politiſch bewegten Jahren eine gewiſſe Bedeutung. Gegen 


1) Bgl. C. Weigelt, 150 Jahre Schleſiſche Zeitung. Breslau 1892. 
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ihre Ausbreitung und gegen ihren mett negativen Einfluß ging Fried⸗ 
rich rückſichtslos vor. Mit aller Schärfe trat er ihren Ausſchreitungen 
entgegen. Das war zunächſt durchaus erklärlich. Die Möglichkeit, 
die auswärtigen Zeitungen durch eigene Zenſur einzuſchränken, fehlte. 
Es konnte auch nicht völlig gehindert werden, daß die preußenfeindlichen 
Blätter in die weit auseinander liegenden preußiſchen Gebiete einge⸗ 
führt wurden und die öffentliche Meinung in üblem Sinne regelmäßig 
zu vergiften ſuchten. Zwar wurden Einführungsverbote für fremde 
Zeitungen erlaſſen, die aber immer nur auf kurze Zeit wirkten. Als 
im ſiebenjährigen Kriege die Berliner Zeitungen von öſterreichiſcher 
Seite im ganzen Reich verboten wurden, antworteten die preußiſchen 
Miniſter am 12. Juni 1759 mit dem Befehl an das Generalpoſt⸗ 
‘amt: „an all en Poſt⸗Aemtern in denen geſammten Königl. Landen die 
gemeßene Verfügung zu erlaßen, daß felbige keine Wiener⸗, Prager⸗, 
Franckfurter⸗, Cöllner⸗, Regenspurger=, Brüſſler⸗ noch andre Reichs⸗ 
Zeitung (die Hamburger- und Altonäer⸗ ausgenommen) kommen und 
paßiren laßen dürfften, ſondern die angekommenen wieder remittiren 
müßen“ 1). Ein ähnliches Verbot der antipreußiſchen Zeitungen wurde 
durch Bekanntmachung in den Berliner Zeitungen vom 5. Mai 1778 
im bayriſchen Erbfolgekriege erlaſſen. Daß die Hamburger Blätter 
von dem Verbot ausgeſchloſſen waren, hatte ſeinen guten Grund. Sie 
waren in gewiſſem Sinne unparteiiſch und hielten in Berlin beſondere 
Berichterſtatter, die nicht ſelten Vertrauensperſonen der preußiſchen 
Regierung waren. Si 
Unmittelbar nach feiner Thronbefteigung ließ Friedrid an feinen 
Geſandten in Haag Inſtruktionen ergehen, „Acht zu geben, damit nichts 
in denen holländiſchen Zeitungen geſetzt werde, welches mir oder meiner 
Sache präjudicierlich fet oder mich bet dem Publico odieus machen kann“). 
Traten derartige Angriffe dennoch hervor, ſo verlangte Friedrich Maß⸗ 
nahmen ſeitens der dusländifchen Regierung. Blieben dieſe ohne Er⸗ 
folg, fo ging er zur offiziellen direkten Drohung über, wie der Brief 
beweiſt, den der Legationsſekretär Beck an den Verleger des „Groninger 
Courant“ ſchreiben mußte ?). Die dann gewöhnlich erfolgenden ſelb⸗ 
ſtändigen Maßnahmen der Geſandtſchaft gegen die Ausſchreitungen der 
Auslandspreſſe gehen auf unmittelbare Weiſung aus dem Kabinett des 
Königs zurück. Der engliſchen Regierung ſtellt Friedrich einmal wegen 


1) Conſentius, a. a. O. S. 247. 

2) Duncker, Aus der Zeit Friedrichs d. Gr. und Friedrich Wilhelms III. 
Leipzig 1876, S. 324. 

3) Vgl. Koſer, Preuß. Staatsſchriften I, S. 16. (28. September 1744). 
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Lügennachrichten, die über die preußiſche Armee in Londoner Zeitungen 
erſchienen waren, Repreſſalien in Ausſicht. Er fügt jedoch der Mit⸗ 
teilung an fein Kabinett hinzu: „Wir wollen aber généreux fein und 
wenigſtens abwarten, wie ſie ſich in ihren Zeitungen gegen uns mena⸗ 
giren werden.“ 

Eine längere Fehde, die fic) über 20 Jahre eerſtreckt, hat Friedrich 
mit der Erlanger Zeitung und der ihr vorgeſetzten Bayreuther Regierung 
geführt. Sie iſt charakteriſtiſch für Friedrichs rückſichtsloſes Verhalten 
gegenüber „Gazettiers“, die ſeiner inneren und äußeren Politik Schwierig⸗ 
keiten bereiteten. Auf den Redakteur der Erlanger Zeitung Groß glaubt 
der König beſonders Acht haben zu müſſen, da er als ehemaliger 
preußiſcher Untertan Profeſſor am Pädagogium zu Halle und am Kloſter 
Bergen zu Magdeburg geweſen war. Die erſte Beſchwerde über Groß, 
die Friedrich nach Bayreuth ſandte, geſchah auf Veranlaſſung des 
ruſſiſchen Geſandten in Berlin Czerniſchew am 30. Auguſt 1742). In 
perſönlicher Abſicht rügt Friedrich am 13. November 1744 die Unver⸗ 
ſchämtheit des Zeitungsſchreibers. Er wundert ſich, daß die Bayreuther 
Regierung derartiges dulde. Unter Einſendung von Proben bittet er 
den Markgrafen um Beſeitigung des Mißſtandes. Seine Vorſtellungen 
ſcheinen zunächſt ohne Erfolg geweſen zu ſein. Verſtimmt ſchreibt er 
am 19. Januar 1745 an Wilhelmine, verlangt die Entlaſſung des 
Schriftleiters und für die Zukunft eine preußenfreundliche Zenſur. 
Friedrich beklagt ſich über die „groben Anzüglichkeiten“ und „über die 
ungeziemende Schreibart, durch welche „dem allen Puissancen und den 
gecrönten Häubtern gebührenden Reſpect viel zu nahe getreten wird.“ 
„Zwar könnte es mir gleich ſein“, fährt er fort, „was ein unbeſonnener, 
nichtswürdiger Menſch gleichſam ins Gelach hineinſchreibt.“ Dennoch 
bittet Friedrich, ihm das Handwerk zu legen, „daß er ſein unreifes 
Urtheil über die an meinem Hoflager vorgehenden Handlungen hinfür 
ſparen“ 2) möchte. Die Antwort des Markgrafen betont, daß Groß 
ſein Blatt z. Z. unter kaiſerlichem Privileg in Nürnberg drucke. Den⸗ 
noch wolle er ihn ermahnen. Auch Groß verteidigt ſich und ſchiebt alle 
Schuld auf andere Blätter, denen er den „odieuſeſten Paſſus“ ent⸗ 
nommen habe. Friedrich jedoch ee an ben Rand ber Bayreuther 


1) Forſchungen zur brandenburgiſch⸗preußiſchen Geschichte, 1902, Bd. 15, 
S. 188 (Nachtrag). (Künftig zitiert: Forſchungen). 

2) Vgl. zum Erlanger Zeitungsſtreit: a) Forſchungen, 1901, Bd. 14: 
Feſter, Vorſtudien zu einer Biographie der Markgräfin Wilhelmine von Bay⸗ 
reuth, S. 481—525. b) Forſchungen, 1902, Bd. 15: Fefter, Die Erlanger 
Zeitung im Siebenjährigen Kriege, S. 180 — 188. 


118 | Franz Chin [118 


Antwort, die auch das Entſchuldigungsſchreiben des Groß enthielt: „Das 
entſchuldigt ihn nicht, wenn andere auch dergleichen verfängliche Dinge 
geſchrieben.“ Der preußiſche Reſident in Nürnberg Buirette wurde an⸗ 
gewieſen, „er ſolle dem Nürnberger Magiſtrat S. K. M. darüber ſchöp⸗ 
fendes Mißfallen zu erkennen geben, addito, daß Dieſelbe hoffen wollten, 
Magiſtratus werde die dortigen Zeitungsſchreiber in den gebührenden 
Schranken zu halten wiſſen und nicht geſtatten, daß dieſe Leute ſolche 
Paſſagen, die S. K. M. Reſpect zuwider wären, Ihren Blätter inſerirten“. 
(29. Juli 1744.) Für Groß hatte die Angelegenheit Folgen; denn 
vom Auguſt 1744 ab erwähnt er in ſeiner Zeitung das kaiſerliche 
Privileg und die landesfürſtliche Konzeſſion nicht mehr, auf die geſtützt 
er ſeine nörgelnde Kritik an Friedrich und am preußiſchen Syſtem ge⸗ 
übt hatte. Auch die politiſchen „Auszüge“ fallen fort. 1745 unter⸗ 
nimmt Groß zwar einen neuen Verſuch. Er wage ſich, ſo ſchreibt er 
mit Vorſicht, wieder „auf die ſtürmende See der politiſchen Welt⸗ 
geſchichte, diejenige See, auf welcher wir in der letzten Fahrt vorigen 
Sommer beynahe Schiffbruch gelitten hätten.“ Er ſucht ſich für die 
Entziehung des Privilegs, das er Friedrich zu danken hatte, dadurch 
zu rächen, daß er das Geheimnis der offiziöſen preußiſchen Publiziſtik 
aufdeckt. Am 22. Oktober 1744 ſchreibt er: „Ihro Maj. der König 
von Preußen haben allen dero Offiziers bey Strafe der Caſſation 
verbotten, in ihren Briefen, die ſie nach Haus oder nach auswerts 
ſchreiben, nicht das geringſte von dem bey der Armee vorgehenden zu 
gedenken.. Man muß ſich mit dem begnügen, was unter dem 
Titel: „Schreiben eines Kgl. Preußiſchen Officiers an einen ſeiner 
Freunde“ zum Vorſchein kommt, und welches dem König vorher in fran⸗ 
zöſiſcher Sprache vorgeleget, ſodann aber nach Berlin zur Bekannt⸗ 
machung geſchicket wird“ !). Groß druckt dieſe Berichte zwar alle ab, 
daneben aber mit unverhohlener Freude die Briefe öſterreichiſcher Offi⸗ 
ziere, die von den zahlreichen tatſächlichen Deſertionen im preußiſchen 
Heere erzählen, die Friedrich eben der Offentlichkeit vorenthalten wiſſen 
wollte. Dieſe verſteckten Bosheiten berührten den König ungemein 
peinlich. Eine neue heftige Beſchwerde ging nach Bayreuth. Wilhelmine 
antwortete am 12. Januar 1745: „Monsieur le gazetier a été mis 
aussitöt aux arr&ts“. Groß ſollte acht Tage in Baiersdorf in Arreſt 
gelegt und ihm bei der Entlaſſung bedeutet werden, „daß, wann er 
künftig wieder gecrönte Häubter und in specie wider das ſo nahe 
verwandte k. preußiſche Haus einige anzügliche und ſcoptiſche Ecpreſſionen 


D / ; 
1) Forſchungen, 1901, S. 505/06. 
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einfließen laſſen würde, er geſchärfte Leibes ſtrafe ... zu gewärtigen haben 
ſollte“ !). Groß hat ſich dieſer Gefahr durch Flucht zu entziehen ge- 
wußt, ſo daß Friedrich ſich mit Recht beklagte: „qu'un faquin de 
gazettier d' Erlangen me dechirät publiquement deux fois par 
semain; au lieu de le punir on le laissa &vader.“ Als Opfer 
Friedrichs fand Groß in Wien willkommene Aufnahme. Er wurde zum 
Rat und Agenten der Königin in Nürnberg ernannt. Als ſolcher kehrt 
er auch wieder zu ſeiner Arbeit an der Zeitung zurück. Kurze Zeit 
bleibt er Friedrich gegenüber völlig neutral. Aber bald hat der König 
neuen Grund zur Klage. Aus dem Hauptquartier Breslau muß der 
Kabinettsrat Eichel im Auftrage des Königs an Podewils über den 
„ſchändlichen Erlanger Zeitungs-Schreiber“ berichten mit dem Befehl, 
Podewils ſolle weiteres veranlaſſen. In demſelben Schreiben (21. März 1745) 
wird auch der Erlanger Univerſitäts⸗Kanzler Superville verdächtigt, „der 
von S. M. ſehr malcontent zu ſeyn ſich verlauten laſſen, weil dieſe 
ihm nicht genügend distinction erwieſen haben ſollen.“ Das Schreiben 
an den Bayreuther Hof enthält die gleichen Forderungen wie das vom 
Juli 1744. Friedrich verlangt, daß Groß „wegen der faſt täglich 
wachſenden Impertinenz“ zum Schweigen gebracht oder doch wenigſtens 
veranlaßt werde, die preußiſchen Angelegenheiten weder in guten noch 
im böſen zu erwähnen. Weiter wird von Friedrich betont, daß er des⸗ 
wegen ſo empfindlich ſei, weil die Angriffe geſchähen „ſozuſagen unter 
Ew. Dl. Augen, folglich in eines Reichsfürſten Lande und vor deſſen 
Untertanen, mit welchem ich ſo nahe alliirt bin, der aus meinem kgl. 
Churhauſe ſtammet, der in deſſen gloire, Wachstumb und Beſten ſein 
eigenes antrifft“?). Groß war num allerdings in Nürnberg nicht zu 
faſſen. Man ſcheint ſich daher begnügt zu haben, ihn künftig durch 
die Preſſe angreifen zu laſſen. Vermutlich ſind die Ausfälle der 
i „Hamburgiſchen⸗ unpartheiiſchen Correſpondenten“?) gegen den „Er⸗ 
langiſchen Staats⸗Raiſonneur Groß“ durch das auswärtige Amt in 
Berlin beeinflußt. | 
In den Friedensjahren zwiſchen dem zweiten und dritten ſchleſiſchen 
Kriege ſind keine beſonderen Gegenſätze zwiſchen Friedrich und dem 
Erlanger Zeitungs⸗Verleger hervorgetreten. 1752 wird Groß ſogar der 
Titel eines fürſtlich brandenburgiſchen Rates und Hiftorjographen zuteil. 
Vielleicht hatte man die Abſicht, ſein Stillſchweigen zu belohnen oder 


1) Forſchungen, 1901, S. 505/06. 
2) Ebenda 1901, S. 512. 
3) 1745, Nr. 47 u. 48. 
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weiter zu erhalten. Trotzdem hat Friedrich mit Beginn des fieben= 
jährigen Krieges wieder Urſache, unzufrieden zu ſein. Die preußiſchen 
Siege meldet Groß erſt mit ſtarker Verſpätung und läßt es an hämiſchen 
Seitenhieben nicht fehlen. Eine Beſchwerde Friedrichs vom 12. April 1757 
über den übelgeſinnten incorrigiblen Menſchen“ und erneute ernſtliche 
Vorſtellungen beim Bayreuther Hof haben zur Folge, daß Groß die 
Freiheit ſeiner Überzeugung zu opfern bereit iſt. Am 27. Dezember 1757 
begleitet er den Bericht aus dem preußiſchen SSES bet Breslau mit 
dem Stoßſeufzer: | 
„Mir fällt ein Mittel bei, die Zeitung fo zu ſchreiben, 
Daß man kann überall Leibzeitungsſchreiber bleiben. 


Man druckt 2 Blatt zugleich in ganz contrairem Sinn 
Und ſchickt zur Rechten eins und eins zur Linken hin!“ 


Von nun ab läßt Groß der preußiſchen Regierung gegenüber Vorſicht 
walten. Er druckt getreulich und faſt regelmäßig mit Angabe der 
Quelle (Haude⸗Spener) die Berichte aus dem preußiſchen Lager ab. 
Darin iſt eine Einwirkung der Bayreuther Zenſur zu ſehen, die ihre 
Direktiven aus Berlin empfing. Groß war inzwiſchen auch wieder nach 
Erlangen übergeſiedelt, und ſein Blatt erſchien wieder mit hochfürſtlicher 
Konzeſſion und kaiſerlichem Privileg. Dann und wann läßt er natürlich 
ſeinen alten Groll gegen Friedrich wieder durchblicken. Der Krieg, den 
er einmal als einträglich für ſein Geſchäft geprieſen hat, dauert ihm 
zu lange. England und Preußen ſeien ſchuld, daß der Friede nicht 
einkehre. „Verwünſchter Herr Pitt, du biſt und bleibſt der Mörder 
_unjerer Ruhe“ ... Der „große Krieger Friederich“ möge „ſich er⸗ 
innern, daß er Friede — reich heiße“. Mit dem Hubertusburger Frieden 
aber tritt eine wirkliche Sinnesänderung bei Groß ein. Nicht länger 
will er Friedrich den Beinamen „des Großen“ vorenthalten. Er preiſt 
ihn als Friedensfürſten, der die Wunden des Krieges zu heilen geſonnen 
iſt. Am 1. Juni 1763 teilt er in der Erlanger Zeitung mit, daß 
„Friedrich unweit Sanffouct ein neues Palais erbauen wolle und fügt 
hinzu: „Hätte es die Ehre, einen deutſchen Namen zu erhalten, fo 
möchte es mit Recht Friedrichsruh heißen.“ Seine Verehrung für 
Friedrich gewinnt noch greifbarere Form. Am 14. September 1764 
vermacht er in Erinnerung an ſeine Schulmeiſter⸗-Wirkſamkeit in preu⸗ 
ßiſchen Dienſten ſein geſamtes Vermögen der Berliner Realſchule. Schon 
zu ſeinen Lebzeiten ſoll die Schule — ſo lautet eine weitere Beſtimmung. 
ſeines Teſtamentes — „in den rechtmäßigen Verlag der Erlanger Real⸗ 
zeitung (ſeit 1763 führte die Zeitung dieſen Titel) eintreten“ und den 
jährlichen Reingewinn von „ein paar tauſend Thalern“ erhalten. Friedrich 
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wird ſich dieſer Bekehrung eines alten journaliſtiſchen Gegners von 
Herzen gefreut haben. Er quittierte das Vermächtnis mit der Ver⸗ 
leihung des preußiſchen Hofrattitels. 

Friedrichs Verhalten dem unbequemen Erlanger Gazettier gegen⸗ 
über wird erklärlich, wenn man bedenkt, daß das Blatt in den Kriegs⸗ 
jahren eine Auflage von 18 000 Exemplaren erreichte. Mit einer ſolchen 
Macht mußte Friedrich rechnen, und es konnte ihm nicht gleichgültig 
ſein, wenn ein Mann wie Groß, der Bildung mit publiziſtiſchem Ge⸗ 
-[hi vereinigte, die öffentliche Meinung im feindlichen Ausland und 
auch in preußiſchen Gebieten zu ungunſten Friedrichs beeinflußte. Darum 
wandte er alle Mittel an, ihm in den Jahren der politiſchen Wirren 
die Freiheit ſeiner Meinungsäußerung zu beſchränken. Rigoroſer noch 
ging Friedrich gegen Roderique, den Herausgeber der „Gazette de 
Cologne“, vor, der ſeit Beginn des erſten ſchleſiſchen Krieges die 
Intereſſen Oſterreichs vertrat und über Preußens glänzendſte Waffen⸗ 
taten nur ungünſtige Berichte brachte. Der preußiſche Reſident in 
Köln, von Rohde, wurde beauftragt, Roderique zu beſtimmen, auch die 
preußiſchen Relationen in ſeiner Zeitung zum Abdruck zu bringen. 
Roderique weigerte ſich. Eine Beſchwerde Friedrichs beim Rat der 
Stadt führte gleichfalls nicht zum Ziel. Da griff Friedrich zur Selbſt⸗ 
hilfe. Er wies Rohde an, 100 Dukaten zu opfern, dem Zeitungs⸗ 
ſchreiber eine Tracht Prügel verabfolgen zu laſſen und ihn dadurch zur 
Anerkennung der Parität in ſeiner Gazette zu zwingen. Ein handfeſter 
Kölner brachte ſchon für 50 Dukaten dem boshaften Gazettier „Raiſon“ 
bei. Roderique bat um Verzeihung und druckte neben den öſterreichiſchen 
die Kriegsberichte aus den Berliner Zeitungen ab. Bald aber hatte 
Herr von Rohde neuen Grund zur Beſchwerde. Er ließ Roderique 
wiſſen, daß er demnächſt die übrigen 50 Dukaten zur Anwendung 
bringen oder ihm das Handwerk ganz legen würde. Darauf bat 
Roderique erneut um Verzeihung und verſprach, in Zukunft alles Ver⸗ 
letzende zu vermeiden. Trotzdem kam es auch in der Folgezeit zu immer 
neuen Differenzen zwiſchen Roderique und der preußiſchen Regierung. 
Alle Beſchwerden blieben ohne dauernden Erfolg, da auch Friedrichs 
Einfluß in Köln gering war. Im ſiebenjährigen Kriege ſank die 
„Gazette de Cologne“ von ihrer Bedeutung herab, da ee im 
Jahre 1756 bereits geſtorben war !). 

Neben der Gazette de Cologne ſtammten aus der Feder Roderiques 
noch handſchriftliche nouvelles, die naturgemäß noch boshafter und haß⸗ 


1) Droyſen. a. a. O. S. 10/11. 
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erfüllter gegen Friedrich wüteten als die gedruckte Zeitung. Eichel 
ſchrieb darüber an den Reſidenten von Dieſt, den Nachfolger von Rohdes: 
„Mündliche Reſolution. Potsdam, den 4. Juni 1749: ſoll zu Roderique 
ſchicken und ihm ſagen laſſen, ob ihm der Rücken wieder jucke und er 
ohne Schläge zu kriegen nicht leben könne“ ). 
. Weit gemäßigter als die Gazette de Cologne traten die Seiten 
in Frankfurt a. M. auf. Die alte Reichs- und Kaiſerſtadt mit ihrem 
regen geiſtigen Leben war der rechte Nährboden für eine umfängliche 
Zeitungsliteratur. Alle Nachrichten vom Wiener Kaiſerhofe, von den 
übrigen Reichsſtädten und Reichskreiſen, von den kleinen Höfen, ſtrömten 
hier unter Vermittlung der Thurn- und Taxisſchen Reichspoſt zuſammen. 
Schon daraus ergab ſich, daß alle Frankfurter Blätter den Standpunkt 
der kaiſerlichen Politik vertraten. Bereits 1750 ſah ſich Friedrich zu 
einem Verbot der Frankfurter Zeitungen in Preußen gezwungen ?). Der 
oben erwähnte Befehl vom 12. Juni 1759 erneuert das Verbot für 
alle ausländiſchen Zeitungen, ausgenommen die Blätter aus Hamburg 
und Altona. Die einflußreichſte und verbreitetſte Zeitung in Frankfurt 
war die „Poſtamtszeitung“, die ſeit dem 1. Januar 1748 als „Ober⸗ 
Poſtamtszeitung“ gedruckt wurde. Der Leitartikel ſtammte faſt regel⸗ 
mäßig vom Wiener Korreſpondenten und verriet ſchon dadurch den 
öſterreichiſchen Charakter des Blattes. Für eine ausgeſprochen preußen⸗ 
feindliche Tendenz finden ſich jedoch keinerlei Belege, ſo daß ſich auch 
Friedrich ſpäter niemals genötigt ſah, beſonders gegen die Zeitung ein⸗ 
zuſchreiten?). Sie verlor im Verlaufe von Friedrichs Regierung immer 
mehr an Anſehen, weil „ſie die beſchränkte Weltanſchauung an der 
Donau vertrat“ ). Die erſte Zeitung in Deutſchland wurde bald der 
„Hamburgiſche Unpartheyiſche Correſpondent“, der ohne Vorurteil die 
neuen Zeitverhältniſſe ſachlich darſtellte und daher in keinen Konflikt 
mit den ſtreitenden Parteien verwickelt wurde. Die Frankfurter Ober⸗ 
Poſtamtszeitung P) berichtet auch von einem draſtiſchen Fall von Maß⸗ 
regelung, den Friedrich in Dresden anwandte. Dort hatte ein Journaliſt 
eine unrichtige Darſtellung des Gefechtes bei Hirſchfeld erſcheinen laſſen 
in der Abſicht, Friedrich und ſein Heer herabzuſetzen. Mit Eſelsohren 


1) Droyſen, a. a. O. S. 25. (Bgl. auch die ausführliche Darſtellung 
der Kölner Affäre in W. Göriſch, Friedrich d. Gr. in den Zeitungen. Diſſertation 
Bern 1907. Gedruckt in Berlin 1907, S. 27— 29.) 

2) Salomon, Geſchichte des deutſchen geitungsweſens, I, S. 134. 
3) Göriſch, a. a. O., S. 29/0. 

4) Salomon, a. a. O. I. S. 141. 

5) Nr. 50, 28. März 1757. 
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und Eſelstafeln geſchmückt, ließ ihn Friedrich auf einem Eſel öffentlich 
durch die Straßen von Dresden reiten. 

Von den übrigen preußenfeindlichen Zeitungen erlangte nur die 
„Leipziger Zeitung“ einen politiſchen Einfluß. Raum war Leipzig in 
preußiſchen Beſitz, ſo wurde die Zeitung unter ſtrengſte preußiſche 
Zenſur geſtellt. Jedem Artikel, der auch nur im entfernteſten etwas 
gegen Preußen enthielt, wurde die Aufnahme verweigert, ſelbſt wenn 
er in anderen Blättern anſtandslos zum Abdruck zugelaſſen worden 
war. Aus Polen, vom Hof des Königs und ſeiner Regierung, durfte 
nichts in der Zeitung erwähnt werden. Dagegen wurde gerade die 
„Leipziger Zeitung“ von dem preußiſchen Kriegspreſſequartier zu den 
heftigſten Angriffen gegen Oſterreich benutzt, weshalb auch der Vertrieb 
des Blattes allen Reichs⸗ und kaiſerlichen Poſtämtern unterſagt wurde. 
Damit hörte der frühere große Abſatz der Zeitung in Süd- und Weſt⸗ 
deutſchland auf. Von 1150 Exemplaren ging die Zeitung allein im 
Jahre 1756 auf 825 zurück 1). Wiederholt wurden auch die Zeitungs⸗ 
gelder von der preußiſchen Behörde mit Beſchlag belegt und die Mole — 
zwangsweiſe zu Vorſchüſſen genötigt. Es iſt erklärlich, daß die Zeitung 
bei einer ſolchen inneren und äußeren Unfreiheit ſich nur mit Mühe 
über die Kriegszeit hinüberretten konnte. Friedrichs Machtpolitik war 
zwar hart, aber auch hier ein Gebot der Staatsklugheit. 


VI. 


Neben Béi Zeitungen bildet den wichtigsten Faktor der öffentlichen 
Meinung in Preußen die Buchpreſſe. Auch ihr ſind in der Freiheit 
der Meinungsäußerung mannigfache Schranken auferlegt worden. In 
politiſch bewegten Zeiten haben ſtrenge Zenſurverordnungen ihre Ent⸗ 
faltung eingeengt, wenn auch nie völlig unterdrückt. Neben der er⸗ 
laubten und zenſierten Preſſe ging einher eine Fülle von Flugſchriften, 
die die Zenſur nicht erreichen konnte, oder die Friedrich nicht verfolgt 
wiſſen wollte. Die Edikte, die den öffentlichen Zeitungsſtimmen ihre 
Freiheit begrenzten, haben nicht zugleich Bedeutung für den Bücher⸗ 
markt. Die Buchpreſſe hat unter Friedrich ihre eigene Geſchichte ?). 
Bei Friedrichs Regierungsantritt beſtand bereits eine Zenſur auch für 
Bücher. Der Miniſter von Thulemeier, der ſeit 1716 Zenſor war, 


1) Salomon, Geſchichte des deutſchen Zeitungsweſens. Oldenburg und 
Leipzig 1900, I, S. 155. 
2) Buchholtz, a. a. O. S. 300 ff. 
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hatte nach den allgemeinen Zenſurvorſchriften Friedrich Wilhelms I. 
nur darauf zu achten, daß „nichts Ohnverſtändiges oder zu Unſerm 
und Unſrer Alliirten Nachtheil Gereichendes hineingeſetzt werde.“ Nach 
dem Tode Thulemeiers (4. Auguſt 1740) wurde die Zenſur „in 
publicis“ den Miniſtern Wodewils und Borde übertragen. Am 
30. September 1742 heben die neuen Zenſoren in einem Erlaß an 
die Berliner Buchdrucker hervor, daß der König mit Mißfallen wahr⸗ 
genommen habe, daß in der Stadt „ſeit einiger Zeit verſchiedene be⸗ 
denkliche und anſtößige Schriften inſonderheit über politiſche und fremde 
Mächte berührende Affairen gedruckt und bekannt gemacht werden“. 
Die Verleger werden ernſtlich ermahnt, kein Buch zum Druck anzu= 
nehmen, das nicht vorher „behörig“ zenſiert und von dem jeder Bogen 
mit dem Vermerk des Zenſors verſehen worden ſei. Die Haudeſche 
Zeitung druckt am 9. März 1741 an erſter Stelle ab: „Dem Publico 
wird hierdurch bekannt gemacht, daß auf Seiner Königlichen Majeſtät 
Unſeres Allergnädigſten Herrn Befehl das lateiniſche Impreſſum ..., 
welches zu Wolfenbüttel gedruckt und den Titel führet: Summaria 
recensio praetensionum Sacrae Regiae Maiestatis Prussicae rete.‘ 
Weil man felbiges ohne Allerhöchſt erwehnter Seiner Königl. Majeſtät 
Approbation und Vorwiſſen auch behöriger Cenſur allhier zu debitiren 
angefangen, confisciret und wider den Authorem, falls derſelbe in denen 
Königl. Landen anzutreffen, fiscaliter zu agiren verordnet worden.“ 
Solche „übel ausgearbeiteten deductiones“, ſelbſt wenn ſie für Fried⸗ 
richs Recht auf Schleſien eintraten, waren dem König beſonders unan⸗ 
genehm. Darum wollte er jeder unberufenen Diskuſſion politiſcher 
Fragen durch die Zenſur entgegentreten. Im übrigen erſtrecken ſich die 
Vorſchriften der Zenſur auf Bücher, deren Inhalt Staat, Religion 
oder die guten Sitten verletzen. Nach einer Verordnung vom 3. April 
1743 ſollten „namentlich keine gottloſen und ärgerlichen Bücher debitiret 
werden“ 1). Der Generalfiskal Uhden berichtet vom 2. November 1742 
an den König, daß ihm eine kleine Druckſchrift „Leonidas“ wegen ihrer 
„anſtößigen Paſſagen“ aufgefallen ſei. Darauf wurden, was in der 
damaligen Zeit durchaus nichts Ungewöhnliches war, bei den Bud- 
händlern Hausſuchungen angeſtellt. Man fand jedoch nur bei Nicolai 
zwei Exemplare des „Leonidas“, die dieſer auf der Leipziger Meſſe 
erworben haben wollte. Eine kleine Schrift: „La Nouvelle Babylone“, 
die im Jahre 1743 bei einer Durchſuchung der Ladenbeſtände aufge⸗ 
griffen wurde, gab Veranlaſſung zu einer erneuten Ermahnung an die 


1) Heſſe, Die preußiſche Preßgeſetzgebung. Berlin 1843, S. 11. 


| 
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Buchhändler, derartige „Chartequen“ dem Lieferanten zurückzuſenden 
oder an das Geheime Archiv abzuliefern. 

Durch Verfügung vom 18. November 1747 wurde die Bücher⸗ 
zenſur als Privileg und Einnahmequelle der Akademie der Wiſſen⸗ 
ſchaften überwieſen. Kein Buch, kein Hochzeits⸗ oder Trauerlied, kein 
Gedicht und keine Predigt durfte gedruckt werden ohne die Genehmigung 
der Akademie. Für jeden Druckbogen eines Buches mußten zwei gute 
Groſchen, für jedes Gelegenheitsgedicht und jede Leichenpredigt ſechs 
gute Groſchen an die akademiſche Kaffe gezahlt werden !). Über dieſe 
Verordnung gingen aber aus allen Landesteilen zahlreiche Beſchwerden 
ein, ſo daß die Maßregel ſchon am 10. März 1748 als undurchführ⸗ 
bar wieder zurückgenommen wurde. 1749 wurde der Akademie die 
allgemeine Bücherzenſur wieder entzogen. Sicher Haben die Gelehrten 
die Zenſur nicht ſorgfältig genug geübt. Wahrſcheinlich hat Friedrich 
auch eingeſehen, daß die Akademiſten, die faſt ſämtlich Franzoſen waren 
und nur ſehr mangelhaft deutſch ſprachen und ſchrieben, Déi nicht zu 
Zenſoren deutſcher Bücher eigneten. 

Die kleinen Verordnungen über die Bücherzenſur ſcheinen nicht 
beſondere Beachtung gefunden zu haben. Nur ausnahmsweiſe ſtatuierte 
man ein Exempel. So ſchickte man J. A. Rüdiger, einen Verwandten 
des Zeitungsverlegers, auf die Feſtung Spandau, weil er eine Schrift 
des Doktors Pott verlegt und verbreitet hatte, in der die chriſtliche 
Religion verſpottet worden war. Die Regierung ſah ſich daher ge⸗ 
nötigt, die in Vergeſſenheit geratene Zenſur durch ein umfangreiches 
Edikt zu erneuern. Am 11. Mai 1749 erſchien das königliche „Edikt 
wegen der wiederhergeſtellten Cenſur derer in Königl. Landen heraus⸗ 
gekommenen Bücher und Schriften, wie auch wegen des Debits ärger⸗ 
licher Bücher, ſo außerhalb Landes verleget werden“ 2). Die unmittel⸗ 
bare Veranlaſſung zu dem Edikt ſoll die von Leſſings Freund Mylius 
in Berlin herausgegebene Wochenſchrift „Der Wahrſager“ geweſen ſein, 
die in hämiſcher Weiſe die Berliner Schullehrer beleidigte. Da die 
Bücherzenſur, wie das Edikt zugab, Jet einiger Zeit in Abgang ge⸗ 
kommen war, wurde nunmehr in Berlin eine Kommiſſion eingeſetzt, 
der alle im Staate Preußen gedruckten und von preußiſchen Untertanen 
im Ausland verlegten Bücher zur Zenſur und Approbation einzu⸗ 
reichen waren. Mitglieder dieſer Kommiſſion waren: Geh. Tribunals⸗ 
rat Buchholtz für die juriſtiſchen, der franzöſiſche Prediger und Kon⸗ 


1) Harnack, Geſchichte der Kgl. Akademie der Wiſſenſchaften. Berlin 1901. 
2) Heſſe, a. a. O. S. 12. , 
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ſiſtorialrat Poloutier für die geſchichtlichen, der Kirchenrat Dr. Elner 
für die philoſophiſchen und der Propſt und Konſiſtorialrat Süßmilch 
für die theologiſchen Schriften. Nichts durften die Verlagsanſtalten in 
Druck nehmen ohne ſchriftliche Erlaubnis des „zu ſolchem Genre be⸗ 
ſtellten“ Zenſors. Für ſeine Mühe hatte der Zenſor ein Exemplar 
des Buches zu beanſpruchen. Zenſurfrei waren die Schriften, die die 
Akademie der Wiſſenſchaften drucken ließ, die Werke der Univerſitäten, 
wenn die Fakultäten Zenſur und Verantwortung übernahmen, und 
die politiſchen Staatsſchriften, die aus dem Departement der aus⸗ 
wärtigen Affairen hervorgingen. Eine Strafe von 100 Talern war 
den Buchhändlern und Verlegern angedroht, wenn ſie es wagten, ohne 
Zenſur zu drucken. Ebenfalls eine Geldſtrafe war ausgeſetzt für den 
Verkauf ſkandalöſer und anſtößiger Schriften, die außer Landes er⸗ 
ſchienen waren. Schon bevor dieſes Edikt aus dem Kabinett hervor⸗ 
ging, hatte der König perſönlich ſeine Anſchauung über die Bücherzenſur 
kund getan. Es lag in ſeiner Abſicht, der Wiſſenſchaft möglichſte Frei⸗ 
heit in ihrer Entwicklung zu gewähren. Darum verlangte er, daß für 
jedes Gebiet „ein ganz vernünftiger Mann zu ſolcher Cenſur ausge⸗ 
ſuchet und beſtellet werden ſoll, der eben nicht alle Kleinigkeiten rele⸗ 
viret und aufmutzet“ ). In der Tat ſcheinen auch die genannten 
Zenſoren und ihre Nachfolger ihr Amt mit größter Milde aufgefaßt 
zu haben. Zeitweiſe muß auch das Edikt von 1749 völlig unbeachtet 
geblieben fein. Nicolai berichtet wenigſtens ſpäter: „An das Cenſur⸗ 
Edikt ward in Kürze ſo wenig gedacht, daß, als ich 10 Jahre nachher 
im Jahre 1759 meine Handlung anfing und dem damaligen philo⸗ 
ſophiſchen Cenſor in Berlin Dr. Heinius die Briefe über die neueſte 
Litteratur zum Cenſiren vorlegte, er ſich nicht wenig wunderte, denn es 
hätte ihm ſchon ſeit langer Zeit niemand etwas zu cenſiren gebracht“ ). 
Das Zenſuredikt von 1749 wurde abgelöſt durch die Miniſterial⸗ 
verordnung vom 1. Juni 1772, die dann bis zu Wöllners Edikt vom 
19. Dezember 1788 Geltung hatte. Der Akademie wurde ihre Preß- 
freiheit beſtätigt. Ebenſo blieb die Beſtimmung für die Univerſitäten 
die gleiche. Wieder gab der König den neu ernannten Zenſoren per: 
ſönlich die Richtlinien für die Verwaltung ihres Amtes. „Bei dieſer 
vorgeſchriebenen Cenſur“, jo heißt es in § 10 des Zirkulars, „iſt 
Unſere Allergnädigſte Abſicht jedoch keineswegs dahin gerichtet, eine 
anſtändige und ernſthafte Unterſuchung der Wahrheit zu hindern, ſon⸗ 


1) 16. März 1749. Heſſe, a. a. O. S. 12. 
2) Buchholtz, a. a. O. S. 302. 


127] Die Freiheit der öffentl. Meinung unter der Regierung Friedrichs d. Gr. 127 


dern nur vornehmlich Demjenigen zu ſteuern, was den allgemeinen 
Grundſätzen der Religion und ſowohl moraliſcher als bürgerlicher Ord⸗ 
nung entgegen iſt.“ Ferner wurde beſtimmt, daß die Zenſoren für 
ihre Mühe außer einem Exemplar des zenſierten Buches noch „ein 
douceur“ von zwei Groſchen für den Bogen jeden Formates erhalten 
ſollten. Nicolai will die Veranlaſſung zu dieſem Edikt in einem 
Gedicht der Karſchin ſehen, in dem die Teilung Polens erwähnt war. 
Der Miniſter von Fürſt war dadurch unangenehm berührt; denn die 
polniſche Teilung war noch nicht offiziell bekannt gegeben worden. Er 
fürchtete, ſich einen Vorwurf zuzuziehen, wenn der König durch Zufalk 
von dem Gedicht erführe. Dem ſuchte er durch die ſchleunigſt erlaſſene 
»Zenſurverordnung vorzubeugen. Bei einer Anfrage des Königs hätte 
er dann ſagen können, „es ſey ſchon Remedur geſchehen“. Dem Edikt 
iſt ſeine übereilte Entſtehung noch anzuſehen. Manches von Wichtigkeit 
iſt darin vergeſſen, vieles recht unbeſtimmt ausgedrückt. 

Beſonders war die Beſtimmung über die ſogenannte Nachzenſur 
ganz im unklaren geblieben. Die Buchhändler kamen oft in Verlegen⸗ 
heit in bezug auf Bücher, die im Ausland gedruckt waren und in 
Preußen eingeführt wurden. Meiſt hatten dieſe Bücher freien Zugang. 
Auf Grund einer Beſchwerde Nicolais über unrechtmäßige Nachzenſur 
verfügte der König, daß „gegen den pp. Nicolai dieſerhalb nicht weiter 
verfahren“ werden ſolle. Es ſolle „fürs Künfftige zur Direction“ 
dienen, „daß alle von Buchhändlern hieſiger Lande verlegten oder aus- 
wärts gedruckten Bücher um ſo weniger einer Cenſur allhier bedürfen, 
als ſie ohnedem an dem Ort des Drucks ſchon cenſirt werden müſſen 
und doch immer der Verleger responsable dafür bleibet, wenn in der⸗ 
gleichen auswärts gedrucktem Buch etwas enthalten iſt, was den all⸗ 
gemeinen Grundſätzen der Religion und ſowohl moraliſcher als bürger⸗ 
licher Ordnung entgegen läuft“ !). N 

Unter der neuen Verordnung für die Buchzenſur kam es auch 
vor, daß einzelnen Leuten völlige Freiheit der Meinungsäußerung für 
die von ihnen zu veröffentlichenden Werke zugeſichert wurde. Es iſt 
nicht erſichtlich, durch welche Mittel ſie zu dieſem Sonderrecht gelangten. 
Nur beſonderes Vertrauen des Königs oder der verantwortlichen Miniſter 
kann ihnen dazu verholfen haben. Einer ſolchen Freiheit erfreute ſich 
der Kriegs- und Steuerrat Heinrich Crank. Da er fic) aber des Ver= 
trauens als nicht würdig erwies und ſich nicht im Rahmen der all⸗ 
gemeinen Zenſureinſchränkung hielt, wurde er ermahnt und ſchließlich 


1) Preuß, a. a. O. III. S. 260. 


128 Franz Etzin 128 


gemaßregelt. Die Bayreuther Zeitung berichtet in Nr. 149 im Anhang 
unter: Berlin, den 3. Dezember 1782: „Der Kriegsrath Cranz, der 
bekannte Berliniſche Schriftſteller, fährt noch immer fort, das hieſige 
Publikum mit ſeinen kleinen periodiſchen Werken voller beißender Satyre 
zu amüſieren, ſich aber auch öfters manchen Verdruß damit ſelbſt zuzu⸗ 
ziehen. Seine Rritic im erſten Stück feiner Berliniſchen Correſpondenz 
it ein neuer Beweis davon. Da er geglaubt, das von dem Criminal⸗ 
Senat des Kammergerichts geſprochene Urteil über den letzthin aus⸗ 
gepeitſchten vorgeblichen neuen Meſſias ſey nicht philoſophiſch genug 
abgefaßt, ſo nimmt er den Referenten desſelben darüber heftig durch. 
Es war aber auch andem, daß Herr Cranz durch den Fiscus deshalb 
ſollte arretiret werden, wenn er nicht die Flucht ergriffen und ſich nach 
Potsdam begeben hätte. Hier. überreichte er dem Monarchen ſeine Vor= 
ſtellung und bittet um Schutz wider ſeine Ankläger. S. Majeſtät 
haben ihm aber darauf folgende merkwürdige Cabinets⸗Reſolution er⸗ 
theilen laſſen: | | 
»So lange der Kriegsrath Cranz zu Berlin ſich in ſeinen Schriften 

in denjenigen Schranken, die ein jeder ehrliebender Mann beobachten 
muß, halten und nichts darinn einfließen laſſen wird, was wider den 
Staat, eine aufgeklärte und vernünftige Religion und die guten Sitten 
läuft, fo lange wird ihn auch der König bey der ihm bewilligten Cen⸗ 
ſurfreyheit ſchützen. Zu dem Ende haben Se. Majeſtät den Befehle an 
den Staatsminiſter von Münchhauſen für dieſe Freyheit nicht nur er⸗ 
neuert, ſondern Sie haben ihm auch zugleich befohlen, ihn wegen ſeiner 
neuerlichen periodiſchen Schrift wider allen Anfall und Gefangenſchaft 
in Schutz zu nehmen. Se. Majeſtät erwarten nun aber auch Ihrer 
Seits, daß er dieſe Freyheit nicht mißbrauchen, und ſeine beißende 
Feder ſo in dem Zaum halten werde, damit Sie ſich nicht genöthigt 
ſehe, dieſe Freyheit wieder aufzuheben, und andere ſcharfe und für ihn 
empfindliche Verfügungen ergehen laſſe. 

Potsdam, den 28. November 1782. 

Friederich.) 

Crantz ließ ſich jedoch nicht warnen. Noch im gleichen Jahre er⸗ 
ſchien von ihm eine Flugſchrift: „Berliner Charlatanerien“, über die 
ihm der Miniſter von Carmer in einem längeren Brief?) ernſte Vor⸗ 


1) Bayreuther Zeitung: Nr. 149 (12. Dezember 1782). — Die gleiche Kabi⸗ 
nettsordre iſt auch abgedruckt in der Brünner Zeitung, Beilage zu Nr. 102, den 
21. Dezember 1782 und in der Augspurgiſchen Extra⸗Zeitung Nr. 298, den 
13. Dezember 1782. 

2) Abgedruckt in Schlözers „Staatsanzeiger“, Bd. 2, 1782, S. ven 
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haltungen machte. Trotzdem veröffentlichte Crantz im Jahre 1783 ein 


neues unflätiges Werk: „Oſterreichiſche Charlatanerien“. Daraufhin 


wurde ihm die Zenſurfreiheit entzogen. Alſo keine Geld-, Körper⸗ 
oder Freiheitsſtrafen mehr, wie in den erſten Jahrzehnten der Regierung, 
ſondern einfache Unterſtellung unter die ſtaatlichen Vorſchriften. Noch 
milder verfuhr Friedrich gegen den Verfaſſer einer Schrift, die gegen 
den Miniſter von Hertzberg gerichtet war. Der König ließ ihn durch 
einen höheren Beamten privatim bitten, „er möge nicht einen Mann 
angreifen, den der König ſelbſt als einen ſeiner treueſten Diener 
hochſchätze“ ). 

Friedrich wollte alſo die oft wiederholten Zenſurvorſchriften recht 
weitherzig angewandt wiſſen. Ihm war es bekannt, daß ſich viele 
Schriftſteller einfach über die Einholung einer Druckerlaubnis hinweg⸗ 
ſetzten. Der Hallenſer theologiſchen Fakultät verwies er 1780 eine 
„zweite Cenſur“ mit dem Bemerken, „daß die den Schriftſtellern ohne⸗ 
dem äußerſt läſtige Cenſur fo viel als möglich einzuſchränken fet“ ). 
Häufig gelangten auch recht grobe Verſtöße gegen die Zenſurvorſchriften 
zur Kenntnis der Miniſter. In Ausnahmefällen wird auch dem König 
Bericht erſtattet, wobei er dann meiſt nicht nach den beſtehenden Zenſur⸗ 
vorſchriften entſchied, ſondern ſich durch die perſönlichen Verhältniſſe 
des Verfaſſers oder zug in feinem Urteil beſtimmen ließ. ° 


1) K. Biedermann, Deutſchland im 18. 88 Leipzig 1854, 
I, S. 121. 

2) Koſer, König Friedrich d. Große. Stuttgart u. Berlin, 1904/5, II, 
S. . 
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III 


Delbrück, Clauſewitz und die Strategie Friedrichs 
des Großen 


Eine Erwiderung 


\ 


von 


Dtto Hinge 


Prof. Hans Delbrück hat in dem vor kurzem erſchienenen vierten 
Bande ſeiner Geſchichte der Kriegskunſt“ (S. 514 ff.) eine Seite meines 
im vorletzten Heft dieſer Zeitſchrift enthaltenen Aufſatzes über Friedrich 
den Graßen nach dem Siebenjährigen Kriege und das Politiſche Teſta⸗ 
ment von 1768 zum Gegenſtand eingehender kritiſcher Erörterungen 
gemacht, auf die mir eine Erwiderung notwendig erſcheint, nicht nur 
aus perſönlichen Gründen, ſondern auch zur Klärung der in Frage 
ſtehenden Probleme ſelbſt. 


I. 


Es handelt ſich zunächſt um die Begriffe: „Niederwerfungs⸗ und 
Ermattungsſtrategie“, die ich in bezug auf die Kriegskunſt Friedrichs 
des Großen in weſentlich anderer Bedeutung als Delbrück angewandt 
habe, nämlich in der Umbiegung, die ihnen Koſer — im Gegenſatz zu 
Delbrück, aber im Anſchluß an Clauſewitz und an eine Stelle aus 
dem „Antimachiavell“ — in ſeinen Erörterungen über die preußiſche 
Kriegführung im Siebenjährigen Kriege (Hiſt. Zeitſchr. Bd. 92, S. 239 ff.) 
gegeben hat, und die auch ſeinem Sprachgebrauch in der Darſtellung 
des Siebenjährigen Krieges zugrunde liegt. Von einem Mißverſtändnis 
der Delbrückſchen Lehre kann dabei nicht die Rede ſein; vielmehr liegt 
hier ein Verſuch vor, den von Delbrück gebrauchten Worten einen 
richtigeren und natürlicheren Sinn zu geben, einen ſolchen, der beſſer 
mit dem allgemeinen Sprachgebrauch und mit dem hiſtoriſchen Tat⸗ 


beſtand übereinſtimmt. 
9 * 
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In dieſem Sinne habe auch ich die Schlagworte: „Niederwerfungs⸗ 
und Ermattungsſtrategie“ auf die Kriegführung Friedrichs des Großen 
angewandt, oder vielmehr auf ſeink Lehren in dem militäriſchen Teſta⸗ 
ment von 1768. Seine Unterſcheidung der großen und der kleinen 
Kriegspläne hängt meiner Anſicht nach mit dieſem Gegenſatz inſofern 
zuſammen, als er im Prinzip den Vorzug der großen Entwürfe be— 
tont, die unter Umſtänden dazu führen können, den Feind, wenn nicht 
phyſiſch ganz und gar niederzuwerfen, ſo doch durch ein paar gewaltige 
Schläge zu entmutigen, ihn damit moraliſch niederzuwerfen und zu 
einem ſchnellen Frieden zu bewegen; während er ſehr wohl weiß, daß 
das nur ſelten gelingen wird, daß man ſich darauf gefaßt machen 
muß, mit den kleinen Mitteln der herkömmlichen Kriegführung ſich 
durchzuhelfen, ganz beſonders den Oſterreichern gegenüber, die nach der 
von Daun ausgebildeten und erprobten Methode des Stellungskrieges 
kaum noch Gelegenheit zu einer großen Schlachtentſcheidung im offenen 
Felde, wie ſie der preußiſchen Fechtweiſe allein günſtig war, geben 
werden. Dieſen Krieg nach dem Schema der kleinen Pläne, die er 
dann ausführlich erörtert, habe ich eben unter „Ermattungsſtrategie“ 
verſtanden. | 

Es wäre vielleich vorſichtiger geweſen, noch beſonders darauf 
hinzuweiſen, daß ich die Worte nicht in Delbrücks, ſondern in Koſers 
Sinne gebrauche; aber ich konnte annehmen, daß die Leſer der „For⸗ 
ſchungen“ mit dem Sprachgebrauch Koſers bekannt ſeien, und ich ſtand 
zudem unter dem Eindrucke, den mir die Auseinanderſetzung zwiſchen 
Koſer und Delbrück von 1904 hinterlaſſen hatte, daß Delbrück gegen⸗ 
über den Einwendungen Koſers ſich bereit erklärt habe, den Ausdruck 
„Ermattungsſtrategie“ überhaupt fallen zu laſſen. Ich erlaube mir, 
ſeine eigenen Worte darüber aus der H. Z. Bd. 93, 449 hierherzuſetzen. 
„Koſer hofft, daß ich das Schlagwort ‚Ermattungsſtrategie“ preisgebe? 
Habe ich mich etwa bisher darauf geſteift? Habe ich nicht gleich im 
Beginn des Streits, als ich ſah, daß der Ausdruck mißverſtändlich 
fei, ihn ſofort preisgegeben und vorgeſchlagen, Datt deſſen , doppelpolig“ 
zu ſagen? Iſt es meine Schuld, daß die wiſſenſchaftliche Welt trotz 
dieſes meines Vorſchlages an dem erſt geprägten Ausdruck feſtgehalten 
hat? Und wenn wir ihn nun endlich aufgeben, wie ſollen wir denn 
ſagen? Irgend einen Namen, einen feſten Terminus für den Begriff, 
und für einen in der Weltgeſchichte ſo wichtigen Begriff, müſſen wir 
doch haben.“ 

Nun, ich glaubte, Delbrück habe dieſen Terminus wirklich ge⸗ 
funden, und zwar einen ſolchen, gegen den ich nicht das mindeſte ein⸗ 
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zuwenden haben würde: in der neuen Faſſung ſeines Aufſatzes „Über 
die Verſchiedenheit der Strategie Friedrichs und Napoleons“, der in 
der zweiten Auflage des Sammelbandes — 1908 — erſchienen iſt, 
war nirgend von „Ermattungsſtrategie“ die Rede, ſondern durch⸗ 
weg von der „Strategie oder dem Syſtem der alten Monarchie“, 
während Koſer den Begriff der „Ermattungsſtrategie“ in ſeinem, von 
dem Delbrücks abweichenden Sinne auch in der letzten Auflage ſeines 
Buches (3, 445) 1913 beibehalten hat. Ich durfte alſo annehmen, 
daß man nunmehr „Ermattungsſtrategie“ eine ſolche nennen dürfe, die 
wirklich nur darauf ausgeht, den Gegner zu ermatten. Zu meiner 
Überraſchung ſehe ich nun aber, daß Delbrück ſeinen Sprachgebrauch 
doch wieder geändert hat und daß der Ausdruck „Ermattungsſtrategie“ 
im vierten Bande der „Geſchichte der Kriegskunſt“ ohne jeden Vor⸗ 
behalt wieder neben dem der „doppelpoligen Strategie“ für die Kriegs⸗ 
kunſt des alten Europa angewandt wird. Dadurch entſteht nun freilich 
eine unmögliche Lage. Zwei gleichlautende Paare von Schlagworten 
mit verſchiedenem Sinn können in der wiſſenſchaftlichen Terminologie 
auf die Dauer nicht wohl nebeneinander beſtehen; das würde Miß⸗ 
verſtändnis über Mißverſtändnis hervorbringen. Und da nicht an⸗ 
zunehmen iſt, daß Delbrück von ſeinem ſeit 30 Jahren feſtgehaltenen 
Schema abgehen wird, ſo wird es wohl nötig ſein, wenigſtens den 
Ausdruck „Ermattungsſtrategie“ für das, was Koſer und ich dabei 
im Sinne hatten, in Zukunft aufzugeben. Das wird auch ohne bez 
ſondere Schwierigkeiten möglich ſein; beſonders paſſend iſt die Bezeich⸗ 
nung ohnehin nicht, weder im Koſerſchen noch im Delbrückſchen Sinne. 
Mit der „Niederwerfungsſtrategie“ hat es eine andere Bewandtnis. 
Dieſen Begriff hat Delbrück von Clauſewitz entlehnt, der freilich nur 
von der „Niederwerfung“ des Feindes, niemals von einer „Nieder⸗ 
werfungsſtrategie“ als einem feſtgeſchloſſenen Syſtem redet. Die Modi⸗ 
fikation, die Koſer an dem Delbrückſchen Begriff der „Niederwerfungs⸗ 
ſtrategie“ vorgenommen hat und die, welche ich ſelbſt daran vornehmen 
möchte, ſcheint mir inſofern berechtigt, als ſie mit der Lehre von 
Clauſewitz ſehr wohl vereinbar iſt. 

N Bevor ich aber der Frage näher trete, wie in Bezug auf die 
Terminvlogie Abhilfe geſchafft werden könnte, halte ich für nötig, aus⸗ 
einanderzuſetzen, welche von den Anſchauungen Delbrücks mir annehmbar 
erſcheinen und welche nicht. Es wird ſich daraus eine weitgehende 
ſachliche Übereinftimmung, aber zugleich auch eine tiefgreifende prin⸗ 
zipielle Verſchiedenheit der Anſchauungen ergeben, die es mir unmöglich 
macht, ſeiner Terminologie einfach zu folgen. Vielleicht wird ſich jen⸗ 
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ſeits von Delbrück und Koſer ein neuer Standpunkt gewinnen laſſen, 
von dem aus der leidige Streit um die „Ermattungsſtrategie“, wenn 
nicht endgültig entſchieden, fo doch in Zukunft als überflüſſiges Dogmen⸗ 
gezänk beiſeite geſchoben werden kann. 

Delbrück verſteht unter „Niederwerfungsſtrategie“ ein Syſtem der 
Kriegführung, wie es ſeit Napoleon I. herrſchend geworden iſt, wo 
alle Kriegshandlungen aus der einen Tendenz entſpringen, die Streit⸗ 
kräfte des Gegners vernichtend zu ſchlagen, ihn dadurch wehrlos zu 
machen und dem Willen des Siegers zu unterwerfen. Dieſem Syſtem, 
das man ein moniſtiſches nennen könnte (eben wegen des einſeitigen 
Vorwaltens des Prinzips der Schlachtentſcheidung) ſtellt Delbrück ein 
dualiſtiſches, oder, wie er es nennt, „doppelpoliges“ gegenüber, das 
den ganzen Zeitraum von der Renaiſſance bis zur franzöſiſchen Re⸗ 
volution beherrſcht, und deſſen Eigentümlichkeit darin beſteht, daß der 
Feldherr hier von Moment zu Moment wählt, ob er die Schlacht oder 
das Manöver vorziehen ſoll, wobei unter Manöver offenbar die 
methodiſch ausgebildete Kunſt zu verſtehen iſt, die angeſtrebten Kriegs⸗ 
ziele auch ohne Schlacht zu erreichen. Dieſes Syſtem bezeichnet Del⸗ 
brück im Gegenſatz zur „Niederwerfungsſtrategie“ auch als „Ermattungs⸗ 
ſtrategie“; er betrachtet Friedrich den Großen als den vollkommenſten 
Vertreter des letzteren, Napoleon als den des erſteren; und er ſieht in 
dieſen beiden Syſtemen, die in fundamentalem Gegenſatz zueinander 
gedacht werden, die Grundformen alles ſtrategiſchen SE in det 
Weltgeſchichte überhaupt. 

Richtig ſcheint mir daran zunächſt die Anſicht von einer tief- 
greifenden Verſchiedenheit zwiſchen dem ſtrategiſchen Syſtem Friedrichs 
und Napoleons; und auch damit kann ich mich einverſtanden erklären, 
daß das ſtrategiſche Syſtem Friedrichs auf denſelben Fundamenten be⸗ 
ruht, wie das des alten Europa überhaupt, namentlich im 17. und 
18. Jahrhundert. Ich faſſe den Gegenſatz zwiſchen dem alten und dem 
neuen Europa allerdings nicht ganz ſo ſcharf wie Delbrück es tut, der 
gewöhnt iſt, in den Formen Hegelſcher Dialektik zu denken — ich be⸗ 
tone mehr die Kontinuität und den allmählichen Übergang in manchen 
Punkten; aber das iſt hier nicht eben ausſchlaggebend; der Gegenſatz 
zwiſchen Napoleons und Friedrichs Strategie bleibt ſtark und handsreiflich. 
Auch über die Urſache dieſer großen Veränderung bin ich in der Haupt⸗ 
ſache mit Delbrück einverſtanden: es ſind natürlich in erſter Linie die 
großen Umwälzungen im Staats- und Heerweſen, die die franzöſiſche 
Revolution im Gefolge gehabt hat, daneben einige Gründe von ſekun⸗ 
därer Bedeutung. Dieſe unſere Übereinſtimmung iſt allerdings von 
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Delbrück durch eine ſchwer verſtändliche Mißdeutung meiner Worte ver⸗ 
dunkelt worden; indeſſen mag das hier auf ſich e es wird ſpäter 
davon noch die Rede, jein müſſen. 

Dagegen halte ich es nicht für richtig, daß die Kriegführung des 
alten und des neuen Syſtems ſummariſch mit den Ausdrücken „Er⸗ 
mattungsſtrategie und Niederwerfungsſtrategie“ charakteriſiert wird, 
und daß dieſe ſo charakteriſierten Syſteme die Grundformen aller Stra⸗ 
tegie in der Weltgeſchichte darſtellen follen. 

Die Geſchichte der Kriegskunſt hat ihre Epochen und Stilwand⸗ 
lungen wie die Geſchichte aller Künſte und aller kulturgeſchichtlichen 
Erſcheinungen überhaupt. Es wäre doch ſeltſam, wenn der Stil der 
Kriegskunſt, wie er gerade in den Zeiten Friedrichs des Großen und 
Napoleons beſchaffen war, die beiden Grundformen darſtellen ſollte, in 
denen ſich alle Kriegskunſt der Weltgeſchichte bewegt. Das wäre etwa, 
als ob man ſagen wollte: Merkantilismus und Freihandelsſyſtem ſind die 
Grundformen aller Wirtſchaftspolitik; oder Rokoko⸗ und Empireſtil 
die Grundformen aller Baukunſt. Meiner Meinung nach ſind von 
Delbrück in ſeinem Schema zwei Dinge unrichtig miteinander verquickt 
worden, die man für die wiſſenſchaftliche Betrachtung zunächſt einmal 
auseinanderhalten muß: nämlich das konkrete individuelle Syſtem der 
Strategie in den verſchiedenen hiſtoriſchen Epochen und gewiſſe all- 
gemeine, abſtrakte Prinzipien oder Tendenzen, die in allen Epochen und 
Syſtemen wiederkehren, wie das, was man als Niederwerfung oder 
Ermattung des Gegners bezeichnen kann. Ob dieſe Bezeichnungen der 
zutreffende Ausdruck für die in Betracht kommenden Tendenzen ſind, 
bleibe zunächſt dahingeſtellt. Jedenfalls aber ſcheint es mir gewaltſam 
und willkürlich, ſie mit zwei verſchiedenen hiſtoriſchen Syſtemen der 
Strategie in der Weiſe zu verbinden, daß das eine Syſtem nach dieſer, 
das andere nach jener Tendenz benannt wird, und daß dieſe ſo ab⸗ 
geſtempelten Syſteme, die dadurch zu Gattungsbegriffen verallgemeinert 
werden, als die Grundformen alles ſtrategiſchen Handelns erklärt 
werden. 

Was verſtehen wir denn unter dem ſtrategiſchen Syſtem einer 
Epoche? Ich denke: einen Inbegriff von Grundſätzen und Maßregeln, 
abgezogen von den Handlungen der Feldherren, die den gleichen all⸗ 
gemeinen Zeitbedingungen unterworfen waren, ſonſt aber von ſehr 
verſchiedenen Tendenzen geleitet ſein können, nicht nur vermöge ihrer 
perſönlichen Geiſtes⸗ und Charaktereigenſchaften, ſondern auch infolge 
der individuellen objektiven Umſtände, aus denen die Impulſe zu ihren 
Handlungen entſpringen. Die Analyſe jedes hiſtoriſchen Syſtems der 
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Strategie zeigt alſo zwei Hauptbeſtandteile, nämlich einmal die all⸗ 
gemeinen Hauptbedingungen der Epoche, zweitens die beſonderen Ten⸗ 
denzen des Moments; und dieſe letzteren ſetzen ſich wieder aus den 
perſönlichen Eigenſchaften des Feldherrn und aus den beſonderen Vor⸗ 
ausſetzungen ſeiner Kriegführung zuſammen. Ob ein Feldherr darauf 
ausgeht, ſeinen Gegner niederzuwerfen oder zu ermatten, wird in erſter 
Linie von den beſonderen Faktoren abhängen, allerdings auch unter 
Berückſichtigung der allgemeinen, die ja weſentliche Bedingungen für 
die Möglichkeit eines Erfolges enthalten. Nach Delbrück würden aber 
ſchon die allgemeinen Zeitbedingungen 1 allem ſchlechtweg darüber ent⸗ 
ſcheiden, ob ein Feldherr an die Niederwerfung des Gegners denken 
kann oder ob er Ermattungsſtrategie zu betreiben hat. Delbrück über⸗ 
ſieht zwar jene beſonderen Faktoren, namentlich auch die ſubjektiven, 
keineswegs: er hat von ihnen wohl gelegentlich einmal ganz zutreffend 
als von dem „Geiſt des Syſtems“ geſprochen, den man nicht mit dem 
Syſtem ſelbſt verwechſeln dürfe. Aber dieſer Geiſt iſt bei ihm ſo⸗ 
zuſagen bloß Privatſache der Feldherrn, er hat mit dem Syſtem ſelbſt 
eigentlich nichts zu tun. Ein Feldherr, der das Schickſal hat, zwiſchen 
1494 und 1796 Krieg zu führen, bleibt immer ein Ermattungsſtrateg, 
mag er noch ſo kühn und unternehmend geartet ſein und von noch ſo 
ſtarken Impulſen zu großzügigem Handeln getrieben werden; zu dem 
Gedanken der Niederwerfung ſeines Gegners kann er ſich doch niemals 
erheben. Will man ihm eine ſolche Abſicht unterſchieben, ſo macht man 
wider Willen den größten Feldherrn zu einem Stümper. Nach Delbrück 
iſt die Tendenz zur Niederwerfung des Gegners in der ganzen 
neueren Geſchichte ausſchließlich auf die Epoche ſeit Napoleon beſchränkt; 
ſie charakteriſiert geradezu das Syſtem dieſer Epoche, ebenſo wie die 
Tendenz der „Ermattung“ das Syſtem der alten Monarchie charak⸗ 
teriſiert. | | : 
Dagegen gründet fid) die Terminologie, die ich im Anſchluß an 
Koſer gebraucht habe, auf die Anſchauung, daß Niederwerfung und 
Ermattung des Gegners nicht jedes an ein beſonderes hiſtoriſches 
Syſtem der Strategie gebunden ſind, ſondern daß ſie allgemeine 
Prinzipien oder Tendenzen der Strategie darſtellen, die ſich in allen 
Epochen und Syſtemen nachweiſen laſſen, freilich nicht in abſoluter, 
gleichbleibender, ſondern in relativer, wechſelnder Stärke, mit Grad⸗ 
unterſchieden und Übergängen von einem zum andern. Sie ſind 
gleichſam überall der Ausdruck für die Intenſität der Kriegführung; 
aber der Klang oder die Farbe des ſtrategiſchen Syſtems einer Epoche, 
ſein eigentlich qualitativer Charakter, beruht auf anderen Faktoren. 
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In erſter Linie auf der Beſchaffenheit der Kriegsmittel, vor allem des 
Heeres, auf ſeiner Stärke, ſeiner Zuſammenſetzung, ſeinem Geiſt, ſeiner 
Fechtweiſe; auch die Taktik hängt ja damit zuſammen, die für den Zeit⸗ 
charakter der Kriegskunſt noch ſtärker als die Strategie hervortritt. 
Den Hintergrund bildet die geſamte Technik der Zeit, aber nicht minder 
auch die geſamte Struktur des Staates und der Zuſtand der großen 
- Weltverhaltniffe, die Krieg und Politik beherrſchen. Clauſewitz hat 
uns gelehrt, daß der Krieg nur die Fortſetzung der Politik mit andern 
Mitteln iſt. Von der Politik hängt der Zweck des Krieges ab und 
dieſer beſtimmt regulierend das kriegeriſche Ziel des Feldherrn. Geht 
der politiſche Kriegszweck auf die völlige Niederwerfung des Gegners, 
ſo muß auch das militäriſche Kriegsziel auf die möglichſt vollſtändige 
Wehrlosmachung des Feindes gerichtet fein. Aber es gibt auch Kriege 
— und die Mehrzahl der Kriege des alten Europa mit ſeinen relativ 
ſtabilen Gleichgewichtsverhältniſſen unter den großen Mächten gehört 
dazu — wo es ſich um beſchränkte Ziele handelt. In dieſem Falle 
wird es fraglich ſein, welcher Grad von Gewaltanwendung dazu nötig 
ſein wird, den feindlichen Willen zu brechen, welches Maß von An⸗ 
ſtrengung dazu dem eigenen Staat und Volk zugemutet werden ſoll, 
wieviel dabei etwa aufs Spiel zu ſetzen iſt. Selbſt wenn der An⸗ 
greifer es für geboten erachtet, mit dem höchſten Grad von militäriſcher 
Anſtrengung auf ſein Ziel loszugehen und den Gegner ſo vollſtändig 
wie möglich niederzuwerfen, ſo iſt es in einem ſolchen Falle doch frag⸗ 
lich, wie ſtark der Widerſtand des Gegners ſein wird und ob er es 
aufs äußerſte ankommen laſſen wird. Handelt es ſich beiſpielsweiſe 
um die Eroberung einer Grenzprovinz, ſo kommt es auf den Grad 
der Ausbildung des Staatskörpers, ſeiner Verſchmelzung zu einer 
politiſchen Perſönlichkeit an. Was im Zeitalter feſtgeſchloſſener moderner 
Nationalſtaaten einen Kampf auf Tod und Leben bedeuten würde, kann 
bei dem unfertigen Zuſtand der zuſammengeſetzten Staaten des alten 
Europa auch ohne ſolchen Kampf bis zum äußerſten auf der einen 
Seite gewonnen, auf der anderen verſchmerzt werden. Natürlich, eine 
Tendenz zur Niederwerfung des Gegners wird in einem ſolchen Falle 
nicht fehlen können; aber ſie hat ihre Grade und Abſtufungen. Nieder⸗ 
werfung bedeutet überhaupt im 17. und 18. Jahrhundert nicht ganz 
dasſelbe wie im 19. und 20. Bei der Struktur der alten abſolutiſtiſchen 
Staaten, bei dem verhältnismäßig ſtabilen Gleichgewicht der Macht⸗ 
verhältniſſe im alten Europa erfährt die Tendenz zur Niederwerfung 
des Gegners, auch abgeſehen von dem politiſchen Zweck des Krieges, 
eine ſtärkere Brechung als zur Zeit Napoleons, wo ein Eroberer mit 


138 Otto Hintze 138 


univerſaliſtiſchem Herrſcherwillen die durch die Revolution entbundenen 
Kräfte eines modernen Nationalſtaats gegen die morſche Ordnung des 
alten Europa losließ, in der Abſicht, das ganze Gleichgewichts ſyſtem 
umzuſtoßen. Niederwerfung des Gegners iſt alſo eine Tendenz, die 
verſchiedene Stärkegrade aufweiſt; ſie geht dann natürlich ſchließlich 
in etwas über, was man überhaupt nicht mehr Niederwerfung nennen 
kann. 

Von Niederwerfung des Gegners, d. h. von der Vernichtung ſeiner 
Streitmacht durch entſcheidende Schlachten, wodurch er wehrlos gemacht 
und zur Unterwerfung gezwungen werden ſoll, kann immer nur da die 
Rede ſein, wo eine entſchiedene Überlegenheit, phyſiſche oder moraliſche, 
ſich geltend macht, wenn auch nur für einen Moment. Wo das nicht 
der Fall iſt, da tritt eine andere Tendenz hervor, nämlich die, Zeit 
zu gewinnen, dem Gegner ſo viel wie möglich Schaden zuzufügen, ihn 
zu ſchwächen, zu ermüden, ſeine Kräfte durch viele kleine, an ſich nicht 
entſcheidende Schläge aufzureiben, ihn durch Bedrohung oder Schwächung 
ſeiner Subſiſtenzbedingungen in eine unhaltbare Lage zu bringen, die 
ihm das weitere Kriegführen verleidet. Dieſe Kriegführung im kleinen 
Stil ift es, die Koſer im Sinne hat, wenn er von „Ermattungs— 
ſtrategie“ redet, während Delbrück den Begriff ſehr viel weiter faßt, ſo 
daß er eigentlich überhaupt keine Tendenz mehr bedeutet, ſondern das 
ganze höchſt komplizierte und manche Gegenſätze umfaſſende Syſtem der 
Strategie des 17. und 18. Jahrhunderts. Ob die Bezeichnung „Er⸗ 
mattungsſtrategie“ in Koſers Sinn für das, was damit gemeint 
iſt, ein ganz zutreffender Ausdruck iſt, kann allerdings bezweifelt 
werden; es iſt ſehr ſchwer, ja kaum möglich, für das, was nicht mehr 
Niederwerfungsſtrategie iſt, einen einheitlichen Ausdruck zu finden, weil 
es in zu verſchiedene Geſtalten und Richtungen auseinanderläuft. 

Wenn Delbrück den Unterſchied zwiſchen dem alten und dem neuen 
Syſtem der Strategie durch den Gegenſatz zwiſchen Ermattungs⸗ und 
Niederwerfungsſtrategie bezeichnen zu können glaubt, ſo liegt ja eine 
gewiſſe Berechtigung dazu in dem Umſtand, daß in der Tat die Nieder⸗ 
werfung des Gegners durch große Schlachtentſcheidungen in der älteren 
Zeit nicht dieſelbe maßgebende Rolle ſpielt wie zur Zeit Napoleons. 
Es könnte aber doch immer nur eine Benennung a potiori fein. Nun 
hat zwar Delbrück gelegentlich wie eine triviale Selbſtverſtändlichkeit 
die Relativität dieſer Begriffe anerkannt; aber wenn es darauf an⸗ 
kommt die Konſequenzen daraus zu ziehen, ſo macht er ſtets wieder 
den fundamentalen Gegenſatz der Syſteme geltend und iſt geneigt jedem 
das Verſtändnis abzuſprechen, der in der Epoche der alten Monarchie 
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von Niederwerfungsſtrategie oder auch nur von einem Anſatz dazu 
redet. Ich bin meinerſeits vollſtändig bereit zuzugeben, daß in dieſer 
älteren Epoche die Tendenz zur Niederwerfung des Gegners ſich nie⸗ 
mals in vollem Umfange, etwa ſo, wie zur Zeit Napoleons, hat aus⸗ 
wirken können, infolge der Widerſtände, die in den objektiven Zeit⸗ 
bedingungen lagen: in der Beſchaffenheit der Kriegsmittel, der Staats⸗ 
verfaſſungen, der Konſtellation der großen Mächte. Aber vorhanden iſt 
ſie trotzdem, und ſie äußert ſich in der ſtarken Neigung zur Schlacht⸗ 
entſcheidung, wie ſie für Friedrich charakteriſtiſch iſt. 

Zwiſchen den Begriffen „Schlacht“ und „Manöver“ in Delbrücks 
Theorie von der „doppelpoligen“ Strategie beſteht meines Erachtens 
ein ähnlicher Gegenſatz wie zwiſchen den Begriffen „Niederwerfung“ 
und „Ermattung“ in Koſers Sinne. An der Stelle des Antimachiavell, 
auf die Koſer ſich beruft, ſtellt Friedrich Hannibal und Fabius als 
Gegenſätze in der Kriegführung einander gegenüber. Hannibal ſucht die 
Entſcheidung durch die Schlacht, Fabius ſucht den Gegner durch Manöver 
zu ermatten. Danach wäre alſo die Ermattungsſtrategie im weſent⸗ 
lichen gleichbedeutend mit einer Strategie, in der das Manöver über⸗ 
wiegt, die Niederwerfungsſtrategie mit einer ſolchen, in der das 
Schlachtprinzip dominiert. Nun kann man von Friedrich das erſtere 
gewiß nicht behaupten, aber auch das letztere nicht für alle ſeine Feld⸗ 
züge und Kriegspläne. Er hat einmal in einem Brief an den Marſchall 
von Sachſen die relativen Vorzüge der Fabiusſtrategie ſehr nackdrück⸗ 
lich hervorgehoben und gemeint, aus einem Fabius könne wohl bei Ge 
legenheit ein Hannibal werden, aber ſchwerlich umgekehrt. Das iſt eine 
Art von Selbſtcharakteriſtik, und es ut bezeichnend, daß hier der Prak⸗ 
tiker die Vorzüge der Manöverſtrategie rückhaltlos anerkennt, während 
dort in der theoretiſchen Jugendſchrift die Sympathie des Autors offen= 
bar für den Vertreter der Schlachtſtrategie eintritt. Bezeichnend für 
Friedrich iſt alſo offenbar eine Syntheſe zwiſchen Hannibal und Fabius, 
zwiſchen Schlacht⸗ und Manöverprinzip. Mag man das immerhin als 
ein „doppelpoliges“ Syſtem bezeichnen; es kommt nur darauf an, wie 
man es verſteht. Warum ſoll es als „Ermattungsſtrategie“ charakteri⸗ 
ſiert werden? Warum ſoll nicht der Schlachtpol mit dem Nieder⸗ 
werfungsprinzip in Berührung gebracht werden dürfen? Man wird 
freilich nicht von jeder Schlacht ſagen können, daß ſie ein Ausfluß des 
Niederwerfungsprinzips ſei, aber doch von ſolchen, die als Ent⸗ 
ſcheidungsſchlachten gedacht ſind, die einen wichtigen Knotenpunkt in 
dem Netz der ſtrategiſchen Operationen darſtellen. Die ſtrategiſch be⸗ 
langloſen Schlachten mag man mit den Manövern zur Ermattungs⸗ 
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ſtrategie im Koſerſchen Sinne rechnen. Dann wäre das doppelpolige 
Syſtem alſo eine Syntheſe von Niederwerfungs⸗ und Ermattungs⸗ 
ſtrategie (die letztere wieder im Koſerſchen Sinne genommen), und inner⸗ 
halb dieſer Syſteme würde ein Unterſchied zu machen ſein zwiſchen 
ſolchen Feldherren, die grundſätzlich mehr dem einen oder dem andern 
Pol zuneigen. Der Hauptpunkt des Streites zwiſchen Koſer und 
Delbrück beſteht eigentlich darin, daß Koſer den prinzipiellen Gegenſatz 
betont, in dem die Kriegführung Friedrichs des Großen zu der des 
Feldmarſchalls Daun oder auch ſeines eigenen Bruders, des Prinzen 
Heinrich, ſteht, während Delbrück beſtrebt iſt, dieſen Gegenſatz jeder 
prinzipiellen Bedeutung zu entkleiden und nur auf den Unterſchied der 
Perſönlichkeiten, des Wagemuts, der Entſchloſſenheit, der Charakter⸗ 
ſtärke der Feldherrn zurückzuführen. Ich ſtelle mich hier wieder auf 
die Seite Koſers. Es iſt meiner Anſicht nach ein prinzipieller Unter- 
ſchied, ob ein Feldherr im ganzen mehr dem Pol der Schlachtent⸗ 
ſcheidung zuſtrebt, wie Friedrich, und nur durch die Unzulänglichkeit 
ſeiner Mittel oder das Verhalten ſeiner Gegner zu Abweichungen von 
dieſem Prinzip gezwungen wird, oder ob er, wie Daun, mehr an dem 


Manöverpol kleben bleibt und nur durch ganz beſonders günſtige Um⸗ 


ſtände dazu angetrieben wird eine Schlacht zu wagen. Im ganzen 
genommen mag dabei weder der eine noch der andere aus dem Bann⸗ 
kreis der „doppelpoligen“ Strategie des 18. Jahrhunderts hinaus⸗ 
kommen; aber dieſe Kriegführung iſt doch von zwei entgegengeſetzten 
Prinzipien beherrſcht, und mit Recht hat ſich das geſunde Gefühl immer 
dagegen geſträubt, dieſe Kriegführung in Bauſch und Bogen ohne 
weiteres als „Ermattungsſtrategie“ bezeichnen zu laſſen. 

Die Strategie Friedrichs iſt eben prinzipiell, ſo weit ſeine Kräfte 
reichen, nicht auf die Ermattung, ſondern auf die Niederwerfung des 
Gegners gerichtet, wobei wohl zu beachten iſt, daß „Niederwerfung“ 
ein relativer Begriff iſt, der verſchiedene Grade zuläßt. Friedrich hat 
offenbar an die Möglichkeit geglaubt, durch eine Bedrohung Wiens 
nach einer gewonnenen Schlacht Oſterreich unter Umſtänden zum Frieden 
zwingen zu können, wenn auch ſeine Kräfte zur völligen Wehrlosmachung 
des Gegners nicht ausreichen mochten. Das fällt meiner Anſicht nach 
unter den Begriff der Niederwerfung, nicht der Ermattung des Gegners. 
Friedrichs bekannte Weiſung an ſeine Generale: „unſere Kriege müſſen 
kurz und vif ſein, maßen es uns nicht konveniret die Sachen in die 
Länge zu ziehen“, ſein Grundſatz: „es bedarf der Schlachten um zu 
entſcheiden“, zeigen auch ſchon vor dem Feldzug von 1757 das Grund⸗ 
prinzip ſeiner Kriegführung, und ſchon Koſer hat darauf hingewieſen, 
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wie dieſes ebenſo durch die beſonders hochausgebildete Schlagfertigkeit 
des preußiſchen Heeres wie durch die Schwäche und Unzulänglichkeit 
des preußiſchen Staates bedingt iſt. Friedrichs Syſtem iſt eigentlich 
darauf berechnet, den Gegner zu verblüffen und zu erſchrecken, ihn 
gleichſam zu überrumpeln, ihn mehr moraliſch, als phyſiſch, nämlich 
durch Entmutigung, niederzuwerfen; wo das nicht gelingt, da führt es 
allerdings nicht zum Ziel, und er muß zu den Mitteln des Dauer⸗ 
krieges, der Manövrier⸗ und Ermattungsſtrategie greifen. Aber das 
tut er nur aus Not, nicht aus dem eigenen Triebe feiner Feldherrn⸗ 
natur, wie Daun. Wenn Friedrich das Daunſche Syſtem gut genannt 
hat (in der Einleitung zu ſeiner Geſchichte des ſiebenjährigen Krieges), 
ſo kann ich darin nicht wie Delbrück ein prinzipielles Bekenntnis zu 
dieſem felben Syſtem ſehen, ſondern ich meine: indem er von einem 
Syſtem Dauns überhaupt ſpricht, macht er einen Unterſchied zwiſchen 
dieſem Syſtem und ſeinem eigenen; und indem er dieſes Syſtem gut 
nennt, will er es nicht als gut ſchlechthin bezeichnen, ſondern als gut 
für ſeine Gegner; und das war es aus dem doppelten Grunde, weil 
es einmal dem öſterreichiſchen Feldmarſchall empfindliche Niederlagen 
erſpart hat, die ſonſt wohl nicht ausgeblieben wären, und weil es 
andererſeits die Hauptvorzüge der preußiſchen Kriegführung, die über⸗ 
legene Schlagkraft der Armee und die überlegene Feldherrngröße Friedrichs 
ſelbſt nicht voll zur Geltung kommen ließ. Handelt es ſich dabei doch 
hauptſächlich um den Grundfatz, den Gegner in feſten Stellungen zu 
erwarten, die nur mit großen Opfern zu erobern waren und deren 
Eroberung keinen durchſchlagenden ſtrategiſchen Erfolg bedeutete. Wenn 
gegen Ende des ſiebenjährigen Krieges die Schlachtenfreudigkeit des 
Königs, die im Anfang, 1757, auf ihrem Höhepunkt war, allmählich 
nachläßt und einer rein defenſiven Lager⸗ und Manövrierſtrategie Platz 
macht, ſo beruhte das auf der Erſchöpfung ſeiner Kräfte und auf der 
Beſorgnis vor dem Niedergang der „Disziplin“, d. h. der Ausbildung, 
des unentbehrlichen Drills in ſeinem Heer; gerade deswegen fürchtete 
er ja einen langen Krieg, weil ein ſolcher bei ſtarken Verluſten und 
mangelhaftem Erſatz den Hauptvorzug Preußens, die nur durch lange 
Exerzierarbeit erreichbare hohe Ausbildung der Armee, beeinträchtigen 
mußte, und ſchon aus dieſem Grunde konnte er nicht aus Prinzip, 
ſondern nur notgedrungener Weiſe ſich den Methoden der Ermattungs⸗ 
ſtrategie anpaſſen. Ich meine alſo: Das Syſtem des alten Europa 
ſchließt Pläne einer Niederwerfungsſtrategie nicht unbedingt aus, wenn 
auch niemals in dieſer Zeit ein Krieg nach dem Prinzip der Nieder⸗ 
werfung im napoleoniſchen Sinne mit Erfolg zu Ende geführt worden 
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iſt. Anſätze zu einer Niederwerfungsſtrategie gibt es trotzdem bei einer 
Anzahl von Feldherren. Bei keinem ſind ſie ſtärker hervorgetreten als 
bei Karl XII., der ja allerdings damit geſcheitert iſt. Delbrück hat ihm 
auffallenderweiſe in ſeiner Geſchichte der Kriegskunſt keine eingehende 
Würdigung angedeihen laſſen. Es würde ihm auch wohl ſchwer ge⸗ 
worden ſein, ſeine Theorie der „Ermattungsſtrategie“ mit dieſer Er⸗ 
ſcheinung in Einklang zu bringen. Von Clauſewitz' Standpunkt aus 
könnte man ſagen, daß von Karl XII. der politiſche Zweck des Krieges 
falſch beſtimmt war; ſeine Fehler ſind mehr die des Staatsmannes als 
des Feldherrn. Friedrich ſelbſt hat bekanntlich ſeine Extravaganzen 
entſchieden verurteilt, aber einen verwandten Zug ſpürte er doch auch 
in ſich; gerade deshalb hat er ſich, namentlich nach den Erfahrungen 
von 1757, ſein Bild als warnendes Beiſpiel vor Augen geſtellt. Gewiß 
iſt er niemals wirklich aus dem Bannkreis des alten Syſtems heraus⸗ 
gekommen, aber der Geiſt, in dem er dies Syſtem gehandhabt hat, iſt 
gründlich verſchieden von dem Dauns oder des Prinzen Heinrich und 
mehr dem Geiſte eines Napoleon oder Moltke verwandt. Es iſt aber 
ein prinzipieller Unterſchied, ob das alte Syſtem mehr im Sinne einer 

Annäherung an das Ziel der Niederwerfung des Feindes, als in dem 
einer Abkehr davon gehandhabt wird. 

Die Ausſichten für die Niederwerfung eines bedeutenden Gegners 
waren im alten Europa gewiß ſehr gering; aber ſie fehlten doch keines⸗ 
wegs ganz. Und der Impuls dazu war vielleicht niemals ſtärker als 
für Preußen im ſiebenjährigen Kriege, wo es ſich geradezu um die 
Exiſtenz des Staates handelte. Die urſprüngliche Abſicht der Gegner, 
den König von Preußen völlig niederzuwerfen, ſteht außer Zweifel; 
aber es blieb ein Verſuch mit untauglichen Mitteln. Das Zuſammen⸗ 
greifen der Öfterreicher, Franzoſen und Ruſſen, um ihn zu erdrücken, 
ließ ſich nicht bewerkſtelligen, teils weil die Koalition nicht prompt 
genug funktionierte, teils weil Friedrich, den Vorteil der inneren Linie 
ausnutzend, dieſe ſtrategiſche Idee unausführbar machte. Immerhin 
war die Gefahr groß und dringend. Das trieb den königlichen Feld⸗ 
herrn zur äußerſten Anſtrengung aller irgend verfügbaren Kräfte. Ein 
Heer, das faſt vier Prozent der Bevölkerung des Staates ausmachte, 
hat in keinem der Kriege des alten Europa gefochten. Es war auch 
wohl das am höchſten ausgebildete Heer der alten Monarchie, das 
Friedrich 1756 ins Feld führte. Sein Hauptvorzug war die durch 
langes, ſorgfältiges Exerzieren aufs höchſte geſteigerte Schlachtentüchtig⸗ 
keit. Dieſen Vorzug zur Geltung zu bringen mußte Friedrich um ſo 
eifriger beſtrebt ſein, da er in bezug auf die natürlichen Staatskräfte 
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hinter den Gegnern zurückblieb und die Zeit mehr für dieſe als für 
ihn arbeitete. So hat er unter dem Einfluß ſeiner Ratgeber ſich 1757 
zu einem Feldzugsplan aufgeſchwungen, der alles, was er ſelbſt und 
ſeine Zeitgenoſſen bisher gewagt hatten, an Kühnheit und Großzügig⸗ 
keit übertrifft. Delbrück, der alle Mittel der Kritik anwendet, um das 
Außerordentliche dieſes Planes herabzudrücken, hat einmal geſpottet 
über die, welche Friedrich dadurch zu erhöhen meinten, daß ſie ihm für, 
einen ſeiner vielen Feldzüge einen ſo großartigen Plan zuſchrieben, 
während er in allen früheren und ſpäteren weit dahinter zurückgeblieben 
jet. Darauf iſt zu erwidern erſtens, daß niemals bisher die Not fo. 
dringend hinter ſeinen ſtrategiſchen Motiven geſtanden hatte wie 1757, 
und zweitens, daß Friedrich ſelbſt einmal den Unterſchied der Lage 
betont, in der ſich ein Feldherr beim erſten Feldzugsplan eines Krieges 
und bei denen der folgenden Jahre befindet: „beim erſten ſind wir 
frei, beim zweiten ſind wir Knechte!“ Verſchiedene Umſtände wirkten 
1757 zuſammen, um wenigſtens einen Teil der Möglichkeiten zu ſchaffen, 
die ſpäter — freilich in ganz anderem Umfange — Napoleon dazu 
gelockt haben, von dem herkömmlichen ſtrategiſchen Syſtem abzuweichen. 
Eine momentane militäriſch⸗moraliſche Überlegenheit ſchien die Ausſicht 
zu eröffnen, den Feind, wenn nicht völlig niederzuwerfen, ſo doch durch 
ein paar gewaltige Schläge zu betäuben, ihn und ſeine Bundesgenoſſen 
zu entmutigen, den Widerſtand auf dieſe Weiſe zu brechen und zu 
einem ſchnellen Frieden zu gelangen. Das europäiſche Gleichgewicht, 
das ja freilich eine völlige Niederwerfung des Hauſes Oſterreich nicht 
zuließ, hat doch die Entſtehung der neuen preußiſchen Großmacht nicht 
zu verhindern vermocht. Auch in dieſer Hinſicht lagen die Weltver⸗ 
hältniſſe anders, als in Ne oder ſpäteren Kriegen des 18. Jahr⸗ 
hunderts. | 
Von Machiavelli hat Delbrück ſelbſt gejagt, daß er in ſeiner 
Bheorie der Kriegskunſt Grundſätze der Niederwerfungsſtrategie neben 
ſolchen der Ermattungsſtrategie in ungelöſtem Wtderſpruch zueinander 
vertreten habe. Bei Friedrich vermißt er in den theoretiſchen Schriften 
Außerungen zugunſten der Niederwerfungsſtrategie ganz; was in dieſem 
Sinne gedeutet werden könnte, führt er darauf zurück, daß er ſich eben 
dem Schlachtpol des doppelpoligen Syſtems weitaus mehr genähert 
habe als die meiſten anderen Feldherren und Schriftſteller der alten 
Zeit. Die Stelle des militäriſchen Teſtaments von 1768, auf die ich 
beſonders nachdrücklich hingewieſen habe, weil fie viel zu wenig beachtet 
worden iſt, hat er in ſeiner Zuſammenſtellung (S. 360) ganz über⸗ 
gangen; von dem Sinn des Kapitels gibt er meiner Anſicht nach ein 
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einfeitig beleuchtetes und darum irreführendes Bild. Er glaubt, daß 
bei Friedrich das doppelpolige Syſtem ſo ausgeglichen und vollendet 
ſei, daß ſolche Widerſprüche wie bei Machiavelli nicht mehr vorkämen. 
Ich glaube trotzdem daran feſthalten zu müſſen, daß Friedrich nicht 
anders als Machiavelli Grundſätze der Niederwerfungsſtrategie und der 
Ermattungsſtrategie in Verbindung miteinander vorträgt. Ich ſehe 
darin auch keinen inneren Widerſpruch, weder bei ihm noch bei Machia⸗ 
velli. Der einfache Zuſammenhang, in dem beiderlei Grundſätze unter⸗ 
einander ſtehen, beruht eben darauf, daß beide Schriftſteller in erſter 
Linie die Niederwerfung des Gegners als Kriegsziel ins Auge faſſen, 
und erſt dann zu anderen Mitteln der Kriegführung greifen, wenn 
dieſes höchſte Ziel als unerreichbar erſcheint. Dabei iſt ohne weiteres 
zuzugeben, daß dieſe anderen Methoden von Friedrich als die praktiſch 
vorherrſchenden mit weit größerer Ausführlichkeit behandelt werden, als 
jenes Niederwerfungsprinzip; aber im Hintergrunde iſt es doch wirkſam; 
es dient gleichſam als höchſter Regulator und hat auch in dem Medium 
des Ancien Regime ſeine Kraft bewieſen; denn der Wahlverwandt⸗ 
ſchaft mit ihm vor allem verdankt Friedrich das, was ihn vor den 
andern Feldherrn ſeiner Zeit auszeichnet. Darum hat auch Clauſewitz, 
der die beſondere Eigenart und die. engen Schranken der Strategie des 
alten abſolutiſtiſchen Europa im Gegenſatz zu der napoleoniſchen auf 
das nachdrücklichſte betont und eigentlich überhaupt erſt entdeckt hat, 
doch kein Bedenken getragen, Friedrich zuſammen mit Gujtav Adolf 
und Karl XII. als Nachfolger Alexanders und Vorläufer Napoleons 
zu bezeichnen; erſt ſeit den Übertreibungen Bernhardis und dem Streit 
Delbrücks gegen feine Nachfolger ijt es als eine Art von wiſſenſchaft⸗ 
lichem Verbrechen gebrandmarkt worden, ſich einer ſolchen Ausdrucks⸗ 
weiſe zu bedienen. , 
Delbrück wird jagen: auf diefe Weile werde eigentlich der Unter⸗ 
ſchied von Niederwerfungs⸗ und Ermattungsſtrategie auf den perſön⸗ 
lichen Unterſchied in der Begabung und den Charaktereigenſchaften des 
Feldherrn zurückgeführt; die eine erſcheine als eine kühne und energiſche, 
die andere als eine kraft⸗ und ſchwungloſe Kriegführung. Das iſt 
doch nicht ganz zutreffend. Allerdings iſt nicht zu verkennen, daß der 
Genius des Feldherrn und das Ziel ſeiner Kriegführung in einem 
engen Rapport miteinander ſtehen. Das hohe Ziel lockt nur den 
Kühnen; nur der ſtarke Geiſt vermag es durch den Dunſtſchleier falſcher 
Traditionen hindurch zu erfaſſen und allen Widerwärtigkeiten zum Trotz 
feſtzuhalten; aber nur der Kluge und Beſonnene vermag zu beurteilen, 
bis zu welcher Grenze er ſich ihm nähern kann. Dazu bedarf es doch 
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auch einer richtigen Abſchätzung der militäriſch⸗politiſchen Möglichkeiten, 
die in den objektiven Bedingungen des Handelns liegen und die unter 
Umſtänden auch eine ziemlich weite Entfernung von dem idealen Ziel 


der Niederwerfung des Gegners mit ſich bringen können. So ſind 


alſo die ſtrategiſchen Handlungen des Feldherrn nicht bloß von ſeiner 
eigenen Natur abhängig, ſondern auch von den objektiven Umſtänden, 
die ſeine Kriegführung bedingen; und die Abweichung von dem Ziel 
der Niederwerfungsſtrategie, alſo das, was Delbrück als „Ermattungs⸗ 
ſtrategie“ bezeichnet, kann unter Umſtänden gerade ein Beweis für die 
Urteilsfähigkeit und Beſonnenheit des Feldherrn ſein, gerade auch bei 
der von mir vertretenen Auffaſſung. Man könnte ganz wohl von 
einem perſönlichen Syſtem bedeutender Feldherren innerhalb des all- 
gemeinen Syſtems ihrer Zeit ſprechen, alſo von einem beſonderen Syſtem 
etwa Friedrichs oder Dauns im Rahmen des allgemeinen Syſtems der 
alten Monarchie. Jedes dieſer beiden Syſteme wurzelt in perſönlichen 
Eigenſchaften des einen oder anderen Feldherrn; aber jedes wurzelt 
auch in den beſonderen Umſtänden, die über die allgemeinen Zeit⸗ 
verhältniſſe hinaus ihre Kriegführung bedingten. Friedrich war mehr 
darauf aus, ſeinen Gegner niederzuwerfen, in der Form und den 
Grenzen, wie es die Zeitverhältniſſe geſtatteten; Daun fand ſeinen 
Vorteil mehr darin, ihn zu ermatten und auszudauern. Keiner von 
beiden vermochte mit ſeiner Methode zu einem vollen Erfolge zu ge⸗ 
langen, und ſo ging der Krieg ſchließlich infolge gegenſeitiger Ermattung 
zu Ende. Trotzdem aber iſt „Ermattungsſtrategie“ nicht das be⸗ 
zeichnende Wort für den Geiſt dieſes Krieges und des ganzen ſtrate⸗ 


\ 


giſchen Syſtems der alten Monarchie. Das hat ja Delbrück früher 


auch ſelbſt ſchon eingeſehen. Aber warum iſt er dann nicht dabei ge⸗ 
blieben, lieber von dem Syſtem der alten Monarchie zu ſprechen? 


Offenbar deshalb nicht, weil er dieſes hiſtoriſche Syſtem, zu einem 


Gattungsbegriff verallgemeinert, als eine Grundform anſieht, die auch 
ſonſt in der Weltgeſchichte wiederkehren ſoll. Darum braucht er eine 
ſachliche, eine das Prinzip charakteriſierende Bezeichnung für dieſen „in 
der Weltgeſchichte ſo wichtigen Begriff“; und hier iſt der Punkt, wo 
mein wiſſenſchaftliches Denken ſeiner Theorie am ſtärkſten widerſtrebt. 
Konkrete hiſtoriſche Syſteme wiederholen ſich nicht in der Weltgeſchichte; 
was in der Flucht der Erſcheinungen wiederkehrt, ſind nur die Ele⸗ 
mente ſolcher Syſteme, die durch Analyſe gefunden werden, d. h. ab⸗ 
ſtrakte Prinzipien oder Tendenzen, wie das Prinzip der Niederwerfung 
oder der Ermattung des Gegners, wie ich ſie eben charakteriſiert habe. 
Solche aber ſind, meine ich, in aller Strategie enthalten, nur in ſehr 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 1. 10 
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verſchiedenem Miſchungsverhältnis und in unendlich vielen Grad⸗ 
abſtufungen. Dieſe Verſchiedenheit konſtituiert eben das individuelle, 
konkrete hiſtoriſche Syſtem der Strategie in verſchiedenen Epochen und 
bei verſchiedenen Feldherren. Man kann dabei nicht klaſfifizieren, wie 
bei Steinen und Pflanzen, ſondern man kann nur gewiſſe charakte⸗ 
riſtiſche Typen herausarbeiten und auch wohl in verſchiedenen Welt⸗ 
epochen wie Altertum und Neuzeit gewiſſe Parallelismen nachweiſen. 
Aber für eitles Bemühen halte ich es, das friderizianiſche und das 
napoleoniſche Syſtem in ihrer Individualität und Geſchloſſenheit, in 
ihrer zeitlichen und örtlichen Bedingtheit auf einen Allgemeinbegriff 
zu bringen, der als Grundform der Strategie für Si weltgeſchicht⸗ 
lichen Gebrauch dienen könnte. | 

So wenig das ſtrategiſche Syſtem der alten Monarchie mit dem 
Prinzip der Ermattung des Gegners gleichgeſetzt werden kann, ſo wenig 
das des 19. Jahrhunderts mit dem Prinzip der „Niederwerfung“, wie 
es Delbrück verſteht. Es herrſcht hier übrigens eine auffallende Un⸗ 
gleichmäßigkeit der Behandlung des Problems inſofern, als die 
Charakteriſtik des alten Syſtems auf Beobachtungen aus drei Jahr⸗ 
hunderten begründet iſt, die des letzteren aber ſich faſt ganz auf eine 
Würdigung der Feldherrnperſönlichkeit Napoleons I. beſchränkt. Faßt 
man die ganze Epoche des 19. Jahrhunderts bis zur Gegenwart ins 
Auge, ſo wird der ſcharfe prinzipielle Gegenſatz, wie ihn Delbrück 
zwiſchen Friedrich und Napoleon als den typiſchen Vertretern des alten 
und des neuen Syſtems herausgearbeitet hat, doch kaum als maßgebend 
für den Unterſchied der beiden Zeitalter im ganzen erſcheinen können. 
Ob wirklich die Gegner Napoleons, die ſich nicht ſo wie Gneiſenau 
ſeinem Syſtem angepaßt haben, alſo z. B. Wellington, einfach zu den 
Vertretern der alten ſtrategiſchen Anſchauungen gerechnet werden können, 
ob hier nicht ein ähnliches Verhältnis ſtattfindet, wie zwiſchen einem 
Friedrich und einem Daun, ob nicht die Kriegführung zugleich auch 
durch die Eigenart der britiſchen Seemacht bedingt iſt, die alle Vor⸗ 
teile einer ſtrategiſchen Verteidigung — nach Clauſewitz der ſtärkeren 
Form der Kriegführung! — genießt und dem franzöſiſchen Elan ihre 
Zähigkeit und Ausdauer mit Erfolg entgegenſtellt, ob nicht das Ver⸗ 
teidigungsſyſtem in Spanien und in Rußland, dem gegenüber die 
Methoden der Niederwerfungsſtrategie verſagten, ebenſogut zum ſtrate⸗ 
giſchen Charakter der Epoche gehört wie das ſtürmiſche Draufgehen 
Napoleons — alles das ſcheinen mir Fragen zu ſein, die der Er⸗ 
wägung wert ſind. Aber auch bei Napoleon ſelbſt trifft die von Delbrück 
jo ſcharf betonte Auffaſſung von der ganz einſeitig durch das Schlacht— 
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prinzip beſtimmten Art ſeiner Kriegführung nicht völlig zu, ae 
man nur (was bisher merkwürdigerweiſe nicht geſchehen iſt) das Kriegs⸗ 
theater in ſeiner vollen Ausdehnung ins Auge faßt. Delbrück be⸗ 
handelt ſozuſagen nur die Strategie zu Lande; nur für dieſe gilt ſeine 
Charakteriſtik Napoleons. Er folgt darin dem Vorgang von Clauſe⸗ 
witz. Aber hier mußte der Hiſtoriker über den militäriſchen Theoretiker, 
dem es vor allem um die Ausbildung preußiſcher Offiziere und Heer⸗ 
führer zu tun war, hinausgehen. Wir wiſſen ja doch, daß England 
der Hauptgegner Napoleons geweſen und geblieben iſt, daß er ſich ver⸗ 
geblich abgerungen hat an dem Problem, England zum Frieden zu 
zwingen. Dieſer politiſche Geſichtspunkt iſt auch für die Beurteilung 
ſeiner Kriegführung maßgebend. Hat er auch dieſem Hauptfeinde 
gegenüber die einſeitig nur durch das Schlachtprinzip orientierte Nieder⸗ 
werfungsſtrategie in Anwendung gebracht? Das Lager von Boulogne, 
der Plan der Invaſion nach England unter dem Schutz einer ſiegreichen 
Flotte weiſt in der Tat nach dieſer Richtung. Aber als der Plan ſich 
als unausführbar erwieſen hatte, als ſeine Wiederholung durch Tra⸗ 
falgar unmöglich geworden war, wie hat da Napoleon den Krieg gegen 
ſeinen Hauptfeind noch faſt ein Jahrzehnt hindurch geführt? Durch 
das Mittel der Kontinentalſperre, die im Grunde ja doch nichts anderes 
als ein Manöver war, freilich ein Manöver in gigantiſchem Stil, aber 
doch ein Manöver von ähnlicher Art wie die Wegnahme von Magazinen 
und Verpflegungstransporten im 18. Jahrhundert. Da er den Gegner 
nicht direkt und perſönlich faſſen kann, geht er ihm indirekt und ding⸗ 
lich zu Leibe, indem er verſucht, ihm den Lebensnerv des Handels zu 
durchſchneiden. Das iſt in erſter Linie nicht eine Maßregel der Wirt⸗ 
ſchaftspolitik, ſondern der Kriegführung. Ihre Anwendung hat mannig⸗ 
. faltige militäriſche Anſtrengungen erfordert. Wenn es richtig iſt, daß 
auch der Bruch mit Rußland 1812 in urſächlichem Zuſammenhang mit 
dem Bedürfnis ſteht, die Kontinentalfperre nicht unwirkſam werden zu 
laſſen, ſo ermißt man die ungeheuer weite Wirkung dieſes grandioſen 
Manövers. Auch ſchon der Zug nach Agypten, die ganze Mittelmeer⸗ 
politik, der Plan eines Angriffs auf Indien beruhen auf dieſem 
Manövergedanken, England indirekt zu treffen durch Unternehmungen 
gegen ſeinen Handel. Das ſind unverkennbar Momente, die mehr auf 
Ermattung als auf Niederwerfung des Gegners abzielen. Und da 
dieſer Gegner der Hauptgegner Napoleons war, fo wird man auch 
ſeinem Syſtem die Eigenſchaft der Polarität nicht abſtreiten können. 
Im Grunde iſt eben alle Strategie „doppelpolig“, nur daß das Prinzip 
der Niederwerfung und der Ermattung, der Schlachtentſcheidung und 
10 * 
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des Manövers, der rein; militäriſchen und der wirtſchaftlichen Krieg⸗ 
führung in einer unüberſehbaren Mannigfaltigkeit mit⸗ und neben⸗ 
einander wirkt, die jeder ſyſtematiſchen Klaſſifikation ſpottet. Das 
Moment der Niederwerfungsſtrategie überwiegt doch immer nur da in 
maßgebender Weiſe, wo eine ſtarke und entſchiedene Überlegenheit ſich 
geltend macht, phyſiſch oder moraliſch, oder beides, und wo zugleich der 
Konflikt große und vitale Intereſſen der Hauptbeteiligten berührt. Wo 
das eine oder das andere nicht zutrifft, oder wohl gar beides nicht, 
da hat auch im 19. Jahrhundert die Kriegführung einen von dem 
napoleoniſchen mehr oder weniger ſtark abweichenden Typus. Ich er⸗ 
innere nur an den Krimkrieg und an den amerikaniſchen Sezeſſions⸗ 
krieg. Moltkes Pläne zu einem Kriege gegen Frankreich von 1859 

und 1860/63 gehen keineswegs fo aufs Ganze, wie es dem Geiſte der 
napoleoniſchen „Niederwerfungsſtrategie“ entſpricht. Das hatte ſeine 
guten Gründe in der militäriſch⸗politiſchen Konjunktur der Zeit. Im 
übrigen iſt es wohl gerade Moltkes Kriegführung von 1866 und 1870, 
die namentlich bei uns den Begriff der „Niederwerfungsſtrategie“ im 
napoleoniſchen Sinne befeſtigt hat, wenn ſie auch in weſentlichen 
Punkten, wie namentlich in dem Prinzip „getrennt marſchieren, ver⸗ 
eint ſchlagen“, von dieſer abweicht. Aber ganz fehlt ihr doch auch das 
Moment der Ermattung des Gegners nicht. Es iſt bezeichnend, daß 
Moltke nach Sedan zunächſt den Krieg in der Hauptſache für ab- 
geſchloſſen gehalten hat und an eine Rückkehr des Heeres im Oktober 
dachte. Der zweite Teil des Krieges mit der Aushungerung von Paris 
und den Abwehrſchlachten gegen die Entſatzheere iſt doch etwas, was 
in napoleoniſchen Feldzügen keine Parallele findet. Eher bei Cäſar, 
der von ſich geſagt hat, er habe den Feind lieber durch den Hunger, 
als durch das Eiſen überwunden. Auch Moltke rechnete ja für die 
Bezwingung von Paris mehr auf den Hunger als auf das Bombarde— 
ment. Liegt nicht darin ein Moment der „Ermattungsſtrategie“? 
Für Cäſar hat es Delbrück ausdrücklich beſtritten; er ſagt, der Hunger 
ſei bei ihm die Ergänzung der Niederwerfungsſtrategie geweſen. Bei 
Moltke wird er gewiß nicht anders urteilen. Das läßt ſich hören. 
Aber wie ſteht es dann mit der Theorie, daß die Niederwerfungsſtrategie 
ganz einſeitig durch das Prinzip der Schlachtentſcheidung beſtimmt ſein 
ſoll? Tatſächlich reicht dieſe Theorie, die eigentlich aus dem Gegenſatz 
Napoleons gegen das alte Syſtem abſtrahiert iſt, für das 19. und 20. Jahr⸗ 
hundert ſchon längſt nicht mehr aus. Der entſchloſſene Widerſtand 
eines von lebendigem Nationalgeiſt durchdrungenen Volkes kann unter 
Umſtänden den ſiegreichen Angreifer dazu zwingen, einen immer größeren 
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Teil des Landes zu beſetzen, wobei die Grenzen von Niederwerfung 
und Ermattung allmählich zuſammenfließen. Gegenüber einem hart⸗ 
näckigen Kleinkrieg der Bevölkerung verſagen die großen ſtrategiſchen 
Operationen. Die Entſtehung der Volksheere und der Nationalſtaaten 
hat ja den Übergang von dem alten zu dem neuen ſtrategiſchen Syſtem 
hauptſächlich herbeigeführt; aber je mehr die Kriege aus Kabinetts⸗ 
kriegen zu Volkskriegen geworden ſind, deſto ſtärker macht ſich das 
wirtſchaftliche Moment in der Kriegführung geltend, das neben den 
militäriſchen Streitkräften auch die wirtſchaftlichen Subſiſtenzgrundlagen 
des feindlichen Volkes mit Vernichtung bedroht. In ganz großem 
Maßſtabe tft das in dem letzten Weltkriege der Fall geweſen, bei dem 
in höchſt merkwürdiger Weiſe Motive der Niederwerfungs⸗ und Er⸗ 
mattungsſtrategie miteinander zuſammengewirkt haben. Unſere Offen⸗ 
ſive war ganz im Geiſte der Niederwerfungsſtrategie angelegt; aber 
im Weſten wie im Oſten hat ſie ihr Ziel nicht erreicht und iſt zu 
jahrelangem Stellungskriege erſtarrt. Inzwiſchen haben die Gegner 
durch die britiſche Hungerblockade — ein Rieſenmanöver wie Napoleons 
Kontinentalſperre, nur im Gegenſatz zu dieſer auch wirklich erfolg⸗ 
reich — die Völker Mitteleuropas ermattet und demoraliſiert, und 
mehr der wirtſchaftlich⸗ſoziale Druck, der dadurch hervorgebracht wurde 
mit ſeiner Rückwirkung auf Staat und Heer, als wirkliche militäriſche 
Entſcheidungen haben zu dem unglückſeligen Ende des Krieges geführt. 
Der wirtſchaftliche Faktor hat ſich mächtiger erwieſen als der mili⸗ 
täriſche. Die Ermattungsſtrategie der Gegner hat triumphiert. 

Für Delbrücks Theorie iſt es kaum möglich, dieſen Krieg unter⸗ 
zubringen. Niederwerfungsſtrategie im Sinne Delbrücks charakteriſiert 
ihn nicht richtig; Ermattungsſtrategie auch nicht, in Anbetracht der 
Tatſache, daß nicht nur die Deutſchen, ſondern auch Franzoſen und 
Ruſſen auf eine Niederwerfung des Gegners im napoleoniſchen Stil 
ausgingen. Es ſind eben beide Prinzipien, das der Niederwerfung 
und das der Ermattung, abwechſelnd und in Konkurrenz miteinander 
zur Geltung gelangt; und beide ſind eben nur als Prinzipien oder 
Tendenzen anzuſehen, und bilden nur die Elemente eines geſchloſſenen 
hiſtoriſch⸗ konkreten Syſtems der Kriegführung. Überhaupt leiſtet eigent⸗ 
lich die Delbrückſche Theorie für eine vergleichende Betrachtung der 
Weltgeſchichte nur wenig. Die beiden vornehmſten Beiſpiele des Alter⸗ 
tums, an denen der Begriff der Ermattungsſtrategie demonſtriert wird, 
der peloponneniſche und der zweite puniſche Krieg, enden mit völliger 
Niederwerfung des einen der beiden Gegner. Sie gleichen mit ihrer 
ungeheuren Anſpannung der Volkskräfte viel weniger den Kriegen des 
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alten Europa, als vielmehr dem gegenwärtigen Weltkriege; fie tragen 
denſelben problematiſchen Charakter wie dieſer. 


Aber wie ſteht es nun mit der Autorität von Clauſewitz, die 
Delbrück auf ſeiner Seite zu haben glaubt? Um es kurz zu ſagen: 
ich bin der Meinung, daß Delbrücks ganze Theorie von den beiden ſtrate⸗ 
giſchen Grundformen aus dem Mißverſtändnis einer Stelle bei Clauſe⸗ 
witz hervorgewachſen iſt. Clauſewitz hat ſein Werk vom Kriege be⸗ 
kanntlich unvollendet hinterlaſſen. Gerade die beiden wichtigſten Bücher, 
das ſiebente und achte, ſind Fragmente geblieben. In einer „Nach⸗ 
richt“, die ſich bei ſeinem Manuſkript gefunden hat und vom 10. Juli 
1827 datiert iſt, ſagt er: | 

„Ich betrachte die erften ſechs Bücher, welche fid ſchon ins Reine 
geſchrieben befinden, nur als eine noch ziemlich unförmliche Maſſe, die 

durchaus noch einmal umgearbeitet werden ſoll. Bei dieſer Um⸗ 
arbeitung wird die doppelte Art des Krieges überall ſchärfer im Auge 
behalten werden, und dadurch werden alle Ideen einen ſchärferen Sinn, 
eine beſtimmte Richtung, eine nähere Anwendung bekommen. Dieſe 
doppelte Art des Krieges iſt nämlich diejenige, wo der Zweck das 
Niederwerfen des Gegners iſt, ſei es, daß man ihn politiſch 
vernichten oder bloß wehrlos machen und alſo zu jedem beliebigen 
Frieden zwingen will, — und diejenige, wo man bloß an den 
Grenzen ſeines Reiches einige Eroberungen machen 
will, ſei es, um ſie zu behalten, oder um ſie als nützliche Tauſch⸗ 
mittel beim Frieden geltend zu machen. Die Übergänge von einer 
Art in die andere müſſen freilich beſtehen bleiben, aber die ganz ver⸗ 
ſchiedene Natur beider Beſtrebungen muß überall durchgreifen und das 
Unverträgliche voneinander ſondern,“ 
An dieſe Worte knüpft Delbrück mit ſeiner Theorie der Nieder⸗ 
werfungs⸗ und Ermattungsſtrategie an. Er verſteht fie dahin, daß 
Clauſewitz mit der doppelten Art des Krieges das napoleoniſche und 
das überwundene alte Syſtem gemeint, und daß er bei der geplanten 
Umarbeitung die Abſicht gehabt habe, noch mehr auf das ältere Syſtem 
einzugehen, es in dieſem Sinne hiſtoriſch zu würdigen, an dem Gegen⸗ 
ſatz die Theorie vom Kriege hiſtoriſch⸗dialektiſch zu entwickeln. Auf 
den erſten Blick ſcheint das wohl einleuchtend; aber die Sache liegt 
doch bei näherer Betrachtung weſentlich anders. Ich kann hier an die 
lichtvollen Ausführungen des Generals von Caemmerer 7 anknüpfen, 


1) Die Entwicklung der ſtrategiſchen Wiſſenſchaft im 19. Jahrhundert. 
Berlin 1904, S. 88 ff. (vgl. auch S. 70 ff.) 
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der Delbrück von allen bedeutenderen Militärſchriftſtellern wohl am nächſten 
ſtand, ihm aber hier nicht beiſtimmt. Er hat meines Erachtens überzeugend 
dargetan, daß Clauſewitz bei ſeiner zweiten Art des Krieges nicht bloß 
und nicht einmal in erſter Linie das hiſtoriſche Syſtem des 18. Jahr⸗ 
hunderts im Auge gehabt hat, als deſſen typiſchen Vertreter er übrigens 
den Feldmarſchall Daun anſieht, den er hart tadelt, ſondern eine Art 
des Krieges, die auch noch in ſeiner Zeit ſtatthaft und unter Umſtänden 
empfehlenswert ſchien, ja, die er ſelbſt, als er am Ende ſeines Lebens noch 
zum Handeln in großen Verhältniſſen berufen wurde, als Generalſtabschef 
Gneiſenaus in dem damals (Winter 1830/31) erwarteten Kriege gegen 
Frankreich, ſeinem für dieſe Zwecke ausgearbeiteten Kriegsplan zugrunde 
gelegt hat. In Anbetracht der politiſchen Konſtellation und der zu 
Gebote ſtehenden Kräfte hat er damals nicht einen Angriff auf Paris 
geplant, ſondern nur eine Eroberung Belgiens — das als Fauſtpfand 
dienen ſollte —, alſo ganz wie es von der zweiten Kriegsart in den 
Worten ſeiner „Nachricht“ geſagt war. Die Abſicht ſeines Werkes 
war ja auch in erſter Linie keineswegs auf das Hiſtoriſche, ſondern 
auf das Praktiſch⸗militäriſche gerichtet. 

Nun möchte ich aber noch darauf hinweiſen, daß Clauſewitz die 
immerhin mißverſtändliche, auch etwas äußerliche Charakteriſtik ſeiner 
zwei Kriegsarten, wie ſie in der Nachricht von 1827 ſteht, keineswegs 
in dieſer Faſſung feſtgehalten, ſondern durch eine andere, theoretiſch⸗ 
korrektere erſetzt hat. Die „Nachricht“ iſt vom 10. Juli 1827 datiert. 
Clauſewitz ſtand damals mitten in dieſen Studien und hatte die Ab⸗ 
ſicht, mit der Umarbeitung ſeines Buches ſofort zu beginnen. Er hat 
ſich dann noch bis in das Frühjahr 1830 als Direktor der Kriegs⸗ 
akademie, der er damals war, dieſer Arbeit widmen können, bis zu 
dem Moment, wo er wieder in eine wichtige praktiſche Dienſtſtellung 
berufen wurde. Damals hat er ſeine Manuſfkripte geordnet und ver⸗ 
ſiegelt und iſt dann bis zu ſeinem Tode (1831) nicht mehr zu den 
literariſchen Arbeiten zurückgekehrt. Aus dieſer Zeit wird die zweite, 
im Anſchluß an die „Nachricht“ mitgeteilte Aufzeichnung ſtammen, die, 
wie die Herausgeberin (1832) ſchreibt, anſcheinend ſehr neuen Datums 
war. Hier wird als der einzige ganz vollendete Teil des Manujfripts 
das erſte Kapitel des erſten Buches bezeichnet; die beiden letzten Bücher 
erſcheinen noch als unvollendet. Aber was von dem achten geſagt 
wird, klingt doch ſchon anders als 1827, und was wir davon beſitzen, 
befindet ſich offenbar nicht mehr in dem Zuſtande, den die „Nachricht“ 
oon 1827 charakteriſiert. Nach dieſer waren damals (1827) „mehrere 
Kapitel davon entworfen, die aber nicht einmal als wahre Materialien 
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betrachtet werden können, ſondern ein bloßes rohes Durcharbeiten durch 
die Maſſe ſind, um in der Arbeit ſelbſt erſt recht gewahr zu werden, 
worauf es ankommt“. Das paßt durchaus nicht auf die ſorgfältig 
ausgearbeiteten, klaren und lichtvollen neun Kapitel dieſes Buches, die 
wir beſitzen und die zu den glänzendſten Partien des ganzen Werkes 
gehören. Schon der Kommentator Oberſt v. Scherff hat in feiner Ein- 
leitung (S. III, Note 1) darauf hingewieſen, daß die in der „Nach⸗ 
richt“ von 1827 erwähnte Abſicht einer Umarbeitung offenbar in bezug 
auf die überhaupt nur vorhandenen neun erſten Kapitel wirklich durch— 

geführt ſei. Clauſewitz wollte eigentlich erſt das fiebente Buch vollenden 
und dann gleich zur Ausarbeitung des achten ſchreiten; er hat aber 
offenbar vorgezogen, das ſiebente bis auf den Zuſatz über den „Kulmi⸗ 
nationspunkt des Sieges“ vorläufig unberührt zu laſſen und ſich gleich 
der Ausarbeitung des achten zuzuwenden, deſſen Gegenſtand (der 
„Kriegsplan“) ihm beſonders wichtig und anziehend erſcheinen mochte. 
Dachte er doch darin hauptſächlich den Geſichtspunkt von der „doppelten 
Natur des Krieges“ geltend zu machen und daneben vor allem auch 
den andern in der „Nachricht“ angedeuteten, „daß der Krieg nichts iſt, 
als die fortgeſetzte Staatspolitik mit anderen Mitteln“. Dadurch ſollte 
alles vereinfacht, aber auch vergeiſtigt werden — und das iſt offenbar 
auch geſchehen; aber dabei hat die Theſe von der „doppelten Natur des 
Krieges“ eine bemerkenswerte Abänderung erfahren. Auch in dem 
grundlegenden erſten Kapitel des erſten Buches, das ebenfalls nach 
jenen Geſichtspunkten umgearbeitet worden iſt, dem einzigen, das der 
Verfaſſer nach ſeiner letzten Aufzeichnung als ganz vollendet betrachtet, 
das dem Ganzen den Dienſt erweiſen ſollte, die Richtung anzuzeigen, 
die er überall einhalten wollte, iſt zwar der Grundſatz, daß der Krieg 
eine bloße Fortſetzung der Politik mit andern Mitteln ſei, in klarer 
und nachdrücklicher Ausführung feſtgeſtellt worden (SS 23 und 24), 
aber in dem Abſchnitt über die „Verſchiedenartigkeit der Kriege“ (§ 25) 
findet ſich nichts mehr ven der 1827 aufgeſtellten, etwas roh formu⸗ 
lierten Zweiteilung, ſondern es heißt ſtatt deſſen: 

„Je großartiger und ſtärker die Motive des Krieges ſind, je mehr 
ſie das ganze Daſein der Völker umfaſſen, je gewaltſamer die Spannung 
iſt, die dem Kriege vorhergeht, um ſo mehr wird der Krieg ſich ſeiner 
abſtrakten Geſtalt nähern, umſomehr wird es ſich um das Niederwerfen 
des Feindes handeln, um ſo mehr fallen das kriegeriſche Ziel und der 
politiſche Zweck zuſammen, um fo reiner kriegeriſch, weniger politiſch 
ſcheint der Krieg zu ſein. Je ſchwächer aber Motive und Spannungen 
find, um fo weniger wird die natürliche Richtung des kriegeriſchen 
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Elementes, nämlich der Gewalt, in die Linie fallen, welche die Politik 
gibt, um ſo mehr muß alſo der Krieg von ſeiner natürlichen Richtung 
abgelenkt werden, um ſo verſchiedener iſt der politiſche Zweck von dem 
Ziel eines idealen Krieges, um ſo mehr ſcheint der Krieg politiſch 
zu werden.“ | 

Dies ift alfo die endgültige theoretiſche Faſſung des Grundſatzes 
von der doppelten Natur des Krieges, wie er zuerſt in einer etwas 
rohen und unvollkommenen Geſtalt in der „Nachricht“ von 1827 auf⸗ 
getreten war. Der Unterſchied liegt auf der Hand. Dort eine grobe 
Zweiteilung, die faſt wie ein Verſuch zur Klaſſifikation der Kriege an⸗ 
mutet, wenn auch nicht unterlaſſen wird, auf die vielfachen Übergänge 
zwiſchen den beiden Formen hinzuweiſen; dazu eine Ausdrucksweiſe, 
die dem Mißverſtändnis Vorſchub leiſtet (das ſich auch ſchon 1880 bei 
dem Kommentator v. Scherff findet, Einleitung p. III), als handle es 
ſich bei dieſer Zweiteilung um den Gegenſatz des „hiſtoriſch-gewordenen“ 
Krieges einer überwundenen Epoche und des „abſoluten“ Krieges, der 
ſeit Napoleon Theorie und Praxis beherrſcht — hier dagegen eine 
feingegliederte Funktionenreihe, keine abſoluten, ſondern relative Be⸗ 
ſtimmungen, Unterſchiede der Annäherung an das Prinzip des abſtrakten 
Krieges, eine gleitende Skala mit unendlich vielen Übergängen und 
Schattierungen, beherrſcht durch einen polaren Gegenſatz, deſſen poſitives 
Glied als „Niederwerfung des Feindes“ bezeichnet wird, während das 
andere, negative, namenlos bleibt und nur durch die Annäherung des 
Krieges an die Politik, durch die Entfernung von dem Prinzip der 
Niederwerfung des Feindes, wir könnten wohl auch ſagen: durch das 
Streben nach einer Verſtändigung charakteriſiert wird, wie ſie etwa 
durch die gegenſeitige Ermattung der ſtreitenden Teile oder auch durch 
einen politiſchen Umſchwung oder ſonſtige Urſachen hervorgebracht wird, 
welche die immer ſchwächer gewordene Spannung zwiſchen ihnen vollends 
aufheben. Wenn man die dem letzteren Pol zuſtrebende Art der Krieg⸗ 
führung in Ermangelung eines beſſeren Ausdrucks als „Ermattungs⸗ 
ſtrategie“ bezeichnen wollte, fo wäre klar, daß „Niederwerfung“ und 
„Ermattung“ des Gegners im Sinne Clauſewitzens nicht ſtarre Syſteme, 
ſondern äußerſt bewegliche Prinzipien oder Tendenzen der Krieg⸗ 
führung ſind, eine Auffaſſung, die auch meiner früheren Terminologie 
zugrunde liegt. Allerdings hat Clauſewitz ſelbſt nicht von „Ermattungs⸗ 
ſtrategie“ geſprochen und hat auch in der Ermüdung des Gegners, 
von der er ſpricht, nicht eigentlich das Weſentliche des Gegenteils der 
„Niederwerfungsſtrategie“ ſehen wollen; es lag ihm offenbar gar nichts 
daran, einen beſonderen Namen dafür zu haben. 
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In dem geiſtvollen geſchichtlichen Überblick des 3. Kapitels des 
8. Buches, das man als eine Illuſtration der eben beſprochenen allge⸗ 
meinen Theorie, wenigſtens in dem Sinne betrachten kann, daß die 
hiſtoriſchen Wandlungen der Kriegskunſt als Funktionen der gleich⸗ 
zeitigen Veränderungen im Staatsleben und in den allgemeinen poli⸗ 


tiſchen Weltverhältniſſen dargeſtellt werden, iſt zwar der durchgreifende 


Unterſchied zwiſchen den Kabinettskriegen des akten Europa mit ihren 
beſchränkten Kriegsmitteln und ihren meiſt ebenſo beſchränkten Kriegs⸗ 
zielen und den Volkskriegen der napoleoniſchen Zeit mit ihrer Tendenz 
zur äußerſten Anſpannung der Kräfte und mit dem Ziel der voll⸗ 
ſtändigen Niederwerfung des Feindes ſehr nachdrücklich und ſcharf her⸗ 
vorgehoben werden, aber es iſt doch keine Rede von dem Beſtreben 
zwei dieſen Epochen entſprechende Syſteme als die durchgehenden ſtrate⸗ 
giſchen Grundformen der Weltgeſchichte nachzuweiſen. Im Gegenteil 


wird der Gedanke beſonders betont, daß jede Zeit ihre eigene Art der 


Kriegführung habe und daß auch die abſolute Form des Krieges, wie 
ſie die Epoche Napoleons zeigt, in Zukunft unter Umſtänden wohl 
wieder einmal zurücktreten könne. Die Geſchichte bildet für Clauſewitz 
überhaupt nur den Hintergrund ſeiner Thearie. Dieſe ſelbſt unter⸗ 
ſcheidet die Art der Kriegführung nach Geſichtspunkten, die nicht nur 
aus den allgemeinen Zeitverhältniſſen, ſondern auch aus der beſonderen 
Lage und aus der Natur des Krieges ſelbſt hervorgehen, und ſie ver⸗ 
wendet ganz unbefangen Beiſpiele aus der Kriegsgeſchichte des ſieben⸗ 
jährigen Krieges neben ſolchen der napoleoniſchen Epoche. 

Der beherrſchende Geſichtspunkt aller Strategie iſt für Clauſewitz 
der politiſche Zweck des Krieges, den er von dem kriegeriſchen Ziel 
begrifflich trennt. An dieſem Punkt hängen die Ausführungen des 
erſten Kapitels, wie ausdrücklich hervorgehoben wird (§ 27), mit denen 
des achten Buches zuſammen, das den Kriegsplan für die verſchiedenen 
Arten von Kriegen behandelt. Iſt der politiſche Zweck des Krieges die 
Niederwerfung des Gegners, ſo fällt das kriegeriſche Ziel damit zu⸗ 
ſammen. Das iſt die eigentliche Grundvorſtellung, des Krieges, von 
der man ausgehen muß; alles andere ſind Modifikationen, die durch 
die Umſtände gerechtfertigt werden, die aber immer mit Rückſicht auf 
das ideale Kriegsziel betrachtet werden müſſen. Sind die politiſchen 
Motive und Spannungen nicht ſtark genug, um den Kriegszweck der 
Niederwerfung des Feindes zu begründen, oder muß man im Hinblick 
auf die Machtverhältniſſe der Staaten oder auf die Stärke des ent⸗ 
gegenſtehenden feindlichen Willens davon Abſtand nehmen, ſo handelt 
es ſich um ein „beſchränktes Kriegsziel“. Mit dieſem Wort wird alles 


Vë 


155! Delbrück, Clauſewitz und die Strategie Friedrichs des Großen 155 


das bezeichnet, was nicht unter Niederwerfungsſtrategie fällt. Darin 
ſcheint die alte Zweiteilung noch durch, aber, wie man ſieht, mit viel 
allgemeinerer und nicht mehr mißyverſtändlicher Charakteriſtik. (Es 
iſt, nebenbei bemerkt, eine ganz andere Unterſcheidung als die, welche 
im 6. und 7. Buche zu Grunde liegt, wo von dem Kriege mit oder 
ohne die Abſicht einer großen Entſcheidung die Rede iſt. Dort haben 
wir es offenbar mit einer älteren Geſtalt der Lehre zu tun, die noch 
nicht politiſch, ſondern rein militäriſch orientiert iſt und noch allzu un⸗ 
bedingt in dem Niederwerfungsgedanken gipfelt; ſie wäre wohl eins der 
vornehmſten Objekte für die Umarbeitung geweſen.) Der Krieg mit 
beſchränktem Ziel tritt ein, wenn die Bedingungen für die Niederwerfung 
des Gegners nicht erfüllt ſind; er kann als Angriffs- oder Verteidigungs⸗ 
krieg geführt werden. Im erſten Falle richtet er ſich hauptſächlich auf 
die Eroberung eines Teils des ſeindlichen Landes. Erſcheint der Angriff 
nicht als angezeigt, ſo kommt es zu dem bloßen Verteidigungskrieg, deſſen 
leitende Idee Clauſewitz aber, wie ſchon angedeutet, nicht eigentlich in 
der Ermüdung des Gegners ſehen will, die allerdings auch eine Rolle 
ſpielt, ſondern mehr in dem Abwarten eines günſtigen Moments, wobei 
der Gedanke zugrunde liegt, daß Verteidigung niemals rein paffiv fein 
dürfe, ſondern ſtets darauf bedacht ſein müſſe, jede Möglichkeit zu 
benutzen, um einen offenſiven Vorſtoß zu machen. Man ſieht, daß die 
ganze Einteilung auf einer Abſtufung von Möglichkeiten beruht, ohne 
daß irgendwie ſo unüberſteigliche Schranken gezogen würden, wie ſie 
Delbrück zwiſchen Niederwerfungs⸗ und Ermattungsſtrategie aufrichtet. 
Die Niederwerfung des Gegners erſcheint als das natürliche und höchſte 
Kriegsziel, dem jeder Feldherr zuſtrebt, ſoweit ihn die Umſtände nicht 
daran hindern. Kann er das höchſte Ziel nicht erreichen oder nicht 
einmal ins Auge faſſen, ſo muß er ſich mit dem geringeren, ſchließlich 
mit der bloßen Verteidigung begnügen. Es iſt daher auch kein innerer 
Widerſpruch, daß der ſiebenjährige Krieg und die Strategie Friedrichs 
des Großen bei allen drei Kriegsarten als Beiſpiel erwähnt werden. 
In dem neunten Kapitel, das die Überſchrift führt: „Kriegsplan, wenn 
Niederwerfung des Feindes das Ziel iſt“ wird Seite 581 der konzen⸗ 
triſche Angriff auf Böhmen im Jahre 1757 als ein empfehlenswertes 
Muſterbeiſpiel ausführlich beſprochen. Clauſewitz hatte zwar vorher, 
in der Note zu’ Seite 543, darauf hingewieſen, daß die glänzende 
Möglichkeit, den Krieg mit einem Schlage zu beenden, dem König nicht 
von Anfang an vorgeſchwebt haben könne, aber er nimmt doch ganz 
richtig an, daß ſie ihm etwa ſeit der ungeſchickten Aufſtellung der 
Oſterreicher bei Prag zum Bewußtſein gekommen fei und daß fie zur 
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Wirklichkeit hätte werden können, wenn nicht die Schlacht von Kolin 
verloren gegangen wäre. Damit war Friedrich auf den Standpunkt 
zurückgeworfen, von dem aus er ſonſt ſeine Angriffe auf Oſterreich 
unternommen hatte, auf den Angriff mit beſchränktem Ziel. In dem 
Kapitel, das dieſer Kriegsart gewidmet iſt (dem ſiebenten), werden 
Friedrichs Angriffe auf Schleſien und Sachſen als gelungene Beiſpiele 
eines ſolchen Angriffskrieges erwähnt (S. 572); den breiteſten Raum 
aber nimmt die Beſprechung des ſiebenjährigen Krieges im ganzen in 
dem Kapitel über den Verteidigungskrieg ein (8,8), wo Seite 576 f. 
das allmähliche Herabſinken auf dieſen Standpunkt als ein durch die 
Umſtände gebotenes, keineswegs tadelhaftes ſtrategiſches Verhalten dar⸗ 
geſtellt wird. So dachte Clauſewitz über die verſchiedenen Arten der 
Kriegführung und ihr Verhältnis zu der Strategie Friedrichs des 
Großen. Delbrück iſt alſo nicht im Recht, ſein ſtarres Schema von 
Niederwerfungs⸗ und Ermattungsſtrategie auf die Autorität von Clauſe⸗ 
witz zu ſtützen; er ſtützt es auf eine vorläufige, noch rohe und unvoll⸗ 
kommene, noch dazu mißverſtändlich ausgedrückte und von ihm auch 
wirklich mißverſtandene Außerung von 1827; er hat die angeſtrengte 
Denkarbeit, durch die Clauſewitz in den letzten 21/s Jahren feines 
literariſchen Arbeitslebens zu andern und feineren Formulierungen ge⸗ 
langt war, ignoriert, weil er in jener „Nachricht“ von 1827 
mit Uarecht das letzte Wort des großen Lehrmeiſters über dieſes 
Problem ſah. Sein Schema. der Niederwerfungs- und Ermattungs⸗ 
ſtrategie als der Grundformen alles ſtrategiſchen Handelns iſt alſo nicht 
eine Fortbildung, ſondern eher eine Entſtellung Clauſewitzſcher Ge⸗ 
danken; es bedeutet zwar ſcheinbar eine handgreifliche Vereinfachung, 
tatſächlich aber eine Vergröberung, ja Verfälſchung deſſen, was Clauſe⸗ 
witz über die Verſchiedenartigkeit der Kriege gelehrt hat. 

Ich bin nun zwar weit entfernt, die Lehren von Clauſewitz als 
der Weisheit letzten Schluß in dieſen Fragen auszugeben, aber das 
Fundament bleiben ſie immerhin; und da Delbrück mit Clauſewitz an⸗ 
hebt und mit ihm endet, ſchien es mir notwendig, ſie etwas näher zu 
betrachten, um Folgerungen ablehnen zu können, die zu einem unduld⸗ 
ſamen Dogmatismus zu führen drohen. Am beſten täte man wohl 
daran, wie Clauſewitz ſich mit dem Begriff der Niederwerfung des 
Gegners als dem idealen Ziel des Krieges zu begnügen und auf eine 
poſitive Formulierung des Gegenteils in ſeinen mancherlei Formen und 
Graden überhaupt zu verzichten, weil ja ſein Weſen in der Hauptſache 
nur in der größeren oder geringeren Entfernung von jenem Ziel, nicht 
aber in einem entgegengeſetzten poſitiven Prinzip beſteht. Der funda⸗ 
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mentale Unterſchied zwichen dem Syſtem des Be Curopa und dem 
des 19. Jahrhunderts bleibt davon unberührt. Man kann auch ohne 
weiteres zugeben, daß im ganzen das letztere dem abſoluten Ziel des 
Krieges, der Niederwerfung des Gegners durch Schlachtentſcheidung oder 
Lahmlegung des Wirtſchaftslebens, ſehr viel näher gekommen iſt als 
das erſtere. Aber man wird ſich hüten müſſen, dieſen Unterſchied zu 
einer Klaſſiſikation der Strategie zu verallgemeinern und zwei konſtante 
Arten der Kriegführung zu konſtruieren, die die ganze Weltkriegs⸗ 
geſchichte beherrſchen ſollen. Es genügt, wenn man, wie Clauſewitz in 
ſeinem welthiſtoriſchen Überblick es getan hat, diejenigen Epochen und 
Erſcheinungen hervorhebt, in denen die Kriegführung dem Ziel des 
abſoluten Krieges beſonders nahe gekommen iſt, und im übrigen die 
typiſchen hiſtoriſchen Syſteme zu charakteriſieren verſucht. Tatſächlich 
hat ja auch Delbrück in den früheren Bänden ſeiner Geſchichte der 
Kriegskunſt von ſeinem Schema „Niederwerfungs⸗ und Ermattungs⸗ 
ſtrategie“ nicht eben einen beſonders häufigen und aufdringlichen Ge⸗ 
brauch gemacht. 

Ich glaube alſo, es iſt am beſten, eine poſitive Bezeichnung für 
die dem Niederwerfungsprinzip abgekehrte Seite der Kriegführung ganz 
aufzugeben und weder von Ermattungsſtrategie noch von doppelpoliger 
Strategie im Gegenſatz zur Niederwerfungsſtrategie zu reden, dagegen 
aber die Anſchauung von Clauſewitz und ebenſo von Delbrück in der 
Weiſe zu ergänzen, daß neben der eigentlich militäriſchen auch die mit 
der Betätigung der Flotte eng verbundene wirtſchaftliche Kriegführung 
zu der ihr gebührenden Geltung gebracht wird. Nach heutigen Be⸗ 
griffen iſt die Niederwerfung eines Gegners erſt dann vollkommen, 
wenn er nicht bloß militäriſch wehrlos gemacht, ſondern auch wirt⸗ 
ſchaftlich in ſeiner weiteren Exiſtenz bedroht iſt: das iſt die letzte und 
fürchterlichſte Form des Krieges, die mit ſeinem Charakter als Volks⸗ 
krieg allmählich in die Erſcheinung getreten iſt. Dabei kann das eine 
für das andere eintreten oder eins das andere ergänzen. Man kann 
ſagen: weil Napoleon England nicht militäriſch niederzuwerfen im 
Stande war, ſo verſuchte er es auf wirtſchaftlichem Wege zu tun. 
Daß ihm dies nicht gelang, war der Anfang des Umſchwungs und 
zeigt, daß doch auch er noch nicht den abſoluten Krieg verwirklicht hat 
und daß er vor dem letzten Ziel der Niederwerfung des Feindes ſtehen 
geblieben iſt. Den Gegnern Deutſchlands aber iſt zwar nicht ſeine 
militäriſche, aber ſeine wirtſchaftliche Niederwerfung gelungen, und dieſe 
mußte die militäriſche notwendig nach ſich ziehen. Man braucht dann 
auch im Hinblick auf den Wirtſchaftskrieg den Begriff der Ermattung 
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oder des Manövers nicht. Er gehört ſchon zur vollſtändigen Nieder⸗ 
werfung des Gegners, nicht immer, aber doch unter Umſtänden und im 
Prinzip. Die militäriſche Niederwerfung des Gegners, die Vernichtung 
ſeiner Streitmacht durch eine Schlachtentſcheidung iſt das direkte Ver⸗ 
fahren, das den Gegner perſönlich aufs Korn nimmt; die wirtſchaft⸗ 
liche Lahmlegung iſt eine nicht minder wirkſame Art von indirekter 
Kriegführung, die, mehr dinglicher Natur, darauf gerichtet iſt, dem 
Gegner die Subſiſtenzmittel zu entziehen und ſeinen Widerſtand da⸗ 
durch zu brechen. Die Mittel der modernen Kriegführung im Zeitalter 
der demokratiſchen Maſſenſuggeſtion ſind übrigens damit noch nicht 
erſchöpft: ich erinnere nur an den Verleumdungsfeldzug unſerer Gegner 
und an ihre leider nicht erfolgloſen Verſuche, die inneren Gegenſätze 
in unſerem Volke zu verſchärfen und zur Exploſion zu bringen. Es 
Teint faſt, als ob im Zeitalter der, ausgebildeten Volkskriege eine 
innere Revolution dazu gehöre, den Zuſammenbruch des egen voll- 
fändig zu machen. 


II. 


Nach dieſen allgemeinen Erörterungen über die Terminologie 
wenden wir uns nun zu einigen konkreten Fragen, die im Anſchluß 
an das Politiſche Teſtament von 1768 von Delbrück berührt worden 
ſind. Es handelt ſich um die Ausſage über den Feldzugsplan von 
1757, um die Anſicht Friedrichs von den verſchiedenen Arten der 
Kriegführung, um die Frage, ob er wirklich, wie Delbrück behauptet, 
in dem militäriſchen Teil des Politiſchen Teſtaments von 1768 von 
der Schlacht überhaupt abgeraten habe, endlich um ſeine gie 
Normalidee für einen Krieg gegen Oſterreich. 

Delbrück beſtreitet, daß Friedrich 1757 in Böhmen „mit dem Ziel 
einer Entſcheidungsſchlacht bei Prag“ einmarſchiert ſei. Friedrich ſelbſt 
ſtelle es zwar in dem Teſtament von 1768 ſo dar; aber dieſe Auf⸗ 
zeichnung ſtehe in vollem Widerſpruch mit den urkundlichen Zeugniſſen 
und ſtimme auch nicht ganz überein mit den eigentlichen, fünf Jahre 
früher aufgezeichneten, dieſer Zeit gewidmeten Memoiren, der Geſchichte 
des ſiebenjährigen Krieges. Ein vollwidtiges Zeugnis ſei alſo dieſe 
Ausſage von 1768 ganz gewiß nicht!). 


J) Ich füge die in Betracht kommende Stelle hier in Überſetzung bei. Sie 
ſteht in den Teſtamenten S. 161 und auch ſchon in den „Miscellaneen“ S. 143. 
„Die großangelegten Feldzugspläne ſind unſtreitig die beſten, weil man 
bei der Ausführung bald merkt, was davon nicht zu verwirklichen iſt, und weil man 
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Es wäre ſehr merkwürdig, wenn Friedrich in dem Teſtament von 
1768 ſo ſtark von der Wahrheit abgewichen ſein ſollte. Ein Motiv 
dafür wäre kaum zu entdecken; Delbrück hat ſich auch gar nicht bemüht, 
eins zu finden. Bei Napoleon I. und bei Cäſar ijt derartiges ver⸗ 
ſtändlich, weil hier die Motive der Fälſchung auf der Hand liegen; 
aber Friedrich würde, wenn man in Delbrücks Gedankenkreis bleibt, 
ganz ohne Not ſeinen Ruhm als Koryphäe der „Ermattungsſtrategie“ 
verſcherzt haben, um ſich als Stümper der „Niederwerfungsſtrategie“ 
zu drapieren. ke 


Die von’ Delbrüd behaupteten Widerſprüche zu der ſonſtigen 
Quellenüberlieferung ſind nun aber meiner Anſicht nach gar nicht vor⸗ 
handen. Was zunächſt den Bericht in den Denkwürdigkeiten über den 
ſiebenjährigen Krieg betrifft, ſo ſtimmt er aufs beſte mit der Dar⸗ 
ſtellung des Teſtaments zuſammen. Dort heißt es zu Anfang des 
ſechſten Kapitels, nachdem die Stellung der vier preußiſchen Korps ge⸗ 
kennzeichnet worden iſt: „Nach dem Feldzugsplan ſollten die vier Korps 
gleichzeitig in Böhmen eindringen und auf verſchiedenen Wegen bei 
Prag zuſammentreffen, das als Vereinigungspunkt galt.“ Die Ver⸗ 
wirrung, die durch dieſen allgemeinen Vormarſch bei den in ihren 
Quartieren zerſtreuten feindlichen Korps hervorgerufen werden würde, 
die Überrumpelung einzelner Teile, Sondergefechte mit andern, wodurch 
ein Teil von ihnen aufgerieben werden könnte, würde den Preußen 
für den ganzen Feldzug von vornherein das Übergewicht geben. „Auch 
konnte es zu einer Entſcheidungsſchlacht kommen, die bas Schickſal des 
ganzen Krieges beſtimmte.“ | 


Meiner Anſicht nach ift die Übereinſtimmung fo vollſtändig, wie 


doch immer weiter kommt, wenn man ſich auf das beſchränkt, was daran aus⸗ 
führbar bleibt, als wenn man nur einen kleinen Plan entwirft, der niemals zu 
etwas Großem führt. Zum Beiſpiel: im Jahre 1757, als wir in Böhmen ein⸗ 
drangen, war mein Plan, von den Enden dieſes Reiches her alle öſterreichiſchen 
Truppen aufzuſcheuchen, um ſie in der Mitte zu verſammeln. Eine Schlacht 
ſchien in dieſem Falle über das Schickſal des Krieges entſcheiden zu können. 
Was dieſen Plan ſcheitern ließ, das war der Umſtand, daß die Schlacht von 
Prag, die allerdings durch unſere Truppen gewonnen war, die ganze Armee 
des Prinzen Karl nach Prag hineinwarf und deſſen Belagerung dadurch un» 
möglich machte. Zum zweiten verloren wir die Schlacht von Kolin. Aber wenn 
wir ſie gewonnen hätten, ſo hätten ſich die von Prag auf Gnade und Ungnade 
ergeben müſſen; die Franzoſen würden es nicht darauf haben ankommen laſſen, 
den Rhein zu überſchreiten; die Ruſſen wären an ihren Grenzen in Kurland 
ſtehen geblieben; und der Wiener Hof hätte Frieden geſchloſſen zu Bedingungen, 
die man ihm hätte diktieren können.“ 
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man ſie nur erwarten kann, wenn man den Unterſchied einer hiſtoriſchen 
Erzählung und eines ſtrategiſchen Räſonnements in Betracht zieht. Ich 
weiß nicht, worin Delbrück die Abweichung ſehen will. Daß die 
Entſcheidungsſchlacht nur als eine Möglichkeit, nicht als abſolut ſicher 
aufgefaßt wird, ſtimmt durchaus zu den Worten von 1768: „Eine 
Schlacht ſchien in dieſem Falle über das Schickſal des Krieges ent⸗ 
ſcheiden zu können.“ Der Feind konnte ja ausweichen, ſeine Magazine 
verloren geben und ſich aus Böhmen verjagen laſſen. Den Wünſchen 
des Königs entſprach das freilich nicht. Sein Wunſch und ſeine Hoff⸗ 
nung war die Entſcheidungsſchlacht. 

Das geht auch aus den ſonſtigen urkundlichen Beugniffen hervor 
oder widerſpricht ihnen wenigſtens nicht. Daß der König in der Zeit 
der Vorbereitung mit Verlautbarungen über ſeinen Plan ſehr vorſichtig 
war, verſteht ſich von ſelbſt. In den Denkwürdigkeiten, an der Stelle, 
wo er den Kriegsplan auseinanderſetzt, bemerkt er ausdrücklich, wie 
großen Wert er auf ſeine Geheimhaltung gelegt habe. Nicht nur die 
Feinde ſollten nichts davon erfahren, auch die Armee ſelbſt ſollte in 
völliger Unkenntnis bleiben, um nicht durch Unachtſamkeit Schaden zu 
ſtiften. Kaum ein Dutzend Perſonen gehörten zu den Eingeweihten, 
und jeder von ihnen erfuhr nur ſoviel, wie für ſeine Rolle nötig war. 
Alle Mitteilungen des Königs aus dieſen Tagen muß man darauf an⸗ 
ſehen, für wen ſie beſtimmt waren und welchem Zweck ſie dienen ſollten. 
Enthalten ſie nicht den vollen Plan, wie er in dem Politiſchen Teſta⸗ 
ment und in dem Geſchichtswerk hervortritt, ſo iſt zu fragen, ob nicht 
ein nahe liegender Grund den König zur Zurückhaltung beſtimmt hat. 
Befolgt man dieſe — meiner Anſicht nach einzig geſunde — kritiſche 
Methode, ſo verſchwinden die Widerſprüche, von denen Delbrück ſpricht 
und auf Grund deren er das Zeugnis des Politiſchen Teſtaments um⸗ 
ſtoßen will. Am wichtigſten iſt hier wohl der eigenhändige Brief 
Friedrichs an den König von England vom 10. April 1757 (P. C. 14, 
487 f.), in welchem er dem Verbündeten über die Pläne des Feindes 
und über ſeine eigenen Abſichten berichtet. Wie ein Leitmotiv klingt 
der erſte Satz, der zugleich die Tendenz des Briefes charakteriſiert: 
„Primo, Gründe des Krieges und Gründe der Politik zwingen mich 
meinem Feinde zuvorzukommen, um ſeine Pläne zu vereiteln und um 
ihm einen großen Schlag beizubringen (frapper un grand coup), der 
meine Freunde ermutigt, meine Feinde ſtutzig macht, den Furchtſamen 
Sicherheit gibt unde die Souen zu meinen Gunſten entſcheidet.“ Es 
folgt eine Skizze der Operationen bis zur Überſchreitung der Eger 
und Wegnahme des Magazins von Schlan (nördlich von Prag) durch 
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die Armee des Königs und bis zum Marſche Schwerins auf Leitmeritz. 


Dann heiß es: „Browne wird in die äußerſte Verwirrung geraten, 


wenn er hört, daß wir von allen Seiten her in Böhmen eindringen. 


Seine Truppen werden von allen Seiten fliehen, um ſich mit ihm zu 
vereinigen. Er wird ſich in Gefahr ſehen, alle ſeine Magazine zu ver⸗ 
lieren, und das wird ihn zwingen, außerhalb Piner feſten Stellung zu, 
kämpfen. Seine Truppen werden ſchon durch die Flucht entmutigt 
ſein, ſo daß ich guten Grund habe auf einen glücklichen Erfolg dieſer 
Unternehmung zu hoffen.“ Wenn alles gut gehe, ſo hofft er, „dieſe 
furchtbare öſterreichiſche Armee“ gegen Mitte Mai über die Beraun 
(ſüdlich von Prag) zurückgeworfen zu haben, ſo daß er dann im Stande 
ſein würde, Entſendungen gegen Ruſſen und Franzoſen vorzunehmen 
und feinen Bundesgenoſſen da, wo es nötig ſein follte, zu helfen — 
worauf es natürlich dem engliſchen König in erſter Linie ankam. 

Es iſt zuzugeben, daß dieſe Mitteilung den innerſten Wunſch und 
die Hoffnung Friedrichs auf eine Entſcheidungsſchlacht nicht ebenſo 
deutlich hervortreten läßt wie die Memoiren und das Teſtament. Aber 
hatte der König nicht guten Grund, hier Zurückhaltung zu üben? 
Der große Erfolg, den er im Stillen erhoffte und der zu jenen Zeiten 
etwas ganz Außerordentliches und Seltenes war, hing doch davon ab, 
ob der Gegner ſich mit ſeiner ganzen Macht zum Kampfe ſtellte und 
ob die Umſtände eine Steigerung des Sieges bis zum höchſten Effekt 
zulaſſen würden. Hätte er dem engliſchen Bundesgenoſſen gegenüber 
mit Vorſchußlorbeeren prahlen ſollen, indem er geradezu einen den 
Krieg entſcheidenden Sieg in Ausſicht ſtellte? Wie würde dann 
ſpäter die Nachricht von einem geringeren Erfolge gewirkt haben? 


Er zog es vor, nur einen ſolchen Erfolg als vorherbedacht und be⸗ 
abſichtigt in feinen Plan aufzunehmen, deſſen er ziemlich ſicher fein. 


konnte: nämlich die Verjagung der Oſterreicher aus Böhmen, zunächſt 
ihre Zurückdrängung hinter die Beraun bis Mitte Mai und die Mög⸗ 
kichkeit, dann ſeinen Verbündeten Unterſtützungen zu ſenden, wo es 
Not tue. Auch das war ſchon genug, um die moraliſchen Wirkungen 
hervorzubringen, auf die es ihm im Moment ankam; er konnte auch 
das wohl als einen „großen Schlag“ bezeichnen. Wurde dann der 
Erfolg noch größer, deſto beſſer für ihn und ſein Anſehen bei den Ver⸗ 
bündeten. Auf denſelben Ton waren natürlich auch die Mitteilungen 
geſtimmt, die er — ſchon am 4. April — dem britiſchen Miniſter 
Mitchel machte über den „coup d'éclat“, den er vorhabe (P. C. 14, 460). 
Ebenſo auch die Andeutung für den in Oſtpreußen kommandierenden 
General Lehwaldt in dem Poſtſkript vom 5. April, das aber noch viel 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 1. 11 
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allgemeiner gehalten ijt und nur den Zweck verfolgt, den General davor 
zu bewahren, daß er ſich „durch keine falſche Zeitungen imponieren“ 

laſſe (P. C. 14, 470). Erſt am 16. April, unmittelbar vor dem Ein⸗ 
marſch, erhält Lehwaldt etwas nähere Mitteilungen über den Plan, auch 
er in dem Sinne, daß zunächſt nur der kleinere Erfolg, die Verjagung 
der Oſterreicher aus Böhmen, in Ausſicht genommen wird. Auch hier 
mußte darauf Rückſicht genommen werden, daß keine allzu großen Er⸗ 
wartungen erregt und durch geringere Erfolge nachher enttäuſcht würden, 
was leicht zu einer Herabſtimmung der Zuverſicht hätte führen können, 
deren Erhöhung und Erhaltung doch damals gerade für den König der 
eigentliche Zweck der Mitteilung war. Wie ſehr es ihm ſelbſt aufs 
Schlagen ankam, wie er in einem womöglich umfaſſenden Angriff und 
in einer möglichſt vollſtändigen Niederlage des öſterreichiſchen Heeres 
den eigentlichen Kern ſeines „grand coup“ erblickte, das geht aus der 
Korreſpondenz mit Schwerin hervor, namentlich aus den Weiſungen 
vom 3., 11., 14., 29. April (P. C. 14, 459, 489, 504, 529), 2. Mai 
(P. C. 15, 2). Vergleicht man alle dieſe Zeugniſſe miteinander, und 
achtet man dabei auf die Umſtände und Abſichten, denen ſie entſprungen 
find, jo ergeben fic) keine Widerſprüche, ſondern trotz verſchiedener 
Nuancierung im Grunde doch eine vollkommene Übereinſtimmung; 
nur muß man das, was im Moment der Handlung ſelbſt aus leicht⸗ 
begreiflichen Rückſichten unausgeſprochen blieb, ergänzen aus den ſpäteren 
intimen Außerungen über Plan und Abſicht des Königs. Dieſe müſſen 
jene fragmentariſchen oder durch beſondere Erwägungen gefärbten Mit⸗ 
teilungen erſt in das rechte Licht ſetzen, ſie gewiſſermaßen von innen 
heraus erhellen. Dabei mag immerhin zugegeben werden, daß die kurze 
zuſammenfaſſende Formulierung dieſer ſpäteren Außerungen nur ein 
ungenaues, ſchematiſches Bild gibt, das nicht allen Einzelheiten und 
Wechſelfällen der Operationen gerecht wird. Aber auf dieſe braucht 
hier nicht eingegangen zu werden; die Generalidee iſt doch, ſoweit das 
überhaupt möglich iſt, zutreffend darin angedeutet; die Anſicht Delbrücks, 
wonach die Schlacht von Prag eigentlich mehr ein Produkt zufälliger 
Umſtände, eines durch das Verhalten des Feindes notwendig gewordenen 
Abweichens Schwerins von der ihm vorgeſchriebenen Marſchlinie geweſen 
wäre, geht meines Erachtens viel zu weit. Daß die Einſchließung der 
ganzen öſterreichiſchen Armee nach der Schlacht von Friedrich weder 
beabſichtigt, noch ihm eigentlich erwünſcht war, iſt richtig und wird auch 
durch das Zeugnis des Teſtaments belegt. Eine Zertrümmerung der 
fliehenden Armee wäre entſchieden mehr nach ſeinem Sinne geweſen. 
Zu einer förmlichen Belagerung reichten ſeine Kräfte nicht aus, 
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namentlich bei dem Heranrücken der letzten öſterreichiſchen Armee unter 
Daun. Immerhin aber hat Friedrich jetzt die Möglichkeit, die ganze 
Armee in Prag gefangen zu nehmen, ins Auge gefaßt, und die Aus. 
ſicht auf die entſcheidenden Folgen eines neuen Sieges iſt eines der 
Motive geweſen, die ihn zu dem ungleichen Kampfe bei Kolin beſtimmt 
haben. Das iſt in den Denkwürdigkeiten nachdrücklich ausgeſprochen. 
Auch darin geht Delbrück viel zu weit, daß er die Schlacht von Kolin 
als ein bloßes Notprodukt auffaßt und daß er die Anſicht vertritt, ſie 
ſei überhaupt nicht zu gewinnen geweſen. Was Delbrück auch ſagen mag, 
man hat bei ſeinen Erörterungen den Eindruck, daß er hier (wie auch 
anderswo) die Entwürfe Friedrichs herabzumindern beſtrebt iſt, um ſie 
nicht allzuweit über das gewöhnliche Niveau ſeiner „Ermattungsſtrategie“ 
ſich erheben zu laſſen. Er glaubt freilich dem Feldherrnruhme Friedrichs 
damit einen Dienſt zu leiſten und behauptet, daß diejenigen ihn herabſetzen, 
welche meinen, daß er mit dem Feldzuge von 1757 zur „Niederwerfungs⸗ 
ſtrategie“ übergegangen ſei (S. 394 f.). Die Argumente, die er dafür 
anführt, ſind aber wenig ſtichhaltig. Das erſte beſteht darin, daß, wenn 
Friedrich den Niederwerfungsgedanken verfolgt hätte, man ihm den Vor⸗ 
wurf machen müßte, daß er ſich dazu erſt bekehrt habe, als es zu ſpät war. 
„Im erſten Jahre des Krieges hätte er möglicherweiſe auf dieſem Wege 
zum Ziele gelangen können, als die Oſterreicher noch ungerüſtet waren; 
im Jahre 1757 war das Übergewicht der Preußen, wie der Erfolg be⸗ 
ſtätigt hat, nicht mehr groß genug.“ Im Jahre 1756 handelte es 
ſich für Friedrich vor allem darum, ſich in Sachſen die feſte Baſis zu 
ſchaffen, ohne die eine erfolgreiche Kriegführung mit Oſterreich über⸗ 
haupt nicht möglich war. Wer ihm aber zumutet, daß er dann Ende 
Oktober noch einen Feldzug zur Niederwerfung Oſterreichs hätte be⸗ 
ginnen ſollen, der würde vorausſetzen, daß er unter ähnlichen Be⸗ 
dingungen wie Napoleon hätte handeln können, wovon doch keine Rede 
ſein kann. Der Niederwerfungsgedanke nimmt eben im Zeitalter 
Friedrichs andere Formen an, als im Zeitalter Napoleons. Übrigens 
waren die Oſterreicher im Herbſt 1756 keineswegs ungerüſtet; und 
wären ſie es geweſen, ſo wäre ein leichter Sieg des Preußenkönigs 
ſchwerlich von nachhaltigen Folgen geweſen. Außerdem wiſſen wir ja, 
daß Friedrichs Idee ſelbſt 1757 im Anfang noch auf eine ſtrategiſche 
Defenſive in Sachſen gerichtet war; wir kennen ja ganz genau die 
Entſtehung des böhmiſchen Invaſionsplanes und wiſſen, daß er auf 
eine Anregung von Winterfeld zurückgeht. Alſo den Vorwurf muß 
ſich Friedrich jedenfalls gefallen laſſen — wenn es ein Vorwurf iſt —, 
daß er den Plan zu ſeinem großen Schlage von 1757 nicht ſchon zu 
11 * 
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Anfang des Krieges gefaßt hat. Das Weſentliche ift, daß er bis an 
die Grenzen des Möglichen geht, und um ſo weit gehen zu können, 
einen Plan macht, der vielleicht darüber hinausgeht. Darin ſehe ich 
die Wirkung des Niederwerfungsgedankens, wie er in der Aufzeichnung 
des Teſtaments ſich enthüllt. Dabei iſt aber Friedrich vorſichtig genug, 
dieſen feinen innerſten Gedanken, der natürlich auch erſt in der Aus⸗ 
führung ſich völlig ausgeſtalten konnte, geheim zu halten und in ſeinen 
Mitteilungen, wie es oben im einzelnen dargelegt worden iſt, nur den 
kleineren Erfolg, die Verjagung der Oſterreicher aus Böhmen, in Aus⸗ 
ſicht zu ſtellen, während er im ſtillen den größeren einer Entſcheidungs⸗ 
ſchlacht im Auge hatte. Damit erledigt ſich das zweite Argument 
Delbrücks, man müßte, wenn man Friedrich den Niederwerfungs⸗ 
gedanken unterſchiebt, annehmen, daß ſich der König des Weſens und 
der Tragweite ſeines eigknen Planes gar nicht bewußt geworden ſei. 
Dabei verweiſt Delbrück auf die Briefe an den König von England 
und an den Feldmarſchall Lehwaldt vom 10. und 16. April, die wir 
eben beſprochen haben, und vergißt ganz, daß es ja doch der König 
ſelbſt iſt und nicht irgendein moderner Hiſtoriker, der den Feldzugs⸗ 
plan von 1757 in der von ihm bekämpften Weiſe charakteriſiert hat. 
„Niederwerfung“ iſt freilich ein relativer Begriff; es kommt auf die 
moraliſche Kraft zum Widerſtand an, auf die der Sieger trifft; nach 
dieſer wird ſich das Maß des phyſiſchen Zwanges regulieren müſſen. 
Damit kommen wir zu dem dritten Argument Delbrücks: Friedrich 
würde ſich eines Fehlers in der Abſchätzung der beiderſeitigen Kräfte 
ſchuldig gemacht haben; denn auch wenn er die Schlacht bei Kolin ge⸗ 
wonnen hätte, würde die tapfere Maria Thereſia keinen Frieden geſchloſſen 
haben. Das iſt möglich; aber wer will es beweiſen? Friedrich hat jeden⸗ 
falls das Gegenteil geglaubt; und er kannte doch ſeine Gegnerin und 
hatte bereits zweimal mit ihr Frieden geſchloſſen. Auch wußte er allein, 
welche Bedingungen er geſtellt haben würde, und hat ſich nicht darüber 
geäußert. Jedenfalls aber muß auch hier wieder betont werden, daß 
es Friedrich ſelbſt iſt und nicht irgendein moderner Hiſtoriker, der den 
Feldzug in dieſe Perſpektive geſtellt hat. Er hat ſich alſo des ſchweren 
Fehlers, von dem ihn Delbrück befreien will, unter allen Umſtänden 
ſchuldig gemacht. Überhaupt: der Rettungsverſuch Delbrücks iſt ver⸗ 
fehlt: der „Ermattungsſtratege“ Friedrich iſt durch die Außerung in 
dem Politiſchen Teſtament von 1768 unrettbar kompromittiert. Oder 
ſollte etwa an dem Schema Delbrücks nicht alles in Ordnung ſein? 
Sollte es möglich ſein, daß ein Feldherr auch unter den Bedingungen 
der Kriegführung, wie ſie die Mitte des 18. Jahrhunderts auf dem 
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europäiſchen Feſtlande mit ſich brachte, einmal den Gedanken der 
Niederwerfung ſeines Feindes faſſen und bis zu einer gewiſſen Grenze 
verfolgen konnte? Friedrich iſt freilich mit dieſem Plan geſcheitert, und 
vielleicht hat Delbrück darin Recht, daß es unter den Vorausſetzungen, 
an die damals die Kriegführung gebunden war, nicht anders möglich 
war. Aber was möglich oder unmöglich iſt, wird in der Geſchichte 
unter Umſtänden doch nur durch einen Verſuch entſchieden. Darin 
eben beſteht das Weſen des Genies, daß es die herkömmlichen Grenzen 
des für möglich Geltenden nicht ſo ängſtlich reſpektiert wie die An⸗ 
hänger einer methodiſchen Routine. Das hat Delbrück ſelbſt in der 
Gegenüberſtellung Bonapartes und Moreaus ſehr einleuchtend gezeigt. 
Die Anziehungskraft des natürlichen höchſten Kriegszieles, der Nieder⸗ 
werfung des Feindes, führt den großen Feldherrn bis an die Grenze 
der Möglichkeiten, die durch ſeine Kriegsmittel und die allgemeinen 
Zeitverhältniſſe bedingt ſind. Friedrich konnte in dieſer Beziehung 
lange nicht ſo weit gehen wie Napoleon; aber er konnte ſchon weiter 
gehen als manche Zeitgenoſſen, mit Rückſicht auf die unvergleichliche 
Schlagfertigkeit ſeines Heeres, auf die Qualität ſeiner Offiziere, auf 
die Exaktheit ſeiner Verpflegungsmaſchinerie, ſchließlich auch unter dem 
Druck der Not, die ihn zwang, alles zu tun, um ſeinem doch nur 
ſchwachen und kleinen Staat die ungeheuer ſchwere Belaſtungsprobe 
eines langwierigen Dreifrontenkrieges zu erſparen. Nur in dieſem 
Sinne rede ich bei dem Feldzugsplan von 1757 von Niederwerfungs⸗ 
ſtrategie. Ich bin weit entfernt, damit Friedrich ein⸗ für allemal zum 
„Niederwerfungsſtrategen“ ſtempeln zu wollen. Das war ja am Ende 
auch Napoleon nicht! 

Indem ich dieſes ſchreibe, erinnere e ich mich, doch auch bei Delbrück 
eine Auffaſſung Friedrichs gefunden zu haben, die eine gewiſſe Ahn⸗ 
lichkeit mit dem beſitzt, was mir vorſchwebt. Sie ſteht auf Seite 492 
ſeines vierten Bandes. Er ſagt da mit Hinweis auf die in Rede 
ſtehende Stelle des Teſtaments, wo der Feldzugsplan von 1757 als 
Beiſpiel angeführt iſt: „Mit vollem Bewußtſein entwarf er zunächſt 
Pläne, die über das Mögliche hinausgingen, um unter keinen Um⸗ 
ſtänden unter dem Möglichen zu bleiben. Die harten Tatſachen ſetzten 
ihre Grenzen; er wußte, daß. fie es tun würden und wollte, daß es 
ſo ſei.“ Gegen dieſe Auffaſſung habe ich nichts einzuwenden; auf 
dieſer Linie könnte ich mich mit Delbrück wohl vereinigen, und die 
Differenz bliebe dann, wenigſtens was Friedrich anbelangt, nur noch 
ein Streit um Worte. Aber hat Delbrück dieſe Auffaſſung nicht wieder 
verleugnet, indem er das Zeugnis des Teſtaments über den Feldzug 
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von 1757 umſtoßen will und die Theſe vertritt, daß dieſer Feldzug 
in Wahrheit gar nicht ſo groß angelegt geweſen ſei, wie es nach dem 
Teſtament erſcheint? Und warum macht Delbrück erſt hier, in dem 
Kapitel über die napoleoniſche Strategie, Gebrauch von dieſer funda⸗ 
mental wichtigen Stelle? Warum nicht ſchon bei der Blütenleſe aus 
Friedrichs theoretiſchen Schriften Seite 360, warum nicht bei den Er⸗ 
örterungen über den Feldzug von 1757 Seite 392? War die Störung 
hier zu unbequem? 

Friedrich legt in den ſtrategiſchen Erörterungen des P. T. von 
1768 die deutliche Einſicht an den Tag, daß es für ihn und ſeine 
Nachfolger zwei Arten von Kriegführung gebe, zwiſchen denen ſie 
wählen müßten. Die eine iſt die mit den großen Plänen, die dem 
natürlichen Ziel des Krieges zuſtrebt; ich möchte ſie die ideale nennen, 
weil ſie dem Feldherrn immer als die an ſich beſte vor Augen ſtehen 
ſoll. Die andere, die der kleinen Pläne, iſt bedingt durch die not⸗ 
gedrungene Anpaſſung an die Kriegführung der Oſterreicher, die eine 
entſcheidende Schlacht im offenen Gelände wegen der taktiſchen Über⸗ 
legenheit der preußiſchen Truppen vermeiden und vielmehr nach der 
von Daun ausgebildeten Methode den Angriff in feſten Stellungen 
erwarten; das iſt die mehr realiſtiſche Art, wie in der nächſten Zeit 
der Krieg geführt werden muß; große Erfolge auf einen Schlag ſind 
in dieſem Stellungskrieg nicht zu erringen, man muß ſuchen, kleine 
Erfolge zu ſummieren. Das Delbrückſche Prinzip der Doppelpoligkeit 
trifft auf dieſe Unterſcheidung nicht recht zu; ich habe früher vorgezogen, 
fie durch den Unterſchied von Niederwerfungs⸗ und Ermattungsſtrategie 
im Sinne Koſers zu charakteriſieren. Koſer lehnt ſeinen Sprachgebrauch 
an eine Vergleichung an, die Friedrich ſelbſt im Antimachiavell zwiſchen 
der Kriegführung des Fabius und des Hannibal macht; es iſt oben 
ſchon die Rede davon geweſen. Dies iſt die embryonale Form der 
Unterſcheidung zweier Arten der Kriegführung bei Friedrich. Die eben 
gekennzeichnete des Politiſchen Teſtaments von 1768 iſt auf Grund 
konkreter Erfahrungen modifiziert oder umgebildet. Daß ſie an Clauſe⸗ 
witz erinnert, an den Angriff eines Kriegstheaters mit und E Ent⸗ 
ſcheidung, mag auch noch hervorgehoben werden. 

In ſeiner Schrift über Feldzugspläne von 1775 unterſcheidet 
Friedrich drei Arten von ſolchen: 1. in der Offenſive, wo eine gewiſſe 
Überlegenheit des Angreifers vorausgeſetzt wird; 2. bei gleichverteilten 
Kräften; 3. in der Verteidigung, wo der Gegner als überlegen an⸗ 
genommen wird. Die Einteilung hat offenbar auch wieder eine ge⸗ 
wiſſe Ahnlichkeit mit der von Clauſewitz in ſeinem achten Buche: 
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1. Angriff, wo Niederwerfung des Feindes beabſichtigt wird; 2. An⸗ 
griff mit beſchränktem Ziel; 3. Verteidigung. Über die Pläne ſeiner 
erſten Art ſagt Friedrich: „Der erſte Grundſatz eines Offenſivkrieges 
iſt, ſeinen Plan groß anzulegen, damit er im Falle des Gelingens be⸗ 
deutende Folgen hat. Verſetzt dem Feind ſtets empfindliche Schläge 
und plänkelt nicht nur an ſeinen Grenzen herum. Der einzige Zweck 
des Kriegführens iſt, den Gegner baldmöglichſt zum Abſchluß eines 
vorteilhaften Friedens zu zwingen.“ Das iſt dieſelbe Idee, die im 
Teſtament von 1768 bei der Empfehlung der großangelegten Feldzugs⸗ 
pläne zu Grunde liegt. Ich habe, wie geſagt, dieſe Idee durch einen 
Hinweis auf die „Niederwerfungsſtrategie“ erläutern zu dürfen ge⸗ 
glaubt, und ſehe keinen Grund, davon abzugehen; dabei erkenne ich 
gern an, daß die Niederwerfung des Feindes bei Friedrich keine ſo 
radikale Bedeutung haben würde wie bei Napoleon, deſſen Friedens⸗ 
ſchlüſſe aber in dieſer Hinſicht auch recht erhebliche Gradunterſchiede 
aufweiſen. Natürlich ziehe ich dann auch die Konſequenz, daß von dem 
Prinzen Eugen, den Friedrich als ſein Vorbild und als Meiſter der 
großen ſtrategiſchen Entwürfe zitiert, dasſelbe gilt wie von Friedrich 
ſelbſt. Auch er iſt von dem natürlichen und höchſten Kriegsziel, dem 
der Niederwerfung des Feindes, ſtärker angezogen worden, als die 
meiſten andern zeitgenöſſiſchen Feldherrn; ſeine Erfolge ſind ſogar 
größer geweſen als die Friedrichs. Auch Guſtaf Adolf und Karl XII. 
gehören zu dieſen Gipfeln der Kriegskunſt im alten Europa, ſo viel 
auch gegen den Überſchwang des letzteren einzuwenden fein mag. Ich 
ſehe auch nicht ein, weswegen ich nicht zugeben ſollte, daß gewiſſe Rat⸗ 
ſchläge und Forderungen des Kaiſers Franz und des ruſſiſchen Staats⸗ 
rats auf dem Niederwerfungsgedanken beruhen; „Niederwerfungs⸗ 
ſtrategen“ aber waren ſie deshalb nicht, ſchon weil ſie überhaupt keine 
Strategen waren, höchſtens Zimmerſtrategen. Bei Daun und Soubiſe 
ſcheint mir die Sache doch ſo zu liegen, daß ihre Entwürfe mehr von 
taktiſcher, als von ſtrategiſcher Bedeutung waren; würde mir aber nach⸗ 
gewieſen, daß ſie beabſichtigt hätten, entſcheidende Schläge zu führen, 
die dem Kriege ein Ende machten, ſo würde ich auch bei ihnen von 
„Niederwerfungsſtrategie“ ſprechen. Man kann wohl den Nieder⸗ 
werfungsgedanken einmal verfolgen und doch ein mittelmäßiger Feld⸗ 
herr ſein. „Niederwerfungsſtratege“ iſt auch kein „character in- 
delebilis“. ; 
Bei Friedrichs großen Plänen ſpielt die Entſcheidungsſchlacht 
natürlich eine ausſchlaggebende Rolle, und ich begreife nicht, wie Del⸗ 
brück trotzdem öfter mit Berufung eben auf das Teſtament von 1768 
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die Behauptung hat aufftellen können, die auch in ſeinem gegen mich 
gerichteten kritiſchen Exkurs wiederkehrt, daß Friedrich in eben dieſem 
Teſtament die Schlacht überhaupt widerraten habe. Er widerrät nur den 
Angriff auf feſte Stellungen des Feindes, einmal wegen der unverhältnis⸗ 
mäßig großen Verluſte, die er mit ſich bringt, und zweitens, weil der 
Sieg wegen der Schwierigkeit der Verfolgung hier nicht gehörig aus⸗ 
gebeutet werden kann. Er empfiehlt ſtatt deſſen die Summierung 
kleiner Erfolge, die ohne großen Einſatz zu erringen ſind. Nur im 
äußerſten Notfall ſoll der Feldherr in ſolcher Lage eine große Schlacht 
liefern, und dann auch nur mit allen taktiſchen Vorſichtsmaßregeln, im 
umfaſſenden Flügelangriff unter Vorausſendung aufgelöſter Frei- 
bataillone als Schützenſchwärme (Tirailleure). Die Warnung vor der 
Schlacht bezieht ſich alſo nur auf den Stellungskrieg, der freilich nach 
Friedrichs Annahme die gewöhnliche Art der Kriegführung ſein wird, 
zu der die Preußen von den Oſterreichern ſich gezwungen ſehen werden. 
Ganz dieſelben Ausführungen begegnen uns auch in der Einleitung 
zu der Geſchichte des ſiebenjährigen Krieges; auch hier warnt der 
König vor dem verlaſtreichen und wenig ergiebigen Angriff feſter 
Stellungen; auch hier rät er, lieber auf die Häufung kleiner Erfolge 
auszugehen; auch hier will er die Schlacht nur im äußerſten Notfall 
wählen, wie man dem Kranken ein Brechmittel gibt, wenn ſonſt nichts 
mehr hilft. Aber alles das gilt nur von der zweiten Art des Krieges, 
wie ſie im Politiſchen Teſtament von 1768 charakteriſiert wird, von 
dem Stellungskrieg, bei dem der Feind keine Gelegenheit zur Schlacht 
im offenen Felde gibt. Der ganze Abſchnitt wird eingeleitet mit den 
Worten: „Wahrſcheinlich werden die öſterreichiſchen Generale nicht von 
der Methode des Feldmarſchalls Daun abgehen, die unſtreitig gut iſt. 
In einem künftigen Kriege werden ſie alſo wieder auf gute Stellungen 
bedacht ſein, genau wie in dem eben beendeten.“ Von dieſer Voraus⸗ 
ſetzung ſind alle die folgenden Erörterungen und Ratſchläge beherrſcht. 
Es handelt ſich alſo hier nur um die zweite Art des Krieges, die, bei 
der man ſich den Methoden des Feindes anpaſſen muß, der die ent⸗ 
ſcheidende Feldſchlacht zu vermeiden beſtrebt iſt und in dem für ihn 
günſtigen Gelände leicht die Möglichkeit dazu findet. Das eigentlich 
ideale Ziel des Krieges aber bleibt doch, wie es in dem Politiſchen 
Teſtament von 1768 und in der Abhandlung von 1775 geſagt iſt, die 
Schlachtentſcheidung der großangelegten Entwürfe. 

Dieſe Diſtinktionen hat Delbrück unbeachtet gelaſſen. Er ſieht 
nicht die beiden Arten der Kriegführung, von denen Friedrich ſpricht; 
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er verallgemeinert die auf den Stellungskrieg bezüglichen Außerungen 
zu allgemeinen Vorſchriften über die Kriegführung ſchlechthin. 

Nun iſt allerdings in dem Politiſchen Teſtament von 1768 auch 
von den Feldſchlachten im offenen Gelände die Rede, aber doch nicht, 
wie Delbrück behauptet, in dem Sinne, daß auch von dieſen abgeraten 
wird. Sie werden überhaupt nicht im ſtrategiſchen Zuſammenhang 
beſprochen, ſondern nur nach der taktiſchen Seite hin. Ihren ſtrate⸗ 
giſchen Zuſammenhang haben ſie in den großangelegten Feldzugs⸗ 
plänen, von denen im Anfang die Rede geweſen iſt. Die Anord⸗ 
nung der Darſtellung in dieſem ganzen Abſchnitt des Politiſchen 
Teſtaments (wie übrigens auch an anderen Stellen) iſt nicht be⸗ 
ſonders durchſichtig und keineswegs muſtergültig. Aber über den 
Sinn der Ausführungen kann doch meiner Anſicht nach kein Zweifel 
ſein. Der König iſt bei der Erwähnung der Schlacht im bergigen 
oder durchſchnittenen Gelände aus dem Gebiet der ſtrategiſchen Er⸗ 
örterungen ſchon unvermerkt in das der taktiſchen hinübergeglitten, 
und in dieſem bleibt er nun, indem er auch noch über die Schlachten 
im offenen Gelände einiges hinzufügt. Was er hier ſagt, kommt 
aber keineswegs auf ein Widerraten auch ſolcher Schlachten hin⸗ 
aus; das. wäre auch ein gar zu arger Widerſpruch zu den An⸗ 
fangsſätzen über die großangelegten Feldzugspläne. Er warnt nur 
vor dem Irctum, zu glauben, daß Schlachten im offenen Gelände ein 
geringeres Wagnis ſeien, als ſolche im Stellungskrieg; er weiſt dabei 
auf die gewaltige Artilleriewirkung hin, die neuerdings üblich ge⸗ 
worden war. Aber das ſagt er nur, um hier ähnliche taktiſche Maß⸗ 
regeln zu begründen wie die, welche er ſchon anläßlich der Schlacht 
im bergigen Gelände empfohlen hat. Auch in der Ebene ſoll man 
niemals Linie gegen Linie angreifen, ſondern dem eigentlichen Gros 
der Armee Angriffe leichter Truppen vorhergehen laſſen. Es iſt offenbar 
hier, wie kurz vorher, die Rede von aufgelöſten Schützenſchwärmen, 
Tirailleurs, wozu die Freibataillone gebraucht werden ſollen. Schon 
"Zayfen hat in ſeinem Kommentar zu dem „Militäriſchen Teſtament“!) 
darauf hingewieſen, daß damit bereits der Anfang zu der modernen 
Gefechtsweiſe gemacht worden iſt. Im Zuſammenhang damit ſteht die 
erhöhte Bedeutung, die jetzt den Reſerven beigemeſſen wird, und die 
Delbrück unbeachtet gelaſſen hat. Auf S. 508 ſagt er: „Für Friedrich / 
den Großen exiſtiert die Frage der Verwendung der Reſerve noch nicht 
F I 


1) Miscellaneen zur Geſchichte König Friedrichs d. Gr. S. 185 ff. ; 
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eigentlich, da er ja alles mit dem erſten Stoß machen wollte, dieſen 
deshalb ſo ſtark wie irgend möglich ausſtattete und keine weſentlichen 
Reſerven zurückbehielt.“ Damit vergleiche man die Worte des „Mili⸗ 
täriſchen Teſtaments“: Die Reſerven ſind von der äußerſten Wichtig⸗ 
keit; ſie können alles entſcheiden, wenn man ſie zu gebrauchen verſteht. 
Ein General, der über eine Reſerve verfügt, kann viel Unheil wieder 


gut machen; ein General, der keine hat, iſt darauf beſchränkt, der 


bloße Zuſchauer eines großen Ereigniſſes zu ſein. Wenn er ſeine An⸗ 


ordnungen getroffen hat und hat nicht eine zweite Linie und eine gute 


Reſerve, ſo läuft er die größte Gefahr, geſchlagen zu werden. Da⸗ 
gegen ſetzen ihn dieſe beiden Vorteile in den Stand, Verluſte wieder⸗ 
gutzumachen, Hilfe zu leiſten gegen die größten Anſtrengungen des 
Feindes, und manchmal durch ſeine Reſerve die ganze Flanke der ihm 
gegenüberſtehenden Armee zu umgehen und ihr in den Rücken zu 
fallen.“ Zur Entſcheidung der Schlacht in der Ebene empfiehlt Friedrich 
Kavallerieattacken in Kolonnen mit vorbereitender Artilleriewirkung — 
etwas ganz Neues, was er als Staatsgeheimnis behandelt. Nach dem 
Siege bedarf es einer unabläſſigen Verfolgung, um das feindliche Heer 
zu zerſtören. Darauf kommt es bei einer Schlacht an, nicht auf den 
Gewinn einer halben Meile Terrain. Eben darum ſind die Schlachten 
im offenen Gelände denen im durchſchnittenen vorzuziehen, weil nur 
hier eine wirkſame Verfolgung möglich iſt. Das paßt alles in den 
ſtrategiſchen Zuſammenhang der großangelegten Feldzugspläne und iſt 
weit entfernt von einem prinzipiellen Verzicht auf die Schlachtentſchei⸗ 
dung, die Delbrück aus dieſem Teſtament herausgeleſen haben will. 
Es iſt um ſo wichtiger, das feſtzuſtellen, als er dieſe Prämiſſe, wie 
wir gleich ſehen werden, zu weiteren Schlüſſen verwendet. 

Delbrück hat eine Stelle aus dem Politiſchen Teſtament von 1768 
abgedruckt (mit der falſchen Seitenzahl 244; es muß heißen: 214), 
die einen Feldzugsplan gegen Oſterreich enthält, und die er zur Grund⸗ 
lage von kritiſchen Ausfällen gegen mich macht. Es handelt ſich dabei 
um das, was ich im Anſchluß an Kofer und Naudé die „ſtrategiſche⸗ 
Normalidee Friedrichs für einen Krieg mit Oſterreich“ genannt habe. 
Sie beruht auf der Vorſtellung, daß man Oſterreich nur zum Frieden 
zwingen kann, wenn man durch Mähren gegen Wien operiert, wo⸗ 
möglich mit Unterſtützung von Bundesgenoſſen. Dabei beſteht die 


7 Vorausſetzung (nicht erſt bei den neueren Hiſtorikern, ſondern bei dem 


König ſelbſt), daß eine ſchwere Bedrohung der Hauptſtadt wohl ſchon 
den Frieden herbeiführen werde. 
Friedrichs Plan iſt folgender: eine Armee geht nach Saöfen und 
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ſchickt ein Korps die Elbe entlang nach Böhmen. Die Hauptarmee 


dringt von Schleſien aus in Mähren ein. „Wenn wir Bundesgenoſſen 
haben, die im Einverſtändnis mit uns operieren, ſo können wir die 
Oſterreicher im zweiten Feldzug über die Donau zurückwerfen. Zu⸗ 
gleich müßten die Türken in Ungarn operieren oder ein ruſſiſches 
Korps von 30 000 Mann müßte zur Donau vordringen zwiſchen Preß⸗ 
burg und Buda.“ Als Ergebnis denkt ſich der König einen Frieden, 
in dem Oſterreich gezwungen wird, Böhmen abzutreten, das gegen 
Sachſen vertauſcht werden könnte. Delbrück nimmt an, daß alles das 
ohne Schlacht bewirkt werden ſoll. Hier ſpielt der verhängnisvolle 
Irrtum eine Rolle, als ob Friedrich in dem militäriſchen Teil des 
Teſtaments Schlachten überhaupt widerraten habe. „Der König will 
alſo ſuchen, bis in die Nähe von Wien vorzurücken, aber nicht ſchlagen.“ 
Von dieſer Vorausfegung beherrſcht, iſt Delbrück geneigt, dieſen Plan 
und ebenſo die ähnlichen von 1775 und 1778 als bloße Demonſtra⸗ 
tionen aufzufaſſen; er weiſt jeden Gedanken an Niederwerfungsſtrategie 
aufs entſchiedenſte zurück und findet es nur „erſtaunlich“, daß Friedrich 
geglaubt habe, auf dieſe Weiſe dem Wiener Hofe Böhmen abpreſſen 
zu können. Das wäre in der Tat erſtaunlich, wenn Delbrücks Vor⸗ 
ausſetzung zuträfe, und es wäre wohl angezeigt geweſen, die geſamte 
Überlieferung über dieſe Dinge etwas näher zu prüfen, ehe man einem 
Friedrich ſolche Ungereimtheiten zumutet. Was wir in der angeführten 
Stelle des Politiſchen Teſtaments haben, iſt nur eine ſehr flüchtig hin⸗ 
geworfene Skizze. Man muß ſich gegenwärtig halten, daß ſie ja nicht 
in dem militäriſchen Teil des Teſtaments ſteht, ſondern in dem poli⸗ 
tiſchen, wo es dem Verfaſſer nicht eigentlich auf ſtrategiſche Entwürfe 
ankommt. Wer nicht in dem Delbrückſchen Irrtum über die Schlachten⸗ 
ſcheu des alten Fritzen befangen iſt, wird allerdings auch ohne weitere 
Zeugniſſe ſchwerlich anzunehmen geneigt ſein, daß Friedrich beabſichtigt 
habe, die Oſterreicher ohne Schlacht hinter die Donau zurückzuwerfen. 
Aber prüfen wir einmal die andern in Betracht kommenden Außerungen 
über die in Rede ſtehende Unternehmung. 

In dem Politiſchen Teſtament von 1768 befindet ſich noch ein 
anderer Plan, wie Sachſen in einem Kriege gegen Ofterreich für 
Preußen gewonnen werden kann (S. 219). Er ſtimmt im weſentlichen 
mit dem überein, der in dem Politiſchen Teſtament von 1752 (S. 63) 
enthalten iſt. Beide Male handelt es ſich darum, Sachſen gegen 
Böhmen einzutauſchen, das den Oſterreichern entriſſen werden ſoll. 
Beide Male foll Oſterreich durch Operationen in Mähren, die ſich 
ſchließlich gegen die Hauptſtadt richten, zu einem Frieden gezwungen 
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werden, in dem es Böhmen abtritt. Die Eroberung Böhmens ſelbſt 
ſpielt dabei nur eine untergeordnete Rolle. Das iſt alſo alles wie in 
dem eben beſprochenen Plan; nur die vorausgeſetzte politiſche Konſtella⸗ 
tion iſt eine andere. Es handelt ſich nicht um eine Hilfe ſeitens der 
Ruſſen oder Türken; vielmehr wird ein Krieg zwiſchen dieſen beiden 
Mächten vorausgeſetzt; und andererſeits ein Krieg Oſterreichs mit 
Frankreich und Sardinien. Alſo im ganzen eine wohl noch günſtigere 
Situation, die aber mehr die Farbe von 1752, als die von 1768 
trägt. Beide male aber, 1768 wie 1752, iſt eine ſiegreiche Schlacht 
über die Oſterreicher in Mähren der eigentlich entſcheidende Punkt. 
1752 wird geradezu von einer „Entſcheidungsſchlacht“ in Mähren ge⸗ 
ſprochen. Nicht anders die Pläne von 1775 und 1778, die noch durch 
die Betrachtungen über einen künftigen Krieg mit Oſterreich von 1779 
ergänzt werden müſſen. Der Plan, der in der Schrift von 1775 ent⸗ 
wickelt wird, ähnelt dem im Politiſchen Teſtament von 1768 ent⸗ 
haltenen auch noch dadurch, daß er die Hilfe von 30 000 Ruſſen mit 
in Anſatz bringt. Der Kardinalpunkt iſt eine ſiegreiche Schlacht in 
Mähren, etwa nach Überſchreitung der March, die das geſchlagene 
öſterreichiſche Heer unter die Kanonen von Brünn zurüdtreibt und die 
Belagerung von Olmütz ermöglicht, das im nächſten Frühjahr zur 
Übergabe reif wird. Auch hier iſt der Feldzug auf zwei Jahre ver- 
teilt wie 1768. Die böhmiſche Armee erreicht die Donau bei Linz, 
die andere entſendet einen Teil nach Preßburg. So wird Wien von 
zwei Seiten her bedroht. Friedrich meint, das werde den Frieden er⸗ 
zwingen, in dem Böhmen abgetreten werden ſoll. Der Feldzugsplan 
für 1779 beginnt mit dem bezeichnenden Satze: „Um Oſterreich zu 
bekriegen, den Krieg raſch zu beenden und den Feind zum Frieden zu 
zwingen, gibt es kein ſichreres und ſchnelleres Mittel, als den Krieg 
an die Donau zu tragen. Das iſt aber nur möglich, wenn man die 
Oſterreicher von Mähren her angreift.“ Der Zweck des Planes, der 
dem Fürſten Repnin mitgeteilt werden ſollte, war, das ruſſiſche Hilfs⸗ 
korps, auf das man rechnete, zur Unterſtützung dieſer Operation zu 
beſtimmen. Dann „könnte man mit überlegenen Kräften operieren 
und nach einer gewonnenen Schlacht könnte man hoffen, den 
Krieg an die Donau zu tragen, wodurch der Wiener Hof notwendig 
zum Frieden gezwungen würde.“ Die Betrachtungen über einen künf⸗ 
tigen Krieg mit Oſterreich von 1779 reden ſogar von zwei Schlachten: 
die eine ſoll die böhmiſche Armee liefern, wenn ſie nach Oſterreich ein⸗ 
dringt, die andere eine Armee, die nach Preßburg vorgedrungen iſt. 
Alſo wieder die Umfaſſung Wiens von zwei Seiten her. Beſonders 
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intereſſant an dieſen Betrachtungen tft die Hervorhebung des pfycho⸗ 
logiſchen Moments bei der Bedrohung Wiens. Es gibt eigentlich zwei 
Grade der Bedrohung. Die erſtere, die leichtere Bedrohung aus der 
Ferne, iſt darauf berechnet, daß die großen Herren, die ſich mit ihren 
Schätzen in der Hauptſtadt befinden, den Hof veranlaſſen, die Truppen 
von Böhmen und von den mähriſchen Feſtungen weg zum Schutze 
Wiens heranzuziehen, ſo daß man dort freiere Hand bekommt. Die 
ſchwerere Bedrohung mit den Donauübergängen etwa bei Linz und 
Preßburg in der Hand der Preußen ſchafft eine Lage, in der dem 
Kaiſerhof alle Hilfsquellen verſagen. Dann „iſt anzunehmen, daß er, 
um der völligen Niederwerfung vorzubeugen, nachgeben und ſich in 
ſein Schickſal fügen wird, indem er ſich zu einem Be Frieden 
verſteht“. 

Ich denke, biefe Zuſammenſtellung wird genügen, um den von 
Delbrück beanſtandeten Ausdruck „ſtrategiſche Normalidee“ zu recht⸗ 
fertigen, und um zu zeigen, daß es bei den Operationen in Mähren 
nicht bloß auf einen untergeordneten geographiſchen Vorteil ankommt, 
wie Delbrück meint, ſondern auf einen ſtrategiſchen Geſichtspunkt von 
höchſter Bedeutung. Das Operieren gegen die feindliche Hauptſtadt 
ſpielt in Friedrichs ſtrategiſchen Plänen, namentlich in der Zeit nach 
dem ſiebenjährigen Kriege, überhaupt eine hervorragende Rolle. Kurz 
vor der Stelle im Politiſchen Teſtament von 1768, von der wir 
ſprechen, ſteht die Skizze eines Feldzugsplans gegen Rußland mit dem 
Ziel Petersburg. Was Delbrück vorgebracht hat, um die Bedeutung, 
die ich dieſem Plane beigelegt habe, abzuſchwächen, verſtehe ich nicht 
recht. Es iſt doch ein Unterſchied, ob Friedrich Karls XII. Kriegführung 
kritiſiert, oder ob er ſelbſt eine Operation auf Petersburg ins Auge 
faßt. Ich möchte auch noch auf den Feldzugsplan gegen Frankreich 
hinweiſen, der in der Schrift von 1775 enthalten iſt. Er beruht auf 
der Vorausſetzung, daß Preußen mit Ofterreih, dem Deutſchen Reich, 
Holland und England im Bunde iſt, während Frankreich auf die Hilfe 
von Spanien, Sardinien und Neapel rechnen kann. Der Krieg ſoll 
mit drei Armeen geführt werden. Die eine operiert von der Lom⸗ 
bardei aus gegen den König von Sardinien, die zweite geht vom Elſaß 
aus gegen die Franzoſen vor; die Hauptarmee aber, 180000 Mann 
ſtark (das iſt offenbar die preußiſche Armee), iſt für Flandern beſtimmt, 
„nicht um jedes Jahr eine Schlacht zu liefern und ein paar feſte Plätze 
zu erobern, was ſieben bis acht Feldzüge erfordern würde, ſondern um 
ins Herz der Monarchie einzudringen, gegen die Somme vorzugehen und 
zugleich Paris zu bedrohen.“ Man muß mit einer Schlacht beginnen, 
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die möglichſt entſcheidend ausfallen muß; man braucht nicht alle feften 
Plätze zu erobern; es genügt, die rückwärtigen Verbindungen zu decken 
und den Zuſammenhang mit der engliſchen Flotte aufrechtzuerhalten, die 
wieder, wie bei dem Angriff auf Petersburg, für die Verpflegung zu 
ſorgen hat. Im zweiten Feldzug werden die Franzoſen ihre Truppen 
zur Deckung von Paris zurückgezogen haben. Gegen dieſe Armee muß 
man dann, über die Somme fortſchreitend, nachdrücklich operieren; 
macht das Miniſterium nicht vorher Frieden, ſo muß Paris erobert 
werden. Man muß ſich aber wohl hüten, Truppen in die eroberte 
Hauptſtadt hineinzulegen, weil dieſe dort verweichlichen würden; man. 
muß ſich mit großen Kontributionen begnügen. Der Krieg iſt dann 
offenbar nach Friedrichs Annahme zu Ende, der Frieden durch die Ein⸗ 
nahme von Paris erzwungen. Auch bei Paris wie bei Wien meint 
Friedrich, daß eine wirklich ſchwere Bedrohung, ſelbſtverſtändlich nach 
einer gewonnenen Schlacht, ſchon den Frieden herbeiführen werde. Er 
glaubt offenbar nicht an die heroiſche Phraſe, daß ſich der Gegner lieber 
unter den Trümmern ſeiner Hauptſtadt begraben, als Frieden ſchließen 
werde. Er zieht die Abhängigkeit des Hofes von einer feigen und 
ſelbſtſüchtigen Ariſtokratie in Rechnung, die für ſich und ihre Reich⸗ 
tümer bangt — ein charakteriſtiſcher Zug in der Struktur des alten 
Europa! 

Warum ſoll man bei ſolchen Plänen nicht von „Niederwerfungs⸗ 
ſtrategie“ ſprechen? Hat Napoleon ſehr viel anders gehandelt, als er auf 
Moskau marſchierte und nach Einnahme der feindlichen Hauptſtadt die 
Friedensanerbietungen Alexanders erwartete, ohne doch das ruſſiſche Heer 
ſchon zertrümmert zu haben? Friedrich läßt die doppelte Art der Krieg⸗ 
führung, den Unterſchied ſeiner Methode von der, die Delbrück als „Er⸗ 
mattungsſtrategie“ bezeichnet, recht deutlich durchblicken in der zitierten 
Bemerkung über den Krieg in Flandern. Allerdings ſind das alles nur 
Pläne, und Friedrich hat nie einen Krieg in dieſem Stil wirklich zu 
führen und mit Erfolg zu beendigen vermocht, weil ſeine Streitkräfte 
niemals durch die vorausgeſetzten politiſchen Konſtellatibnen unterſtützt 
worden ſind. Aber ich habe auch niemals behauptet, daß er, um in 
Delbrücks Redeweiſe zu bleiben, „ein Niederwerfungsſtratege geweſen“ 
ſei; ich habe nur davon geſprochen, daß er Pläne im Stil der „Nieder⸗ 
werfungsſtrategie“ ſolchen der „Ermattungsſtrategie“ vorgezogen habe. 
Und ich muß auch das noch einmal beſonders betonen, daß ein Plan 
der Niederwerfungsſtrategie zur Zeit Friedrichs des Großen eben 
anders ausſieht, als zur Zeit Napoleons oder Moltkes. Jedes Zeit⸗ 
alter hat ſeine beſonderen ſtaatlichen und techniſchen Vorausſetzungen 
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für die Kriegführung, von denen ſich kein Genius emanzipieren 
kann. Man darf nicht dieſe Vorausſetzungen mit dem Prinzip der 
Niederwerfung zu einem ſtarren Syſtem verſchmelzen. Das tut aber 
Delbrück, wenn er angeſichts des langſamen Tempos der friderizianiſchen 
Operationen gegen Oſterreich, die erſt im zweiten Feldzuge bis an die 
Donau führen ſollen, in die entrüſtete Frage ausbricht: „Und das 
ſoll Niederwerfungsſtrategie ſein? Da hat uns Moltke etwas anderes 
gelehrt!“ Natürlich! Im Zeitalter der Eiſenbahnen und Telegraphen 
kann man ſchon ſchneller operieren als zur Zeit Friedrichs, wo es 
ſelbſt Chauſſeen noch kaum gab — von den vielen andern Unterſchieden 
zwiſchen beiden Zeitaltern, die vor allem die Kriegsmittel betreffen, 
hier zu ſchweigen! | 

Ein Wort noch über die politiſche Seite der Sache, da fie von 
Delbrück mit überlegenem Spott berührt worden iſt. Er findet es 
erſtaunlich, daß ich „die Vorſtellung feſthalte, einen Krieg, bei dem 
Preußen die Türken und Ruſſen an ſeiner Seite hatte, und der ihm 
ſchließlich Sachſen einbringen ſollte, ſei von Friedrich politiſch als — 
Verteidigungskrieg gedacht.“ Ich möchte da zunächſt einen kleinen 
Irrtum berichtigen, der Delbrück paſſiert iſt. Er ſpricht von Ruſſen 
und Türken, an einer andern Stelle ſagt er noch ausdrücklicher, der 
Plan Friedrichs ſetze „ein Bündnis ſowohl mit den Ruſſen wie 
mit den Türken“ voraus. An der betreffenden Stelle des Teſtaments 
ſteht nichts davon; da heißt es: „les Turcs ou les Russes*. Das 
iſt doch ein Unterſchied! Entweder die Ruſſen oder die Türken! Das 
paßt auch beſſer in das Bild der politiſchen Konſtellation um 1768 
und überhaupt im Zeitalter Katharinas II.! Weiter aber — in den 
Plänen Friedrichs nach 1764 ſpielt immer ein ruſſiſches Hilfskorps 
von 30 000 Mann eine Rolle. Dem König ſchwebt dabei offenbar 
die vertragsmäßige Hilfeleiſtung Rußlands aus dem Bündnis von 1764 
vor, das er ja in Zukunft beibehalten und weiter ausgebaut wiſſen 
wollte. Dieſes Bündnis aber war ein Defenſivhündnis. Für einen 
gemeinſchaftlichen Offenſivkrieg hätte Rußland ſicherlich größere Truppen⸗ 
maſſen zur Verfügung geſtellt. Daher meine Annahme, daß Friedrich 
politiſch nur einen Defenſivkrieg im Auge habe, trotzdem aber ſtrategiſch 
in entſchloſſener Offenſive zu handeln gewillt war. Die Stelle des 
Teſtaments von 1768 ſagt ſelbſt nichts über den politiſchen Charakter 
des Krieges. Aber in dem Teſtament von 1752 heißt es da, wo von 
einer künftigen Eroberung Sachſens die Rede iſt (S. 62): „Ein Um⸗ 
ſtand, der dieſe Eroberung erleichtern würde, wäre der, wenn Sachſen 
im Bündnis mit der Königin von Ungarn wäre, und wenn dieſe 
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Herrſcherin oder ihre Nachkommen mit Preußen brächen“ (rompissent 
avec la Prusse). Sit das Angriffs- oder Verteidigungskrieg? Ich 
denke, das letztere. Und Friedrich war ſicherlich 1768 nicht angriffs⸗ 
luſtiger als 1752. Vielleicht revidiert der Kritiker Kautskys jetzt auf 
Grund des Wortlauts des Teſtaments von 1752 noch einmal ſeine 
Anſichten über die Motive Friedrichs bei der Eröffnung des Krieges 
von 1756! Ich habe Friedrich ſo wenig als „harmloſen Politiker“ 
dargeſtellt wie als „phantaſtiſchen Strategen“. Dieſer alte Sarkasmus 
aus der Zeit des Streites mit A. Naude imponiert mir nicht. War 
Bismarck ein „harmloſer Politiker“? Und doch hat er bei allen ſeinen 
Kriegen Wert darauf gelegt, in der Verteidigungsſtellung dazuſtehen 
und den Gegner ſich vor Europa ins Unrecht ſetzen zu laſſen! Und 
daß man auch in der Verteidigungsſtellung recht bedeutende Erobe⸗ 
rungen machen, ja ſogar auf ſolche ausgehen kann, hat uns ja das 
Beiſpiel Frankreichs im Weltkriege gelehrt! 


Was Delbrück mir ſonſt noch am Zeuge flickt, iſt von nebenſäch⸗ 
licher Art und kann auf ſich beruhen bleiben. Daß Friedrich 1757 
anfangs die Feinde in gedeckter Zentralſtellung in Sachſen erwarten 
wollte, iſt mir natürlich nicht unbekannt geweſen; ich habe z. B. in 
meinem Hohenzollernbuch (S. 365) davon geſprochen. Im Zuſammen⸗ 
hang meines Aufſatzes aber war das nicht nötig, weil es dafür un⸗ 
weſentlich war; da intereſſierte mich nur der Umſtand, daß Friedrich 
für weiterhin eine Operation in Mähren in Ausſicht genommen hatte. 
Für den Abzug Friedrichs von Olmütz 1758 iſt nach ſeiner eigenen 
Ausſage die Abfangung des Transports bei Domſtadtl das ausſchlag⸗ 
gebende Motiv geweſen; ſo hat es auch Koſer dargeſtellt. Sonſt hätte 
Friedrich es wohl darauf ankommen laſſen, von Daun in einer feſten 
Stellung angegriffen zu werden. Auf die Theſe Delbrücks, daß da⸗ 
mals Daun eigentlich ſchon die Feſtung entſetzt habe, ſehe ich keine 
Veranlaſſung, näher einzugehen. Daß 1778 das Scheitern des Planes 
Friedrichs, den Krieg nach Mähren zu tragen, nicht allein durch die 
Abneigung des Prinzen Heinrich, ſondern auch durch ſachliche Momente 
bedingt war, will ich gern zugeben. Sie ſind freilich mehr politiſcher 
als militäriſcher Natur. | SR 

Nachdrücklich aber muß ich Verwahrung einlegen gegen die Art und 
Weiſe, in der Delbrück in einem für den Streit wichtigen Punkte mit 
meinen Worten umſpringt. Ich hatte von Friedrich geſagt: „Aller⸗ 
dings waren ſeine Kriegsmittel und die allgemeinen Umſtände, 
die die Kriegführung bedingen, wie z. B. der Anbau der Länder, Zu⸗ 
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ſtand der Straßen, Verpflegungsmöglichkeiten, damals ſo beſchaffen, 
daß fie der Ausſührung folder Entwürfe größere Schwierigkeiten ent⸗ 
gegenſetzten, als zur Zeit Napoleons und Moltkes“ uſw. Delbrück 
findet daran auszuſetzen, daß die Gründe, weshalb Friedrich nicht 
Niederwerfungsſtrateg ſein konnte, doch nur ſehr unvollkommen an⸗ 
gegeben ſeien, und daß gerade die Hauptſachen fehlten. Und weiterhin 
redet er dann nur von dem „Anbau der Länder, Zuſtand der Straßen, 
Verpflegungs möglichkeiten“, läßt aber ſeinerſeits die Hauptſache: Friedrichs 
Kriegsmittel, ganz außer acht. Was umfaßt aber dieſer Begriff nicht 
alles: die Armee, ihre Stärke, ihre Zuſammenſetzung, ihre Bewaffnung 
und Fechtweiſe, die Finanzkräfte, die jeweiligen Bundesgenoſſen, kurz, 
alles das, was mit der Struktur des Staates und mit dem Zuſtand 
des Staatenſyſtems zuſammenhängt. Wenn ich das weggelaſſen hätte, 
ſo wäre das allerdings ein ſtarkes Stück geweſen; aber nicht ich habe 
es weggelaſſen, ſondern Delbrück hat es überſehen oder iſt auch wohl 
der — logiſch wie grammatiſch unmöglichen — Meinung, daß meine Bei⸗ 
ſpiele auch die Kriegsmittel Friedrichs erläutern ſollten und nicht bloß 
die allgemeinen Umſtände, die die Kriegführung bedingen. Ich bedaure, 
daß mir der Kollege Delbrück einen ſolchen Unſinn zugetraut hat, aber 
ich habe ihm wirklich keinen Anlaß dazu gegeben. Wie viele von den 
Leſern ſeines Buches werden dieſe Zeilen zu Geſicht bekommen? Ich 
muß mich mit der Hoffnung tröſten, daß ſie meine von Delbrück zwei⸗ 
mal richtig abgedruckten Worte aufmerkſamer leſen und richtiger ver⸗ 
ſtehen werden, als es der Verfaſſer des Buches getan hat. 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 1. 12 
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IV 


Die Veſtrebungen zur Befreiung der Privatbauern 
in Preußen. 17971806 


Von 


Marie Numler 
(Erſter Teil) | 


Erſtes Kapitel 


Grundlagen, Gehalt und Verbreitung ber das autsherrlich⸗ 
bäuerliche Verhältnis betreffenden Neformideen zu Beginn 
der Regierung Friedrich Wilhelms III. 


„Die Aufhebung der Erbuntertänigkeit iſt ſeit meinem Regierungs- 
antritt das Ziel geweſen, nach dem ich unverrückt geſtrebt habe“, ſo 
äußerte ſich Friedrich Wilhelm III. in einer an den Miniſter Freiherrn 
von Schroetter gerichteten Kabinettsorder vom 23. Auguſt 1807). 
Der König konnte bei ſeinen Beſtrebungen zur Reform der guts⸗ 
herrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe an eine faſt 100 Jahre zurückreichende 
Entwicklung anknüpfen. Im Jahre 1700 hatte der kurmärkiſche 
Kammerrat Luben von Wulffen dem erſten preußiſchen Könige jenen 
Plan zur Vererbpachtung der Domänen vorgelegt, der, falls er völlig 
durchgeführt worden wäre, die Aufhebung der Erbuntertänigkeit ſamt 
den Frondienſten auf dem Gebiet des Domaniums zur Folge gehabt 
haben würde ). Friedrich Wilhelm I. und Friedrich der Große hatten 


1) Georg Friedrich Knapp, Die Bauernbefreiung und der Urſprung 
der Landarbeiter in den älteren Teilen Preußens. Leipzig 1887, Teil II, S. 156. 
2) Rudolf Stadelmann, Preußens Könige in ihrer Tätigkeit für die 
Lan deskultur, Teil I (Leipzig 1878), S. 12 ff. Kn SS? „ Bauernbefreiung, 
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ſich beſtrebt, die Lage des unfreien Bauernſtandes nach Möglichkeit zu 
beſſern. Die Erlaſſe Friedrich Wilhelms I. für Pommern am 22. März 
1719 und für Oſtpreußen am 10. Juli 17191) ſprachen ſogar von 
Aufhebung der Leibeigenſchaft und Freiheit der Bauern, bezweckten aber 
in Wirklichkeit nur eine Milderung des Verhältniſſes nach dem Muſter 
des minder drückenden Zuſtandes in der Kurmark. Auch Friedrichs 
des Großen Bauernpolitik war konſervativ. Wie ſehr er auch als 
humaner Philoſoph den Zuſtand bäuerlicher Abhängigkeit verabſcheute, 
und wie nachdrücklich er Mißbräuche und Übelſtände, die Überlaſtung 
der Bauern mit Dienſten und Abgaben, die Unſicherheit ihres Beſitz⸗ 
rechtes, zu beſeitigen ſuchte, die ſtändiſche Ordnung, auf der Steuer⸗ 
weſen und Heeresverfaſſung beruhten, ließ er unangetaſtet. So brachte 
auch das Allgemeine Landrecht, obwohl ſeine Verfaſſer den modernen 
Ideen geneigt waren, im weſentlichen nur eine Kodifikation der be⸗ 
ſtehenden Zuſtände. Die Segnungen der königlichen Fürſorge waren 
bis dahin nur den königlichen Immediatuntertanen, den Amtseinſaſſen, 
zuteil geworden; in dem Bereich der adligen Güter waren keine Re⸗ 
formen zuſtande gekommen, obwohl es weder Friedrich Wilhelm I. noch 
Friedrich der Große an Verſuchen hatten fehlen laſſen. Friedrich Wil⸗ 
helm III. ging nun darin über ſeine Vorgänger hinaus, daß er an 
eine wirkliche Löſung des beſtehenden gutsherrlich-bäuerlichen Verhält⸗ 
niſſes dachte, und zwar an eine Löſung aller unfreien Landbewohner, 
die Privatbauern nicht ausgenommen. 
Mehr als das Beiſpiel, das mit der bauernfreundlichen Politik 
früherer preußiſcher Herrſcher gegeben war, konnten Vorgänge in anderen 
Staaten für Friedrich Wilhelm III. ein Anreiz zu Reformen werden, 
beſonders folder im Intereſſe der Privatbauern. Oſterreich hatte ſeit 
1775 und namentlich unter Joſef II. eine Zeit großer Reformen er⸗ 
lebts). Durch das Leibeigenſchaftsaufhebungspatent vom 1. November 
1781 war die alte Erbuntertänigkeit in den deutſch⸗ſlawiſchen Ländern 
anz umgeſtaltet worden und nur ein gewiſſes Gehorſams⸗ und Auf⸗ 
ſihtöverhültnis zwiſchen dem Untertanen und dem Herrn beſtehen ge⸗ 
blieben. Die Frondienſtbefreiung hatte man hier, der Vorliebe der 
Kameraliſten für den Kleinbetrieb entſprechend und von der Anſicht 


1) Knapp, Bauernbefreiung, Teil II, S. 18 f. u. 10 ff. 

2) Karl Grünberg, Die Bauernbefreiung und die Auflöſung des guts⸗ 
herrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſes in Böhmen, Mähren und Schleſien, Teil I. 
Leipzig 1894; Grünberg, Die Bauernbefreiung in Oſterreich⸗Ungarn, im 
Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaft, Bd. II (3. Aufl. Jena 1908), S. 569 f. 
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ausgehend, daß gutsherrlicher Großbetrieb nach der geplanten Auf⸗ 
hebung der Zwangs dienſte nicht gut möglich fein werde, mit der Zer⸗ 
ſchlagung der Domänen verknüpft. Mit der ſogenannten Steuer- und 
Urbarialregulierung, die auf Verminderung der Frondienſte und ihre 
Verwandlung in Geldabgaben hinzielte, hatte dann Joſef II. — aller⸗ 
dings vergeblich — verſucht, ähnliche Reformen auf den Rittergütern 
durchzuſetzen. Auch hier würde die Eigenwirtſchaft des Herrn wenigſtens 
zum Teil durch vervielfältigten Kleinbetrieb erſetzt worden ſein ). Das 
Vorbild Oſterreichs wirkte nach dem benachbarten Schleſien hinüber. 
Schon unter Friedrich dem Großen waren hier Dismembrationen 
adliger Güter vorgenommen; unter Friedrich Wilhelm II. war man 
bei derartigen Veränderungen nach den Vorſchriften der „Deklaration 
vom 11. März 1787, wie es in Anſehung der Veräußerung adliger 
Vorwerksgründe und anderer adligen Gutspertinenzien an Bauern 
und gemeine Leute in Schleſien und der Grafſchaft zu halten“ ) ver⸗ 
fahren. Der Plan, die läſtige Dienſtpflicht auf dem Wege der Dis⸗ 
membration zu beſeitigen, kam bei den von Friedrich Wilhelm III. in 
Schleſien angeſtrebten Reformen immer wieder zur Sprache?); er war 
aber für einen Militärſtaat wie Preußen, das eine ſtarke Stütze in 
den die Offiziere ſtellenden adligen Rittergutsbeſitzern hatte, ſchon aus 
politiſchen Gründen allgemein undurchführbar. Mochte man auch auf 
den Domänen mehr als unter den früheren Regierungen Vererbpach⸗ 
tungen vornehmen, für die Geſamtreform wurde dieſer Weg im Kabi⸗ 
nett Friedrich Wilhelms III. nicht in Betracht gezogen. 

Offenbar von Bedeutung für die königlichen Entſchließungen waren 
dagegen die Vorgänge in Schleswig⸗Holſtein, die ſich nicht lange vor 
dem Regierungsantritt 1797 abſpielten. Die Niederlegung der Domänen 
und die damit verbundene Dienſtaufhebung waren hier ſchon in früheren 
Jahren erfolgt; das Beiſpiel war auf den Rittergütern in Schleswig 
häufig, auf denen in Holſtein nur vereinzelt nachgeahmt worden “). 


| 1) Grünberg, Agrarpolitik, S. 8, in: Die Entwicklung der deutſchen 
Volkswirtſchaftslehre im 19. Jahrhundert, Teil II (Leipzig 1908), XXI. 

2) Neue Sammlung aller in dem Herzogtum Schleſien und der Grafſchaft 
Glatz ergangenen Verordnungen, Edikte, Mandate, Reſkripte, Bd. I (Breslau 
bei Korn 1792), S. 141 ff. 

3) Siehe Kapitel 6. 

4) Georg Hanſſen, Die Aufhebung der Leibeigenſchaft und die Um⸗ 
geſtaltung der gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe überhaupt in den Herzog⸗ 
tümern Schleswig und Holſtein. St. Petersburg 1861, S. 37 f.; Wilhelm 
Seelig, Die innere Koloniſation in Schleswig⸗Holſtein vor 100 Jahren. 
Rektoratsrede, Kiel 1895, S. 18 f. 
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Beſonders ſeit 1795 arbeitete der Miniſter Graf Bernftorff auf eine 
allgemeine Reform der privatbäuerlichen Verhältniſſe in den Herzog⸗ 
tümern hin 1). Er wurde in feinen Bemühungen vorzüglich durch den 
Freiherrn von Eggers unterſtützt, für den die Befreiung der gedrückten 
Bauern gewiſſermaßen Lebensaufgabe war?). Durch mehrere Schriften 
wußte dieſer, ſeinen Gedanken in den Kreiſen der Rittergutsbeſitzer 
Eingang zu verſchaffen 3). Die ſchleswig⸗holſteiniſche Preſſe erörterte 
dieſe Fragen eindringlich“). Die aufklärende Vorarbeit hatte die ge: 


1) K. u. D. von Eggers, Denkwürdigkeiten aus dem Leben des König⸗ 
lich däniſchen Staatsminiſters Andreas Petrus Grafen von Bernſtorff. Kopen⸗ 
hagen 1800, S. V, 197 ff. Auf Bernſtorffs Antrieb war auch in Dänemark den 
Bauern die volle perſönliche Freiheit verliehen, das ſogenannte Schollenband, 
die glebae adscriptio, die ihren Grund in der Einrichtung der Landmiliz hatte, 
durch die Berordnung vom 20. Juni 1788 gelöſt. Danach ſollte vom 1. Januar 
1800 ab keinerlei Gebundenheit mehr ſtattfinden. Auf dieſes däniſche Geſetz 
wurde bei Oſtpreußen betreffenden Reformvorſchlägen mehrfach Bezug genommen; 
vgl. z. B. Chriſtian Jakob Kraus, Vermiſchte Schriften, Teil I (Königs⸗ 
berg 1808), S. 175. Über den Miniſter Bernſtorff ſiehe noch Allgemeine deutſche 
Biographie, Bd. II (Leipzig 1875), S. 4888 ff. 

2) Chriſtian Ulrich Detlev Freiherr von Eggers, der 1758 in Itzehoe ge- 
boren war, hatte von / 1785 an eine Profeſſur an der Univerfität zu Kopenhagen 
inne. 1789 wurde er jedoch von ſeinen akademiſchen Pflichten dispenſierk und 
trat als Hilfsarbeiter des Grafen Bernſtorff in die Staatskanzlei. Er ſtarb 
1813 als Oberpräſident in Kiel. Vgl. Allgemeine Deutſche Biographie, Bd. V 
(1877), S. 670 f. f : 

3) [Eggers], Schreiben eines holſteiniſchen Edelmannes an feinen Bruder 
über die Aufhebung der Leibeigenſchaft in Holſtein. Altona 1795. [Eggers], 
Bedarf es weit ausſehender Vorbereitungen, um dem holſteiniſchen leibeigenen 
Bauer perſönliche Freiheit wiederzugeben? Deutſches Magazin, Bd. XI (Altona 
1796), S. 213 ff. Frühere Schriften desſelben Verfaſſers: Commentatio in- 
auguralis de iure imperantis libertatem personalem perfeetam restituendi 
rustieis glebae adscriptis. Göttingen 1791. Deutſches gemeinnütziges Magazin, 
1. Jahrg. III (Leipzig 1788), S. 54 ff.; 2. Jahrg. I (1789), S. 349 ff.; 2. Jahrg. 
III, S. 1 ff. 

4) [Hegewiſch], Schreiben an die Frau — über den Urſprung der Leib⸗ 
eigenſchaft. Kiel 1796. [Tychſen], Über den ſchädlichen Einfluß der holſtei⸗ 
niſchen Leibeigenſchaft auf Wohlſtand, Aufklärung und Moralität. Altona 1796. 
Freie Gedanken über die Aufhebung der Leibeigenſchaft von einem Holſteiner. 
Kiel 1796. [Ranzau], Hiſtoriſcher Verſuch über die Leibeigenſchaft. Ham⸗ 
burg 1797. Schleswig⸗Holſteiniſche Provinzialberichte. Altona und Kiel 1795 
— 1798, darin unter anderm: 1797 Bd. I, S. 232 ff. Schrader, Materialien 
zur Überſicht und Beurteilung der Umſtände, welche bei der vorgeſchlagenen 
Aufhebung der Leibeigenſchaft auf den adligen Gütern in den Herzogtümern 
Schleswig⸗Holſtein in Anrege gekommen. Theodor Sklavenfeind, Ge⸗ : 
mälde der Sklaverei und Leibeigenſchaft in den Herzogtümern Schleswig und 


183] Die Beſtrebungen zur Befreiung der Privatbauern in Preußen 183 


wünſchte Wirkung. Im Januar 1796, beſchloß die Ritterſchaft die 
Einfegung einer Kommiſſion; bei W Beratungen waren dann die 
nicht dem adligen Korps der Ritterſchaft angeſchloſſenen Gutsbeſitzer 
durch Deputierte vertreten. Das Endergebnis war eine Eingabe vom 
11. März 1797 an den däniſchen König, in der die Herrſchaften ihre 
Bereitwilligkeit zur Aufhebung der perſönlichen Leibeigenſchaft, und 
zwar die meiſten zu einer ſolchen innerhalb acht Jahren, erklärten, 
worauf dann am 30. Juni 1797, ſchon nach Bernſtorffs Tod, eine 
zuſtimmende Erklärung aus der königlichen Kanzlei erging ). Die 
Schwierigkeit, die ein von den Herrſchaften allgemein und auf einmal 
erzwungener Verzicht auf ihre althergebrachten Rechte mit ſich gebracht 
haben würde, ſuchte man dadurch zu umgehen, daß man nur den einen 
der gewöhnlich unter dem Begriff Bauernbefreiung zuſammengefaßten 
drei Punkte, nämlich die Aufhebung der Leibeigenſchaft, die Beſeitigung 
der perſönlichen Unfreiheit, ins Auge faßte 2), daß man Dienſtablöſung 
und Eigentumserteilung bei der allgemeinen Reform zunächſt aus dem 
Spiel ließ und ihre Herbeiführung vielmehr ſpäteren Einzelverhandlungen 
zwiſchen dem Gutsherrn und dem alsdann freien Landbewohner vor⸗ 
behielt. Durch den Erfolg ermutigt, verſuchte Eggers, ſeinen Grund⸗ 
ſätzen über die Herzogtümer hinaus Anerkennung zu verſchaffen. Über 
die einzelnen Teile des Entwurfs zum allgemeinen preußiſchen Landrecht 
hatte er ſeinerzeit (1784—89) ſechs Abhandlungen an die Geſetz⸗ 
kommiſſion eingeſandt, darunter auch eine, die die Aufhebung der Erb— 
untertänigkeit befürwortete, und die mit dem zweiten Preis ausgezeichnet 
worden war). Die wichtigſten dieſer Bemerkungen ließ er zu Oftern 1798 
drucken“). „Von Naftatt aus“, fo ſchrieb Eggers 1807 in der Flug⸗ 

ſchrift „Über Preußens Regeneration an einen Staatsminiſter“ an 
Stein ), „überreichte ich Ihrem Monarchen den gerade damals ab- 


Holſtein nebſt einer vollſtändigen Darſtellung der Schwierigkeiten, die ſich ihrer 
Aufhebung entgegenſetzen. Germanien 1798. Lawaetz, Berichtigung, den 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Adel betreffend, ens der Zeit, Bd. XVIII (1799), 
S. 3 fl. 

1) [Ranzau], Aktenſtücke zur Geſchichte der Aufhebung der Leibeigenſchaft 
in den Herzogtümern Schleswig und Holſtein. Hamburg 1798, S. 87 ff., 93 ff. 

2) Eggers, Bernſtorff, S. 202 f. Eggers, Schreiben gie holſteiniſchen 
Edelmannes, S. 7, 30, 41. 

3) J. M. Materialien zum Allgemeinen Landrecht, Bd. XLIII, Preisſchrift 
mit dem Motto: Inglorius dum utilis. 

4) Eggers, Bemerkungen zur Verbeſſerung der deutſchen Geſetzgebung. 
Teil I und II. Kopenhagen 1798. 

5) Knapp, Bauernbefreiung, Teil I, S. 158. 


— 
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gedruckten erſten Teil dieſes Werks. Er nahm es gnädig auf. Mehrere 
ſeiner Veranſtaltungen verkündigten den innigen Wunſch, jenes Libel 
(die Erbuntertänigkeit) zu heben.“ Die Denkſchrift, die der Kabinetts⸗ 
rat Beyme am 23. Juli 1798 Friedrich Wilhelm III. unterbreitete, und 
die die Grundlage der bedeutſamen Kabinettsorder vom 25. Juli bildete, 
ließ deutlich die Einwirkung der Eggersſchen Gedankenführung er⸗ 
kennen 1). Möglicherweiſe gab alſo Eggers mit der Überſendung feines 
Werkes den unmittelbaren Anſtoß zur Reform in Preußen; vielleicht 
hatte auch Beyme, dem ja als Mitarbeiter am Allgemeinen Landrecht?) 
ſchon von früher die Abhandlung des Vorkämpfers der bäuerlichen 
Freiheit bekannt fein mochte, auf dieſe unmittelbar zurückgegriffen 3). 
Wahrſcheinlich hatte aber überhaupt die ganze eingehende Erörterung 
der ſchleswig⸗holſteiniſchen Preſſe ſchon die Aufmerkſamkeit Friedrich 
Wilhelms III. und ſeiner Berater auf ſich gezogen. 

In der nachdrücklichen Forderung der perſönlichen Freiheit ſtand 
übrigens Eggers nicht allein da. Er war darin ein Kind ſeiner Zeit. 
Es entſprach der naturrechtlich-individualiſtiſchen Philoſophie jener Epoche, 
perſönliche Freiheit als die weſentliche Bedingung alles bürgerlichen 
Zuſammenlebens zu erklären. Gerade in dem letzten Jahrzehnt des 
Jahrhunderts wurde häufig in den Schriften der Naturrechtler die 
Frage der Leibeigenſchaft berührt, ſo von Schlözer, Schaumann, Hoff⸗ 
bauer, Hufeland, Schmalz, Klein, Kant und auch von Fichte“). In 


1) Siehe Kap. 3. Dafür ſpricht noch beſonders der ſonſt in keiner der 
vielen Abhandlungen über Bauernbefreiung wiederkehrende Vergleich des Erb⸗ 
untertänigkeitsverhältniſſes mit dem Subjektionsverhältnis gegen den Staat. 

2) Mathis, Allgemeine juriſtiſche Monatsſchrift für die preußiſchen 
Staaten, Bd. XI (Berlin⸗Leipzig 1811), S. 226. Beyme arbeitete als Kammer⸗ 
gerichtsaſſeſſor an dem Extrakt der Monita über das Perſonenrecht mit. 

3) Mit Sicherheit wird ſich dieſe Frage kaum entſcheiden laſſen. Beymeſche 
Papiere hätten hier vielleicht Aufklärung geben können; aber wie mir im Namen 
des Beſitzers des Beymeſchen Nachlaſſes Frau von Gerlach⸗Parſow freundlichſt 
mitteilte, betreffen die aus dieſer Zeit erhaltenen nur Familienangelegenheiten. 

4) Chriſtian Gottlieb Schaumann, Wiſſenſchaftliches Naturrecht. 
Halle 1792, S. 288. Auguſt Ludwig Schlözer, Allgemeines Staatsrecht 
und Staatsverfaſſungslehre. Göttingen 1793, S. 60 f. Staatsanzeigen, Bd. III 
(Göttingen 1783), S. 406 ff.; Bd. IX (1786), S. 499 ff. Johann Chriſtoph 
Hoffbauer, Naturrecht aus dem Begriffe des Rechts entwickelt. Halle 1793, 
S. 179. Gottlieb Hufeland, Lehrſätze des Naturrechts, 2. Ausg. Jena 
1795, S. 202. Theodor Schmalz, Das reine Naturrecht. Königsberg 1792. 
Annalen des Königreichs Preußen, hrsg. von Baczko und Schmalz. Königs⸗ 
berg und Berlin, Jahrg. 1792, III, S. 132 ff. Schmalz, Enzyklopädie der 
Kameralwiſſenſchaften. Königsberg 1797, S. 17 f. Ernſt Ferdinand Klein, 
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einigen der älteren dieſer Schriften wurde namentlich die Forterbung 
der Leibeigenſchaft auf die Kinder als widerrechtlich bekämpft, die Über⸗ 
nahme derſelben durch freien Vertrag dagegen noch ſo hingeſtellt, als 
ob ſie als rechtskräftig denkbar wäre. Meiſtens brandmarkten aber die 
genannten Schriftſteller das Verhältnis zwiſchen dem Herrn und dem Leib⸗ 
eigenen oder Erbuntertanen als einen in jedem Fall widernatürlichen 
Eingriff in die unveräußerlichen Rechte des einzelnen, ja einige auch 
als eine Quelle moraliſcher Verderbtheit des Bedrückten. In der voran⸗ 
gehenden Epoche der Aufklärung hatte das Naturrecht auch Geltung 
gehabt, aber damals hatte man die Freiheit des Individuums dem 
Wohle des Ganzen, der salus publica, untergeordnet. So hatte z. B. 
Suarez, der eigentliche Schöpfer des Allgemeinen Landrechts, der allein 
mit Heidenreich unter den Beurteilenden !) jener Abhandlung des 
Profeſſors Eggers über die notwendige Aufhebung der Erbuntertänigkeit 
volles Lob und den Preis erteilte, in ſeinen Vorträgen vor dem Kron⸗ 
prinzen Friedrich Wilhelm die Unfreiheit durch Geburt mit der Not⸗ 
wendigkeit hinreichender Landesverteidigung als zu Recht begründet be⸗ 
zeichnet?). Erſt ſeit der franzöſiſchen Revolution war das Wort von 
den ewigen, unveräußerlichen Menſchenrechten zu einem Kampfruf ge⸗ 
worden, erſt Kant hatte mit’ ſeiner Forderung der perſönlichen Freiheit 
als einer Bedingung der Menſchenwürde die naturrechtliche Anſchauungs⸗ 
weiſe vertieft. Wohl hatte der humane Geiſt der Aufklärung für 
die unfreien Bauern, dieſen leidenden Teil der Menſchheit, das Wort 
ergriffen, aber der aufgeklärte Menſchenfreund erſtrebte eigentlich nur 
eine Beſſerung im Rahmen des beſtehenden Verhältniſſes, jetzt dagegen 
forderte man ſeine Löſung. Die neuen Ideen mußten, konſequent zu 


Freiheit und Eigentum, abgehandelt in 8 Geſprächen über die Beſchlüſſe der 
franzöſiſchen Nationalverſammlung. Berlin und Stettin 1790, S. 121, 154. 
Grundſätze der natürlichen Rechtswiſſenſchaft nebſt einer Geſchichte derſelben. 
Halle 1797, S. 42, 69, 227 ff., 365 f. Für Klein ſiehe auch unten S. 189 
Anm. 2. Kant, Über den Gemeinſpruch: Das mag in der Theorie richtig ſein, 
taugt aber nicht für die Praxis, 1793, ſämtliche Werke, hrsg. von Hartenſtein, 
Bd. VI (Leipzig 1868), S. 325 f. Metaphyſiſche Anfangsgründe der Rechtslehre, 
1797, S. XLV, 116 f., 193 f., 224 f. [Fichte], Beitrag zur Berichtigung der 
Urteile des Publikums über die franzöſiſche Revolution, 1793, S. 9, 14, 130, 
220 f., 234 f., 239 f., 246 f., 334 ff., bef. 339 f. 

1) J. M. Akta über das Allgemeine Landrecht, vol. VI. Sechs Mitglieder 
der Geſetzkommiſſion hatten die über den Entwurf zum 1 Landrecht 
eingeſandten Schriften zu prüfen. 

2) J. M. Vorträge, Se. Maj. dem regierenden Könige als 9 ge⸗ 
halten vom Geh. Oberjuſtizrat Suarez, über Gegenſtände des öffentlichen und 
Privatrechts. 


i 
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Ende gedacht, zu einer Abſage an den bevormundenden Polizeiſtaat 
führen. In der Kantiſchen Lehre vom Rechtsſtaat und in der National- 
ökonomie der Phyſiokraten und der von Adam Smith waren dieſe 
Folgerungen gezogen: die in der Theorie von der freien wirtſchaftlichen 
Konkurrenz ausgeſprochene Überzeugung, daß jeder Menſch ſeinen eigenen 
Vorteil am beſten kenne, und daß in der ausgiebigſten Wahrung des 
privatwirtſchaftlichen Intereſſes die beſte Gewähr auch des Gemein⸗ 
wohles gegeben fet, ließ wenig Raum für irgendwelche Wohlfahrts- 
„tätigkeit, auch nicht für die bevormundende des Staates. 

Nicht nur allgemein philoſophiſche und nationalökonomiſche Lehren 
bereiteten der Reform den Boden, ſondern Motive privatwirtſchaftlicher 
Art wirkten mit. In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts vollzog 
ſich ein gewaltiger Umſchwung in der landwirtſchaftlichen Betriebsweiſe. 
An die Stelle der altväteriſchen Dreifelderwirtſchaft trat die Koppel⸗ 
und Schlagwirtſchaft nach holſteiniſch-mecklenburgiſchem Muſter oder auch 
eine Art der Wechſelwirtſchaft. Es wurde der Futterbau eingeführt, 
damit die Möglichkeit einer ſtärkeren Viehhaltung und ſomit auch einer 
zureichenderen Düngung geſchaffen. Mit den neuen Syſtemen vertrug 
ſich die alte agrariſche Verfaſſung nicht. Dem Gutsherrn ſelbſt wurde 
die Gebundenheit an die beſtehende Boden- und Arbeitsverteilung läſtig. 
Die Erkenntnis von dem Werte der freien Arbeit gewann immer mehr 
Boden 1). Um fo mehr mußte der Gutsherr die alte Arbeitsverfaſſung 
als Feſſel empfinden, da ihm ein intenſivere Betriebsweiſe bei den 
günſtigen Abſatzverhältniſſen reichen Gewinn verhieß. Die Neutralität, 
die Preußen ſeit dem Baſeler Frieden 1795 bewahrte, ſchuf für den 
preußiſchen Handel eine ſelten günſtige Gelegenheit. In Holland 
und Amſterdam, dem bisherigen Weltmarkt für Getreide, ging Iert 
der franzöſiſchen Annexion 1795 der Handel ganz zurück. Ungünſtige 
Ernten im Ausland und der immer ſteigende Kornbedarf Englands, 
das ſich in dieſer Zeit immer mehr zu einem Getreide importierenden 
Induſtrieſtaat entwickelte, kamen hinzu. Eine natürliche Folge jenes 
Aufblühens war eine große Steigerung der Güterpreiſe und ein ſchwung⸗ 
haft betriebener Güterhandel. Durch die von Friedrich II. und ſeinem 
Nachfolger ins Leben gerufenen Kreditinſtitute, die Landſchaften, war 
zudem die Kreditfähigkeit der preußiſchen Gutsbeſitzer weſentlich erhöht, 
der Ankauf neuer Güter war ihnen erleichtert worden. Der Landbau 
nahm teilweiſe den Charakter eines ſpekulativen Gewerbes an. Wechſelte 


1) Die Forderung nach Einſchränkung und Ablöſung der Frondienſte war 
ſchon in früherer Zeit wiederholt ausgeſprochen worden. 
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der Gutsherr häufig, ſo wurde das von den Anhängern der alten 
Ordnung vielgerühmte glückliche Band der Eintracht zwiſchen dem Guts⸗ 
herrn und Untertanen nicht gerade gefeſtigt !). Der Untertan war für 
den Herrn dann oft nicht mehr ein un väterlicher Fürſorge, 
ſondern ein Objekt der Ausheutung. 

Alle dieſe Ideen fanden ihren Niederſchlag in einer ſehr reichen 
Literatur?). Mit wachſender Anteilnahme wurden in den erſten 


— — 

1) Hermann Mauer, Das landſchaftliche Kreditweſen Preußens, Ab⸗ 
handlungen aus dem Staatswiſſenſchaftlichen Seminar zu Straßburg, H. XXII 
(Straßburg 1907), S. 22 ff., 48 fr. Max Lehmann, Freiherr vom Stein, 
Teil II (Leipzig 1903), S. 55 f. Zeitgenöſſiſche Urteile: Schleſiſche Provinzial⸗ 
blätter, Bd. XXX (Breslau 1799), S. 1 ff. Keine Erbuntertänigkeit, Königs⸗ 
berg 1808, S. 27. Chriſtian Jakob Kraus, Staatswirtſchaft, Teil V 
(Königsberg 1811), S. 106 f. Chr. Krollmann, König Friedrich Wilhelm III. 
und Königin Luiſe in Schlobitten 1802, Oberländiſche Geſchichtsblätter, H. XI 
(Königsberg 1909), S. 46 f. teilt eine ſcharfe Außerung Friedrich Wilhelms III. 
gegen „die arge Modeſucht des Güterhandels“ mit. 

2) Annalen der märkiſch⸗ökonomiſchen Geſellſchaft zu Potsdam, Bd. III. 
Potsdam 1802. Annalen der ſchleſiſchen Landwirtſchaft. Breslau 1801 — 1805. 
Blätter für Polizei und Kultur. Tübingen Jahrg. 1801, Bd. I u. II; Jahrg. 
1802, Bd. II. Denkwürdigkeiten und Tagesgeſchichte der Mark Brandenburg 
und der Herzogtümer Magdeburg und Pommern, hrsg. von Kosmann, Bd. IX 
u. X, 1800. Denkwürdigkeiten und Tagesgeſchichte der preußiſchen Staaten, 
hrsg. von Kosmann, Bd. I, 1801. Gemeinnütziges Volksblatt, hrsg. von der 
märkiſch⸗ökonomiſchen Geſellſchaft zu Potsdam, 5. Jahrg. 1802. Jahrbücher der 
preußiſchen Monarchie unter der Regierung Friedrich Wilhelms III. Berlin 1798 
—1801. Neue Berliniſche Monatsſchrift, hrsg. von Bieſter, Bd. IX. Berlin 
u. Stettin 1803. Schleſiſche Provinzialblätter, hrsg. von Streit und Zimmer⸗ 
mann, Bd. IX LIV. Breslau 1785—1806. Ernſt Moritz Arndt, Verſuch 
einer Geſchichte der Leibeigenſchaft in Pommern und Rügen. Berlin 1803. 
L. A. Baumann, über die Mängel in der Verfaſſung des platten Landes der 
Kurmark Brandenburg. Potsdam 1796. Johann Beckmann, Phyſikaliſch⸗ 
ökonomiſche Bibliothek, Bd. XVIII XXIII. Göttingen 1795 —1806. v. Berg, 
Handbuch des teutſchen Polizeirechts, Teil I. Hannover 1799. G. Brieger, 
Okonomiſch⸗kameraliſtiſche Schriften. Poſen und Leipzig 1803. G. Brieger, 
Taſchenbuch für Gutsbeſitzer, Pächter und Wirtſchaftsbeamte, beſonders in 
Schleſien. Breslau 1797. Chriſtian Garve, Vermiſchte Aufſätze, Teil I. 
Breslau 1796. v. Geiſt, Auch etwas über Hofedienſte der Untertanen auf dem 
Lande und deren Abſchaffung, hauptſächlich in Beziehung auf die preußiſchen 
Staaten. Berlin 1800. Karl Dietrich Hüllmann, Hiſtoriſche und ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftliche Unterſuchungen über die Naturaldienſte der Gutsuntertanen nach 
fränkiſch⸗deutſcher Verfaſſung und die Verwandlung derſelben in Gelddienſte. 
Berlin u. Stettin 1802. Albrecht Friedrich Jahn, Gedanken über Ge⸗ 
meinheitsteilungen und Vererbpachtungen geiſtlicher Grundſtücke auch Aufhebung 
der Spanndienſte, inſonderheit des Zuzugdienſtes der Untertanen. Berlin 1806. 
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Regierungsjahren Friedrich Wilhelms III. ſolche Fragen wie die Auf⸗ 
hebung der Leibeigenſchaft oder Erbuntertänigkeit !), die Abſchaffung 
der Hofdienſte, die Dismembration der Rittergüter, die Verbeſſerung 
des Landſchulweſens erörtert. Meiſtens waren es kleine Schriften, 
Artikel in Zeitſchriften. Diejenigen, die die Neuerung am meiſten 
betroffen haben würde, die Bauern, waren unter den Verfaſſern dieſer 
Abhandlungen nicht vertreten; das war nur natürlich, konnten doch die 
meiſten nicht einmal ihren eigenen Namen ſchreiben. Wohl war die 
Kunde von den Zeitideen, von den ewigen Menſchenrechten bis in die 
Kreiſe des Landvolks gedrungen. Mochten auch viele in ſtumpfer Gleich⸗ 
gültigkeit verharren, ſo machte ſich doch ſtellenweiſe eine dumpfe Gärung 
unter den Bauern bemerkbar. Namentlich die gebildeten Bürgerkreiſe 
ergriffen das Wort zu dieſen Fragen, und nicht immer hielt die Sach⸗ 
kenntnis gleichen Schritt mit dem Eifer für die gute Sache. Da konnte 
es dann auch an Entgegnungen nicht fehlen. Aus den Kreiſen des 
Güter beſitzenden Adels gingen nur verhältnismäßig wenig Schriften 


Ludwig Heinrich Jakob, Philoſophiſche Rechtslehre oder Naturrecht, 2. Ausg. 
Halle 1802. Leopold Krug, über Leibeigenſchaft oder Erbuntertänigkeit der 
Landbewohner in den preußiſchen Staaten. Halle 1798. Löwe und Brieger, 
Neueſtes Magazin für Okonomen und Kameraliſten, Bd. II. Berlin 1798. 
Joh. Friedrich Meyer, Über Herrendienſte und deren Aufhebung. Celle 
1808. P. F. Nehmiz, Magazin für die Gerechtſame des Adels und der Ritter⸗ 
güter in Deutſchland. Halle 1800. F. W. Noeldechen, Okonomiſche und 
ſtaatswirtſchaftliche Briefe über den Niederoderbruch und den Abbau oder die 
Verteilung der königlichen Amter und Vorwerke im hohen Oderbruche. Berlin 
1800. B. Oehlſchläger, Ein ſicheres, aber auch einziges Mittel, die Länder 
zu bevölkern, die Gutsbeſitzer zu bereichern und die Untertanen wohlhabend und: 
glücklich zu machen. Leipzig 1805. Johann Samuel Richter, Über den 
oberſchleſiſchen Landmann, als Menſchen, Chriſten und Bürger betrachtet, und. 
über die ſchicklichſten Mittel, wodurch er zum beſſern Menſchen, Chriſten und 
Bürger gemacht werden könne. Breslau, Hirſchberg u. Liſſa 1797. Friedrich 
Rühs, Pommerſche Denkwürdigkeiten. Greifswald 1808. K. F. Ludwig 
Schäffer, Einige noch unbehauene Bruchſtücke zum Robotweſen in Sdlefien, 
beſonders in Oberſchleſien, für die ſchleſiſchen Stände. Natibor 1804. Karl 
Au guſt Sebald, Über die Aufhebung der Spanndienſte, beſonders in Hinſicht 
auf die Mark. Berlin 1803. Friedrich Benedikt Weber, Von den Wirt⸗ 
ſchaften der Bauern und über die neuere Kultur der Okonomie. Leipzig 1800. 
über Gutsbeſitzer und ihre Untertanen mit vorzüglicher Hinſicht auf Schleſien. 
Berlin 1800. Weitere Literatur ſiehe unten S. 189 f. Anm. 2; S. 191 Anm. 1 
und bei Kap. 2, 5 und 6. 
1) Die Bezeichnung Leibeigenſchaft für das in Preußen herrſchende Ver⸗ 
hältnis der Abhängigkeit war durchaus üblich, nur die Behörden vermieden meiſt 
dieſen Ausdruck und ſprachen von Erbuntertänigkeit. 
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hervor und dieſe meiſt zur eigenen Rechtfertigung und zur Verteidigung 
des beſtehenden Syſtems. Beſonders der ſchleſiſche Adel zeichnete ſich 
durch reaktionären Geiſt aus. In Schleſien waren etwa ſeit 1779 die 
Unruhen der Bauern eigentlich nie ganz unterdrückt worden!), fei es, daß 
hier durch die Tätigkeit der Urbarienkommiſſionen den Bauern die Un⸗ 
gunſt ihrer Lage zum Bewußtſein kam und dadurch ihre Prozeßſucht und 
Neigung zur Widerſpenſtigkeit noch ſtärker als ſonſt ſchon wurden, ſei 
es, daß die Zuſtände in Oberſchleſien wirklich unhaltbar waren, wie 
es nach dem einmütigen Urteil Nr Zeitgenoſſen ja den Anſchein hat. 
Im Kreiſe der Beamten ?) ſah man die Mißſtimmung unter den Bauern 
mit Beſorgnis, es war unter ihnen viel die Rede von Freiheitsſchwindlern, 
die das Volk in die Irre leiten könnten. So erklärte ſich eine gewiſſe 
Zurückhaltung und Vorſicht bei älteren Beamten, die darum doch 
keineswegs Gegner der Reform waren. Anders war es bei jüngeren 
Elementen, ſie waren von einem glühenden Reformeifer erfüllt. Der 
geiſtige Mittelpunkt für dieſe Reformbeſtrebungen war Königsberg. Die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe Oſt⸗ und Weſtpreußens drängten zur 
Reform. Der Umſchwung im Getreidehandel hatte ſich hier beſonders 
bemerkbar gemacht. Die Bevölkerung lebte weſentlich vom Ackerbau. 
Aber die geiſtigen und REES Einflüſſe waren hier SS ausſchlag⸗ 


1) Johannes Ziekurf ch, Hundert Jahre ſchleſiſcher Agrargeſchichte. 
Vom Hubertusberger Frieden bis zum Abſchluß der Bauernbefreiung. Breslau 
1915, S. 202 ff., 248. | 
` 2) Beamte, die in ihren Schriften Stellung zur Frage der Bauernbefreiung 
genommen haben: Ernſt von Ernſthauſen (Geh. Finanzrat im Generals 
direktorium), Abriß von einem Polizei⸗ und Finanzſyſtem, 1. Aufl. Berlin 1788, 
S. 96 f. Auguſt Karl Holſche (Hofgerichtsrat in Bromberg, ſpäter Re⸗ 
gierungsdirektor in Bialyſtock), Der Netzediſtrikt. Königsberg 1793, S. 91 f. 
Geographie und Statiſtik von Weſt⸗, Süd⸗ und Neuoſtpreußen, Bd. I-III. 
Berlin 1800 — 1807, betr. Neuoſtpreußen Bd. I, S. 182, betr. Südpreußen Bd. II, 
S. 401 ff., über Eigenbehörigkeit Bd. II, S. 408 ff. Ernſt Ferdinand 
Klein (Geh. Obertribunalsrat, Mitglied der Geſetzkommiſſion), Über die geſetz⸗ 
liche und richterliche Begünſtigung des Bauernſtandes in den Annalen der 
Geſetzgebung und Rechtsgelehrſamkeit in den preußiſchen Staaten, Bd. XXIV 
(Berlin u. Stettin 1806), S. 167 ff. Nicht Schön iſt der Verfaſſer dieſer Schrift, 
wie Guftav Haſſe in ſeiner Diſſertation, Theodor von Schön und die Steinſche 
Wirtſchaftsreform. Leipzig 1915, S. 91 u. 108 f. ausführt. Haſſe iſt wohl durch 
die Bemerkung Schöns (Papiere, Teil I, S. 39): „Ich ſchrieb darüber einen 
Aufſatz für Kleins Annalen“ zu dieſer Annahme gekommen. Der Aufſatz er⸗ 
ſchien 1808 unter Kleins Namen als Sonderdruck mit einigen Zuſätzen; Klein 
hat ſich auch in den Annalen, Bd. XXIV, S. 205 ſelbſt als Verfaſſer bezeichnet. 
Auch die Tatſache, daß nur Beiſpiele aus Schleſien gewählt ſind, ſpricht gegen 
Schöns Autorſchaft. Klein war Schleſier. i 


— 


190 Marie Rumler [190 


gebend. Die Königsberger Univerfität ftand unter der beherrſchenden 
Einwirkung Kants. „Noch in den 80 er Jahren des 18. Jahrhunderts 
war man ſich der überragenden Bedeutung des großen Philoſophen 
bewußt geworden, und willig unterwarfen ſich die Männer der geiſtigen 
Arbeit und der praktiſchen Berufe im Staats⸗ und Erwerbsleben der 
von ihm ausſtrömenden zwingenden Gewalt.“ !) Kant war die Erb⸗ 
untertänigkeit äußerſt verhaßt; etwa 1795 äußerte er einem Schüler 
gegenüber ), die Eingeweide drehten fic) ihm im Leibe um, wenn er 
an fie denke. In den Vorleſungen, die der Juriſt Reidenitz von 
1798 an alljährlich über Kants metaphyſiſche Anfangsgründe der 
Rechtslehre hielt, bekämpfte er wie ſein Vorbild das Untertänigkeits⸗ 
verhältnis, namentlich feine Lebenslänglichkeit und Forterbung ?). In 
demſelben Geiſte wirkte der Naturrechtslehrer Schmalz“). Bedeutender 
als dieſe ſtand neben dem großen Meiſter Chriſtian Jakob Kraus, der 
Profeſſor der praktiſchen Philoſophie und Kameralwiſſenſchaften an der 
Albertina, der begeiſterte Verkündiger der Freiheitslehre von Adam 
Smith). Mehr noch als Kant wirkte er anziehend und anfeuernd 
auf die Männer der Praxis 6). Der Provinzialminiſter Schroetter wies 
die Studierenden geradezu auf die Vorleſungen von Kraus hin). 
Die Aufhebung der Erbuntertänigkeit herbeizuführen, darauf hatte 
Kraus vorzüglich ſein Beſtreben gerichtet. Vom Katheder herab äußerte 
er ſich ebenſo freimütig wie im Privatgeſpräch gegen dieſe „Schande 


1) Paul Herre, Über Preußens Befreiungs⸗ und Verfaſſungskampf. 
Berlin 1914, S. 10. Über den Anteil der beiden Kantianer, Morgenbeſſer und 
Stägemann, am Reformwerk vgl. Kap. 4 und 5. 

2) Aus den Papieren des Miniſters und Burggrafen von Marienburg 
Theodor von Schön, Teil 1 (Halle 1875), S. 40. 

e 3) Daniel Chriſtoph Reidenitz, Naturrecht. ee 1808, Bors 
wort u. S. 92, 114 f. 

4) Vgl. auch Schön, Papiere, Teil I, S. 50. 

5) Gottlieb Krauſe, Der preußiſche Provinzialminiſter Freiherr von 
Schroetter und ſein Anteil an der Steinſchen Reformgeſetzgebung. Königsberg 
1898, S. 10 ff. Erich Kühn, Der Staatswirtſchaftslehrer Chriſtian Jakob Kraus 
und ſeine Beziehungen zu Adam Smith. Altpreußiſche Monatsſchrift, Bd. XXXIX 
(Königsberg 1902), S. 325 ff. u. Bd. XL (1903), S. 1 ff. 

6) Kraus, Staatswirtſchaft, Teil I, S. XIV f.; Teil V, S. VII. Kraus, 
Schriften, Teil I, S. VIII. Friedrich 5 Das Leben des Generals 
feldmarſchalls Herinann von Boyen, Bd. 1 (Stuttgart 1896), S. 26. 

7) Kraus, Staatswirtſchaft, Teil 1, S. IV. Johannes Voigt, 


Das Leben des Profeſſors Chriſtian Jakob Rraus i in Kraus, Schriften, Teil VIII 
(Königsberg 1819), S. 357. 
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der Menſchheit“ ). Seine Schüler trugen „die Ketzereien als Apoſtel 
unter die politiſch Rechtgläubigen“ 2). Der Adel der Provinz war unter 
ihnen durch mehrere Grafen Dohna, einen Grafen Finkenſtein⸗Schön⸗ 
berg vertreten ?). Mitglieder gerade dieſer Familien gehörten zu den erſten 
Gutsbeſitzern in Preußen, die von ſich aus die Erbuntertänigkeit auf 
ihren Gütern aufhoben “). Aus der Schule von Kant und Kraus ging 
Theodor von Schön hervor ?), „nicht wiſſenſchaftlich, aber praktiſch 
vielleicht der bedeutendſte Schüler Kants“ ©), der ſpäterhin an dem Buz 
ſtandekommen des Edikts vom 9. Oktober 1807 wichtigen Anteil haben 
ſollte ). Nicht nur die junge Generation wurde durch Kraus angeregt. 
Um ihn ſcharte ſich ein Kreis gleichgeſinnter Freunde, unter andern ®) 


1) Voigt, Kraus, S. 312 ff., bef. 316, S. 417. Kraus, Schriften, 
Teil II, S. 141 ff., 158 f. 211, 220 f., 224 ff., 233, 250 f. Kraus, Staatswirt⸗ 
ſchaft, Teil III, S. 275 ff.; Teil V, ©. 45 ff., bel, 54 ff. 

22) Voigt, Kraus, S. 361. 

8) Voigt, Kraus, S. 345, 360 f., 380 f., 388. 

4) Vgl. Kap. 5. ö 

5) Schön, Papiere, Teil I, S. 6: „Kraus war mein großer Lehrer; er 
erfaßte mich ganz, und ich folgte ihm unbedingt.“ Kraus, Schriften, Teil II, 
S. 218, 245, 258. Voigt, Kraus, S. 388. 

6) Leopold von Ranke, Denkwürdigkeiten des Staats kanzlers Fürſten 
von Hardenburg, Bd. IV (Leipzig 1877), S. 239. , 

7) Durch feine überhebenden Äußerungen, beſonders in der erften Selbſt⸗ 
biographie, hat Schön ſelbſt eine gerechte Würdigung ſeiner Verdienſte um die 
Bauernbefreiung erſchwert. Was die Zeit vor 1806 betrifft, fo halte ich es für 

ehr unwahrſcheinlich, daß Schön als vortragender Rat Schroetters beſtimmenden 
Einfluß auf den Verlauf der Reformbeſtrebungen gehabt hat, wie man es nach 
ſeiner Außerung (Papiere, Teil I, S. 39): „Ein Gedanke beſchäftigte mich da 
mehr als früher, vor allem der, die ſogenannte Erbuntertänigkeit, die Sklaverei, 
dieſe Schmach meines Vaterlandes, zu vernichten.... Jede Gelegenheit nahm 
ich wahr, um amtlich und außeramtlich die Greuel der Sklaverei zu ſchildern, 
ich lebte nur in dem Gedanken“, annehmen könnte. Die Schrötterſchen General⸗ 
direktoriumsakten über dieſe Angelegenheit ſind zwar nicht vorhanden — viel⸗ 
leicht hatte Schroetter ſie als Handakten in perſönlicher Verwahrung, und ſie 
ſind wie ſein Nachlaß größtenteils verloren gegangen — die an andern Stellen, 
in Kabinettspapieren und Goldbeckſchen Akten, vorhandenen Stücke zeigen aber, 
daß der Miniſter dieſe Sache hauptſächlich perſönlich erledigte. — Vgl. zu Schöns 
Urteil über die Geſetzkommiſſion Kap. 4, für ſeine Beurteilung Schroetters 
Kap. 5. 

8) In freundlichen Beziehungen zu dieſem Kreis ſtand der blinde Baczko 
(Ludwig von Baczko,, Geſchichte meines Lebens. Königsberg 1824, Teil I, 
S. 222 ff., 233; Teil II, S. 35, 45, 92). Schon gleich nach Friedrichs des 
Großen Tod trug er ſich mit einem Plan zur Aufhebung der Erbuntertänigkeit 
(Teil II, 126 ff.). 1793 ſchrieb er öffentlich einen Preis von 6 Dukaten auf die 
vorzüglichſte Beantwortung der Frage aus: Wie könnte ohne Nachteil der Guts⸗ 


— 


192 Marie Rumler: Die Beſtrebungen zur Befreiung der Privatbauern. [192 


Scheffner ), der Jugendfreund Schroetters?), und Hans von Auers⸗ 
wald. Mit dieſem glühenden Vertreter der Reform verband Kraus 
eine beſonders innige Freundſchaft “). 36 Jahre haben beide in regem 
Gedankenaustauſch geſtanden“). Die nach Krauſens Tod von Auers⸗ 
wald herausgegebenen Briefe geben Kunde davon 5). Beide waren einig 
in der Überzeugung, daß eine Reform der bäuerlichen Verhältniſſe durch⸗ 
aus notwendig ſei ). So mußten hier in Oſtpreußen, wo zudem in dem 
freien Domänenbauer das erſtrebte Vorbild unmittelbar gegeben war, 
die Wünſche des Königs in betreff der Privatbauern mehr als in irgend⸗ 
einem anderen Teile des preußiſchen Staats Entgegenkommen finden. 


beſitzer und des Ackerbaues die Untertänigkeit in Preußen aufgehoben und jede 
nachteilige Folge verhütet werden? Die Ergebniſſe veröffentlichte er dann in 
den von ihm redigierten Annalen des Königreichs Preußen (1793, IV, S. 27 ff.). 
Siehe Nationalzeitung der Teutſchen. Gotha Jahrg. 1803, Sp. 613. 

1) Johann George Scheffner, Mein Leben. Leipzig 1816 (1823), 
S. 278 f., 383 f. Auch Scheffner lag die Bauernbefreiung ſehr am Herzen. 
S. 348 f. „Oberwähnte Vorliebe iſt die Quelle meiner unaufhörlichen Luſt zur 
Verbeſſerung der Landſchulen, ſo wie der vielen Mühe, die ich mir gegeben habe, 
das große Werk der Erbuntertänigkeitsaufhebung bei denen, die dazu beitragen 
konnten, oft mit Zudringlichkeit zu befördern. Allein ſo häufig mir auch dabei 
Intereſſierte das Edle und Nützliche der Loslaſſung im Geſpräch zugaben, ſo 
ſuchte man doch auf allerhand Wegen die Erreichung des Ziels zu hindern und 
ſchnitzte immer Sproſſen zur Leiter, ward aber nie damit fertig, um ſie an die 
Knechtſchaftswand anlegen und auf ihr die Freiheit erſteigen zu laſſen.“ Arthur 
Warda, Briefe an und von Johann George Scheffner, Bd. I, Teil 1 (München 
und Leipzig 1916). Veröffentlichung des Vereins für die Geſchichte von Oſt⸗ und 
Weſtpreußen, S. 53 f., 128, 139 u. 167. Scheffner, Gedanken und Meinungen 
über manches im Dienſt, 1804, S. 4. Max von Schenkendorf, Studien. 
Berlin 1808, S. 81 ff. Friedrich Gedike, Zugabe zu den Annalen des preußi⸗ 
ſchen Schul⸗ und Kirchenweſens, 1800, S. 5 ff. Anm. (Diefe Notiz wird man 
ebenſo wie die beigefügte Abhandlung über das ee auf Scheffner 
zurückführen dürfen.) Siehe noch Kap. 5. 

2) Scheffner, Mein Leben, S. 214, 239 f., 323 f., 481 ff., 491 ff. Über 
Schroetters Beziehungen zu dieſem Kreis vgl. Schön, Papiere, Teil I, S. 7: 
„Er ging aber doch über die gewöhnliche Welt hinaus, wie ſchon dies es zeigt, 


daß er vorzugsweiſe mit Kant, Kraus, Scheffner und Hippel lebte.“ Krauſe, 


Schroetter, S. 5, 7f. — Der Neffe Hippels, Theodor Gottlieb Hippel, der bei 
ſeinem Onkel in Königsberg erzogen und ein Schüler von Kant und Kraus 
war, nahm ſich in Wort und Schrift der untertänigen Bauern an; vgl. Kap. 3. 

3) Voigt, Kraus, S. 31. 

4) Kraus, Schriften, Teil I, S. VIII. 

5) Kraus, Schriften, Teil II, S. 139 ff. u. Voigt, Kraus, in den Text 
eingefügt. 

6) Siehe auch Kap. 5. 
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V 


Der erſte Zuſammenſtoß des Poſener Oberpräſidenten 
Flottwell mit dem Erzbiſchof von Dunia» 
Von 
Manfred Laubert 


Die Wirkſamkeit Eduard Flottwells als Oberpräſident der Provinz 
Poſen (1830 — 1841) bildet einen ununterbrochenen Kampf mit dem 
katholiſchen oder — was hier das Entſcheidende war — polnifden 
Klerus. ' 

Kaum an dem Ort jeiner neuen Tätigkeit angelangt, machte Flott⸗ 
well dem erwählten Erzbiſchof v. Dunin ſeine Aufwartung. Er fand 
aber in dem Drang der Geſchäfte, wie ihn der Ausbruch des Warſchauer 
Novemberaufſtandes bei der völligen Unzulänglichkeit der Polizeibe⸗ 
hörden und Landräte in der Provinz mit ſich brachte, zunächſt nicht 
Zeit für eine Viſite bei den übrigen Mitgliedern des Domkapitels und 
zeigte ihnen deshalb ſeine Ankunft nur durch Karten an. Da jene 
Herren in dieſem Höflichkeitsakt keine Veranlaſſung fanden, ſich nun 
ihrerſeits dem höchſten Zivilbeamten des Landes vorzuſtellen, brachte 
der Oberpräſident in einem Schreiben an Dunin vom 17. Dezember 
ſein Erſtaunen über dieſe auch von den Vorſtehern der Geiſtlichkeit 
geteilte Unterlaſſungsſünde zum Ausdruck. Letzteren konnte ja ſeine in 
der Nacht vom 8. zum 9. d. M. erfolgte Ankunft ebenfalls nicht un⸗ 
bekannt geblieben ſein. Er fügte hinzu: Ich bin ſehr weit davon 
entfernt, für meine Perſon jetzt ſchon irgend einen Anſpruch auf 
Außerungen des Vertrauens oder wohlwollender Geſinnung zu machen; 


1) Nach Rep. 89 C XI Schleſien / Poſen Nr. 10 und Rep. 77. 503. 1. Bd. I 
im Geh. Staatsarchiv zu Berlin und dem handſchriftlichen Nachlaß Flottwells 
aus dem Beſitz ſeiner Tochter, Frau Konſiſtorialpräſident Hegel. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 1. 13 
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ich beſcheide mich vielmehr, daß ich dies nur von dem Erfolg meiner 
amtlichen Wirkſamkeit abhängig machen kann. Dagegen werden Sie 
anzuerkennen die Güte haben, daß ich meinem Standpunkt als Ver⸗ 
walter des landesherrlichen Rechts circa sacra der katholiſchen Kirche 
dieſer Provinz und als ihre höchſte Zivilbehörde ebenſowenig etwas 
vergeben darf, und daß ich in dieſer Beziehung eine Aufmerkſamkeit 
wohl habe erwarten können, „deren Unterlaſſung mich befremdet.“ Ich 
wünſche jedoch beſonders mit Rückſicht auf die gegenwärtigen Verhält⸗ 
niſſe jeden Schein einer verletzenden Abſicht zu vermeiden und ſtelle 
Ihnen daher gehorſamſt anheim, welche Inſinuationen Hochdieſelben 
den erwähnten Herren in dieſer Beziehung zugehen zu laſſen für an⸗ 
gemeſſen halten. Es ſind übrigens die Geſinnungen der ausgezeich⸗ 
netſten Hochſchätzung uſw. 

\ Am 18. erwiderte der Kirchenfürſt: Ich kann in der Tat den 
Ausdruck der Verlegenheit nicht unterdrücken, worin mich Ihr geſtriges 
Schreiben verſetzt hat. Gewiß bedurfte es für mich der Darſtellung 
[der Befugniſſe] nicht, die an den Standpunkt geknüpft find, den der 
König Ihnen in dieſer Provinz angewieſen hat. Ich glaube mit jenen 
Befugniſſen bekannt zu ſein und werde meines Orts dafür ſorgen, daß 
ſelbige von den mir untergeordneten Geiſtlichen nicht verkannt werden. 
Ich ſuche aber darin vergebens einen Grund zu dem von Ihnen be⸗ 
merkten Mangel an Aufmerkſamkeit und muß überhaupt ſelbſt gegen 
den Schein einer verletzenden Abſicht ſeitens der geſamten Geiſtlichkeit 
der Erzdiözeſe proteſtieren. Sie iſt ihres Berufes: gehorſam der Obrig⸗ 
keit, unvergeſſend, und damit iſt Achtung für alle ihre Organe nahe 
verbunden. 

Ich habe nicht geglaubt, daß die Unterlaſſung einer Höflichkeits⸗ 
bezeugung als Mangel an Achtung angeſehen werden könne; die Geiſt⸗ 
lichen haben in dieſer Beziehung mit dem Weltlichen zu wenig Be⸗ 
rührung. Daher habe ich mich auch in dieſer Hinſicht zu irgend einer 
amtlichen Verfügung nicht veranlaßt finden können. Ich verhoffe und 
wünſche, daß dieſe aufrichtige Darſtellung Ihnen genügen möge und 
es ſind übrigens die Geſinnungen der ausgezeichnetſten Hochachtung uſw. 

Nach Empfang dieſes überraſchenden Beſcheides, in dem Dunin 
ſelbſt einen Mangel an Höflichkeit bei ſeinen Klerikern zugeſteht, ihn 
aber durch ihre Weltfremdheit zu entſchuldigen verſucht, ſchlug Flottwell 
ſchärfere Töne an, indem er am 19. Dezember antwortete: Ihrem 
geſtrigen Schreiben liegen zwei Mißverſtändniſſe zu Grunde: 

1. habe ich den Beſuch der Herren Prälaten und Vorſteher der 
hieſigen Geiſtlichkeit keines wegs als eine meiner Perſon geltende Höf⸗ 
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lichkeit, ſondern als eine, meinem Amt gebührende Aufmerkſamkeit 
in Anſpruch genommen und mich in meinem Anſchreiben ganz deutlich 
darüber ausgeſprochen; 

2. bin ich weit entfernt geweſen, Ew. p. um eine amtliche 
Verfügung in dieſer Beziehung anzugehen. Ich habe vielmehr zur 
Vermeidung jedes die mir am Herzen liegenden freundlichen Verhält⸗ 
niſſe mit der katholiſchen Geiſtlichkeit verletzenden Impulſes Ew. p. 
lediglich anheimgeſtellt, welche Inſinuationen Hochdieſelben den 
Herren von Ihrer Seite zugehen zu laſſen geruhen wollen. 

Ich kann es hiernach nur wahrhaft bedauern, daß Sie den von 
mir im freundlichſten Sinne dargebotenen Weg einer die Verhältniſſe 
ſchonenden Interzeſſion auf eine ſo entſchiedene Weiſe abzulehnen für 
angemeſſen erachtet haben, und es wird mir jetzt zu meinem Bedauern 
nur übrig bleiben, von den Befugniſſen meines Amtes Gebrauch zu 
machen und die Herren auf offiziellem Wege zu mir zu laden. 

Ich kann jedoch die Bemerkung nicht unterdrücken, daß die förm⸗ 
liche Weigerung einer der unmittelbar vorgeſetzten weltlichen Dienſt⸗ 
behörde und dem Stellvertreter des Landesherrn in der Ausübung 
ſeines Oberaufſichtsrechts ſchuldigen Achtungsbezeugung, ſelbſt nachdem 
ſie von ihm im Wege der freundlichen Vermittelung in Erinnerung 
gebracht worden iſt, nicht dazu geeignet erſcheint, in Zeitverhältniſſen 
wie die gegenwärtigen das Vertrauen auf die Geſinnungen der katho⸗ 
liſchen Geiſtlichkeit oder die mir anderweitig zugekommenen Andeutungen 
auf eine günſtigere Weiſe zu beurteilen und mich darüber gegen den 
König demgemäß zu äußern. Ew. p. können ſich übrigens davon über⸗ 
zeugt halten, „daß es mir hier, ſowie in meinem früheren Wirkungs⸗ 
kreiſe, wirklich zur Freude gereicht haben würde, der Geiſtlichkeit, der 
katholiſchen Kirche Beweiſe meiner Achtung und Bereitwilligkeit zu 
geben, daß ich meiner Pflicht, wie ſich von ſelbſt verſteht, auch gegen⸗ 


wärtig genügen werde, daß ich aber wahrhaft bedauere, durch eine mir 


bisher noch nicht vorgekommene dem Geiſt des gegenſeitigen Wohl⸗ 
wollens fo wenig entſprechende Stellung gegen die ihr vorgeſetzte 
Staatsbehörde in meiner Geſinnung für dieſelbe gehemmt zu ſeyn.“ 
Dunin war natürlich weit davon entfernt, ſeine Haltung als 
eine unrechtmäßige anzuerkennen. Er beſchritt vielmehr mit Über⸗ 
ſpringung des Miniſters ſofort den Weg der Immediatbeſchwerde 
und erſtattete in einer — von mir nicht aufgefundenen — Eingabe 
am 20. Dezember dem Monarchen über den Vorfall Bericht. Am 28. 
beauftragte Friedrich Wilhelm III. die Miniſter des Kultus und 


des Inneren und der Polizei, Frhrn. v. Altenftein und Brenn, 
| 13 * 
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die „ſehr zur Unzeit“ entſtandene Mißhelligkeit „auf angemeſſene und 
ſchonende Weiſe“ auszugleichen, damit dieſer Zwieſpalt ſo ſchnell als 
möglich beſeitigt und ſeinen für das öffentliche Intereſſe nur nach⸗ 
teiligen Folgen vorgebeugt werde. Offenbar war der König auf das 
unangenehmſte berührt und meinte, der Konflikt hätte von beiden 
Seiten vermieden werden können, „wenn ſie ſich über die Beobachtung 
unweſentlicher Formen in angemeſſener Weiſe, unter Berückſichtigung 
der ſchwierigen Zeitverhältniſſe verſtändigt hätten.“ Er verteilte alſo 
die Schuld ungefähr gleichmäßig nach beiden Seiten. Noch am ſelben 
Tage erließ er eine beſchwichtigende Kabinettsordre an Dunin, wonach 
er mit Bedauern das eingetretene Mißverſtändnis erſehen hatte, wo⸗ 
durch „das ſo nöthige gute Vernehmen auf Veranlaſſung einer Ver⸗ 
ſchiedenheit der Anſichten über unweſentliche Formen geſtört worden“ 
war. Er glaubte vorausſetzen zu dürfen, daß es ſich leicht aufklären 
laſſen werde, und erwartete, daß der Erzbifchof zu einer Verſtändigung 
und Ausgleichung gern die Hand bieten werde, indem er ihm zu er- 
kennen gab, „daß Ich in die treuen Geſinnungen der katholiſchen Geiſt⸗ 
lichkeit kein Mißtrauen ſetze, vielmehr Mich verſichert halte, daß dieſelbe 
nach Ihrem Vorbilde und unter Ihrer gewiſſenhaften Leitung nicht 
allein allen Verirrungen fern bleiben, ſondern auch pflichtmäßig und 
ernſtlich ſich bemühen werde, bei den gegenwärtigen bedenklichen Ver⸗ 
hältniſſen den Geiſt des Friedens, des Gehorſams und der Ordnung 
unter den Mitgliedern ihrer Gemeinden ungeſtört zu erhalten.“ 

| Flottwell hatte inzwiſchen dadurch zur Verſchärfung des Kon- 
fliktes beigetragen, daß er am 22. Dezember den Dom dechanten 
v. Przyluski, den ſpäteren Nachfolger Dunins, kurz und bündig zu 
ſich beſchied, um ihm in Dienſtangelegenheiten eine ihm erforderliche 
perſönliche Auskunft zu geben. Nachdem Dunin auch Altenſtein bereits 
am 20. „von dem anmaßenden Betragen“ des Oberpräſidenten in 
Kenntnis geſetzt hatte, beeilte er ſich aus dieſem Vorfall zu einer neuen 
Beſchwerde an den Miniſter Kapital zu ſchlagen. Am 29. Dezember 
berichtete er ihm: „Damit nicht zufrieden hat der genannte Beamte 
von Neuem mich angegriffen, und da derſelbe dabei ſyſtematiſch zu 
Werke zu gehen ſcheint, ſo bin ich notgedrungen, Ew. Exzellenz Da⸗ 
zwiſchenkunft anzurufen, damit Reibungen dieſer Art mit einem Mal 
kräftig vorgebeugt werde.“ Przyluski hat geglaubt, der Aufforderung 
Folge leiſten zu müſſen, wobei er überſah, „daß er dadurch mein An⸗ 
ſehen compromittiere.“ Erſt nach ſeiner Rückkehr erfuhr ich von der 
Sache, würde dieſes Betragen aber gewiß verſchmerzt haben, wenn der 
Oberpräſident nur Auskunft über dienſtliche Fragen gewünſcht und 
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nicht unmittelbar in das Reſſort des Erzbiſchofs eingegriffen hätte. 
Aber die Dienſtſache benutzte er als bloßen Vorwand und wollte die 
Ankunft Przyluskis als einen Amtsbeſuch des Domkapitels angeſehen 
wiſſen. Als der Dechant dieſer Auffaſſung widerſprach, äußerte er, er 
wolle die Obſervanz des oſtpreußiſchen Oberpräſidenten v. Schön in 
Poſen einführen und die Geiſtlichkeit ihre Pflichten gegen die Ober⸗ 
präſidenten lehren. Er ſchloß die Unterredung mit dem Verlangen 
nach Nachrichten über die Ausübung des Patronatsrechtes und über 
den Zuſtand des weltgeiſtlichen Seminars, mit einem Wort nach Nach⸗ 
richten, zu deren Erteilung der locum tenens ebenſowenig ohne meine 
Autoriſation berechtigt war als es dem Oberpräſidenten unbekannt ſein 
kann, daß Nachrichten wie dieſe von dem geiſtlichen. Oberen, nicht deſſen 
Delegationen zu erlangen und verlangen find. Ew. Erz. werden an⸗ 
erkennen müſſen, daß der Oberpräſident auch bei dieſem Schritte meinem 
amtlichen Anſehen zu nahe getreten iſt. „Ein Verfahren dieſer Art 
muß die jetzt ganz beſonders nöthige Harmonie der beiderſeitigen Be⸗ 
hörden unbedenklich ſtören, und ich muß dies umſo ſchmerzlicher 
empfinden, als die beiden Vorgänger des jetzigen Oberpräſidenten in 
ihren Beziehungen zu der geiſtlichen Behörde ſtets ein Betragen 
beobachtet, gegen welches das jetzige ſo grell abſticht.“ Dunin ſchloß 
mit der Bitte, dahin zu wirken, daß Flottwell „mit Umfang ſeiner 
Befugniſſe und Pflichten gegen den Erzbiſchof näher bekannt gemacht, 
und zu einem der beiderſeitigen Stellung mehr entſprechenden Betragen 
veranlaßt werde.“ 

Dieſem Wunſch entſprach Altenſtein durch folgendes private 
Schreiben an Flottwell vom 7. Januar 1831: 

„Der ſehr große Werth, welchen ich bei meinem Vertrauen zu 
Ew. Hochwohlgeboren ausgezeichneten Talenten auf Ihre kräftige Ein⸗ 
wirkung bei den von mir reſſortierenden Angelegenheiten der katholiſchen 
Kirche im Großherzogthum Poſen, wo grade ſo viel zu thun übrig iſt, 
lege, macht es mir zur Pflicht, indem ich die auf Allerhöchſten Befehl, 
an Ew. Hochwohlgeboren und den Herrn Erzbiſchof von Dunin von 
dem Herrn Miniſter des Innern und der Polizei und mir erlaſſenen 
Verfügungen abſende, Ihnen vertraulich die lebhaften Beſorgniſſe aus⸗ 
zudrücken, welche der ſo unerwartet entſtandene Zwieſpalt nicht bloß in 
Bezug auf die politiſchen Bewegungen der Zeit, ſondern über dieſe 
hinaus für die erfolgreiche Bearbeitung der katholiſchen Sachen in mir 
erregt. 

Das Verhältnis der evangeliſchen Landesregierung zu den katho⸗ 
liſchen Untertanen und noch mehr zu der katholiſchen Geiſtlichkeit iſt 
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ein ſehr zartes und nimmt Rückſichten in Anſpruch, wie fie die Staats⸗ 
verwaltung faſt bei keinem andern Gegenſtande zu beachten hat. Bei 
dem größten Ernſt <ft ganz vorzügliche Milde und das ſorgfältigſte 
Vermeiden alles deſſen, was Beſorgniſſe erregen und verletzen kann, 
unerläßlich. Das Gegenteil fordert auch da gar leicht zum Wider⸗ 
ſtande auf, wo folder an béi nicht! zu erwarten geweſen wäre, 
und erregt jedenfalls Mißtrauen gegen die ohnehin durch den weſent⸗ 
lichen Punkt der Religions⸗Verſchiedenheit von der Geiſtlichkeit getrennte 
Regierung. Die Abhängigkeit der katholiſchen Geiſtlichkeit vom Staat 
iſt bei der Eigenthümlichkeit dieſer Kirche bedeutend verſchieden von der 
directen Einwirkung, welche bei den Staats⸗Behörden und ſelbſt bet 
der evangeliſchen Geiſtlichkeit ſtattfinden, bei denen die Grenzen der 
amtlichen Unterordnung leichter feſtzuhalten ſind. Nur durch die Art 
der Behandlung und ein dadurch bewirktes Vertrauen verſchwindet die 
Verſchiedenheit im Weſentlichen. Findet dagegen Mißtrauen ſtatt, ſo 
wird die hierdurch hervorgerufene Geſinnung nur zu leicht jede zur 
Herbeiführung einer beſſern Bildung der Geiſtlichen zu treffende Maß⸗ 
regel vereiteln und doch muß hauptſächlich hierdurch der auf einen 
möglichſt gleichen Kulturzuſtand weſentlich zu gründende engere An⸗ 
ſchluß derſelben an die deutſche Landesherrſchaft allmählig erlangt 
werden. Es tritt alsdann ein feindſeeliges Verhältniß ein, und es muß 
auf das wichtigſte Mittel, ſich der katholiſchen Geiſtlichkeit zu verſichern, 
auf die Einwirkung aufgeklärter bei ihr ſelbſt in Anſehen ſtehender 
Geiſtlicher, Verzicht geleiſtet werden, da in einem ſolchen Zuſtande der 
Dinge nur diejenigen Geiſtlichen auf den Clerus Einfluß haben, welche 
ſich den Staatsbehörden nicht willfährig zeigen. 

In keiner Provinz hat ein ſolches Verhältnis namentlich des Ober⸗ 
Präſidenten zu der katholiſchen Geiſtlichkeit gute Früchte getragen und 
wenn in ruhigen Zeiten dieſe Mißhelligkeiten unter beſonderen Ver⸗ 
hältniſſen zu keinen äußerlichen Störungen geführt haben, ſo iſt doch 
eine ſolche Verwaltung ſtets innerlich erfolglos geblieben und hat ihren 
eigentlichen Zweck durch Einwirkung auf die Bildung und Amtsführung 
der Geiſtlichkeit und perſönlichen Einfluß auf die in irgend einer Rück⸗ 
ſicht ausgezeichneten, andern vorleuchtenden Mitglieder derſelben die 
durch den Religions⸗Unterſchied beſtehende Kluft auszufüllen und ſo 
wahre Anhänglichkeit und Ergebenheit gegen die Regierung zu begrün⸗ 
den und zu fördern, durchaus verfehlt. Man ſtelle ſich nur die freilich 
viel leichtere Aufgabe einer rückſichtsloſen Strenge, welche es nur mit 
den Mißbräuchen, die ohnehin niemals zu dulden ſind, zu thun hat 
und es kann nicht fehlen, daß man bald nicht blos, als einem andern 
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Glauben zugethan, ſondern vielmehr als entſchiedener Gegner betrachtet 
wird und dann bei der abgeſchloſſenen hierarchiſchen Verfaſſung der 
katholiſchen Kirche weſentlich einflußlos daſteht. Sehr nahe liegt aber, 
wenn unglücklicher Weiſe die Sache ſich ſo geſtaltet, der Hinblick auf 
den bedeutenden Einfluß, den die bekannte Eigenthümlichkeit der 
katholiſchen Kirche den Prieſtern auf die Gewiſſen der Beichtkinder 
gewährt und wenn auch, wo es höhere Zwecke gibt, Beſorgniſſe dieſer 
Art zurücktreten, und in der Kraft jeden Ausbruch bösartiger Umtriebe 
zu hemmen und durch nachdrückliche Strafe davon abzuhalten ihre Er⸗ 
ledigung finden müſſen, ſo fordern grade die Verhältniſſe des Groß⸗ 
herzogthums ofen, wo der Religions-Verſchiedenheit noch die fremde 
Nationalität hinzutritt, dringend auf, das Vertrauen der katholiſchen 
Geiſtlichkeit zu erwerben, um, wo nicht ihren Einfluß auf das geringere 
Volk zur Befeſtigung der beſtehenden Ordnung der Dinge zu benutzen, 
doch wenigſtens ihr keinen Anlaß zu einem geheimen ſelten oder nie 
zu conſtatirenden Einwirken entgegengeſetzter Art zu geben. Wenn ich 
mich gegen Ew. Hochwohlgeboren über den durch meine lange Erfahrung 
bewährten Standpunkt, den die evangeliſche Landes⸗Regierung der 
katholiſchen Kirche gegenüber einzunehmen hat, umſtändlich ausſpreche, 
fo geſchieht dies in dem feſten Vertrauen auf die Würde Ihres per⸗ 
ſönlichen Characters, bei welchem die eingetretene Differenz keinen Ein⸗ 
fluß auf Ihr Urtheil gewinnen kann und in der vollen Überzeugung, 
daß ich von Ew. Hochwohlgeboren ſowohl bei Wahrnehmung des eigent⸗ 
lichen landesherrlichen juris circa sacra, als bei allen übrigen von 
dem geiſtlichen Miniſterium reſſortirenden ſo höchſt wichtigen Ange⸗ 
legenheiten der katholiſchen Kirche im Großherzogthum Poſen, bei denen 
Sie das Organ des Miniſterii ſind, nur dann eine wahre Hülfe und 
erfolgreiche Wirkſamkeit mir verſprechen darf, wenn hierüber völliges 
Einverſtändnis obwaltet. Je mehr aber der Bildungszuſtand der faz, 
tholiſchen Geiſtlichkeit und das damit innig zuſammenhängende katholiſche 
Schulweſen im Poſenſchen, eine kräftige Einwirkung der Staatsbehörde 
erheiſcht, jemehr von den hervorzurufenden Verbeſſerungen, wie ich feſt 
überzeugt bin, entſcheidend die Anhänglichkeit oder Abneigung der pol- 
niſchen Geiſtlichen und durch dieſe auch des gemeinen Volkes ihrer 
Nation gegen die Preußiſche Regierung abhängig iſt, deſto näher liegt 
mir der dringende Wunſch am Herzen, daß Ew. Hochwohlgeboren in 
meine Abſichten eingehen und durch das gemeinſchaftliche Hinwirken auf 
das geſtellte Ziel der gewiß höchſt wichtige Erfolg geſichert werden 
möge. Ich muß noch hinzufügen, daß die Perſönlichkeit des Erzbiſchofs 
von Dunin den hier angedeuteten Weg begünſtigt, aber auch doppelt 
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rathſam macht. Er iſt im directen Gegenſatze zu ſeinem Vorgänger 
im Erzbisthume !) ein Mann von mildem, lenkſamem Character und 
der Regierung aufrichtig ergeben. Ein vertrauensvolles perſönliches 
Entgegenkommen verfehlt gewiß nie ſeinen Zweck bei ihm, und ein 
engeres Anſchließen an Ew. Hochwohlgeboren wird ihm auch die er— 
forderliche Feſtigkeit als gut erkannte Maaßregeln ernſtlich durchzu⸗ 
führen, inſoweit ſie ihm etwa fehlen möchte, da, wo er deſſen bedarf, 
erhalten, während die Entfremdung von Ew. Hochwohlgeboren ihn nach 
ſeiner angedeuteten Eigenthümlichkeit ſehr leicht zum unzweifelhaften 
Nachthkile des Königlichen Dienſtes intriguanten Rathgebern zuführen 
könnte. Es iſt daher bei ihm doppelt wichtig, daß er ſich mit all⸗ 
mählig ſteigendem Vertrauen an Ew. Hochwohlgeboren anſchließe und 
ich zweifle nicht, daß es bei ſeiner Perſönlichkeit und Ihren Talenten 
Ihnen ohne Schwierigkeit gelingen wird, in kurzer Zeit ungeachtet der 
ſtattgehabten, ohnehin nicht perſönlichen Differenz ein ſolches für das 
Allerhöchſte Intereſſe höchſt wichtige Verhältnis herzuſtellen. | 
Ew. Hochwohlgeboren bitte ich in dieſer vertraulichen Äußerung 
nicht minder die Fürſorge für einen hochwichkigen Theil der mir an- 
vertrauten Verwaltung als einen unzweifelhaften Beweis meiner Ihnen 
gewidmeten ausgezeichneten perſönlichen Hochachtung zu erkennen.“ 
In dem offiziellen Erlaß Altenſteins und Brenns 
an Flottwell vom 8. Januar wurde dieſer mit dem Inhalt der 
königlichen Ordre und des den Miniſtern gewordenen Auftrages befannt- 
gemacht und hinzugefügt: Hiernach bedarf es von unſerer Seite einer 
weiteren Erläuterung der Abſicht des Monarchen nicht. „Ew. Hoch⸗ 
wohlgeboren ſind der Erörterung über Formen, deren Beachtung Sie 
von Amtswegen fordern zu müſſen geglaubt, entbunden, da des Königs 
Majeſtät ſie für außerweſentlich erachtet haben und wir dürfen zu Ihrem 
gperfinliden Character, zu Ihrem Talent und Ihrem pflichtmäßigen 
Eifer für das Allerhöchſte Intereſſe das Vertrauen hegen, daß Sie die 
geeignetſte Art perſönlicher Annäherung mit Leichtigkeit bald finden 
werden, „wobei die Individualität des von uns zu freundlichem Ent⸗ 
gegenkommen aufgeforderten Herrn Erzbiſchofs von Dunin und deſſen 
Ergebenheit gegen Sr. Majeſtät den König die Ausgleichung weſentlich 
erleichtern dürfte“. 
Dieſe Aufforderung an Dunin trägt dasſelbe Datum und 
beſagt: Die königliche Ordre muß Ihnen die beruhigende Überzeugung 
gewährt haben, daß der König nicht bloß in Sie, ſondern auch in die 
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Ihnen untergebene Geiſtlichkeit volles Vertrauen ſetzt, „und wir würden 
unſerer hohen Meinung von der Würdigkeit und Milde Ihres perſön⸗ 
lichen Charakters nicht genugthun, wenn wir nicht die Überzeugung 
ausſprächen, daß Ew. Erzbiſchöfliche Gnaden die unglücklicher Weiſe 
entſtandene Differenz als durchaus auf Außerlichem und Unweſentlichem 
beruhend erkennen und nach dem Willen Sr. Majeſtät der Ausgleichung 
derſelben umſo mehr freundlich entgegenkommen werden, „als die vielfach 
bewegte Zeit Ew. Erzbiſchöflichen Gnaden und des Herrn Oberpräſidenten 
gemeinſchaftliche Sorge für das Wohl der Provinz auf eine dem An⸗ 
laße des Zwieſpalts jede Bedeutung nehmende Weiſe auffordert“ (sic.). 

Außerlich ging der Wunſch des Königs in der Tat raſch in Er- 
füllung, wie die beiden Immediatſchreiben der Beteiligten 
vom 11. Januar beweiſen. Flottwell erklärt darin: „Da Euer 
Maj. Königlicher Wille mir immer ein unverbrüchliches Geſetz iſt, und 
da ich mir bewußt bin, daß durchaus keine perſönliche Eitelkeit, ſondern 
nur eine vielleicht mißverſtandene Rückſicht auf das Allerhöchſte Dienſt⸗ 
intereſſe meine Schritte in dieſer Angelegenheit geleitet hat; fo habe 
ich keinen Anſtand genommen, noch geſtern dem Erzbiſchof meinen 
wiederholten perſönlichen Beſuch abzuſtatten und das Mißverſtändnis auf 
eine dem Befehl Euer Königlichen Majeſtät entſprechende Weiſe zu be⸗ 
ſeitigen. Die Sache iſt hierdurch völlig beendigt.“ Dunin verſicherte: 
„Auch ich habe, nachdem der Oberpräſident gleichfalls anerkannt, daß 
es ſich nur um Formalitäten handele, „ſehr gern vergeſſen, was ich als 
Geiſtlicher längſt vergeſſen hatte.“ „Die Allerhöchſte Zuſicherung Ihres 
Vertrauens zu der katholiſchen Geiſtlichkeit hat mich ganz beruhigt, und 
ich werde es meines Orts gewiß an nichts fehlen laſſen, wodurch das⸗ 
ſelbe auch fernerhin gerechtfertigt werde.“ 

Endete ſonach der Konflikt mit einer Niederlage der weltlichen 
Macht, ſo war es noch weit bedenklicher, daß Flottwells Stellung in 
Wirklichkeit durch diefen an fic) belangloſen Zwiſchenfall ſchwer erſchüttert 
wurde. Hierüber gibt uns der Immediatbericht Altenſteins vom 
8. Januar deutlichen Aufſchluß. Der Miniſter legte mit ihm die 
ſpätere Beſchwerde Dunins über die Citierung Przyluskis dem Monarchen 
vor und rechtfertigte die Flottwell gegebenen Direktiven mit der Er⸗ 
klärung: „Der Ober⸗Präſident Flottwell iſt unter der Leitung des 
Ober⸗Präſidenten, wirklichen Geheimen Raths von Schön ausgebildet 
und daher rührt, bei ſeinen ſonſtigen ausgezeichneten Eigenſchaften, ohne 
Zweifel, daß ſein in der gegenwärtigen Zeit doppelt empfindlicher 
Mißgriff in Behandlung der katholiſchen Geiſtlichkeit ganz denſelben 
Charakter an ſich trägt, welcher, wie Ew. Königlichen Hoheit ich mehr⸗ 
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fach alleruntertänigſt berichtet habe, das Verfahren des Ober⸗Präſidenten 
von Schön gegen die katholiſche Geiſtlichkeit ſeiner Provinz ſo höchſt 
gemeinſchädlich auszeichnet. Ich kann die Beſorgnis nicht für un⸗ 
begründet halten, daß ein ähnliches Verfahren, wie es nach dem 
Schreiben des Erzbiſchofs von Dunin vom 29. v. Mts., in der münd⸗ 
lichen Unterredung mit dem Domdechant von Przyluski von dem Ober⸗ 
Präſidenten Flottwell angedeutet iſt, die Herzen der katholiſchen Geiſt⸗ 
lichkeit Ew. Königlichen Majeſtät abwendig machen wird, und hier nicht 
blos, wie bei den Katholiken im Königreich Preußen das Gefühl eines 
kränkenden Drucks erregen, ſondern leicht gefährlichere Folgen hervor⸗ 
rufen kann, und habe deshalb, um meinerſeits unter den gegenwärtigen 
ſchwierigen Umſtänden nichts zu verſäumen, weiteren bedenklichen Miß⸗ 
griffen vorzubeugen, in dem ehrfurchtsvoll in Abſchrift anliegenden ver⸗ 
traulichen Schreiben an den Ober⸗Präſidenten Flottwell mich über den 
Standpunkt beſtimmt ausgeſprochen, von welchem, wie ich überzeugt bin, 
zur richtigen Behandlung der katholiſchen Geiſtlichkeit unerläßlich aus⸗ 
gegangen werden muß. Ungewiß über den Erfolg dieſer Mittheilung, 
da der Ober⸗Präſident Flottwell in dem gleichen ſtets unverändert ge⸗ 
bliebenen Benehmen des Ober⸗Präſidenten von Schön leicht den Anlaß 
und den Muth finden könnte im betretenen Wege fortzugehen, habe 
ich zur Abwendung aller Verantwortlichkeit dieſe alleruntertänigſte An⸗ 
zeige nicht umgehen zu dürfen geglaubt und bitte Ew. Königliche Majeſtät 
ehrerbietigſt um die huldreiche Genehmigung der in meinem vorgelegten 
Schreiben an den Oberpräſidenten Flottwell vorgezeichneten Behandlungs⸗ 
weiſe der katholiſchen Geiſtlichkeit.“ | 

Eine Antwort ſcheint auf dieſes Schreiben nicht ergangen zu ſein, 
aber man wird nicht irren in der Vermutung, daß der Miniſter das 
Schweigen des Monarchen als eine ſtille Billigung ſeiner Anſichten 
ausgelegt hat. 

Natürlich verfehlten die Herren aus dem Dom nicht, den Vorfall 
vor der Offentlichkeit auszubeuten und dieſe durch Berichte für ſich 
einzunehmen, in denen wohl Dichtung und Wahrheit bunt durcheinander 
gemengt geweſen ſein mag. Einen Reflex hiervon finden wir in einem 
Schreiben, das Lie Gattin des Poſener Statthalters, Luiſe Radziwill, 
Tochter des Prinzen Ferdinand, am 9. Januar aus Berlin an Schön 
richtete: „Wir haben in Poſen einen neuen Ober-Präſidenten, den man 
Ihren Freund nennt, und der als ſolcher Rechte auf meine und des 
Prinzen Teilnahme hat — umſo mehr bedaure ich, daß er mit einer 
Streitigkeit, mit der dortigen katholiſchen Geiſtlichkeit begonnen: es muß 
bey ihm eine vorgefaßte Meinung geweſen ſeyn, denn ſonſt iſt es mir 


7 
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nicht erklärlich, daß er mit einem ſo friedliebenden frommen Manne, 
wie der Erzbiſchof iſt, fic) veruneinigen konnte. Seit 16 Jahren), 
daß wir dort leben, habe ich nur das beſte Zeugnis, der dortigen 
Geiſtlichkeit zu geben. In dieſer bewegten Zeit iſt es ſo wünſchens⸗ 
werth, gut geſinnte Gemüter nicht zu verwirren und zurückzuſtoßen.“ 

Schön machte von dieſem Briefe wie einem Auszug ſeiner Er⸗ 
widerung dem Freunde Mitteilung. Letzterer lautet: In Ihrer Er⸗ 
wähnung Flottwells ſehe ich Ihren Befehl, mich über ihn äußern zu 
ſollen. „Der Ober⸗Präſident Flottwell war viele Jahre lang bei mir 
Rath und täglich in meinem Hauſe. Ich ſchlug ihn zum Präſidenten 
in Marienwerder vor und er hat alle Erwartung übertroffen. Nicht 
allein, daß er dort eine ſehr große Popularität bekam, ſo kann man 
wohl ſagen, daß alle Edlen und Guten, denen er nahe kam, ſich für 
ihn intereſſierten. Kommt er Ew. Königlichen Hoheit nahe, ſo ſcheint 
er mir des gnädigen Wohlwollens werth zu ſeyn. Zum Ober⸗Präſidenten 
in Poſen habe ich ihn nicht vorgeſchlagen, wohl aber ihn zum Miniſter 
ſchon einige Male genannt. Seinen Streit mit der katholiſchen Geiſt⸗ 
lichkeit kenne ich nur aus Erzählungen, wie ſie hierher gekommen ſind, 
und erkläre ihn mir, aus dem durchaus verſchobenen Verhältnis, in 
welches die früheren Ober⸗Präſidenten !) in Poſen, dieſe Stellung ge⸗ 
bracht haben. Der Ober⸗Präſident Flottwell kennt den geſetzlichen 
Standpunkt der Geiſtlichkeit ſehr genau, und als ſehr ſpecieller Freun“ 
des katholiſchen Biſchofs von Weſtpreußen, des Herrn von Mathy ), iſt 
er in fortwährendem, ſehr angenehmem Verhältniſſe mit dem katholiſchen 
Clerus geweſen. Das Übermaß von Schlauheit, welches man der Poſener 
Geiſtlichkeit zur Laſt legt, mag einiges Vorurtheil erzeugt, und dieß 
noch der letzte Hirtenbrief vermehrt haben, der freilich ſo arg iſt, daß 
er ebenſo gut auf den türkiſchen Kaiſer und auf Napoleon Czapsfi?), 


1) v. Zerboni di Spoſetti, der ſelbſt Katholik war, und Baumann, ein 
ſchwacher, ganz vom Statthalter gegängelter Mann, dem die Hauptſchuld an der 
verfahrenen Lage beigemeſſen werden muß. 

2) Namentlich nahm er ſich der Regelung von deſſen Schuldenweſen an. 
Allerdings war Mathy ein ſehr loyaler und toleranter Kleriker; vgl. über ihn 
Rühl, Briefe und Aktenſtücke zur Geſchichte Preußens unter Friedrich Wil⸗ 
helm III., Bd. III, Leipzig 1902, oft. 

3) Im Neidenburger Kreiſe und bei Bromberg anſäſſiger Gutsbeſitzer, einer 
der unruhigſten Köpfe unter dem polniſchen Adel, die Seele aller geheimen Um⸗ 
triebe in ſeiner Gegend und eifriger Förderer des Warſchauer Aufſtandes, ſchon 
als Student in der Polonia tätig; vgl. Laubert, Zeitſchr. d. Vereins für Ge⸗ 
ſchichte Schleſiens, Bd. 45, S. 73 u. oft. — Der gewundene Hirtenbrief Dunins 
vom 8. Dezember 1830, durch den er ſeine Diözeſanen vor der Teilnahme an 
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als auf unſern König paßt. Wenn der Erzbifchof ſich aber vertrauen3- 
voll dem Ober⸗Präſidenten nähert und ſich in den Grenzen ſeines 
Standpunktes hält, fo fann das Verhältniß ſehr gut werden....“ 

Mit welcher Beſorgnis man auch in den preußiſchen Beamtenkreiſen 
den Konflikt betrachtete, erhellt aus einem leider nicht erhaltenen Brief, 
den Flottwells treuer Freund, der geheime Oberfinanzrat im Miniſterium 
des Inneren für Handels- und Gewerbeangelegenheiten, Skalley, an 
jenen warnend ſchrieb. Wir können aber den Inhalt ungefähr erraten, 
denn bereits am 31. Dezember 1830 antwortete ihm Flottwell: 
Ich danke Dir, mein teurer Freund Skalley, für die Sorge, die Du 
wegen der von dem hieſigen Erzbiſchof angeblich über mich geführten 
Immediat⸗Beſchwerde um mich trägſt, aufs Herzlichſte, weil ich darin 
einen neuen Beweis Deiner treuen Freundſchaft erkenne. Glücklicher 
Weiſe iſt die Sache nicht von ſolcher Bedeutung und auch nicht ſo 
unglücklich für mich und meine hieſigen amtlichen Verhältniſſe, daß Du 
Dich deshalb zu beunruhigen nötig hätteſt. Damit Du den ganzen 
Zuſammenhang auf einmal zu überſehen imſtande biſt, teile ich Dir 
den mit Dunin geführten Briefwechſel in Abſchrift mit und bemerke 
als Kommentar: 

1. daß ich gleich nach meiner Ankunft Dunin perſönlich meinen 
Beſuch abgeſtattet und mich ſeinem Wohlwollen empfohlen habe; 

2. daß jener mich bisher nur gewürdigt hat durch eine in meiner 
Abweſenheit abgegebene Karte in Perſon zu erwidern; 

3. daß ich den Herren Prälaten des Domkapitels ebenfalls ſogleich 
meine Ankunft durch Karten angezeigt, ſie jedoch perſönlich zu beſuchen 
unterlaſſen habe, theils weil ich bei dem ungeheuren Zudrang von 
Geſchäften, der mich hier empfing, hierzu die Zeit nicht gewinnen konnte, 
theils aber auch, weil ich nach dem mir ſonſt bekannten Verhältniß 
zwiſchen den Oberpräſidenten der Provinz und den Mitgliedern eines 
Domkapitels wohl erwarten konnte, daß die Herren meine Karte durch 
einen Beſuch erwidern würden; | 

4. daß ich nach dem Verlauf von neun Tagen und nachdem mir 
mancherlei ſonderbare Gerüchte, z. B. eine Benachrichtigung des Miniſters 
der Polizei, daß Anzeige geſchehen von Waffenvorräten im Dom zu 
Poſen — wie im Jahre 1806 — von den Geſinnungen und dem 
politiſchen Treiben der geiſtlichen Herren auf dem Dom zu Ohren ge= 
kommen waren und mich zu dem Wunſch geführt hatten insbeſondere den 


der Warſchauer Inſurrektion warnen wollte, iſt vielfach in der Preſſe veröffent⸗ 
licht worden. 
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Domdechanten v. Przyluski perſönlich kennen zu lernen, das erſte eigen⸗ 
händige Schreiben an Dunin im freundlichſten Sinn erlaſſen habe, das 
aber, wie Du aus der Fortſetzung des Briefwechſels entnehmen wirſt, 
auf eine Art und Weiſe erwidert worden iſt, welche von der Humanität 
und den wohlwollenden Geſinnungen dieſer Herren nicht den erfreu— 
lichſten Beweis liefert. „Ich ſpreche übrigens den ſehr gutmüthigen aber 
ſchwachen Erzbiſchof, der zu dem Briefe ohne Zweifel nur den Gänſe⸗ 
kiel geliefert hat, von aller Theilnahme hieran frei.“ 

5. daß ich mich nun, um meinem Standpunkte nichts zu ver⸗ 
geben, zu der Antwort vom 19. Dezember bewogen fand, und als 
dieſe unbeantwortet blieb, nach drei Tagen entſchloß, Przyluski zu mir 
laden zu laſſen. Dieſer iſt erſchienen, und „nachdem ich die anfangs 
ſehr ſichtbare Anmaßung des Herrn in ihre Schranken gewieſen hatte, 
wurde das Geſpräch, welches ſich auf amtliche Gegenſtände bezog, ganz 
angenehm und heiter“. 

Hiermit ſind die Akten geſchloſſen und ich bitte zu beurtheilen, ob 
mich ein Vorwurf treffen kann, und ob id alfo Urſache habe, die an⸗ 
gebliche Immediatbeſchwerde, von der ich noch keine Kenntnis erhalten, 
zu ſcheuen? Was man ſonſt in Berlin darüber urteilen mag, „it 
mir ſehr gleichgültig“, ſo wie ich mich überhaupt in der mir hier zu 
teil gewordenen Stellung „zwar ſehr vorſichtig, aber auch mit ebenſo 
vieler Feſtigkeit und Entſchiedenheit zu benehmen alle Urſache habe und 
mich, alſo um die Urtheile ununterrichteter oder vorlauter Leute nicht 
kümmern darf“. Mit Schönermark!) ſtehe ich auf dem freundlichſten 
und ich darf wohl ſagen durchaus vertraulichen Fuß, ſo daß er von 
allem, was ich tue, unterrichtet iſt und mich mit treuem Rat unter⸗ 
ſtützt . ... Die Erzählung, daß ich Radziwill meine Ernennung in 
einem offenen Brief angezeigt habe, iſt nur eine Erdichtung. Ich hoffe 
durch Schönermark der Sache auf die Spur zu kommen. 

In dem Bewußtſein, nur der Wahrung landesherrlicher Rechte 
gedient zu haben, mochte Flottwell ſeine Lage damals noch mit einem 
Optimismus betrachten, den die nächſten Tage ſehr herb enttäuſchen 
ſollten. Zunächſt muß es auffallen, daß Dunin ſofort den Weg der 
Immediatbeſchwerde einſchlug. Dieſe Praxis verfolgte freilich auch Fürſt 
Radziwill zum Arger der Miniſter mit Vorliebe und ſo mag ſie der 
Prälat als zweckmäßig kennen gelernt haben. Jedenfalls hat es Friedrich 
Wilhelm III. ebenſowenig wie ſein Nachfolger für nötig erachtet, dieſes 


1) Präſident des R in Poſen und höchſter Juſtiz⸗ 
beamter der Provinz. 
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wohl bei keinem Beamten ungeahndet gebliebene Verfahren Dunin als 
unzuläſſig zu verweiſen. So hat dieſer noch während und unmittelbar 
nach dem Konflikt über die gemiſchten Ehen hinter Flottwells Rücken 
Denunziationen gegen dieſen an allerhöchſter Stelle anbringen können. 
Der jetzige Vorgang gleicht den ſpäteren auch darin, daß unter Bei⸗ 
ſeitelaſſung des Grundſatzes: audiatur et altera pars, auf einſeitige 
Berichterſtattung hin entſchieden wurde, ſelbſt dann noch, als die 
moraliſche Unzuverläſſigkeit des Kirchenfürſten unzweideutig erwieſen 
war !). So iſt der letzte Grund für Flottwells Sturz wohl zu ſehen 
in der Beſchwerde, die Dunin über die ihm von ſeiten des Ober⸗ 
präſidenten widerfahrene Behandlung an den König gelangen ließ. 
Der jetzige Vorgang erinnert aber weiter inſofern an die bekannte 
Szene von 1840, als es ſich im Grunde wieder nur um Formalitäten 
handelte, hinter denen aber in beiden Fällen wichtige materielle Fragen 
ſtanden. Beide mal gab die Staatsgewalt nach. Der Erzbiſchof hat 
ſich nach ſeiner Entlaſſung aus Kolberg geweigert, die ihm als Be⸗ 
dingung für die allerhöchſte Verzeihung auferlegte Entſchuldigungsviſite 
bei Flottwell zu machen, obwohl dieſer ihm ſo weit entgegenkam, daß 
er auf einige Tage verreiſte — und Dunin wurde trotzdem zur 
Huldigung in Königsberg 1840 zugelaſſen und hier vom Monarchen 
auffallend bevorzugt. 

Wunderlich mutet uns ferner der Brief Luiſes an. Er zeigt, 
daß dieſe proteſtantiſche Hohenzollernprinzeſſin völlig in die Anſchauungen 
ihres Gatten hineingewachſen iſt?). Sie wirft ſich zum Andalt der⸗ 
ſelben katholiſchen Geiſtlichkeit auf, deren Haß gegen Preußen allen 
Einſichtigen offenkundig war, ſie ſtellt denſelben Männern ein vor⸗ 
treffliches Leumundszeugnis aus, die unter Führung Wolickis in der 
Agitation gegen die Regierung ihre weſentlichſte Lebensaufgabe geſehen 
hatten, die jetzt nach Kräften zur Teilnahme am Warſchauer Aufſtand 
ſchürten, aus deren Reihen eine ganze Anzahl über die Grenze eilten, 
um mit Kreuz und Schwert für Polens Unabhängigkeit zu fechten. 
Sie urteilt anſcheinend überhaupt ſehr oberflächlich und verkennt den 
perſönlich ſchwachen, aber jeder hinterhaltigen Einflüſterung zugänglichen, 


1) Ein Beiſpiel hierfür bei Reichenau, Erinnerungen aus dem Leben 
eines Weſtpreußen. Gotha 1890, S. 108 f. — Auch der ganze Streit über die 
gemiſchten Ehen beruhte auf einem Bruch des von Dunin geleiſteten Dienſteides, 
da dieſe Frage in Polen durch die Reichstagsbeſchlüſſe der alten Republik ge, 
regelt war und jeder Erzbiſchof deren Aufrechterhaltung beſchwören mußte. 

SCH 2) Dasfelbe war in nationaler Beziehung ber Fall; vgl. meine Notiz in 
den Forſchungen zur Brandenb. u. Preuß. Geſchichte, Bd. 26, S. 585/87. 
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zähen, intriguanten und im Herzen fanatiſchen, von unerbittlicher 
Intoleranz erfüllten, lebhaft an den Biſchof Niklas Arneſſon der 
„Kronprätendenten“ erinnernden Dunin natürlich genau ſo, wie der 
Miniſter ihn verkannt hat. | | 

Ein ganzes Programm läßt ſich aus den Altenſteinſchen Berichten 
herausleſen. Es ſpricht aus ihnen unverkennbar der Arger über die 
Berufung Flottwells, obwohl er in der Vorſchlagsliſte des Staats⸗ 
miniſteriums an letzter Stelle geſtanden hatte. Der König aber, deſſen 
unmittelbarer Initiative die Wahl zu danken war, hat nun nicht den 
Mut, ſeinen Kandidaten gegen die allgemeine Abneigung der Miniſter 
zu decken. So war Flottwells Stellung von vornherein im Grunde 
eine hoffnungsloſe. Innerlich hat ihn Altenſtein bereits preisgegeben, 
in deſſen Reſſort der Geiſt der Nicolovius und Schmedding, des 
Referenten in katholiſchen Kirchenſachen, herrſchte. Man braucht den 
neuen Oberpräſidenten im Gefühl der eigenen Unzulänglichkeit und aus 
Angſt vor den Dingen in Poſen, wo eben eine Kataſtrophe die 
preußiſchen Staatsmänner völlig überraſcht hat, aber man kann ſich 
nicht entſchließen, auf dem wichtigen Gebiet der Kirchen⸗ und Schul⸗ 
politik auf ſeine Forderungen einzugehen und von dem einmal beliebten 
Syſtem abzuweichen. Daher die offenen und verſteckten Hiebe gegen 
den in Berlin über alles verhaßten Schön, den Führer der „Land⸗ 
rechtskanoniſten“. Die Abneigung wird dann von dem Lehrmeiſter auf 
ſeinen Schüler übertragen. Die Zukunft ſollte zeigen, wie recht jener 
trotzige Oſtpreuße hatte, wenn er die Anfänge des aufkeimenden 
Ultramontanismus mit Unerbittlichkeit bekämpfte ). Die Früchte feines 
unſeligen Verhaltens hat gerade in Poſen Altenſtein noch ſelber geerntet, 
als er verſuchte, den Nutzen aus ſeiner Nachgiebigkeit zu ziehen und 
beſonders die Bildung der jungen Kleriker von dem Einfluß des Poſener 
Doms loszulöſen. Da war es Dunin, der ungeachtet ſeiner anfänglich 
erteilten Zuſtimmung die Gründung des Konvikts an der Breslauer 
Univerſität zu hintertreiben wußte. 

In dem erſten Konflikt Flottwells mit dem Erzbiſchof liegt ſchon 
der Keim der ganzen ſpäteren Entwicklung und der Schlüſſel zu allen 
folgenden Niederlagen der Staatsgewalt. Für Dunin war die von 
obenher bewieſene Nachſicht niemals ein Antrieb, gleiches mit gleichem 
zu vergelten, ſondern nur ein Anreiz zu immer erneuten Forderungen 


1) ber die in bezug auf erſteren von Treitſchke noch zu wenig heraus⸗ 
gearbeitete Stellung Altenſteins und Schöns zu dieſer Richtung, zu der der 
obige Text einen kleinen Beitrag liefern ſoll, vgl. beſonders Rühl, a. a. O. 
S. XLIII f. und die von ihm veröffentlichten Briefe und Akten. 


* 
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und ein Grund zum Beharren in unbeugfamem Trotz. Welcher 
Strenge durfte er ſich wohl auch verſehen von einem Monarchen, der 
ihm und ſeinen Geiſtlichen ſein allerhöchſtes Vertrauen ausſprach wenige 
Wochen, nachdem dieſer Kirchenfürſt einen Hirtenbrief erlaſſen, von dem 
Flottwell urteilte, er könne bei ſeiner Zweideutigkeit das Gewiſſen 
keines der polniſchen Inſurrektion ergebenen Klerikers belaſten und die 
darin enthaltene Mahnung, daß Brüder ſich unter einander helfen 
ſollten, werde allgemein als eine Anregung zur Unterſtützung der 
kämpfenden Polen ausgelegt? 


} 
‘ 
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Kleine Mitteilungen 


Aus dem Reiſetagebuche eines Kurländers von 1786 
Von Otto Clemen , | 


Einen wie großen Wert Friedrich der Große auf ein gutes Ein⸗ 
vernehmen mit dem herzoglich kurländiſchen Hofe legte und wie eifrig 
er beſtrebt war, Kurland von Rußland fernzuhalten bzw. loszulöſen 
und auf ſeine Seite zu ziehen, das zeigte er bei der Entſendung des 
Kronprinzen, des nachmaligen Königs Friedrich Wilhelm II. nach St. Peters⸗ 
burg im Jahre 1780. Der Prinz hatte in erſter Linie den Auftrag, 
die Verbindung zu lockern, die unmittelbar vorher Joſeph II. bei perſön⸗ 
licher Anweſenheit in Petersburg angeknüpft hatte. Er ſollte aber 
außerdem unterwegs bei Herzog Peter von Kurland vorſprechen und 
dieſem zu verſtehen geben, daß Preußen und Kurland gemeinſame 
politiſche Intereſſen hätten und zuſammenſtehen müßten. Der Prinz 
verweilte auf der Hinreiſe am 26. Juli 1780 nur einen halben Tag 
in Mitau, wurde aber vom Herzog ſo glänzend empfangen, daß er gern 
verſprach, auf der Rückreiſe hier längeren Aufenthalt zu nehmen. Er 
blieb dann auch vom 20. bis zum 23. Oktober. In dieſen Tagen 
wurde er vom Fürſten mit Aufmerkſamkeiten überhäuft, und Feſt reihte 
ſich an Feſt. Es kam nicht nur die gewünſchte entente zuſtande, ſondern 
auch rein menſchlich, außerhalb der Sphäre politiſcher Intereſſen, traten 
ſich damals der Prinz, der Herzog und deſſen ſchöne und geiſtvolle Ge⸗ 
mahlin Dorothea nahe !). Wahrſcheinlich iſt damals ſchon in Herzog 


1) Tiedge, Anna Charlotte Dorothea, letzte Herzogin von Kurland. Leipzig 
1823, S. 68: „Drei Fürſtenſeelen ſchloſſen einen, von entlegenen Zwecken freien, 
echt menſchlichen Freundſchaftsbund, der ſich in dem Herzen des edeln Monarchen 
bis an ſeinen Tod fortſetzte, und bei jeder Gelegenheit, beſonders gegen die 
Brüder der Herzogin, die in preußiſchen Kriegsdienſten ſtanden, tätig erwies.“ — 
Uber die Feſtlichkeiten bei der Anweſenheit des Prinzen von Preußen in Mitau 
1780 vergleiche die Auszüge aus dem Protokollbuch der Grünen Bürgergarde 
in den Sitzungsberichten der Kurländiſchen Geſellſchaft für Literatur und Kunſt 
aus den Jahren 1864 bis 1871, Neuer Abdruck, Mitau 1884, S. 108 ff.; ferner 
W. Neumann, Aus alter Zeit. Kunft- und kulturgeſchichtliche Miszellen aus 
Live, Eſt⸗ und Kurland, Riga 1913, S. 54 f. und meinen Aufſatz in der Mitau⸗ 
ſchen Zeitung vom 20. Auguſt 1916. Ein Exemplar des dem Prinzen am 
26. Juli auf der Schloßbrücke überreichten Geſangs in der Muſeums bibliothek: 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 1. 14 
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Peters Seele der Plan aufgetaucht, ſpäter einmal in der Nähe des 
Berliner Hofes den Arger zu vergeſſen, den ihm die fortwährenden 
Streitigkeiten mit dem renitenten Adel ſeines Landes verurſachte. Ein 
paar Jahre nachher führte er dieſen Plan aus, um aber zunächſt über 
Berlin nach Italien zu reifen. Am 5. Auguſt 17841) brach er mit 
ſeiner Gemahlin und einer natürlichen Tochter, die unter dem Namen 
eines „Fräulein von Wartenberg“ als Hofdame der Herzogin fungierte ?), 
von dem im Jahre vorher eingeweihten Luſtſchloß Würzau bei Mitau 
auf. Man reiſte über Königsberg nach Schwedt a. O., wo der damals 
75 jährige Markgraf Friedrich Wilhelm mit ſeiner klugen Mätreſſe, der 
„Madame Karl“ reſidiertes). In Potsdam und Berlin hielt man fi 
einige Wochen auf. Friedrich der Große kam dem Herzog und beſonders 
der Herzogin ſehr freundlich entgegen, mußte es aber infolge ſeiner 
Krankheit dem Kronprinzen überlaſſen, ihnen Unterhaltung zu bieten. In 
dankbarer Erinnerung an die genußreichen Tage in Mitau im Jahre 1780 
übernahm dieſer die Aufgabe ſehr gern und veranſtaltete u. a. zu Ehren 
des Fürſtenpaares große Manöver und prächtige Paraden“). Wahr⸗ 
ſcheinlich ging der Herzog von hier aus auf kurze Zeit auf ſeine 
ſchleſiſchen Beſitzungen ?). Dann aber wurde die Reiſe über Dresden, 


„Geſang Seiner Königlichen Hoheit dem Kronprinzen von Preußen bey Höchſt⸗ 
dero Durchreiſe durch Kurland geweiht. Mitau 1780. Gedruckt bey dem Hoch⸗ 
fürſtl. Buchdrucker Johann Friedrich Steffenhagen.“ In dem betreffenden 
Sammelband geht unmittelbar vorher ein „Gedicht, Seiner Königlichen Hoheit, 
dem Kronprinzen von Preußen, bey Höchſtdero Rückreiſe aus Rußland ehr⸗ 
erbietigſt überreicht von den Officieren und ſämmtlichen Mitgliedern der grünen 
und blauen Garde. Mitau, .. . 1780.“ In einem andern Sammelbände fand 
ſich ein (leider am unteren Rande angeſengtes) Exemplar des von Karl Auguſt 
Kütner gedichteten und von Franz Adam Veichtner komponierten Singgedichtes, 
das am 21. u. 22. Oktober im Schloſſe dem Prinzen zu Ehren aufgeführt wurde 
(vgl. auch Sitzungsberichte S. 444). 

1) Dieſes Datum iſt handſchriftlich eingetragen in dem der Muſeums⸗ 
bibliothek gehörigen Exemplar von Tiedge, Herzogin Dorothea, S. 75. 

2) Sie verlobte ſich im Auguſt 1786 in Pyrmont mit einem Grafen Harden⸗ 
berg, Oberappellationsrat in Zelle (vgl. Tiedge S. 87). Vgl. ferner Paul 
Rachel, Eliſa von der Recke II. Leipzig 1902, S. 343. Ein Brief von ihr an 
5610 SEN Neapel 6. Mai 1785, in der Autographenſammlung ber Muſeums⸗ 
bibliothek. | 

3) Madame Karl hat ſich am 2. September 1784 in Offenbergs Stamm- 
buch (vgl. über dieſes J. Döring in den Sitzungsberichten 1872, S. 34 ff. u. 
1887, S. 16 ff. u. Neumann S. 63 ff.) eingetragen. Einen Monat vorher, 
vom 2. bis 5. Auguſt, waren Eliſa von der Recke, die Schweſter der Herzogin 
Dorothea, und ihre Freundin Sophie Becker am Schwedter Hofe geweſen. 
Madame Karl hatte ſich ſehr taktvoll benommen. Vgl.: Vor hundert Jahren. 
Eliſa von der Reckes Reifen durch Deutſchland 1784—1786 nach dem Tage⸗ 
buche ihrer Begleiterin Sophie Becker, brën, von G. Karo und M. Geyer, 
Stuttgart o. J. (Collektion Spemann), S. 17 ff. und Rachel II, S. 146 ff. — 
Der alte Markgraf war von der Herzogin Dorothea und dem Fräulein von 
Wartenberg ſo entzückt, daß er ſich von Offenberg Miniaturporträts der beiden 
be ſorgen ließ. (Zwei Originalbriefe von ihm an Offenberg, Schwedt 21. Sep⸗ 
tember und 30. Oktober 1784, in der Autographenſammlung.) 

4) Tiedge S. 76 ff. 

5) Vgl. einen Brief des Herzogs an Offenberg im Kurländiſchen Landes⸗ 
archiv zu Mitau, datiert Wartenberg 22. Oktober 1784. (Vgl. H. Diederichs, 
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Leipzig, Koburg, Bamberg, Nürnberg nad München und nach einem 
mehr als vierzehntägigen Aufenthalt hierſelhſt über Innsbruck und den 
verſchneiten Brenner nach Bozen, Trient, Verona und ſchließlich nach 
Rom und Neapel fortgeſetzt. Auf dieſer Reiſe Be die herzogliche 
Familie als Reiſemarſchall der kurländiſche Baron Heinrich von Offen⸗ 
berg, der ſchon 1776 als Kammerjunker in die Dienſte Herzog Peters 
getreten war und dieſem, der Herzogin Dorothea und der ganzen 
herzoglichen Familie auch über die Kataſtrophe von 1795 hinaus treu 
ergeben blieb. Er war ſchon vor einigen Jahren einmal, 1780, im 
Anſchluß an eine Reiſe, die ihn nach England, Holland, in die Rhein⸗ 
gegenden und in die Schweiz geführt hatte, in Italien geweſen, freilich 
nur in Oberitalien, beſonders in Turin und Venedig !). Auf feinen 
Reiſen hat Offenberg Tagebuch geführt, und die Reiſetagebücher hat er 
teſtamentariſch der „Kurländiſchen Geſellſchaft für Literatur und Kunſt“ 
überwieſen, in deren Bibliothek im Provinzialmuſeum zu Mitau fie 
jetzt noch vorhanden ſind?). Anfang September 1785 kehrte die herzog⸗ 
liche Familie aus Italien nach Friedrichsfelde bei Berlin zurück; dieſe 
Beſitzung hatte der Herzog für 5333 Dukaten vom Prinz Ferdinand 
von Preußen gekauft?). Von hier aus trat man Mitte Juli 1786 eine 
Reiſe nach Pyrmont und Holland an. In dieſe Zeit fiel der Tod 
Friedrichs des Großen und der Regierungsantritt ſeines Nachfolgers. 


Offenberg mußte ihm ein Kondolenz⸗ und Gratulationsſchreiben feines 


Herrn überreichen. In ſein Tagebuch hat er treulich alles eingetragen, 
was über die letzte Krankheit, den Tod und das Begräbnis des großen 
Königs zu ihm gedrungen iſt, ferner berichtet er darin über ſeine Be⸗ 
gegnungen mit mehreren Verwandten und Dienern Friedrichs und 
ſodann eben über jene Audienz bei Friedrich Wilhelm. Die wichtigſten 
Stellen aus ſeinem Tagebuche ſeien hier wiedergegeben. 


Am 17. Juli 1786 fuhr man von Friedrichsfelde ab und eier 
über Berlin und Charlottenburg nad Potsdam. 


Potsdam, den 18. Juli 1786. Um 9 Uhr ſchon hatten wir 
die Ehre, den Prinz von Preußen bei uns zu ſehen, und kurz dar⸗ 
auf wurden wir von der Prinzeſſin“) zum Mittagseſſen eingeladen 
mit der Erlaubnis, in unſeren Reiſekleidern erſcheinen zu dürfen. 
Außerdem hatten wir noch verſchiedene Beſuche von Graf und 


Über die Erwerbung der Standesherrſchaft Wartenberg in Schleſien durch den 
Grafen Ernſt Johann Biron im Jahre 1734, Sitzungsberichte 1899, S. 22 f.) 

1) Vergleiche meinen Vortrag in der Mitauſchen Zeitung vom 28. und 
30. Mai 1916. 

2) Veraleiche über dieſe Nei ae ly K. Bluhm in den Sitzungsberichten 
der Kurländiſchen Geſellſchaft 1878, S. 18 ff. 

3) In dem Artikel von v. Treskow über Schloß und Park Friedrichsfelde 

den Mitteilungen des Vereins für die Geſchichte Berlins, 17. Jahrg. (1900), 

S. 1 119 wird dies nicht erwähnt. 

4) Friederike Luiſe von Heſſen⸗Darmſtadt, geb. 16. Oktober 1751, verm. 
14. Juli 1769, geſt. 25. Februar 1805. Herzogin Dorothea knüpfte mit ihr eine 
Freundſchaft an, „die ſich in einem ununterbrochenen lebhaften Briefwechſel durch 
das ganze Leben fortſetzte“ (Tiedge S. 78). 

14* 


“ 
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Gräfin Görtz !), Kammerherr Prittwitz?), Obert Stein?) und Major 
Biſchofswerder“). Alle waren einſtimmig, daß das Befinden des 
Königs ſchlechter und die Waſſerſucht immer mehr zunähme. Dr. Freeſe >) 
iſt der erſte geweſen, der von Ihro Majeſtät auf ſein Gewiſſen iſt 
befragt worden, ob Sie wirklich die Waſſerſucht hätten, und da (er) 
nicht anders als ja ſagen konnte, ſo wurde er wieder nach Hauſe 
geſchickt ?). Den Profeſſor Selle?) als gewöhnlichen Arzt fragte Ihro 
Majeſtät, da Sie nun die Waſſerſucht hätten, was man mit ihm 
anfangen wollte. „Durch Mittel verhindern, daß die masse kleiner 
wird.“ Aber wenn das Waſſer anfinge in die Bruſt zu ſteigen, was 
werdet Ihr dann machen? Nicht wahr, zapfen? In der größten 
Not war Selles Antwort: „Um dem Brand vorzubeugen.“ Und das 
werde ich nicht zulaſſen, ſagte Ihro Majeſtät. Soll ich einmal ſterben, 
fo tft mir gleich, ob ich am Brande ſterbe oder erſticke. Sie ver- 
langten noch, daß die Füße aufgeſchnitten werden ſollten, damit das 
Waſſer ablaufen könnte. Aber da der Profeſſor Selle dies auch aus 
Beſorgnis für den Brand nicht hat tun wollen, fo habe Sie ſich be⸗ 
ruhigt. Von fremden Arzten iſt Zimmermann aus Hannover 8) und 
Fritze aus Halberjtadt®) fonfultiert worden. Der Appetit ſoll bei 
der großen Schwäche doch noch erſtaunend ſein. Ihro Majeſtät eſſen 
beim Kaffee gewöhnlich ein Butterbrot mit geräucherter Zunge, 


1) Karl Friedrich Adam Graf u. Herr von Schlitz gen. von Görtz, 1733—1797, 
3. März 1786 Generalleutnant geworden (ADB. 9, 395 f.; R. Koſer, Geſchichte 
Friedrichs des Großen, 4. u. 5. Aufl., Stuttgart u. Berlin 1913, S. 530). 

2) Joachim Bernhard von Prittwitz und Gaffron 1726—1793, 1785 Generals 
Leutnant (ADB. 26, 605 f.; Koſer S. 532). | 

3) Johann Friedrich Freiherr von und zum Stein, ein Bruder des Mi— 
niſters, 1749— 1799, 1778 Oberft (ADB. 35, 642 ff.). N 

4) Johann Rudolf von Biſchoffswerder 1741 — 1803, vor dem Siebenjährigen 
Kriege Stallmeiſter des Herzogs Karl von Kurland, beim Ausbruch des bayri— 
ſchen Erbfolgekriegs wieder in preußiſchen Dienſten, der unzertrennliche Begleiter 
uns 5% es des Prinzen von Preußen und nachmaligen Königs (ADB. 

, 675 ff.). N 

„ 5) Johann Georg Zimmermann (vgl. über ihn ADB. 45, 273 ff.), 
Über Friedrich den Großen und meine Unterredungen mit ihm kurz vor ſeinem 
Tode, Leipzig 1788, S. 97 Anm. **: „Der nunmehrige Geheimrat Freſe war 
damals Hofmedicus des Königs und Garniſonsmedicus in Potsdam. Er iſt ein 
vortrefilicher Arzt und ein ſehr judiciöſer und ſehr rechtſchaffner Mann.“ 

6) Nach Zimmermann, S. 35 Anm. *, iſt es Selle (ſiehe die nächſte 
Anm.) geweſen, der Anfang Juni (den 5.?) dem König die unleugbare Wahr⸗ 
heit, daß er unheilbar krank ſei, deutlich merken ließ, worüber dieſer höchſt auf⸗ 
gebracht war. f 

7) Chriſtian Gottlieb Selle 1748-1800 (ADB. 33, 682 ff.). f . 

8) Er hat ſich in Hannover am 17. November 1786 in Offenbergs Album 
eingeſchrieben. über feinen Briefwechſel mit Katharina II. vgl. Sitzungsberichte 
der Kurl. Geſellſch. 1906, S. 28f. 

9) Joh. Theodor Fritze 1740—1793 (ADB. 8, 116 f.). Vgl. noch folgenden 
Brief Zimmermanns aus Hannover vom 1. November 1786 in der Autographen⸗ 
ſammlung: „Seit dem Tode des großen Königs erwarte ich jeden Poſttag mit 
großer Sehnſucht auf die Nachricht, daß ſein Nachfolger alles gutgeheißen habe, 
was der große König für meinen Freund, den Herrn Hofrat Fritze in Halber⸗ 
ſtadt gethan hat! J. G. Zimmermann.“ Adreſſat nicht genannt und nicht zu 
ermitteln. 
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weißen Pfeffer concassé und allenfalls etwas rohe Zwiebeln, um 
10 Uhr eine Suppe, um 11 Uhr drei rohe Eier und um 12 Uhr 
noch eine gute Mahlzeit von der härteſten Speiſe, welches nicht anders 
als gegen Abend eine gewaltige Indispoſition nachziehen muß!). 
Obgleich der Körper durch die langwierige und ſchmerzhafte Krankheit 
und durchs hohe Alter ſelbſt ſehr mitgenommen iſt, fo find doch die 
Seelenkräfte Ihro Majeſtät noch ſo lebhaft, noch ſo reizbar, als bei 
dem jüngſten Menſchen. Sie ſprechen wenig, aber doch zuweilen vom 
Tode, jedoch mit Standhaftigkeit und ohne Furcht. Sie ſehen nur 
Leute, mit denen Sie Geſchäfte haben. Den Prinzen von Preußen 
haben Sie noch nicht vor ſich kommen laſſen. In wenig Wochen 
wahrſcheinlich iſt der große Held nicht mehr, der erſte der Könige. 
Der Weiſe muß ebenſo jene Bahn wandeln wie der Geringſte von 
den Millionen, die von feinem Wink abhingen. Aber fein Ruhm 
wird niemals aufhören, ſein Name immer mit Ehrfurcht genannt 
werden und ſeine großen Taten unſterblich ſein. 


Über Brandenburg, Magdeburg, Helmſtedt wurde die Reife fort⸗ 
geſetzt nach Braunſchweig, wo man am 20. Juli ankam und im 
„Prinzen Eugen“ abſtieg. Am 21. beſuchten unſere Reiſenden die ver⸗ 
witwete Herzogin von Braunſchweig?) in Antoinettenruh, am 12. fuhren 
ſie wieder hinaus, „um mit dieſer würdigen alten Frau Tee zu trinken“. 
Offenberg charakteriſiert ſie folgendermaßen: „Sie gleicht am meiſten 
von allen Geſchwiſtern dem König, beſitzt den größten Grad von Höf- 
lichkeit und ſoll eine edle Seele haben. Alles das macht ſie ungemein 
liebenswert.“ Am 23. erfolgte die Weiterreiſe über Wolfenbüttel und 
Hannover, am 26. die Ankunft in Pyrmont. Schon am 9. Auguſt 
wurde jedoch die Kur wieder abgebrochen, da Serenissimus der Herzogin⸗ 
witwe auf vieles Drängen verſprochen hatte, zur Meſſe, die den 12. 
oder 15. Auguſt anfängt, wieder in Braunſchweig zu ſein. Über Hameln 
und Hannover reiſte man zurück und traf am 10. wieder in Braun⸗ 
ſchweig ein. Die nächſten Tage vergingen mit allerlei Hoffeſtlichkeiten. 

Braunſchweig, am 18. Auguſt 1786. Der Obermarſchall von 
Münchhauſen ?) gab dem Herzog zu Ehren ein großes déjeuner, wo 
außer der regierenden Herzogin!) und Prinzeſſin Karoline 5) der 


1) Zimmermann (S. 29) hörte von dem nn Schöning, die 
Unmäßigkeit des Königs im Eſſen gehe über alle Begriffe; nichts gleiche dem 
Feuer, womit man alle ſeine Speiſen würze und womit er ſeine Eingeweide 
verbrenne; die unverdaulichſten Speiſen ſeien ſeine liebſten Speiſen. 

2) Philippine Charlotte, geb. 13. März 1716, 2. Juli 1733 mit dem Erb» 
prinzen Karl von Braunſchweig⸗Bevern verheiratet, der 1735 die Regierung der 
braunſchweigiſchen Lande übernahm und 1780 ſtarb; ſie überlebte nicht bloß 
ihren großen Bruder, ſondern auch die Regierungszeit ihres Neffen Friedrich 
Wilhelms II. und ſtarb erſt am 17. Februar 1801. Vgl. R. Krauel, Original⸗ 
briefe Friedrichs II., des Prinzen Heinrich und der Prinzeſſin Amalie von 
Preußen und der Herzogin Charlotte von Braunſchweig in den Forſchungen zur 
brandenburgiſchen und preußiſchen Geſchichte 13 (1900) S. 50 ff. 

3) Näheres über ihn habe ich nicht gefunden. 

4) Auguſte, eine Schweſter König Georgs III. von England, geb. 11. Aug. 
1737, verm. 16. Jan. 1764, geſt. am 22. März 1813 in London. 
5) Karoline Amalia Clifabeth, eine Tochter des Herzogs Karl Wil- 
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ganze hieſige Hof war !). Zwiſchen 10 und 11 fing es an, es wurde 
lebhaft getanzt, gut gegeſſen und getrunken, aber bald wurde unſere 
Freude geſtört, da es hieß, der Oberſt Vietinghoff!) wäre wahr⸗ 
ſcheinlich mit ſchlechten Nachrichten aus Potsdam angekommen. Der 
Herzog wurde weggerufen, und in einer Stunde erfuhren wir, daß 
er der Überbringer des Todesfalls des großen Friedrich war, welcher 
die Nacht zwiſchen dem 16. und 17. entſchlafen war. Er ſtarb ruhig, 
ohne daß er ſeinen Thronfolger noch ſonſt jemand zu ſprechen ver⸗ 
langt hatte. Sein letztes Wort iſt „Meinetwegen“ geweſen in dem 
Ton, wie er es gewöhnlich geſprochen 3): Dieſer unglückliche Zufall 
wurde für die Schweſter“) bis nachmittags cachiert und mußte thr 
mit Vorſichtigkeit beigebracht werden, da ſie den Bruder ſo zärtlich 
liebte. Auf die erſte Nachricht, daß Vietinghoff in Braunſchweig 
wäre, hatte ſie ſchon alles vermutet, und bald darauf hat ſie ihn zu 
ſich kommen und alles genau erzählen laſſen. Dieſer Stoß wird 
dieſer vortrefflichen Prinzeſſin gewiß einige Jahre ihres Lebens 
verkürzen. 

Am 19. Auguſt reiſte „Geheimrat Hardenberg“, d. i. Karl Auguſt 
Fürſt von Hardenberg, der vor einigen Jahren aus dem Hannöverſchen 
in den Braunſchweigiſchen Staatsdienſt getreten und im Mai 1782 
Präſident des Kloſterrats und Mitglied des Geheimen Ratskollegiums 
geworden war?), mit einem Kondolenz⸗ und Gratulationsſchreiben an 
den neuen König von ſeiten des Braunſchweigiſchen Hofes nach Berlin 
ab. Am 20. nachmittags folgte ihm Offenberg mit einem Schreiben 
ähnlichen Inhalts von ſeinem Herrn. Er kam am 22. in Berlin an 
und beſuchte ſogleich den Major Biſchofswerder, der ihm verſprach, ihn 
ſeinem König zu melden, und zum Miniſter Hertzberg, um ihn ein 
Schreiben des Herzogs zu überreichen. 

Berlin den 23. Auguſt 1786. Ich war kaum aufgeſtanden, ſo 
erhielt ich von meinem Freunde Biſchofswerder ein Billet, daß ich 
dem König um 12 Uhr ſollte vorgeſtellt werden. Ich fand mich 
alſo zur beſtimmten Stunde auf dem Schloſſe ein, und nachdem die 
beiden Prinzen von Carolath ins Audienzzimmer geführt waren und. 
eine halbe Viertelſtunde ſich aufgehalten und herauskamen, wurde 
ich von dem Herrn Grafen und Generalleutnant von Görtz hinein⸗ 
geführt. Ihre Majeſtät der König ſtanden ohngefähr in der Mitte 
des Zimmers in Ihrer Uniform Ihres Regiments mit ſchwarzer 
Weſte und Beinkleidern und Stiefeln und Sporen. Es war das 


helm Ferdinand, geb. 17. Mai 1768, vermählt mit Georg IV. von England 
8. April 1795, geſt. 7. Auguſt 1820. 

1) Der Herzog Karl Wilhelm Ferdinand, geb. 9. Oktober 1735 als älteſter 
Sohn des Herzogs Karl und der Philippine Charlotte, regierte von 1780 bis 
zu 2 Tod am 10. November 1806. 

2) Wohl Johann Benedict von Vietinghoff, der 1774 in das Regiment 
Kalckreuth eintrat. 

3) Nach Koſer S. 547 waren die letzten Worte des Sterbenden vielmehr: 

„La montagne est 1 nous irons mieux“. 

4) Vgl. S. 213 Anm. 4 

5 Bol über ihn ADB. 10, 572 ff. 
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erſte Mal, daß ich einen König anreden mußte, und das machte mich 
beim Eingange ins Audienzzimmer ernſthaft, aber der Blick des 
Wohlwollens und der Menſchenliebe, der aus den Augen Friedrich 
Wilhelms als Kronprinz ſtrahlte 1) und auch als König unverändert 
war, machte mir Mut, daß ich nach einer ſehr tiefen Verbeugung 
näher trat und Ihre Majeſtät mit folgenden Worten anredete: 
Nichts könnte mir ſchmeichelhafter fein als das Glück, [mid] Eurer 
Königlichen Majeſtät zu Füßen legen zu dürfen, um Allerhöchſtdem⸗ 
ſelben die ehrfurchtsvollſten Empfindungen des Herzogs von Kurland 
meines Herrn ſchriftlich gehorſamſt zu überreichen. Ihre Majeſtät 
nahmen hierauf den Brief, legten ihn in Ihren Hut und nachdem 
Sie ſich nach dem Befinden des Herzogs und der Herzogin erkundigt 
und gefragt hatten, ob das Pyrmonter Waſſer von erwünſchter 
Wirkung wäre, ſagten Sie: Teespere de voir le Duc et la Du- 
chesse pourtant cet hiver ici, worauf ich antwortete, que ce n'était 
que la cure commencée A Pirmont, qui dérobait le Duc et la 
Duchesse l’honneur de se mettre en personne aux pieds de Votre 
Majesté. Hierauf retirierte ſich Ihre Majeſtät und ich hatte das 
Geſchäft geendigt. 

Den Nachmittag um 5 machte ich dem Prinzen Heinrich?) meine 
Kondolenzkur, der viel von kuriſchen Angelegenheiten mit mir ſprach 
und ſehr bedauerte, daß ich in einer ſo traurigen Zeit nach Berlin 
gekommen, wo er keine Gelegenheit hatte, mir etwas gefällig au . 
werden. Von da fuhr ich nach Schönhäuſen?), wo ich vor der Tür 
mit dem Geheimrat Hardenberg von Braunſchweig zuſammenkam, 
der auch in der Abſicht hierher gefahren war. Wir beſchloſſen alſo, 
unſre Komplimente zuſammen zu machen und meldeten uns aus der 
Abſicht bei der Frau von Kammerberg und durch ſie bei Ihrer 
Majeſtät der verwitweten Königin, die uns nicht annahm, ſondern 
ſich entſchuldigte, daß Sie durch den Beſuch der Prinzeſſin Amalie“) 


1) Offenberg hatte den nunmehrigen König als Kronprinz 1780 in Mitau 
geſehen, wenigſtens nahm er am Diner teil, das der Reichsgraf Heinrich Chriſtian 
von Keyſerling in Großblieden dem Prinzen und dem dieſen bis an die Grenze 
feiner „Fürſtentümer“ begleitenden Herzog gab (vgl. Sitzungsberichte 1864 bis 
1871, S. 112, und über den Grafen Keyſerling: Stammtafeln, Nachrichten und 
Urkunden aus dem Geſchlechte derer von Keyſerlingk, zuſammengetragen von 
H. A. J. Keyſerlingk, Berlin 1853, S. 65 ff.). Dies beweiſt ein Eintrag in 
Offenbergs Stammbuch, unterzeichnet: „Le Comte Lehndorff A Bliden au 
passage du Prince de Prusse 1780“. Das muß der Kammerherr Reichsgraf 
Ernſt Ahasverus Heinrich von Lehndorff ſein, deſſen von Karl E. Schmidt, 
Gotha 1907, herausgegebenen Tagebücher eine kulturgeſchichtlich wichtige 
Quelle ſind. ` l e 

2) Geb. 18. Januar 1726, geft. 3. Auguft 1802 (vgl. ADB. 11, 561 ff.). 

3) Zur Witwe Friedrichs des Großen Eliſabeth Chriftine, geb. 8. Novbr. 
1715 als Tochter des Herzogs Ferdinand Albrecht von Braunſchweig⸗Bevern, 
verm. 12. Juni 1733, geſt. 13. Januar 1797. f 

4) Die jüngſte und unvermählt gebliebene Schweſter Friedrichs des Großen 
Anne Amalia, geb. 9. November 1723, geſt. 30. März 1787; ſie wurde durch 
Verleihung des reichsunmittelbaren Frauenſtifts Quedlinburg verſorgt und 1756 
inthroniſiert, ſiedelte jedoch nicht nach Quedlinburg über, ſondern verzehrte ihr 

tiftseinkommen in Berlin. 
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zu ſehr wäre betrübt worden, um irgend jemand ſehen zu können. 
Die Prinzeſſin Friederike !), welche ihr zur Geſellſchaft war, ließ ſich 
wieder des Falls durch die Fräulein von Viereck?) entſchuldigen, 
bloß die Prinzeſſin Heinrich?) nahm uns an. In weniger als einer 
halben Stunde waren wir fertig. Hardenberg ſetzte ſich zu mir, 
und ſo fuhren wir beide zur Prinzeſſin Amalie, die uns in größter 
Trauer mit einem tief herunterhängenden Schleier, der nichts vom 
Geeſichte durchſehen ließ, empfing. Sie hatte die Gnade, ſich einige 
Augenblicke zu unterhalten. Von hier fuhr Herr Hardenberg nach 
Haufe und ich zur Prinzeſſin Ferdinand“), die mir 100 Fragen nach 
meiner Landes herrſchaft vorlegte. 

Am 24. nachmittags 5 Uhr hatte Offenberg Audienz bei der nun⸗ 
mehrigen Königin: „Ihre Majeſtät empfing mich in dem linker Hand 
der großen Treppe ſchwarz ausgeſchlagenen Zimmer ſehr gnädig, waren 
ſehr geſprächig und ganz unverändert, ſelbſt die ſonderbare Friſur war 
noch dieſelbe. Den beiden Prinzen von Carolath wurde ich auch 
präſentiert.“ | 

Berlin den 26. Auguſt 1786. Heute war große Kondolenzkur 
beim Könige um 10 Uhr, wozu fünf Zimmer ſchwarz ausgeſchlagen 
waren. Das ganze königliche Haus erſchien, eine große Menge von 
Militärs, alle ausländiſchen und einheimiſchen Miniſter, alle Fremden 
und Inländer, die nur bei Hofe erſcheinen durften. Das Militär 
war in dem letzten Zimmer ſo wie bei Ihro gottſeliger Majeſtät 
verſammelt und nebenan alles vom Civilſtande. Der König hielt 
ſich in beiden nur wenige Minuten auf und ging nach ſeinen Wohn⸗ 
zimmern, welche eben dieſelben ſind, die Sie noch als Kronprinz 
bewohnt haben, um die Parole auszugeben. Der alte Markgraf von 
Schwedt war auch zur Kur erſchienen, der König nobilitierte einige 
Tage darauf feine Geliebte, Madame Carl’), mit dem Namen einer 
Baroneſſe Stolzenberg. Heute kamen auch der Geheime Finanzrat 
Wöllner“) und Beyer), denen die Entſiegelung der Schränke in 
Sansſouci aufgetragen war, mit dem Transport der Prezioſen aus 
Potsdam in Berlin, von zwei Gardeoffizieren begleitet, an. Sie 
beſtanden aus 120 Tabatièren mit Brillanten, einer Menge reicher 
Stockknöpfe und dergleichen, deren Wert auf mehr als 2 Millionen 


1) Friederike Charlotte Ulrike Katharina, eine Tochter Friedrich Wil⸗ 
helms II., geb. 7. Mai 1767, vermählt mit dem Herzog von Pork 28. September 
1791, geſt. 6. Auguſt 1820. | | 

2) Henriette von Viereck. ö 

3) Wilhelmine von Heſſen⸗Caſſel, geb. 23. Februar 1726, verm. 26. Juni 
1752, geſt. 8. Oktober 1808. Vgl. Ernſt Frensdorff, Der Bruch des Prinzen 
Heinrich von Preußen mit ſeiner Gemahlin, Mitteilungen des Vereins für die 
Geſchichte Berlins 25 (1908), S. 258 ff. | | 

4) Anne Eliſabeth Luiſe, Tochter des Markgrafen Friedrich Wilhelm von 
Brandenburg⸗Schwedt, geb. 22. April 1738, verm. 27. September 1755, geſt. 
10. Februar 1820. . 

5) Vgl. oben S. 210 Anm. 3. ' 

6) Johann Chriſtoph von Wöllner 1732—1800 (ADB. 44, 148 ff.). 

7) Mir unbekannt. g 
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geſchätzt wird !). Die in Potsdam vorgefundenen Schatullengelder 
allein belaufen ſich auf 9 800 000 Rth. Alle Kaſſen haben Über⸗ 
ſchuß, einige bis 150 000 Rth. Wie groß der Schatz iſt, weiß man 
nicht?). Als der Miniſter Blumenthal?) davon die Liſte der Königin 
überreicht hat, ſoll ſie geſagt haben: So viel hätte ich nicht gedacht. 

Den 27. Auguſt. Nichts zu tun. Den Abend bei Graf 
Sacken “) ſoupiert, wo ich Gelegenheit hatte, den Graf Romanzow, 
jüngſten Sohn des Feldmarſchalls und ruſſiſchen Miniſter am 
preußiſchen Hofe 5), kennen zu lernen. Ich fand ihn etwas ſteif und 
flüchtig, jedoch höflich. Vielleicht iſt ſeine Jugend die Urſache, daß 
er ſich bei der jetzigen Hoftrauer vor allen andern fremden Miniſtern, 
die ihre Kutſchen ſchwarz überzogen haben, dadurch auszeichnen will, 
daß er nicht drapiert hat. Sonderbar ſchien es mir zu hören, daß 
man nach Petersburg keinen Kavalier mit der Notifikation geſandt 
hatte. Allein Graf Görtz, der ehemals dort Miniſter war, ver- 

ſicherte, daß die Kaiſerin ein für alle Mal alle traurigen Noti⸗ 
fikationen ſich verbeten hätte, weil ſie furchtſam vor Tod und 
Trauer wäre. 

Den 28. ſpeiſte ich beim dicken Schmiths 6), brachte meinen 
Freund Hardenberg mit, ohne daß er im Hauſe bekannt war. Aber 
das konnte ich immer mit einem ſo liebenswürdigen Mann wagen, 
der allerorten wegen ſeines Verſtandes, wegen ſeines vortrefflichen 
Geſellſchafttons, wegen ſeiner guten Einfälle und vorzüglich wegen 
ſeines edlen Herzens gefallen muß. Außer dieſen guten Eigenſchaften 
hat er noch das Vergnügen, 50 000 Rth. jährliche Revenuen und 
eine hübſche Frau!) zu haben, in die ſich während: ſeines Aufent⸗ 
halts in England der Prinz von Wales verliebt hatte und beſchloß, 
da der Mann ihm in ſeiner Liebe hinderlich war, ihn aus dem Wege 
räumen zu laſſen. Der König gab ſelbſt an Hardenberg davon 
Nachricht und zwang ihn, um der Ausgelaſſenheit ſeines Sohnes 
Schranken zu ſetzen, England ſo geſchwinde als möglich zu verlaſſen. 
Der Kammerherr von Münchhauſen in Braunſchweig macht an 
Madame jetzo ſtark die Kur. Ich bin über die Bekanntſchaft von 
Hardenberg ſtolz und habe ſie in Berlin ſo ſehr genutzt als es mög⸗ 

lich war. Wir haben faſt alle Tage in der Stadt Paris zuſammen 
geſpeiſet, und des Abends fanden wir uns in Geſellſchaft gewöhnlich 


1) über die Liebhaberei Friedrichs des Großen für Juwelen vgl. Zimmer⸗ 
mann S. 171 Anm 

2) Im letzten ru dae Friedrichs des Großen belief ſich die Ein⸗ 
nahme ber fog: Dispoſitionskaſſe auf 8089 024 Rtlr. 12 Gr. 5 Pf. (R. Koſer, 
Die preußiſchen Finanzen von ne bis 1786, in den Forſchungen zur branden⸗ 
e und preuß. Geſch. 16, S. 112.) 

3) Joachim Chriſtian Graf von Blumenthal (1720 — 1800) (ADB. 2, 751 f.). 

4) Karl von der Oſten gen. Sacken, Reichsgraf und Fürſt, Oberkammerherr 
und Wirkl. Geh. Staats⸗ und Kriegsminiſter. 

5) Graf Michail Petrowitſch Rumjanzoff 1758 —1818, Sohn Ges Grafen 
Peter Alexandrowitſch Rumjanzoff⸗Sadunaiskoy 1725— 1796. 

6) Oder Schnuths? Mir unbekannt. 

7) Einer Gräfin Reventlow. Vgl. Ranke, . und die Geſchichte 
des preußiſchen Staats 1753— 1813, 1 (Leipzig 1879), S. 39, 46 ff. 
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zuſammen. Er wurde auf morgen beim Kammerrat Wolff!) zum 
Diner eingeladen, wo wir ſehr vergnügt waren, und gern hätte er 
da auch ſoupiert, wenn er nicht der faſt täglichen Einladung des 
Königs hätte folgen müſſen, den Abend wieder in Monbijou, einem 
faſt noch in der Stadt gelegenen Luſtſchloß des Königs, zu ſoupieren. 
Auch Ihre Majeſtät wiſſen ſeinen Verdienſt zu ſchätzen, denn er iſt 
faſt immer von dem kleinen Souper in dieſem Luſtſchloß, von welcher 
Geſellſchaft nur der regierende Herzog von Braunſchweig, der Herzog 
Friedrich von Braunſchweig?) nebſt ſeiner Gemahlin, Graf Sacken 
nebſt Frau, Herr von Arnim auf Boizenburg?) nebſt Frau, General 
Graf Görtz, Obexſtleutnant Biſchofswerder, Kammerherr Marquis 
Luccheſini“) ſind. Luccheſini, ein Liebling des gottſeligen Königs, 
ein Mann von großer Kenntnis und großer Geiſtesart, erhielt vor 
wenig Tagen den Auftrag, den Text zur Trauermuſik bei dem bevor⸗ 
ſtehenden großen Leichenbegängnis zu verfertigen. Er iſt in latei⸗ 
niſcher Sprache und von Kapellmeiſter Reichardt“) in Muſik geſetzt. 
Den 30. will ich mit Hardenberg nach Friedrichsfelde, von welcher 
Partie die beiden Prinzen Carolath auch hatten fein swollen, aber 
fie ließen abſagen. Es ging uns nicht viel verloren, denn der älteſte iſt 
einfältig und der zweite ein Tölpel, mit dem gar nichts anzufangen. 
Wir hielten uns bis gegen ein Uhr daſelbſt auf, und mein Freund 
ſchien mit allem ſehr zufrieden zu ſein, das Divanzimmer und das 
Zelt haben ihn vorzüglich frappiert. Den Abend brachten wir bei 
Direktor Geer ) zu, wo herzlich gelacht wurde und wie jetzo allent⸗ 
halben viel von politiſchen Angelegenheiten geſprochen wurde. Bei 
dieſer Gelegenheit erzählte man, daß der Anfang des vorgefundenen, 
aber ſchon anno 17697) verfertigten Teſtaments des gottſeligen 
Königs dieſes geweſen wäre: Je rends A la nature le souffle, qu'elle 
m'a donné, et aux elements le corps, qu' ils mont prété. An 
einer anderen Stelle ſoll geſtanden haben: Mon cher neveu, je vous 
recommende mes freres, ils sont vos oncles. Pensez, que c'est 
l’hasard, qui pose les couronnes sur nos tétes. Es ijt noch nicht 
möglich geweſen, eine richtige Kopie von dieſem Teſtament zu haben, 
weil es keinem kommuniciert iſt, ſondern nur in Gegenwart der 
ganzen königlichen Familie und des Staatsrats iſt vorgeleſen worden. 


1) Unbekannt. 

2) Friedrich Zogch Herzog von Braunſchweig⸗Lüneburg⸗Ols, geb. 29. Okt. 
1740, geſt. 8. Okt. 

3) Friedrich Wilhelm von Arnim anf Boytzenburg, November 1786 Geh. 
Staats⸗ und Kriegsminiſter (ADB. 1, 558). 
Set 4) 0 Luccheſini 1751—1825, 1780 Kammerherr (ADB. 19, 345 ff.; 

oſer 

5) Johann Friedrich Reichardt 1752—1814 (ADB. 27, 629 ff.). „Dieſer 
Cartas lugubris, binnen einer Woche raftlofer Arbeit entitanden und am 9. Sep⸗ 
tember von 100 Inſtrumentiſten und 50 Sängern in der Potsdamer Schloßkirche 
aufgeführt, zählt zu den ſchönſten und beſten Schöpfungen des Meiſters. Seine 
N übertraf alle Erwartungen.“ 

6) Se Unbefannt. 

7) Vom 8. Januar 1769. 91915 85 2 Ge BR deß SC SE in 
deutſcher Überſetzung VII (Berlin 1913), S. 
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Heute war auch große Kondolenzkur beim Prinzen Heinrich, wo mir 
der General Graf Görtz ſagte, daß er eben zu mir geſchickt hätte, 
mir wiſſen zu laſſen, daß ich morgen um 10 meine Abſchiedsaudienz 
haben ſollte. 

Den 31. Auguſt. Schon um halb 10 Uhr fand ich mich in 
der Antichambre des Königs ein. Nach einer Viertelſtunde ſchickten 
Ihro Majeſtät einen Ihrer Kammerdiener heraus und ließen mich 
ganz allein in Ihr Cabinett rufen. Als ich in die Türe trat, kamen 
Allerhöchſtdieſelben aus Ihrem Schlafzimmer. Ich machte ſogleich 
eine tiefe Verbeugung und trat einige Schritte näher. Ihro Majeſtät 
taten desgleichen, ſodaß wir uns ohngefähr in der Mitte des Zimmers 
begegneten. Kaites-moi le plaisir, ſagten Sie, de prendre ces deux 
lettres avec vous. Votre Majesté, ſagte ich, je suis glorieux de 
pouvoir en étre le porteur. Hierauf ſprachen Sie deutſch, fragten 
nach dem Befinden des Herzogs und der Herzogin, wie weit es mit 
der Schwangerſchaft der letzteren wäre, ob man ‚glaubte, daß es ein 
Prinz ſein würde 1). „Wenigſtens wünſchen wir's alle“. Moi aussi, 
fagte Ihre Majeſtät. Vous savez, que je prends part A tout ce qui 
regarde le Duc et à la Duchesse, Sie fragten weiter, wo der Herzog 
logieren würde, wenn er wieder nach Berlin käme, und unter vielen 
Verſicherungen des gnädigſten Wohlwollens ſagten Sie: Je vous 
souhaite un heureux voyage, assurez mes amitiés au Duc et A 
la Duchesse et que je serai charmé de les revoir bientöt en 
parfaite sanité. Alles war mit einem Tone, mit einer Miene ge⸗ 
ſagt, die nicht den König, ſondern den Menſchenfreund verriet. Es 
iſt eine der glücklichſten Zeiten meines Lebens, daß ich ſo glücklich 
war, Friedrich Wilhelm zu ſeiner Thronbeſteigung im Namen meines 
Herrn gratulieren zu müſſen, denn unvergeßlich bleibt mir die 
gnädige Art, mit der er mich empfing und wieder verabſchiedete. 
Möchten doch alle Großen, auch auf der höchſten Stufe, nicht auf⸗ 
hören Menſchen zu ſein, und mit der Herablaſſung, mit der gütigen 
Miene mit denen, die weit unter ihnen ſind, ſich unterhalten, als 
Friedrich Wilhelm, der die Herzen gewinnt und ſich auf alle Art 
eigen zu machen ſucht. Er ijt wert, ein Nachfolger ſeines großen 
Onkels zu ſein, er iſt wert, der Beſitzer eines ſo glorreichen Thrones 
zu ſein, denn der Anfang ſeiner Regierung verſpricht die beſten 
Folgen für ſein Land. Mit unermüdetem Fleiße nimmt er ſich 
der Staatsgeſchäfte an. Um 5 Uhr des Morgens finden ſich ſchon 
die Cabinettsräte ein, um alle Briefe und Bittſchriften und der⸗ 
gleichen zu beantworten, die den Tag vorher eingelaufen find. Um 

früh friſch zu fein, ſoupieren Ihre Majeſtät um 8 Uhr, und um 9, 
höchſtens halb 10 gehen Sie zu Bette. Während der Zeit meines 
jetzigen Aufenthalts in Berlin haben Sie oft mit der Berliner 
Garniſon manövriert. Sie kommandieren ſelbſt und ſagen niemand 
etwas von den Manövern als in dem Augenblick, ſo Sie die ordres 


1) Am 23. Februar 1787 gebar die Herzogin in der Tat einen 10 
der Peter getauft wurde, aber ſchon März 1790 ſtarb (Tiedge S. 94 ff., 104). 
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austeilen. Es fällt alles ſehr gut und ſo aus, als wenn Sie nicht 
einige Tage, ſondern ſchon viele Jahre regiert hätten. In Staats⸗ 
geſchäften fol nach dem Plane von Friedrich Wilhelm I., wie man 
vermutet, eingerichtet werden, da nicht ein jedes département unter 
einem chef oder ministre, ſondern unter den Befehlen des Miniſteriums 
ſtehen ſoll!). 

Froh über meine Abſchiedsaudienz fuhr ich nach Hauſe und fand 
ein verſiegeltes Paket und ein Billet von meinem Freunde Biſchofs⸗ 
werder, worin er mir ſagte: Le Roi m'a donné la boite ci-jointe, 
pour que je vous la remette de sa part, il n'y en a que les 
morceaux qui vaillent et- j’espere d' etre chargé A l'avenir de 
quelque pour vous, qui sort de meilleur goüt. Ich riß ſogleich 
das Paket auf und fand eine große achatene Doſe, wo der Rand— 
des Deckels reich mit Brillanten beſetzt war, deren Wert auf 4 bis 
5000 Rth. geſchätzt wird. Seltener aber als alles dies war, daß 
Friedrich ſie in den letzten Tagen ſeines Lebens, wie ich hernach 
erfuhr, ſelbſt gebraucht hatte. Sie war noch halb’ voll des beſten 
ſpaniſchen Tabaks, den ich als eine Reliquie ſo lange als möglich 

aufheben will. Könnte ich doch an meine Nachkommen ſagen: Ver⸗ 
ehrt dieſen Staub, von dem der Held vielleicht in dem Augenblicke, 
da er der Ewigkeit zueilte, in ſeine Finger nahm! 

Ich ſoupierte des Abends beim Prinzen Ferdinand und prahlte 
nicht wenig mit meiner Tabatiére und bat einen jeden, der fie zum 
Beſehen in die Hand nahm, nur an dem Tabak zu riechen, aber 
nichts davon zu nehmen. Ich konnte wirklich ſtolz darauf ſein, da 

keiner von denen, die von andern Fürſten in eben dem Geſchäfte 
nach Berlin geſchickt waren, ein Präſent bekommen hatte. Sie iſt 
mir gewiß ſehr wert und ſoll aus dieſer Urſache gewiß auch nur 
bei hohen Feſttagen und außerordentlicher Gala gebraucht werden?). 
Den 1. September war ich wieder mit Darbes?) und 


1) Vgl. dazu Koſer S. 549. 

2) Vgl. Zimmermann S. 171 Anm. *: „Der König hatte immer vor 
ſich auf einem kleinen Tiſche außer einem großen bleiernen Magazin von Schnupf⸗ 
tabak und zwei hölzernen Doſen vier ſehr große Tabatièren aus ſchleſiſchem Achat 
liegen. Sie waren mit Juwelen von allen Farben reich beſetzt. Eine dieſer 
Tobatiéren, die ich ſehr gut kannte, hatte ich nachher in meinem Hauſe in 
Hannover in der Hand. Herr von Offenberg, Hofmarſchall des Herzogs von 
Kurland, hatte ſie von dem itztregierenden König zum Geſchenk erhalten. Der 
Wert dieſer Juwelen betrug über 2000 Dukaten. Aber es waren nicht Rubinen, 
Saphire und Smaragden und dergleichen, wie ich geglaubt hatte, ſondern wahre 
Brillanten, unter die der König Folien von allen dieſen Farben ſetzen ließ.“ — 
Offenberg hat nachher die Doſe, nachdem er die Brillanten hatte herausnehmen 
und den Deckel abſchleifen laſſen, der Kurländiſchen Geſellſchaft geſchenkt. Sie 
wird jetzt noch im Provinzialmuſeum gezeigt. 

3) Joſeph Friedrich Auguſt Darbes, geb. 1747 in Hamburg, ließ ſich 1785 
in Berlin als Porträtmaler nieder, geſt. ebenda 1810 als Profeſſor und Mit⸗ 
glied der Akademie (ADB. 4, 756 f.). In Sophie Beckers Reiſetagebuch kommt 
er häufig vor. Vgl. auch Rachel, Eliſe II, S. 193 f., 233 ff. u. 6. Uber 
ein Olporträt der Herzogin Dorothea, das er damals gemalt haben wird, vgl. 
Jahrbuch für Genealogie, Heraldik nnd Sphragiſtik, herausgeg. von der Genea⸗ 
logiſchen Geſellſchaft der Oſtſeeprovinzen zu Mitau, 1911—1913, S. 564. Über 
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Groſchke !) nach Friedrichsfelde geeilt, ſpeiſte in der Stadt Paris, wo 
ich dem Grafen von Hohenzollern, jetzigen Biſchof von Culm”), meine 
Aufwartung machte. Es iſt doch eine ſonderbare Metamorphoſe mit 
dieſem Manne vorgegangen. Er war in franzöſiſchen Kriegsdienſten, 
nahm ſeinen Abſchied als Oberſt, kam in der Abſicht nach Potsdam, 
um ſich ein Huſarenregiment vom gottſeligen König auszubitten, 
welcher ſich geäußert hat, daß es ihm angenehm ſein würde, wenn 
noch jemand aus dem alten Hohenzollernhauſe vorhanden wäre, er 
ihn aus Dankbarkeit, da es das Stammhaus des jetzigen königlichen 
Hauſes wäre, verſorgen wollte. Dieſer Graf meldete ſich alſo aus 
dieſer Abſicht. Der König, der ihn ſogleich geprüft und gefunden, 
daß es eben kein Mann von großem Geiſte war, ſagte: Mon cousin, 
vous feriez bien de vous vouer A l'état ecclésiastique, ou je 
. pourrais vous étre de quelque utilite. Der Graf machte ſich dieſen 
Wink umdeſtomehr zu Nutz, da er ſchon katholiſcher Religion war, 
ließ die Idee eines Helden fahren und widmete ſich dem geiſtlichen 
Stande. Er mußte zwar, ehe der König zu einer ſolchen Verſorgung 
Gelegenheit hatte, ein Jahr mit einer Penſion von 1000 Mth. in 
Potsdam leben, er wurde hierauf Abt von Oliva, wovon ich Augen— 
zeuge geweſen, wie gut er daſelbſt etabliert war?), dann Coadjutor 
auf Culm, wo er ein Jahr nach Abſterben des Biſchofs ſelbſt 
Biſchof wurde. f N 
Um 4 Uhr hatte ich meine Abſchiedscour bei der regierenden 
Königin, die Ihrer gewöhnlichen Art nach überaus höflich und ge— 
ſprächig war. Sie übertrug mir nach vielen Fragen nach dem Be— 
finden, dem Aufenthalt und dergleichen mehr meiner Herrſchaft viele 
ſehr gnädige Komplimente an ſie, auch einen Gruß an ihre Schweſter, 
die Erbprinzeſſin, von Baden)), die in Pyrmont ſich jetzt aufhielt. 
Vom Hofe fuhr ich zum Herzog von Braunſchweig, der im Schloß 
in den ſogenannten polniſchen Zimmern logierte, von hier zum Mark⸗ 
grafen und den beiden Prinzen von Preußen, um Abſchied zu 
nehmen, machte mich darauf zu meiner Abreiſe fertig und ſchrieb 


zwei von ihm gemalte Porträts der Eliſa von der Recke eer ei II, S. 19 f. 
Danach die zwei Zeichnungen von Dorothea und Eliſa im Körnermuſeum zu 
Dresden, reproduziert bei E. Peſchel und E. Wildenow, Theodor Körner 
und die Seinen, II, Leipzig 1898, S. 58 f. Zwei Briefe von ihm an Offenberg, 
Berlin 23. September 1787 und 20. Februar 1788, habe ich aus der Autographen⸗ 
ſammlung in der Mitauſchen Zeitung vom 26. Oktober 1916 veröffentlicht. 

1) Johann Gottlieb Groſchke, geb. 1760 in Tukum, geſt. 1828 in Mitau. 
Am 16. Juni 1786 war er in Berlin von Herzog Peter zum Profeſſor der 
Phyſik und der Naturwiſſenſchaften am akademiſchen Gymnaſium zu Mitau er- 
nannt worden. Vgl. Karl Dannenberg, Zur Geſchichte und Statiſtik des 
Gymnaſiums zu Mitau, Mitau 1875, S. 12 f. Auch er begegnet in Sophie 
Beckers Reiſetagebuch (S. 225, 231 ff.). 
e 102 Johann Karl Reichsgraf von Hohenzollern⸗Hechingen 1732 — 1803 (ADB. 

' ). | | 

3) Auch Elifa von der Recke und Sophie Becker machten zwiſchen Königs⸗ 
berg und Schwedt im Juli 1784 in Oliva beim Grafen Hohenzollern Station 
(Reiſetagebuch S. 16). 

4) Amalie Friderike, geb. 20. Juni 1754, verm. 15. Juni 1774 mit Erb⸗ 
prinz Karl Ludwig von Baden, der 16. Dezember 1801 ſtarb. 
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vorher eine franzöſiſche Dankſagung an den König für das preziöſe 
Geſchenk der Tabatière, welche ich meinem Freunde Biſchofswerder 
zur weiteren Beförderung empfahl, obgleich er es für nicht ganz 
nötig hielt einmal dafür zu danken. Inzwiſchen folgte ich dem Rat 
des Grafen Sacken und dankte ſchriftlich, um nicht den Anſchein 
eines unerkenntlichen Menſchen zu geben. Mein Freund Hardenberg 
kam noch um 12 Uhr zu mir, um mir noch das letzte Lebewohl zu 
geben. Wir blieben bis eins zuſammen und ſchworen uns beim 
Abſchiede eine ewige Freundſchaft. 

Den 2. September. Froh und zufrieden mit meinem Aufent⸗ 
halt und dem guten Ausgange meiner Geſchäfte in Berlin verließ 
ich dieſe Königsſtadt um 6 Uhr morgens. In Potsdam hielt ich 
mich nur ſo lange auf, um den Anfang zu dem prächtigen Leichen⸗ 
begängnis Friedrichs II. in Augenſchein zu nehmen, welches auf den 
9. dieſes angeſetzt war. Der Herr Kammerherr von der Recke!) hat 
die Aufſicht über dieſe Anſtalten, und der Kapitän Gontard ) iſt 
der Erfinder. Alles macht ſeinem Geſchmack Ehre, wie aus der hier 
beigelegten gedruckten Beſchreibung zu ſehen ?). Als ich in die 
Garniſonkirche kam, konnte ich mich nicht enthalten, dem großen 
Friedrich auch noch im Grabe meine Ehrfurcht zu bezeigen. Mein 
Freund Stromberg“) ſchaffte mir die Gelegenheit und ließ das Ge⸗ 
wölbe öffnen, wo dieſer einzige Mann in einem zinnernen Sarge 
neben ſeinem Herrn Vater lag. Was doch aus uns Menſchen wird! 
Vor wenigen Tagen war der Mann, der jetzo ſeiner Verweſung 
naht, Herrſcher über Millionen, und nun ein Nichts! Doch unver- 
geßlich für die Nachwelt, unſterblich bleibt Friedrich der einzige, der 
ſeinem Nachfolger einen ſo glorreichen Thron hinterläßt, denn Jahr⸗ 
hunderte werden vergehen, bis ein Geiſt wie er, ein Held, ein Weiſer 
ſeines gleichen geboren wird und dann auf dem Platze ſteht, wo 
Friedrich ſtand. Eine Träne rollte von meiner Wange, als ich die 
zinnerne Hülle erblickte, wo die entſeelten Gebeine dieſes beſonderen 
und gewiß ſeltenen Mannes lagen, und ſo gern ich auch noch ſein 
erblaßtes Antlitz zu ſehen gewünſcht hätte, ſo wagte ich's nicht, den 
Körper noch in ſeiner letzten Ruhe zu ſtören, der für's Wohl ſeines 
Volkes ſo viel Unruhe des Geiſtes ſowohl als des Leibes bei ſeinem 
Leben ausgeſtanden. Ihr Winde, wehet ſanft, wo die heilige Aſche 

ruht, und kein unreiner Fuß wandre in dieſer einſamen Höhle, wo 
Friedrichs Geiſt um ſeinen Leichnam ſchwebt! Er ruhet neben ſeinem 
Herrn Vater, welcher in einem marmornen Sarge lieget. Das Gewölbe 
iſt a dem Stuhl b gerade über, wo der König und die königliche 


1) Georg Magnus von der Recke, kurf. ſächſ. Kammerherr, 1739 — 1795, 
1771 mit Eliſa vermählt, 1781 geſchieden. 

2) Der Architekt Karl von Gontard 1738 —1802, feit 1765 in den Dienften 
Friedrichs II. (ADB. 9, 368; Koſer S. 535). 

3) Liegt nicht mehr bei. ! 

4) Vielleicht C. C. Stromberg vom Regiment von Anhalt, der in einem 
Verzeichnis der 1786 im preußiſchen Heere dienenden Kurländer begegnet (Jahr⸗ 
buch für Genealogie, Heraldik und Sphragiſtik, herausgegeben von der Genea⸗ 
logiſchen Geſellſchaft der Oſtſeeprovinzen zu Mitau 1894, S. 23). 


j 


e 
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Familie am Tage des Leichenbegängniſſes fein werden. c iſt die 
Türe, wo der Zug hereinkommt, und d ein von Herrn Kapitän 
Gontards Erfindung aufgebauter Tempel mit korinthiſchen Säulen, 
worein der Paradeſarg geſtellt werden wird. In den Interkolum⸗ 
nien werden die Reichsinſignien aufgeſtellt. Der Zug geht vom 
Schloß in Potsdam durch den Luſtgarten nach dieſer Garniſonkirche. 
Es wurde ſchon jetzo ein jedes Fenſter, aus welchem dieſer Zug zu 
ſehen ſein wird, mit 30 bis 50 Rth. bezahlt. Es tat mir gewiß 
ſehr leid, daß ich dieſem Leichenbegängnis nicht beiwohnen konnte, 
meine Geſchäfte ließen es nicht zu, denn ich mußte zurückeilen, da 
mein Herr im Begriffe ſtand, von Pyrmont nach Holland zu gehen, 
und nur auf meine Rückkehr wartete. 


Offenberg reiſte über Magdeburg zunächſt nach Braunſchweig, wo 
er am 4. September 8 Uhr morgens ankam und gleich in den „Prinzen 
Eugen“ ſich begab. 

Mittags bei Hofe konnte ich nicht genug auf alle Fragen nach 
Neuigkeiten aus Berlin antworten. Nach aufgehobener Tafel begab 
ich mich zur verwitweten Herzogin, dieſer würdigen Prinzeſſinſchweſter 
des großen Friedrichs !), die überaus gnädig war und mir befahl, 
mich neben ihr auf dem Sopha zu ſitzen [I], kurz darauf kam die 
regierende Herzogin?) und die Frau Abtiſſin 2), und fo in Geſell⸗ 
ſchaft von dieſen drei Prinzeſſinnen mußte ich bei verſchloſſener Türe 
alles erzählen, was nur bei meinem Aufenthalt in Berlin vorge⸗ 
fallen war. Die verwitwete Herzogin, die ihren verſtorbenen Bruder 
zärtlich liebte, wollte vorzüglich wiſſen, ob man ſehr betrübt wäre 


1) Vgl. 8. 213 Anm. 2. 
2) Vgl. S. 213 Anm. 4. 
3) Vgl. S. 215 Anm. 4. 


1" 
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uud ob Friedrich Wilhelm den Anfang feiner Regierung mit Ruhm 
gemacht. Die Tränen ſtanden ihr in den Augen, da ſie hörte, daß 
ſelbſt der gemeine Mann bei Gelegenheit, daß die Leiche des höchſt⸗ 
ſeligen Königs von Sansſouci nach der Garniſonkirche nach Potsdam 
gebracht worden, vielleicht mancher den andern Tag hat hungern 
müſſen, weil er ſeinen letzten Groſchen dazu anwandte, um Lorbeeren 
zu kaufen und damit den Sarg ſeines Königs zu beſtreuen. Das 
Volk hatte ſich haufenweiſe auf der Straße verſammelt und kniete 
aus Ehrfurcht nieder, wo der Sarg vorüberging !). Nachdem ich fo 
mehr wie eine Stunde nichts getan als erzählt und auf Fragen 
geantwortet hatte, empfahl ich mich und ging nach meinem Wirts⸗ 
hauſe, um einzupacken. a 

Am 5. September abends traf dann Offenberg wieder mit der 
herzoglichen Familie in Pyrmont zuſammen. Am 6. abends beſuchte 
er die Prinzeſſinnen von Baden. 

S [Geſchrieben Sommer 1917 in Mitau. Vgl. zu oben S. 209 (Beſuch des 
Kronprinzen Friedrich Wilhelm in Mitau 1780) meinen Aufſatz in der Hiſtoriſchen 
Vierteljahrsſchrift 18 (1916/18), S. 386 ff.; zu S. 210 Anm. 3 die ſoeben im 
Inſelverlag erſchienene Nachbildung des Offenbergſchen Stammbuchs; zu S. 220 
Anm. 2 (Tabaksdoſe) meine „Beiträge zur deutſchen Kulturgeſchichte aus Mitau, 
Riga und Reval, Berlin 1919, S. 38 ff.; zu Anm. 3 (Darbes) ebd. S. 157 ff.; 
zu S. 215 Anm. 1 (Lehndorff) dieſe Forſchungen 21, 285 ff.: zu S. 218 Anm. 5 
(Reichardts Cantus lugubris) Eitner, Quellenlexikon der Muſiker und Muſik⸗ 
gelehrten 8, 112.) 


Der Beſuch des ſächſiſchen Miniſters von Fritſch bei 
Friedrich dem Großen 1771 A 


Von Woldemar Lippert 


Der ſächſiſche Geheime Rat und ſpätere Konferenzminiſter Thomas 
Freiherr von Fritſch war während des ſiebenjährigen Krieges in wieder⸗ 
holte perſönliche Beziehungen zu Friedrich dem Großen getreten, die 
nicht bloß bei Fritſch zu dem Gefühl hoher Verehrung für den feind— 
lichen König geführt, ſondern auch ihm das Wohlwollen und die freund— 
ſchaftliche Hochachtung Friedrichs verſchafft hatten?). Die Anbahnung 
der Friedensverhandlungen von Hubertusburg war weſentlich durch die 
günſtige Stimmung des Königs gegen den als Unterhändler in Aus— 
ſicht genommenen Fritſch erleichtert worden und die Verhandlungen 
ſelbſt hatten, trotzdem ſie naturgemäß nicht ohne Schwierigkeit verliefen 


1) Vgl. G. Wolfram, Eine Reiſe nach Berlin im Jahre 1787, Mit⸗ 
teilungen aus Heinrich Harries Tagebuche (Schriften des Vereins für die Ge⸗ 
ſchichte Berlins 34, S. 53): „Man ſpricht mit Andacht von Friedrich dem Großen 
wie von einem Gott. Ich habe in verſchiedenen Augen Tränen geſehen beim 
Geſpräch von ihm.“ 

2) Vgl. hierüber meinen Aufſatz „Friedrich der Große und der ſächſiſche 
Geh. Rat Fritſch“ in der Feſtſchrift zum 75 jährigen Jubiläum des Kgl. Sächſ. 
„ (Dresden 1900, Beiheft zum N. Arch. f. Sächſ. Geſch. XXI) 

. 146 ff. 
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und manche Empfindlichkeit zurückließen, doch den Eindruck gegenſeitiger 
Achtung lebendig erhalten, der durch Fritſchs weitere erfolgreiche Mit⸗ 
wirkung bei der Hebung und Wiederaufrichtung ſeines unglücklichen, 
durch den Krieg heruntergebrachten Vaterlandes nur verſtärkt werden 
konnte. 

Im Jahre 1771 wollte Fritſch einer Einladung des Königs nach 
Potsdam Folge leiſten und hatte dies dem preußiſchen Geſandten in 
Dresden, dem Geheimen Legationsrat von Borcke, mitgeteilt, der am 
21. Juni ſeinem König berichtete, Fritſch habe Urlaub auf ſeine Güter 
und Erlaubnis zur Reiſe nach Potsdam erhalten, wenn der König ihn 
noch in dieſem Sommer zu ſehen wünſche. Fritſchs Güter, Zſchochau, 
Mautitz und beſonders ſein Wohnſitz Seerhauſen (ſüdweſtlich von Rieſa), 
lagen zwar nicht unmittelbar in der Reiſerichtung Dresden — Pots dam, 
aber doch ſo, daß Fritſch ohne größeren Umweg beide Reiſen verbinden 
konnte. Der Beſuch war Friedrich willkommen, und er bezeichnete den 
9. oder 10. Juli als paſſende Tage 1). Bald darauf mußte Borde 
jedoch melden, daß eine Erkrankung Fritſch von der Reiſe abhielte, was 
Friedrich bedauerte, ihn aber auch zu der ſkeptiſchen Bemerkung an 
Borcke veranlaßte, ob nicht der eigentliche Grund mehr die Geſtaltung 
der politiſchen Verhältniſſe in Polen und Litauen ſei, wo ſich die 
ſächſiſchen Wünſche in einer den preußiſch⸗ruſſiſchen Beſtrebungen ent⸗ 
gegengeſetzten Richtung bewegten. Borcke mußte dies beſtätigen, und 
Friedrich ſtellte am 24. Juli nicht ohne eine gewiſſe Befriedigung feſt, 
wie richtig er die Sachlage beurteilt habe. Die Reiſe des Königs nach 
Schleſien, die ihn von der Mitte des Auguſts bis in den Anfang des 
Septembers von Potsdam fernhielt, verzögerte dann abermals den Be⸗ 
ſuch, den ſich der König nun erſt für Ende September ausbat 2). 

Diesmal kam nichts dazwiſchen; vom 26. September bis 3. Ok⸗ 
tober 1771 konnte Fritſch die Reiſe unternehmen, über die uns in zu⸗ 
verläſſiger Kürze ſeine eigenen Aufzeichnungen unterrichten, die hier 
folgen mögen; wir ſehen daraus, daß die Fahrt nicht mehr mit einem 
Aufenthalt in Seerhauſen verbunden wurde, ſondern direkt von Dresden 
nach Potsdam und zurück vonſtatten ging?). 


Journal der Reife nach Potsdam 


3 ‚September: auß Dreßden bis Herzberg. 
: bip Beliz. | 

LE um 9 Uhr in Potsdam angekommen, um (sit Uhr zur Tafel 

geladen, von 12 biß 3 Uhr bey dem Könige geſpeiſet, die Viſiten 

gemachet und bey dem Generalmajor von Leſtwiz“) zu Nacht 


gegeßen. 
1) Politiſche EE 5 des SEH Bd. 31 (herausgegeben 
von G. B. Volz, 1906) Nr. 2 und Anm. 2 


2) Politiſche re E Nr. 20028 mit Anm. 1, 20062, 20088. 
3) Hauptſtaatsarchiv Dresden Locat 13 546 Convol. 21, Memoirenartige 
asad a eer und zeitgeſchichtliche Reflexionen Thomas' von Fritſch Nr. 5. 
4) Hans Sigismund von Leſtwitz, preußiſcher Generalmajor und Chef des 
Gardegrenadierbataillons, geſtorben 1788. 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 1. 15 
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29.: die Bildergalerie beſehen, bey dem Könige geſpeiſet, nach der 
Tafel mit dem mir mitgegebenen Grafen von Neſſelrode !) das 
neue Palais, beſonders das Stoſchiſche Steincabinet, beſehen. 
Bey dem Prinzen von Preußen Cour gemacht und nach dem 
u im Concert bey der Princeßin ?). 
ee Mendelsſons Zuſpruch, Tafel und Abſchied bey dem 
önige. SE 
1. Oktober: Mendelsſons anderweiter Zuſpruch, Abreiße um 12 Uhr 
biß Jüterbock, allwo gegen Mitternacht angekommen. 
2.: früh gegen 5 Uhr auß Jüterbock, um 12 in Herzberg, um 51/2 
in Coßdorff ). 
3.: um 9 in Hayn, um 1 Uhr in Dreßden. 


Die Aufzeichnungen laſſen uns trotz ihrer Knappheit die freund⸗ 
liche Aufnahme erkennen, die Fritſch fand“); denn an allen drei Tagen 
ſeines Potsdamer Aufenthalts war er der Tiſchgenoſſe des Königs und 
die Tafel mit ihrer anſchließenden Unterhaltung dehnte ſich ziemlich 
lange aus; auch bekam er auf beſondere Anweiſung Friedrichs die 
Sehenswürdigkeiten Potsdams gezeigt. Bemerkenswert iſt ferner die An⸗ 
gabe über Moſes Mendelsſohns Beſuch bei Fritſch in Potsdam; denn 
mit Fritſchs Aufenthalt in Potsdam wurde eine Anekdote in Mendels⸗ 
ſohns Leben in Zuſammenhang gebracht, die durch Fritſchs eigenes 
Zeugnis nun nicht nur eine Beſtätigung, ſondern zugleich eine genaue 


Tagesfeſtſetzung erlangen würde: Mendelsſohns Erſcheinen vor Friedrich 


dem Großen. In ſeinem bekannten Buche „Anekdoten von König 
Friedrich II. von Preußen“ erzählt Friedrich Nicolai ?), Fritſch habe bet 
ſeiner Verabſchiedung von Friedrich die Abſicht geäußert, über Berlin 
zurückzureiſen, und dem Könige auf ſeine Frage nach dem Grunde er⸗ 
klärt, er wolle den von ihm hochgeſchätzten Moſes Mendelsſohn gern 


perſönlich kennen lernen. Daraufhin habe der König gemeint, dieſe 


Fahrt Jet nicht nötig, Fritſch ſolle lieber einen Tag länger bei ihm 
bleiben, er wolle den Moſes herkommen laſſen. Letzterer ſei daraufhin 
nach Anweiſung des Königs für den folgenden Tag mittags nach Potsdam 
beſchieden worden. Da dies ein Sonnabend war, habe er, obwohl der 
Talmud am Sabbat eine Reiſe über Land, beſonders im Wagen, eigent⸗ 
lich nicht geſtatte, nach vorhergegangener Beratung des Oberrabbiners 
mit Sachverſtändigen im Hinblick auf den ausdrücklichen Befehl des 


Landesherrn Dispenſation erhalten mit der Beſtimmung, durch die 


Tore in Berlin und Potsdam nicht im Wagen ſondern zu Fuße zu 


＋ 


J) Wilhelm Graf Neſſelrode, preußiſcher Kammerherr. 
2) Friederike, geborene Prinzeſſin von Heſſen⸗Darmſtadt, ſeit 14. Juli 1769 
die zweite Gemahlin Friedrich Wilhelms, des Prinzen von Preußen. 


3) Coßdorf (Provinz Sachſen, Kreis Liebenwerda) an der Straße zwiſchen 


Herzberg und Hayn (d. i. Großenhain) gelegen. 

4) Fritſchs Beſuch zeigt zugleich, daß die Angabe Koſers, König Friedrich 
d. Gr. (Stuttgart, Berlin 1903), S. 643 („Fremde Diplomaten und Offiziere 
wurden zu des Königs Tafel grundſätzlich nicht zugelaſſen“) doch einer gewiſſen 
Einſchränkung bedarf. ` 

5) Drittes Heft (Berlin und Stettin 1789) S. 278—280. 
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paſſieren. In Potsdam fet er dann von der Torwache angehalten 
worden, deren Wachhabendem der königliche Befehl verwunderlich ge⸗ 
weſen ſei; auf die nähere Erkundigung habe Mendelsſohn ſich als einen 
Taſchenſpieler ausgegeben und als ſolcher ohne weiteres die Erlaubnis 
zum Durchgang erhalten. Das ganze Geſchichtchen, mit dem Nicolai 
wohl zugleich die literariſche Unbildung des preußiſchen Junkertums 
in der Armee, das von der Exiſtenz eines Moſes Mendelsſohn keine 
Ahnung gehabt habe, treffen wollte, wird aber — wenigſtens in 
dieſem zeitlichen und perſönlichen Zuſammenhang — ſchon durch die 
eine Tatſache hinfällig, daß Fritſchs und Mendelsſohns Begegnung am 
30. September und 1. Oktober ſtattfand; denn keiner dieſer beiden 
Tage war im Jahre 1771 ein Sonnabend, ſondern ſie fielen auf einen 
Montag und Dienstag !). | 
Auch in eine andere Epiſode in Mendelsſohns Leben iſt Fritſchs 
Name hineingezogen worden, die aber gleichfalls zeigt, wieviel Unklarheit 
durch bloße mündliche Überlieferung ſich in die Lebensgeſchichte ſelbſt 
bedeutender Menſchen einſchleicht. Die im Jahre 1772 erlaſſene Juden⸗ 
ordnung für die Reſidenzſtadt Dresden enthielt verſchiedene für die 
Judenſchaft noch recht drückende Beſtimmungen. Zu ihrer Beſeitigung 
war 1777 von Dresdner Juden die Vermittlung ihres berühmten 
Berliner Genoſſen angerufen worden, der ſich ſeines Einfluſſes bei dem 
damaligen ſächſiſchen Geſandten in Berlin, dem Freiherrn von Fritſch, 
zu ihren Gunſten bedient habe?). Nun war aber Fritſch niemals 
ſächſiſcher Gefandter in Berlin; von 1764 bis 1777 bekleidete dieſen 
Poſten der Generalmajor Heinrich Gottlieb von Stutterheim, dem 
1777 der Oberſt Maximilian Erasmus Graf von Zinzendorff und 
Pottendorf folgte. Aber weder an dieſen noch an Fritſch wandte ſich. 
Mendelsſohn, ſondern an den kurfürſtlichen Geh. Kabinettsſekretär, 
Geh. Kammer⸗ und Bergrat Friedrich Wilhelm von Ferber). Fritſch 
war bereits 1775 geſtorben; die Zuſammenbringung ſeines Namens 
geht aber — ſo unbegründet ſie an ſich bei dieſem Vorfall iſt — auf 
die durch Fritſchs Reiſejournal beſtätigte Tatſache freundſchaftlicher Be⸗ 
ziehungen zu Mendelsſohn, dem Freunde Leſſings und faſt aller Geiſtes⸗ 
größen ſeiner Zeit, zurück. Fritſchs ernſte Sinnesart, ſeine Beſchäftigung 


1) Der Beſuch Mendelsſohns in Potsdam mit der Zutrittsbegründung als 
Taſchenſpieler wird übrigens von M. Kayſerling, Moſes Mendelsſohn. Sein 
Leben und ſeine Werke (Leipzig, Hermann Mendelsſohn, 1862) S. 121 ff. nicht 
mit Fritſchs Anweſenheit in Zuſammenhang gebracht, ſondern mit Mendelsſohns 
Beſprechung von Friedrichs des Großen Poésies diverses in Nicolais Literatur: 
briefen, deren kritiſche Bemerkungen, insbeſondere über Friedrichs philoſophiſche 
Auffaſſung in der Epiſtel an Marſchall Keith, den König veranlaßt habe, ſich 
dieſen kleinen Literaturjuden einmal kommen zu laſſen. Gemeint iſt die berühmte 
Ode Friedrichs „sur les vaines terreurs de la mort“, in deren Eingangsworten 
er zugleich dem Grafen Moritz von Sachſen, dem Sieger von Fontenay, Raucoux 
und Laffeld, ein literariſches Denkmal ſetzte (Il n'est plus, ce Saxon, ce héros 
de la France — Qui du superbe Anglais renversa la balance). Kayſer⸗ 
ling verlegt dieſen Vorfall in die Zeit von 1760 —1763. 

2) K. Sidori (Iſidor Kaim), Geſchichte der Juden in Sachſen mit be⸗ 
ſonderer Rückſicht auf ihre Rechtsverhältniſſe (Leipzig 1840) S. 98. 

3) Vgl. Kaiſerling, a. a. O. S. 272 fr. 

15 * 
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auch mit philoſophiſchen und religiöſen Fragen (wovon feine „Zufälligen 
Betrachtungen in der Einſamkeit“, Leipzig 1762, zeugen) mußten ihm 
eine Ausſprache mit dem Berliner Gelehrten, den Fürſten und Staats⸗ 
männer, Gelehrte und Dichter gleich hochſchätzten, wünſchenswert er⸗ 
ſcheinen laſſen. 

Über ſeine Unterhaltungen mit dem Könige hat Fritſch leider nur 
einige wenige Bemerkungen aufgezeichnet, die ſich ausſchließlich auf die 
ſozuſagen mehr offiziöſe, nicht private Seite des Geſprächs beziehen, 
nämlich auf die durch ihn überbrachten Empfehlungen ſeines kurfürſt⸗ 
lichen Herrn und den von ihm im ſächſiſchen Staatsintereſſe unter⸗ 
nommenen, wenn auch nur inoffiziellen Verſuch, eine Milderung der 
preußiſchen Maßnahmen, die die Getreideeinfuhr aus Polen nach Sachſen 
unterbanden, zu erzielen. Die mündlichen Außerungen, die Fritſch 
überliefert, decken ſich in bemerkenswerter Weiſe mit den Erklärungen, 
die der König am 24. September nach Dresden geſchrieben hatte, er⸗ 
gänzen ſie aber durch weitere Bemerkungen, denn während in dem 
Schreiben an Borcke nur vom Bezug engliſchen Getreides auf der Elbe 


die Rede iſt, riet der König im Geſpräch mit Fritſch auch zu einem 
Verſuch der Getreidebeziehung aus den Baltenländern mit Benutzung 


des Waſſerwegs der Oder, wohl im Hinblick auf die Beſtimmung des 
Getreides für die Niederlauſitz, für die gerade die Oderſtraße günſtig war. 

Infolge des großen Notſtandes in Sachſen !) hatte deſſen Regierung 
von Friedrich die Genehmigung für die freie Durchfuhr des Getreides 
nachgeſucht, das die Stände der Niederlauſitz in Kleinpolen (die Woiwod⸗ 
ſchaften Krakau, Sendomir und Lublin umfaſſend) gekauft hatten. In 
einem Schreiben an Borde in Dresden vom 24. September 1771?) 
hatte Friedrich dies abgelehnt, da die Lage ſeiner eigenen Länder ihn 
zwinge, zu Polen ſeine Zuflucht zu nehmen; man würde ſich alſo nur 
gegenſeitig Konkurrenz machen und den Getreidepreis in die Höhe treiben, 
zumal in Polen ſelbſt die Ernte nur mittelmäßig ſei und man von 


dort höchſtenfalls das zur eigenen Verſorgung Notwendige beziehen könne. 


Er könne daher Sachſen nur raten, ſich von England auf der Elbe 
Getreide kommen zu laſſen, hierfür wolle er gern die Durchgangspäſſe 
bewilligen; man müſſe ſich aber rechtzeitig dazu halten und unverzüglich 
in Hamburg Auftrag für die nötigen Ankäufe geben. 

Zwei Tage nach Fritſchs Heimreiſe kam der König in ſeinem 
Schreiben an Borcke vom 3. Oktober nochmals auf die Sache zurück; 
Fritſch habe ſich mit eigenen Augen überzeugt, daß der Getreidemangel 
in Preußen ebenſo groß ſei wie in Sachſen, und werde deshalb bezeugen 
können, daß es Preußen unmöglich fet, die Durchfuhr polniſchen Ge⸗ 
treides zu erleichtern, wozu er ſonſt gern bereit geweſen wäre. Borcke 
beſtätigte auch?), daß Fritſch ſehr befriedigt von dem Empfang, den 


1) In Sachſen war 1770 und wieder 1771 die Winterſaat zu Grunde ge⸗ 
gangen und durch die völlige Mißernte eine fürchterliche Hungersnot aus⸗ 
0 ſ. Gretſchel (Bülau), Geſchichte des ſächſ. Volkes und Staates 

U N f 


2) Polit. Correfp. 31, Nr. 20209. 
3) Polit. Correfp. 81, Nr. 20238 und 20249. 
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er in Potsdam gefunden habe, zurückgekehrt ſei und ſandte dem König 
deſſen Dankſchreiben zu. Friedrich freute ſich darüber und ließ dem 
Miniſter, „que j’estime comme un digne et honnéte homme“, am 
8. Oktober durch den Geſandten feine ſehr liebenswürdige Antwort 
zugehen “). 


I. Fritſchs Aufzeichnungen über Geſpräche mit Friedrich II. 2) 
Den 28. September 1771 in Potsdam. 


Anrede an den König: Mes voeux sont exaucez, Sire, je trouve 
Votre Majesté en parfaite santé et je me trouve a ses pieds. 
L’electeur, mon maitre, en me chargeant de ses recommendations, 
ma ordonné d’assurer Votre Majeste, qu'il ira toujours avec grande 
attention au, devant de tout ce qui pourra faire plaisir a Votre 
Majesté et cultiver un bon voisinage. 

Reponse du roy: Je luy suis fort obligé et tres aise de vous 
voir etc. 

Abſchiedscompliment, nachdem ich wider wegen Paſſirung wenigſtens 
1/m Wiſpel Korns ohne 30 PC. die beweglichſte Inſtanz gethan und 
mich vor alle empfangene Gnade bedandet, fügte hinzu: Je mourrai 
content, Sire, si je puis avoir le bonheur de me conserver l’honneur 
de ses precieuses bonnes graces, et la scavoir amy de mon maitre 
et voulant du bien a ma patrie. 

Hierauf antwortete der König aufs gnädigſte und ſchloß: Soiez bien 
persuadé qu'il me coute plus. de vous refuser ou a vous de repeter 
vos instances, mais que ma conscience ne me permet pas de 

negliger les besoins urgents de mes sujets, que vous connoissez a 
present vous meme, pour laisser aggraver mes achats par la con- 
currence des Saxons. Faites mieux, calculés les prix de l’Angle- 
terre et ceux de la Baltique, ne perdez point de tems et servez 
vous de l’Elbe et de l’Oder pour les transports. Je vous aiderai | 
autant que je le pourrai et vous donnerai tant de passeports 
que vous voudrez et vous ne paierez absolument rien au passage. 
S'il faut des ordres pour Stettin, je les donnerai d’abord, si vous 
en pouvez avoir besoin ou vous servir des vaisseaux de mes 
sujets. Je ne puis en verité faire davantage pour vous dans 
Letat present de mes provinces, 


II. Fritſch an gehat II. 9) 


Dresden le 5 octobre 1771. 


Sire. Les bontez royales, dont Votre Majesté m'a comblé 
pendant que j’ay eu le bonheur @e me trouver a ses pieds, me 


1) Beilage II und Ul. 

ech ele Dresden, Locat 13546 Convol. 21 Nr. 5, Konzept 
von Fritſchs 

3) Hauptſtaatsarchiv Dresden Loc. 13545 Convol. 14, Briefwechſel Fritſchs 
mit König Friedrich II. von Preußen, Nr. 4. 
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penetrent de la plus vive et respectueuse reconnoissance. Le monu- 
ment de sa munificence royale restera toujours devant mes yeux 
et apprendra a ma posterité que mon respectueux attachement a 
été aggréé par le monarque qui a fait l’admiration de son siecle. 
Tant que je vivray, je ne cesserai de faire des voeux pour la 
prosperité inalterable de Votre Majesté et rendrai mes compatriotes 
temoins des sentiments aussy respectueux que sinceres. avec les- 
quels je descendrai au tombeau plein de ce devouement avec 
lequel je fais gloire d’etre... 


Lë 


III. Friedrich II. an Fritſch !) 


Monsieur le baron de Fritsch. Si vous étes content du séjour, 
que vous avés fait, en dernier lieu, A ma cour, je ne le suis cer- 
tainement pas moins des moments que j’ai passés avec vous. Je 
ne connois de plaisir plus pur que celui de la société des gens 
de bien et d’un merite distingué et je le trouve bien superieur 
a tous les autres que le grand monde peut nous procurer. Aussi 
men avés vous fait gouter toutes les douceurs au point que j’aurois 
bien desire de jouir plus longtems de vötre presence, et que je 
regrette encore la promtitude de vötre depart. Vötre absence ne 
diminue cependant en rien l’estime parfaite et distinguée que je 
vous ai vouée. Elle repose sur des fondements trop solides pour 
étre jamais ébranlée. Vos talents et vötre merite vous y donne- 
ront des titres éternels, et s’il me reste quelque chose A désirer, 
c'est d'avoir des occasions fréquentes et agréables de vous la 
prouver par de nouveaux effets de ma bienveillance royale. Sur 
ce je prie. Dieu, qu’il vous ait, Monsieur le baron de Fritsch, en 
sa sainte et digne garde. : 


Potsdam ce 8. d’octobre 1771. | 
a. Federic. 


Au conseiller privé actuel, baron de Fritsch, à Dresde. 


» 

Nachſchrift: Oben S. 226 ift das Stoſchiſche Steinkabinett erwähnt. 
In Fritſchs Aufzeichnung iſt das Wort undeutlich, es ſieht wie „Stoſſiſche“ 
aus; gemeint iſt aber jedenfalls nach gütiger Mitteilung des H. Prof. Dr. Haake 
das berühmte Kabinett von geſchnittenen Steinen und Gemmen des Freiherrn 
Philipp von Stoſch, das der König von deſſen Erben gekauft hatte und das im 
Tempel nahe bei dem Neuen Palais aufgeſtellt war. Vgl. Friedrich Nicolai, 
Beſchreibung der Königl. Reſidenzſtädte Berlin und Potsdam... (3. Aufl. 
Berlin 1786) III 1226, 1227. 


Së 
1) A. a. O. Convol. 14 Nr. 5, Original mit eigenhändiger Unterſchrift 


des Königs, das bei der Ausgabe der Polit. Correſp. Nr. 20 249 nicht vorlag 
(ſ. S. 228 Anm. 3). 
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Die deutſche Archivverwaltung bei dem Generalgouverne- 
ment Warſchau und ihre wiſſenſchaftlichen Veröffentlichungen 


Von A. Warſchauer 


Die folgenden Bemerkungen follen einen Einblick in’ die Organi⸗ 
ſation und die Entwickelung der Archivverwaltung geben, die das 
Deutſche Reich in dem im Auguſt 1915 von ihm beſetzten Teile des 
polniſchen Reiches begründet hat, um die dort befindlichen archivaliſchen 
Sammlungen und Regiſtraturen zu ſchützen und ſie für die Intereſſen 
der deutſchen Wiſſenſchaft nutzbar zu machen. Da die Ruſſen bei ihrem 
Abzug aus Warſchau und Polen die Beamten meiſt mitnahmen, ſo 
blieben viele Archive und Regiſtraturen hüterlos zurück und bedurften 
dringend einer ſchützenden Hand. Von den wiſſenſchaftlichen Archiven 
des Landes blieb nur das Hauptarchiv in Warſchau während der ganzen 
Kriegs- und Okkupationszeit in ungeſtörter Tätigkeit, da fein Direktor, 
Profeſſor Dr. v. Wierzbowski mit drei andern Beamten auf ſeinem 
Platze geblieben war und den Betrieb aufrecht erhalten hatte. Aus 
einigen Archiven hatten die Ruſſen ihnen wichtig erſcheinende Beſtände, 
beſonders die Akten über die poͤlniſchen Aufſtände und die Beſchlag⸗ 
nahme der geiſtlichen Güter mitgenommen, auch aus dem Hauptarchiv 
wurde vor dem Einzug der Deutſchen eine Kiſte mit mehreren hundert 
der wichtigſten Originalurkunden der Sammlung, vornehmlich auch 
Urkunden über den deutſchen Orden, nach Moskau zur Aufbewahrung 
in das Archiv des Juſtizminiſteriums geſandt. 

Um von den Regiſtraturen, die meiſt nur geſchäftlichen, aber keinen 
hiſtoriſchen Wert hatten, zunächſt hier abzuſehen, ſei im allgemeinen 
über die wiſſenſchaftlichen Archive Polens bemerkt, daß ſie in reſſort⸗ 
mäßiger Gliederung zu den einzelnen Verwaltungszweigen des Staates 
gehörten. So beſteht in Warſchau ein Finanzarchiv (Rymarska 5) 
für alle Archivalien der Finanzverwaltung ſowohl aus altpolniſcher 
wie aus der Zeit nach der Teilung, ferner ein Archiv für die innere 
Verwaltung (Jeſuicka 1), ein militäriſches Archiv im Fort Wladimir 
bei Warſchau uſw. Selbſt das Hauptarchiv, die bedeutendſte archi⸗ 
valiſche Sammlung Polens, ſtellt ſich als ein Reſſortarchiv, nämlich 
desjenigen für die Juſtizverwaltung dar. Doch find in dieſem Archiv 
alle aus altpolniſcher Zeit ſtammenden Urkunden, Akten, Bücher uſw. 
mit alleinigem Ausſchluß derjenigen aus der Finanzverwaltung zu⸗ 
ſammengefloſſen, ſodaß es noch am erſten einem Zentralarchiv nach 
deutſcher Auffaſſung nahekommt. Dieſes Archiv war auch das einzige 
in Polen, das eine geordnete, von wiſſenſchaftlich geſchulten Beamten 
geleitete Verwaltung beſaß. Provinzialarchive für die einzelnen Landes- 
teile gab es in Ruſſiſch⸗Polen nicht, die einzelnen Behörden ſammelten 
aber ihre älteren Akten und bezeichneten ſie dann wohl als Archiv, bis 
ſie ſie an das Zentralreſſortarchiv in Warſchau abſchoben. : 

Die Organiſation der deutſchen Archivverwaltung ſetzte damit ein, 
daß infolge einer Vereinbarung zwiſchen dem Generalgouverneur von 
Warſchau, Exzellenz von Beſeler, und dem Direktor der preußiſchen 
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Staatsarchive Geheimen Oberregierungsrat Profeſſor Dr. Kehr, der 
Direktor des Danziger Staatsarchivs, Geheimer Archivrat Dr. War= 


ſchauer berufen wurde, der am 11. Oktober 1915 in Warſchau eintraf 
und die Leitung der Geſchäfte übernahm. Da dieſe Geſchäfte ſehr bald 
einen größeren Umfang annahmen, fo wurden in den Jahren 1915 / 16 


noch mehrere archivaliſch geſchulte Kräfte aus Deutſchland zuberufen, 


nämlich aus der preußiſchen Archivverwaltung der Archivaſſiſten t 
Dr. Recke und der Archiohilfsarbeiter Dr. Bellée, außerdem aus der 
Breslauer Stadtbibliothek der Bibliothekar Dr. Schwarzer, für kunſt⸗ 


geſchichtliche Studien der Baurat Kohte, Dozent an der Techniſchen 
Hochſchule zu. Charlottenburg. Dazu kamen noch einige aus der 
deutſchen Heimat ſtammende Kräfte für den Bureaudienſt und eine für 
photographiſche Arbeiten geſchulte Perſönlichkeit. Ergänzt wurden dieſe 


Arbeitskräfte durch einige der einheimiſchen polniſchen Bevölkerung ent⸗ 
| hommene geeignete Perſönlichkeiten, worunter zwei fachmänniſch ge⸗ 


ſchulte Gelehrte waren. Auch das für die Verwaltung notwendige 
Dienerperſonal ſowie Hilfskräfte für mannigfache mechaniſche Arbeiten, 


wie Anfertigungen von Abſchriften und Auszügen aus Akten uſw. 
wurden der einheimiſchen Bevölkerung entnommen. Im ganzen erreichte 


die Zahl der Arbeitskräfte im Oktober 1917 die Höchſtzahl von 19. 
Als geſchäftliche Grundlage für dieſe Beamtenſchar erließ der General⸗ 
gouverneur eine Dienſtanweiſung, die ſich im weſentlichen an die Vor⸗ 
ſchriften der preußiſchen Dienſtanweiſung für die Beamten der Staats⸗ 
archive in den Provinzen vom 21. Januar 1904 anſchloß. Zum 
Dezernenten der Archivverwaltung beim Generalgouvernement wurde 
Graf von Hutten⸗Czapski ernannt. 

Die deutſche Verwaltung übernahm nach und nad die Archive, 
ſodaß von jedem einzelnen die Beſtände im allgemeinen protokollariſch 
aufgenommen und die Schlüſſel dem Archivdirektor übergeben wurden. 
Durch ein an der Eingangstür jedes Archivs befeſtigtes Plakat wurde 
es als unter dem Schutz des Generalgouverneurs ſtehend bezeichnet. 
Die beiden wichtigſten der unter die deutſche Verwaltung geſtellten 
Archive, das Finanzarchiv und das für die innere Verwaltung, wurden 
der Benutzung für die Gelehrtenwelt ſo erſchloſſen, daß in jedem Be⸗ 
nutzerräume eingerichtet und beſondere Aufſichtsbeamte eingeſetzt wurden. 
Das Hauptarchiv kam nicht unter die Botmäßlgkeit dieſer Organiſation, 
ſondern wurde mit ſeinem obengenannten Direktor unmittelbar dem 
Generalgouverneur unterſtellt. Die öffentlichen Sammlungen und 
Regiſtraturen außerhalb Warſchaus wurden auf vielfachen Reiſen der 
Archivbeamten aufgeſucht und durch Vereinbarungen mit den Kreischefs 
vor Schaden und Verluſten geſchützt. Da eine beſondere Bibliotheks⸗ 
verwaltung im beſetzten Gebiet nicht eingerichtet wurde, ſo übernahm 
es die Archivverwaltung, da wo ſie ungeſchützte und gefährdete Büchereien 
antraf, auch auf dieſe ihre Schutzmaßregeln auszudehnen. Vielfach 
ergab ſich die Unmöglichkeit, Archivalien, Akten oder Bücher an der 
Stelle, wo ſie lagerten, zu ſichern. In ſolchen Fällen wurde die Über⸗ 
führung und Bergung in feuerſicheren Räumen, die die Archivver⸗ 
waltung für dieſen Zweck in Warſchau eingerichtet hatte, vollzogen. 
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Einen großen Teil der Arbeitszeit der Beamten nahm die Beant⸗ 
wortung der zahlreich zugehenden mündlichen und ſchriftlichen Anfragen 
ein. Der Zudrang perſönlicher Benutzer aus der einheimiſchen Be⸗ 
völkerung zu den erſchloſſenen Archiven, die zur Zeit der ruſſiſchen 
Herrſchaft nur ſchwer zugänglich geweſen waren, wurde immer ſtärker. 
Außer den Privatgelehrten benutzten auch das Archiv in beſonders 
großem Umfange die Behörden des ſich neu bildenden Polenſtaates. 
Auch die amtlichen Stellen der Okkupationsbehörden mußten vielfach 
auf archivaliſches Material zurückgreifen und waren auf die Hilfe der 
Archivverwaltung angewieſen. Aus der deutſchen Heimat aber oer: 
langten fortgeſetzt Behörden, wiſſenſchaftliche Vereine, Stadtgemeinden, 
Gelehrte und Familien Auskünfte, und die Archivverwaltung war in 
der Lage, manchen lange gehegten wiſſenſchaftlichen Wunſch zu erfüllen. 
Einen breiten Raum nahm in jeder Archivverwaltung die Bes 
friedigung genealogiſcher Wünſche adliger Familien ein. Es gab wohl 
kaum ein deutſches Adelsgeſchlecht, deſſen Stammbaum polnische oder 
littauiſche Mitglieder aufwies, das ſich nicht um Aufklärung an die 
neu in Polen erſtandene deutſche archivaliſche Organiſation wandte. 
Auch das Heroldsamt zu Berlin beteiligte ſich daran, dieſe neue 
Gelegenheit für ſeine Zwecke auszunutzen. Deutſche Geſchichtsforſcher, 
die nach Polen kamen, um auf beſtimmten Gebieten archivaliſche Studien 
zu betreiben, wurden in jeder Weiſe unterſtützt, in die polniſchen 

Sammlungen eingeführt, mit den für ſie in Betracht kommenden Per⸗ 
fünlichfeiten bekannt gemacht und fo gefördert, daß fie die ihnen ge⸗ 
wöhnlich nur ſpärlich zugemeſſene Zeit gründlich ausnutzen konnten. 
Überhaupt ſah es die Archivverwaltung als eine ihrer Aufgaben an, 

gute Beziehungen zwiſchen den deutſchen und polniſchen Geſchichts⸗ 
forſchern anzubahnen. Sie konnte wiederholt polniſchen Gelehrten durch 
leihweiſe Übermittelung von Büchern und Handſchriften aus deutſchen 
Sammlungen gefällig ſein, füllte Lücken der polniſchen Büchereien durch 
Schenkungen aus und bahnte mehrfach den Schriftenaustauſch zwiſchen 
deutſchen und polniſchen hiſtoriſchen Geſellſchaften an. Ihrer Ver⸗ 
mittelung iſt es zu danken, daß die im Gefolge des Krieges unver- 

meidliche Erſchwerung des poſtaliſchen Verkehrs zwiſchen Deutſchland 
und Polen für den Gelehrtenverkehr weniger fühlbar wurde. 

Die Schaffung einer Handbibliothek wurde ſchon in der erſten 
Zeit als notwendig empfunden, und die lange Dauer der Okkupation 
machte ihre weitere Ausgeſtaltung möglich. Es wurde beſonders eine 
Reihe von Hand⸗ und Nachſchlagebüchern angeſchafft, die in den ein⸗ 
heimiſchen Sammlungen nicht vertreten waren, darüber hinaus aber auch 
ſyſtematiſch die Literatur über die hiſtoriſchen und gegenwärtigen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Deutſchtum und Polentum geſammelt. Zahlreich 
liefen Geſchenke von polniſchen und deutſchen Gebern ein; beſonders 
bemerkenswert iſt es, daß alle hiſtoriſchen Geſellſchaften und Inſtitute 
der preußiſchen Oſtprovinzen möglichſt vollſtändige Reihen ihrer Ver⸗ 
öffentlichungen übermittelten. Als Gegengabe gewährte die Archiv⸗ 
verwaltung den Schenkenden je ein Exemplar ihrer Veröffentlichungen, 
ſodaß ein literariſcher Tauſchverkehr eingerichtet wurde. Auch über die 
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Bibliothek hinaus wurden Sammlungen mancherlei Art angelegt. 
Dazu gehörte eine mit allen zu Gebote ſtehenden Hilfsmitteln geförderte 
Sammlung von polniſchen Stadtgrundriſſen, die ein noch faſt voll⸗ 
kommen unbekanntes ſiedelungsgeſchichtliches Material gewähren und 
beſonders für die Geſchichte der deutſchen Koloniſation in Polen von 
Bedeutung ſind. Wenn die Sammlung auch noch nicht als vollſtändig 
abgeſchloſſen gelten kann, ſo gelang es doch, eine große Menge Photo⸗ 
graphien älterer, den Beſitzern zurückgeſtellter Originale, Handzeich⸗ 
nungen und Lithographien zuſammen zu bringen. Weiter wurde eine 
Sammlung von Stadtwappen angelegt, eine andere von polniſchen 
Trachtenbildern, Volkstypen uſw. und eine ſolche von Photographien 
von Altertümern, deren Herſtellung den Aufnahmen des Baurat Kohte 
auf ſeinen kunſthiſtoriſchen Reiſen im beſetzten Gebiete zu danken iſt. 
Er wurde hierbei von einem fachmänniſch geſchulten Photographen be⸗ 
gleitet, der im Dienſte der Archivverwaltung auch eine große Reihe von 
Urkunden und Handſchriften nachbildete, die in den polniſchen Archiven 
feſtgeſtellt wurden und für die Archivverwaltung ein beſonderes Intereſſe 
hatten. 

Neben der Verwaltungstätigkeit hatten die Beamten wiſſen⸗ 
ſchaftliche Aufgaben zu erfüllen, die ſich in zwei große Gebiete 
gliederten: Die Feſtſtellung des in Betracht kommenden archivaliſchen 
Materials und die Publikationstätigkeit. 

Die Feſtſtellung des archivaliſchen Materials erfolgte 
ſo, daß alle zugänglichen archivaliſchen oder ſonſtigen Sammlungen 
hiſtoriſchen Charakters ſyſtematiſch durchgearbeitet und dasjenige in 
möglichſter Vollſtändigkeit katalogiſiert wurde, was in irgend einer 
Beziehung von wiſſenſchaftlichem Intereſſe für die von der deutſchen 
Archivverwaltung zu erfüllenden Aufgaben zu ſein ſchien. Hierzu wurde 
gerechnet, was allgemein für die Geſchichte oder Kulturgeſchichte bedeut⸗ 
ſam war, insbeſondere aber dasjenige, was ſich auf die deutſche oder 
preußiſche Geſchichte bezog und ganz ſpeziell das in den polniſchen 
Sammlungen naturgemäß außerordentlich reichhaltig vertretene hiſtoriſche 
Quellenmaterial für die Oſtprovinzen des preußiſchen Staates: Pofen, . 
Oſt⸗ und Weſtpreußen und in zweiter Reihe Schleſien und Pommern. 
Die Beſchränkung auf dieſes Spezialgebiet wurde nach reiflicher Er⸗ 
wägung als Grundlage der ganzen Arbeitsleiſtung, die ununterbrochen 
mehr als drei Jahre die deutſche Archivverwaltung beſchäftigte, feſt⸗ 
gehalten. Hätte man dies nicht getan, ſondern allgemeine Beſtand⸗ 
aufnahmen des geſamten in den Archiven befindlichen Materials an 
deſſen Stelle geſetzt, ſo würde man bei dem Umfang und der Anzahl 
der zu berückſichtigenden Sammlungen ins uferloſe geraten ſein und 
keinen Abſchluß gefunden haben. Auch würden die Hauptkräfte der 
Beamten von archivaliſchen Aufnahmen in Anſpruch genommen worden 
ſein, die nur ganz ausnahmsweiſe der deutſchen Forſchung zugute 
gekommen wären, und zu deren Erledigung ihnen auch teilweiſe die 
dazu notwendigen beſonderen Kenntniſſe fehlten, während ſie ſolche 
gerade für die Poſener und weſtpreußiſche Landesgeſchichte in hohem 
Grade mitbrachten. Die deutſche Archivverwaltung in Polen trieb alfo 
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nidt polniſche oder ſlaviſche Geſchichte, ſondern im weſentlichen die 
preußiſcher Landesteile, und es hing wohl mit dieſer Intereſſen⸗ 
beſchränkung zuſammen, daß ſie in keine wiſſenſchaftliche Konkurrenz 
mit den polniſchen Fachgenoſſen trat, ſondern fih ihrer wiffenfdafte 
lichen Anerkennung und freundlichen Unterſtützung während des ganzen 
Zeitraumes zu erfreuen hatte. 

Es würde nun den für dieſe Skizze beſtimmten Raum weit über⸗ 
ſteigen, die hierbei gemachten und im einzelnen verzeichneten Funde 
aufzählen zu wollen, es müſſen vielmehr Hinweiſe auf einige beſonders 
wichtige Archivaliengruppen der genannten Gebiete genügen. Im 
Hauptarchiv fand ſich ein Teil des Urkundenarchivs des deutſchen 
Ritterordens, nach Polen aus dem Ordensſchatz nach dem Frieden von 
Thorn 1466 geführt und ſpäter niemals nach Königsberg zurückgeliefert. 
Die Urkunden betrafen meiſt das Culmer Land, aber auch im allge⸗ 
meinen die Ordensbeſitzungen. Die älteſte iſt die Bulle Innocenz III. 
vom 8. Februar 1218, wodurch er den Orden in feinen Schutz nahm. 
Ein faſt unerſchöpfliches Material an Urkunden und Akten zur Ge⸗ 
ſchichte der Oſtprovinzen des preußiſchen Staates boten die Protokoll⸗ 
bücher der oberſten Staats⸗ und Gerichtsbehörden, beſonders die Kron= 
metrik, die alle königlichen Privilegien in authentiſchen Eintragungen 
wiedergiebt. Die Benutzung iſt darum ſchwer, weil die Bücher nicht 
nach den einzelnen Provinzen des Staates geordnet ſind, ſondern in 
der Regel nach chronologiſcher Ordnung das ganze Gebiet des alten 
Polens durchlaufen. Bis in das 16. Jahrhundert reichen einige Stöße 
von Akten altſchleſiſcher Behörden zurück, die beſonders für die Grenz⸗ 
ziehung zwiſchen Schleſien und Polen wichtig ſind. Im Finanzarchiv 
erfolgte vor allem die Durcharbeitung der altpolniſchen Abteilung mit 
ihrem überaus reichen Stoff zur polniſchen Finanzgeſchichte und ſomit 
auch der der preußiſchen Oſtprovinzen. Dasſelbe Archiv bot in der 
Abteilung für Bergwerks⸗ und Hüttenweſen viele hunderte von Plänen 
und Zeichnungen deutſcher Herkunft oder deutſcher, in Polen beſchäftigter 
Werkmeiſter. Sie zeigen die Abhängigkeit des polniſchen Bergbaus 
von der Bergakademie zu Freiberg und den Zuſammenhang mit den 
oberſchleſiſchen Werken. Auch das Archiv für die innere Verwaltung 
bot viel die Beziehungen zwiſchen Preußen und Polen beleuchtendes 
Material, beſonders Karten und Akten über die Grenzziehungen und 
Akten über die Handelsverbindungen aus der erſten Hälfte des 19. Jahr⸗ 
hunderts, vornehmlich auch wichtig für die Geſchichte des Danziger 
Handels. Für die Geſchichte der literariſchen Beziehungen zwiſchen 
Deutſchland und Polen in dem gleichen Zeitraume kamen die in dem 
Archiv befindlichen Papiere der polniſchen Geſellſchaft der Freunde der 
Wiſſenſchaften zu Warſchau in Betracht, die vielfach Verbindungen mit 
deutſchen Gelehrten und Künſtlern unterhielt und die anch Goethe zu 
ihren Ehrenmitgliedern zählen durfte. Sein Dankbrief für die Er⸗ 
nennung fand ſich noch in den Akten. Zur Schulgeſchichte Polens und 
Weſtpreußens bot das Hauptarchiv in der Abteilung „Jeſuitica“ und 
das Archiv der oberſten Schulbehörde in der Univerſität wertvollen 
Stoff. Auch das Quellenmaterial zur Geſchichte des Deutſchtums in 
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Polen, beſonders über die deutſchen Kolonien in Polen, die deutſchen 
Fabriken in Lodz, über ben Waſſer⸗ und Handelsverkehr mit Deutſch⸗ 
land, die Agitation gegen das Deutſchtum im Lande uſw. wurde aus 
allen in Betracht kommenden Archiven geſammelt. Der größte in Polen 
feſtgeſtellte Schatz aber beſtand in den preußiſchen Regiſtraturen aus 
ſüd⸗ und neuoſtpreußiſcher Zeit, deren Hauptbeſtandteile im Haupt⸗ 
archiv ſich vorfanden, während kleinere Beſtände in anderen öffentlichen 
Archiven verſtreut waren. Die deutſchen Archivbeamten betrachteten es 
als eine ihrer Hauptaufgaben, alles, was ſich an Akten aus der Zeit 
der erſten preußiſchen Herrſchaft im Lande vorfand, im einzelnen auf⸗ 
zunehmen und ſo ein Quellenmaterial nachzuweiſen, von deſſen Exiſtenz 
man früher in den Kreiſen preußiſcher Geſchichtsforſcher kaum irgend 
welche Kenntnis hatte, und das deshalb niemals für die preußiſche 
Geſchichte benutzt worden war. 

Dieſe Sammeltätigkeit der Archivverwaltung beſchränkte ſich aber 
nicht nur auf die öffentlichen Archive, ſondern zog in vollem Umfang 
auch die Privatſammlungen, ſowie die der Korporationen, Vereine, 
Inſtitute aller Art, ſoweit die Eigentümer ihre Erlaubnis dazu er— 
teilten, was übrigens in allen Fällen bereitwilligſt geſchah, in ihren 
Bereich. Wie in Warſchau ſelbſt, ſo wurden auch in allen anderen 
Städten, in welche die Archivbeamten auf ihren. Reiſen kamen, die 
evangeliſchen Kirchenarchive beſucht, und bei dem deutſchen Charakter, 
den die evangeliſche Kirche Polens in älterer Zeit trug, konnte hier 
manches Stück von deutſchnationalem Intereſſe feſtgeſtellt werden. Ebenſo 
wurden überall die Archioe der jüdiſchen Gemeinden aufgeſucht, die 
allerdings von ſtarken archivaliſchen Verluſten zeugten. In Warſchau 
ſelbſt kam außer dem erſt mit dem Jahre 1796 beginnenden Archiv der 
Hauptgemeinde ein intereſſantes Muſeum jüdiſcher Altertümer und die 
Handſchriftenſammlung der Bibliothek für jüdiſche Geſchichte und Literatur 
in Betracht. Die letztere enthält den handſchriftlichen Nachlaß des 1794 in 
Breslau geborenen Jacob Tugendhold, der unter den polniſchen Juden 
eine Art von Mendelsſohnrolle ſpielte. Von den katholiſchen Kirchen⸗ 
archiven wieſen beſonders die zu Plock und Wlozlawek auch viele weſt⸗ 
preußiſche und poſenſche Stücke auf. 

Von den vielen bedeutenden Privatbibliotheken Polens beſitzen die 
Kraſinskiſche und Zamoyskiſche zu Warſchau ebenfalls Handſchriften⸗ 
ſammlungen erſten Ranges, deren Durcharbeitung die aufgewandte Zeit 
und Mühe ſehr lohnte. Die Kraſinskiſche Bibliothek enthält 
700 Originalurkunden und etwa 7000 Handſchriften. Unter den erſteren 
befindet ſich neben anderem ein Teil des Urkundenarchivs des Kloſters 
Lubin, zu dem auch die Stadt Schwetzkau im Poſenſchen gehörte. Aus 
der Handſchriftenſammlung ſeien hervorgehoben 16 Bände mit Hand⸗ 
erlaffen polniſcher und fremder Monarchen, darunter auch preußiſcher 
Könige, ferner eine große Anzahl Danziger, Thorner und Elbinger 
Stücke. Unter den Thornern befindet ſich die nachgelaſſene handſchrift⸗ 
liche Bibliothek des Thorner Bürgermeiſters Jacob Heinrich Zernecke. 
Aus Poſen ſtammt das Original der Protokolle der Kommiſſion der 
guten Ordnung aus dem Ende der polniſchen Zeit, ferner die Archiva⸗ 
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lien der Poſener Kaufmannsgilde, die teilweiſe in deutſcher Sprache 
geſchrieben ſind. Bemerkenswert iſt auch die reichhaltige Sammlung 
von Kollegienheften, beſonders aus den Jeſuitenkollegien von Poſen und 
Konitz, der Hochſchule von Königsberg, der Schule zu Freyſtadt in 
Schleſien. Ein Kollegheft nach Vorträgen von Melanchthon hat die 
Bibliothek noch jüngſt erworben. Die Zamoyskiſche Bibliothek 
beſitzt eine große Reihe von Handſchriften in deutſcher Sprache, dar⸗ 
unter den handſchriftlichen Nachlaß des livländiſchen Geſchichtsſchreibers 
Friedrich Konrad Gadebuſch, militärtechniſche Handſchriften des 17. und 
18. Jahrhunderts, wohl aus Sachſen ſtammend, viele wertvolle Einzel⸗ 
ſtücke, wie das Nachlaßinventar des Reichsfreiherrn von Flemming aus 
dem Jahre 1728, ein Kleinodien- Verzeichnis der Pfalzgräfin von 
Neuburg, einer Tochter Sigismund III. von Polen, eine Sammlung 
von freimaureriſchen Briefen und Poeſien aus den Jahren 1776— 1823, 
den Entwurf zu einem Strafgeſetzbuch des bayriſchen Staatsrates 
Paul Johann Anſelm von Feuerbach für den ruſſiſchen Staat und 
- anderes mehr. Auch in dieſer Bibliothek haben ſich viele Stücke über 
das Ordenskand und Weſtpreußen vorgefunden, ſo Handſchriften des 
Culmer Rechtes, ein Privilegienbuch von Elbing, eine große Reihe 
Danziger Handſchriften, darunter eine Schrift des franzöſiſchen Generals 
Richemont über die Feſtungswerke von Danzig. Von literariſchem Wert 
iſt das Stammbuch eines weſtpreußiſchen Studenten aus Leipzig aus dem 
16. Jahrhundert, ferner fet hervorgehoben eine Dörrhoffſche Familien- 
handſchrift, eine Sammlung von Originalreſkripten brandenburgiſcher 
Fürſten und preußiſcher Könige an die polniſche Krone, unter ihnen 
beſonders viele des großen Kurfürſten. Einen der größten Schätze bilden 
fünf ſtarke Codices, offenbar dem Bistumsarchiv von Ermland ent⸗ 
ſtammend, mit Erlaſſen polniſcher Könige des 16. Jahrhunderts an die 
ermländiſchen Biſchöfe, meiſt in weſtpreußiſchen öffentlichen Angelegen⸗ 
heiten. Die Originalurkunden gehen bis in das 13. Jahrhundert zurück 
und bieten, beſonders unter den älteſten, einige weſtpreußiſche Stücke. 

Daß alles, was an noch unbekanntein Material aufgefunden wurde, 
auch literariſch würde verwertet werden können, konnte nicht voraus⸗ 
geſetzt werden. Es wurde jedoch die Herausgabe einer ganzen Reihe 
von größeren Veröffentlichungen ins Auge gefaßt, von denen 
Nummer 1—3 gedruckt vorliegen, während bei den anderen die Drud- 
legung erſt teilweiſe vollendet war, wieder andere faſt ganz oder halb 
druckfertig vorliegen und ſchließlich einige in den Vorarbeiten ſtecken 
geblieben ſind. 

Gedruckt ift als Band I der Veröffentlichungen: „Die Handſchriften 
des Finanzarchivs zu Warſchau zur Geſchichte der Oſtprovinzen des 
preußiſchen Staates“ 1917. 284 Seiten. Der Hauptteil des Werkes 
enthält eine genaue Beſchreibung von 330 Handſchriften über die 
finanziellen Verhältniſſe Großpolens, Weſt⸗ und Oſtpreußens, teilweiſe 
auch Schleſiens und Pommerns. Der Stoff iſt in vier große Kapitel 
gegliedert. Steuerbücher, die beſonders für die ſtatiſtiſchen und land⸗ 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe Aufſchluß erteilen, Zollabrechnungen, eine 
Hauptquelle zur Handelsgeſchichte Oſteuropas, die für die Kulturgeſchichte 
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beſonders wichtigen Luſtrationen und Inventare der königlichen Güter, 
endlich Sammelbände und Handſchriften verſchiedenet Inhalts, wie über 
Waſſerbauten, das Münzweſen, Beziehungen zu Preußen und über die 
Schatz⸗Kommiſſion zur Zeit der preußiſchen Herrſchaft. Vorangeſchickt 
iſt eine eingehende Einleitung, die über das polniſche Archivweſen im 
allgemeinen und das Finanzarchiv im beſonderen Aufſchluß gibt, dann 
zur Erläuterung der folgenden Handſchriften eine Überſicht über dad 
altpolniſche Finanzweſen bietet. Einige die Benutzung erleichternde 
Beilagen und ein Ortsregiſter beſchließen den ſtattlichen Band, der zwar 
keine alten Texte im wörtlichen Abdruck enthält, aber auf ein überaus 
reiches Material für ſpätere Benutzer hindeutet. 

Als Band II dieſer Veröffentlichungen erſchien: „Die preußiſchen 
Regiſtraturen in den polniſchen Staatsarchiven.“ Das Werk war dazu 
beſtimmt, genauen Aufſchluß über die in den polniſchen Archiven vor= 
gefundenen preußiſchen Akten aus der Verwaltungsgeſchichte Weſt⸗, Süd⸗ 
und Neuoſtpreußens zu erteilen. Der Band ſollte in drei geſonderten 
Heften herausgegeben werden. Das erſte Heft, in der erſten Hälfte des 
Jahres 1918 erſchienen, behandelt: „Die Geſchichte der preußiſchen 
Regiſtraturen“. Es ſtellt dar, in welcher Weiſe im Jahre 1807 die 
polniſchen und franzöſiſchen Kommiſſare in die preußiſchen Archive und 
Regiſtraturen eindrangen und die Akten aus ihnen trotz der wiederholt 
dagegen eingelegten Proteſte entführten. Es geſchah das in Berlin, 
Marienwerder, Königsberg, Breslau und Bialyſtock. Das größte 
Intereſſe gewährt der Kampf um die Berliner Zentralregiſtraturen, die 
in ſo umfaſſender Weiſe geplündert und nach Warſchau entführt wurden, 
daß nur einige unbedeutende Reſte in Berlin zurückgelaſſen wurden. 
Beſonders empfunden wurde der Verluſt für Preußen dadurch, daß ſich 
die fremden Kommiſſare nicht damit begnügten, nur die Spezialakten 
der von ihnen gewonnenen Orte und Bezirke zu beanſpruchen, ſondern 
auch alle Generalakten verlangten und erhielten, ſodaß dem preußiſchen 
Staat hierdurch faſt der geſamte Quellenſchatz zur Geſchichte der von 
ihm in den ehemals polniſchen Provinzen geleiſteten Verwaltungsarbeit 
entzogen wurde. Weiter erörtert die Darſtellung das Schickſal dieſer 

Regiſtraturen in Polen, ſchildert ihre Repertoriſierung im Warſchauer 
Hauptarchiv und gibt Aufſchluß über ihre teilweiſe Rückgabe nach dem 
Wiener Kongreß, wobei gerade die Generalakten faſt durchweg zurück⸗ 
gehalten wurden und nur die weſtpreußiſchen Regiſtraturen einigermaßen 
vollſtändig an Preußen zurückkamen. Heft II des Werkes: „Der Beſtand 
der Berliner Zentralregiſtraturen“ erſchien im Herbſt 1918. Es be⸗ 
handelt im einzelnen die nach Polen gebrachten und dort zurückgebliebenen 
Zentralregiſtraturen, gibt Liſten der wichtigſten Generalakten und weiſt 
auch auf die ſtarken Verluſte hin, die dieſe Regiſtraturen in Polen er⸗ 
litten haben. Der Reihe nach werden behandelt die in Polen feſt⸗ 
geſtellten Regiſtraturen des Generaldirektoriums für Weſtpreußen, Süd⸗ 
und Neuoſtpreußen, des alten Geheimen Staatsarchivs, des Großkanzlers 
und des Oberpräſidenten aller preußiſchen Kammern. Das dritte Heft 
ſollte in derſelben Form wie das zweite die „Landesregiſtraturen“ 
d. h. die in Polen ſelbſt entſtandenen preußiſchen Regiſtraturen, be⸗ 
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ſonders die der Kammern, Regierungen, Landrats- und Steuerämter, 

Magiſtrate uſw. behandeln. Leider konnte dieſes Heft wegen der plötz⸗ 

lichen Auflöſung der Verwaltung am 11. November nicht mehr fertig⸗ 
geſtellt werden. 8 
Band IIT der Veröffentlichungen iſt nachträglich und nach der Auf⸗ 

löſung der Verwaltung im Jahre 1919 erſchienen und behandelt: „Die 
Geſchichte der Archivverwaltung bei dem deutſchen Generalgouvernement 
Warſchau“. Es wird darin in einer eingehenden Darſtellung die Ent— 
ſtehung der Verwaltung, die Durchforſchung der Warſchauer Archive 
und Sammlungen, der Archivalienſchutz und die wiſſenſchaftliche Tätigkeit, 

die Benutzung der Archive durch polniſche und deutſche Gelehrte, die 
Sammeltätigkeit und die Auflöſung der Verwaltung geſchildert. Das 
Werk ſoll den Nachweis führen, daß die Verwaltung mit vollkommener 
Unbefangenheit und ohne jede nationale Voreingenommenheit gearbeitet 
hat, und daß ihre Tätigkeit ſowohl der polniſchen als der deutſchen 
hiſtoriſchen Wiſſenſchaft zugute gekommen iſt. 

Eine große Reihe anderer Veröffentlichungen iſt noch unvollendet 
geblieben, doch darf man ſich wohl der Hoffnung hingeben, daß im 
Laufe der Zeit ſowohl die Arbeitskräfte als die Mittel zu ihrer Voll⸗ 
endung ſich finden werden. Sie mußten in verſchiedenen Stadien der 
Bearbeitung oder Drucklegung unterbrochen werden. Am weiteſten fort⸗ 
geſchritten iſt die Publikation eines Textes: „Die Luſtration der könig⸗ 
lichen Güter des Landes Preußen von 1664“ nach einer Handſchrift 
im Finanzarchiv in polniſcher Sprache. Es ſind 31 Druckbogen fertig⸗ 
geſtellt und ſomit der ganze Text gedruckt, nur Einleitung und Regiſter 
ſtehen noch aus. Von einem Regeſtenwerk „Die Einzel-Urfunden der 
Warſchauer Handſchriftenſammlungen zur preußiſchen und deutſchen 
Geſchichte“ tit das Manufkript druckfertig hergeſtellt worden, die Drud- 
legung aber hatte eben erſt begonnen. Von dem durch den Baurat 
Kohte in Angriff genommenen Werke: „Die Kunſtdenkmäler im mittleren 
Weichſel⸗ und Warthegebiet“ iſt das Manuſkript ebenfalls halb fertig 
und ebenſo das Abbildungsmaterial zum Abſchluß gebracht. Von der 
von dem Archivdirektor herauszugebenden Veröffentlichung: „Die Hand⸗ 
ſchriften der Kraſinskiſchen und Zamoyskiſchen Bibliothek zu Warſchau 
zur Geſchichte deutſcher und preußiſcher Landſchaften“ iſt das Material 
vollſtändig geſammelt worden. Für das Werk: „Die Entſtehung und 
Grundrißbildung der polniſchen Städte“ liegen mehr als 150 Grund⸗ 
rißpläne polniſcher Städte in photographiſchen Nachbildungen vor. Zu 
einem großzügigen hiſtoriſchen Werk: „Die Geſchichte der Verwaltung 
Süd⸗ und Neuoſtpreußens unter der preußiſchen Herrſchaft 17931806“, 
das in zwei Bänden erſcheinen ſollte und erſt im letzten Jahre der 
Verwaltung unternommen wurde, ſind die Vorarbeiten von einem zu 
dieſem Zweck beſonders berufenen jüngeren Hiſtoriker, Dr. Koch aus 
Berlin, begonnen worden. 

Außer mit den aufgeführten großen Veröffentlichungen haben die 
Archivbeamten ſich auch mit kleineren wiſſenſchaftlichen Arbeiten mit 
Hilfe des in Polen geſammelten Materials beſchäftigt und ſie in ver⸗ 
ſchiedenen Zeitſchriften und Sonderdrucken herausgegeben. So behandelte 
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Kohte „Ein Werk Schlüter in Warſchau“ im Zentralblatt ber Bau⸗ 
verwaltung, Berlin 1916, S. 477, „Die Kunſtdenkmäler in Polen“ in 
der Denkmalspflege, 1916, S. 9, „Die Baudenkmäler in Warſchau“, 
Deutſche Warſchauer Zeitung, Sondernummer vom 10. Auguſt 1916. 
Warſchauer veröffentlichte in den Hiſtoriſchen Monatsblättern für die 
Provinz Poſen 1916 einen Aufſatz über „Die Papiere der Poſener 
Kaufmannsgilde in der Kraſinskiſchen Bibliothek zu Warſchau“, im 
Jahre 1918 „Ein Goethebrief in Warſchau“, ebendaſelbſt; in der 
Warſchauer Zeitung 1916, „Eine Erinnerung an den ſüdpreußiſchen 
Gouverneur von Köhler“ und 1917 „Der Streit um die Nationalität 
des Kopernikus“; in den Warſchauer Mitteilungen von 1918 „Bauern⸗ 
ſchutz in Südpreußen“, nach den Papieren des Norbertinerinnen⸗ 
kloſters zu Plock. Derſelbe würdigte auch in kleineren Artikeln der 
Warſchauer Zeitung die Verdienſte der während der Okkupations⸗ 
Bit verſtorbenen Vorſtände der Kraſinskiſchen und Zamoyskiſchen 

Bibliothek; endlich ſei noch erwähnt, daß Dr. Recke im Verein mit 
dem bei der Preſſeverwaltung angeſtellten Dr. Wagner eine „Bücher⸗ 
kunde zur Geſchichte und Literatur des Königreichs SCH Warſchau 
1917“ erſcheinen ließ. 
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Berichte über die wiſſenſchaftlichen Unternehmungen 
der Akademie d. W. zu Berlin 


Ausgegeben am 29. Januar 1920 


Politiſche Korreſpondenz Friedrichs des Großen 
Bericht der HH. Hintze, Meinecke und Kehr 


Die Veröffentlichung der Politiſchen Teſtamente Friedrichs des Großen 
von 1752 und 1768 war ſchon längſt ein wiſſenſchaftliches Bedürfnis, das nur 
deswegen unbefriedigt geblieben iſt, weil die zuſtändigen Behörden Bedenken da⸗ 
gegen hatten, dieſe Dokumente in ihrem vollen Umfang der Offentlichkeit preis⸗ 
zugeben. Sobald dieſe Bedenken infolge der durch den Krieg eingetretenen Ver⸗ 
änderung in den Weltverhältniſſen aufgegeben waren, beſchloß die Kommiſſion 
im Einverſtändnis mit der Akademie, die Politiſchen Teſtamente in einem 
Sonderband der Politiſchen Korreſpondenz Friedrichs des Großen und nach den 
gleichen Normen wie dieſe durch deren Bearbeiter Profeſſor Dr. Volz publi⸗ 
zieren zu laſſen unter Zufügung der gleichartigen Aufzeichnungen aus den Jahren 
1776, 1782 und 1784. Es erſchien angezeigt, dieſe Publikation der des 
38. Bandes vorangehen zu laſſen; und ſo wird, wie wir hoffen, der die Poli⸗ 
tiſchen Teſtamente enthaltende Band noch bis zum Friedrichstage 1920 fertig⸗ 
geſtellt werden können, während die Vollendung des ſchon im vorigen Bericht 
angekündigten 38. Bandes der Politiſchen Korreſpondenz, von dem bereits die 
größere Hälfte gedruckt iſt, im Laufe der nächſten Monate wird erfolgen können. 
Es verdient beſonders hervorgehoben zu werden, daß der Verlag von Reimar 
Hobbing trotz der geſchäftlichen Schwierigkeiten den Gang der Publikation in 
ununterbrochenem Fluſſe erhalten hat. 


— 


j Acta Borussia 
Bericht der HH. Hintze, Meinecke und Kehr 


Dr. Peters trat nach ſeiner Rückkehr aus dem Felde im Februar 1919 
in den Dienſt der Acta Borussica und übernahm zunächſt die Fertigſtellung 
des von Dr. Haß unvollendet zurückgelaſſenen XI. Bandes der Abteilung Be⸗ 
hördenorganiſation und Allgemeine Staatsverwaltung, der die Zeit des Sieben⸗ 
jährigen Krieges umfaßt. Nachdem er das vorhandene Manuifript durchgearbeitet 
und aus den Akten des Geheimen Staatsarchivs ergänzt hatte, hat er die ein⸗ 
ſchlägigen Akten der Archive von Breslau und Königsberg bearbeitet und hofft, 
in den nächſten Monaten den Band druckfertig herſtellen zu können. 

Die finanziellen Schwierigkeiten, die der Fortſetzung des Druckes von Band II 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 1. 16 


— 
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und III des Werkes über Akziſe und Handelspolitik entgegenſtanden, haben fid 
noch erheblich gefteigert, fo daß von der weiteren Drucklegung vorläufig Abſtand 
genommen werden mußte. Das ganze Manuffript wurde noch einmal zum 
Zweck von Kürzungen durchgeſehen, doch wird es ſich nicht ermöglichen laſſen, 
die Darſtellung der Zeit Friedrich Wilhelms I. und die dazugehörigen Akten⸗ 
ſtücke und ſtatiſtiſchen Nachweiſe in einem Bande unterzubringen, es wird viel⸗ 
mehr bei der Teilung in zwei Bände ſein Bewenden behalten müſſen. Seit dem 
Mai 1919 hat Herr Dr. Rachel übrigens einen längeren Urlaub angetreten, von 
dem er wohl erſt nach Ablauf des Winters zurückkehren wird. 

Prof. Skalweit iſt vorläufig noch mit Kriegsarbeiten beſchäftigt und 
kann die Fertigſtellung des Manuſkripts für Bd. 4 und 5 der „Getreidehandels⸗ 
politik“ nicht vor Sommer 1922 in Ausſicht ſtellen. 

Weitere Arbeitsgebiete in Angriff zu nehmen, verbot ſich durch die Rück⸗ 
ſicht auf die zu Gebote ſtehenden Mittel. | 
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Neue Erſcheinungen 
I Zeitſchriftenſchau 


1. Oktober 1919 bis 31. März 1920 


Lebuſer Heimatblätter des Vereins für Heimatkunde des e Lebus. 
Schriftleiter: G. Mirow⸗ Müncheberg. 


Nr. 5, S. 18—19: Ein Nachtquartier in Müncheberg im Jahre 1680. 

Nr. 6/7, S. 21—26: G. Mirow, Das Kreismuſeum als Kreisamt für 
Volksbildungspflege und Grunbdjtod einer zukünftigen ländlichen Volks⸗ 
hochſchule für den Kreis Lebus. (Guter Überblick über die SES 
des mit einem Archiv verbundenen Mufeums.) 


Altpreußiſche Monatsſchrift. Band 56. Königsberg i. Pr. 1919. 

S.1—20: Ludwig Stieda, Ein polniſcher Flüchtling vor 70 Jahren in 
Königsberg. [Rufin Piotrowski, der 1846 aus Sibirien nach Paris floh 
und in Königsberg gaſtliche Aufnahme fand. Seine Mitteilungen über 
ſeinen Aufenthalt. uſw. in Königsberg werden abgedruckt.] 

S. 21—54: Viktor Urbanek, Friedrich der Große und Polen nach der 
Konvention vom 5. Auguſt 1772. [2. Der Streit um die N 
3. Der Abſchluß des Zeſſionsvertrages.] 

S. 101—123: Eduard, Wilhelm Anderſon, Kriegstagebuch vom 
27. November 1815 bis 21. Januar 1816. [Rückmarſch von Düſſel⸗ 
dorf bis Königsberg — Schluß im Band 57.] 

S. 124— 134: C. G. Springer, Eine urkundliche Nachricht über den 
Danzker des Königsberger Schloſſes, [mittels deren der lang um⸗ 
ſtrittene Platz des Danzkers ſich feſtſtellen läßt!. 

S. 141—143: C. Krollmann, Schildmacherrechnungen im Ordenslande. 
[Abdruck von zwei ſolchen Rechnungen aus den Jahren 1409 —1417.] 

S. 144—164: Sitzungsberichte des Vereins für die Geſchichte von Oſt⸗ und 

Weſtpreußen für die Jahre 1917—1918 und 1918— 1919. 


— Bd. 57. Königsberg i. Pr. 1920. 

S. 1-29: Karl Jörgens, Die Beziehungen der Hohenzollern zu Oſt⸗ 
preußen. Zur Erinnerung an die Vereinigung des Herzogtums Preußen 
mit Brandenburg 1618. [Eine populär gehaltene Darſtellung.] 

S. 36—48: Eduard Anderſons Kriegstagebuch [Schluß]. 

É 16 * 
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S. 49—54: Manfred Laubert, Bier Königsberger Briefe Eduard Flott⸗ 
mells 1849 [als Fl. interimiſtiſch mit der Wahrnehmung der Ober⸗ 
präſidialgeſchäfte in Königsberg beauftragt war. Die Briefe, die in 

„enxtenso abgedruckt werden, find an ſeinen Schwiegerſohn Hegel ge: 
richtet und betreffen neben allgemeinen Fragen der inneren Politik 
ſolche oſtpreußiſcher Natur, die damit in Zuſammenhang ftehen]. 


Mitteilungen der Literariſchen Geſellſchaft Maſovia. 22.— 23. Heft. 
Lötzen 1919. 


S. 1—172: Karl, Ed. Schmidt⸗Lötzen, Des Reichsgrafen Ernſt, 
Ahasverus, Heinrich Lehndorff Tagebücher nach ſeiner Kammerherrn⸗ 
zeit. Nach dem franzöſiſchen Original [1775-780]. 

S. 173—252: Guftav Sommerfeldt, Simon Segers Reiſetagebuch 
über die Studienreiſe des Freiherrn Friedrich zu Eulenburg. Fort⸗ 
ſetzung 7: Italien, Spanien (Februar bis Mai 1664). 


Monatsblätter. Hrsg. von der Geſellſchaft für Pommerſche Geſchichte 
und Altertumskunde. 1920. 


S. 5—6: Beſchreibung von Haus und Amt Friedrichswalde [nach der Be⸗ 
ſchreibung, die der pommerſche Amtsrat Moritz Neubauer 1653 auf 
Befehl des Großen Kurfürſten anfertigen lief]. ) 

S. 10—11: M. W., Von pommerſchen Elendshäuſern. [Zuſammenſtellung 

von Notizen darüber]. 

S. 11—14: Otto Grotefend, Die Dörfler des Amtes Rügenwalde im 
Jahre 1848. [Mitteilung eines für die Herzogin Eliſabeth angefertigten 

„Inventariums der Bauernhöfe“ dieſes Amtes, das für familien⸗ 
geſchichtliche Forſchungen, aber auch für den nicht ungünſtigen Stand 
der Dinge am Ende des 30 jährigen Krieges von Intereſſe iſt.) 


Zeitſchrift der Geſellſchaft für Schleswig ⸗Holſteinſche Geſchichte. 49. Band. 
Leipzig 1919. 


S. 264— 277: Paul v. Hedemann⸗Heespen, Die politiſchen Grund: 
züge in der Geſchichte der holſteiniſchen Verwaltung. [Mündet aus 
in einer Klage über den Abbau der alten Rechtsordnung ſeit 1867 
zugunſten einer Verwaltung ohne Anſchauung, zuſammengeſetzt weſent⸗ 
lich aus Landfremden.] 

S. 344—355: Walter Jellinek, Albert Hänel und Schleswig⸗Holſtein. 
[Ein kurzer Lebensabriß des im Mai 1918 geſtorbenen Staatsrechts⸗ 
lehrers und Politikers mit beſonderer SS EEN feiner Groben 
Verdienſte um Schleswig: Hofftein.] 


Upstalsboom- Blatter für oſtfrieſiſche Geſchichte und Heimatkunde. 8. Jahr: 
gang 1918 / 18. Emden 1919. 


S. 7—12: F. Ritter, Friedrich der Große in Emden 1755. Der Gobelin 
des Emdener Rathauſes. [Mitteilung des Berichts des Auricher 
Kammerpräſidenten Lentz darüber nach Berlin.] N 

S. 13—15: H. Fieker, Eine Vorſtellung Courbiéres an den Rat der 
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Stadt Emden (1783) 2 eines Aufrufes gegen die Soldaten am 
Neujahrstage 1783]. 


Zeitſchrift des Vereins für Geſchichte Schleſiens. 53. Band. Breslau 
1919. | 


S. 1—28: Konrad Wutke, Otto Meinardus, ein Lebensbild. [Vortrag 
und Nachruf auf den 1918 verſtorbenen Direktor des Breslauer Staats⸗ 

archivs.] 

S. 29—54: Lucia Kuſche, Schleſiens Anteil an der national⸗deutſchen 
Entwicklung von 1840 —1848 und die ſchleſiſchen Abgeordneten im 
Frankfurter Parlament. [Schlefiens Stellung zur deutſchen Einheit⸗ 
frage, die Entſtehung neuer politiſcher Vereine uſw. Schluß folgt.] 

S. 9 — 37“: Adolf Heilberg, Breslaus großſtädtiſche Entwicklung 
unter Georg Bender (1891 — 1912). 

S. 94 — 116“: Julius Krebs, Die Erbeutung des Napoleon⸗Wagens 
am Abend der Schlacht in Belle⸗Alliance [durch den Freiherrn Eugen 
v. Keller und die Füſiliere des 15. Infanterie⸗Regiments und der ſich 
daran anſchließende unerquickliche Prozeß.) 

S. 117 —132*: Heinrich Wendt, Oberpräſident von Merkel als Ver⸗ 
trauensmann der Breslauer Bürgerſchaft [1809 — 1845]. | 


Schlefifche Geſchichtsblätter. Mitteilungen des Vereins für Geſchichte 
Schleſiens. 1920. : 


S. 1-9: Robert Holzmann, Der Breslauer Reichstag von 1420. 
[Seine Bedeutung namentlich auch für die Streitigkeiten zwiſchen dem 
deutſchen Orden und Polen wird hervorgehoben. Den Schiedsſpruch 
Sigismunds zu Gunſten des Ordens glaubt Holzmann nicht aus 
politiſchen Erwägungen, vielmehr aus dem Pflicht⸗ und Gerechtigkeits⸗ 
gefühl des Königs erklären zu follen.] 

S. 10—14: Manfred Laubert, Preußen und die Krakauer Bildungs⸗ 
anftalten nach dem Warſchauer Novemberaufſtand [von 1830 —1840. 
Seitdem war der Beſuch jener Auſtalten faktiſch verboten. Dadurch 
blieb der Friede in Oberſchleſien gewahrt, der ſofort untergraben 
wurde, als Krakauer Ideen ſpäter wieder ungehindert fig in Ober» 
ſchleſien verbreiten durften]. 


Neues Archiv für Sächſiſche Geſchichte und Altertumskunde. 40. Bd. 
Dresden 1919. 


S. 392—401: Moritz Schneider, Feldzugsbriefe eines königlich ſächſichen 
Offiziers aus den Jahren 1807/8. [Der Verfaſſer iſt der Leutnant 
Johann, Friedrich, Gottlob Schneider. Er machte die Belagerung von 
Danzig mit und rückte dann die Weichſel aufwärts bis Warſchaul. 

S. 402-406: Wilhelm Bruchmüller, Preußiſch⸗Sächſiſches aus dem 
Jahre 1815. [Mitteilung von einem amtlichen Schriftwechſel über einen 
das ſächſiſche Empfinden verletzenden Ausfall eines Berliner Blattes 
gelegentlich der Merſeburger Huldigungsfeier für den preußiſchen 
König. 
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Zeitſchrift des Vereins für Thüringiſche Geſchichte und Altertums ⸗ 
kunde. Neue Folge. 24. Band. Jena 1919. 


S. 54—88: Eliſe Reiſſig, Heinrich Luden als Publiziſt und Politiker 
[Schluß folgt]. 

S. 165—171: Hahn, Warum trat Schwarzburg⸗Sondershauſen zuerſt dem 
preußiſchen Zollverein bei? [Weil ſeinem Handel ohne das der Ruin 
drohte. Die Initiative ging von Schwarzburg aus. Preußen be⸗ 
handelte das Fürſtentum nicht gerade zuvorkommend, ſondern zögerte 6 
Monate bis zum Abſchluß, der dann allerdings ſehr günſtig für 
Schwarzburg ausfiel.] 


7 


Sëch Cas ige Zeitſchrift für Geſchichte und Kunſt. Band IX. 
Halle a. S. 


S. 77—103: Alfred Overmann, Die letzten Schickſale und die Auf⸗ 
hebung der Univerſität Erfurt. 


S. 129 — 137: Hans Schulz, Halliſche Einträge in be Stammbiidern 
Auguſts von Goethe [aus den Jahren 1802—1806]. 


Mitteilungen des Inſtituts für öſterreichiſche Geſchichtsforſchung. 
38. Band. Innsbruck 1919. 


S. 468—469: Auguſt Jakſch, Die älteren Hohenzollern und Kärnten. 
[Ein Nachtrag zu den Mitteilungen in Band 33, wonach Burggraf 
Johann II. von Nürnberg 1335 nicht ohne Grund peinlich überraſcht 
ſein konnte, als Kärnten ſtatt den Hohenzollern den en vom 
Kaiſer zugeſprochen SE 


Wie Zeitſchrift. Der ganzen Reihe 121. Band. Dritte Folge 
. Band. München und Berlin 1920. 


S. 234—255: Edmund E. Stengel, Jugendbriefe von G. Waitz aus 
der Frühzeit Rankes und der Monumenta Germaniae. [Mitteilung 
und ausführliche Würdigung von zwei Briefen an den Balten Ernſt 
Herrmann (1812 — 1884), die „intime Selbſtzeugniſſe“ von Waitz aus 
der Zeit ſeines Eintritts in die Arbeit an den Monumenten darſtellen; 
legen ſie doch vor allem ein geſchichtstheoretiſches Bekenntnis ab, das 
die Summe ſeiner Arbeit und ſeines Strebens enthält. Zugleich 
ſpiegeln fie den überwältigenden Eindruck Rankes auf Waitz wieder]. 

S. 268—282: Hermann Frhr. v. Egloffſtein, Zur Geſchichte des 
Fürſtentags in Dresden 1812. Briefe und Aufzeichnungen Karl 
Auguſts. [Wörtliche Wiedergabe.] 

S. 282—286: Hans Rothfels, Ein Brief von Clauſewitz an den Kron⸗ 
prinzen Friedrich Wilhelm aus dem Jahre 1812. [Er bezeichnet wie 
den äußeren ſo auch zugleich den inneren Abſchluß des militäriſchen 
Unterrichts, den Clauſewitz dem Kronprinzen 1810 —1812 erteilte, „eine 

Art ſachlichen und perſönlichen Vermächtnis“, deſſen Kern die Mahnung 
zur Konzentration bildete]. 
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Hiſtoriſche Vierteljahrſchrift. XIX. Jahrgang 1919. Dresden 1920. 
S. 346—376: Ludwig Bergſträßer, Kritiſche Studien zur Konflikts⸗ 
zeit. [Im Anſchluß an Löwenthal und Wahl wird 1. der Antrag 
Hagen und ſeine parteigeſchichtliche Bedeutung, 2. die Revolutions⸗ 
gefahr als eine unhaltbare Konſtruktion Wahls, 3. der Konflikt im 
Rahmen der innerpolitiſchen Entwicklung im weſentlichen als ein 

Kampf um das Budgetredt, nicht um das Heer dargeftellt]. 


Preußiſche Jahrbücher. Band 178. Berlin 1919. 

S. 223— 245: Hans Rothfels, Eine Denkſchrift Carls v. Clauſewitz 
aus den Jahren 1807/8. [Ein Kriegsplan zu einer Erhebung gegen 
die Franzoſen bald nach dem Tilſiter Frieden! Er wird in extenso 
mitgeteilt]. S | 

S. 261—269: Moltke über den Feldzug von 1864. Abdruck eines 10 Jahre 
danach geſchriebenen Briefes an den däniſchen Generalleutnant Heger⸗ 
mann Lindencrone auf deſſen Schrift darüber.] 

S. 369—372: Hans Delbrück, Abſchied [von der Redaktion der Jahr⸗ 
bücher, die Hatt feiner Dr. Walter Schotte übernahm]. 


— Bd. 179. Berlin 1920. 


S. 62 — 70, 201 —212: Turgeniews Briefe an die „St. Petersburger Nach- 
richten“ über den deutſch⸗franzöſiſchen Krieg 1870/71. Aus dem 
Ruſſiſchen überſetzt von Klara Schklawer. [ Hochintereſſante Briefe, 
voll Bewunderung für die deutſche Kriegführung und von ebenſo 
ſtarker Sympathie ſür die deutſche Art beſeelt wie ſie Verſtändnisloſig⸗ 
keit reſp. Empörung atmen über die franzöſiſche im Herbſt 1870.] 

S. 165— 171: Alfred Stern, Zur Entſtehungsgeſchichte der Preußiſchen 
Jahrbücher. [Abdruck von Briefen, die die Gewinnung von Männern 
wie Heinrich v. Arnim und Roggenbach zu Mitarbeitern an den Jahr⸗ 
büchern bezweckten und über die Abſichten derſelben guten Aufſchluß 
geben!. 


Archiv für Kulturgeſchichte. XIV. Band. Leipzig und Berlin 1919. 
S. 261—278: Ludwig Bergſträßer, Ein politiſches Stammbuch aus 
den Anfängen des preußiſchen Konſtitutionalismus. [Es gehörte dem 
Führer der Rechten in der Berliner Nationalverſammlung, Eduard 
Baumſtack, über deſſen Lebenslauf und Perſönlichkeit ein 1. Abſchnitt 
berichtet, 2. die Fraktion in Preußen, ſoweit ſie aus den Eintragungen 
erſichtlich, 3. die Ergebniſſe in Preußen, 4. Preußen SE Deutſchland, 

5. Erfurt, 6. 1851 Ausklang.) 


Vierteljahrsſchrift für Wappen., Siegel: und Familienkunde. 47. Jahr⸗ 
gang. Berlin 1919. | 
S. 80—114: C. G. Springer, Philips vom Creutz, Deutſchordenspfleger 

zu Inſterburg [geb. a. 1465 als Philips de Croix im Walloniſchen 
Flandern kam er wohl infolge von Streitigkeiten mit dem Landkomtur 
von Coblenz etwa 1492 — 1494 nach Preußen, wo er trotz mehrmaliger 
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Verſuche des burgundiſch⸗habsburgiſchen Hofes, den Wohlbegüterten 
nach Mecheln zu ziehen, bis 1527 (2) blieb. Die Amtstätigkeit des 
Inſterburger Pflegers wird verfolgt und damit die Grundlage ge⸗ 
wonnen für die Beurteilung ſeiner „Relation“, in der er als ſchroffer 
Gegner von Polen und der Reformation Preußens erſcheint. Für 
dieſen landfremden Eigenbrödler war nach der Säkulariſation ja kein 
Platz mehr in Preußen. Noch 1525 wurde ihm ſein auf Lebenszeit 
übertragenes Amt abgenommen]. 


Revue des deux mondes. Bd. 46. Paris 1918. 


— Bd. 


— Bd. 


— Bb. 


L. Madelin, Les batailles de l’Aisne dans l'histoire. 
48. f 


A. Hallays, L' opinion allemande pendant la guerre. 

A. Beaunier, Frédéric II et le débuts de la fourberie 
allemande [Eine Beſprechung des Buches von Weil, La morale 
politique du grand Frédéric d'après sa correspondance; fie zeigt, 
wie Chauvinismus den Blick trüben kann; Friedrich iſt dogmatique 
et se plait selon l' usage des Boches à transformer en doctrines 
ses turlupinades, die Publikation des Antimacchiavel iſt vom 
Verfaſſer abſichtlich bis nach dem Regierungsantritt verſchoben worden, 
um durch die darin ausgeſprochenen Grundſätze, zu denen die Praxis 
nie geſtimmt hat, ſeine Zeitgenoſſen über ſich zu täuſchen. La publica- 
tion de l’Antimacchiavel est macchiavélique]. | 

E. Daudet, L' avenement d’Alexandre III et ses premiers 
rapports avec la république frangaise 1881—1886, 


49, 

A. Beaunier, Comment l’Alsace s'est donnée A la France 
au 17e siècle. [Beſprechung des Buches von L. Batiffol, Les an- 
ciennes républiques alsaciennes (vgl. Forſch. 32, 461); Batiffols 
Theſe, die den ungeteilten Beifall von Beaunier findet, iſt folgende: 
Alsace demeurée Celte A travers les Ages n'a subi jadis l’ancien 
Empire germanique qu’en sauvegardant son indépendance dans 
des républiques autonomes et s’est retournée vers la France 


au Die siécle pour se mettre sous son protectorat, lorsque l’Em- 


pire voulut détruire ses libertés]. . 


51.: Paris 1919. \ 


E. Daudet, Le régne d’Alexandre III 1886—1890. 

E. Ollivier, Lettres d’exil 1870—1874. [Die ah die ver- 
ſchiedenſten Adreſſaten gerichteten Briefe des einftigen Minifter- 
präſidenten, darunter auch ſolche an Napoleon, den Grafen Beuſt, die 
Fürſtin Wittgenſtein, bringen für die Kenntnis der politiſchen Vor⸗ 
gänge im Juli 1870 nichts Neues, ſie ſind aber ein unſchätzbares 
Dokument für die Leidenſchaftlichkeit Olliviers, die revanche nationale 
vorzubereiten. 

E. Daudet, Les dernières années de l’empereur Alexandre III 
1890 — 1894. 
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— Bd. 52. | 
E. Ollivier, Lettres d’xil 18701874 [Fortſ. aus Bd. 51]. 


Revue de Paris. 25. Jahrgang. Paris 1918. de 
G. A. Schreiner, La detresse allemande. [Schreiner war 


bis zum Eintritt Amerikas in den Krieg in Deutſchland Zeitungs⸗ 
korreſpondent für amerikaniſche Zeitungen.] 


— 26. Jahrgang. Paris 1919. 


Ch. Rift, L'indemnité de guerre vue par- les Allemands. 
L. Batiffol, La proclamation de l’Empire allemand a Ver- 
sailles. 
Ch. Seignobos, L' assemblee nationale allemande en 1848 
et en 1919. 
, A. Aulard, Landau et Sarrelouis villes Sante 


Militär⸗Wochenblatt. 104. Jahrgang. 1919. 


Nr. 1—23, 25, 27: French, „1914“ [Kriegserinnerungen des engliſchen 
Oberkommandierenden in Überſetzung mitgeteilt von Zeug⸗Oblt. Jung, 
Fortſetzung aus Jahrgang 103, Nr 140, 152.] 

Nr. 20: „, Joffres Geſtändniſſe [vgl. dazu auch Nr. 23]. 

Nr. 27: „ Wi Die belgiſche Armee vor und nach dem Kriege. N 

Nr. 28—31: Sir Douglas Haigs Kriegsbericht [in Überſetzung von Zeug⸗ 
Oblt. Yung]. 

Nr. 29: F. v. Bernhardi, Der Präventivkrieg. 

Nr. 32—33: Der engliſche Feldzug in Meſopotamien im Herbſt 1918. [Über- 
ſetzung des Berichtes des Generals Marſhall in der „Times“ vom 
12. April 1919, mitgeteilt von Zeug⸗Oblt. Jung.] ö 

Nr. 39: v. Kuhl, Die Marneſchlacht. 

Nr. 40: „ , Die Rückführung des Oſtheeres. 

Nr. 55: Schwarte, „Gründe der deutſchen Kapitulation vom 11. Nov. 
1918“. Nach amtkichen Urkunden des franzöſiſchen Großen Generals 
ſtabes. | 9 

Nr. 68: v. Frieſen, Bulgarien im Weltkriege. 

Nr. 79: o Freytag ⸗Loringhoven, die Macht des Beharrens im Böller- 


leben. 

Nr. 80: * , , Wendepunkte nachbismarckiſcher Politik. 

Nr. 84: „ d Beurteilung der Kriegslage feitens der Feinde im Juni 
1918. | 

Nr. 85/86: „ , Beurteilung der Kriegslage ſeitens der Feinde im Jahre 
1917. 

Nr. 87: „, Beurteilung der Kriegslage ſeitens der Feinde im Jahre 
1918. . | 


Nr. 88/89: v. Zwehl, Vom Feldherrentum des Generals Joffre. 

Nr. 90: v. Freytag⸗Loringhoven, die Gefahren ſprunghafter Entwicklung 
im Voölkerleben. 

Nr. 92: „ , Die diplomatiſche Kriſis von 1905. 
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Deutſche Revue. Eine Monatsſchrift. Hrsg. von R. Fleiſcher. 
44. Jahrgang. 1919. 

5 Ph. Zorn, Deutſchland und die beiden Haager Friedens⸗ 

onferenzen. [Z. war offizieller deutſcher Delegierter auf den Kon⸗ 


ferenzen.] 

Mai — Oktober: W. Schüßler, Freiherr R. v. Dalwigk, Tagebücher 
1866/67. 

Juli: Georg Baron Manteuffel, Bismarck und die Revolution 
1870/71. 


Auguft— November: C. v. Weizſäcker, Württembergiſche Erinnerungen. 
EE Chr. Meisner, Die engliſche Einkreiſungspolitik. 
5 : Frh. v. Oppeln⸗Bronikowski, König Friedrich N L., 
der SC der Nationalöfonomie. 
Dezember: W. J. v. Carlowitz. deu EE SEH E. M. Arndts 
an Karl Feiccius. 


Deutſche Rundſchau. Hrsg. von R. Pechel. 45./46. Jahrgang. 
Berlin 1919/20. 
Heft 8-10: L. Raſchdau, Aus der Werkſtatt des erſten deutſchen Kanzlers. 
Neue Schriftſtücke aus der amtlichen Tätigkeit des Fürſten Bismarck. 
Kurt Frh. v. Reibnitz, Die wirtſchaftlichen und ſozialen Neu⸗ 
aufgaben der ländlichen Kreiſe Preußens. 
Heft 1—3: H. v. Poſchinger, Geſpräche mit und über Bismarck. 
Heft 2: Ch. Weſtermann, Gentz in Wien (1802). 
Heft 5: Paul Wentzcke, Ernſt Kurtius über die Berliner Märztage. 
Heft 6: E. v. Wertheimer, 3. Vorgeſchichte des deutſch⸗öſterreichiſchen 
Bündniſſes von 1879. 


Gerechtigkeit. Monatshefte für auswärtige Politik. 1919. 
Heft VII: Hermann Oncken, Weltpolitiſche Anſicht des Verſailler 


Friedensentwurfs. 
Heft VIII: Friedrich Meinecke, Weltgeſchichtliche Parallelen unſerer 
Lage. : 
Hochland. 17. Jahrgang. Kempten 1919/20. 
H. Lötſchert, Theodor Fontane. | i 


Die Grenzboten. Zeitſchrift für Politik, Literatur und Kunſt. Hrsg. 
von G. Cleinow. 78. Jahrgang. Berlin 1919. 


Nr. 11 fortlaufend bis gegen Ende des Jahres. 
„Mitteilungen der deutſchen Volksräte Poſens und Weſtpreußens.“ 
Nr. 15: Karl Keller, Iſt Bismarck durch den Weltkrieg widerlegt 
worden? | 
Hugo Grothe, Die deutſchen Volksinſeln in Böhmen. 
Nr. 17: F. Rauch, Zur maſuriſchen Frage. 
Nr. 26: Oskar Trautmann, Bethmann Hollwegs Betrachtungen. 
Nr. 32: Karl Hoffmann, Das Schickſal des Kaiſers. 
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Nr. 38: Paul Wentz de, Die Karlsbader Beſchlüſſe. Auch eine Jahr⸗ 
hunderterinnerung. 

Max v. Szezepanſki, General Ludendorff als Perſönlichkeit. 

Nr. 43: Fritz Hartung, Der Katholizismus und das deutſche Geiſtesleben. 


— 79. Sabrgang. 1920. Grën, im Verlage Koehler. Verant⸗ 
wortlich: M. H. Boehm. 


Nr. 10: Guftav, Berthold Volz, Die politiſchen Teſtamente Friedrichs 
des Großen. ö 
Friedrich v. Oppeln⸗Bronikowski, Potsdam. 
Nr. 11—13: Fritz Kern, Das Kappſche Abenteuer. Eindrücke und Feſt⸗ 
ſtellungen eines Vermittlers. 


Eiſerne Blätter. 1. Jahrg. 
Nr. 18: Laubert, Die polniſche Politik des Großen Kurfürſten. 


II. Bücher 
A. Beſprechungen 


Richard Wolff: Politik des Hauſes Brandenburg im ausgehenden fünf- 
zehnten Jahrhundert (1485—1499) (Kurfürſt Johann und die Mark. 
grafen Friedrich und Siegmundt) — Veröffentlichungen des Vereins 
für Geſchichte der Mark Brandenburg. München-Leipzig, Verlag 
von Duncker & Humblot, 1919. XI u. 231 S. Geh. Mk. 7,00 
und 25% Teueruugszuſchlag. 


„Vorliegende Arbeit will eine Lücke ausfüllen, die in unſerer 
Kenntnis der älteren brandenburgiſch⸗preußiſchen Geſchichte klafft“, fo 
berichtet der Verf. im Vorwort; wenn man ſich durch das Wirrſal all’ 
der unter der Regierung Kurfürſt Johanns zum Teil gar nicht zu Ende 
geführten Verhandlungen durchgearbeitet hat, muß man bekennen, daß 
der nicht wegzuleugnende große Fleiß des Verf.s in diametralem Gegen⸗ 
ſatz zu den Ergebniſſen ſeiner Forſchung ſteht. Gewiß, der branden⸗ 
burgiſche Territorialhiſtoriker wird in vielen Einzelheiten neue Tatſachen 
erfahren, aber wenn man das gewonnene Bild im ganzen überblickt, ſo 
kann man nicht umhin, zu bekennen, daß es von den beiden neueſten zu⸗ 
ſammenfaſſenden Schilderungen der brandenburgiſch⸗preußiſchen Geſchichte 
bei Koſer und Bei Hintze weſentlich kaum abweicht; der Verſuch des 
Verf.s, den Kurfürſten Johann entgegen der bisherigen Auffaſſung in 
apodiktiſchen Behauptungen wenigſtens als großen Mann hinzuſtellen 
(vergl. S. 182), findet. in feiner auf recht ſorgfältigem Quellenſtudium 
beruhenden Darſtellung eigentlich keine überzeugenden quellenmäßigen Be⸗ 
lege. Wie in feiner Erſtlingsſchrift über Biſchof Wilhelm III. von Straß⸗ 
burg hat der Verf. ſich in der Wahl ſeines Themas vergriffen (vergl. 
meine Beſprechung in der Hiſtor. Zeitſchr. Bd. 108 [1912], S. 130 —131): 
wie dort ſo auch hier infolge der umfangreichen Heranziehung bisher 
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nicht benutzten handſchriftlichen Materials in mehr nebenſächlichen Einzel⸗ 
heiten eine Fülle neuer Beobachtungen, in der Darſtellung der großen all⸗ 
gemeinen politiſchen Zuſammenhänge jedoch keine neue Linienführung, kein 
Fortſchritt gegenüher dem bisherigen Stand der Forſchung. Was hier in 
oft recht breiter, auch bereits Bekanntes wiederholender Darſtellung in 
einem im Verhältnis zu dem neu Gewonnenen reichlich ſtattlichen Bande 
geboten wird, hätte bei ſtrafferer Zuſammenfaſſung und ſchärferer Schei⸗ 
dung des Weſentlichen vom Unweſentlichen in einem Zeitſchriftenaufſatz 
größere Wirkung ausgeübt, beim Leſer einen nachhaltigeren Eindruck 
hinterlaſſen. 

Dieſe allgemein kritiſchen Bemerkungen hindern den Referenten 
jedoch nicht, anzuerkennen, daß des Verf.s Arbeit auch ihre Verdienſte 
hat; als das Weſentlichſte derſelben möchte ich bezeichnen die lebhafte 
Betonung der Tatſache, daß damals die Politik des Hauſes Brandenburg 
in Franken und in der Mark noch als eine einheiliche aufzufaſſen und zu 


bewerten iſt; nicht als ob dieſe Problemſtellung völlig neu wäre, aber es 


iſt dem Verf. gelungen, in einer gerade bei der Schilderung dieſer wechſel⸗ 
ſeitigen Beziehungen oft glänzenden Darſtellung in überzeugender Weiſe 
den Nachweis zu erbringen, daß „die ſtändige Verquickung fränkiſcher und 
kurfürſtlicher Politik nicht zur Stärkung, ſondern zur Schwächung der 
Kräfte führen mußte“ (S. 169) und in der Tat geführt hat; dad iſt der 
Grundgedanke, gewiſſermaßen der vote Faden, welcher ſich durch ſeine 
geſamten Unterſuchungen hindurchzieht, und die gegenſeitige Abhängigkeit 
der einzelnen Fragen auswärtiger Politik voneinander nachdrücklich betont 
ſowie ſcharfſinnig und klar herausgearbeitet zu haben, bleibt ein nicht zu 
beſtreitendes Verdienſt des Verf.s, freilich es bleibt auch das Bedauern 
beſtehen, daß ſo viel Fleiß und Scharfſinn aufgewendet wurde, um — 
wenn ich mich einmal ſchroff ausdrücken darf — offene Türen einzurennen. 
Denn das iſt das Ergebnis dieſer Arbeit, worüber ſich der Verf., wie es 
ſcheint, ſelbſt völlig klar geweſen iſt (vergl. Vorwort S. VI f.); etwas 
Typiſches, Problematiſches haftet der brandenburgiſchen Politik unter 
Kurfürſt Johann keineswegs an; es wird über Streitfragen verhandelt, 
wie ſie damals in dem allgemeinen Wirrwarr der Reichsgeſchichte für 
jedes Territorium immer wieder auftauchten, deren Löſung nicht ſo ſehr 
von den einzelnen Machtfaktoren als von der Geſchicklichkeit der Unter⸗ 
händler abhing. Mit Recht betont der Verf., daß das pommerſche Lehens⸗ 
verhältnis für Brandenburg damals die wichtigſte Frage war: da die 
Verhandlung über ſie ſich über die ganze Regierungszeit des Kurfürſten 
erſtreckt, da Pe zudem, freilich erſt in einer recht ſpäten Zeit, im Geſamt⸗ 
rahmen der brandenburgiſchen Geſchichte von allen damals verhandelten 
Fragen die größte Zukunftsbedeutung hatte, fragt man ſich unwillkürlich, 
weshalb der Verf. ſie faſt an den Schluß ſeiner Darſtellung geſetzt hat; 
fie ſcheint oft gegenüber dem pfydologif und auch kulturhiſtoriſch höchſt 
intereſſanten, politiſch aber doch nicht ſehr erheblichen, vom Verf. un⸗ 


zweifelhaft ſtark überſchätzten Ehehandel der Markgräfin Barbara, der 


Gemahlin König Wladislaus' von Böhmen⸗Ungarn, faſt zu verſchwinden. 
Da die Unterſuchung vornehmlich auf handſchriftlichem Material, 
hauptſächlich aus dem Hausarchiv in Charlottenburg und dem Geheimen 
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Staatsarchiv in Berlin, beruht, iſt es dem Referenten nicht möglich, die 


Darſtellung, welche einen durchaus zuverläſſigen Eindruck macht, in ihren 


Einzelheiten nachzuprüfen. Gewiſſe kritiſche Bedenken möchte ich hegen 
gegen die Übung des Verf.s im Leſen von Handſchriften; ein wenig 
ſchöner Leſefehler findet ſich auf S. 21, wo in einem offiziellen Schreiben 
an den Kaiſer fein Sohn König Maximilian als „Rozkonig“ bezeichnet 
wird; natürlich handelt es ſich um die übliche Abkürzung: „Rö konig“; 
auch bei der Wiedergabe gleichzeitiger Briefſtellen hätte ſich der Verf., 
worauf Fr. Hartung in der Beſprechung ſeiner Erſtlingsſchrift über 
Bifhof Wilhelm III. von Straßburg ſchon gedrungen hat (vergl. dieſe 
Zeitſchrift Bd. XXIII [1910] S. 253), mehr an die bekannten modernen 
Editionsgrundſätze halten ſollen, beſonders wenn dieſe Briefauszüge in 
den Text eingefügt werden. Im Anhang (S. 185—212) wird ein quellen⸗ 
mäßig belegtes Itinerar Kurfürſt Johanns vom 11. März 1486 bis 
9. Januar. 1499 beigefügt, das jeder dankbar begrüßen wird, welcher ſich 
mit der Regierung dieſes Herrſchers wiſſenſchaftlich zu beſchäftigen hat. 
Halle a. S. Adolf Hasenclever. 


Albert Werminghoff: Ludwig von Eyb der Altere (1417 1502). Ein 
Beitrag zur Fränkiſchen und Deutſchen Geſchichte im 15. Jahr⸗ 
hundert. Halle a. S. 1919. XII und 614 Seiten. 


Das Werk iſt hervorgegangen aus Studien für die neue Ausgabe 


der Schriften Ludwigs v. Eyb d. A., die A. Werminghoff für die Geſell⸗ 


ſchaft für Fränkiſche Geſchichte übernommen hat. Urſprünglich als Ein⸗ 
leitung hierzu beſtimmt, iſt es über dieſen SEH EES und 
daher einzeln erſchienen. 

Ludwig v. Eyb d. A., geb. 1417, geſt. 1502, ſeit etwa 1438 im 
ansbachiſchen Staatsdienſt und unter dem Markgrafen und Kurfürſten 
Albrecht Achill allmählich zu einem der erſten Ratgeber der fränkiſchen 
Hohenzollern angeſtiegen, bekannt als Verfaſſer der „Denkwürdigkeiten 
zur Geſchichte der Hohenzolleriſchen Fürſten“ und eines „Familienbuchs“, 
iſt uns Brandenburgern kürzlich durch G. Schappers eindringende 
Unterſuchung als Verfaſſer der brandenburgiſchen Hofordnung von 1470 
wieder beſonders nahe gerückt worden. Er hatte im Gegenſatz zu ſeinem 
Bruder Albrecht, dem Humaniſten, einen Biographen bisher noch nicht 
gefunden. 

Das Programm des Werminghoff' ſchen Buches läßt ſich nicht beſſer 
wiedergeben als mit den einleitenden Worten des Verfaſſers ſelbſt: es 
„verfolgt das Leben eines fränkiſchen Staatsmannes in der 2. Hälfte des 
15. Ihs. . , feine Tätigkeit für Albrecht Achilles von Brandenburg und 
deſſen Söhne, dazu ſein Wirken im Kreiſe der eigenen Familie und der 
Standesgenoſſen.“ In jedem dieſer drei Wirkungskreiſe, als Staats⸗ 
diener, als Familienhaupt und als Mitglied der fränkiſchen Ritterſchaft, 
wird Eyb uns durch ein langes, arbeitſames Leben hindurch menſchlich 
näher gebracht. Neben den ſchönen Zügen einer vorbildlichen, pflicht⸗ 
beſeelten Treue und Hingabe an das Intereſſe ſeines Landesherrn, der 
Sorge für den ererbten Familienbeſitz und das Fortkommen der Kinder, 


der rührigen Anteilnahme an Standesintereſſen und an den idealen 
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Zielen des Rittertums ftehen freilich auch geringere: eine gewiſſe Karg⸗ 
heit und Kleinlichkeit, die ſelbſt erſehnten Zielen ungern ein Opfer bringt, 
die durch jede notwendige Ausgabe, namentlich mit zunehmendem Alter, 
zu mißmutigen Klagen veranlaßt wird; in politiſchen Dingen Befangen⸗ 
heit in den engſten territorialen Beſtrebungen ſeines Landesherrn, eine 
„Enge des Horizonts, die nur Franken und ſeine Nachbarn miteinander 
ringen ſieht“, während es ſich gleichzeitig um Fragen der Reichspolitik, 
der Reichsverfaſſung, der Kirchenreform handelte. Doch auch dieſe Züge 
menſchlicher Begrenztheit weiß der liebevolle Biograph aus dem Zeit⸗ 
charakter ſowohl wie aus dem Geſamtweſen von Eybs Perſönlichkeit zu 
erklären. Eyb war vorwiegend Verſtandesmenſch, das Gemüt trat in 
ihm zurück — nur ſelten finden ſich bei ihm Worte gemütvoller Anteil⸗ 
nahme an dem Leben der Seinen; Geſchüftsgeiſt, Wirtſchaftlichkeit, Spar⸗ 
ſamkeit, Sorge auch für das Kleinſte gehörten zu den Grundzügen ſeines 
Weſens. Aus der Gewiſſenhaftigkeit entſprang ſein Pflichtbewußtſein; 


die Pflicht, der er ſich nie entzog, war ihm Feſſel und Antrieb zugleich. 


Über den eigenen Tod hinaus ſorgendes Pflichtgefühl neben dem von 
Werminghoff betonten Bewußtſein des perſönlichen Wertes war wohl 
auch der Anſporn zu ſeiner erſt im Alter aufgenommenen Schriftſtellerei; 
das war, um mit den Worten des Biographen zu ſprechen, der Lohn, 
den er für ſich erhoffte, „daß er als Wegweiſer für die Politik der 
fränkiſchen Hohenzollern und als Vorbild für die Nachkommen ſeines 
Namens und Stammes fortleben möchte.“ | 
Quellen der biographiſchen Darſtellung find außer Eybs mannig⸗ 
fachen eigenen Schriften, unter denen die „Denkwürdigkeiten“ und das 


„Familienbuch“ im Vordergrunde ſtehen und eingehende Beſprechung 


finden, vornehmlich die Akten der Kreisarchive zu Nürnberg und Bam⸗ 
berg, darunter neben den politiſchen und Verwaltungsakten des Fürſten⸗ 
tums Ansbach auch die Akten und Bücher des ehemaligen kaiſerlichen 
Landgerichts des Burggrafentums Nürnberg, deſſen Landrichter Eyb noch 
neben ſeiner ſtaatsmänniſchen Tätigkeit war. 

Werminghoff verfolgt die Geſchichte der Familie v. Eyb von ihrem 
erſten geſicherten Auftreten im Ausgang des 13. Jahrhunderts an, ſtellt 


ſorgſam die hiſtoriſch erweisliche Genealogie bis auf unſern Ludwig v. Eyb 
aus einem Geſtrüpp älterer Mutmaßungen und Phantaſien feſt, gibt in 


den Anhängen auch ausführliche Stammtafeln, Namenliſten, Familien- 
kalender und andere Zuſammenſtellungen. Die Familie gehörte dem nie⸗ 
deren Adel an und ſtammte aus dem Dorfe Cyb, ½ Stunde ſüdöſtlich 
von Ansbach im’ Rezatgrunde. Familienſitz war Schloß Sommersdorf, 
das aber zur Zeit von Ludwigs Eltern ſchon von zwei Linien je zur 
Hälfte bewohnt wurde. Eng verknüpft erſcheinen die Eybs ſeit alters 
mit dem Kloſter Heilsbronn, dem Hohenzolleriſchen Familienkloſter, wo 
aber „mehr Eybs denn Hohenzollern“ ruhen. 

Ludwig v. Eyb der Altere war der zweite Sohn ſeiner Eltern, a ber 
von vornherein gegenüber dem älteren, dem geiſtlichen Stande geweihten 
Bruder beſtimmt, das Geſchlecht fortzuſetzen; daher auch er und nicht der 
älteſte Sohn den Namen des Vaters, der ebenfalls Ludwig hieß, erhielt 
(dasſelbe wiederholt ſich bei Ludwigs v. Eyb des Altern eigenen Söhnen). 
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Über Erziehung, Unterricht, Studiengang unſeres Ludwig bleibt, im 
Gegenfatz zu der ſeines jüngern Bruders Albrecht, vieles im Dunkel. 
Humaniſtiſche Ideen ſcheinen auf Ludwig keinen Einfluß gewonnen zu 
haben, auch ein geregeltes Univerſitätsſtudium iſt wenigſtens nicht er⸗ 
weislich. In jungen Jahren wurde er durch den Tod des Vaters 1438 
Haupt der Familie, und ſchon da ſehen wir ihn im Verhältnis zu den 
Brüdern von jener Härte und Kargheit, von der oben die Rede war. 
Herzlich wenig ſpricht Ludwig ſodann über ſeine eigene Familie, ſelbſt im 
Familienbuche. Für das Fortkommen ſeiner Kinder ader war er eifrig 
bemüht; die Söhne hat er, wie es ſchon andere Familienglieder vorher 
getan, in Pavia ſtudieren laſſen, wenn auch hart ringend mit der eignen 
Sparſamkeit und nicht ohne Bitternis ſpäter die Koſten im Familienbuche 


verzeichnend. Von den vier Söhnen hat ſich der zweite, Ludwig (der 


Jüngere), ſpäter literariſch ausgezeichnet, Gabriel, der geiſtlich geworden, 
brachte es zur Freude des Vaters bis zum Biſchof von Eichſtätt. 

Das Verhältnis zu dem Hohenzolleriſchen Landesherrn war zunächſt 
durch das lehnsrechtliche Band gegeben. Wiederholt betont Werminghoff 
in dieſem Zuſammenhang die Interterritorialität der Lehnsbeziehungen 
des Adels jener Zeit in ihrer Bedeutung für das Verhältnis zu den 
Landesherren und für die ſoziale Stellung des Adels. Dadurch, daß 
der Adel durchweg Vaſall der verſchiedenſten Lehnsherren, geiſtlicher wie 
weltlicher war, verwiſchte er die Grenzen der Territorien. Den Vorteil 
hatte derjenige Fürſt, der den Adel an ſich zu feſſeln verſtand, wie 
Albrecht Achill es tat; doch auch der Adel zog Nutzen aus folder Zwitter⸗ 
ſtellung. Auch Ludwig v. Eyb war für ſeine wichtigſten Beſitzungen, 
halb Sommersdorf und die ſpäter von ihm erbaute Eybburg, biſchöflich 
Eichſtättiſcher Vaſall, wie er für andern Beſitz Vaſall der Hohenzollern 
und anderer Herren war: feine ganze Kraft aber widmete er den Hohen- 
zollern. In dem größeren weltlichen Territorialſtaat hoffte er mehr 
Möglichkeiten des Aufſteigens zu finden als in dem kleinen Bistum. 

Sehr früh fand unſer Ludwig Zutritt zum Hofe des Landesherrn. 
Vielleicht war es ſein Onkel Martin v. Eyb (geſt. 1450), der erprobte 
Berater Friedrichs I. und auch noch Albrecht Achills, der ihm hier den 
Weg bereitete. Merkwürdig früh gehört Ludwig zur engeren Umgebung 
des Fürſten: ſchon 1438 war er als Rat mit einer Miſſion betraut, und 
1440 ſehen wir ihn am Sterbebette Friedrichs I. Unter Albrecht Achill 
hat er teils nacheinander, teils nebeneinander eine Reihe verſchiedener 
Hof⸗ und Landesämter innegehabt. Nach Albrechts Vermählung 1446 
ſehen wir ihn als Hofmeiſter der Markgräfin Margarete, 1452 und öfter 
als Beiſitzer des fürſtlichen Hofgerichts zu Ansbach, ſeit 1458 als Mite 
glied des Nürnberger Landgerichts. 1455 wurde er Albrechts „Hausvogt“ 
zu Ansbach, eine Stelle, der zeitweilig ſtatthalterliche Befugniſſe zukamen. 
„Hofmeiſter“ Albrechts war er dagegen, wie Werminghoff übereinſtimmend 
mit Schapper feſtſtellt, wenigſtens vor 1470 nicht, wohl aber vermutlich 
um 1460 Kammermeiſter. Im Jahre 1462 zählte er unbedingt zu 
Albrechts nächſten Ratgebern und Helfern. In erſter Linie war Eyb 
Albrechts Berater in Finanzſachen; dieſe lagen ja auch ſeinem ſparſamen, 
rechnenden, materiellen Weſen am beſten. Unter Albrecht wie unter deſſen 
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: Söhnen Friedrich und Siegmund hat Eyb auch an den politifchen Dingen 


lebhafteſten perſönlichen Anteil genommen. Als Anwalt ſeines Herrn 
fungiert er gutachtend in dem Streit mit Bayern um die Zuſtändigkeit 
des kaiſerlichen Landgerichts des Burggrafentums Nürnberg, in dem 
Prozeß mit Buchau um den Federſee. Beſonders in Albrechts kurfürſt⸗ 
licher Zeit finden wir ihn überbürdet mit den mannigfachſten politiſchen 
und Verwaltungsgeſchäften, vielfach auf Reifen in politiſcher Sendung, 
1475 auch als Quartiermeiſter und Intendanten des fränkiſchen Truppen⸗ 
aufgebots. An Ehrungen durch ſeinen Landesherrn hat es nicht gefehlt; 
früh ſchon gehörte Eyb dem Schwanenorden an, 1484 wurde er zu einem 
der beiden „Dekane und Hauptleute“ des ſüddeutſchen Zweiges dieſes 
Ordens ernannt, und im Jahre 1482 belehnte ihn der Kurfürſt mit dem 
wieder neu ins Leben gerufenen Erbkämmereramte des Burggrafentums 
Nürnberg. 

Viermal hat Ludwig v. Eyb den Boden der Mark in amtlicher 
Sendung betreten. Wenigſtens die erſten drei dieſer Reiſen werden von 
Werminghoff ausführlich behandelt. Schon im März 1470 gehört Eyb zu 
den Bevollmächtigten Albrechts, die mit Friedrichs II. Abgeordneten über 
die Abtretung der Mark Brandenburg an Albrecht verhandelten. Im 
Juni deſſelben Jahres reifen Eyb und der Kanzler v. Absberg voraus 
in die Mark, gleichſam als missi dominiei ihres Herrn. Ihre Berichte 
und Vorſchläge von dort, die Hofordnung von 1470, betreffs deren Da⸗ 
tierung Werminghoff dem Anſatz Schappers folgt, werden eingehend ge⸗ 
würdigt. Nach kurzem Aufenthalt in Franken ſehen wir dann Eyb vom 
Dezember 1471 bis September 1472 wiederum in der Mark, diesmal als 
Begleiter des Kurfürſten. Zum dritten Male führte ihn 1485 der Ehren⸗ 
handel Mgr. Johanns mit dem ſächſiſchen Obermarſchall v. Schleinitz in 
die Mark, um hier in Albrechts Auftrage beſchwichtigend und abmuynend 
auf Mgr. Johann einzuwirken. Zum letzten Male ſah Eyb die Mark im 
Jahre 1499 als Begleiter des Mgr. Friedrich von Ansbach, als es galt, 
nach Kurfürſt Johanns Tode die märkiſchen Dinge für die Dauer der 
Unmündigkeit des Kurprinzen Joachim (I.) zu ordnen. 

Beſondere Rückſicht wird dem „Landgericht des Burggrafentums 
Nürnberg“ zu teil: ſeiner älteren Geſchichte und Bedeutung, ſeiner er⸗ 
zwungenen Niederlegung im Jahre 1460 nach Albrechts unglücklichem 
Kriege gegen Bayern, ſeiner Wiederaufrichtung im Jahre 1490 unter 
gleichzeitiger Ernennung Eybs zum Landrichter deſſelben. Eyb ſelbſt hat 
uns einen lehrreichen Traktat über das Landgericht hinterlaſſen. 

Erwähnt ſei, daß unſer Eyb allem Anſcheine nach auch eine Rom⸗ 
reiſe gemacht hat, im Jahre 1475, alſo ſchon in höheren Lebensjahren. 
Die Beweggründe bleiben freilich verborgen, denn eine kirchliche Geſinnung 
lag Eyb ſehr fern, und er ſelbſt berichtet nichts über die Reiſe. ö 

Den Beſchluß des Werkes, faſt die zweite Hälfte des Bandes 
füllend, bilden die „Quellen und Hilfsmittel“ und die „Anmerkungen“. 
Hervorzuheben ſind in dieſem Teil Verzeichniſſe der Werke Eybs und der 
Handſchriften, welche ſie enthalten, Überſichten der Archivalienbeſtände der 
Kreisarchive zu Bamberg und Nürnberg, ſowie ausgiebige Literaturver⸗ 
zeichniſſe. Ein Orts⸗ und Perſonenregiſter erleichtert die Benutzung. 
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Einige Bildbeilagen ſchmücken das Werk, darunter Ludwigs e von 
einer Altartafel aus dem Jahre 1487. ö 

Möge nun auch die Herausgabe von Eybs Werken ſelbſt, zu der 
nach Angabe des Verfaſſers die Vorarbeiten ſchon' weit gediehen find, 


nicht lange auf ſich warten laſſen! 


Berlin. H. Bier. 


Zehn Jahre im Stabe des Prinzen Friedrich Karl. Erinnerungen 


Graf v. Haeſeler, Generalfeldmarſchall. Dritter Band: 


1865 1866. Mit fünf Karten in Steindruck und acht Skizzen 
im Text. Berlin 1915, E. S. Mittler & Sohn, Königliche Hof⸗ 
buchhandlung. VII u. 258 S. 5,75 Mk. 


Auch in dieſem Bande nehmen den breiteſten Raum die im Haupt⸗ 
quartier des Prinzen Friedrich Karl eingetroffenen und von ihm aus⸗ 
gegangenen Befehle und Meldungen ein, doch kommen auch die perſön⸗ 
lichen Erlebniſſe des Verfaſſers und die Kritik zur Geltung. In erſterer 
Beziehung hören wir von dem Ritt zum Kronprinzen nach dem Gefecht 
bei Gitſchin und von dem Bericht, der hierüber dem Könige erſtattet 
wurde, von einer charakteriſtiſchen Bemerkung Moltkes am Abend des 
3. Juli („War das nun heute ein Magenta oder ein Solferino?“), von 
dem dann folgenden Aufſuchen der 8. Diviſion auf dem Schlachtfeld, von 
einem Streifzug nach Lundenburg, der wegen Erbeutung einiger Morſe⸗ 
ſtreiſen den Verfaſſer zur Erlernung des Morſealphabetes veranlaßte, und 


endlich von dem nächtlichen Ritt Stampfen⸗Ebenthal und zurück, durch 
den die Ermächtigung zum Angriff auf die öſterreichiſche Stellung bei 


Preßburg erwirkt wurde. Die Kritik beſchäftigt ſich natürlich beſonders 
mit dem Prinzen. Es wird ihm überflüſſige oder unzureichende Ver⸗ 


= "wendung der Kavallerie vorgeworfen, die faſt immer in der Marſchkolonne 


blieb, ſtatt aufzuklären und Fühlung zu nehmen bzw. zu verfolgen, Nichte 
überfchreiten der Iſer nach dem Gefechte bei Liebenau, Vorgehen in 


zu ſchmaler Front gegen Gitſchin, Aufſuchen des weit entfernten Quartiers 


nach der Schlacht bei Königgrätz und die zu ausgedehnte Ruhe der I. Armee 
in Brünn, daneben aber auch der am 2. Juli abends gefaßte Entſchluß 
zur Schlacht und die für ſie erteilten Befehle als ſein perſönliches Ver⸗ 
dienſt gekennzeichnet. Von anderen Führern wird der Generalſtabschef 
getadelt, weil er die II. Armee vor Olmnütz urſprünglich mit dem Rücken 
gegen die Grafſchaft Glatz aufſtellen wollte, was Blumenthal dann ver⸗ 
hinderte, und an dem Moltkeſchen Befehl vom 17. Juli hat der Verfaſſer 
auszuſetzen, daß er dem Prinzen Friedrich Karl nur „überließ“, nähere 
Anordnungen für die Wegnahme Preßburgs zu treffen, während doch 
ſchnelles Handeln geboten war. Dem Kommandeur der Elbarmee wird 
mangelnde Aufklärung vor Münchengrätz und Königgrätz zur Laſt gelegt, 
dem General Boſe zu ſpätes Abrücken zu ſeinem Umgehungsmarſch vor 
Blumenau⸗ Preßburg; letztere Kritik, die ſich nur auf die hier anfechtbaren 
Denkwürdigkeiten Franſeckys ſtützt, habe ich übrigens ſchon vor längerer 
Zeit in meiner Biographie des Generals (Berlin, A. Bath 1898) und in 


einem Aufſatze der „Jahrbücher für die deutſche Armee und Marine“ (Juli⸗ 


Left 1902) als ungerechtfertigt zu erweiſen gefudt. Herrmann. 
en z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 1. 17 
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Erich Brandenburg, Die Reichsgründung. 2 Bände. XIV, 444 u. 
VII, 452 S. Leipzig, Quelle & Mayer, 1916. 


—, Unterſuchungen und Aktenſtücke zur Geſchichte der Reichsgründung. 
XI, 729 S. Leipzig, Quelle & Mayer, 1916. 


Wir nehmen dieſes ſchon vor dem Kriege geſchriebene und gedruckte 
Werk, das ſein Verfaſſer im November 1915 noch in dem vollen Gefühl 
eines guten Ausgangs herausgeben durfte, heute mit dem Bewußtſein 
in die Hand, daß dieſe — zu unſerem Bedauern ſehr verſpätet erfolgende — 
Anzeige nicht von jenen neuen hiſtoriſchen Einſtellungen ausgehen darf, 
die ein furchtbares Erleben uns wie ein Schickſal auferlegt hat. Denn 
auch dieſe geiſtige Produktion der Vorkriegszeit behält, gleich O. Hintzes 
ſchönem Buch über das Werk der Hohenzollern, dem ein verwandtes Schickſal 
zuteil geworden iſt, heute noch ſeine in ſich ruhende hiſtoriographiſche Stellung, 

trotzdem ſie zu einem anderen Geſchlechte ſpricht als dasjenige war, in 
deſſen Atmoſphäre es geſchaffen werde. Auch die wiſſenſchaftlichen Diskuſ⸗ 
ſionen, zu denen das Buch Anlaß gegeben hat, ſind ein Beweis dafür, 
daß ſeine Wirkungen in einer neuen Geſchichtsperiode nicht vermindert 
ſind; vielleicht darf man ſagen, daß ſie nur noch unmittelbarer und 
ſtärker ausgreifen, ſeitdem die in ihm behandelten inhaltlichen Probleme 
auch wieder für unſer geiſtiges Auge und für unſer politiſches Empfinden 
Probleme geworden ſind. 

Die „Reichsgründung“ Brandenburgs weiſt alle Vorzüge ſeiner 
wiſſenſchaftlicher Eigenart auf: Energie in der Problemſtellung und 
⸗löſung, Umſicht in der Quellenverwendung, Durchſichtigkeit und Be⸗ 
ſtimmtheit des Aufbaues, eindeutige und begriffliche Klarheit des Urteils, 
und nicht zuletzt eine ſachliche und präziſe Formgebung, die ſich gelegent⸗ 
lich zu eindrucksvoller Wucht ſteigert. Der Fortſchritt, der in dem 
Vierteljahrhundert ſeit Sybels erſtem und großem Wurfe durch die ſtete 
Erſchließung neuen Quellenmateriales und das immer erneute Durch⸗ 
denken der wichtigſten Zuſammenhänge erreicht worden iſt, wird auf 
Schritt und Tritt in einer Darſtellung ſichtbar, die wohl mit der Sicher⸗ 
heit des Abſchließens auftritt. Von dieſem Fortſchritt des geſchichtlichen 
Erkennens iſt Br. recht eigentlich ausgegangen. Im Vordergrunde ſteht 
der Forſcher, der ſeine analytiſchen Sonden in die entſcheidenden Schnitt⸗ 
punkte der Entwicklung einführt und, in unabläſſiger diskuſſiver Aus⸗ 
einanderſetzung mit den Quellenausſagen und den Auffaſſungen Früherer, 
Zuſammenhänge und Bedeutung der Tatbeſtände aufzuſtellen trachtet: 
weniger der Künſtler, dem aus einer unmittelbaren hiſtoriſchen Anſchauung 
des gegebenen Stoffes der Geſtaltungswille einer ſchöpferiſchen Reproduk⸗ 
tion aufſteigt. Von dem kritiſchen Forſcher ſtammt auch wohl der Anſtoß 
zu dem ganzen Werke; wenn man den gleichzeitig ausgegebenen Band der 
„Unterſuchungen“ hinzunimmt, der in drei umfangreichen Monographien 
die deutſche Politik Friedrich Wilhelms im Jahre 1848/49, das Problem 
Napoleon⸗Bismarck in den Jahren 1863/66 und die deutſche Politik im 
Jahre 1866 behandelt, fo gewinnt man den Eindruck, daß eben von die’ 
Kulminationspunkten her die Studien Br.s ihren Ausgangspunkt geng A 
haben, ja auch feine innerliche Geſamteinſtellung zu der Behandlunc 
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Aufgabe weſentlich beeinflußt worden iſt. Das würde inſofern nicht un⸗ 
berechtigt ſein, als es ſich bei jenen Problemen tatſächlich um die den 
Verlauf entſcheidenden Momente handelt. Aber indem ſich das wiſſen⸗ 
ſchaftliche Intereſſe W.s in erſter Linie um die großen diplomatiſchen 
Aktionen und die dabei in Frage ſtehenden verfaſſungsmäßigen Löſungs⸗ 
verſuche konzentriert, wird durch die ſtarke Belichtung, die dieſer Sphäre 


zuteil wird, der Autor ſeinerſeits hinſichtlich ſeiner Behandlungsart anderer 


Sphären wiederum unwillkürlich beeinflußt. Von der verſtandesmäßig 
bewältigten Dynamik des Geſchehens treten die irrationalen Kräfte des 
Lebens und die Perſönlichkeiten, für deren Lebensfülle die Palette Br. 
vorwiegend einfache Grundfarben aufweiſt, etwas zurück, und hinter den 
greifbaren rechtlichen Ordnungen kommt die Veranſchaulichung der ſozialen 
und wirtſchaftlichen Untergründe weniger zu Worte. Die tieferen dynami⸗ 
ſchen Kräfte, die innerhalb des konkreten Ablaufs des Geſchehens walten, 
werden zwar erkannt und analyſiert, aber ſie färben nicht eigentlich fort⸗ 
laufend die Zeitatmoſphäre mit ihrem Blute. Statt deſſen zieht Br. es 
vor, in einer Reihe von Entwicklungslinien, die jedesmal weit ausholen 
und immer wieder von neuem einſetzen, einen begrifflich⸗hiſtoriſchen Unter⸗ 


bau von lehrhaft deutlicher Struktur vorauszuſchicken, der den Hauptteil 


ſeiner erzählenden Darſtellung der Reichsgründung zu tragen beſtimmt iſt. 

Dieſe Vorfrage hat den Anlaß zu einer Auseinanderſetzung von all⸗ 
gemeinſtem Intereſſe gegeben. Fr. Meinecke, der in ſeinem Buche über 
Weltbürgertum und Nationalſtaat eine vielfach andere und bei der jüngeren 
Generation höchſt einflußreich gewordene Auffaſſung über die geſchicht⸗ 
lichen Prämiſſen unſeres neueren Nationalſtaates vorgetragen hatte, hat 
fie in einer Kritik von Br.3 Werk („Zur Geſchichte des älteren deutſchen 
Parteiweſens“ in der Hiſtor. Zeitſchr. 118, 46—62. Ig. 1917) noch einmal 
zur Geltung gebracht, und Brandenburg hat darauf ausführlich ſeinen 
Standpunkt vertreten („Zum älteren deutſchen Parteiweſen. Eine Er⸗ 
wiederung. Ebenda 119, 63—84. Ig. 1919). Der ſachliche Gegenſatz der 
beiden Hiſtoriker drehte ſich um einzelne Fragen wie die Einwirkung 
geiſtiger und materieller Faktoren auf den Geſchichtsverlauf, die Herkunft 
des Liberalismus, die Abgrenzung der Demokratie und des Liberalismus, 
aber er enthüllte ſich als ein ſolcher von allgemeinerer Natur. Wenn er 
in dieſem Falle noch durch die Beſonderheit ihrer beiderſeitigen literariſchen 
Aufgaben verfchärft worden war, fo würde er doch auch unabhängig davon 
zur Geltung gekommen ſein, weil er letztlich in ſehr verſchieden geſtimmten 
Perſönlichkeiten und Temperamenten, namentlich in einem unterſchiedenen 
Bezogenſein ihres Selbſt zu dem Leben wurzelt. Sie repräſentieren eben 
einander entgegengeſetzte Möglichkeiten der hiſtoriſchen Einſtellung, und 
ihre Kontroverfe wird dadurch noch lehrreicher, daß uns kein hiſtoriſcher 
Stoff näher angehen kann, als derjenige, in dem ſich ſo verſchieden ge⸗ 
richtete Deutungsweiſen gegenübertreten. 

Eine wirkliche Stellungnahme zu den hier aufgeworfenen Pro⸗ 
blemen kann freilich nicht durch ein individuelles theoretiſches Votum, 
ſondern nur durch die eigene Praxis erfolgen. Doch darf man meines Er⸗ 
achtens ſo viel ſagen, daß das weite Ausſchwingen des Pendels nach der 
einen Seite, in Meineckes Betonen der geiſtigen Dispoſitionen, nun, in 
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üblicher Reaktion, eine ebenſo weites, ja nur noch heftigeres Ausſchlagen 
nach der anderen Seite zur Folge gehabt hat. Ich habe ſeinerzeit in 
meiner Beſprechung von Meineckes Werk (Forſchungen Bd. 22, 306—318) 
bei aller tiefen Anerkennung des Geleiſteten, immerhin einige aus meinem 
hiſtoriſchen Gefühl fließende Vorbehalte gemacht: daß ich in dem Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Idee und Wirklichkeit die irdiſchen Zuſammenhänge, die 
mir manchmal zu verſchwimmen ſcheinen, gern kräftiger betont ſähe. So 
habe ich z. B. in einer Schrift von Fr. Schlegel ihren realen Zuſammen⸗ 
hang mit der Ara der künſtlichen Staatsſchöpfungen des Direktoriums 
angedeutet. Inſofern ſtimme ich alſo Br. zu, daß auch für die Zeit, von 
1789 —1806 das tatſächliche Erleben ſchon höchſt beſtimmend auf die Ent⸗ 
wicklung der politiſchen Ideen über den Nationalſtaat unter den Deutſchen 
gewirkt hat. Ich ſehe eine Unzulänglichkeit des üblichen wiſſenſchaftlichen 
Betriebs der „Staatslehre“ darin, daß ſie die zeitliche und räumliche 
Gebundenheit theoretiſcher Aufſtellungen an ganz beſtimmte praktiſche 
Vorausſetzungen und Endziele durchweg zu überſehen für gut hält. Aber 
man ſollte die Neigung zu der einen Einſeitigkeit darum noch nicht durch 
die entgegengeſetzte Neigung zu der anderen erſetzen, zumal wenn ſie noch 


viel nachdrücklicher gehandhabt wird. 


So bin ich überzeugt, daß gegenüber der vorzugsweiſe mechaniſti⸗ 
ſchen Ableitung des Liberalismus bei Br. („der Liberalismus iſt überall 
in Erſcheinung getreten, wo der Abſolutismus herrſchend geworden war 
oder wenigſtens zur Herrſchaft zu kommen ſuchte“, 1,119) die Einwände 


von Meinecke zu Recht beſtehen. Ich möchte fie noch durch die Frage 


verſtärken: wie wäre denn die Geburt des genuinen engliſchen Liberalismus 
auf dem Boden der engliſchen parlamentariſchen Ariſtokratie zu erklären? 
Auch in der Auseinanderſetzung über Liberalismus und Demokratie trete 
ich überwiegend auf die Seite Meineckes. Wohl ſtimme ich dem Anſpruch 
Br.s zu, daß der Hiſtoriker, um größere Entwicklungen darſtellen zu 
können, das Recht haben muß, begriffliche Vereinfachungen und Sonde⸗ 
rungen vorzunehmen, aber ſein Lebensgefühl muß ihm die methodiſch 
zuläſſige Grenze in dieſem Verfahren ſetzen. Br. ſcheint mir mit den Be⸗ 
griffen Demokratie und Liberalismus, die er nicht nur für grundverſchieden, 


ſondern auch im Grunde ihres Weſens für einander entgegengeſetzt erklärt, 


dergeſtalt zu operieren, als ob ſie etwas Feſtes und ganz Eindeutiges 
ſeien („vielmehr muß man bereits wiſſen, was jene Begriffe bedeuten“, 
Hiſtor. Zeitſchr. a. a. O. S. 72). Dabei ſcheint mir nicht genügend be⸗ 
rückſichtigt zu werden, daß die Inhalte ſolcher geiſtigen Komplexe ſich 
einmal zeitlich wandeln (und dabei weit von ihrem Ausgangspunkt ent⸗ 
fernen können), ſodann aber je nach den Ländern, in denen ſie ſich zur 
Geltung bringen, mannigfach abgeſtufte Geſtaltungsformen annehmen, und 
ſchließlich auch je nach der Entwicklungsſtufe, die ſie jeweils erreichen, 
ſehr verſchieden beurteilt werden müſſen: je nachdem ſie in der Sphäre 
der rein ideellen Vorbereitung ſtecken bleiben oder ſich vornehmlich als 
kritiſche Oppoſition gegen eine beſtehende Rechtsform des Staates und der 
Geſellſchaft ausleben oder im Beſitz der oberſten Macht auch an eine prak⸗ 
tiſche Durchführung ihrer Poſtulate denken können. Dazu berückſichtige man 
die Tatſache, daß Liberalismus und Demokratie in Deutſchland bis 1871 
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überhaupt nur in abgeleiteter oder übertragener Form einziehen und ein⸗ 
deutige Formulierungen gar nicht gefunden haben. Wie die Stellung 
zum Staate bei dem Liberalismus auch auf deutſchem Boden zwiſchen 
den Extremen hochentwickelter idealiſtiſcher Staatlichkeit und einer un⸗ 
hiſtoriſchen Kopie des Mancheſtertums ſchwankt, ſo ſind auch von der 
Baſis des demokratiſchen Axioms von der Volksſouveränität Laſſalle und 


Marx zu einander entgegengeſetzten prinzipiellen Einſtellungen zum Staate 


gelangt. Schon an dieſem entſcheidenden Punkte ſcheinen mir die Formu⸗ 
lierungen Br.s mit ihrem Gegenſatz von Freiheit und Gleichheit, eben 
weil ſie nur das zeitlich begrenzte ideelle Deſtillat ganz konkreter Lebens⸗ 
formen ſind, auf deutſchem Boden völlig zu verſagen. Es iſt auch nicht ein 
Zufall, daß ſich ein großer Teil der deutſchen Parteigeſchichte der Linken 
in den Grenzgebieten zwiſchen Liberalismus und Demokratie abſpielt, 
in denen die Terminologien mit ihren Inhalten unausgeſetzt ineinander 
verfließen und auch die Menſchen mit ihren praktiſchen Zielen herüber 
und hinüber wechſeln. y 

Während Meinecke zur Erklärung des geſchichtlichen Ablaufs den 
Nachdruck auf die ſich wandelnde geiſtige Dispoſition legt, ſieht Br. in 
den beſtehenden Zuſtänden die weſentlichſte Vorausſetzung. So iſt er der 
Meinung, „daß für die Maſſen elementare, ſie in ihrem täglichen, perſön⸗ 
lichen Leben treffende aufrüttelnde Erfahrungen ſtärkere Motive ſind als 
Lehren und Gedanken, die ihnen von oben her nahegebracht ſind“. Frei⸗ 
lich macht er mit dieſer Auffaſſung, ihre Richtigkeit einmal zugegeben, 
auch da nicht Ernſt, wo man ſehr wohl mit ihr operieren kann. Er läßt 
z. B. den deutſchen Partikularismus „nicht in den Beſonderheiten der 
deutſchen Stämme und Landſchaften, fondern in dem Selbſtändigkeits⸗ 
gelüſte der deutſchen Dynaſtien wurzeln, ſoweit es ihnen gelungen war, 
ihre Gebiete zu wirklichen Staaten auszubilden“ (1, 44) — ob nic“? ‚aber 
der Partikularismus älter ift als feine dynaſtiſche Erſcheinungs foren auf 
die auch Bismarck aus erziehlichen Gründen ihn zurückzuführen liebt, und 
nicht vielmehr aus den naturhaften Unterſcheidungen der Stämme, aus 
den von Br. angezogenen Zuſammenhängen des täglichen Lebens und der 
von hier aus vermittelten wirtſchaftlich⸗ſozialen Intereſſen ſeine ſtärkſten 
Lebenskräfte ſchöpft? Denken wir doch nur an die Erlebniſſe der un⸗ 
mittelbaren Gegenwart, in denen er nach dem Wegfall der dynaſtiſchen 
Exponenten wiederauflebt oder gar neue Schößlinge treibt. Br. geht 
eben von einer außerordentlichen Unbeweglichkeit der Maſſe aus und 
ſcheut nicht vor der Behauptung zurück (H. Z. a. a. O. S. 69), daß „ein 
allmähliches geiſtiges Reifen der Maſſen, wenn es als eine Art Natur⸗ 
vorgang verſtanden wird, in den Jahren 1813/71 kaum nachweisbar fein 
dürfte; die geiſtige Struktur der Maſſen ſcheint ſich in dieſem Zeitraum 
ſehr wenig verändert zu haben, aber ihre Erlebniſſe haben ſie empfänglich 
für den Gedanken der politiſchen Einigung gemacht“. Auf den beſonderen 
Inhalt dieſer Behauptung komme ich zum Schluſſe erſt zurück — prinzipiell 
möchte ich bemerken, daß ich die Rolle der großen Erlebniſſe für die Maſſe 
nicht ſo ausſchließlich als einmalige und von außen wirkende motoriſche 
Anſtöße bewerten kann, ſondern ihnen eine aktivere und bleibendere 
Wirkung zuweiſe. Gewiß machen die Bewegungen der Maſſe — gerade 
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bei uns in Deutſchland — bei allem Wechſel zwiſchen Berg und Tal 
leicht den Eindruck einer trägen Monotonie, aber die Frage bleibt doch, 
ob außergewöhnliche Erlebniſſe — wie es die Franzoſenzeit und die Be⸗ 
freiungskriege, die Revolution von 1848/49, die Kriege von 1866 und 
1870/71 geweſen ſind — nicht nach ihrem Ablauf doch eine erhöhte und 
verwandelte Bewußtſeinslage auch in der Maſſe zurücklaſſen, und damit 
auch eine Verwandlung des Subſtrats bewirken, mit dem die Aktionen der 
führenden Männer zu rechnen haben. Dieſe Frage möchte ich unbedingt 
bejahen. ' 

Um fo mehr als dieſe felbe „Maſſe“ auch einer Veränderung aus 
anderer Urſache unterliegt. Zu ihren „Erlebniſſen“ find doch auch die ge⸗ 
ſellſchaftlichen Umwälzungen zu rechnen, ſoweit ſie auf die Maſſe über⸗ 
greifen: gibt es in dem täglichen Leben des Einzelnen einen tiefergreifenden 
und dauernder formenden Einfluß als die ſozialen Bindungen und die 
Summe der in ihnen enthaltenen Erlebniſſe? Somit iſt neben den 
geiſtigen Dispoſitionen und dem Zwang von oben und außen auch die 
Strukturveränderung in der geſellſchaftlich⸗wirtſchaftlichen Klaſſenlage als 
ein weſentlicher Faktor des Geſchehens nicht außer Acht zu laſſen. Man 


kann ein ſehr ſcharfer Gegner des Marxismus fein und ſich trotzdem des 


Eindrucks nicht erwehren, daß die ihm verdankten (oder unter ſeinem 
Namen gehenden) Einſichten in der Kontroverſe zwiſchen Meinecke und 
Brandenburg auf beiden Seiten zu kurz kommen. Mir ſcheint ein weſent⸗ 
liches Stück des Problems darin zu liegen, daß die unbefriedigende ſtaat⸗ 
liche Situation Deutſchlands, der politiſche Kampf um den Nationalſtaat, 
um ſeine Abgrenzung und ſeine Form, auch die noch ſchlummernden 
ſozialen Triebkräfte, die gewiß auch aus ſich ſelber in Bewegung geraten 


wären, in noch heftigeren Stößen entbindet, von ihnen befruchtet und ge⸗ 


„färbt wird und auf ihre Entwicklung tiefgreifend zurückwirkt. Darum 
—Aſcheint es mir nicht ganz richtig, fo ſcharf, wie Br. es tut, die liberale 


idealiſtiſche Oberſchicht als Träger der nationalen Idee von jenen Tiefen 
zu ſondern, in denen alle politiſchen Inſtinkte lediglich von dem wirt⸗ 
ſchaftlichen Vorteil beſtimmt werden; das Mitſpielen der wirtſchaftlichen 
Intereſſen iſt auch in den Oberſchichten und Mittelſchichten, ob nun bewußt 
oder unbewußt, hinreichend erweisbar. Dieſer Kreis von Fragen wird 
von Br. wohl herangezogen, aber er kommt nicht immer entſprechend 
zur Geltung; er ſieht die ſoziale Frage im Oſten Deutſchlands (1, 163) 
noch gar nicht mitſpielen, wo ſie doch in Schleſien und Sachſen ſich ſchon 
ſehr bemerkbar gemacht hatte. So wird das kommuniſtiſche Manifeſt, 
deſſen Lehren Br. in ſeiner ausgezeichnet klaren Leipziger Rektoratsrede 
von 1919 die ihnen geſchichtlich gebührende Rolle zuweiſt, in ſeinem 
Buche (1, 372) nur verſpätet, außerhalb des eigentlichen hiſtoriſchen 
Zuſammenhanges erwähnt. (Dagegen iſt es ein Irrtum, daß Marx ſchon 


in der „Rheiniſchen Zeitung“ von 1842/43 „offen kommuniſtiſche Ideen“ 


(1, 161) vertreten habe.) 

Der politiſchen Geringwertung der Maſſen entſpricht bei Br. nicht 
nur eine Hochſtellung der Führung durch die Großen, wie ich ſie durchaus 
akzeptieren würde, ſondern eine faſt mechaniſtiſche Überſchätzung des von 
oben Möglichen, die ich nicht mitmachen kann. Wenn er zu Anfang ein⸗ 
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mal bemerkt: „es hat in der deutſchen Geſchichte keinen Zeitpunkt wieder 
gegeben, wo es leichter möglich geweſen wäre, dieſe Pläne eines radikalen 
Unitarismus zu verwirklichen, als im Sommer und Herbſt des Jahres 
1813“, fo erſcheint mir der geſamte dynamiſche Zuſammenhang, in dem 

auch die deutſchen Dinge ruhten, doch viel zu kompliziert, um ihn mit 
einer ſo einfachen Löſung zu erledigen. Die unumgängliche Vorausſetzung 
für ſie wäre doch zunächſt ein bedingungsloſer Sieg der Preußen und 
Ruſſen im Frühjahr 1813 geweſen, der jede öſterreichiſche Hilfe mit allen 
ihren Konſequenzen — zu denen auch der ſchon vor der Schlacht von 
Leipzig geſchloſſene Vertrag von Ried gehört hat — entbehrlich gemacht 
hätte. Selbſt den Fall eines preußiſch⸗ruſſiſchen Sieges von ſolchem Um⸗ 
fange einmal geſetzt, würden die Sieger dann auch noch ſtark genug ge⸗ 
weſen ſein, jedes Hineinreden Oſterreichs in ihre unikariſche Geſtaltung der 
Dinge auszuſchalten? Es iſt ferner begreiflich, daß die machtpolitiſche Ein⸗ 
ſtellung mit dem Lebenswerke Bismarcks nachdrücklich zur Geltung kommt: 
eine andere Frage aber iſt es, ob auch eine tiefere hiſtoriſche Recht⸗ 
fertigung für ſeine Entfeſſelung des Krieges von 1866 von der preußi⸗ 
ſchen Machtidee aus, wie Br. (2, 156) es tut, gegeben werden darf, oder 
nicht vielmehr in der allein dadurch zu erreichenden Verwirklichung der 
nationalen Idee geſucht werden muß. N 

Aus der eigentlichen Darſtellung Br.s greife ich nur noch einige 
Hauptpunkte kurz heraus ). 

Es verſteht ſich, daß ich von dem Standpunkt aus, den ich ſeinerzeit 
in dieſer Zeitſchrift (Bd. 13, 123—152) zur Beurteilung der deutſchen 
Politik Friedrich Wilhelms IV. vertreten habe, der Auffaſſung Br.s 
nachdrücklich widerſprechen muß. Selbſt Meinecke, der an ſeinem Wider⸗ 
ſpruch gegen die von Rachfahl und mir vertretene Anſchauung feſthält, 
tatſächlich aber von ihr keineswegs unbeeinflußt geblieben iſt, urteilt 
doch“ von der Bundesgenoſſenſchaft Br.s, daß fie „nun wieder das Bild 
Friedrich Wilhelms nach der andern Seite übertreibe und ſeiner romanti⸗ 
ſchen Ideologie eine Folgerichtigkeit und Eindeutigkeit gebe, die ſie nun 
einmal nicht hatte“. Damit iſt ſchon geſagt, daß ich meinerſeits die Auf⸗ 
faſſung Br.s, bei allem Scharfſinn und bei aller Energie, mit der fie vor» 
getragen wird, vollends für einen Rückſchritt halten muß. Wenn er ge⸗ 
legentlich auch nicht leugnen will, daß ein preußiſcher Ehrgeiz „gewiß auch 
in ihm lebendig“ war (1, 191), ſo betont er doch immer wieder mit 
Nachdruck, daß in den Gedanken des „nach wie vor abſolutiſtiſch und 


ſtändiſch geſinnten Königs“ (1, 215) der preußiſche Ehrgeiz „nur eine ſehr 


¢ 


untergeordnete Rolle ſpiele“ (1, 209), und erklärt es für verfehlt, felbft 


1) Auf Einzelheiten gehe ich nicht ein. Doch notiere ich für eine neue 
Auflage einzelne kleine Verſehen: 1, 69: Neu⸗Hannover? 1, 114: Ausdehnung 
des Zollvereins im Jahre 1834. 1, 131: Hannover ftatt Heſſen⸗Darmſtadt in 
der Reihe der Verfaſſungsſtaaten der erſten Epoche. 1, 172: die Aktion Gagerns 
vom 27. Februar 1848 iſt erſt durch den Umſturz in Paris ausgelöſt. 1, 175: 


Mathy 1848 nicht Miniſterpräſident, überhaupt nicht Miniſter. 1, 274: in der 


Abſtimmung vom 27. März 1849 über die Erblichkeit ſtimmte der weitaus größte 
Teil der Demokraten — bis auf die kleine Gruppe Simon — allerdings mit 
den Großdeutſchen. 1, 365: der Steuerverein umfaßte nicht auch die Hanſe⸗ 
ſtädte. 2, 54: die öſterreichiſchen Miniſter Bach und Bruck verwechſelt. 
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feine unzweideutigen Außerungen über feine Ambitionen im Sinne eines 
„ſtarken Ehrgeizes und eines Verlangens nach Stärkung der preußiſchen 
Macht“ (1, 289) auszudeuten. Daher vermag er es nur höchſt eigentüm lich 
zu finden, daß Camphauſen und der König jemals an die Pereinbarkeit 
ihrer politiſchen Ziele hätten glauben können (1, 255) — mußte es, wenn 
die Dinge ſo einfach lägen, nicht vollends unverſtändlich ſein, daß Friedrich 
Wilhelm auch dann noch, als die Welle der nationalen Revolution wieder 
abzulaufen begann, Camphauſen durch keinen andern als Radowitz zu er⸗ 
ſetzen fic) entſchloß? Über den Mann, der nach Rankes Wort „das Selbſt 
des preußiſchen Staates“ erhalten hat, wird von Br. das vernichtende 
Urteil geſprochen: „ſeine Motive hatten mit preußiſcher Staatsgeſinnung 
überhaupt nichts zu tun“ (1, 292), ja er habe „von allen preußiſchen 
Staatsmännekn am wenigſten preußiſch gedacht und gehandelt“ (1, 298). 
Die „alte“ Auffaſſung wird ſomit nicht nur wiederhergeſtellt, ſondern 
noch überboten. So ſcheut ſich Br. nicht, Friedrich Wilhelm IV. in der 
entſcheidenden Verhandlung mit dem Fürſten Schwarzenberg im Winter 
1848/49 als „im Herzen einen heimlichen Verbündeten Oſterreichs“ (1, 288) 
zu bezeichnen. 

Aber gerade für dieſe Kriſis, für die Br. in dem Bande ſeiner 
Unterſuchungen ſelbſt ſehr wichtiges neues Material erſchloſſen und die 
Forſchung wirklich gefördert hat, ſcheint mir neuerdings F. Rachfahl e 
feiner Abhandlung „Die deutſche Politik Friedrich Wilhelms IV. i 
Winter 1848/49“ (Veröffentl. d. Vereins f. d. Geſchichte der Mark 3 
burg, 1919), mit umſichtigſter Abwägung den ſchlüſſigen Beweis dafür 
erbracht zu haben, daß Br. aus den Quellen nicht nur in Einzelfragen 
(Miſſionen Brühls) unhaltbare Schlußfolgerungen gezogen, ſondern auch 
eine nicht belegbare Geſamtauffaſſung der letzten Ziele des Königs abe 
geleitet hat. Rachfahl hat erwieſen — und inſofern kann ſeine Beweis⸗ 


führung auch als eine weitere Stütze für feine Beurteilung der Märzpolitik 


des Königs gelten —, daß Friedrich Wilhelm IV. auch jetzt nnd gerade jetzt 
hinter allen romantiſchen Verbrämungen ſeiner Ziele doch reale Abſichten 
hartnäckig verfolgt und an ſeinem alten Programm, „die höchſte Reichs⸗ 
würde an das Haus Habsburg, die Zentralgewalt an Preußen“, feſt⸗ 
gehalten habe. Wo die Undurchführbarkeit dieſer Pläne einſetzt und warum 
ſie zum Scheitern verurteilt waren, iſt eine Frage für ſich: genug, daß 


man zunächſt das preußiſche und deutſche Wollen des Königs in ſich 


ſelber begreifen muß. Gegenüber der maſſiven Formulierung von dem 
„großdeutſchen Geſichtspunkt“ des Königs bei Br. (1, 293) ſcheint mir in 
der von Rachfahl entwickelten Stufenordnung des engeren, weiteren und 
weiteſten Bundes einleuchtend gemacht zu ſein, daß der König wohl 

„Oſterreich nicht aus Deutſchland herausdrängen“ wollte, tatſächlich aber, 
indem er Oſterreich mit ſeinen Befugniſſen auf den weiteren und weiteſten 
Bund und auf die kaiſerlichen Ehrenrechte über das Ganze in aller Freund⸗ 
ſchaft abzuſchieben ſuchte, Preußens Kompetenzen in dem engeren 
Kreiſe freimachen und damit erhöhen wollte. Man könnte das 
Scheitern der Politik Friedrich Wilhelms IV. auf die Formel bringen, 
daß ſie mit konſervativen Methoden, in organiſcher Entwicklung, innerhalb 
ſtaatsrechtlicher Formen ein Endziel anſtrebte, das auf dieſem Wege nicht 
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zu erreichen war: es konnte nur erreicht werden mit den radikalen Mitteln 
Bismarcks, durch Zerſchneiden der ſtaatsrechtlichen Zuſammenhänge und 
ihre ſpätere Ineinanderfügung auf völkerrechtlichem Wege, auf dem dann 
möglicherweiſe in einer langen Entwicklung auch neue ſtaatsrechtliche 
Formen ſich hätten ausbilden können. 5 

Für die Geſchichte der Bismarckſchen Reichsgründung waren die 
Hauptlinien der Entwicklung, nach der erſten Grundlegung Sybels, vor 
allem durch Max Lenz gezogen worden. Es handelte ſich für Br. vor 
allem darum, ſie hier und da zu vertiefen, das neue Material und neue 
Forſchungsergebniſſe hineinzuarbeiten und zu einer geſchloſſenen Dar⸗ 
ſtellung auszuführen. Seine eigentümlichſten Fähigkeiten waren für dieſes 
ſubtile Entwirren und ſaubere Neuordnen der Fäden, für das hiſtoriſche 
Bewerten aller Phaſen und Zuſammenhänge des großen Spiels wie ge⸗ 
ſchaffen. Vor allem die Darſtellung der Beziehungen zwiſchen Bismarck 
und Napoleon (vgl. den Unterſuchungsband S. 393—480), die zum erſten⸗ 
mal das in den erſten acht Bänden der franzöſiſchen Aktenpublikation 
„Les origines diplomatiques de la guerre de 1870/71“ (1909/14) — 
bis zum 8. Mai 1866 reichend — aufgehäufte neue Material im Zu⸗ 
ſammenhang kritiſch verarbeiten, bringt mannigfache Aufhellung bisher 
ungeklärter Tatbeſtände; es iſt danach zu erwarten, daß auch die wohl 
noch zu erwartenden Bände dieſer Publikation vom Mai 1866 bis zum 
Ausbruch des Krieges von 1870 weiteres wertvolles Material für die 
Vorgeſchichte der Reichsgründung liefern werden. An Einzelheiten ſei be⸗ 
merkt, daß der Vertrag zwiſchen Oſterreich und Frankreich vom 12. Juni 
1866, „von deſſen Inhalt wir bisher unbeſtimmte Kunde haben“ (2, 151, 
vgl. Anhangsband S. 469), tatſächlich bei Ollivier, L’Empire liberal 
8, 180 f. ſchon gedruckt iſt; es iſt heute beſonders denkwürdig, daß Oftere 
reich ſich damals nicht geſcheut hat, als Gegengabe für den Fall des 
Sieges die Errichtung eines unabhängigen rheiniſchen Staates zuzuſichern! 
Eine erſte Andeutung davon, was ſich aus einer etwaigen Fortſetzung der 


franzöſiſchen Publikation wird gewinnen laſſen, bietet die ſoeben erfolgte 


Veröffentlichung der Tagebücher des heſſiſchen Miniſters Freiherrn von 
Dalwigk. Das große hiſtoriſche Problem, das in dem Zuſammenſtoß 
zwiſchen der deutſchen ſtaatlichen Einigung und der franzöſiſchen Macht⸗ 
politik enthalten iſt, wird heute von neuem aufgerollt, und die Franzoſen, 
die als Nation uns gegenüber nichts gelernt und nichts vergeſſen haben, 
ſind von neuem auf das eifrigſte beſchäftigt, unter dem Namen der Sicher⸗ 
heitspolitik nicht nur die alten machtpolitiſchen Poſitionen der Ara Lud⸗ 
wigs XIV. und Napoleons I. wieder vorzuſchieben, ſondern auch die 
Interventionspolitik Napoleons III. von neuem zu inſzenieren. Bei uns 
aber wird in Zukunft der Nachweis liegen, daß wir ſeitdem manches nicht 
vergeſſen, aber als Nation viel hinzugelernt haben. 

Zum Schluß noch eine allgemeine Bemerkung über die Stellung 
der Nation in dieſem Werke nationaler Geſchichtsſchreibung. Es iſt be⸗ 


greiflich, daß die ſcharfe Herausarbeitung des Bismarckſchen Lebenswerkes 


dem Anteil der Andern nicht günſtig ſein kann; die heroiſche Linie ſeiner 
weltgeſchichtlichen Initiativen durchkreuzt nicht allein das Wollen der⸗ 
jenigen, die überhaupt ein ganz anderes Ziel verfolgten, ſondern auch, 
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und nicht minder erbarmungslos, die Entwürfe derjenigen, die ein ver⸗ 
wandtes Ziel auf anderen Wegen erſtrebten. Die unendlichen Schwierig⸗ 
keiten der Löſung der nationalen Frage mit allen ihren inneren und 
äußeren Verzahnungen machten ſchließlich die Unterordnung aller Kräfte 
unter eine ganz individuelle Führung nötig, wenn dieſe den Bund mit dem 
Genius des Vollbringens einging. Zumal die außerpolitiſchen Schwierig⸗ 
keiten erſcheinen, je weiter man ſich von den Dingen entfernt, nur noch 
gewaltiger; ich bin ſogar der Meinung, daß Br. in der Darſtellung des 
Krieges von 1870/71 die Auseinanderſetzung Bismarcks mit den Meus 
tralen, die politiſch höchſt lehrreiche erſte Machtberührung des werdenden 
Reiches mit ſeiner europäiſchen Umwelt, eher noch ſtärker hätte betonen 
können. Aber ſo hoch man das Werk Bismarcks ſtellt, als etwas Einziges 
und Schöpferiſches, ſo darf das Werk der Nation, weil ſie in dem Weſen 
des Genius nicht aufgeht, darum nicht zu kurz kommen. Br. bewertet 
ihren Anteil grundſätzlich (ſo in den Schlußbemerkungen S. 413 ff.) durch⸗ 
weg richtig, aber er läßt ihn innerhalb ſeiner Darſtellung der Aktionen 
nicht entſprechend zu Worte kommen; es iſt gewiß nur ein Zufall, daß 
der Name Treitſchkes in der ganzen Darſtellung der ſechziger Jahre über⸗ 
haupt nicht genannt wird, aber es iſt immerhin ſymboliſch für eine ge⸗ 
wiſſe Verengung des hiſtoriſchen Intereſſes, die fic) dem Autor aus Urs 
ſprung und Anlage ſeines Buches mitteilt. So ſcheint mir auch die natio⸗ 
nale Politik der Liberalen der ſechziger Jahre und ihre Kombination 
innerer und äußerer Ziele nicht völlig verſtändlich gemacht zu werden, auch 
wenn dieſe Leute nicht zum Schuß kamen und vielleicht nicht kommen 
konnten; erſt aus der Politik Roggenbachs und ſeines weitverzweigten Kreiſes 
— die hoffentlich demnächſt in authentiſcher Weiſe aufgeſchloſſen werden 
wird — kann z. B. auch die Aktion Bernſtorffs im Jahre 1862, die Summe 
des unmittelbar vor Bismarck Möglichen, völlig begriffen werden. 

Die Geſamtheit der durcheinander wogenden nationalen Kräfte, aller 
dieſer Kräfte, die ſich neutraliſieren und durchkreuzen, hemmen und ſteigern, 
und letztlich doch wieder etwas Elementares an ſich haben, ſcheint mir bei 
Br. etwas zu ſehr zurückzutreten. Das hängt gewiß einmal mit der Art 
der Aufgabe zuſammen, die er ſich geſtellt hat, aber auch mit ſeiner 
prinzipiellen Bewertung der unorganiſierten Kräfte, mit ſeiner Neigung, 
fie erſt dann zur Geltung zu bringen, wenn fie greifbar und geordnet 
erſcheinen (charakteriſtiſch dafür die Formulierung 2, 416: „In dieſem 
Mangel an einer feſten, einheitlichen Organiſation lag der hauptſächliche 
Grund dafür, daß die nationale Bewegung nicht aus eigener Kraft die 
alten Gewalten hat überwinden und ein neues Staatsleben ganz nach 
ihrem Sinne hat ſchaffen können“). Alſo bewertete auch Bismarck in 
ſeinem Machtſpiele nur die Faktoren „quae numero ac pondere dicun- 
tur“ — aber es iſt die Frage, ob die Geſchichtſchreibung ſich gleichfalls 
auf dieſe Maxime des praktiſchen Handelns einzuſtellen, oder nicht vielmehr 
ihre Aufgaben noch tiefer und allgemeiner zu faſſen hat. Wenn ſie es 
nicht tut, ſo könnte ſie wider Willen leicht jenen Anſchauungen des uns feind⸗ 
lichen Auslandes entgegenkommen, die Friedrich den Großen und Bismarck 
nur als die iſolierten Erſcheinungen von Machtmenſchen auffaſſen, die ſie 
heute aus der Geſchichte ſtreichen möchten, weil ſie ihr Werk auslöſchen 
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wollen — während der Genius Bismarcks doch auch nur wieder als 
Exponent von etwas Höherem, eines auf tauſend Wegen zum nationalen 


Staate aufſteigenden elementaren Drangesi, geweſen iſt, ein Erzeugnis 


von tieferen Kräften, die ihre Unſterblichkeit in ſich ſelber tragen und 
darum auch niemals ausgelöſcht werden können. 

Das Buch Br.s wird eine ſtarke wiſſenſchaftliche Stellung in unferer 
Literatur behalten. Es wird während des Krieges in viele Hände ge⸗ 
langt ſein und manch einem in ernſten und erhebenden Stunden von den 
verſchlungenen Wegen erzählt haben, wie wir wieder ein Staat ge⸗ 
worden ſind. Wenn ich dahinter noch die vielleicht viel ſchwerer er⸗ 
füllbare Aufgabe erblicke und in der gegenwärtigen Lage unſeres Schick⸗ 


. fal8 geradezu für geboten erachte, darzuſtellen, wie wir erft wieder zu 


einem Volke im höheren Sinne werden mußten, ſo ſoll dieſer 
Wunſch den Dank nicht mindern, den wir der Leiſtung Br.s ſchulden. 
Heidelberg. Hermann Oncken. 


Fürst Bismarcks Entlaſſung. Nach den hinterlaſſenen, bisher un⸗ 
veröffentlichten Aufzeichnungen des Staatsſekretärs des Innern, 
Staatsminiſters Dr. Karl Heinrich von Boetticher und des Chefs der 
Reichskanzlei unter dem Fürſten Bismarck Dr. Franz Johannes 
von Rottenburg. Herausgeg. von Profeſſor Dr. Georg Freiherrn 
von Eppſtein, Wirklichem Geheimem Rat. Mit 2 Bildniſſen. 237 S. 
Berlin, A. Scherl, o. J. 16, — Mk. 


Bismarcks Entlaſſung iſt durch die große Vismardſehnſucht unſeres 
Volkes in dieſer Zeit der Not wieder unſerm Intereſſe näher gerückt. 
Die Frage nach dem Warum erleben wir noch einmal in all ihrem 
Schmerz. Die ernſte Bismarckforſchung hat ſie nur zaghaft zu löſen 
gewagt, das vorliegende Material war ihr zu einſeitig. Einen kleinen 
Schritt vorwärts kommen wir heute durch die Veröffentlichung der Auf⸗ 


zeichnungen des Staatsminiſters von Boetticher. Einer der ſchärfſten An⸗ 


gegriffenen gelangt zum Wort. Doch, um es gleich zu ſagen, viel mehr 
als ſeine Schuldloſigkeit nachzuweiſen, vermag auch er nicht. Wir ſind 
alſo der Erkenntnis des eigentlichen Problems nur wenig näher gerückt. 
Ob wir es durch weitere Vermehrung der Tatſachenkenntnis allein über⸗ 
haupt werden? — Ich glaube es kaum. Kaiſer und Kanzler verkörpern zwei 
auseinander ſtrebende Weltanſchauungen. Inwieweit dieſes Auseinander⸗ 
ſtreben nun durch Einzelereigniſſe gehemmt oder gefördert wird, tut letzten 
Endes wenig zur Sache, ſo reizvoll auch die Erforſchung dieſer Erſcheinungen 
iſt. Jedenfalls wird ſich das Endurteil über die Entlaſſung Bismarcks 
immer mehr zu dem Verſuch einer Charakterzeichnung der beiden Haupt⸗ 
beteiligten entwickeln müſſen, und damit kommt man wohl der richtigen 
Bewertung jener Zeit am nächſten. Daß dabei auch hin und wieder ein kräf⸗ 
tiger Schatten auf das Bild des greiſen Titanen fällt, ſtört nicht, der⸗ 
gleichen hält ihn uns menſchlich nahe, und das iſt gut. Denn an ſich 
ſtehen ſeine Züge feſt, ſeine Taten haben ſie in die Tafeln der Geſchichte 
eingegraben. 

Deshalb hätte der Staatsminiſter von Boetticher ſeine 1902 ab⸗ 
geſchloſſenen Aufzeichnungen ruhig ſchon früher herausgeben können. Wenn 
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dieſes jetzt erſt lange nach feinem Tode geſchieht, fo kann daraus der 
Grad von Verehrung geſchloſſen werden, die den zwar heftig Geſcholtenen 
dennoch mit dem Altreichskanzler verbindet. Der Herausgeber hat die 
Boetticherſche Denkſchrift in einen weiteren Rahmen geſtellt, indem er die 
Bemerkungen des damaligen Chefs der Reichskanzlei, Dr. von Rottenburgs, 
ſowie eine ganze Anzahl von Dokumenten aus der fraglichen Zeit hinzu⸗ 
fügte. Somit iſt über das aus dem Kreiſe Boettichers zu erwartende 
Material eine gewiſſe Klarheit geſchaffen worden, was nur dankbar be⸗ 
grüßt werden kann. 

Das ſachliche Verdienſt des Buches deutete ich bereits an, wenn ich 
auch nur die negative Seite hervorhob. Poſitiv ſtellt es eine Ehrenrettung 
von Boettichers gegen die Bismarckſchen Angriffe, wie ſie auch von meh⸗ 
reren Bismarckforſchern, z. B. Liman (Fürſt Bismarck nach ſeiner Ent⸗ 
laſſung), Egelhaaf (Bismarck, ſein Leben und ſein Werk), Hans Blum 
(Das Deutſche Reich zur Zeit Bismarcks) aufgenommen worden ſind, dar. 
Es bildet damit eine Unterlage zu den bereits 1918 erſchienenen Aus⸗ 
führungen, die Hammann in ſeiner Denkwürdigkeitenſammlung Bd. 1, 
„Der neue Kurs“ (S. 8 ff.) im gleichen Sinne macht. (Einen Hin⸗ 
weis auf dieſen zwar vermiſſe ich bei E., obwohl dieſer das Problem 
faſt vielgeſtaltiger behandelt als er ſelbſt!) Dieſe grundſätzliche Feſt⸗ 
ſtellung wird natürlich von einer Reihe von Einzeltatſachen unterſtützt, 
die immer wieder die völlige Loyalität von Boettichers gegenüber ſeinem 
langjährigen Vorgeſetzten und Freund dartun. Ein Kronzeuge für die 
Richtigkeit der Ausführungen ſind die oben genannten Bemerkungen 
Rottenburgs. Sie ſind aber auch gleichzeitig eine ausgezeichnete Kritik, 
bezw. Ergänzung. „Die Aufzeichnungen .... enthalten nicht eine Klar⸗ 
ſtellung der letzten Gründe für den Bruch zwiſchen Kaiſer und dem 
Kanzler. Es hat auch wohl nicht in der Abſicht des Herrn von Boetticher 
gelegen, eine ſolche Klarſtellung zu geben, welche nur mit Hilfe einer ein⸗ 
gehenden pſychologiſchen Analyſe und eines Heranziehens weit zurück⸗ 
liegender Tatſachen möglich ſein würde. Die Aufzeichnungen beſchränken 
ſich darauf, eine Reihe von Vorgängen, welche ſich in der Zeit von Ende 
Januar bis Ende März 1890 abgeſpielt haben, feſtzulegen. Wenngleich 
dieſe Vorgänge nur nach der negativen Seite hin konkludent ſind, ſo iſt 


ihre Feſtlegung doch von großem Werte. Die Aufzeichnungen 


.. ergeben, daß die letzte Wurzel des Antagonismus 
zwiſchen dem Kaiſer und dem Kanzler mitnichten in einer 
dinergierenden Stellungnahme zu der Frage der Fort⸗ 
führung der n gelegen hat, ſondern tiefer zu 
ſuchen tft. (S. 79 und 80). 

Mit dieſen Außerungen erkennt Rottenburg klar das Problem und 
bekräftigt damit die von mir gegebene Bewertung all der Aufklärungen 
über das Warum der Bismarckſchen Entlaſſung. Gleichzeitig weiſt er 
ebenſo wie von Boetticher den ſo oft angeführten Grund für Bismarcks 
Abgang — die Meinungsverſchiedenheiten über die Fortführung der Sozial⸗ 
politik — durch Anführen mehrerer Erklärungen des Kanzlers unzwei⸗ 
deutig zurück. Dabei unterſtreicht er auch den von Boetticher gegebenen 
Hinweis auf die wenig förderliche Tätigkeit des Grafen Herbert Bismarck 
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kräftig genug. Aber mir ſcheint, auch dieſe Tatſache gehört ſehr Rod 
in das Gebiet pſychologiſcher Erörterungen. | 

Recht verdienſtvoll ift die Mitteilung der Dokumente aus den Pas 
pieren Boettichers. Manches erfährt man hier vollſtändig wohl zum 
erſten Mal, wis z. B. die Ausarbeitungen des Kaiſers über die Arbeiter⸗ 
frage, welche dieſem als Unterlage für die Kronratsſitzung vom 24. Januar 
1890 dienten. Daß die Protokolle der entſcheidenden Märzſitzungen ſowie 
die Abſchiedsſchreiben vollſtändig mitgeteilt werden, verſteht ſich wohl von 


ſelbſt. Wenn ſich bei dieſen hin und wieder Anmerkungen mit Hinweiſen 


auf die allgemeine Lage befänden, ſo wäre das kein Schade. Immerhin — 

im ganzen geurteilt — haben wir hier eine Veröffentlichung vor uns, die 

wohl die Sorgfalt verdient, die der Verlag auf ſie verwendet hat. 
Hermann Dreyhaus. 


Friedrich Meinecke, Preußen und Deutſchland im 19. und 20. ube, 
hundert. Hiſtoriſche und politiſche Aufſätze. VI u. 552 S. München 
und Berlin, R. Oldenbourg, 1918. 14,— Mk., geb. 16,— Mk. 


Mit dankbarer Genugtuung werden die zahlreichen Freunde F. Meineckes 
die vorliegende Sammlung begrüßen, die ein etwas verſtreutes Material 
zuſammenſtellt. Der Titel bezieht ſich nicht allein auf den gleichlautenden 
erſten Aufſatz, mit Fug und Recht betrifft er ſämtliche Arbeiten des ſtatt⸗ 
lichen Bandes. Meinecke gliedert dieſen in fünf Gruppen, wovon die drei 
erſten „Zur Geſamtgeſchichte Preußens und Deutſchlands im 19. und 20. 
Jahrhundert“, „Aus der Zeit der Erhebungen und der Reſtauration“ und 
„Aus der Zeit Friedrich Wilhelms IV. und des jungen Bismarck“ Zu⸗ 
ſammenfaſſungen oder Ergänzungen zu ſeinen Hauptwerken darſtellen, wie 
ſie in den verſchiedenſten Zeitſchriften veröffentlicht worden ſind. Erfreu⸗ 
licher Weiſe befindet ſich darunter die Wiedergabe eines im November 
1915 in der Staats wiſſenſchaftlichen Geſellſchaft in Berlin gehaltenen 
Vortrages, der zuerſt in Schmollers Jahrbuch, Bd. 40, erſchien, „über 
Landwehr und Landſturm ſeit 1814“, der auch ſehr feine Beobachtungen 
über die Kampfkraft dieſer Formationen im Weltkriege, ſowie ihre Ein⸗ 
ſchätzung durch Hindenburg enthält. Der Biograph Boyens brachte ja 
gerade für dieſe Fragen die beſten Vorbedingungen mit. Die vierte 
Gruppe iſt den deutſchen Geſchichtsforſchern des 19. Jahrhunderts ge⸗ 
widmet. Darunter befindet ſich eine hier zum erſten Male veröffentlichte 
biographiſche Würdigung Treitſchkes, die für das von H. Haupt und 
P. Wentzcke geplante, aber des Krieges wegen nicht zur Ausführung ge⸗ 
langten Jubiläumswerkes „Hundert Jahr deutſcher Burſchenſchaft“ be⸗ 
ſtimmt war. Ich kann nicht verhehlen, daß mich dieſe Darſtellung ent⸗ 


S täuſcht, zumal wenn ich überlege, daß fie für akademiſch gebildete Lefer 


beſtimmt war. Die Vorzüge Meineckeſcher Geſchichtsſchreibung: eine be⸗ 
ſondere klare und tiefgehende Linienführung der beherrſchenden Gedanken 
vermiſſe ich hier in hohem Maße. Eng ſich an die Außerlichkeiten der 
Tatſachen haltend gleitet er mit ſtarker Benutzung der Briefe durch 
Treitſchkes Leben. Erſt im Schluß findet er ſeine Eigenart wieder. — 

Die fünfte Gruppe mit drei Aufſätzen iſt der Zeit des Weltkrieges 
gewidmet. Am eindringlichſten iſt davon der letzte „Die deutſche Frei⸗ 
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heit“, aus der Sammelſchrift „Deutſche Freiheit. Fünf Vorträge, heraus⸗ 
gegeben vom Bunde deutſcher Gelehrten und Künſtler“, die eine ſtarke 
Verbreitung gefunden haben. Dieſer Aufſatz ſtellt ein Schlußwort dar 
zu den früher hier angezeigten Sammlungen Meineckeſcher Kriegsaufſätze 
(vergl. Forſchungen Bd. 30, S. 255 und Bd. 31, S. 180). Sie werden einen 
Abſchnitt für ſich bilden. Denn mit der Revolution hebt, beſonders für 
uns Deutſche, eine neue Welt an, die nicht zuletzt auch das Urteil des 
Hiſtorikers, mag er auch ein rückwärts gerichteter Prophet ſein, ſtark be⸗ 

einfluſſen wird. Demnach hätte die vorliegende Sammlung ſelbſt durch 
We Zeitgeſchichte einen tiefgreifenden Abſchluß gefunden. 

Hermann Dreyhaus. 


Johannes Höffner, Die Hohenzollern und das Neich. 204 S. Halle 
a. d. S., Richard Mühlmann, Verlagsbuchhandlung (Max Groſſe), 
o. J. 3, — Mk. 

Nach dem Ausbruch der Revolution tut es weh, in einem Buche zu 
leſen wie dem vorliegenden. Mit frommem Glauben wendet es ſich gegen 
die Anwürfe Wilſons, die dieſer in dem Jahre 1917 den Hohenzollern 
machte. An der Hand der 500 jährigen Geſchichte des ruhmreichen 
Herrſchergeſchlechtes legt er deſſen Verdienſte um das Reich in zwar 
leidenſchaftsloſen, aber doch warmen Worten dar. Die Anfänge werden 
natürlich nur ſkizziert. Erſt ſeit dem 17. Jahrhundert geht der Verf., 
der die wichtigſte neue Literatur wohl kennt, mehr in die Breite, ſich aber 
hauptſächlich an die Tatſachen haltend, wenn auch ſtets in ſtrengem Hin⸗ 
blick auf ſein Thema. Naturgemäß wird die deutſche Politik des Großen 
Kurfürſten deutlich und überſichtlich gekennzeichnet. Ahnlich Friedrich der 

Große. Die kriegeriſchen Ereigniſſe werden ſehr knapp gefaßt. Klaſſiſch 
wirkt der Satz unter Friedrich: „Der Verlauf der drei Kriege um 
Schleſien iſt bekannt“ (S. 93). Fertig! — So gelingt es dem Verf. auf 
beſchränktem Raume doch ein verhältnismäßig recht anſchauliches Bild 
der Verdienſte der Hohenzollern um unſer deutſches Vaterland zu ent⸗ 
werfen. Hermann Dreyhaus. 


Karl Kautsky, Wie der Weltkrieg entſtand. Dargeſtellt nach dem 
Aktenmaterial des Deutſchen Auswärtigen Amtes. 182 S. Berlin, 
Paul Caſſirer, 1919. 6, — Mk. ! 


Kautsky genoß früher als Interpret des Marxismus einen gewiſſen 
wiſſenſchaftlichen Ruf. Deshalb ſchien er der geeignete Mann zu ſein, 
das Volk über die Schuld ſeiner bisherigen Herrſcher aufzuklären. Aller⸗ 
dings ſo, wie man ſich die Sache gedacht hatte, ging ſie doch nicht. Die 
politiſchen Verhältniſſe geſtalteten ſich nicht den Hoffnungen des November⸗ 
rauſches gemäß, und damit kam auch die Herausgabe der Aktenſtücke zum 
Kriegsausbruch ins Stocken. Nach mehrfachem Hin und Her haben dieſe 
dann ohne die unmittelbare Anteilnahme K.'s durch Delbrück⸗Montgelas⸗ 
Schücking doch noch den Weg ins Freie gefunden, ohne allerdings ſonder⸗ 
lich zu erſchüttern. K. hingegen glaubte mit ſeinen Eindrücken nicht 
hinter dem Berge halten zu müſſen, und ſo entſtand das vorliegende 
Buch, das durch Indiskretionen ſogar im feindlichen Auslande früher 
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bekannt wurde als bet uns. Seine Aufgabe definiert K. dahin: „Ich tat 
es nicht als Ankläger, ſondern als Geſchichtsſchreiber, der erforſchen will, 
wie die Dinge gekommen find" (S. 10), oder ein anderes Mal: „Ich hatte 
in dem Archiv des Auswärtigen Amtes nicht gearbeitet als ſein Beamter, 
ſondern als freier Hiſtoriker“ (S. 11). Man ſieht, K. legt Gewicht auf 
ſeine wiſſenſchaftliche Betätigung. 

Wie iſt es nun damit beftellt? — - S 


Jeder auch nur einigermaßen fic) ernſt nehmende Forſcher ift be⸗ 
müht, beſonders wenn es ſich um Forſchungsergebniſſe von weittragender 
Bedeutung handelt, dieſe ſo ſorgfältig wie möglich zu fundieren. Er 
wird alſo, ſelbſt wenn er ſich die Aufgabe ſtellt, ſein Material möglichſt 
deutlich hervorzuheben, doch dieſes mit allem bisher bekannten in Be⸗ 
ziehung bringen und dann erſt ſeine Schlußfolgerungen ziehen. Was tut 
aber K.? — Daß er zunächſt lediglich die Aufzeichnungen des Aus- 
wärtigen Amtes benutzt, war feine Aufgabe. und damit fein gutes Recht. 
Aber deren Verhältnis zu den übrigen Dokumenten! Wie ſich auf dieſem 
Wege Wahrheit finden läßt, beweiſt die an anderer Stelle beſprochene, 
groß angelegte Arbeit des Schweizers Sauerbeck, der formal und gedank⸗ 
lich feinen Stoff auf das innigſte durchdringt. Aber K.? — — Da 
läßt ſich eben kein Vergleich ziehen. Denn K. will einfach die Wahrheit 
nicht trotz ſeiner feierlichen Verſicherungen im Eingang. Er geht davon 


aus, daß Deutſchland und Oſterreich die einzig Schuldigen ſind — wie 


wilde Beſtien ſchildert er die Regierungen beider, die nur darauf lauerten, 


ſich auf die unſchuldigen Lämmer zu ſtürzen — und e dieſem Gedanken 


wird alles untergeordnet. , 

Die Vorgeſchichte des Krieges wird einfach den Abſichten gemäß 
zugeſtutzt. Die deutſche Weltpolitik konnte nur den Sinn haben: „Auf⸗ 
richtung der Beherrſchung der Welt durch Deutſchland' (S. 17). Eng⸗ 
land hatte das Recht, ſeine Lebensmittelverſorgung durch eine Flotte zu 
ſchützen, Deutſchland nicht (S. 18/19). Gleichfalls, Rußland hatte das 
Recht, den Balkan als ſeine Intereſſenſphäre zu betrachten, Oſterreich⸗ 
Ungarn trotz Donau, trotz größerer Nähe nicht (S. 24 ff.). Kurz und 
gut, alle Völker der Erde dürfen ſich geſund entwickeln, bloß, wenn das 
die Mittelmächte auch verlangen, dann iſt das ein Verbrechen. — 

Doch weiter! Am deutlichſten macht ſich die vorgefaßte Meinung 
natürlich geltend bei der Erörterung der eigentlichen Aktenſtücke. Als 
Vergleichs⸗ bezw. Ergänzungsmaterial werden neben den Buntbüchern, 
die doch nun einmal nicht zu umgehen ſind, vor allem herangezogen die 
beiden Werke von Grelling, ,J’accuse* und „Das Verbrechen“, ferner in 


ergiebigſtem Maße die berüchtigte „Denkſchrift“ des Fürſten Lichnowsky, 


die Veröffentlichungen Kurt Eisners, das von Dr. Roderich Gooß 1919 
veröffentlichte Wiener Material (meiſt allerdings im polemiſchen Sinne). 
Schon dieſe Aufzählung iſt recht bezeichnend. Dabei iſt zu bemerken, 
daß die Buntbücher nur dann benutzt werden, wenn ſie zu der Abſicht 
des Verfaſſers paſſen, ja, es macht ihm nichts, als Kronzeugen engliſche 
und franzöſiſche Außerungen heranzuziehen (S. 74/75). Die ſind natür⸗ 
lich über jeden Zweifel erhaben. 
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Nur eines vermiffe ich, was doch dem „gewiſſenhaften“ Hiſtoriker 
auch nicht entgangen ſein dürfte: Wo ſind auch nur Hinweiſe auf die 
Ergebniſſe des Suchomlinowprozeſſes? — Warum werden die Ent⸗ 
hüllungen der Bolſchewiſtenregierung in Rußland 1917/18, die bereits in 
die Niemeyer⸗Struppſche Sammlung der „vVölkerrechtlichen Urkunden des 
Weltkrieges“ (Bd. II) Eingang gefunden haben, nicht benutzt, ja, nicht 
einmal mit einem Worte erwähnt? — Um die Antwort braucht man 
nicht verlegen zu ſein. Dieſe „Aktenſtücke“ paſſen ja nicht unter die Ab⸗ 
ſichten des Verfaſſers, ſie belaſten Rußland, und Rußland war ſchon lange 


kein „Störenfried“ der Welt mehr, denn es barg in ſeinem Innern die 


Revolution. Störenfriede waren einzig und allein Deutſchland und 
Oſterreich, denn in ihnen herrſchte eine ſchrankenloſe Militärdiktatur, die 
nach Blut lechzte. Vertreter dieſer Auffaſſung iſt für K. ganz beſonders 
Kaiſer Wilhelm. Damit komme ich zu dem Clou der ganzen Veröffent⸗ 
lichung. Das find die Randbemerkungen des Kaiſers zu einzelnen. 
Schriftſtücken. Mit Wolluſt werden ſie ausgebeutet. Wenn überhaupt 
noch etwas hiſtoriſcher Sinn in der ganzen Darſtellung iſt, hier verläßt 
er den Verf. gänzlich. Das iſt ſicher, Wilhelm II. iſt nicht unter die in 
ihrem Denken und Handeln glücklichen Herrſcher zu rechnen. Allein hier 
wird er beſchimpft. Das iſt keine Frage des monarchiſchen Gefühls, das 
gehört zur Quelleninterpretation. Randbemerkungen ſind nicht ohne 
weiteres Willensäußerungen, die bewußter überlegung entſpringen, ſie 
ſind Stimmungsmomente, als ſolche müſſen ſie gewertet werden. Daß 
bei einem Herrſcher wie Wilhelm II. ſich aber ſolche Randbemerkungen 


zu allem ausnutzen laſſen im guten wie im ſchlechten Sinne, iſt nur allzu 


erklärlich. K. verſtößt mit dieſer Art von Quelleninterpretation gegen 
die elementarſten Forderungen, die man einen Forſcher ſtellen darf; in 
dieſem Sonderfall herrſcht wie im allgemeinen dieſelbe Abſicht: es ſoll 
eine vorher gefaßte Meinung unter allen Umſtänden bewieſen werden. 
Derartige Tendenz ſchriftſtellerei hat nichts mit Wiſſenſchaft zu tun, 
wenn ſich auch der Verf. in das Gewand eines Hiſtorikers hüllt. Ganz 
abgeſehen davon iſt nicht zu vergeſſen, daß K. weder die Perſonen aus 
eigener Anſchauung kennt, noch iſt er in der Lage, die Welt ihres Han⸗ 
delns zu begreifen. Lediglich nach dem Buchſtaben urteilt er, kalt, ſeelenlos, 
ohne von dem warmen Pulsſchlag der Zeit berührt zu ſein. Die rein 
gefühlsmäßige Seite der Aufgabe und all die ſeeliſchen Inponderabilien, 
die für einen Hiſtoriker doch gewiß nicht die geringſten Seiten ſeines 
Berufes ſind, will ich hier gar nicht mehr anſchlagen. Ebenſowenig will 
ich den Ton der Darſtellung berühren, ich fürchte der Schrift allzuviel 
Ehre anzutun, wenn ich ihr an dieſer Stelle, die der Parteipolitik ent⸗ 
rückt iſt, noch mehr Raum gebe. Allein, um der Gerechtigkeit willen ſoll 
nicht verſchwiegen werden, daß der unbefangene Forſcher nach Zurück⸗ 
ſtellung der oben gemachten Bedenken im einzelnen manches in der Schrift 
ſinden kann, was zur Erhellung der Entſtehungsgeſchichte des Welt⸗ 
krieges dient. 
Hermann Dreyhaus. 
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Dr. Ernſt Sauerbeck, Der Kriegsausbruch. Eine Darſtellung von 
neutraler Seite an der Hand des Aktenmaterials. Zweite Auflage. 
XVI u. 741 S. Stuttgart⸗Berlin, Deutſche Verlagsanſtalt, 1919. 
Geh. 12,— Mk., geb. 16, — Mk. 


Der ſchmerzliche Kriegsabſchluß bringt die Frage nach dem Urheber 
des Unglücks wieder mehr in Fluß. Wie zu Beginn des Krieges er⸗ 
ſcheinen wieder Rechtfertigungen und Enthüllungen in großer Zahl, um 
zur Löſung des gewaltigen Geheimniſſes beitragen zu helfen. So kommt 
man ihm zwar näher, aber ſeinem wahren Kern, wie er ſich in der Welt 
der Tatſachen ahgeſpielt hat, iſt man doch noch recht ferne. Ein eigen⸗ 
artiger Verſuch iſt hier zu beſprechen, der gewiſſermaßen zwiſchen den 
Hochfluten von Veröffentlichungen zu Kriegsanfang und Kriegsende liegt 
und den Zweck verfolgt, zwiſchen den beiden feindlichen Lagern zu ver; 
mitteln, um der Wahrheit wenigſtens vor dem Forum der Wiſſenſchaft 
Geltung zu verſchaffen. 


Ein neutraler Gelehrter fühlt ſich zur Ausführung dieses Wagniſſes 
berufen. Bereits vorher war er durch eine kritiſche Betrachtung über die 
„Belgiſchen Aktionsſtücke“ für die deutſche Sache eingetreten. Nunmehr 
ſammelte er in den Jahren 1916—1918 alles bekannt gewordene amtliche 
Material, um dem eben angegebenen Zwecke zu dienen. Da machte der 
Zuſammenbruch der Mittelmächte diefen überflüſſig. Andererſeits erſchloß 
der unzweifelhafte Sieg der Entente und der dadurch ſo unerwartet aus⸗ 
gelöſte Siegesrauſch eine ganz neue Art von Quellenſtoffen, die eine vor⸗ 
zügliche Beſtätigung des Kriegszielmaterials bilden. So kommt der Verf. 
zu einer beſonderen Auffaſſung ſeiner Aufgabe. Er will die 13 Tage 
die den Kriegsausbruch bedeuten, nicht bloß auf Grund des 1918 ja 
immerhin ſchon ziemlich reichlichen amtlichen Materials behandeln, indem 
er dieſes in innigen organiſchen Zuſammenhang bringt und vollſtändig 

wiedergibt, um dieſes rankt er auch „die fo unendlich wertvollen Offen⸗ 
barungen des Ententeſieges ..., die in fo manchem Punkt, wo fic) der 
Beobachter gegen ein hartes Urteil ſträubte, volle Gewißheit gaben.“ Aus 
dieſem Wort erklingt ſchon der Standpunkt Sauerbecks. Er iſt Schweizer. 
Nicht ohne inneren Stolz ſagt er von ſich, daß er zu benen gehört, „die 
ſich für die Ententelegende nicht haben gewinnen laffen“, auch nicht in 
der Zeit von Deutſchlands Niedergang und Not, wo ſo mancher Schweizer 
fih „bekehrte“. 


Wie ſchon bemerkt, ijt das umfangreiche Buch hauptſächlich ein 
Quellenwerk, das aber trotz ſeiner ſyſtematiſchen Anordnung infolge der 
Lückenloſigkeit ſeiner Unterlagen dem eigenen Urteil einen weiten Spiel⸗ 
raum läßt. Die Farbbücher der einzelnen Regierungen ſind durchweg 
herangezogen ſowie alles, was ſich bis Ende 1918 an weiterem dokumen⸗ 
tariſchen Material herausgeſtellt hatte, beſonders die anläßlich des 
Suchomlinowprozeſſes und feiner Begleiterſcheinungen bekannt gewordenen 
ruſſiſchen Berichte. Man könnte von einem gewiſſen Abſchluß amtlicher 
Berichterſtattung durch dieſes Quellenwerk ſprechen, wenn die von den 
Revolutionsregierungen in Mitteleuropa veranlaßten Veröffentlichungen 
hätten berückſichtigt werden können. Denn die nunmehr ja ſo üppig ge⸗ 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXIII. I. . 


so 
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deihende Denkwürdigkeitenliteratur dürfte doch wohl eine andere Quellen- 
bewertung finden. 

Bezüglich der Herausgabe des Werkes iſt zu ſagen, daß dieſe im 
ganzen anſprechend iſt. Allerdings darf man noch keinen kritiſchen Apparat 
verlangen. Dafür ſind im Augenblick die Verhältniſſe noch allzu ſehr im 

Fluß. Immerhin erleichtern ausführliche Regiſter und Verzeichniſſe die 

Benutzung. Am meiſten wird dieſe jedoch gefördert durch die verſchiedenen 
Schriftarten des Textes, die in ſehr angenehmer Weiſe das Weſentliche 
vor allem andern hervorheben. Um nun ſeinem Buche einen möglichſt 
weiten Rahmen zu geben, hat der Verf. verſucht, ein Verzeichnis der 
wichtigſten Kriegsliteratur aufzuſtellen. Dabei hat nun allerdings mehr 
der Zufall mitgeſpielt als bewußter Wille. Manches Bedeutſame fehlt, 
wogegen viele belangloſe Einzelheiten genannt werden. Bei den heutigen 
Verhältniſſen im Buchhandel und im Schrifttum überhaupt ſind leider 
ſolche Mängel nur allzu begreiflich. Im ganzen darf jedoch von dem 
Sauerbeckſchen Buch geſagt werden, daß es eine wertvolle Zuſammenfaſſung 
der amtlichen Kundgebungen während des Krieges darſtellt, die von 
großem praktiſchen und wiſſenſchaftlichen Nutzen ſein kann. 

Hermann Dreyhaus. 


Hermann Stegemanns Geſchichte des Krieges. Dritter Band. Mit 
zwei farbigen Kriegskarten und zwei Nebenkarten. XVI u. 344 S. 
Stuttgart u. Berlin, Deutſche Verlagsanſtalt, 1919. Geh. 17,— Mk., 
geb. 20,— Mk. 


Nach zweijähriger Pauſe tritt Stegemann mit dem dritten Bande ſeiner 
Geſchichte des Krieges hervor. Er iſt kein buchhändleriſches Ereignis mehr. 
Einen zu kläglichen Abſchluß hat der Krieg gefunden, als daß ſeine Ge⸗ 
ſchichte noch ſonderlich begehrt würde. Und doch tut man dem Werk mit 
dieſem Standpunkt unrecht. Die längere Pauſe, die durch die Er⸗ 
ſchütterungen des Kriegsendes bedingt war, iſt dem dritten Bande ſehr 
zu ſtatten gekommen. Eine weite Fülle von Material hat ſich beſonders 
von den Mittelmächten her dem Schweizer Verfaſſer zur Verfügung geſtellt, 
alles iſt ausgiebig benutzt worden nicht bloß zur Erhellung ſtrategiſcher 
und taktiſcher Fragen, vor allem zur Vertiefung der politiſchen Ein⸗ 
leitungen und Überſichten. Dieſe bilden gerade diesmal, wo der Verf 
nicht mehr durch Rückſichten auf eine militäriſche und politiſche Zenſur 
gehemmt iſt, die anziehendſten Teile des Werkes. In den Tatſachen ſelbſt 
wird ja nicht allzuviel Neues gebracht, aber gerade ihre Verknüpfung und 
politiſche Auswertung eröffnen vom Standpunkt eines kundigen Neutralen 
usd Preſſemannes Ausblicke, die im raſchen Miterleben kaum zum Be⸗ 
wußtſein kommen. Als beſonders bemerkenswert möchte ich hier betonen, 
wie St. die überragende Rolle Englands beurteilt. Mit außerordentlicher 
Klarheit legt er deſſen führende Tätigkeit dar, wie ſich der Krieg aus 
ſeinem europäiſchen Umkreis immer mehr in das Weltenſpiel weitet. Im 
weſentlichen ſtehen die großen Feldzüge des Jahres 1915 im Oſten und 
Südoſten Europas und die Durchbruchsſchlachten im Weſten zur Be⸗ 
handlung. Mit zwingender Klarheit wird das allmählige Hineinwachſen 
Englands in den Krieg dargelegt, wie mit dem Ausmaß ſeiner Opfer der 
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Wille zur Durchführung ſeiner eigenſten Intereſſen wächſt, wie es Ruß⸗ 
land mit der Stirn des kühlen Rechners wertet und ſchließlich fallen läßt, 
alles das zeugt von ſorgfältiger Beobachtung und feinem geſchichtlichem 
Verſtändnis für die Gedankengänge der europäiſchen Politik. 

Nicht minder feſſelnd ſind die Darlegungen über die Nebenkriegs⸗ 
ſchauplätze, die ſich außerordentlich organiſch der Hauptdarſtellung an⸗ 
ſchließen. Es wird zwar verſucht, nach Möglichkeit das Nebeneinander 
in der Zeit zu wahren. Das hindert aber nicht, gelegentlich zuſammen⸗ 
hängende Überſichten und Durchblicke zu geben. Dies geſchieht in be⸗ 
ſonderer Weiſe. Die Balkanfeldzüge werden ſämtlich in ihrem urſächlichen 
Zuſammenhang vom 28. Juli 1914 bis zum Januar 1916 dargeſtellt, 
wobei die Politik des Grafen Berchthold eigentlich eine reichlich milde 
Beurteilung erfährt. In ähnlichem Überblick iſt der Seekrieg vom 
2. Auguſt 1914 bis zum 24. Februar 1915 ſowie der Dardanellenfeldzug 
vom 3. Dezember 1914 bis 10. Januar 1916 erzählt. Hier wie bei den 
Balkankriegen werden auch nicht die Schwierigkeiten vergeſſen, die unſere 
ehemaligen Verbündeten, die Türken und Bulgaren, einer zielbewußten 
Kriegführung in den Weg ſtellten, beide Male aber mit der Nachſicht ge⸗ 
ſchichtlichen Verſtehens und Verzeihens. Der Ton der ganzen Darſtellung 
iſt überhaupt außerordentlich würdevoll und vornehm. Faſt möchte man 
ſagen, daß es St. mehr als früher Herzensbedürfnis iſt, der Mit⸗ und 
Nachwelt von dem Heldentum des deutſchen Volkes zu ſagen und zu 
zeugen. Nicht in blinder Verherrlichung, aber in ernſtem, herbem Mit⸗ 
gefühl! Wahrlich, kein Deutſcher könnte erhebender ſeines Volkes Ruhm 
verkünden! — Das tut doppelt wohl zu leſen in einer Zeit, wo Selbſt⸗ 
zerfleiſchung und Selbſtentmannung unſer Volk immer tiefer ins Ver⸗ 
derben führen. Und welcher Glaube an das deutſche Volk, wenn St. in 
der Stunde der tiefſten Not ſich an das ſchöne Bekenntnis Gottfried 
Kellers aus dem Jahre 1844 erinnert: 

„und ich erkannte! Ja, du biſt ein Grab! 
Jedoch ein Grab voll Auferſtehungsdrang! 
O deutſches Volk, ich ruf' es dir hinab 
Und miſche mich in deiner Seher Sang! 
Dir werden noch die Oſterglocken ſchallen, 
Wie keinem Volke ſie geklungen ſind! 


Dein ſtill Ergeben hat dem Herrn gefallen 
Und hoch erheben wird er dich, ſein Kind!“ 


| Hermann Dreyhaus. 


Der große Krieg in Einzeldarſtellungen. Hrsg. im Auftrage des 
Großen Generalſtabes. Heft 3. Die Schlacht bei 
Longwy. Unter Benutzung amtlicher Quellen bearbeitet von Erhard 
von Mutius. Mit 1 Reliefkarte und 14 Kartenſkizzen. 81 S. 
2,40 Mk. — Heft 11. Kämpfe in der Champagne (Winter 1914 
bis Herbſt 1915) .. .. bearb. von Arndt von Kirchbach. Mit 
10 Kartenſkizzen und einer Reliefkarte. 121 S. 2,70 Mk. Olden⸗ 
burg i. Gr., Gerhard Stalling, 1919. 


Zwei weitere Hefte des „großen Krieges“ liegen diesmal vor. Das 
eine „Kämpfe in der Champagne“ geht parallel mit der Darſtellung 
18 * ö 
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Stegemans, ift allerdings von dieſem noch nicht benutzt worden. Trotz⸗ 


dem iſt inhaltlich kaum eine Abweichung feſtzuſtellen. Natürlich geht dieſe 
Sonderſtudie wie die ſchon früher von dem Oberkommando der 3. Armee 
herausgebene Darſtellung über die „Herbſtſchlacht in der Champagne“ 
(hier beſprochen Bd. XXX, S. 272. 1917) viel mehr ins einzelne. Jede 
Handlung findet ihre eigene Würdigung mit genauer Angabe der be⸗ 
teiligten Formationen hüben wie drüben, wobei die deutſchen wieder wie 
in den früheren Heften (ſiehe deren Beſprechung Bd. XXXII, S. 236 — 238. 
1919) in überſichtlichen Tabellen zuſammengeſtellt ſind. — Von beſonderem 
Reiz iſt das Heft aus dem Anfang des Krieges: „Die Schlacht bei Longwy“, 
das noch ganz von ſieggewohntem deutſchem Vorwärtsſtreben erfüllt iſt. 
Beide Hefte entbehren natürlich nicht eines reichen Kartenmaterials. — 


Der Verlag kündigt noch ein Heft in der bisher üblichen Weiſe an. Ob 


und wie die veränderten Zeitungsſtände eine Fortführung des Werkes 
geſtatten, iſt eine Frage der dunklen deutſchen Zukunſt. CG 
Hermann Dreyhaus. 


Dr. Fr. Wichtl, Weltfreimaurerei, Weltrevolution, Weltrepublik. Eine 
Unterſuchung über Urſprung und Endziele des Weltkrieges. Fünfte, 
ſtark vermehrte Auflage. 23. bis 27. Tauſend. XVI u. 280 S. 

| non „ J. F. Lehmanns Verlag, 1920. Geh. 8,— Mk., geb. 
10,— Mk. ) 


Innerhalb Jahresfriſt kann Dr. Wichtl mit der fünften, bedeutend 
erweiterten Auflage ſeines Buches hervortreten. (Die erſte iſt hier 
Bd. XXXII, S. 231 f., 1919 befproden!) Es hat in den beteiligten 
Kreiſen, beſonders bei dem Freimaurertum, einen außerordentlichen Wider⸗ | 
hall gefunden, über den der Verf. in einem ansgedehnten Vorwort be- | 
richtet. Er muß ſich dabei hauptſächlich jüdiſcher Angriffe erwehren. Im 
ganzen hat er das weiter zutage getretene Material nach Kräften benutzt, | 
um die Richtigkeit feiner Darlegungen noch zu vertiefen. Als eine will 
kommene Erweiterung ſind die Abſchnitte „Die Tragödie von Meyerling. 
Kronprinz Rudolf in den Händen der Freimaurer“, ſowie „Die ungariſche 
Großloge und der Umſturz“ anzuſehen, wovon der erſtere bedeutſame 
Fragen zur öſterreichiſch⸗-ungariſchen Entwicklung — eine angebliche Selb⸗ 
ſtändigkeitsmachung Ungarns 1888 unter Kronprinz Rudolf nach Über⸗ 
eignung Oſterreichs an Johann von Toskana (Johann Orth) unter Ent⸗ 
thronung Kaiſer Franz Joſephs — aufgerollt, Fragen, deren völlige 
Beantwortung nunmehr wohl die Archive zulaſſen werden. 
SC Hermann Dreyhaus. 


— ——ñę r 


Revande Idee und Panſlavismus. Belgiſche Geſandtſchaftsberichte zur 
Entſtehungsgeſchichte des Zweibundes. In amtlichem Auſtrage be— 
arbeitet von Wilhelm Köhler. (— Zur Europäiſchen Politik. Un⸗ 
veröffentlichte Dokumente. In amtlichem Auftrage herausgegeben 
unter Leitung von Bernhard Schwertfeger. Bd. 5.) VIII 
u. 335 S. Berlin, Reimar Hobbing, 1919. 5,— Mk. 


Dieſer vorliegende fünfte Band bildet den Abſchluß eines Werkes, 
deſſen vier erſte Bände ich hier in Heft 32, S. 225 — 228 ausführlich ge 
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würdigt habe. Ein erhebliches Stück Vorgeſchichte des Krieges in Quellen 


war da geboten. Nunmehr erweitert Wilhelm Köhler, der Herausgeber 


des erſten Bandes: Zweibund. Engliſch⸗deutſcher Gegenſatz. 1897—1904, 
fein bisher bearbeitetes Material aus den belgiſchen Geſandtſchaftsberichten, 
indem er den in Angriff genommenen Gedanken auf ſeinen Urſprung 
hin verfolgt und die Entſtehung des Zweibundes aus der gleichen Quelle 
darlegt. Die vorher eingenommene ,weftlide Orientierung“ des Bers 
faſſers wird noch verſchärft, wenn er eingangs behauptet: „Der Zweibund 
iſt der Kern der Weltkoalition, der die Mittelmächte erlegen ſind“. — 
Allein gleichviel, auch ohne ſolche Richtungsgabe ſind dieſe Berichte wieder 
ſehr wertvoll für die Erkenntnis der Strömungen in der europäiſchen 
Politik um das ſchickſalſchwere Jahr 1890 herum. Als beſonders kluger 
und fdarffinniger Beobachter erweiſt Dé ſchon hier Baron Greindl, der 
in den ja fo berühmt gewordenen „belgiſchen Aktenſtücken 1905— 1914“ 
eine ſo bedeutſame Rolle ſpielt. Sehr anregend iſt ſeine Beurteilung 
Bismarcks. Er verſucht ihn gerecht zu bewerten, kann aber doch ſeine 
Abneigung oder Furcht vor dem „Gewaltmenſchen“ nicht unterdrücken. 
Dabei erfährt der Kückverſicherungsvertrag — allerdings zum Teil auch 
durch Berichte aus. dem Jahre 1896 aus Anlaß der Veröffentlichungen 
Bismarcks in den „Hamburger Nachrichten“ — eine recht intereſſante 
Beleuchtung. Nicht nur, daß die Doppelzüngigkeit Bismarcks gebrandmarkt 
wird, es finden ſich auch Außerungen, die die Vermutung aufkommen 
laſſen, daß Bismarck dem Gedanken nicht ſo ganz fern geſtanden hat, 

unter Umſtänden das zerfallende Oſterreich zugunſten Rußlands preis⸗ 
zugeben. Seinem nüchternen, realpolitiſchen Sinne wäre das wohl zuzu⸗ 
trauen geweſen — Fürſt Chlodwig Hohenlohe, der nachmalige Reichskanzler, 
gibt uns überdies in ſeinen Denkwürdigkeiten Bd. II, S. 458 einen dies⸗ 
bezüglichen Hinweis — und im Verfolg geſunder reichsdeutſcher Ziele hätte 
er wohl gern auf den ſchimmernden Schmuck der „Nibelungentreue“, die ſich 
nachher zwar prächtig ausnahm, aber von den furchtbarſten Folgen für 
unſer Vaterland begleitet war, verzichtet. Allein über eine Vermutung 
wage ich vor Bekanntgabe des dritten Bandes der „Gedanken und Er⸗ 
innerungen“ nicht hinauszugehen. — Nicht vergeſſen ſoll auch der Ein⸗ 
druck in St. Petersburg werden, den Greindl über die deutſch⸗engliſche 
Annäherung in Verbindung mit der Erneuerung des Dreibundvertrages 

von 1891 gibt: „Du reste ... ce que la Russie a le qlus vivement 
ressenti, n'est pas le renouvellement de la triple alliance, mais son 
entente avec l'Angleterre“ (S. 291). 

Mit diefem fünften Bande findet das Werk „Zur europäiſchen Politik“ 
ſeinen Abſchluß. Seine Bedeutung iſt früher wie jetzt hervorgehoben. 
Es iſt überaus dankbar zu begrüßen, daß trotz der Unruhen des Krieges 
ſich Zeit genug fand, eine Arbeit von ſolchem Umfang herauszubringen. 
Leider hat dieſer Umſtand der Herausgabe auch den Stempel aufgedrückt. 
Die übliche Tätigkeit des Herausgebers wird ſo gut wie ganz vermißt. 
Die Einleitungen der einzelnen Bände find nicht vielmehr als Inhalts- 
angaben der ſpäter abgedruckten Urkunden. Als ſolche ſind ſie allerdings 
nicht gerade unerwünſchte Führer. Dagegen iſt kein nennenswerter Ver⸗ 


ſuch gemacht worden, die Quellen in den Rahmen der Zeitgeſchichte zu 
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bringen. Alſo von kritiſchen Einleitungen kann nicht gut die Rede fein. 
Ebenſowenig findet man etwas von einer wiſſenſchaftlich kritiſchen Be⸗ 
handlung des Textes. Mit der Fülle von Namen hat man ſich einfach 
abzufinden, Namen⸗ und Sachregiſter fehlen ganz, die Benutzung der fünf 
Bände kann ſich alſo nur für den ausgeſprochenen Fachmann einigermaßen 
bequem geſtalten. Eine breitere Offentlichkeit muß notwendig an den 
zahlreichen allzu wenig bekannten Einzelheiten ſcheitern. Es bleibt dem⸗ 
nach im ganzen, daß ein Quellenmaterial in faſt rohem Zuſtande vorliegt. 
Deſſen reifſte und wertvollſte Früchte wird erſt eine ſorgfältige und gewiß 
nicht müheloſe Durcharbeitung bringen. Immerhin das Feld iſt an⸗ 
gebrochen Hermann Dreyhaus. 


Heinrich Löwe, Das neue Nußlaud und feine ſittlichen Kräfte. 191 S. 
Halle a. d. S., Max Niemeyer, 1918. 4,40 Mk. 


„Unter dem Pſeudonym Heinrich Löwe gibt ein Deutſchbalte, der 
vor dem Kriege in hoher ruſſiſcher Staatsſtellung tätig war, ein Bild 
über die pſychologiſchen Gründe des Zuſammenbruchs des ruſſiſchen 
Reiches, ferner wertvolle Aufſchlüſſe über die Verhältniſſe in der Ukraine 
und die dortigen Anſiedelungs möglichkeiten.“ So fagt die Ankündigung. 
Mag dem ſo ſein. Jedenfalls, daß der Verfaſſer ein Balte iſt, ſpricht 
aus jeder Zeile. Baltiſche Urteile über Rußland ſind im Kriege ſehr 
unzweideutig geweſen, aber ebenſo gefährlich für unſer Vaterland. Siehe 
Paul Rohrbach uſw., ſowie die fic) aus dieſen Urteilen ergebende Rand⸗ 
ſtaatenpolitik! L.s Buch teilt die Baltenmeinung von der abſoluten 
Minderwertigkeit des ruſſiſchen Volkes, dazu hat es als beſondere Note: 
einen ziemlich unverhüllt zutage tretenden Antiſemitismus. Und weiter 
ſteht es bezüglich Deutſchlands nicht auf der verhältnismäßig noch zurück⸗ 
haltenden Linie Rohrbachs uſw., es iſt alldeutſch im ſtrengſten Sinne. 
Dem Anſcheine nach iſt es 1918 geſchrieben. Trotzdem ſieht der Verfaſſer 
Deutſchland noch ungebrochen. Er ſtellt für dieſes ein politiſches und 
wirtſchaftliches Programm gegenüber Rußland auf, das Deutſchlands 
Stellung innerhalb der übrigen Völker mit einer uneingeſchränkten Selbſt⸗ 


herrlichkeit umgibt: „Wie in den Zeiten der Hanſa ſoll der gefamte ruſſi⸗ 


ſche Handel in unſeren Händen vereinigt ſein und ebenſo die induſtrielle 
Arbeit unter deutſcher Leitung ſtehen“ (S. 169). Nur einen Schmerz hat 
er: die „Diplomatikers“. Für ſie hegt er den heißen Wunſch, der zugleich 
ſeine eigenen politiſchen Fähigkeiten charakteriſiert: „Der Krieg iſt nach 
Clauſewitz eine Fortſetzung der Diplomatie mit anderen Mitteln, es wäre 
gut, wenn dieſes ganze Geſchäft in einer Hand läge, in der des Soldaten.“ 
(S. 190). Hermann Dreyhaus. 


Alfred von Tirpitz, Erinnerungen. Leipzig 1919, K. F. Koehler. 
XII und 526 S., gebunden 27,50 Mk. 


„Alle die Schmerzen, die ſein flammendes, vaterländiſches und ganz 
beſonders ſein ſeemänniſches Herz bewegten,“ trug der Großadmiral von 
Tirpitz im Herbſte 1915 dem Feldmarſchall von Hindenburg vor, auf 
einem Spaziergange in dem waldumkränzten Seengebiete von Lößen. 
Bitter empfand er es, daß er die gewaltige, während der beſten Jahre 
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ſeines Lebens geſchmiedete Waffe im Kriege in den heimatlichen Häfen 
feſtgebannt ſah. Zur Unzeit hätten wir die Unterſeebootwaffe gezückt, und 
ebenſo zur Unzeit den mit lautem Kampfgeſchrei erhobenen Arm wieder 
ſinken laſſen, eingeſchüchtert durch das Verhalten des Präſidenten der 
Vereinigten Staaten. Dieſe, uns von Hindenburg („Aus meinem Leben“, 
1920) überlieferten Herzensergießungen umſchreiben den weſentlichen In⸗ 
halt der Tirpitzſchen „Erinnerungen“, eines Werkes, das kein Deutſcher 
ohne Erſchütterung leſen wird und niemand ungeleſen laſſen darf. Denn 
es iſt nicht anders: auch unſere Seekriegsführung wurde unterbunden 
und lahm gelegt durch die ſchwankende und zaghafte Leitung unſerer 
Politik, und der Mann, den uns die Vorſehung zur Führung unſerer 
Seemacht bereitgeſtellt, blieb durch dieſe Politik beiſeite gedrängt und 
wurde dann ganz beſeitigt — ,a dangerous man“ für England, eine 
Bezeichnung, die Tirpitz mit Recht als ſein größtes Lob empfand. 

Die „Verzweiflung“ ſetzt Tirpitz an die Spitze und an den Schluß 
ſeines Vorwortes; gewiß klingt dieſe auch durch ſeine Ausführungen über 
den Krieg hindurch, auch wohl perſönliche Bitterkeit kommt hier zum Aus⸗ 
druck, ſehr begreiflich bei ſeiner Erkenntnis, daß die deutſche Seemacht 
durch Deutſche vernichtet wurde, nicht durch die Feinde. Dennoch aber bleibt 
der Ton des Buches bei ruhiger Sachlichkeit maßvoll und vornehm, durch⸗ 

„ zittert freilich von der Erregung des Mannes, welcher fein Herzblut dabei 
vergoſſen hat, der faſt nie den Dank fand und das Verſtändnis, das er 
erwarten durfte, und der alles Große für ſein Vaterland nur erreichte 
durch innere und äußere Kämpfe bitterer und heftiger Art, um dann zu⸗ 
letzt ſein Lebenswerk ſcheitern zu ſehen. 

Zwei Fünftel des Buches ſind der Entwicklung der preußiſchen, dann 
deutſchen Marine gewidmet, der Tirpitz vom Jahre 1865 ab angehörte; 
höchſt lehrreiche, oft amüſante Schilderungen jenes von England wohl⸗ 
wollend protegierten maritimen Stillebens bis 1871, und des dann all⸗ 
mählich einſetzenden, geradezu rapiden Aufſtieges zu der „Riſikoflotte“ für 
England, an dem Tirpitz wahrlich „magna pars fuit“. Das iſt das Leit⸗ 
motiv dieſer Darſtellung; wer hierin ein zu ſtarkes Hervorheben der 
eigenen Leiſtung argwöhnt, die Tendenz, das eigene Verdienſt zu erweiſen, 
die Schattenſeiten Anderer hervorzukehren, den könnte der Verfaſſer mit 
dem Goetheſchen Spruche abweiſen: 

„Dümmer iſt nichts zu ertragen, 

Als wenn Dumme ſagen den Weiſen: 
Daß ſie ſich in großen Tagen 
Sollten beſcheidentlich erweiſen.“ 

Denn große Tage brachen für die Marine an, als Tirpitz im Sommer 
1897 Staatsſekretär des Reichs⸗Marineamtes wurde, ſchon vordem aus⸗ 
gezeichnet als Schöpfer der Torpedoflotte und als Gründer von Tſingtau. 
Mit wahrhaft weitſchauendem Blicke erfaßte Tirpitz unter des Kaiſers 
Agide das weltpolitiſche Ziel, Deutſchland die See⸗Geltung wiederzubringen, 
die ſeit den Tagen der Hanſa verſunken war, und dafür eine Flotte zu 
ſchaffen die „bündnisfähig“ fei. Ziele großen Gedanken werden hier mit 
ſolcher Klarheit und Wucht dargelegt, daß ſich kein unbefangener Leſer 
ihnen entziehen kann. Mit großem politiſch⸗taktiſchen Geſchick wußt 
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Tirpitz den Flottenbau durch die „Gefahrzone“ hindurch, als unſere Flotte 
von England noch im Keime hätte erſtickt werden können, zu der ,Rififo- 
flotte“, die für England den eigenen Verluſteinſatz im Kriegsfalle für zu 
hoch erkennen ließ, zu führen: faſt war dies Ziel, kraft des von Tirpitz 
mit genialer Geſchicklichkeit durch Reichstag und Außenpolitik geſteuerten 
„Flottengeſetzes“ erreicht, als der Kriegsausbruch ſeine Berechnungen 
durchſchnitt. Doch war die deutſche Flotte nach Tirpitz's Überzeugung 
ſtark genug, um gegen England eingeſetzt zu werden: das aber konnte er, 
der als Staatsſekretär von der Flottenführung ferngehalten war, nicht 
durchſetzen. Denn neben allen politiſchen Erwägungen lähmte der von 


Tirpitz beſonders bitter empfundene Zweifel an der Güte des Flotten⸗ 
materials die hierzur nötige Entſchlußkraft. Und wer kommandierte 


eigentlich die Marine? Daß dieſe Frage aufgeſtellt werden konnte, legt 
den wundeſten Punkt bloß. Eine „Seekriegsleitung“ gab es eben leider 
nicht, ſeitdem 1899 das „Oberkommando der Marine“ beſeitigt worden 
war. Wohl kann man hierbei von tragiſcher Schuld ſprechen, da gerade 
Tirpitz dieſe Beſeitigung herbeigeführt hatte, um ſeine Politik für Auf⸗ 
bau und Entwicklung der Marine einheitlich leiten zu können. Ob er 
dann die hierin liegende Gefahr für die Seekriegsführung rechtzeitig er- 
kannt hat? Jedenfalls hat er ihr im Frieden nicht vorzubeugen gewußt, 
und im Kriege, bei klarſter Einſicht, ſie nicht zu beſchwören vermocht. 
Merkwürdig, daß auch der erſte Gründer unſerer Flotte, der Prinz⸗ 
Admiral Adalbert von Preußen, an der von ihm ſelbſt beantragten Zwie⸗ 
ſpältigkeit der oberſten Marine⸗Spitzen geſcheitert iſt (ſ. meinen Artikel in 
der „Allgemeinen deutſchen Biographie“, Bd. 45, 1900, S. 779/788). 
Jetzt war der Kaiſer als oberſter Kriegsherr nominell auch der Führer 
der Marine, deren umfangreiche Aufgaben aber ſelbſtverſtändlich von ihm 
nicht perſönlich geleitet werden konnten. Da war von dem aufgelöſten 
Oberkommando der „Admiralſtab“ übriggeblieben, der dem Kaiſer zum 
Organ ſeiner „Führung“ dienen ſollte; und neben dieſem ſtand als Führer 
der Schlachtflotte der „Flottenchef“, und hinter oder über beiden der 
Marinekabinettschef — eine wahrhaft unheilvolle Dreiteilung, der gegen- 
über Tirpitz als Marineſtaatsſekretär erlahmen mußte, wie er ja auch 
ſchon im Frieden das planmäßige Abdrängen von allem Militäriſchen 
peinvoll empfunden hatte, keineswegs gewillt, als bloßer „Material⸗ 
beſchaffer“ und „Klopffechter“ im Reichstage zu fungieren, zumal gerade in 
der Marine das Militäriſche vom Materiellen gar nicht zu trennen iſt. 
Die Vereinfachung im Kriege gelang alſo nicht — oder wenigſtens zu 
ſpät, erſt im Auguſt 1918, als Tirpitz längſt den Abſchied erhalten hatte, 
im März 1916 — und doch war Tirpitz ſelbſt die geeignetſte Perſönlichkeit 
zu der leitenden Stellung, wenn er auch lange aus der „Praxis“ heraus 
war: ihm hätte ſich die Flotte willig untergeordnet, da von ihm ziel⸗ 
bewußtes Zuſammenfaſſen und Ausnutzen aller Kräfte der Marine zu er⸗ 
warten war: ſo urteilt der Sieger von Skagerrak, Admiral Scheer in ſeinen 
„Erinnerungen (,„Deutſchlands Hochſeeflotte im Weltkriege“, 1920, S. 458). 

„Das Übootskapitel iſt lang und peinvoll“, meint Tirpitz ſelbſt. Cine 
leuchtend aber zeigt er, daß wir mit dieſer Waffe ſiegen konnten und 
warum wir mit ihr geſcheitert ſind. Es war ihr erſt verfrühtes, dann 
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viel zu ſpätes Einſetzen, vor allem aber das Schwanken in ihrer An⸗ 
wendung, der größte Fehler, der überhaupt begangen werden konnte, nicht 
nur politiſch und militäriſch, ſondern auch weil dies Schwanken den Bau 


der Üboote ungünſtig beeinflußte, was dann ebenſo gehäſſiger⸗ wie törichter⸗ 


weiſe — Tirpitz in die Schuh geſchoben wurde! Mit dieſem Urteile 
findet ſich Tirpitz nicht nur in der Geſellſchaft der berüchtigten „All⸗ 
deutſchen“ und „Vaterlandsparteiler“, der Ludendorff, Hindenburg, Scheer, 
ſondern auch des „demokratiſchen“ Grafen Johann Heinrich Bernstorff, 
unſeres Amerikaniſchen Botſchafters, der in ſeinen „Erinnerungen“ 
(„Deutſchland und Amerika“, 1920) immer und immer wieder, gerade in 
ſeinem entſcheidenden Einfluſſe auf die Haltung der Vereinigten Staaten, 
dies hervorhebt: der ÜUbootkrieg — an Dellen Siegeswirkung er ſelbſt nicht 
glaubte — ſei entweder gar nicht anzufangen oder mit aller Kraft durch⸗ 
zuführen geweſen: das Schwanken habe keinen diplomatiſchen Nutzeffekt 
haben können, vielmehr nur Mangel an feſten Zielen verraten. „Es be⸗ 
ſteht kein Zweifel, daß für Deutſchland die einzige Möglichkeit, England 
zu ſchlagen, in der Anwendung des uneingeſchränkten Seehandelskrieges 
gelegen hat“, ſchreibt der „Mancheſter Guardian“ im Mai 1919; und der 
engliſche Admiral Lord Fisher („Memories“, 1919) ſchrieb Ende Mai 1916 
an Tirpitz, „den einzigen Seemann, der den Krieg verſteht“: „ich tadle Sie 
wegen der Übootgeſchichte nicht; ich ſelbſt würde auch ſo gehandelt haben“. 

Die Fülle der Gedanken in dieſen „Erinnerungen“ läßt ſich in einer 
„Anzeige“ nur ſtreifen. Auf einige Einzelheiten ſei noch eingegangen. 
Entſchloſſen, „nach beſtem Wiſſen die Wahrheit zu ſagen“, konnte Tirpitz 
auch die Perſon des Kaiſers nicht unberührt laſſen. Pietätlos iſt dies 
nicht geſchehen; aber harte Tatſachen traten bloßem Schöntun gegenüber: 
wo Tirpitz's Urteil von dem des Kaiſers abwich, gab es hier kein Ver⸗ 
tuſchen. Die Torheit, dem Kaiſer die Schuld am Kriegsausbruche zuzu— 
ſchieben, tut auch Tirpitz gründlich ab, und beſonders eindringlich die noch 
heute leider weit verbreitete Annahme, der deutſche Flottenbau, des Kaiſers 
Lebenswerk, trüge die Schuld an Englands Feindſchaft, und damit an 
unſerem Unglücke, öhne natürlich mit ſeiner Überzeugung von der falſchen 
Handhabung der Seemacht im Kriege zurückzuhalten. Tirpitz zeigt, wie 
der Kaiſer ganz und gar kein Autokrat war, ſich vielmehr, nach Tirpitz's 
Anſicht, nur zu willig den Anſchauungen ſeiner Ratgeber unterordnete. 
Sehr zutreffend beurteilt Tirpitz die berühmten „Marginalien“ des Kaiſers 
als „Stimmungsäußerungen“, auf die der Kaiſer ſelbſt nicht feſtgelegt werden 
wollte, und deren gelegentlichen temperamentvollen Auslaſſungen zu Un⸗ 
recht eine übertriebene Scheinbedeutung beigelegt werde, die, wenn falſch 
bewertet, von der Perſönlichkeit des Kaiſers ſelbſt, wie auch von der Art 
ſeiner Regierung ein verzerrtes Bild lieferten. Die Wucht ſeiner Angriffe 
trifft vielmehr die Demokratie und deren Helfershelfer, die den hiſtoriſchen 
Entwicklungsfaden zerriſſen, das größte Verbrechen an der Zukunft Preußens 
und Deutſchlands. Demnach durfte er die „oben“ gemachten Fehler nicht 
verſchleiern, das hätte das Gegenteil bewirkt. 

Schmerzlich beklagt Tirpitz das Verſagen der „Hiſtoriker“. „Warum 
Treitſchke's Geiſt in der deutſchen Hiſtorie faſt erloſchen iſt, verſtehe ich 
nicht“; er ſpricht damit aus, was an der Front damals allgemein emp⸗ 
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© 
funden wurde, als deutſche Profeſſoren mit der Fruchtbarkeit von Feld⸗ 
mäuſen — wie Oswald Spengler ſagt — Deutſchland mit Schriften 
bevölkerten, in denen Schlagworte der allgemeinen, freien und beſtändig 
fortſchreitenden Menſchlichkeit in die deutſchen Wolken erhoben wurden, 
und als Ideologen von Weltbürgertum redeten, als wir Härte und tapfere 
Skepſis brauchten — und Macht! — ſo recht, nach Bismarcks Ausſpruche, 


die Welt mit ihrer Lektüre verwechſelnd. Wie blickten wir demgegenüber 


mit Neid auf die franzöſiſchen Hiſtoriker, Laviſſe, Hanotaux, Chuquet, 
die ſelbſt mit Schützengrabenblättern den Siegeswillen ihres kämpfenden 
Volkes ſtärkten, wenn wir uns auch gelegentlich mit ihnen hierüber aus⸗ 
einanderſetzten („Kreuzzeitung“ Nr. 397, vom 6. Auguſt 1916). Dankbar 
gedenkt Tirpitz der Unterſtützung Dietrich Schäfer's. — 

Als wertvollſten „Anhang“ gibt Tirpitz auf mehr als 100 Seiten 
einen Auszug aus ſeinen nach Haus gerichteten Kriegsbriefen, vom Auguſt 
1914 bis zum Auguſt 1915, eine höchſt feſſelnde, überall intereſſante, oft 
lehrreiche Lektüre, mit vollem Bewußtſein, dieſe Augenblicksäußerungen 
als Beweismittel zu liefern, daß die in der Darſtellung ausgeführten 
Anſichten nicht nachträglich entſtanden, ſondern im weſentlichen während 
der Geſchehniſſe ſelbſt empfunden worden ſind, um dem Einwande zu be⸗ 


gegnen, ſie ſeien zurechtkonſtruiert, nachdem das Unglück geſchehen war. 


Hier tritt uns Tirpitz auch rein menſchlich näher, während in der Dar⸗ 
ſtellung das Perſönliche faſt ausgeſchaltet iſt. Auf das gutgemeinte und 
inhaltliche recht ergiebige, wenn auch reichlich unbehilflich geſchriebene 
Buch von Ulrich von Haſſell, mit dem ſchwerfälligen Titel: „Tirpitz. 
Sein Leben und Wirken mit Berückſichtigung ſeiner Beziehungen zu 
Albrecht von Stoſch“, Stuttgart 1920, fei hierbei hingewieſen; u. a. findet 
hier der von Tirpitz mitgeteilte Briefwechſel mit Stoſch eine erwünſchte 
Ergänzung. — In dieſen „Kriegsbriefen“ treten ſelbſtverſtändlich die 
kritiſchen Bemerkungen über Perſönlichkeiten ſchärfer hervor, immerhin 
hält ſich dieſe Kritik in formvollen Schranken und trifft nur die Männer, 
die das von Tirpitz verurteilte Syſtem unſerer politiſchen Leitung ver⸗ 
traten. Widerlegt iſt dieſe Kritik noch nicht, weder von dem am meiſten 
betroffenen, von Tirpitz vortrefflich und durchaus nicht perſönlich „feindlich“ 
charakteriſierten (S. 330) Marinekabinettschef von Müller, der hierzu in 
die „B. Z.“ hinabgeſtiegen iſt, noch vom Admiral von Ingenohl (in der 
„Deutſchen Tageszeitung“), oder vom Staatsſekretär von Jagow (in der 
„Deutſchen Politik“ Heft 43), und auch nicht in dem merkwürdig dürftigen 
und ungewandt zuſammengeſtellten Buche zu Ehren des im Krieg ver⸗ 
ſtorbenen Admirals von Pohl („Aufzeichnungen und Briefe während der 
Kriegszeit“ 1920). In unſerer Zeit, wo eine vordem unerhört raſche 
Publizierung aktuellſter und geheimſter Akten und Aufzeichnungen an 
der Tagesordnung iſt, wird Tirpitz hieraus ein zutreffender Vorwurf nicht 
erwachſen können. N | 

Dürfen wir an dieſes fo großzügig entworfene Werk noch mit ein 
paar kleinen Bemerkungen herantreten? Tirpitz hat uns zwar Alle durch 
feine tiefgreifende Flottenpropaganda mit dem Seeweſen recht vertraut 
gemacht; doch wird nicht jedem der hier in übertragener Beziehung ge⸗ 
brauchte Ausdruck: „das Friedensſchiff klarzuſcheren“ (S. 237) verſtändlich 
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fein, und noch weniger der „politiſche Gisz“ (S. 224) Bethmann⸗Hollweg's. 
Auch das vielfach gebrauchte Wort vom „Tragen“ der Flotte, worunter 
wohl das Einſetzen, Kämpfen, Siegen zu verſtehen iſt, tritt uns Land⸗ 
ratten befremdlich entgegen. Auf S. 318, Zeile 17 von oben iſt vor dem 
„ſchweren“ Dienſt wohl ein „nicht“ zu ergänzen; S. 322, Zeile 22 von 
oben iſt nach 1866 das „als“ zu ſtreichen. Das Droyſenſche „York“ (S. 8), 
ftatt der richtigen Schreibweiſe „Yorck“ („Mitteilungen des Vereins für 
die Geſchichte Berlins“, 1908, Nr. 12) ſcheint unüberwindbar, obwohl 
doch unſer Panzerkreuzer Yord den Namen mit ck am Bug trug. 

Das Buch ſchmückt ein treffliches Bild des Großadmirals, bei deſſen 
Betrachtung wir dankbar deſſen gedenken, was er für Deutſchlands Größe 
erſtrebt und erreicht hat, wenn es auch jetzt danieder liegt; ſein Buch 
ſetzt ſeinem ſtarkem Wollen und Können das ſchönſte Denkmal, das ſicher 
in weiten Kreiſen feſten Fuß faſſen wird; und ſeinen Kritikern gegenüber 
wird ihn der Goetheſche Spruch ſtärken: a 

„Einen Helden mit Luſt preiſen und nennen 
Wird jeder, der ſelbſt als kühner ſtritt. 


Des Menſchen Werth kann niemand erkennen 
Der nicht ſelbſt Hitze und Kälte litt.“ 


Herman Granier. 


Felix Priebatſch, Geſchichte des preußiſchen Offizierkorps. Breslau 1919, 
Priebatſchs Verlagsbuchhandlung. 76 S. — Heft 1 der Samm⸗ 
lung „Deutſche Bücher zur Geſchichte und Politik“. | 
Die Arbeit wendet fic) zwar an „weitere Kreiſe der Gebildeten“, 

bietet jedoch dank einer für manche Abſchnitte geradezu erſtaunlichen Be⸗ 
leſenheit eine ſolche Fülle von Material, daß auch der Fachmann ſie mit 
Nutzen zur Hand nehmen wird. Die Darſtellung beginnt mit der Schil⸗ 
derung der Armee des Großen Kurfürſten und endigt im Jahre 1919. 
Die Hauptgeſichtspunkte ſind: Bildung und Herkunft der Offiziere, ihre 
Stellung zu Untergebenen und Vorgeſetzten, zum Monarchen und zum 
Staat, zu den verſchiedenen Bevölkerungsklaſſen und den jeweils herrſchen⸗ 
den Zeitſtrömungen — alles in allem eine großzügige Auffaſſung des 
Themas. 

Je weiter die Darſtellung fortſchreitet, um ſo freier von Irrtümern 
wird ſie. Für das 17. Jahrhundert wären Verſehen im einzelnen anzu⸗ 
merken; doch ſei davon abgeſehen, weil die Arbeit ja nicht eigentlich 
wiſſenſchaftlich iſt. Dagegen ſei ein Wort über P.s Auffaſſung vom Ver⸗ 
hältnis Friedrichs des Großen zu ſeiner Armee geſagt. Er erſcheint hier 
als der „mitleidloſe, ſtrenge, mißtrauiſche, ſcharfe, an keinem Menſchen⸗ 
leben Anteil nehmende, jede harte Entſcheidung noch durch Spott bitterer 
geſtaltende allmächtige Fürſt“. P. überſieht, daß die Stellung des Königs 
zum Heer große Wandlungen durchgemacht hat; daß nach dem Sieben⸗ 
jährigen und beſonders nach dem Bayriſchen Erbfolgekrieg eine Ent⸗ 
fremdung zwiſchen ihm und ſeinen Offizieren eingetreten iſt, ſoll nicht 
beſtritten werden. Aber einmal weiß P. von einer ſolchen Entwicklung 
nichts und dann iſt ſeine Charakteriſtik ſelbſt für die Jahre nach 1779 
einſeitig. Die Häufung von Einzelbelegen — Außerungen, die natur⸗ 
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gemäß vorwiegend von Unzufriedenen ſtammen — hat hier das Geſamt⸗ 
bild entſtellt. 

Um ſo einwandfreier iſt die Darſtellung der Folgezeit, im beſonderen 
die der Jahrzehnte von 1786—1815 geraten. Für die Schilderung der 
Verhältniſſe ſeit 1870 und während des Krieges und der Revolution er⸗ 
ſtrebt und erreicht P. Objektivität. Nur die Auffaſſung Wilhelms II. 
wird ſchwerlich Anerkennung finden. Es mag zutreffend ſein, ihn 
ſchwankend und unentſchloſſen zu nennen. Jedenfalls haben viele Offiziere 
ihn dafür gehalten und feine „Reiſeluſt und Prachtliebe, feine geringe 
Stetigkeit, der Hang zum theatraliſchen, ſelbſt bei den Manövern“, haben 
ſeinem Anſehen in militäriſchen Kreiſen zweifellos geſchadet. Wenn P. 
aber fortfährt: „Das drang ſchließlich ins Volk und iſt ihm verhängnis⸗ 
voll geworden. Es ſtand wie bei Marie Antoinette. Von dieſer ſagte 


ein franzöſiſcher Hofmann, daß nicht die Wut der Revolution über die 


Königin, ſondern letzten Endes die Klatſchereien der Hofkreiſe über die 
junge, leichtſinnige ... Dauphine ihr trauriges Schickſal herbeigeführt 
haben“, — ſo iſt dieſe völlige Verkennung der Verhältniſſe kaum zu be⸗ 
greifen. Die Mißſtimmung in Offizierskreiſen hat wohl am wenigſten das 


Verhältnis zwiſchen Volk und Kaiſer getrübt, und was hätte ſie gar bei 


einem weniger unſeligen Kriegsende zu bedeuten gehabt! Hein. 


Fritz Behrend, Der Tunnel über der Spree. I. Kinder⸗ und Flegel⸗ 
jahre 1827—1840. Hrsg. im Auftrage des Vereins für die Ge- 
ſchichte Berlins (Schriften des Vereins ... H. 51). Berlin, Berl. 
des Vereins ... In Vertrieb bei E. S. Mittler & Sohn, 1919. 
8%. X u. 151 ©. 


Unter allen literariſch⸗künſtleriſchen Geſellſchaften Berlins, die 
während des 19. Jahrhunderts im geiſtigen Leben der Stadt einmal eine 
Rolle ſpielten, iſt der „Tunnel über der Spree“ wohl die bekannteſte. 
Dazu hat ihm die hübſche Schilderung verholfen, die Fontane davon ent⸗ 
worfen hat. Die Literaten, Beamten, Künſtler uſw., die ſich ſeit 1827 
an den Sonntagen verſammelten, ſind weniger eigenartig als die Form, 
unter der es geſchah. Der Geiſt Saphirs, des vielgenannten Humoriſten 
und Spötters im Berlin der Jahre um 1830, iſt unverkennbar. Aber aus 
der Narrengeſellſchaft entwickelte ſich, beſonders nach Saphirs Fortgang, 
eine trotz der bleibenden Faſtnachtsgebräuche ernſt arbeitende Geſellſchaft, 
die ihre Hauptaufgabe in der Prüfung und unbarmherzigen Kritik der 
von den Mitgliedern vorgetragenen poetiſchen und proſaiſchen Beiträge, 
der „Späne“, ſah. In den 40er und 50er Jahren, wo ein Fontane, ein 
Strachwitz, Scherenberg, Heyſe, zeitweilig auch ein Storm, im „Tunnel“ 
ihre Kunſt erprobten, ſtand der Verein in ſeiner Blüte. Die Wirkung, 
die damals auf einen Mann wie Fontane zweifellos ausging, ſei es nur 


in negativ⸗kritiſcher Art, darf man ſicherlich nicht gering einſchätzen. 


Der vorliegende erſte Teil der Tunnelgeſchichte behandelt nur die 
Jahre 1827—1840, alſo noch nicht die Fontanezeit. Iſt der Tunnel da⸗ 
mals auch durchaus ein Dilettantenverein, ſo hat doch ſchon in jenen 
Jahren ein Mann in ihm entſcheidende Geltung genoſſen, der auf dem 
Felde märkiſch⸗brandenburgiſcher Geſchichtsdarſtellung, freilich in ihrer 
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volkstümlichſten Form, nicht unbekannt ift: Louis Schneider. Behrend 
gebührt beſonderer Dank, daß er aus den kulturhiſtoriſch keineswegs 
wertloſen „Berliner Nächten“ Schneiders im Anhang drei Proben ver⸗ 
öffentlicht, von denen die eine bisher ungedruckt iſt. Man ſollte über⸗ 
haupt einmal die Geſtalt dieſes merkwürdigen Mannes, dieſes „Vorleſers 
zweier preußiſcher Könige“ deutlicher erſtehen laſſen; denn es iſt kaum 
zuviel geſagt, daß ſeiner anſchaulichen Darſtellung mancher Epiſode der 
brandenburgiſchen und preußiſchen Geſchichte weiteſte Schichten beſonders 
Berlins ihre Kenntnis von der Vergangenheit Brandenburg-Preußens 
verdankt haben. Dieſe Darſtellung mag lückenhaft, oft auch unrichtig 
geweſen ſein, jedenfalls hat ſie weithin gewirkt. — | 
Die Charakteriſtiken, die Behrend von den Hauptmitgliedern in den 
Jahren 1827—1840 entwirft (zu ihnen hat übrigens auch Heinrich 
von Mühler, der ſpätere Kultusminiſter, gehört), ſind geſchickt und klar 
gezeichnet. Die ganze Darſtellung iſt lebendig und mit leichtem Humor 
durchſetzt. Wir ſehen erwartungsvoll den weiteren Teilen entgegen. 
Möchte der Verfaſſer auch in ihnen von dem handſchriftlichen Nachlaß 
des Tunnels mancherlei veröffentlichen, wie er es in dieſem Teile getan 
hat. Er iſt — auch das verdient Dank — es geweſen, der dieſen lange 
verſchollenen Nachlaß auſgeſpürt hat. Er weiß ihn mit Kritik und mit 
Zartſinn zu behandeln. Hoffentlich enthalten auch die künftigen Teile 
Mitgliederliſten und ähnliche Anlagen). — N 
Berlin-Friedenau. W. Hoppe. 


C. Fredrich, Die Stadt Küſtrin. Küſtrin⸗Neuſtadt, Karl Adler, 1913. 
160 S. 80. 


J. Chr. Bekmann, Beſchreibung der Stadt Küſtrin. Herausgegeben 
von C. Fredrich. Königliches Gymnaſium zu Küſtrin, Schuljahr 
1913 —1914. Küſtrin⸗Neuſtadt, Karl Adler, 1914. 38 S. 4°. 


Zwei vortreffliche Veröffentlichungen, deren Anzeige im märkiſchen 
Schrifttum infolge des Weltkrieges verabſäumt wurde. Die letzte Dar: 
ſtellung der Geſchichte Küſtrins liegt um ſieben Jahrzehnte zurück; eine 
neue Bearbeitung war deshalb gerechtfertigt, um ſo mehr, als Küſtrin, 
am Zuſammenfluß zweier großer Ströme gelegen, als ehemalige Haupt⸗ 
ftadt der Neumark und als. ſtarke Feſtung in der brandenburgiſch⸗ 
preußiſchen Geſchichte einer der wichtigſten Orte iſt. Gymnaſialdirektor 
Fredrich, inzwiſchen von Küſtrin nach Stettin verſetzt, hat den geſamten, 
in Schrift und Bild vorhandenen Stoff zuſammengetragen; ſeine Dar⸗ 
ſtellung folgt ſtreng wiſſenſchaftlichen Abſichten, wie ſonſt ſelten eine der⸗ 
artiger Stadtgeſchichten. Beigegeben iſt ein Verzeichnis der Hausbeſitzer 
der Altſtadt vom 16. bis zum 18. Jahrhundert, ſowie mehrere Skizzen 
der Ortlichkeit. Da von Bekmanns Beſchreibung der Kurmark nur 
einige Teile gedruckt worden ſind, ſo gibt Fredrich die Entſtehung der 


1 Von dem tragikomiſchen Ausgang des Tunnels hat Fedor von Zobeltitz 


aus eigener Kenntnis an leicht zu überſehender Stelle kürzlich geplaudert („ Voſſ. 
Zeitung“ vom 23. April 1920, Nr. 207). 
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Handſchrift in ihren verſchiedenen Ausfertigungen und teilt die 1715 
verfaßte Beſchreibung von Küſtrin zum erſten Male im Druck mit. Bei⸗ 
gegeben ſind die dazu beſtimmten Stadtanſichten von Petzold, welche in⸗ 
zwiſchen durch die Ausgabe von H. Meisner bekannt geworden ſind 
(Brandenburgiſch⸗Preußiſche Forſchungen Bd. 27, 1914, S. 648). — Nicht 
unterlaſſen ſei ein Hinweis auf die während des Weltkrieges erſchienene 
Geſchichte der Stadt und der Feſtung Küſtrin von G. Berg, in den Schriften 
des Vereins für Geſchichte der Neumark Heft 35 und 36, welche minder 
tief eindringend in gefälliger Darſtellung für einen breiteren Leſerkreis 
beſtimmt iſt. J. Kohte. 


E. Mucke, Bauſteine zur Heimatkunde des Luckauer Kreiſes. Im Auf⸗ 
trage des Kreisausſchuſſes des Luckauer Kreiſes geſammelt, bearbeitet 
und herausgegeben. Mit 1 Spezialkarte des Kreiſes u. 160 Abb. 
Luckau N.⸗L., Verl. des Kreisausſchuſſes, 1918. XXIII, 516, 124 S. 
8° 12,50 Mt. 


In ber Tat nur Bauſteine, aber ſolche von vielerlei Art und zum 
erheblichſten Teile von kundiger Hand behauen. Neben Mucke kommt 
dem Bauherrn, der dieſe Steine rüſten ließ, Dank zu. Seit Jahren hat 

der Landrat des Kreiſes Luckau, Freiherr von Manteuffel, ſich ganz ent⸗ 
ſchieden für die Erforſchung der Vergangenheit der Niederlauſitz eingeſetzt 
und jede Beſtrebung, die darauf zielte, weſentlich erleichtert. Wenn das 
Muckeſche Buch eine hohe Bedeutung für den Freund der lauſitziſchen 
Geſchichte und darüber hinaus für den Forſcher brandenburgiſcher Pro⸗ 
vinzialgeſchichte hat, fo iſt dieſe Kulturtat — in jetziger Zeit keineswegs 
überflüſſig, zu betonen — dem Angehörigen einer Beamtenklaſſe zu ver⸗ 
danken, von der wir auch für die kommenden Jahrzehnte wünſchen 
möchten, daß ſie den Hiſtorikern unſerer Provinz das gleiche warme 
Intereſſe entgegenbringe wie bisher. 

Das hauptſächlichſte Baumaterial, das E. Mucke, durch feine ſlawiſch⸗ 
philologiſchen Neigungen unterſtützt, beibringt, find die Namen: Orts⸗ 
namen, Torſaulnamen (Namen der Torſäulen, d. h. der einzelnen Gehöfte), 
Familiennamen, Flurnamen. Ein etwa 120 Seiten langer Abſchnitt ſtellt 
für jeden Ort des Kreiſes ſämtliche Namen genannter Art zuſammen 
und fügt einen brauchbaren Abſchnitt über Ortsanlage und Ortsgeſchichte 
dazu. Abgeſehen von der Deutung der Ortsnamen und den knappen 
Daten für die Ortsgeſchichte iſt dieſer Teil nur Materialſammlung, ge⸗ 
fördert durch die Kreisvervaltung und die befragten Gemeindevorſtände. 
Nach einem Anhang, der einiges archivaliſche Material über die Beſitz⸗ 
verhältniſſe der Herrſchaften und Rittergüter gibt, befaſſen ſich die beiden 
nächſten Teile ſehr gründlich und von einer außerordentlichen philo⸗ 
logiſchen Schulung Muckes zeugend mit den Flur- und Familiennamen. 
Er trennt dabei wendiſche und deutſche Namen, ſtellt ihre Bedeutung bis 
ins einzelne feſt und gewinnt ſo Einblicke in die Geſchichte des Luckauer 
Kreiſes, die wirklich allen Seiten hiſtoriſchen Lebens zugute kommen. Das 
zeigt der vierte und letzte Teil recht, der einzige darſtellende des Buches: 

Abriß einer Heimatkunde des Kreiſes Luckau. Grenzen, Bodengeſtalt und 
Bewäſſerung, Klima, Pflanzen⸗ und Tierwelt, die Bewohner und ihre 
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Siedlungen, Kulturentwicklung von alter Zeit bis in die Gegenwart, zu 
allen dieſen Abſchnitten ſteuert die Namenforſchung, von Mucke meiſterhaft 
gehandhabt, reichlich bei. | 
Es iſt mit dieſem Buche, durch viele zum Teil entzückende Bilder 
und Photographien geſchmückt, mit guten Plänen ausgeſtattet, ein Werk 
entſtanden, das die Erforſchung der Luckauer Kreisgeſchichte um ein gut 
Stück vorwärts gebracht hat. Vor kurzem iſt der betreffende Band der 
Kunſtdenkmäler der Provinz Brandenburg erſchienen, hat Rudolf Lehmann 
ſeine bei Mucke (S. 5) jetzt nachzutragende nützliche „Altere Geſchichte des 
Ciſtercienſerkloſters Dobrilugk“, Heidelberger Diſſ. 1917 (S. 135 ff. Flur⸗ 
und Ortsnamen, die Mucke ergänzen!) geſchrieben: der Kreis Luckau darf 
ſich ſolcher Werke freuen. Das lehrreiche und vielſeitige Buch Muckes, 
wirklich „ein Buch, aus dem jeder, der es will, etwas erfahren und lernen 
kann, was er wo anders nicht ſo leicht und meiſt überhaupt nicht findet“, 
bedarf freilich zur völligen Ausſchöpfung eines Regiſters. Die mehrfachen 
alphabetiſchen Verzeichniſſe genügen da nicht. 
Und doch! Es ſteckt in dem verdienſtlichen Werke eine Anſchayung, 
die nicht anders als ſlawophil genannt werden kann. Der Verfaſſer, 
ein deutſcher Beamter und Gelehrter, hat dieſe Anſchauung jüngſt in 
der Wendenbewegung der ſächſiſchen Oberlauſitz betätigt, fo daß das 
Reich ſich mit Recht Genugtuung gefordert hat. Im vorliegenden 
Falle führt Muckes Slawophilie zu einer Verzerrung der Hiſtorie, gegen 
die ernſtlich Einſpruch erhoben werden muß. Durch den letzten Teil des 
Buches klingt eine Überſchätzung flawifden Weſens und ſlawiſcher Kultur. 
Man mag noch ſo viele wendiſche Namen aus dem Luckauer Kreiſe zu⸗ 
ſammentragen, von noch ſo vielen deutſchen Ortsnamen die wendiſche 
Form anführen, die heute kein Menſch mehr gebraucht (z. B. S. 15: 
Sonnewalde „heißt jetzt noch im Niederwendiſchen Grozisco, d. i. die 
Schanze“, ſ. auch S. 412), — der Kreis iſt ſo deutſch wie irgend einer. 
Mucke behauptet ja ſelbſt, daß die wendiſche Sprache dort ausgeſtorben 
fet (S. 458 — 460). Daß ſich ſtarke, ſehr ſtarke Anklänge an das ehemalige 
wendiſche Volkstum finden, wird kein Einſichtiger beſtreiten. Aber vor 
den Sorben haben Germanen in jenen Gegenden geſeſſen, die Mucke 
(S. 448) einfach „ausläßt“. Gewiß haben auch die Wenden Ackerbau und 
Viehzucht getrieben, was in gewiſſen pſeudohiſtoriſchen Darſtellungen gern 
unterdrückt und einfach in Jagd und Fiſcherei verkehrt wird, aber daß 
jene Beſchäftigung im Gegenſatz zu Muckes Andeutung (S. 448) nicht das 
Weſentliche geweſen iſt, daß fie nicht intenfiv betrieben wurde, das zeigt 
doch eben die Anſetzung deutſcher Koloniſten mit weit höherer wirtſchaft⸗ 
licher Entwicklung. Allein mit den Begriffen „Eroberung“ und „Unter⸗ 
jochung“ der Wenden läßt ſich nicht operieren. Hätte der chriſtlich ge⸗ 
wordene Wende aus dem Boden herausgewirtſchaftet, was der deutſche 
Bauer herausbrachte, er wäre nicht ſo beiſeite geſchoben worden, wie es 
in der Tat der Fall war. Auch das wird man anerkennen müſſen, daß 
der Luckauer Kreis bereits vor den erſten Anfängen der Germaniſation, 
d. h. vor dem 10. Jahrhundert annähernd ſo viele Siedlungsſtätten hatte 
wie heute (S. 413, 448), und daß man mit Recht von einer ſlawiſchen 
Kultur ſprechen darf. Aber dann ſollte auch klar und unzweideutig be⸗ 
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tont werden, daß das deutſche Weſen, daß da feinen Einzug hielt, dem 
Luckauer Kreiſe eine reichere Entwicklung gebracht hat, als ihm bisher 
beſchieden war. Und dieſes Wort hat Mucke nicht deutlich genug ge⸗ 
ſprochen. 

Berlin-Friedenau. W. Hoppe. 


Alnton] Broſch, Schrifttum über Innere Koloniſation. Im Auftrage 
der Geſellſchaft zur Förderung der Inneren Koloniſation zuſammen— 
geſtellt. Berlin, Deutſche Landbuchhandlung, 1919. 8°. VII u. 197 S. 


Der Hiſtoriker ſollte an dieſem brauchbaren Hilfsmittel nicht vor⸗ 
übergehen. Es iſt nicht für ſeinen Gebrauch geſchaffen und enthält an 
hiſtoriſcher Literatur manches, was für die Forſchung kaum bezw. kaum 


noch nutzbar iſt. Aber eine Fülle des wertvollen Materials zur Koloniſations⸗ 


und Agrargeſchichte, namentlich Brandenburgs und Preußens, findet ſich 
hier, wo man es eigentlich nicht ſucht, ſo bequem beieinander, daß Aus⸗ 
ſtellungen nicht am Platze ſind. 

Berlin- Friedenau. W. Hoppe. 


Geſchichte von Pommern. Von Martin Wehrmann. Erſter Band bis 
zur Reformation (1523). Zweite, umgearbeitete Auflage. Gotha 
1919, Friedr. A. Perthes A.⸗G 


Ca 
G 


Diefe neue Bearbeitung der Geſchichte Pommerns ift mit Freude 
zu begrüßen, bringt ſie uns doch dankenswerte praktiſche Neuerungen und 
peinlich genaue Verwendung aller Ergebniſſe der in den letzten Jahren 


veröffentlichten einſchlägigen Forſchungen. Wie der Verf. im Vorwort 


zur zweiten Auflage ſagt, iſt die — als bekannt vorauszuſetzende — An⸗ 


‚ lage des Ganzen unverändert geblieben. Zu den dankenswerten Neuerungen 


zähle ich unter andern die Angabe der wichtigſten Literatur am Anfange 
eines jeden Kapitels, die umfangreichere Inhaltsangabe der einzelnen 
Abſchnitte (S. XIII XV), die dem Verlaufe des Textes bé anpaſſenden 
Stichwortangaben am Kopfe jeder Seite und ſchließlich die zum Schluſſe 
des Bandes beigegebenen Stammtafeln des pommerſchen Herzogshauſes 
bis auf Bogiſlaw X. und des rügiſchen Fürſtenhauſes. 

Im einzelnen kann man faſt Seite für Seite verfolgen, mit welchem 
Eifer der Verf. die Ergebniſſe neuerer Forſchungen berückſichtigt und 
verwertet hat; ganz beſonders fällt dies bei der Beſprechung der älteren 
pommerſchen⸗brandenburgiſchen Beziehungen ins Auge, ſo daß auch die 
Pommern hier dem brandenburgiſchen Regeſtenwerk Krabbos zu lebhaftem 
Danke verpflichtet werden. Es würde zu weit führen, die zahlreichen 
Verbeſſerungen und Zuſätze im einzelnen hier anzuführen; hervorzuheben 
ſind nur z. B. die Nachrichten über die Slawen in der „Vorgeſchichte“ 
und beſonders die neuere Auffaſſung über ihren Gottes dienſt, die ver⸗ 
änderte Darſtellung der Kämpfe des Polen Wladiſlaw Hermann und 
ſeines Sohnes Boleſlaw gegen die Pommern, nicht unwichtige neuere 
Einzelheiten über Otto vom Bambergs Miſſionszüge, treffende Bemerkungen 
über die Organiſation der chriſtlichen Kirche in Pommern, namentlich auch 
hinſichtlich Rügens, an verſchiedenen Stellen des Buches neuere Anſichten 
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über die Stellung des Bistums Kammin und ſeine Selbſtändigkeits⸗ 
beſtrebungen, ſchließlich, wenn eine Einzelheit genannt werden darf, die 
gänzlich veränderte Angabe über die Größe der pommerſchen Hufen 
(19 ha). 
In der zweiten Hälfte dieſes Bandes dë es der Veränderungen 
nicht ſo viele, was aber der bereits der erſten Auflage zuteil gewordenen 
trefflichen Verarbeitung des Stoffes ſowie dem Umſtande zuzuſchreiben 
iſt, daß über dieſe Zeitperiode weniger neues und berichtigendes veröffent⸗ 
licht worden iſt, als über die älteren Perioden der pommerſchen Ge⸗ 
ſchichte. 

An Unftimmigteiten ift mir folgendes aufgefallen: S. 99 Z. 6 v. u. 
muß es 1277 (nicht 1275) heißen, S. 111 3. 7 v. u. bei Stargard 1253 
(nicht 1243), Z. 1 v. u. bei Treptow a. R. 1277 (nicht 1278), S. 112 Z. 1 
bei Tribſees vor 1267 Mai 31. (nicht 1285), S. 169 Z. 18 „im ge⸗ 
heimen“ iſt ſinnſtörend verſtellt, S. 192 Z. 6 Greiffenberg (nicht Greifen⸗ 
berg), S. 209 Z. 15 v. u. 17. Oktober (nicht 27.), im Stammbaum des 
pommerſchen Herzogshauſes muß es bei Wartiſlaw VI. 1394 (nicht 1344) 
heißen. Schließlich ſcheint mir auf S. 115 im 2. Abſchnitt darin ein 
Widerſpruch zu beſtehen, wenn Verf. ſagt, aus der Tatſache, daß Stral⸗ 
fund Lübiſches Recht in der Form, wie Roſtock es beſaß, erhielt, fet 
leicht zu folgern, daß zahlreiche Bürger aus Roſtock gekommen ſeien, und 
dann gleich fortfährt: „Dasſelbe Recht brachten die aus Weſtfalen, Braun⸗ 
ſchweig .. . zugewanderte Bevölkerung mit“. Sollte Roſtock nicht aus 
praktiſchen Gründen des Rechtszugs wegen als zunächſt liegende Stadt 
gewählt worden ſein? — 

»Der von manchen Beurteilern ſchon bei der erſten Auflage erhobene 
leiſe Vorwurf eines allzu trockenen Tones fällt nicht auf den Verfaſſer, 
er iſt mit dem ſpröden und zeitweiſe faſt undankbaren Stoffe zu ent⸗ 
ſchuldigen. Daß M. Wehrmann verſtanden hat, ſeine Aufgabe in ſolch 
trefflicher Weiſe zu löſen, iſt angeſichts dieſer Schwierigkeit der Materie 
nur noch um ſo höher anzuſchlagen. Hoffentlich kommt das ganze Werk 


in nicht allzuferner Seit in ſeinem erneuten Gewande zum Abſchluß. 


O. Grotefend. 


Hermann Kalkoff, Hiſtoriſcher Wahlatlas der dentſchen Parlamente. 
Tafel 3: Das preußiſche Abgeordnetenhaus 1866—1918. Berlin⸗ 
Zehlendorf⸗Weſt, Reichsverl. H. Kalkoff (1918). 4,— Mk. 


Was auch immer die Zukunft bringt, Brandenburg⸗Preußens Ge⸗ 
ſchichte weiſt in den Novembertagen 1918 einen tiefen Einſchnitt auf. 
Auch die meiſten alten politiſchen Parteien haben damals ein gewiſſes Ende 


gefunden. So hat die Arbeit Kalkoffs einen abſchließenden Wert. Sie 


legt die Verſchiebungen innerhalb der einzelnen Wahlkreiſe von 1866 — 1918 
ſehr überſichtlich dar und darf jedem, der ſich mit Preußens innerer 
Geſchichte beſchäftigt, angelegentlich empfohlen werden. Auch für den 
Reichstag iſt eine ähnliche Überſicht der ee erſchienen. 


Berlin- Friedenau. , W. Hoppe. 
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Ein deutſcher Arzt am Hofe Kaiſer Nikolaus’ I. von Rußland. Lebens⸗ 
erinnerungen von Profeſſor Martin Mandt, hrsg. von Veronika 
Lühe. Mit einer Einführung von Prof. Theod. Schiemann. 
München u. Leipzig, Duncker & Humblot, 1917. XII u. 544 S. 8% 


Die Erinnerungen des deutſchen Profeſſors Martin Mandt, der von 
1835—1855 zunächſt als Leibarzt der Großfürſtin Helene, ſpäter des 
Kaiſers Nikolaus I. ſelbſt in Petersburg wirkte, find bei den nahen Be⸗ 
ziehungen, die damals zwiſchen dem ruſſiſchen und dem preußiſchen Hofe 
beſtanden, auch für uns von großem Intereſſe, trotzdem ſie ſich faſt aus⸗ 
ſchließlich auf das höfiſch⸗perſönliche Gebiet beſchränken. Von den Auf⸗ 
zeichnungen Mandts haben ſich zuſammenhängend nur ſolche über die Zeit 
von 1835 —1845 erhalten, ſowie ein Bericht über den Tod Nikolaus I. 
Das vorhandene iſt offenbar von Mandt ſelbſt nicht mehr überarbeitet 
worden, manche Abſchnitte ſind erſt nach ſeinem Tode auf Grund ſeiner 

Notizen von der Witwe niedergeſchrieben worden. So haftet dem Ganzen 
etwas Unausgeglichenes an und auch von einer gewiſſen Weitſchweifigkeit 
darf wohl geſprochen werden. Trotzdem wird man Mandts Erzählungen 

faſt überall mit regem Intereſſe folgen. Menſchlich iſt nicht ohne Reiz 
nachzuleſen, wie es der aus durchaus nicht glänzenden Verhältniſſen 
ſtammende deutſche bürgerliche Profeſſor verſtanden hat, ſich gegenüber 
dem Hofe durch taktvolle Zurückhaltung und, wenn nötig, unbeugſames 

Selbſtbewußtſein durchzuſetzen. Dabei lagen die Schwierigkeiten durchaus 
nicht nur in der Sphäre des bornierten Hofſchranzentums, ſondern auch 
in den zuweilen recht merkwürdigen Auffaſſungen der höchſten Herr⸗ 
ſchaften ſelbſt. Sehr eigenartig iſt, was man über die Erziehung der 
Kinder und über die Einflüſſe, die dabei mitwirkten, erfährt, von beſonderem 
Intereſſe natürlich die Schilderung der Einzelperſönlichkeiten, insbeſondere 

der Großfürſtin Helene, geborenen Pringeffin Charlotte von Württemberg, 
der Kaiſerin, der preußiſchen Prinzeſſin Charlotte, und Kaiſer Nikolaus I. 
Der letztere gewinnt in Mandts Schilderung menſchlich und als Charakter, 
ohne daß dabei die Schroffheit und Eigenwilligkeit des letzteren ver⸗ 
ſchleiert wird; wahrhaft groß iſt das Verhalten des Kaiſers in ſeinen 
letzten Lebensſtunden, über die, wie ſchon erwähnt, ein eingehender Bericht 
Mandts vorliegt. 
Berlin-Steglitz. n R. Liidicke. 


Georg Meyer, Lehrbuch des deutſchen Staatsrechts. 7. Aufl., bearbeitet 
von Gerhard Anſchütz. 1. Teil 1914; 2. Teil 1917; 3. Teil 1919. 
Duncker & Humblot, München u. Leipzig. 


Als Gerhard Anſchütz im Juni 1914 das monumentale Werk ſeines 
Heidelberger Amtsvorgängers zum zweiten Male der Welt neubearbeitet 
ankündigte, konnte er nicht ahnen, daß ſich Fortſetzung und Schluß der 
7. Auflage erſt nach drei und fünf Jahren anſchließen würden, ahnte er 
noch viel weniger, daß der letzte „Meyer⸗Anſchütz“ im Augenblicke feines 
Erſcheinens fo „unmodern“ wie nur möglich wirken würde. Verfaſſer 
und Verleger haben ſich die Frage vorgelegt, ob nach dem 9. November 
„die Weiterführung einer fo umfaſſenden Darſtellung“ des alten Staats- 
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rechts „noch angezeigt ſei“ und fie haben dieſe Frage bejaht. Das bewußt 
geſchichtloſe, geiſtige Amokläufertum der heutigen Linksradikalen wird 
allerdings die vorliegende Darſtellung ſchon wegen ihres monarchiſchen 
Einſchlags für Makulatur erklären. Wem dagegen jener Tabularaſawahn 
den Blick für die Kontinuität auch unſerer ſtaats rechtlichen Ent⸗ 
wicklung nicht trübt, der muß dankbar ſein, daß uns von der glänzendſten 
Epoche, die deutſche Staatsrechtswiſſenſchaft je beſchreiben durfte, noch 
unmittelbar vor dem Ende ein Bild geſchenkt worden iſt. Ein Bild, das 
durch mühevolle, aber auch mühelohnende Beſchäftigung mit der Partikular⸗ 
geſetzgebung, wodurch ſich ſchon der „alte“ Meyer auszeichnete, geradezu 
photographiſche Genauigkeit erreicht. Daß der Herausgeber (und ſeine 
Mitarbeiter) dieſe Kleinarbeit in dem mit echt deutſchem Eigenſinn de . 
ſtellten Garten einzelſtaatlichen Rechtslebens nicht geſcheut haben, auch — 
bei den ſpäteren Partieen — auf die Gefahr hin, bloße Rechts hiſtorie 
zu liefern, ſei beſonders hoch angerechnet. Was heißt hier übrigens ge⸗ 
weſenes oder ſeiendes Recht, iſt jenes nicht ſtets die Mutter von dieſem 
oder kann es wenigſtens ſein? Abgeſehen davon aber gelten die Sätze 
des Vorworts: .. . „niemand wird beſtreiten, daß viele Abſchnitte dieſes 
Buches ihren ſeitherigen Wert in jedem Falle behaupten werden. Das 
gilt vor allem von der Darſtellung der Grundbegriffe des Staatsrechts 
und von den Kapiteln, welche der ferneren ſtaatsrechtlichen Vergangenheit 
Deutſchlands gewidmet ſind, ebenſo aber von den Erörterungen über die 
zahlreichen Dinge, die aus dem alten in das neue Staatsrecht vorläufig 
unverändert übernommen ſind, wie Erwerb, Verluſt und Inhalt der 
Staatsangehörigkeit, Grundrechte, Stellung der Fremden, Behörden⸗ und 
Gemeindeorganiſation, Beamtenrecht, Geſetz und Verordnung, Juſtiz und 
Verwaltung, Staatsverträge und vieles andere mehr.“ — Etwas anderes 
noch iſt hervorzuheben. Georg Meyer ſowohl wie Gerhard Anſchütz ſind 
markante Vertreter jener Lehre, die gegenüber den Anſprüchen eines ana⸗ 
chroniſtiſchen, aber darum nicht einflußloſen „monarchiſchen Prinzips“ die 
ſeit Albrechts Kritik an Maurenbrecher errungene moderne Staats⸗ 
auffaſſung, gegenüber der Fürſtenſouveränität die Staatsſouveränität 
hoch gehalten haben. Der in Parlamentarismus und Volksſouveränität 
ſchwelgenden Gegenwart mag jene Auffaſſung ſchon längſt nicht mehr 
modern ſein; wer aber zwiſchen wiſſenſchaftlicher Gedankenarbeit und ihrer 
praktiſch demagogiſchen Ausmünzung zu unterſcheiden vermag, wird er⸗ 
kennen, wie weit jene ſchon das Feld beſtellt hatte, auf dem nach der 
nicht mehr zu vermeidenden Kataſtrophe eine veränderte Staatsform 
ernten ſollte. Das Problem der konſtitutionellen Monarchie nun aber 
iſt auch eine Angelegenheit des preußiſchen Hiſtorikers. In dem 
deutſchen Staatsrecht von Meyer⸗Anſchütz ſpiegelt es ſich und zwar ohne 
Verzerrungen und Trübungen, darum war an dieſer Stelle von dem Buche 
zu ſprechen. 
Charlottenburg. i Heinrich Otto Meisner. 
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B. Eingeſandte Bücher (ſoweit noch nicht beſprochen) 


Corniceling, M., Heinrich von Treitſchke Briefe. 3. Band. IL Teil, 1871 bis 
1896. S. Hirzel. Leipzig, Mk. 12,—. 

Goetz, W., Die deutſche Geſchichtſchreibung des letzten Jahrhunderts und die 
Nation. (Vorträge der Geheſtiftung zu Dresden, 10. Band Heft 2.) B. G. 
Teubner, Leipzig, Mk. 1,20. | 

Hoffmann, Weſtpreußen als Sinnbild. Fr. Wilh. Grunow, Leipzig. 

Jahrbuch ſür Brandenburgiſche Kirchengeſchichte, herausgegeben von Prof. Dr. 
Leopold Zſcharnack. 17. Jahrg., Kommiſſionsverlag Martin Warneck, Berlin. 

Lorenz, Ludw., Die beſten deutſchen Geſchichtswerke. Zehn Liſten zur Auswahl. 
(K. F. Koehlers kleine Literaturführer, Band 3.) K. F. Koehler, Leipzig. 

Loewe, V. und M. Stimming, Jahresberichte der deutſchen Geſchichte, Jahrg. 1, 
1918. Priebatſch's Verlagsbuchhandlung Breslau. N 

Michael, Wolfgang, Engliſche Geſchichte im 18. Jahrh., Band 2. Dr. Walter 
Rothſchild, Berlin⸗Wilmersdorf. | 

Plehn, Die auswärtige Politik Bismarcks feit der Reichsgründung. Oldenburg, 
München. | 

Radfahl, Felix, Die deutſche Politik König Friedrich Wilhelms IV. (Veröffentl. 
des Vereins f. d. Geſchichte der Mark zen. Dunder & Humblot, 
Münden. 


Schönchaum, Herbert, Kommunismus im Reformationszeitalter. Humaniſten, 
Reformatoren und Wiedertäufer. Kurt Schröder, Bonn, Mk. 1,80. 

Schützler, Wilhelm, die Tagebücher des Freiherrn Reinhard von Dalwigk zu 
Lichtenfels aus den Jahren 1860—1871. Deutſche Verlagsanſtalt Stuttgart. 
Geheftet Mk. 40,—, gebunden Mk. 45,—.\ 

Valentin, Veit, Geſchichte des Völkerbundgedankens in Deutſchland. H. N. Engel⸗ 
mann, Berlin 1920. 


Dberpräfident J. A. Sack. 


Herr Studiendirektor Dr. Steffens in Bartenſtein (Oſtpreußen) iſt mit einer 
Arbeit über das Leben und Wirken J. A. Sacks beſchäftigt. Sack, geboren 1764 
zu Cleve, war einer der tüchtigſten Mitarbeiter Steins und Hardenbergs, 1808/10 
Oberpräſident von Kurmark, Neumark und Pommern, 1810/13 Departementschef 
im Miniſterium des Innern, 1813 Zivilgouverneur des Landes zwiſchen Elbe 
und Oder, 1814/16 Generalgouverneur am Nieder⸗ und Mittelrhein. 1816/1 
hat er als Oberpräſident von Pommern die Grundlagen des ee Pommern 

gelegt (vgl. A. D. B. Bd. 30, 152 f.). 
Es ergeht die dringende Bitte, Herrn Steffens alle etwa nod vorhandenen 
Briefe Sacks, an ihn oder über ihn, ferner Aufzeichnungen, in denen von ihm 
die Rede iſt, Erinnerungen jeder Art, handſchriftliches und gedrucktes Material 
nachzuweiſen. Erwünſcht iſt die Überſendung des handſchriftlichen Materials 
im Original, andernfalls in getreuer Abſchrift. Schnellſte ſorgfältige e 
ſowie Erſtattung der Unkoſten wird gewährleiſtet. 
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Den beiten Beweis für die Kühnheit, zu der die öffentliche 
Meinung ſich in der friderizianiſchen Zeit trotz aller Zenſur der Bücher 
und Zeitungen immer wieder hervorwagte, liefern die Flugſchriften. 
Sofort mit Ausbruch der Feindſeligkeiten zwiſchen Preußen und Oſter⸗ 
reich treten neben die offiziellen Kundgebungen der beteiligten Mächte 
Flugblätter und Flugſchriften mit der ausgeſprochenen Abſicht, die 
öffentliche Meinung im Sinne einer politiſchen Partei zu beeinfluſſen. 
Ihre Zahl und Verbreitung hängt zum Teil ab von der mehr oder 
weniger organiſierten periodiſchen Preſſe. Je eingeſchränkter das 
Zeitungsweſen war, deſto machtvoller wurde durch die fliegenden Blätter 
auf die öffentliche Meinung einzuwirken verſucht. Sie geben in ihrer 
Geſämtheit ein getreues Bild der öffentlichen Meinung in Perioden 
politiſcher Hochſpannung. Wenn ſie auch die Entſcheidung dem 
Schwert des Soldaten und der Feder des Diplomaten überlaſſen mußten, 
ſo haben ſie doch ihren gebührenden Anteil an der Erregung der 


Gemüter. 
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Die Flugſchriften als Ausdrucksform der öffentlichen Meinung 
ſind nach Art, Umfang und Form grundverſchieden. Sie treten in 
poetiſchem und proſaiſchem Gewande auf. Neben der ernſthaften 
politiſch⸗kriegeriſchen Poeſie in den Grenadierliedern Gleims und den 
auf Einzelblättern verbreiteten Oden Ramlers und der Karſchin ſteht 
die Unzahl der Spottverſe auf die Gegner Friedrichs, die der junge 
Goethe mit ſo großem Eifer ſammelte, „ſo platt die Reime auch ſein 
mochten“. Bei den Proſaſchriften trifft man auf die mannigfachſten 
Einkleidungen. Der ſchlichte Bericht oder das einfache „Raiſonnement“ 
der hiſtoriſchen Ereigniſſe wechſelt mit der oft auftretenden Briefform. 
Neben die ſatiriſche Predigt und den Dialog tritt das Märchen. Streng 
ſachliche akademiſche Abhandlungen mit gelehrtem Apparat ſtehen neben 
flammenden Aufrufen, die an die Leidenſchaft der Menge appellieren 
Naturgemäß lieben alle Flugſchriften die Anonymität, beſonders aber 
die Pſeudonymität. Firma und Ort des Erſcheinens find oft falſch 
angegeben und auf Täuſchung des Leſers berechnet. So z. B. hat 
Friedrich ſelbſt als Druckorte Liege, Cologne, Gen&ve verzeichnet bei 
Schriften, die nachweislich in Berlin gedruckt ſind. Der Umfang 
ſchwankt je nach der Beſtimmung zwiſchen einer Seite und mehreren 
Druckbogen. Friedrichs umfangreichſte Satire!) in der Zeit des 
ſiebenjährigen Krieges enthält in damaliger Ausgabe 24 Druckſeiten. 
Berühmte Schriften wie Montesquieus „Lettres persanes“ und d' Argens' 
„Lettres juives“ dienten als Muſter. Mannigfaltig wie Form und 
Umfang iſt auch die Tendenz. Neben den nationalen Gegenſätzen, 
die den preußiſchen und öſterreichiſchen Standpunkt vertreten, ſpielen 
die kirchlichen Intereſſen eine wichtige Rolle. Die Tendenz beſtimmt 
auch den defenſiven oder aggreſſiven Charakter. Teils wollen die Flug⸗ 
ſchriften die öffentliche Meinung im eigenen Volke beeinfluſſen, Mut, 
Opferfreudigkeit, Gottvertrauen nähren und wachhalten, teils wollen 
ſie im neutralen Ausland Sympathie gewinnen und unnatürlich ver⸗ 
bundene Gegner von einander trennen. Zu einem nicht geringen Teil 
wenden ſich die Flugſchriften gegen Friedrich ſelbſt und gegen ſein 
Regierungsſyſtem. Den niedrigſten Standpunkt unter den literariſchen 
Gegnern Friedrichs nehmen die ein, die von perſönlichem Haß getrieben 
werden. Deren Schriften ſinken nicht ſelten zu gemeinen PBasquillen 
herab. Daneben ſtehen die, die wegen verletzter politiſcher Intereſſen 
die literariſche Fehde eröffnen. Endlich ſind die prinzipiellen Gegner 


1) Relation de Phihihu, émissaire de l’empereur de la Chine en 
Europe. 1760. 6 Briefe. Deutſche Ausgabe. Bd. VIII. S. 115—126. 
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Friedrichs zu nennen, die vom nationalen oder kirchlichen Standpunkt 
aus gegen den großen König in die Schranken treten). 

Erzeugniſſe der erſten Art find vor allem Voltaires „Vie privée 
du Roi de Prusse“ und die „Merkwürdige Lebensgeſchichte des Frei⸗ 
herrn Friedrich von der Trenck“. Beide Schriften, deren Verfaſſer 
Friedrich urſprünglich verehrten, ſpäter aber ſeine leidenſchaftlichen 
Widerſacher wurden, tragen den Stempel der Rache für perſönliche 
Kränkung. In gehäſſigſter Weiſe ſuchen ſie alles Große in Friedrichs 
Weſen hämiſch zu verkleinern, ſeine gewaltigen Kriegserfolge als durch 
Zufall oder durch Verdienſt anderer errungen hinzuſtellen. In ähnlichem 
Sinne von niedrigen Motiven diktiert find die berüchtigten „Matindes 
royales“, deren Verfaſſerſchaft bis heute umſtritten iſt. Sie ſcheuen nicht 
einmal davor zurück, dem großen Einſiedler von Sanſſouci, deſſen philo⸗ 
ſophiſches und arbeitsreiches Daſein ſich kleine Neider nicht vorſtellen 
konnten, die widerlichſten und lächerlichſten Leidenſchaften anzuhängen. 
Und doch hat ſich bis heute auch nicht der Schatten eines Beweiſes 
gefunden für die Friedrich nachgeſagten perverſen Neigungen. Man 
ſpekulierte eben auf jene Luſt am Skandal, die bei einem Teil des 
Publikums zu allen Zeiten vorhanden iſt. Derartige Schriften wiſſen 
ſich das Gepräge der Wahrſcheinlichkeit zu geben, indem ſie aus wirk⸗ 
licher Beobachtung geſchöpfte individuelle Züge mit plumpen Erfin⸗ 
dungen geſchickt verbinden. Die Wirkung wird noch erhöht durch die 
Form. Friedrich ſelbſt ſpricht alles das aus, was ihn vor der Mit⸗ 
welt herabſetzen ſoll. Es iſt zweifellos, daß durch die Flut der Schmäh⸗ 
ſchriften, mögen ſie im Ausland oder ſelbſt im Inland entſtanden und 
gedruckt worden ſein, Friedrichs Anſehen auch in Preußen nicht wenig 
gelitten hat. Inſofern können auch die außerpreußiſchen Flugſchriften 
als Ausdruck der öffentlichen Meinung in Preußen angeſehen werden, 
da ſie in Maſſen in die preußiſchen Provinzen und Städte hinein⸗ 
gebracht wurden und ſich der Zenſur faſt immer zu entziehen wußten. 
Friedrich hat ſich wiederholt über die Verleumdungen und Schmähungen 
beklagt, die von allen Seiten gegen ihn gerichtet wurden. In feiner . 
Geſchichte des ſiebenjährigen Krieges ſpricht er von einer zweifachen 
Art zu morden, der einen durch den Dolch, der anderen durch be— 
leidigende und entehrende Schriften. In zwei kleinen Abhandlungen 
des Jahr 1759: „Discours sur les satiriques“ !) und Discours sur 


1) Cf. Preußiſche Jahrbücher 1863. S. 1—18. Cauer, Zur Literatur 

der Polemik gegen Friedrich d. Gr. und Droyſen, Über eine Flugſchrift von 1743. 
(Abhandlungen der Kgl. Akademien der Wiſſenſchaften.) Berlin 1872. 

2) Werke: V. 207 ff. (März 1759). 
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les. libelles* 1) vergleicht er die fortgeſetzten verleumderiſchen Angriffe 
mit kriechender Schmeichelei. Beide haben nach ſeiner Meinung 
den gleichen ſittlichen Tiefſtand. Doch es war nicht Friedrichs Art, 
ſchweigend zu dulden, wenn ſeine Ehre angegriffen war. Nicht weniger 
als 11 Flugſchriften ſind während des ſiebenjährigen Krieges aus 
ſeiner Feder gefloſſen. Er ſieht ſich genötigt, zur Vergeltung ſich der 
ſcharfen Waffe der Satire zu bedienen: „Je me défends de mes dents 
et de mes griffes“, ſchreibt er am 8. Mai 1760 an die Herzogin von 
Sachſen⸗Gotha. In einem Brief an d'Argens nennt er feinen „Bericht 
des Phihihu“, der eine treffende Kritik des Syſtems der römischen 
Kurie iſt, „einen Tatzenhieb gegen den Papſt, der die Degen unſerer 
Feinde ſegnet und Königsmördern in der Kutte eine Freiſtatt gewährt,“ 

. . „einen Schrei der empörten Vernunft gegen das ſchmähliche Ge⸗ 
bahren dieſes Baal⸗Papſtes“ ). 

Als Beiſpiele für die Art, das preußiſche Volk, im beſonderen 
das ſchleſiſche, gegen Friedrich einzunehmen, ſeien zwei Flugſchriſten 
erwähnt, die ihren Urſprung in Frankreich, bzw. in Holland hatten. 
Eine der in Preußen verbreitetſten Flugſchriften gegen Friedrichs Politik 
ift betitelt: „Réflexions d'un Suisse sur les motifs de la guerre 
présente.“ Sie erſchien 1756 ohne Angabe des Druckortes in 
deutſcher und franzöſiſcher Sprache und wurde mehrfach nachgedruckt. 
Die Kgl. Bibliothek zu Berlin beſitzt Drucke aus Köln, Zürich und aus 
dem Haag. Preußiſcherſeits wurde durch die „Réflexions“ eine Gegen⸗ 
ſchrift veranlaßt: „Gedanken über eines Schweizers Betrachtungen der 
Beweggründe des gegenwärtigen Krieges. (1757 o. O.) Dieſe Ver⸗ 
teidigungsſchrift hielt Friedrich für nötig, da der angebliche Schweizer 
nicht nur die zur Rechtfertigung der preußiſchen Politik erſchienenen 
Staatsſchriften angriff, beſonders Hertzbergs Mémoire raisonné, ſondern 
ſich auch gegen das politiſche Syſtem Friedrichs wandte. Er charak⸗ 
teriſierte Friedrichs Regierung als ein gouvernement militaire, in 
dem unter dem Druck eines harten Deſpotismus die Menſchen wie 
Sklaven behandelt würden. Das ſchöne Schleſien ſei ganz verödet. 
Ganze Dorfſchaften retteten ſich in die Wälder, um ſich rohen Gewalt⸗ 
taten zu entziehen, und gingen in Hunger und Elend zugrunde 
Solche Übertreibungen konnten auf die öffentliche Meinung nicht ohne 
Einfluß bleiben. Die Sympathien für Friedrich wurden entweder 
erhöht oder vernichtet. In Schleſien, das in den Städten und in der 


1) Werke: V. 214 ff. (April 1759). g 
2) „ VIII. S. 115. A. 1. mr: 
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katholiſchen Geiſtlichkeit immer noch unzufriedene Elemente barg, regte 
ſich mancher Widerſpruch, den Friedrich im Intereſſe des Staates nicht 
dulden konnte. | | 

Dieſelbe Tendenz verfolgte eine andere Flugſchrift aus dem 
Jahre 1757, die ihren Urſprung angeblich Berlin verdankt: „Politiſches 
- deutfches Gloſſarium, von Dr. Johann Volkha, gemeinem Lehrer der 
neuen Militärſtaatskunſt und ders spolitiſchen deutſchen Wohlredenheit 
in dem Gymnasio politico zu Berlin ad instructionem privatam 
verfertiget, gedruckt in unſerm Gymnasio politico. Nun wegen ſeiner 
Außerordentlichkeit nachgedruckt. Utopien bei Peter Marteau. Im 
Jahre 1757.“ Dieſe Schrift ſtammt aus Lüttich, das zahlreiche anti⸗ 
preußiſche Bücher druckte. Originell führt ſie aus, wie die neue 
preußiſche Staatskunſt, in Berlin entſtanden und nur für die Schüler 
des politſchen Gymnaſiums beſtimmt, durch Zufall in unrechte Hände 
gekommen ſei und nun dem ſtaunenden Publikum unterbreitet werden 
könne. Die preußiſchen Staatsſchriften werden nach Inhalt und Stil 
verſpottet, die preußiſchen Miniſter und Geſandten karikiert. Friedrich 
wird der Widerſpruch zwiſchen den Grundſätzen ſeines Anti⸗Machiavell 
und ſeinen Handlungen vorgeworfen. 

In dem kritiſchſten Jahre des ſiebenjährigen Krieges wurde Fried⸗ 
rich durch einen literariſchen Angriff hart bedroht, der die öffentliche 
Meinung im feindlichen Ausland, aber auch in Preußen aufs tiefſte 
erregte. Im Jahr 1759 erſchienen in Paris ſeine Gedichte unter dem 
Titel „Oeuvres du philosophe de Sanssouci“. Friedrich war durch 
dieſe Veröffentlichung ungemein peinlich berührt. Er durchſchaute ſofort 
den politiſchen Zweck und fürchtete wegen des darin enthaltenen Spottes 
gegen Georg von England und Eliſabeth von Rußland politiſche Ver⸗ 
wickelungen. „Mes vers ne sont pas faits pour le public“, ſchrieb 
er einſt an Voltaire. 1750 hatte er ſie zwar für ſeine Freunde 
drucken laſſen als „Oeuvres du philosophe de Sanssouci. Au donjon 
du chateau. Avec privilége d' Apollon.“ Der Offentlichkeit jedoch 
ſollten die Verſe niemals zugängig gemacht werden 1). Einmal fühlte 
ſich Friedrich als dichteriſcher Dilettant. Dann aber war er ſein 
eigener Zenſor. Schriften, die Staat, Kirche und gute Sitten angriffen, 
ſollten nicht publiziert werden. Seine Gedichte aber enthalten ſo 
kräftige Seitenhiebe gegen Fürſten und Miniſter, ſo antikirchliche und 


1) Ode an d'Argens (März 1760) ſchließt in deutſcher Überſetzung: 
Werke X. 168/69: | 
„Nicht für das Publikum will ich ſchreiben, 
Nur meinen Freunden die Zeit vertreiben.“ 


- 
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materialiſtiſche Anſchauungen, daß eine Verbreitung derſelben eine 
politiſche Schädigung bedeutet hätte. Acht Jahre war Friedrich glück⸗ 
lich dieſer Gefahr entgangen. Nun traf ihn unerwartet und in böſer 
Zeit die Pariſer Publikation. Sofort beſchließt Friedrich, der in 
Voltaire!) den Urheber vermutete, eine gereinigte Ausgabe zu ver⸗ 
anſtalten und ſie als die echte zu erklären. Trotz der Unruhen des 
Feldlagers und trotz heftiger Geſichtsſchmerzen ändert der König in 
kurzer Zeit die größte Zahl der Verſe um und fügte neue ein, mildert 
vor allem auch die Stellen gegen die Geiſtlichkeit. D' Argens muß bet 
Voß in Berlin den Druck beſorgen. Vier Preſſen arbeiten Tag und 


Nacht. Die möglichſt ſchnelle Ausgabe der „Poésies diverses“ iſt für 


den König eine politiſche Notwendigkeit. Nicht nur die öffentliche 
Meinung in Preußen, ſondern vor allem die in London und Peters⸗ 
burg muß beruhigt werden. In vielen Exemplarem wird die neue 
Ausgabe verſchickt und verteilt. Die erſten Stimmen regten ſich in 
den Kreiſen der beleidigten Geiſtlichkeit. Die Prediger von Amſterdam 
eiferten von den Kanzeln herab gegen Friedrichs Gedichte. Der Papſt 
ſetzte den Band auf den index librorum prohibitorum. Das gab dem 
unzufriedenen katholiſchen Adel in Schleſien neuen Grund, gegen 
Friedrich öffentlich zu wühlen. Die Berliner Zeitungen müſſen in 
ausführlicher Anzeige auf die Veröffentlichung des „Originalmanuſkriptes“ 
hinweiſen, zu der der König ſich durch die Niedertracht ſeiner Feinde 
gezwungen ſähe. Noch bevor der Druck vollendet iſt, iſt die erſte 
Auflage bereits verkauft. Eine zweite wird in Angriff genommen. 
Selbſt eine Prachtausgabe mit Kupferſtichen wird veranſtaltet. Die 
Zeitgenoſſen klagen über den hohen Preis derſelben. Das öffentliche 


Intereſſe iſt lebhaft erregt. Der Streit der Meinungen ſetzt ein. 


Für die, die nicht franzöſiſch können, erſcheinen im erſten Jahrzehnt 
nach der Veeöffentlichung im ganzen 11 deutſche Überſetzungen 2). 

Die Rezenſionen der „Poésies diverses“ in den deutſchen Blättern 
waren größtenteils voller Anerkennung. Naturgemäß wird wiederholt 
dem nationalen Bedauern Ausdruck gegeben, daß Friedrich in franzöſi⸗ 
ſcher Sprache gedichtet habe. Die „Hamburger Nachrichten“?) ſchreiben: 
„Wie glücklich würden ſich nicht die deutſchen Dichter ſchätzen, einen 
ſolchen Dichter unter ſich zu haben, die Nachwelt wird ſich wundern, 
wie ein Prinz, der von vielen anderen Seiten ſo groß iſt, ſich die 


1) cf. Forſchungen, Bd. 13. 1900. S. 49— 73: Türk, Voltaire und die 
Veröffentlichung der Gedichte Friedrichs d. Gr. f 

2) Miscellaneen zur Geſchichte Friedrichs d. Gr. Berlin 1878. S. 42/3. 

3) 1760; S. 465. 
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Zeit hat nehmen können, auch noch ſo viel zu ſchreiben, womit ſich 
allein ein andrer die Ewigkeit (hätte) erwerben können.“ Gleichfalls 
bewundernd laſſen fic) die „Roſtocker gelehrten Nachrichten“!) oer: 
nehmen. Natürlich kann auch das bedeutendſte kritiſche Organ Berlins 
an einer ſolchen literariſchen Erſcheinung nicht mit Stillſchweigen 
vorübergehen. In den „Briefen, die neueſten Literatur betreffend“ 
unterzog ſich Moſes Mendelsſohn mit Würde und Geſchick dieſer heiklen 
Aufgabe. Es macht ihm als dem Vertreter der Berliner Kritik alle 
Ehre, daß ſein Wahrheitsdrang auch vor dem Thron nicht zurückwich. 
Seine vier Briefe?) ſind allerdings faſt ausſchließlich eine Polemik 
gegen Friedrichs philoſophiſche und religiöſen Anſchauungen, wie ſie 
in den Gedichten zum Ausdruck kommen. Eine anonyme Flugſchrift 
aus dem Jahre 1762: „Brief aus dem Elyſäiſchen Gefilde von Keith 
an den Weltweiſen von Sanſſouci“ kritiſiert ebenfalls Friedrichs 
Philoſophie und Irreligioſität. Eine franzöſiſch abgefaßte anonyme 
Gegenſchrift: „Remarques sur les Oeuvres du philosophe de Sans- 
souci“ fleht in bittendem Ton Friedrich an, fih von den falſchen 
Lehren und falſchen Freunden frei zu machen. Sie iſt noch inſofern 
bemerkenswert, als ſie auch in Verſen und mit des Königs eigenen 
Morten ihn zu widerlegen ſucht. Zahlreicher als die anerkennenden 
oder in mildem Ton gehaltenen Kritiken ſind die Schmähſchriften, die 
gegen Friedrich losgelaſſen wurden. Der Marquis d' Argens berichtet 
Friedrich in ſeinen Briefen aus dem Jahre 1761, daß faſt kein 
Monat verginge, ohne daß eine giftige Schrift gegem die „Société 
prussienne“ in Berlin auftauche. Die meiſten derſelben ſind heute 
verſchollen. Die wichtigſte, die noch lange Zeit nach ihrem Erſcheinen 
ein gewiſſes Aufſehen erregte, war ein zweibändiges Werk: „L’Anti- 
Sanssouci“. Mit den gröbſten Schimpfworten, wie impies, effrontés, 
peste de la Société civile, honte de nos jours, geht fie gegen 
Friedrich vor. D’Argens urteilt, fie wäre wert, ,d’étre sorti de la 
plume d'un fiacre“. Gleim nennt das Pasquill „ein jämmerliches 
Werk“, geſchrieben „von einem Menſchen, welcher verdient, in einen 
Eſel verwandelt zu werden“ 2). Der Akademiker Formey, dem man 
mit plumper Mache die Verfaſſerſchaft zuſchieben wollte, um größeren 
Eindruck zu machen, wehrt ſich gegen dieſen unbegründeten Verdacht 
in feinen „Souvenirs d'un eitoyen“ ). 


1) 1760; S. 288. 
2) Bei Friedrich Nicolai, V. Teil; Briefe 98—101; S. 257288. 
3) Brief an J. G. Jacobi: 27. März 1770. 

4) Bd. I. S. 143 ff. 


300 Franz Chin ` [8 


Den Flug⸗ und Schmähſchriften gegenüber hat ſich Friedrich ſehr 
verſchieden verhalten. Gefährdeten ſie das Staatswohl, ging er 
energiſch gegen ſie vor. Er ließ Gegenſchriften verfaſſen, zwang die 
Verleger zum Abdruck und ſorgte für deren Verbreitung. War ſeine 
Waffenehre beleidigt, und ſollte in ihm ſeinem Heer der Ruhm ver⸗ 
kürzt werden, ſo parierte er die Hiebe mit der Geißel der Satire. 
Handelte es ſich nur um ſchmutzige Anwürfe gegen ſeine Perſon, ſo 
ſtrafte er fie mit Verachtung. In einer Epiſtel an d'Argens vergleicht 
er ſich einmal mit dem Monde, der in erhabener Ruhe das Gekläff 
unter ſich verachtet. Seine Gegner ſeien ein niedriges Gezücht, daß 
es ſich nicht lohne, ſie mit Füßen zu zertreten. An Voltaire ſchrieb 
er am 2. März 1772: „Ich denke über die Satire wie Epictet: ſagt 
man etwas Böſes von dir und es iſt wahr, ſo beſſere dich; ſind es 
aber Lügen, fo lache: darüber. Ich bin mit der Zeit ein gutes Poft- 
pferd geworden, lege meine Station zurück und bekümmere mich nicht 
um die Kläffer, die auf der Landſtraße bellen.“ 

Nicht immer hat Friedrich über ein Pasquill ſo vornehm gedacht. 
Friedrich Wilhelm I. wurde in einem elenden Machwerk: „Epiſtel 
Don Quichote's an die Schwanenritter“ arg verſpottet. Der 25 jährige 
Kronprinz ſchreibt darüber an Grumbckow: „Ich geſtehe Ihnen, daß 
ich den Gleichmut des Königs nicht genug zu bewundern weiß, der 
ſich geduldig gefallen läßt, daß man anderwärts ganz offen ver⸗ 
leumderiſche Libelle druckt, welche ſeine Perſon angreifen und ihn bei 
denen, die ihn nicht kennen, in Verruf bringen. Ich geſtehe, daß das 
Blut mir zu Kopf geſtiegen tft und daß ich es ſehr wohl verftanden. 
haben würde, die Unverſchämtheit des Poeten und die Infamie ſeines 
Auftraggebers zur Rechenſchaft zu ziehen“ ). | 

Einmal hat Friedrich wegen einer Schmähſchrift, die weniger 
gegen ihn als gegen eine von ihm verehrte Perſönlichkeit gerichtet 
war, direkt mit ſtrafender Hand eingegriffen. Voltaire war mit dem 
Präſidenten der Berliner Akademie der Wiſſenſchaften Maupertuis ver⸗ 
feindet. Um deſſen wiſſenſchaftlichen Ruf zu vernichten, ließ er eine 
giftige Spottſchrift gegen ihn los: „Diatribe du docteur Akakia“. 
Obwohl Voltaire Friedrich verſprochen hatte, das Pasquill nicht zu 
veröffentlichen, erſchien es zum Verdruß aller Berliner Akademiker im 
Druck. Die Verſtimmung Friedrichs war groß. Er ſchrieb Voltaire, 
daß ſein Werk Ehrenſäulen, ſein Betragen Ketten verdiente. Voltaire 
beteuerte, an der Drucklegung unſchuldig zu fein. Friedrich traut ihm 


1) cf. Koſer, Staatsſchriften I. Einleitug. 
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nicht und läßt ihn am 27. November 1752 einen Revers unter⸗ 
ſchreiben, „niemals, ſo lange er auf dem Schloſſe wohne, gegen irgend 
eine Regierung etwas zu ſchreiben.“ Die Schmähſchrift ließ Friedrich 
am Weihnachtsabend 1752 auf den öffentlichen Plätzen Berlins durch 
den Henker verbrennen. Voltaire fühlt ſich tief gekränkt und ſchickt 
dem König Orden und Kammerherrnſchlüſſel zurück. Friedrich tat ſeine 
Härte leid. Noch am gleichen Tage läßt er Orden und Schlüſſel an 
ihn zurückgelangen und bemüht ſich, Voltaires gekränkte Ehre in der 
öffentlichen Meinung wiederherzuſtellen. Am 30. Januar 1753 las 
man in den Berliniſchen Nachrichten: „Da Se. Majeſtät der König 
Allergnädigſt beliebt haben, dem Herrn von Voltaire den Kammer⸗ 
herrnſchlüſſel nebſt dem Gnadenkreuze wieder zu überſchicken, mit dem 
Befehle, ſich mit der königlichen Suite nach Potsdam zu begeben und 
ſeine Zimmer auf dem daſigen Schloſſe von Neuem zu beziehen, ſo 
iſt derſelbe dahin abgegangen.“ Voltaire war jedoch nicht ausgeſöhnt. 
Er wollte den verhaßten Gegner und nunmehr auch Friedrich ſelbſt in 
der öffentlichen Meinung herabſetzen. Da er es in Berlin nicht konnte 
und auch durch ſeinen Revers gebunden war, im übrigen aber fühlte, 
daß er ſeine Rolle ausgeſpielt hatte, nahm er unter einem Vorwand 
Urlaub. Schon in Leipzig gab er Drohbriefe gegen Maupertuis in 
Druck, in denen er auch Friedrich angriff. Der König hatte nun allen 
Grund, Voltaires Spott zu fürchten. Daher ließ er ſeinem Reſidenten 
in Frankfurt a. M. Befehl erteilen, Voltaire auf der Durchreiſe Orden 
und Schlüſſel abzunehmen, vor allem, was er Handſchriftliches oder 
Gedrucktes von Friedrich bei ſich führe. Voltaire ſchnaubte vor Wut 
und ſann auf Rache. Schon im Auguſt 1753 ließ er in Paris 
anonym eine Schmähſchrift erſcheinen: „Idée de la personne, de la 
maniere de vivre et de la cour du roi de Prusse 1), in der er 
ſein Gift gegen Friedrich ſpie. 

Mit Bezugnahme auf dieſes Pasquill hat Friedrich am ausführ⸗ 
lichſten ſeine Anſchauungen über derartige Schriften charakteriſiert. 
Voltaire macht Friedrich den Vorwurf ſchmutzigen Geizes. Er ver⸗ 
ſtände nichts von Politik, vom Finanzweſen und vom Handel. Seine 
Untertanen würden wie Sklaven in der härteſten Knechtſchaft gehalten. 
In zahlreichen Exemplaren wurden das Machwerk in Frankreich, Eng⸗ 
land, Holland, Rußland und vor allem in Deutſchland verbreitet. 
Überall beſchäftigte fic) die öffentliche Meinung damit. Lebhaft wird 


1) cf. Forſchungen, Bd. 6. 1893. S. 141—180.“ Koſer, Voltaire und die 
Jdée de la cour de la Prusse. 
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nach dem Verfaſſer geſucht. Friedrich bleibt merkwürdig ruhig. Seinem 
Geſchäftsträger in London gibt er den Auftrag, keinerlei Nach⸗ 
forſchungen anzuſtellen, überhaupt „kein Geräuſch davon zu machen“ ). 
Dem Legationsſekretär von der Hellen im Haag teilt Podewils mit, 
der König ſei entſchloſſen, „derartige Attentate mit Verachtung zu 
ſtrafen“. Dem preußiſchen Geſandten in Stockholm von Maltzahn, der 
nach zwei Jahren von einer ſchwediſchen Überſetzung der Schmähſchrift 
berichtet, wird die Weiſung, „derartige Calumnien souverainement 
zu verachten“ ?). An den bevollmächtigten Miniſter Earl Mariſchal in 
Fontainebleau ſchreibt Friedrich perſönlich: „Ich rechne es mir zum 
Ruhme an, einem armen Schriftſteller zu einem Honorar zu verhelfen, 
der vielleicht Hungers ſterben müßte, wenn er nicht auf mich ſchimpfen 
könnte. Das Urteil des Publikums habe ich ſtets verachtet. Die 
Richtſchnur meiner Handlungsweiſe iſt immer mein eigenes Gewiſſen 
geweſen. ... Jeder im öffentlichen Leben ſtehende Mann muß der 
Kritik, der Satire, ja oft genug der Verleumdung als Zielſcheibe 
dienen. Jeder, der einen Staat regiert hat, ſei es als Miniſter, als 
General oder König, hat Sticheleien zu ertragen gehabt. Es wäre 
mir alſo ſehr unangenehm, wenn ich der einzige ſein ſollte, dem dieſes 
Schickſal erſpart bliebe. Ich verlange weder eine Widerlegung des 
Buches, noch die Beſtrafung des Verfaſſers, ſondern habe es mit großer 
Gemütsruhe geleſen und ſogar einigen Freunden mitgeteilt. Ich müßte 
eitler ſein, als ich es bin, um mich über derartigen Schmutz zu ärgern, 
mit dem jeder auf der Straße beſpritzt werden kann, und ich müßte 
ein ſchlechterer Philoſoph fein, als ich es bin, wenn ich mich für voll= 
kommen und über die Kritik erhaben halten wollte. Ich verſichere 
Sie, lieber Lord, daß die Schimpfreden des namenloſen Verfaſſers die 
Heiterkeit meines Lebens auch nicht durch die kleinſte Wolke getrübt 
haben, und daß noch zehn ähnliche gegen mich gerichtete Schriften heraus⸗ 
kommen können, ohne meine Denk⸗ und Handelsweiſe in irgend einer 
Beziehung zu ändern“ 21. | 
Diefe feine Stellungsnahme zu den Flug- und Schmühſchriften 
hat Friedrich bis ans Ende ſeiner Regierung nicht mehr geändert. Er 
ging ſchließlich ſo weit, daß er in Berlin den öffentlichen Verkauf von 
Spottſchriften duldete, die gegen ihn gerichtet waren. Die Mitteilungen, 


1) Potsdam, 28. Auguſt 1753. (Polit. Korreſpondenz. X. 59.) 

2) Potsdam, 28. Januar 1755. (Polit. Korreſpondenz. XI. 36.) 

8) Polit. Korreſpondenz: X. 135. (23. Oktober 1753.) Deutſche Über⸗ 
ſetzung: Eyſſenhardt: Friedrich der Große. Denkwürdigkeiten ſeines Lebens. 
Leipzig, 1886. I. S. 379. | 

E 
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die ihm darüber zugingen, ließ er unbeachtet. Bald fand auch die 
breite Offentlichkeit den Mut zu perſönlichſter Kritik. Die hohen 
Kaffeezölle ärgerten die Berliner. Auf einem Bild ſtellte ein boshafter 
Maler Friedrich in kläglicher Figur dar, auf einem Fußſchemel ſitzend, 
die Kaffeemühle zwiſchen den Beinen. Dieſe Karikatur wurde an einem 
Hauſe in der Jägerſtraße angebracht. Der König reitet vorüber. Er 
bemerkt den großen Volksauflauf. Höchſt beluſtigt ruft er: „Hängt es 
doch niedriger, daß die Leute ſich den Hals nicht ſo ausrecken müſſen!“ 
Darauf natürlich allgemeiner Jubel. Das Bild wurde in tauſend 
Stücke zerriſſen. Von dieſer Freiheit der öffentlichen Kritik urteilt 
auch Goethe in einem Brief an Merck vom 5. Auguſt 1778. Er er⸗ 
zählt, er ſei im Frühjahr des Jahres 1778 mit dem Herzog in Berlin 
geweſen und habe „über den großen Menſchen ſeine eigenen Lumpen⸗ 
hunde räſonnieren hören“. So gab alſo Friedrich, ſobald das Staats- 
intereſſe ungefährdet blieb, Va Perfon in erhabener Ruhe jeder 
Kritik preis. 
VIII. 

Neben den Flug- und, Schmähſchriften, die vermöge ihrer vaga⸗ 
bondierenden Exiſtenz einen Zuſammenſtoß mit der Zenſur kaum zu 
ſcheuen brauchten, iſt die ernſthafte hiſtoriſche Literatur der frideri⸗ 
zianiſchen Zeit!) nur ſelten der wahre Ausdruck der öffentlichen 
Meinung. Die engen Schranken, die ihr gezogen waren, verliehen ihr 
entweder einen durchweg panegyriſchen Charakter oder drückten ſie zur 
Tendenzloſigkeit herab. Gleich die erſte Biographie Friedrichs aus 
dem Jahre 1741 trägt dieſen Anſtrich, ein kleines Werk mit einem 
ungebührlich langen Titel 2). Der „Hercules Borussorum“ 2) und eine 
„Krieg⸗ und Heldengeſchichte Friedrichs II., mit hiſtoriſcher Feder auf- 
richtigſt erzehlet““) haben gleichfalls nur geringen Wert. Wichtiger 
und auf das große Publikum wirkſamer war die neunbändige „Helden⸗, 
Staats- und Lebensgeſchichte des allerdurchl. und großmächtigſten 
Fürſten und Herrens, Herrn Friedrichs des Andern ... Aus ächten 
Urkunden mit unpartheiiſcher Feder ... pragmatiſch und umſtändlich 
beſchrieben“ 5). Die Hauptverfaſſer dieſes Werkes find Chr. Fr. Hempel 


1) cf. Koſer, Die erſten Lebensbeſchreibungen Friedrichs d. Gr. (Zeit⸗ 
ſchrift ſür preußiſche Geſchichte. 1877, S. 218—55.) 

2) „Merkwürdigſter Regierungsantritt Sr. Preuß. Majeſtät Friederici IL... .* 
on D. (avid) F.(aßmann), Frankfurt und Leipzig. 1741. 

3) Frankfurt und Leipzig 1742. 

4) Erfurt 1743. | 

5) Frankfurt und Leipzig (in Wirklichkeit Jena) 1746—1770. 
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(Bd. I und II) und Joh. Fr. Seyfart (V—IX), der ſich auch um die 
Geſchichte der preußiſchen Armee, beſonders einzelner Regimenter, Ver⸗ 
dienſte erworben hat. Von ihm ſtammt auch eine ſechsbändige Ge⸗ 
ſchichte des ſiebenjährigen Krieges 1). Hempel, der als Dr. iuris in 
Halle lebte, vermeidet nicht nur „alle vorwitzigen und präjudizirlichen 
Ausdrückungen“, ſondern er macht es ſich auch zur Pflicht, ſelbſt in den: 
Dokumenten, die ihm „am meiſten anſtößig geſchienenen Schriftſtellen 
lieber mit Stillſchweigen“?) zu übergehen. In der Vorrede des 
zweiten Bandes betont er ausdrücklich, daß er ſich auf allen Seiten 
hüten werde, niemandem mit einem einzigen Wort zu nahe zu treten. 
Seyfart gibt die Begründung für dieſes Verhalten offen zu: „Es gehet 
den Buchhändlern wie den Zeitungsverfaſſern, ihre Käufer ſind nicht 
nur einer Parthei zugethan, und man muß daher beide Theile zu be⸗ 
friedigen ſuchen“ 3). Dieſes ängſtliche Beſtreben, vor Preußen und 
und Oſterreich gleich devot zu erſcheinen, führte zur abſoluten Tendenz⸗ 
loſigkeit. Darum tit dieſes Hauptwerk der hiſtoriſchen Buch-Literatur 
kein günſtiges Zeichen für die Freiheit der öffentlichen Meinung in 
Preußen. Gemildert wird die Tatſache durch die Rückſicht der Ver- 
faſſer auf die Verbreitung des Werkes. Zweifellos iſt allerdings auch, 
daß die groß angelegte „Heldengeſchichte“ nicht über ihre Anfänge 
hinausgekommen wäre, wenn fie einen antipreußiſchen Charakter ver- 
raten hätte. Dann hätte ſie Friedrich aus ſtaatspolitiſchen Gründen 
rückſichtslos unterdrückt. 

Zu gleicher Zeit wie der erſte Band der „Heldengeſchichte“ erſchien 
in Wien eine „Politiſche Hiſtorie der Staatsfehler, welche die europäiſchen 
Mächte in Betracht der Häuſer Bourbon und Brandenburg begangen“. 
Friedrich verlangt, durch feinen Geſandten eine Beſtrafung des Ver= 
faſſers, eines gewiſſen Fritſche aus Jena. Er konnte ſeine Forderung 
nicht durchſetzen, da die Schmähſchrift, die ſich in das Gewand einer 
hiſtoriſchen Abhandlung gekleidet hatte, im Auftrag des Wiener Hofes 
verfaßt worden war. Friedrich mußte ſich darauf beſchränken, der 
Verbreitung des Pamphlets in Preußen entgegenzuwirken. Die „Berli⸗ 
niſchen Nachrichten“ unterſtützen Friedrichs Beſtreben, indem fie ge= 
legentlich die neuen „Hiſtorien“ erbarmungslos kritiſieren. „Die elenden 
Skribenten“, ſo eifert der Kritiker, „und beſonders die hiſtoriſchen, ſind 
in der gelehrten Welt eine höchſt ſchändliche Landplage. Sie nehmen 
allenthalben ſo geſchwind und ſo gewaltig überhand, daß faſt nichts 

1) Frankfurt und Leipzig 1758—65. 


2) Heldengeſchichte ... II. S. 1021. 
3) Lebensgeſchichte des Generals Browne. 1757. Vorrede. 
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vor ihnen ſicher bleibt. Je mehr man fie zu dämpfen ſucht, je häufiger 
kommen fie zum Vorſchein ... Sie liefern uns geheime Geſchichten, 
die entweder ſchon hundert Menſchen wiſſen, oder die ihren Urſprung 
nirgends anders haben als in der verderbten Einbildungskkaft ihrer 
Erfinder“ ). | 

Neben den hiſtoriſchen Werken fet als bedeutſames Zeichen der 
Zeit im nationalem Sinne Thomas Abbts Schrift erwähnt: „Vom 
Tode für das Vaterland“ 2), In ehrlicher Begeiſterung gedenkt er 
der Muſe Friedrichs und weiht ſein Werk dem Genius des großen 
Königs. Auch ſeine im Druck erſchienene lateiniſche Antrittsrede an 
der Frankfurter Univerjität „De Rege Philosopho“ bekundet feine 
aufrichtige Verehrung. N 


b d 
IX. 

Die periodiſche Literatur Preußens, die Wochen⸗ und Monats⸗ 
ſchriften, ſpielt als Organ der öffentlichen Meinung nur eine untergeordnete 
Rolle. Einmal ſind ſie wie die Zeitungen einer ſorgfältigen Zenſur 
unterworfen, dann aber tragen ſie faſt ausſchließlich einen literariſch⸗ 
äſthetiſchen Charakter. Erſt gegen Ende der Regierung Friedrichs treten 
in der Reſidenz neben der „Berliner Monatsſchrift“, die ſich nur ſehr 
ſelten auf das gefährliche Gebiet der Politik begibt, zwei Wochen⸗ 
ſchriften auf, die ſchon in ihrem Titel verraten, daß ſie das Recht der 
freien Meinung beanſpruchen: die „Prediger⸗Critik“ und das „Critiſche 
Journal über franzöſiſche Sprache“. Beide Zeitſchriften geraten auch 
recht bald mit der Zenſurbehörde und mit Friedrich ſelbſt in Konflikt. 
Dem König wird vorgeſtellt, daß durch die „Prediger-Critik“ die 
Achtung vor der Religion und von der Geiſtlichkeit beeinträchtigt 
würde. Friedrich anwortet: „Wenn das iſt, ſo ſoll man ſolch Zeug 
nicht zum Druck paſſiren laſſen. Die Herren ſollten aber auch ſo 
predigen, daß die Ehre der Religion nicht durch ihr Geſchwätz ge⸗ 
ſchmälert wird“ ). Die Wochenſchrift wurde Anfang Mai 1783 durch 
den Staatsrat verboten. Dem Profeſſor de la Vaux, der in ſeinem 
„Critiſchen Journal über franzöſiſche Sprache“ mehrere Mitglieder 
der Akademie ſcharf angegriffen hatte, ließ der König auf Beſchwerde 
der Beleidigten mitteilen: „Eine beißende Critik beſſert niemals; 
. vielmehr verbittert ſolche nur die Gemüter und kann in keinem 
Staate geduldet werden“. Er ſolle künftig „ſeiner zügelloſen, ſpitzigen 


1) „Berliniſche Nachrichten“, 14. März 1743. 
2) Breslau 1761. 
3) Preuß, a. a. O. III. S. 262 und Koſer, a. a. O. II. S. 584/85. 
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und beleidigenden Schreibart“ gehörige Grenzen ſetzen, fonft folle ihm 
„brav auf die Finger geklopft“ werden ). Auch die „Briefe, die neueſte 
Litteratur betreffend,“ erlebten einmal einen Zuſammenſtoß mit der 
Zenſurbehörde. Sie waren bei dem Staatsrat verdächtigt worden, daß 
in ihnen ein Jude die Gottheit Chriſti geleugnet und durch eine 
freche Kritik der „Poésies diverses“ den König beleidigt habe. Darauf 
erfolgte durch den Geheimen Rat Uhden das Verbot der Briefe. Aber 
ſchon nach fünf Tagen wurde das Verbot zurückgezogen, da der Staats⸗ 
rat ſich inzwiſchen überzeugt hatte, daß Mendelsſohn weder der eine 
noch der andere Vorwurf zur Laſt gelegt werden konnte. 

Die „Berliniſche Monatsſchrift“ 2) hatte bei ihrem literariſch⸗ 
w.ſſenſchaftlichen Charakter nur ſelten Gelegenheit, die öffentliche 
Meinung zu vertreten. Zwar verſpricht ſie in der Vorrede „Eifer 
für die Wahrheit, Liebe zur Verbreitung nützlicher Aufklärung und 
Verbannung verderblicher Irrthümer“. Sie vermeidet jede Oppoſition 
dem König und der Regierung gegenüber. Das Maiheft 17839) 
bringt eine Abhandlung des Hofpredigers Stoſch: „Haben wir klaſſiſche 
Schriftſteller im Deutſchen?“ Hier war die Möglichkeit, gegen Fried⸗ 
richs Schrift „Von der deutſchen Literatur“, die doch ſchon einen heißen 
Streit der Meinungen hervorgerufen hatte, Stellung zu nehmen. Es 
geſchieht nicht. Friedrichs Schrift wird nicht einmal erwähnt. Im 
dritten Band der Zeitſchrift wagt ſich ein anonymer Verfaſſer einmal 
vorſichtig auf politiſches Gebiet in einem Aufſatz: „Über Denk⸗ und 
und Druckfreyheit. An Fürſten, Miniſter und Schriftſteller“ EL, Friedrich 
wird inbezug darauf nachgerühmt, daß er ſeit einem halben Jahr⸗ 
hundert durch ſeine Schriften und mehr noch durch ſein Beiſpiel auf 
ſeine Zeitgenoſſen heilſam gewirkt habe. In der Form des Selbſt⸗ 
geſprächs läßt der Verfaſſer Friedrich ſelbſt ſeine Ideen über dad 
Thema vortragen in Worten, die des Königs Schriften oder Briefen 
entnommen ſind. Ein Beiſpiel möge genügen: „Ich wünſche ein edles, 
kühnes, frei denkendes Volk zu beherrſchen, ein Volk, das Macht und 
Freiheit hätte, zu denken und zu handeln, zu ſchreiben und zu ſprechen, 


1) Preuß, a. a. O. III. S. 262. (17. Mai 1785.) 

2) Herausgegeben von F. Gedike und J. E. Bieſter. Gegründet 1783. 
Gedruckt bei Haude⸗Spener. [Zwei andere Haudeſche Wochenſchriften beſtanden 
nur kurze Zeit und waren politiſch unbedeutend: „Der Weltbürger, wöchentlich 
ans Licht geſtellet“ (1741) und „Druiden, ein moraliſches Wochenblatt“ (1748). 
Cf. K. Weidling, die Haude⸗ und Spenerſche Buchhandlung. Berlin 1902.] 

3) S. 460 —467. 

4) 1784. S. 312—330. 
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zu ſiegen oder zu ſterben. Mögen ſie doch zuweilen die ihnen ge⸗ 
gebene Freiheit mißbrauchen, meine beſten Thaten verkleinern! Ich 
bin deſto ſichrer vor einem niedrigen Geſchmeiß der Schmeichler und 
lerne die göttliche Kunſt zu verzeihen. Wer dieſe nicht beſitzt, iſt des 
Thrones nicht würdig“ !). Die Einſchränkung der Preßfreiheit hält 
der Verfaſſer der Abhandlung für eine törichte Vorſchrift. Dadurch 
würden nur die Verleger des Nachbarſtaates bereichert. Die Kon⸗ 
fisfation beſchleunigt die Bekanntſchaft mit dem Werk, ihre Deutung 
und Mißdeutung und legt ihm häufig einen Wert bei, der ihm nicht 
zukommt. Ein Buch, das ſonſt vielleicht unbeachtet geblieben wäre, 
werde oft dadurch erſt bekannt. „Ein ſchlechter Regent, der ſich ein 
Volk ohne Freimüthigkeit wünſcht! Eure Nachbarn werden es gern 
ſehen, wenn eure Cenſurkollegien furchtbarer find als eure Armeen. 
Denn Freimüthigkeit und Tapferkeit waren von jeher Gefdwijter. ... 
Von Seiten des preußiſchen Staats dürft ihr wenigſtens nicht hoffen, 
nachgeahmt zu werden. Dort kämpft man mit demſelben Muthe gegen 
Feinde und Vorurtheile. Die Freiheit, laut zu denken, iſt die ſicherſte 
Schutzwehr des preußiſchen Staats. Dort iſt man vernünftig genug, 
die furchtbare Stille, welche vor dem Ungewitter vorangeht, mehr zu 
ſcheuen als den ſcharfen Nordwind, der uns zuweilen etwas Schnee⸗ 
geſtöber in die Augen jagen mag“ 2). Freilich, das muß der Verfaſſer 
zugeben, ſchrankenloſe Freiheit, zu denken und zu ſchreiben, beſteht 
auch in Preußen nicht. Die wäre auch nicht von Segen; denn nur 
das Geſetz, nicht Willkür kann wahre Freiheit geben. „Wenn daher 
Preußens Beherrſcher die Schriften gegen den Staat von der Cenſur 
unterdrückt wiſſen will, ſo verſteht er ſolche darunter, welche den Staat 
ſelbſt angreifen, ihn an ſeine Feinde verraten, die Unterthanen von 
der Pflicht des Gehorſams loßſagen und bürgerliche Unruhen ver⸗ 
urſachen; aber nicht beſcheidene Urteile über die von dem Fürſten oder 
ſeinen Dienern getroffenen Maaßregeln.“ Eine ſolche Druckfreiheit ſei 
das Merkmal einer weiſen Regierung. Unter ihrem Einfluß ſei die 
politiſche Freiheit der unumſchränkten Monarchie der unſicheren republi⸗ 
kaniſchen Freiheit vorzuziehen. Weil aber die Druckfreiheit ein fo um: 
ſchätzbares Kleinod ſei, ſo müſſen ſich alle Schriftſteller hüten, ſie durch 
unedlen Gebrauch in Gefahr zu bringen. Den Fürſten müßte jeder 
Vorwand, das Geſchenk wieder zu entziehen, genommen werden. Mit 
einer flammenden Anrede an die Schriftſteller ſchließt die Abhandlung. 


1) 1784. S. 316. 
2) 1784. S. 325/26. 
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Nicht durch Kühnheit und Witz, ſondern durch Beſonnenheit und Edel⸗ 
mut ſoll das Kleinod erhalten werden: „Eure Schrift iſt ein Pfeil, 
deſſen Wirkung ihr nicht mehr aufhalten könnt, ſobald ihr ihn ab⸗ 
geſchnellt habt... Wenn Patriotismus und Menſchenliebe euch be 
geiſtern, ſo laßt die Weisheit eure Schritte leiten. Kämpft mutig 
gegen die Vorurteile aller Art; aber nicht mit dem Schwerdte Alexan⸗ 
ders, ſondern mit der Lanze Minervens“ ). Die in dieſer Abhand⸗ 
lung angeführten Gedanken geben wohl in Wahrheit die Stimmung 
wieder, wie ſie in Preußen gegen Ende der Regierung Friedrichs 
herrſchte. Man empfand keinen läſtigen Zwang und beurteilte die 
natürlich noch vorkommenden Maßregelungen in Einzelfällen als ge= 
rechte Strafe für mißbrauchte Freiheit. Man ſtellte in ſtolzem Selbſt⸗ 
bewußtſein die Freiheit „der öffentlichen Meinung in Preußen den 
Nachbarſtaaten als Muſter hin. Daß man auch in den anderen Staaten 
ähnlich dachte, werden uns Stimmen aus ausländiſchen Zeitſchriften 
lehren. Aber die „Berliniſche Monatsſchrift“ hat ſelbſt noch einen 
ſehr gewichtigen Zeugen für die von Friedrich gewährte Denkfreiheit 
anzuführen. Kant vertritt in einem Artikel: „Was iſt Aufklärung?“ 2) 
den Gedanken, daß zur wahren Aufklärung nichts erforderlich ſei als 
Freiheit, die Freiheit, von ſeiner Vernunft in allen Stücken öffent⸗ 
lichen Gebrauch zu machen. Und er fährt fort: „Nun höre ich aber 
von allen Seiten rufen: räſonnirt nicht! Der Officier ſagt: räſonnirt 
nicht, ſondern exercirt! Der Finanzrath: räſonnirt nicht, ſondern be⸗ 
zahlt! Der Geiſtliche: räſonnirt nicht, ſondern glaubt! Nur ein 
einziger Herr in der ganzen Welt ſagt: räſonnirt, ſo viel ihr wollt und 
worüber ihr wollt, aber gehorcht!“ Darum nennt Kant die Zeit des 
großen Königs auch „das Jahrhundert der Aufklärung oder das Jahr⸗ 
hundert Friedrichs“ ). 

Aus der Fülle der außerpreußiſchen Zeitſchriften ſeien nur die 
herausgegriffen, die vermöge der Bedeutung ihrer Herausgeber auch in 
Preußen einen großen Leſerkreis fanden und in einer Reihe von Auf- 
ſätzen auch direkt auf Einrichtungen des preußiſchen Heeres oder der 
inneren Verwaltung Bezug nehmen. Da keinerlei Beweis für ein 
Verbot jener Zeitſchriften in Preußen zu verbürgen iſt, können wir 
auch fie als Belege für die Freiheit der öffentlichen Meinung in An- 
ſpruch nehmen. Chr. Fr. Daniel Schubarts „Deutſche Chronik“ “) 

1) 1784; S. 330. 

2) Bd. 4. 1784. S. 481 — 494. 

3) IV. 1784. S. 494. 

4) 1774 —77 in Augsburg, Ulm und Stuttgart. 
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und A. Ludwig von Dei R Briefwechſel meiſt hiſtoriſchen und 
politiſchen Inhalts“ !) und deſſen „Staatsanzeigen“ ?) zeichneten ſich 
durch edlen Freimut und durch unbeſtechliche Vorurteilsloſigkeit aus. 
Schubart war eine echte Journaliſtennatur, Dichter und Politiker zu⸗ 
gleich. Seine Wochenſchrift atmet Kraft, Glut und Schwung. In. 
echt volkstümlicher Sprache und ehrlicher Begeiſterung für deutſches 
Weſen und deutſche Größe rühmt er Friedrichs Taten. Mit klarem 
politiſchen Urteil erſchaut er ſchon damals den Beruf, der Preußen 
einſt zufallen werde. Derſelbe Schubart, der mit biſſigem Stachelvers 
das Treiben Karl Eugens von Württemberg in „Klein⸗Verſailles“ ver⸗ 
ſpottete, und dem die pädagogischen Liebhabereien des Herzogs das be- 
kannte Sprüchlein entlockten: 

„Als Dionys von Syrakus 

Aufhören muß, 

Tyrann zu ſein, 

Da ward er ein Schulmeiſterlein!“, 
der wußte in immer neuen Worten in Poeſie und Proſa Friedrichs 
des Großen Herrſcherarbeit zu würdigen, preußiſche Denkarbeit und 
Gelehrſamkeit zu preiſen. Berlin war ihm das neue Athen. Dort 
ging „die Staatsuhr immer ihren wunderbaren Gang, ſo wie ſie ihr 
großer Weiſer Friedrich aufzog“ 3). Beim Gerücht von des Königs 
Tod ſchreibt er: „Friedrich hat in 64 Jahren 100 Leben gelebt und 
ſeine errungenen Lorbeern find längſt zu einem Walde gewachſen“ ). 

A. Ludwig von Schlözer war der bedeutendſte und gefürchtetſte 
Publiziſt ſeiner Zeit. Sein wiſſenſchaftlicher Ruf und ſeine angeſehene 
Stellung ſicherten ihm unter den damaligen Verhältniſſen des Kur⸗ 
fürſtentums Hannover ein großes Maß von Bewegungsfreiheit. Sein 
Einfluß aber reichte weit über die Grenzen ſeines engeren Wirkungs⸗ 
kreiſes hinaus und wurde vertieft durch die hiſtoriſche und philoſophiſche 
Begründung ſeiner politiſchen Anſchauungen. Zu ſeinen eifrigen Leſern 
gehörten neben den gebildeten und aufgeklärten Schichten aller deutſchen 
Staaten auch die Fürſten. Maria Thereſia ſoll bei neuen Verord⸗ 
nungen wiederholt geſagt haben: „Was wird aber Schlözer dazu ſagen?“ 
Bei allem Freimut in der Beurteilung der inneren Verhältniſſe der 
Staaten liegt es doch nicht in Schlözers Abſicht, ſeinen „politiſchen 
Briefwechſel“ zum Tummelplatz willkürlicher und parteiiſcher Anklagen 


J) Göttingen 1776—1782. | 
2) Göttingen 1782—1794. ? 
3) Jahrgang 1775, S. 348. 
4) Jahrgang 1775, S. 810. | 
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zu machen. Dazu tft er zu vorurteilsfrei, und das widerſtrebt feinem 
hiſtoriſchen Sinn. Anwürfe ohne Beweiſe bringt er nicht zum Ab- 
druck. So war ihm ein „Schreiben ohne Namen und Zeit“ zu⸗ 
gegangen, des Inhalts, „daß dem Schleſiſchen Adel ſeine Gerechtſame 
anfänglich heilig beſtätigt und nachher doch entriſſen worden; daß mit 
der Zeit die ganze Preußiſche Monarchie vor ihren Bauern werde 
zittern müßen, ꝛc. ꝛc.“ Das ſeien Sätze, fo fügt Schlözer abmeifend 
hinzu, „die man keinem bedächtigen Schriftſteller ohne Belege en detail 
drucken zu laſſen zumuten kann“ ). Trotz dieſer ſtets gewahrten 
Objektivität hieß Schlözer die „béte noire der Großen“, da er gegen 
alle öffentlichen Gebrechen und Mißſtände zu Felde zog, gegen Unter⸗ 
tanendruck und Fürſtenwillkür, gegen Vorrechte des Adels, gegen Miß⸗ 
handlung der Juden und gegen pfäffiſche Unduldſamkeit. Auch die 
damals in den Zeitſchriften umſtrittene Frage der Denk⸗ und Druck⸗ 
freiheit berührt Schlözer wiederholt. In einem Artikel „Gedanken 
über Preßfreiheit“?) beleuchtet er die kraſſen Mängel der Zenſur. Die 
Zenſoren wüßten oft nicht, was ſie erlauben und was ſie verbieten 
ſollten. Es ſei ungeheuer ſchwer, leitende Grundſätze für die Zenſur 
aufzuſtellen. „Allgemein betrachtet iſt die Cenſur eine herrliche An⸗ 
Halt, eine für das Publicum und den Auctor gleich große Wohltat: — 
vorausgeſetzt, daß ſich der Cenſor gegen den Auctor wie ein Vormund 
gegen ſeinen Mündel verhalte, folglich weit geſcheuter wie ſein Auctor 
fet... Kann der Staat immer aus ſeinen Millionen die größten 
Männer, die allein zu Cenſoren taugen, herausfinden? Und könnte 
er ſie herausfinden, iſt er reich genug, ſie zu bezahlen? Nimmt er 
aber den erſten beſten dazu, ſo ſtiftet doch wohl ein ſchlechter Cenſor 
mehr Unheil als hundert ſchlechte Auctoren!“ Es ſei daher den 
Fürſten zu empfehlen, „die Preßfreiheit, wo nicht einzuführen, doch 
nicht zu verbieten“. In den „Staatsanzeigen“, die eine Fortſetzung 
des politiſchen Briefwechſels mit verändertem Titel ſind, tritt Schlözer 
mit Nachdruck der falſchen Anſchauung über die Göttinger Preßfreiheit 
entgegen. Die meiſten ſeiner Einſender machten ſich gänzlich unrichtige 
Begriffe von der Preßfreiheit überhaupt. Darum bekäme er fo oft 
Anzeigen, die er unmöglich abdrucken könne. Dafür würde er dann 
von dem anonymen Verfaſſer mit Schimpfworten wie Knecht und Feig- 
ling bedacht. Die Einſchränkungen der Preßfreiheit ſeien durchaus 
notwendig. Darum dürfe dem allgemeinen Urteil nur unterbreitet 


1) Politiſcher Briefwechſel: 1781. S. 408. 
2) Ebenda: 1781. S. 153 — 162. 
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werden, „1) was wahr iſt, und 2) was fic) als wahr erweiſen läßt; 
falls 3) dieſe Bekanntmachung überwiegenden Nutzen verſpricht und 
4) weder der Einſender noch der Herausgeber der Anzeige durch 
ſpecielle Pflichten an deſſen Bekanntmachung gehintert wird“ 1. Dieſe 
Rückſicht will Schlözer vor allem auch deshalb walten laſſen, da er 
ſtolz darauf iſt, daß ſeine Zeitſchrift anfange, „eine deutſche National⸗ 
Lectüre zu werden, d. h. eine Menge Lefer zu erhalten, die nicht 
Studierte von Profeſſion“ ſind. Vielleicht geht man nicht fehl, 
Schlözers Anſchauungen von der notwendigen Einſchränkung der Preß⸗ 
freiheit mit den Gepflogenheiten des mächtigen Nachbarſtaates in Ver⸗ 
bindung zu bringen. Noch in demſelben Jahrgang druckt er nämlich 
das vollſtändige Schreiben des preußiſchen Großkanzlers von Carmer 
an den Kriegsrat Crantz vom 3. Dezember 1782 ab, in welchem Crantz 
wegen der „Berliner Charlatanerien“ ernſtlich gewarnt und ihm die 
Entziehung feiner perſönlichen Zenſurfreiheit angedroht wird). 

Den glänzendſten Beweis dafür, daß Schlözers „Staatsanzeigen“ 
auch ein Organ für die Freiheit der öffentlichen Meinung in Preußen 
waren, liefert ein Aufſatz aus dem Jahre 1783: „Von dem Preußiſchen 
Weſtfalen“ 3). Cs ijt ein offener Brief, direkt an den König gerichtet, 
um tief eingewurzelte Vorurteile gegen die Weſtfalen zu zerſtreuen, 
„die nach der Meinung des Verfaſſers nur dem Mangel an genauer 
Kenntnis des Landes entſpringen. „Unſer großer König ſelbſt,“ ſo 
verſichert der Briefſchreiber mit großem Freimut, „erkennet uns bis 
jetzt erh für feine Stiefkinder und noch nicht wert, mit ſeinen übrigen 
Unterthanen aus einem Kruge zu trinken.“ Die Liebe zu Friedrich ſei 
in Weſtfalen größer als in anderen Provinzen. „Dem ohngeachtet 
genießen wir am ſeltenſten einen gnädigen Blick unſeres angebeteten 
Königs. Wir leſen in den Zeitungen, daß er bald in Pommern, bald 
in der Mark, bald in Schleſien viele hunderttauſende zu Meliorationen 
oder zur Verzierung oder Aufhelfung der Städte und des platten 
Landes anweiſet; aber an Weſtfalen, das die Nachwehen des 7jährigen 
Krieges doch ebenfalls noch nicht überſtanden hat, iſt die Reihe noch 
nicht gekommen ... Es bedarf nur eines ſtumpfen Gefühls, um dieſe 
Zurückſetzung in vollem Maße zu empfinden: aber bis jetzt hat meines 
Wiſſens noch keiner öffentlich darüber zu klagen gewagt.“ Nächſt der 
völligen Vernachläſſigung der Provinz durch den König ſeien die Weſt⸗ 


1) Staats anzeigen: 1782, I. Vorbericht S. 3. 
2) Ebenda: 1782, II. S. 359 fl. 
3) Ebenda: 1783, Bd. 3. S. 353—364. 
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falen auch gekränkt über die Aberkennung ihrer Fähigkeiten und über 


die Geringſchätzung ihrer Leiſtungen gegenüber dem Staat. Friedrich 
werden in dieſer Beziehung ernſthafte Vorhaltungen gemacht. Eine 
Randbemerkung des Königs hat den Verfaſſer beſonders erbittert. Für 
die Beſetzung einer Stelle wurde dem König ein Weſtfale in Vor⸗ 
ſchlag gebracht. „Dieſer kann es nicht werden; denn die Weſtfälinger 
haben kein Genie,“ ſchrieb der König an den Rand des Schriftſtückes. 
Offenherzig hält der Verteidiger der beleidigten Provinz dem König 
das Widerſpruchsvolle ſeines Handelns vor. Verſchiedene von ihm 
namhaft gemachte Miniſter und Geheimräte, die aus Weſtfalen ſtammten, 
habe Friedrich öffentlich für bedeutende Staatsmänner erklärt und be⸗ 
diene ſich noch jetzt ihres Fleißes und ihrer Gaben, indem er ſie zu 
wichtigen Beſprechungen heranziehe. Zugleich wird hervorgehoben, daß 


dem König keine Provinz ſeines Landes verhältnismäßig ſoviel an 


Steuern einbringe wie das Fürſtentum Minden und die Grafſchaft 
Ravensberg. „Warum alſo,“ ſo ſchließt der Briefſchreiber dieſen Teil 
ſeiner öffentlichen Anklage, „liebt uns demohngeachtet unſer König 
nicht; und warum ſollen wir geringer ſeyn als das übrige aufgeklärt 
ſeyn ſollende Deutſchland?“ Den Hauptgrund dieſer Zurückſetzung 
durch den König glaubt er in der geringen Zahl der weſtfäliſchen 
Dichter, Philoſophen und Gelehrten ſuchen zu müſſen. Aber auch das 
ſei unbegründet. Pütter in Göttingen und Möſer in Osnabrück hätten 
von ſich reden gemacht, und mancher andere gelehrte Mann in Weſt⸗ 
falen würde der Berliner Akademie Ehre machen. Es fehle nur an 
Aufmunterung und Unterſtützung durch den König. Friedrichs Schuld 


ſei es auch, daß die Induſtrie des Landes nicht genügend gefördert 


werde, daß Weſtfalens Ruhm nur in Schinken und Pumpernickel be⸗ 


ruhe. Und doch ſeien der Lein⸗ und Flachsbau in Weſtfalen und die 


Verarbeitung der Rohprodukte der höchſten Aufmerkſamkeit des Königs 
wert. „Für Schleſien eröffnet der König alle möglichen Kanäle, die 
dortigen Leinewands⸗Fabriqen weiter zu poußiren und mereren Abſatz 
zu befördern; uns hingegen fehlt es nicht nur an aller Aufmunterung, 
ſondern unſere Leinewand war ſogar verſchiedene Jahre hindurch in 
den anderen Königlichen Provinzen contrebande, biß jie jetzt mit ge- 
nauer Not einigermaßen wieder frei gegeben iſt.“ Auch darüber führt 
der patriotiſche Weſtfale bittere Klage, daß der König meiſt Ausländer 
zu oberſten Beamten der Provinz mache. Dieſen fehle es an Kenntnis 
der Sprache, der Gewohnheiten und „Obſervanzen“ der Provinz, ſo 
daß ſie nie das Zutrauen der Bürger gewinnen könnten, ſondern nur 
Verſtimmung und Mißtrauen auch dem König gegenüber hervorriefen. 
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Dieſes offene Wort eines wahrheitsliebenden Patrioten bekundet mehr 
als manches andere die Freiheit der öffentlichen Meinung in den letzten 
Regierungsjahren des großen Königs. Es wird ſeinen Weg gefunden 
haben bis in das Kabinettsminiſterium, vielleicht auch zu den Ohren 
Friedrichs. Wir dürfen ſogar annehmen, daß es bei Friedrichs oven 
Pflichtbewußtſein ſeine Wirkung nicht verfehlt haben wird. 

Auch mit öffentlicher Anerkennung für die in Preußen herrſchende 
bedingte Preßfreiheit halten die „Staatsanzeigen“ nicht zurück. Schlözer 
rügt in einem ſcharfen Widerruf eine durch den „Bairiſchen Zuſchauer“ 
verbreitete Lügengeſchichte. Nicht ſtreng genug könne man derartige 
Irreführungen des Publikums ahnden. Name, Stand, Wohnort des 
Verfaſſers ſollte man mit Hilfe der Juſtiz erforſchen und öffentlich 
brandmarken. Solche Ehrabſchneider „ſollten doch bedenken, daß ſie 
durch ihren Frevel die ganze deutſche Denk-Freiheit, dieſe göttliche 
Woltat, wegen deren Erteilung ſchon allein died Namen Joſef, Georg 
und Friedrich in Germaniens Jar-Büchern ewig glänzen werden, in 
Gefar ſetzen! Des dauernden Beſitzes ſind wir durchaus noch nicht 
ſicher; fie hat unzälige Widerſacher, beſonders aus der Klaſſe der jo- 
genannten Großen und Mächtigen. Und beleidigende und gedruckte 
Lügen kann doch auch die der Preßfreiheit günſtigſte Regierung un⸗ 
möglich dulten; fie muß ahnden, unterdrücken, ſatisfaciren“ ). 

Auch ein ungenannter Berliner meldet fic) in den „Staats- 
anzeigen“ zum Wort. Unter dankbarer Anerkennung gewiſſer Vor⸗ 
züge der preußiſchen Zuſtände trägt er unumwunden ſeine Ausſtellungen 
vor und verlangt in beſtimmten Ton Abhilfe. „Der König iſt durch- 
aus für die Freiheit, nicht nur zu denken, ſondern auch zu ſchreiben 
Unſere hieſigen Cenſoren cenſiren unter den freieſten Geſetzen und dem 
erleuchtetſten Souverain,“ ſo weiß er zu rühmen. Nun aber deckt er 
Mängel auf. Vielen Büchern könne die Genehmigung zum Druck 
auf Grund der beſtehenden Vorſchriften nicht gegeben werden. Dennoch 
werde ohne weiteres die Erlaubnis erteilt, die Manuſkripte auswärts 
drucken zu laſſen. „Was hier nicht paſſiren kann, paſſirt 10 Meilen 
weiter und wird von der Meſſe frei hereingebracht.“ Eine Nachzenſur 
ſchon zum Druck frei gegebener Bücher beſtand ja in Preußen nicht. 
Dieſer Inkonſequenz und der dadurch bedingten Ungerechtigkeit tritt 
der Verfaſſer entgegen. Er fordert völlige Abſchaffung der Buchzenſur. 
Nach dem Muſter Englands und Schwedens ſollten Verfaſſer und 
Drucker ſich in jedem Falle nennen, um nötigenfalls zur Rechenſchaft 


1) Staatsanzeigen, Bd. 3. 1783. S. 385/86. 
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gezogen werden zu können. Dieſe Verantwortung dürfte aber nur 
„auf Beleidigungen der Ehre und des guten Namens gehen: alſo all⸗ 
gemeine Unterſuchungen über politiſche, philoſophiſche und religiöſe 
Wahrheiten müßten ganz ungebunden ſein. Ohne dieſes kommen wir 
nie weiter!“ 1) Zur Erfüllung der letzten Forderung iſt es nun unter 
Friedrich nicht mehr gekommen. Die völlig freie Erörterung auch der 
politiſchen Fragen widerſtrebte der ſtaatsphiloſophiſchen Grundanſchauung 
des Königs, wie er Je in ſeiner Schrift über „Regierungsformen und 
Herrſcherpflichten“?) niedergelegt hatte. Immerhin iſt auch das offene 
Wort des ungenannten Berliners ein Dokument für die Freiheit der 
öffentlichen Meinung. 

Niemand hat bei dem Regierungsantritt Friedrichs jo große Hoff- 
nungen auf den jungen König geſetzt wie die deutſchen Dichter und 
die deutſchen Gelehrten. Niemand iſt aber auch ſo arg enttäuſcht 
worden. Die deutſchen Gelehrten hat Friedrich mit wenigen Aus⸗ 
nahmen dauernd mit beißendem Spott verfolgt. Er nennt ſie Hand⸗ 
werker, die nur ihr Gedächtnis, nicht ihren Verſtand gebrauchen, Erz⸗ 
pedanten, lebendige Wörterbücher. Den deutſchen Dichtern ging es 
nicht viel beſſer. Entweder blieben ſie unbeachtet, oder ſie wurden 
völlig verkannt. Die wenig anerkennenden Worte, die Friedrich für 
einige fand, wiegen gering gegen die Einſchätzung der deutſchen Dich— 
tung, wie ſie in der Schrift: „De la littérature allemande“ 2) zum 
Ausdruck kommt. Darum iſt es durchaus begreiflich, wenn einige zur 
offenen Oppoſition gegen Friedrich übergingen und in Poeſie und 
Proſa freimütig ihrer Erbitterung Luft machten. Die „preußiſchen“ 
Dichter blieben trotz alledem Friedrich treu ergeben und feierten ihn 
als Nationalhelden, wenn ſie auch natürlich ſeine einſeitige Bevorzugung 
der franzöſiſchen Literatur beklagten. Leſſing bewunderte ſeinen König 
aufrichtig und ergriff gegen ſeine eigenen Landsleute für Friedrich 
Partei. Aber er hielt ſich, nachdem ihm eine in Berlin verſuchte An⸗ 
näherung mißglückt war, für immer ſtolz zurück. Goethe war der 
Meinung, daß man recht wohl ein großer König und Feldherr ſein 
könne, ohne zugleich ein vorurteilsfreier Litteraturkenner zu ſein. Zwar 
verfaßte Goethe im Gegenſatz zu Friedrich ein „Geſpräch über die 


1) Staatsanzeigen: Bd. 4. 1784. S. 420—423. 
2) Werke VII. S. 225 ff. (1777). 
3) Ebenda VIII. S' 74 ff. (1780). 
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deutſche Litteratur“ !) und legte es Merck, Herder und anderen Freunden 
zur Einſicht vor. Es iſt nie veröffentlicht worden, wahrſcheinlich auf 
den Rat des Herzogs. Vor allem richteten Gottſched und Klopſtock 
ihre Vorwürfe gegen Friedrich. Zuerſt pries Gottſched lange Zeit 
vergeblich, den „Salomon des Nordens“. Als er völlig unbeachtet 
blieb, ſuchte er ſich in die Gunſt Voltaires einzuſchmeicheln und die 
Aufmerkſamkeit des Königs dadurch zu erregen, daß er in Leipzig nach 
Pariſer Muſter geiſtreiche Zirkel, bureaux d'esprit, einrichtete. Be⸗ 
wegt klagte er, daß die Deutſchen eines Auguſtus oder Ludwigs XIV. 
entbehren müßten. Er hätte ſo gerne die Ehre eines Vergil oder 
Racine für ſich in Anſpruch genommen. Als ihm endlich das Glück 
der perſönlichen Begegnung mit Friedrich zuteil wurde, waren beide 
Teile gleich wenig befriedigt. Zur Ehre Gottſcheds ſei betont, daß er 
im Geſpräch mit Feiedrich die deutſche Sprache und Literatur gegen 
die Vorurteile des Königs mit Eifer in Schutz nahm, mehr als Gellert 
es getan hatte. Viel ſchärfer urteilt Klopſtock. Von ſeiner anfäng⸗ 
lichen Bewunderung für Friedrich kommt er bald zurück. Stolz und 
ſelbſtbewußt wendet er ſich von ihm ab. Der König wiſſe den Wert 
der deutſchen Poeſie nicht zu ſchätzen. Jedes Buhlen um ſeine Gunſt 
ſei Selbſtentwürdigung. Voltaires Spott und des Königs Gleichgültig⸗ 
keit hatten ſeine Dichtereitelkeit verletzt. Friedrichs Freigeiſterei ſtößt 
ihn ab, fein Abſolutismus beleidigt feinen Bürgerſtolz. Sein Selbſt— 
bewußtſein als Dichter iſt gekränkt durch des Königs Mißachtung der 
deutſchen Sprache, ſeiner ſchwärmeriſchen Vaterlandsliebe ſind Friedrichs 
franzöſierende Neigungen verhaßt. Selbſt das von ihm einſt gefeierte 
Heldentum Friedrichs erſcheint ihm ſpäter als Ehrgeiz des Eroberers. 
Klopſtock geht in ſeinem Haß ſo weit, ſeine einſtige Verherrlichung 
Friedrichs abzuleugnen. Er erwähnt ihn nur, um ſeine Verdienſte zu 
verkleinern. In feiner Ode an Friedrich V. 2), den frommen König 
von Dänemark, iſt der große König nichts als der Eroberer, der 
Julian Apoſtata nachwandelt. Gleim ermahnt er 1752 feierlich“), 
von ſeinen patriotiſchen preußiſchen Liedern abzulaſſen; denn Friedrich, 
der würdig geweſen wäre, den Deutſchen ein Octavian, ein Ludwig XIV. 
zu werden, habe ſich von der Dichtung verächtlich abgewandt. Ver⸗ 
geſſen und unberühmt ſieht Klopſtock den großen König im Marmor⸗ 
ſarge ruhen, da er die deutſchen Dichter den galliſchen nachgeſtellt 


1) Vgl. B. Suphan, Friedrichs des Großen Schrift über die deutſche 
Literatur. Berlin 1888, S. 53-62. 

2) Klopſtocks Werke. Leipzig 1823—1830. 18 Bde. I, S. 76. 

3) An Gleim: I, S. 109—111. 
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habe !). Immer grimmer wird fein Haß. In der Widmung der 
Hermannsſchlacht, die bezeichnenderweiſe an Joſef II. gerichtet iſt, fehlt 
es nicht an boshaften Seitenhieben auf Friedrich. Auf Verlangen 
des Kaiſers und des Fürſten Kaunitz mußte dieſe Stelle allerdings im 


Druck fortbleiben?). Natürlich unterließ es Klopſtock nicht, in feiner 


Gelehrtenrepublik, in der er ſeine Anſichten über die Literatur nieder⸗ 
legte, den großen Vernichter der deutſchen Dichtung gebührend zu 
geißeln. Man hat dies ganze Werk Klopſtocks in feiner republi⸗ 
kaniſchen Tendenz und in feiner Begeiſterung für deutſch-nationale 
Eigenart als einen flammenden Proteſt gegen Friedrichs Ausländerei 
aufgefaßt“). Die Geſetze der Gelehrtenrepublik verbannen denjenigen 


aus dem Lande, der in ausländiſcher Sprache ſchreibt, ſich für fremd ` 
ländiſche Schriften begeiſtert und ſie den deutſchen vorzieht. Die Ber⸗ 


liner Akademie wird direkt dieſes Vergehens angeklagt“). Heftig wird 


die Freigeiſterei angegriffen, vor allem ihr wichtigſter Vertreter Vol⸗ 


taire. Alle dieſe Hiebe waren im Grunde für Friedrich beſtimmt. 
Als Hochverräter werden die bezeichnet, die einen deutſchen Fürſten 
dazu verleiten, von den Fähigkeiten und der Wiſſenſchaft der Deutſchen 
gering zu denken ). Der Landtag der Gelehrtenrepublik von 1772 
beſchließt, ſich der Macht der Fürſten dadurch zu entziehen, daß man 
keine Amter annehme. Man müſſe ſich das Recht der freien Meinung 
und des ſelbſtändigen Handelns zu erhalten wiſſen, wahr und ge- 
mäßigt über Politik ſchreiben und die Geſchichte mit unparteiiſcher 
Sachkenntnis muſterhaft darſtellen ?). Als Friedrichs Schrift „De la 
littérature allemande" Klopſtock als deutſchen Dichter überhaupt nicht 
erwähnte, da dichtete er ſeine gellende Racheode, die freilich ohnmächtig 
genug blieb. Selbſt nach dem Tode Friedrichs war Klopſtocks Zorn 
nicht geſtillt. In den „grammatiſchen Geſprächen“ wütet er noch gegen 
den alten Gegner und geißelt ihn als einen franzöſiſchen Dichterling 
und als den Verächter der deutſchen Poeſie. 

In der Anklageſchrift Friedrichs gegen die deutſche Literatur wird 
den Deutſchen auch der Vorwurf gemacht, daß fie den Sinn für ge⸗ 
ſunde Kritik vermiſſen ließen. Leſſing, e Gelee und die 


1) Kaiſer Heinrich: Le 173. 

2) Vgl. A. Muncker, Fr. G. Klopſtock. Stuttgart 1888, ©. 417. 

3) a) H. Pröhle, Friedrich der Große u. die deutſche Literatur. Berlin 1872. 
b) Forſchungen: Bd. 4. 1891: O. Tſchirſch, Ein Angriff Friedrichs 

des Großen in Klopſtocks Gelehrtenrepublik. S. 585 —591. 

4) Klopſtocks Werke: XII. S. 388 ff. | 

5) Ebenda: XII. ©. 100 ff. 

6) Ebenda: XII. S. 162—164. 
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treuen Bewunderer Ramler und Gleim blieben ungenannt. Selbſt 
Herder, der von der Berliner Akademie dreimal preisgekrönt worden 
war, blieb unerwähnt. Friedrich ſollte auf geſunde deutſche Kritik 
gerade auch ſeiner ungerechten Schrift nicht lange warten. Julius 
Möſer fand den Mut, für die beleidigte deutſche Sprache und für die 
gekränkten deutſchen Dichter frei in die Schranken zu treten. Seine 
Schrift „Über die deutſche Sprache und Literatur“ !) fand auch in 
Preußen lebhaften Widerhall. Friedrich unterdrückte ſie nicht und er⸗ 
kannte auch hiermit die Freiheit der öffentlichen Meinung an. Möſer 
nahm beſonders kräftig Goethes „Götz von Berlichingen“ in Schutz, 
den der König aufs ſchärfſte kritiſiert hatte. Das Drama zeige, ſo 
behauptete Möſer, was die Deutſchen könnten. Des Königs perſön⸗ 
licher Geſchmack entſcheide nicht über den Wert des „Götz“. Es ſei 
ein Volksſtück, und da müſſe man den Geſchmack der Hofleute beiſeite 
ſetzen. Ebenſo tapfer verteidigte Möſer die deutſche Sprache gegen 
Friedrichs harte Angriffe. Er wies auf die bedeutſamen Fortſchritte 
hin, die durch Klopſtock, Leſſing, Winkelmann und Goethe zu oer: 
zeichnen wären. Keinen der Vorwürfe läßt er mit namhafter Offenheit 
unerwidert. Mit taktvoller Unparteilichkeit nimmt er zuletzt den König 
ſelbſt in Schutz, der auch in der Schrift über die deutſche Literatur 
ſein edles Herz bekenne, das nicht ſpotten, ſondern nützen und beſſern 
will. Und Möſer hatte mit dieſem Urteil recht. Auch Goethe hat 
ſpäter in „Wahrheit und Dichtung“ bekannt, daß der erſte wahre und 
höhere Lebensgehalt in die deutſche Dichtung durch Friedrich den Großen 
und den Siebenjährigen Krieg gekommen ſei. Friedrich hat auch nach 
der Lektüre der Möſerſchen Verteidigungsſchrift ſeine ungünſtige 
Meinung in vieler Beziehung geändert. Über K. Ph. Moritz, den 
Verfaſſer des „Anton Reiſer“, äußerte er, nachdem er Geſchmack und 
Geiſt ſeiner Dichtungen gelobt hatte; „Wenn alle ihm glichen, ſo 
würde Ich bald meinen landesväterlichen Wunſch erfüllt und die deut⸗ 
ſchen Schriftſteller an Würde und Glanz a auswärtigen den Rang 
ſtreitig machen N S *) 


XI. 


Neben den Preſſeſtimmen aller Schattierungen ſpielen die übrigen 
Faktoren der öffentlichen Meinung in Preußen nur eine untergeordnete 


1) Zuerſt in der Wochenſchrift: „Weſtphäliſche Beyträge zum Nutzen und 
Vergnügen“, dann als Sonderdruck „nebſt einer Nachſchrift, die National⸗Erziehung 
der alten Deutſchen betreffend“, abgedruckt: Osnabrück 1781. 

2) Eyſſenhardt, a. a. O. I, S. 328. 
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Rolle: die Akademie der Wiſſenſchaften und der Univerſitäten, die 
Kanzelrede und die Freiheit der Mitbeſtimmung in Rechtsangelegen⸗ 
heiten. Zu den vornehmſten Zielen der Akademie der Wiſſenſchaften 
gehörte nach Friedrichs Weiſung die Gedankenfreiheit. Sie ſoll be⸗ 
fruchtend auf das ganze Land wirken, die „Barbarei der gothiſchen 
Zeit“ und den Aberglauben in allen Formen vernichten. Kritik und 
Phantaſie fol fie wecken und üben und das öffentliche Leben mit Ver⸗ 
nunft und Gerechtigkeit durchdringen. Alle dieſe Gedanken kehren in 
den Feſtreden des Präſidenten Maupertuis und in den Abhandlungen 
Friedrichs, die in der Akademie zur Verleſung kamen, ſtändig wieder. 
Die Berliner Akademiker zur Zeit Friedrichs haben oft mit Recht her⸗ 
vorgehoben, daß ſie unabhängig ſeien vom Hof und vom Konſiſtorium. 
Sie hatten für ihre Mémoires nicht die Approbation von zwei theo⸗ 
logiſchen Doktoren nötig, ſie brauchten ihre Sitzungen nicht mit einem 
Gebet an Jeſus Chriſtus und für den König zu beſchließen. Das 
alles waren Vorſchriften für die Akademie in Paris. Die Berliner 
Akademiker beſaßen volle Freiheit in der Wahl ihrer Themen. Sie 
durften reden und ſchreiben, über was und wie ſie wollten. Aber 
auch ihrer Freiheit, die gewiß geeignet war, die öffentliche Meinung 
günſtig zu beeinfluſſen, waren gewiſſe Schranken gezogen. Es war 
nicht völlige Meinungsfreiheit, ſondern das Recht des Denkers, frei zu 
philoſophieren, unterſtützt von einem aufgeklärten königlichen Philo- 
ſophen. Immerhin waren die Preisfragen der Akademie gelegentlich 
dazu angetan, als Stimmen der öffentlichen Meinung ſich beim König 
Gehör zu verſchaffen, z. B. „Welchen Einfluß hat die Regierung auf 
die Literatur gehabt?“, in der Herder Sieger blieb. Daß die Offent⸗ 
lichkeit regen Anteil an dieſen Themen nahm, beweiſt die Frage vom 
Jahre 1777, die Friedrich im Einverſtändnis mit den Akademikern 
ſelbſt formuliert hatte: „S'il peut étre utile de tromper le peuple?“ 
Dieſe Streitfrage hatte Friedrich faſt 10 Jahre mit deAlembert brief⸗ 
lich erörtert. Er ſah darin das höchſte Problem der Staatsweisheit 
und Regierungskunſt. Seine Anſicht war, daß zum Wohl des Volkes 
die Täuſchung erlaubt ſei. Die Preisfrage erregte ungeheures Auf⸗ 
ſehen. Man wußte, daß der König ſich für die Löſung intereſſierte. 
Nicht weniger als 42 Arbeiten liefen ein. Keine Schrift wurde etwa 
wegen ſtaatsfeindlichen Charakters abgewieſen. Die überwiegende Mehr⸗ 
zahl verneinte die Frage. Zwei Arbeiten erhielten den Preis, eine, 
die die Frage im bejahenden, und eine, die ſie im verneinenden 
Sinne beantwortet hatte. Der Akademie wird bis heute der Vor⸗ 
wurf gemacht, ſie habe ſich geſinnungslos aus der Angelegenheit ge⸗ 
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zogen ). Daß Friedrich die Berliner Akademie auch als ein Organ 
der öffentlichen Meinung betrachtet hat, beweiſt ein Brief an d' Alem⸗ 
bert in Paris. Nach dem Tode Voltaires (1778) überſandte ihm 
Friedrich ſeine zum Vorleſen in der Akademie beſtimmte Lobrede auf 
Voltaire und ſchreibt: „Das. Werk iſt deſſen, den es preiſen ſoll, nicht 
würdig; indeſſen benutze ich die Schreibefreiheit, um zu Berlin öffent⸗ 
lich etwas zu ſagen, was man ſich in Paris kaum in das Ohr zu 
ſagen getraut.“ 

Die Profeſſoren der Univerſitäten und die Studenten ſtehen wie 
die Akademiker in Berlin nicht in unmittelbarer Beziehung zur öffent⸗ 
lichen Meinung, ſoweit nicht einzelne akademiſche Lehrer, wie Schlözer 
in Göttingen, gleichzeitig bedeutende Publiziſten ſind. Immerhin iſt 
aber eine mittelbare Beziehung nicht zu verkennen; denn beeinflußt 
von den Profeſſoren zogen die Studenten damals wie heute ins Leben, 
um als Beamte oder Schriftſteller den gebildeten Teil der öffentlichen 
Meinung auszumachen. Darum war es von Bedeutung, daß Friedrich 
die Lehrfreiheit der Univerſitäten nicht im mindeſten antaſtete. Lehr⸗ 
freiheit aber ſetzt Denkfreiheit voraus und erzieht zum freien Forſchen 
und zu freier Meinungsäußerung. In den äußeren Lehrbetrieb und 
in das Gebahren der Studenten griff Friedrich allerdings wiederholt 
ein. Durch königliche Edikte (1748 und 1783) wurde ſogar verfügt, 
daß preußiſche Untertanen nur auf preußiſchen Univerſitäten ſtudieren 
ſollten?). Die Zuftände der Frankfurter Univerſität waren zu WAn- 
fang der Regierung Friedrichs recht betrübende. Die Studenten griffen 
zur Selbſthilfe. Sie verbreiteten am 1. Mai 1742 eine öffentliche 
Beſchwerde, die ſie auch dem König zu übermitteln wußten. Sie 
klagten „über die Faulheit und Ungerechtigkeit vieler öffentlicher Lehrer“. 
Die angekündigten Vorleſungen wurden oft gar nicht gehalten, Monate 
lang ohne Grund ausgeſetzt oder vor Erledigung willkürlich beendet. 
Zur Abſtellung dieſer Unregelmäßigkeiten erbaten ſich die Studenten 
einen Studiendirektor. Friedrich gab dieſer öffentlichen Beſchwerde 
nach. Der geforderte Studiendirektor wurde ſofort ernannt. Weitere 
Maßregeln folgten. Durch Kabinettsordre vom 30. Dezember 1742 
kürzte der König verſchiedenen Profeſſoren, deren Trägheit durch Unter⸗ 
ſuchung inzwiſchen feſtgeſtellt worden war, das Gehalt um ein be⸗ 
deutendes. Er ſtellte ihnen frei, „durch ihren Fleiß ſich ein mehreres 


1) Bgl. Harnack, Geſchichte der Kgl. Akademie der Wiſſenſchaften. Berlin 
1901, S. 321 ff. 

2) Vgl. Forſchungen Bd. 17, 1904: Koſer, Friedrich d. Gr. und die 
preußiſchen Univerſitäten, S. 95—155. 
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zu erwerben“. Auch über die damals noch üblichen Privatftunden, 
die die Profeſſoren den reichen Studenten erteilten, äußert Friedrich 
ſein Mißfallen. Ein umfangreiches Patent vom 9. Mai 1750 legte 
die Grenzen der ſtudentiſchen Freiheit feſt !). 

Friedrichs Toleranzanſchauungen find bekannt. Ihnen entſpricht, 
daß er den Geiſtlichen möglichſte Freiheit der Kanzelrede gewährte. 
Ausdrücklich wird dieſe von Kant in ſeinem Aufſatz „Was iſt die Auf⸗ 
klärung?“ erwähnt. „Unter ihm“ [Friedrich], fo heißt es, „dürfen 
verehrungswürdige Geiſtliche, unbeſchadet ihrer Amtspflicht, ihre vom 
angenommenen Symbol hier und da abweichende Urtheile und Ein- 
ſichten ... frey und öffentlich bet Welt zur Prüfung darlegen.“ 2) 
An Voltaire ſchreibt Friedrich (9. September 1736) in bezug auf den 
Streit der Geiſtlichen über Glaubensanſchauungen: „Ich erlaube dieſen 
Leuten gerne, ihre Religion zu lehren und gönne dem Volk den 
Glauben daran; denn es liegt nicht in meinem Charakter, jemanden 
zu zwingen; aber dieſer nämliche Charakter, der mich zum Verteidiger 
der Freiheit macht, treibt mich auch, die Verfolgung und die Verfolger 
zu haſſen.“ 2) Selbſt die Philoſophie wollte Friedrich nicht von der 
Kanzel verbannt wiſſen. Nur übertriebener Freigeiſterei und direktem 
Spott gegen die Religion trat er entgegen. Dem Theologen Edel- 
mann, der wegen ſeiner rationaliſtiſchen Anſchauungen aus andern 
deutſchen Staaten vertrieben worden war, gewährt er eine Freiſtätte 
in Berlin. Edelmann trat in feinen Schriften offen gegen den Kirchen- 
glauben auf. Er lehrte, Jeſus ſei ein bloßer Menſch geweſen, von 
Gott mit beſonderen Gaben ausgeſtattet; die Bibel ſei eitel Menſchen⸗ 
werk; ef gäbe weder Engel noch Teufel; die Grundlage aller Cr= 
kenntnis ſei die menſchliche Vernunft. Seine Bücher erſchienen un⸗ 
gehindert. Es war die Zeit unmittelbar vor dem großen Edikt von 
1749 über die Buchzenſur. Als Edelmann aber ſich vermaß, dieſe 
Lehren auch auf der Kanzel zu verkünden, da trat ihm der Propſt 
Süßmilch, der nachmalige Zenſor der theologiſchen Schriften, ebenfalls 
auf der Kanzel entgegen. Er wußte ſeine Gemeinde ſo zu erbittern, 
daß man aus der Kirche lief und Edelmann die Fenſter ſeiner Wohnung 
einwarf. Der König ließ dem allzu freiſinnigen Theologen das Predigen 
unterſagen und ſeine Schriften als gemeingefährlich verbieten. Dem 
Drängen der Geiſtlichen jedoch, Edelmann für ſeine Ketzereien durch 


J) Bgl. Forſchungen Bd. 17, 1904, S. 126—130. 
2) Berliniſche Monatsſchrift, Bd. 14, 1784, S. 492. 
8) Vgl. Die Religion der Klaſſiker, Bd. 5: H. Oſtertag, Friedrich der 
Große. Berlin 1913, S. 104. 
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Kerkerhaft zu beſtrafen, gab er nicht nach. Friedrich ließ ſich, wenn 
er die Freiheit der Kanzelrede beſchränkte, von dem Gedanken leiten, 
daß die Achtung vor der Religion nicht durch die Geiſtlichen beein⸗ 
trächtigt werden dürfe. „Ich will nicht, daß die Religion und der 
gemeine Mann darunter leiden; beide ſind mir zu ſchätzbar, ſie durch 
naſeweiſe Leute, die nur ſchwätzen und nicht predigen, herumhudeln zu 
lagen." ) | 

Zu einem merkwüydigen Konflikt zwiſchen Friedrich und ſeinen 
Untertanen in Neuenburg?) in der Schweiz führte die vom König ver⸗ 
kündete Geiſtes⸗ und Gewiſſensfreiheit. Die geiſtlichen und weltlichen 
Herren des Städtchens und Ländchens verſtiegen ſich zur offenen Auf⸗ 
lehn ung gegen die Autorität des Königs. Der Prediger zu Lachaux- 
de-fonds wurde wegen ſeiner freiſinnigen Reden mit einem Abſetzungs⸗ 
dekret bedroht. Friedrich ſieht ſich gezwungen, den Verfolgten zu 
ſchützen. In Neuenburg bildet fice) etn Cinq Corps d'Etat, der béi 
aus der „Paſtoren⸗Kompagnie“ und den Vertretern der Bürgerſchaft 
als „Souverain in loco“ zuſammenſetzt. Durch Anſchlag an die 
Pforte des königlichen Schloſſes wird der König von Preußen vor 
den Rat in Bern — zitiert. „Fürwahr, ein ſeltſames Mittel, einen 
König mittels Maueranſchlages zu zitieren, das wohl einzig in ſeiner 
Art daſteht und nicht bloß zeigt, wie König Friedrich in der öffent⸗ 
lichen Meinung Neuenburgs bewertet wurde, ſondern wie die jetzt ſo 
moderne Idee eines Schiedsgerichts ſchon damals in den Köpfen der 
Neuenburger auftauchte.“ ?) Der König ſtellt eine neue Unterſuchung 
in Ausſicht, verbietet aber die Abſetzung des Predigers. Was tut da⸗ 
gegen der „Souverain in loco“? Er ſetzt den Geiſtlichen ab und 
wählt einen Nachfolger. Friedrich tadelt die „Volksbeauftragten“ im 
Staatsrat und befiehlt, daß das Geſchehene rückgängig gemacht werde. 
Er betont ſeine konſtitutionelle Geſinnung und fordert Beſeitigung der 
Zitation“). Die Berner Regierung greift vermittelnd ein mit dem 
Ergebnis, daß der Prediger abgeſetzt bleibt. Friedrich fügt ſich ſchweigend 
dieſem Richterſpruch. In einem Brief an Voltaire ſagt er über ſein 
Verhältnis zu dem Schweizer Staatsweſen: „Ich habe in Neuenburg 
beiläufig ſoviel Anſehen, als der Schwedenkönig auf ſeinem Reichs⸗ 
tage und ſoviel Gewalt, als der Polenkönig Stanislaus in ſeiner ſar⸗ 


1) Preuß, a. a. O. III, S. 262 und Koſer II S. 584. 
2) Zur Neuenburgerfrage. Bern 1856. Anonym. 

3) Göriſch, a. a. O. S. 19. 

4) Neuenburgerfrage, S. 17. 


322 Franz Chin [30 


matiſchen Anarchie. Ich muß das demütigende Geſtändnis ab⸗ 
legen, daß ich dort ohnmächtig bin.“ ) 

Friedrichs Grundſatz von der Gleichheit aller Menſchen kommt 
nirgend mehr zur Geltung als in ſeinem Beſtreben nach gleichem Recht. 
In dem Prozeß des Müllers Arnold tritt fein Standpunkt deutlich 
hervor. Er wollte den Fall, der nach ſeiner Meinung eine grobe Un⸗ 
gerechtigkeit darſtellte, auch der öffentlichen Meinung unterbreiten. Das 
denkwürdige Verhör, das er ſelbſt mit den drei Kammergerichtsräten 
veranſtaltet hatte, ließ er nach dem Protokoll in den Berliner Zeitungen 
zum Abdruck bringen 2). Perſönlich hatte Friedrich noch ein kräftiges 
Poſtſkriptum hinzugefügt, allen ſeinen Juſtizkollegien zur Beachtung, 
„daß der geringſte Bauer, ja was noch mehr iſt, der Bettler eben⸗ 
ſowohl ein Menſch iſt wie Se. Majeſtät ſind und dem alle Juſtiz ge⸗ 
währt werden muß“. Des Königs Tat und ſeine Worte waren von 
ungeheurer Zugkraft. Auf den Schloßplatz ſtrömt eine vieltauſend⸗ 
köpfige Menge, Bürger und Bauern in buntem Gemiſch, um dem König 
an den Fenſtern ſeines Schloſſes ihre Huldigung darzubringen. Am 
Abend ſind zahlreiche Bürgerhäuſer erleuchtet und mit ſymboliſchen 
Darſtellungen zum Preiſe des gerechten Königs geſchmückt. Das iſt 
das einzige Mal, daß in ſolcher Maſſenwirkung ſich die öffentliche 
Meinung kundtat. Aber auch dem von des Königs ſcharfem Urteil 
getroffenen Widerſtand fehlt es nicht an Mut, feine Meinung im Gegen- 
ſatz zum König offen darzutun. Den Großkanzler von Fürſt hatte 
Friedrich mit dem ungnädigen Wort aus dem Amt gejagt: „Marſch, 
Seine Stelle iſt ſchon vergeben!“ Während nun die Volksmenge vor 
dem Schloß jubelt, fährt in langer Wagenreihe die Berliner Geſell⸗ 
ſchaft demonſtrativ am königlichen Schloß vorüber bei der Wohnung 
des Großkanzlers auf, um ihm ihre Teilnahme auszudrücken. Der 
Juſtizminiſter von Zedlitz in Übereinſtimmung mit dem Senat weigert 
ſich, dem König und der öffentlichen Meinung zum Trotz, ein Ver⸗ 
dammungsurteil über die drei Räte zu fällen. Friedrich fieht fic) da⸗ 
durch genötigt, ſeinen Machtſpruch teilweiſe abzuändern. Zweifellos 
kommt auch darin die Freiheit und die Macht wenigſtens eines Teiles 
der öffentlichen Meinung zum Ausdruck. Friedrich hatte in ſeinem 
übereilten Urteil ganz überſehen, daß er gerade den oberſten Grundſatz 
ſeiner Rechtspolitik verletzt hatte, die Unabhängigkeit der Dean 
von den Machtſprüchen des Königs. 


1) Göriſch, a. a. O. S. 20. 
2) Voſſiſche und Spenerſche Zeitung: 11. Deyember 1779, 
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Die einmal angerufene öffentliche Meinung in Rechts angelegenheiten 
wollte Friedrich auch bei der Ausgeſtaltung des Corpus juris Fridericiani 
erhalten wiſſen und ſie in öffentliche Mitarbeit umwandeln. Im Sabre 
1782 erſchien in Berlin im Deckerſchen Verlag ein Buch: „An das Publikum. 
Ueber die alte und neue Proceß⸗Ordnung“. Die große preußiſche Juſtiz⸗ 
reform hat die Aufmerkſamkeit des in⸗ und ausländiſchen Publikums 
erregt. Trotz der Zuſtimmung aller Einſichtigen fehlt es auch nicht an 
gegneriſchen Stimmen im eigenen Lager. Manche kritiſieren aus bloßer 
Nörgelſucht oder aus Neid, nicht ſich die Ehre der Erfindung zuſchreiben 
zu können. Andere beklagen die Kürze des neuen Verfahrens, das mit 
den Schlichen ihres bisherigen Prozeſſierens endgültig aufräumt. Ge⸗ 
winnſüchtige Advokaten ſuchen, da ihnen ihr Verdienſt geſchmälert iſt, 
offen und verſteckt ihre urteilsloſen Klienten gegen die neue Gerichts⸗ 
verfaſſung einzunehmen. Selbſt richterliche Perſonen, die bisher ihr 
Amtsgeſchäft bequem mechaniſch betrieben haben, führen öffentlich Klage 
über die neuen Vorſchriften, die mühſame Unterſuchungen notwendig 
machen. Allen dieſen Leuten mit ihren Anhängekn will die Schrift 
über die alte und neue Prozeßordnung entgegentreten, um „manche 
Zweifel zu heben, manches Vorurteil zu entkräften und manche Ver⸗ 
läumdung zu widerlegen, wodurch bisher redliche aber ungeübte und 
unerfarne Gemüter gegen eine Veranſtaltung eingenommen werden, die 
das Jahrhundert Friedrichs des Großen gewiß nicht weniger als ſeine 
Siege verewigen wird“ !). 

Im Jahre 1784 begann dann in fünf Bänden der „Entwurf 
eines allgemeinen Geſetzbuches für den Preußiſchen Staat“ zu erſcheinen. 
In der „Vorerinnerung“ des erſten Bandes ruft Carmer das Urteil 
des Publikums an. Er betont ausdrücklich, daß er „deſſen ſachverſtän⸗ 
dige Mitglieder inn= und außerhalb des Landes zur gründlichen, red⸗ 
lichen und freimüthigen Prüfung deſſelben feyerlich auffordere“. Dabei 
will er nicht nur von Rechtsgelehrten Urteile und Bemerkungen er⸗ 
halten, ſondern auch „von Männern, die ohne eigentliche Rechtsgelehrte 
zu ſeyn, ſich dem Studio einer wahren praktiſchen Weltweisheit ge⸗ 
wiedmet zu haben; ja ſelbſt von ſolchen, die ſich eigentlich garnicht zum. 
ſogenannten gelehrten Stande, dennoch aber durch Lektüre und Nach⸗ 
denken ihren Verſtand geſchärft und in den mancherlei Geſchäften 
des bürgerlichen Lebens reife Erkenntniſſe und Erfahrung geſammelt 
haben“ 2). Carmer hebt noch hervor, daß er mit ausdrücklicher Ge⸗ 


1) Schlözers „Staatsanzeigen“: 1788, S. 284. 
2) Allgemeines Geſetzbuch: Einleitung S. 9. 
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nehmigung des Königs den Geſetzentwurf dem Publikum zur frei⸗ 
mütigen Prüfung unterbreite. Der öffentlichen Meinung iſt alſo völlige 
Freiheit gegeben. Jede ehrliche und ernſte Kritik ſoll dankbares Gehör 
finden, wenn ſie von einleuchtenden Gründen getragen wird. „Leere 
Lobpreiſungen und feile Schmeicheleyen werden ebenſowenig Achtung 
finden als ein allgemeiner, unbeſtimmter und mit keinen Gründen 
unterſtützter Tadel.“ Um die Freude an der öffentlichen Mitarbeit 
zur Vollendung des Geſetzbuches zu heben, und um möglichſt wertvolle 
Beiträge zu erhalten, wurden zwei goldene Medaillen im Werte von 
50 und 25 Dukaten als Preiſe ausgeſetzt. 

Dieſe rege geforderte öffentliche Anteilnahme an einer der wich⸗ 
tigſten Fragen des Staatsintereſſes zeigt des großen Königs ehrliches 
Beſtreben, der öffentlichen Meinung Freiheit im weiteſten Umfang zu 
geſtatten. Es iſt außer allem Zweifel, daß trotz aller Knebelungen der 
politiſchen Zeitungen und mancher Beſchränkungen im Bücherdruck das 
Zeitalter Friedrichs doch eine Epoche der Geiſtesfreiheit geweſen iſt, 
die die Freiheit der Wiſſenſchaft und der perſönlichen Überzeugung 
gewährkeiſtete. Das erkannten In⸗ und Ausland dankbar an. In 
den „Briefen eines reiſenden Franzoſen über Deutſchland“ ) wird 
Friedrich der Abgott des Pariſer Publikums und die Bewunderung 
von Deutſchland genannt. Von Berlin heißt es: „Es herrſcht hier 

eine Aufklärung über den Zuſtand des Landes, eine Freyheit in der 
Beurtheilung der Regierung, ein Nationalſtolz, eine Theilnehmung an 
den öffentlichen Angelegenheiten und unter den Militär- und Zivil⸗ 
bedienten eine Thätigkeit für den Staat, ... daß man glauben ſollte, 
man wäre nach London verſetzt worden.“ 2) Die „Berliniſche Monats⸗ 
ſchrift“ preiſt in einem Nachruf: „König Friedrich der Große“ ?) als 
Friedrichs beſtes Werk „dieſe Freiheit des Denkens und Redens, die 
der Menſchheit ſchönſtes Recht und eigenſtes Eigenthum iſt, weil nur 
ſie der Seele Weſen“ ſei. Und als unmittelbar nach dem Tode Friedrichs 
ein unerhörte Unduldſamkeit, ein Geiſtes- und Gewiſſenszwang ohne⸗ 
gleichen einſetzte, der jede freiere Regung zu erſticken ſuchte, da ſchauten 
Denker und Dichter auf die friderizianiſche Geiſtesfreiheit in dankbarer 
Erinnerung zurück. Nicolai ſchrieb noch 1801 mit bezug auf des großen 
Königs vorurteilsfreie Art: „Dieß waren die Grundſätze Friedrichs 
des Großen. Er . . . ließ jeden nach feinem eigenen Gutdünken alles 


1) „Briefe eines reiſenden Franzoſen über Deutſchland.“ 2 Bde. 1783, o. O. 
2) Bd. II, S. 126/27. | ` 
3) 8. Bd., 1786, S. 280—292. 
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f \ 
glauben, meynen, thuen, reden und ſchreiben, was nicht dem Wohl 
des Staates hinderlich war. Es liegt am Tage, wie wohl ſich der 
Preußiſche Staat bey dieſer Freyheit befand.“) 


Ze 


Friedrich hat den Segen, den die von ihm gewährte Freiheit der 
öffentlichen Meinung feinem Staate brachte, noch erleben dürfen. Die 
Urteilsloſigkeit, die er bei Beginn ſeiner Regierung bei der großen 
Maſſe ſeines Volkes vorfand, war gewichen. Durch eine Fülle von 
Zeitungen und Zeitſchriften, durch eine gewaltige Zunahme der Buch 
literatur und nicht zuletzt durch Friedrichs Schulpolitik war die Volks⸗ 
bildung auf eine breite Grundlage geſtellt worden. Mit der Fähigkeit, 
politiſch zu denken, wuchs aber auch die Freudigkeit, am politiſchen 
Leben teilzunehmen. Friedrichs Kriegs- und Friedensjahre zeigen in 
aufſteigender Linie eine Erziehung zum politiſchen Selbſtbewußtſein. 
Der Begriff Vaterland, unter Friedrich Wilhelm I. faſt noch unbekannt, 
erhält einen lebensvollen Inhalt. Friedrich war ſich dieſer Erweckung 
des Intereſſes am Staate wohl bewußt und ſuchte es nach Kräften zu 
fördern. Seine „Briefe über die Vaterlandsliebe“ ?) ließ er entgegen 
ſeiner Gewohnheit zugleich in franzöſiſcher und deutſcher Sprache ver- 
öffentlichen. Die darin ausgeſprochenen Gedanken müſſen ihm alſo als 
beſonders wichtig und ihr Bekanntwerden im Volke als beſonders not⸗ 
wendig erſchienen ſein. Der Grundgedanke der Briefe iſt, daß ein 
Staat, von welcher Art er auch ſein möge, nicht beſtehen könne, wenn 
nicht alle Bürger für die Erhaltung ihres gemeinſamen Vaterlandes 
arbeiten. Wenn aber alle Kräfte mitwirken ſollen an der geſunden 
Entwicklung des Geſamtwohls, dann dürfen ſie nicht länger gebunden 
ſein. Dann müſſen ſie in Freiheit ſich betätigen können. Darum hat 
auch der große König in der zweiten Hälfte ſeiner Regierung, ſelbſt 
nicht mehr eingeengt durch politiſche und militäriſche Rückſichten, der 
öffentlichen Meinung in allen ihren Faktoren keine direkten Hemmungen 
mehr bereitet. Und ſo löſte ſich denn das öffentliche Leben des deutſchen 
Volkes aus langer Erſtarrung. Die Wiſſenſchaft, die bisher in un⸗ 
fruchtbarem Sammlerfleiß und totem Notizenkram ihr Streben ſah, 
entwickelte bald eine nie gekannte Regſamkeit. Die Geſchichtswiſſen⸗ 
ſchaft im beſonderen bekam einen wertvolleren Inhalt. Vorher war 
ihr Augenmerk faſt nur auf das Treiben der Fürſten und Höfe ge: 
richtet. Jetzt erkannte ſie, daß das Staats- und Volksleben ungleich 


J) Conſentius, a. a. O. S. 240/41. 
2) Werke VIII, S. 279 ff. (1779). 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 2. 22 
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wichtigere und dankenswertere Forſchungsgebiete ſind. Noch Größeres 
aber verdankt das deutſche Volk ſeinem großen König und der Kraft 
ſeiner Perſönlichkeit. Er hat es durch die Freiheit der öffentlichen 
Meinung von geiſtiger Sklaverei, von blinder Autoritätsſucht befreit. 
Er hat ihm das gegeben, was Jahrhunderte hindurch verſchüttet lag, 
fein koſtbarſtes Gut, einen Charakter. Das erſtorbene Gemeingefühl 
des Deutſchen iſt wiedererwacht, um nie wieder einzuſchlafen. 

Am beſten kennzeichnen Kant und Leſſing, jeder in ſeinem Gebiet 
und nach der Eigenart ſeines Könnens, den Geiſt, der durch Friedrich 
die öffentliche Meinung durchweht: das Charaktervolle und Männliche 
alles Denkens und Redens, den Ernſt und den Mut unerbittlicer 
Wahrheit, den Drang nach Realität, die entſchiedene Abneigung gegen 
alles Unklare und Unfaßbare. Allein auf dieſer Grundlage konnte das 
impoſante Gebäude kritiſcher Philoſophie in Königsberg entſtehen. 
Schopenhauer hat recht, wenn er betont, daß Kants philoſophiſche 
Leiſtung weſentlich auf dem ſeltſamen Umſtand beruhte, daß zum erſten⸗ 
mal ſeit dem Divo Antonino und Divo, Juliano ein Philoſoph auf 
dem Thron geſeſſen habe. „Nur unter ſolchen Auſpicien konnte die 
Kritik der reinen Vernunft das Licht der Welt erblicken.“ 

Die beiden leitenden Prinzipien der Staatsweisheit Friedrichs, 
Freiheit des Denkens und Gewiſſens und Hingabe des Regierenden und 
der Regierten an die Idee des Rechtsſtaates und an das Intereſſe des 
Geſamtwohls mußten notwendig das Wiederaufleben des ſchlummernden 
nationalen Geiſtes in ſeiner urſprünglichen Kraft zur Folge haben. Dieſen 
Nährboden der ſittlichen, politiſchen und nationalen Wiedergeburt hat 
Friedrich durch ſeine Grundſätze teils geſchaffen, teils vorbereitet. Dieſe 
aunſchätzbaren Werte hielt das Volk als unverlierbares Eigentum feſt. 
Selbſt in den ſchweren Kämpfen der kommenden reaktionären Epochen 
ließ das Erbe Friedrichs die Geiſter nicht mehr los. Man „beſaß es doch | 
einmal, was 'ſo köſtlich iſt“. Die politiſche Großmacht, die Friedrich 
durch ſeinen aufgeklärten Abſolutismus geſchaffen, mußte die Vorſtufe 
werden zu unſerem modernen Rechts⸗ und Verfaſſungsſtaat, zu der ge⸗ 
waltigen Kulturmacht, die, allen gehäſſigen Verleumdungen unſerer 
Feinde zum Trotz, der ganzen Welt Hochachtung abzwingt. | 
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II 


Die Beſtrebungen zur Befreiung der Privathauern 
in Preußen. 1797—1806 


Von 


Marie Numler 
(Zweiter Teil) 


Zweites Kapitel 


Aberſicht über die Lage der Privatbauern in Preußen gegen 
Ende des 18. Jahrhunderts 


Die mehr oder minder ſtarke Reformſtimmung in den einzelnen 
preußiſchen Provinzen war überhaupt mit bedingt durch die ſtärkere 
oder ſchwächere Gebundenheit des untertänigen Landmannes. Beim 
Regierungsantritt Friedrich Wilhelms III. zeigten die bäuerlichen Ver⸗ 
hältniſſe in den einzelnen Teilen der Monarchie eine außerordentlich 
große Verſchiedenheit. Das Allgemeine Landrecht, das im Jahre 1794 
für die preußiſchen Staaten mit ſubſidiärer Geltung veröffentlicht 
wurde, hatte nur gewiſſe Normen feſtgelegt und die eigentliche Rege⸗ 
lung der provinziell verſchiedenen Verhältniſſe den Kommiſſionen für 
die neu zu ſchaffenden Provinzialrechte überlaſſen. In dem Entwurf 
zum allgemeinen Geſetzbuch hatte man dies Verfahren folgendermaßen 
begründet: „In der Geſetzgebung iſt vielleicht keine Materie, wo Feſt⸗ 
ſetzung allgemeiner Regeln ſchwerer und bedenklicher wäre, als bei der 
Beſtimmung des Verhältniſſes zwiſchen Herrſchaft und Untertanen. 
Nicht nur in den zahlreichen Provinzen, welche den preußiſchen Staat 
ausmachen, ſondern auch oft in den Diſtrikten einer und derſelben 
Provinz bemerkt man dabei die auffallendſten Abweichungen. Die ver— 
ſchiedene Entſtehungsart des erſten Bandes zwiſchen Herrſchaft und 
Untertanen, welches hier durch Verträge und friedliche Anſiedlung ge— 

22 
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knüpft, dort durch Recht und Macht des Sieges ſtrenger zuſammen⸗ 
gezogen wurde, die ſo ſehr voneinander abgehenden Arten und Methoden 
des Wirtſchaftsbetriebes; ſelbſt der verſchiedene Geiſt und Charakter 
der Bewohner ſo vieler weit auseinander gelegenen Provinzen; jo wie 
die nicht überall gleiche Stufe der Kultur, auf der ſie ſtehen und 
wohin ſie hier früher, dort ſpäter gelangt ſind, mußten notwendig 
eine große Verſchiedenheit in dem Verhältnis dieſer beiden Klaſſen 
von Staatsbürgern hervorbringen. Es kann und darf die Abſicht der 
neuen Geſetzgebung nicht ſein, dieſen Unterſchied ganz aufzuheben, den 
Untertan in Weſtpreußen mit dem Magdeburger oder cleviſchen durch— 
aus auf gleichen Fuß zu ſetzen und ſo den gordiſchen Knoten mit 
einem Male zu zerhauen.“ Zu einer Fertigſtellung der Provinzial⸗ 
geſetze war man im Jahre 1797 noch nicht gediehen; allein für Oſt⸗ 
preußen wurde überhaupt vor dem Zuſammenbruch des Staates auf 
den Schlachtfeldern von Jena und Auerſtädt — 1802 — ein Pro⸗ 
vinzialgeſetzbuch veröffentlicht. Das Landrecht charakteriſierte das Ver⸗ 
hältnis der untertänigen Landbewohner gegen ihre Herrſchaften all- 
gemein etwa folgendermaßen !): Die Untertänigkeit entſteht 1. durch 
Geburt von untertänigen Eltern, 2. bei weiblichen Perſonen durch 
Heirat mit einem Untertanen, 3. durch Übernahme eines mit Unter⸗ 
tänigkeit behafteten Gutes, es ſei denn, daß der Betreffende einen 
ſchriftlichen Vorbehalt feiner perſönlichen Freiheit macht?). Wenn freie 
Perſonen des gemeinen Bürger⸗ oder Bauernſtandes in einem Dorfe 
ſich niederlaſſen, ohne ein untertäniges Gut zu übernehmen, noch ſich 
zur perſönlichen Untertänigkeit zu verpflichten, ſo werden ſie Schutz⸗ 
untertanen oder Einlieger. Sie und ihre Kinder müſſen bei der Guts⸗ 
herrſchaft vor andern gegen den geſetzmäßigen Lohn Dienſte leiſten. 
Der unentgeltliche Abzug ſteht ihnen aber frei. Die Herrſchaft kann 
von dem Untertanen die Ablegung eines Treueids fordern. Der 
Untertan iſt erwerbs⸗ und prozeßfähig. Er darf das Gut?) ohne Be⸗ 
willigung des Herrn nicht verlaſſen. Entwichene Untertanen und die 


D Allgemeines Landrecht für die preußiſchen Staaten. Berlin 1794, T. II. 
Tit. 7, § 87 ff. 

2) Das Landrecht ſchied zwiſchen Untertanen, die für ihre Perſonen und 
vermöge ihres Standes einer Gutsherrſchaft unterworfen ſind, und perſönlich 
freien Dorfeinwohnern, die nur vermöge des Beſitzes eines der Gutsherrſchaft 
unterworfenen Grundſtücks oder vermöge ihres unter grundherrlicher Gerichts⸗ 
barkeit aufgeſchlagenen Wohnſitzes die Eigenſchaft von Gutsuntertanen haben. 

3) Ein Rittergut umfaßte ein oder mehrere Vorwerke und ein oder mehrere 
Dörfer, die teils zu einem Vorwerk gehörig waren, teils für ſich beſtanden. 


E 
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auswärts geborenen Kinder kann die Herrſchaft überall aufſuchen und 
zur Rückkehr nötigen. Wer entwichenen Untertanen Aufnahme oder 
Dienft: gewährt, macht Pé ſtrafbar. Ein Heiratskonſens iſt bei der 
Herrſchaft nachzuſuchen, er darf ohne geſetzmäßige Urſache nicht verſagt 
werden. Die Kinder der Untertanen dürfen nur mit beſonderer Er⸗ 
laubnis des Herrn ein bürgerliches Gewerbe erlernen oder ſtudieren !). 
Die zur Landwirtſchaft erzogenen Söhne des Untertanen ſind vom 
24. Jahr an verpflichtet, ledige Stellen auf dem Gute zu übernehmen. 
Die Kinder aller Untertanen, die einen Dienſt annehmen wollen, 
müſſen der Herrſchaft zunächſt ihre Arbeitskraft anbieten. Wenn die 
Dienſte von der Herrſchaft nicht benötigt werden, ſo kann einem Unter⸗ 
tanenkinde der Erlaubnisſchein zum Auswärtsdienen, der gewöhnlich 
auf ein Jahr gilt, nicht verſagt werden. Kinder, die die Eltern in 
der eigenen Wirtſchaft als Knechte oder Mägde nötig haben, müſſen 
denſelben nach eigener Wahl gelaſſen werden. Ein einziges Kind kann 
den Eltern nicht entzogen werden. Iſt die Zeit des Geſindezwangs⸗ 
dienſtes nicht auf beſtimmte Jahre begrenzt, ſo entbindet Anſäſſig⸗ 
machung oder Heirat von der Verpflichtung zum Weiterdienen. Über 
faules, unordentliches oder widerſpenſtiges Geſinde hat der Gutsherr 
ein mäßiges Züchtigungsrecht 2). Angeſeſſene Wirte und deren Weiber 
können durch Gefängnisſtrafe oder Strafarbeit zur Erfüllung ihrer 
Pflicht gebracht werden. Sind die Untertanen Eigentümer ihrer Stellen, 
ſo dürfen ſie doch ohne herrſchaftlichen Konſens ihre Grundſtücke weder 
veräußern noch vertauſchen, weder belaſten noch verpfänden ?). Den 


1) A.L. R. T. II, Tit. 7, § 2 beſtimmte allgemein: Wer zum Bauernſtande 
gehört, darf ohne Erlaubnis des Staats weder em ein bürgerliches Gewerbe 
treiben, noch ſeine Kinder dazu widmen. 

2) Durch Reſkript vom 18. Januar 1796 an ſämtliche Regierungen in den 
Provinzen diesſeits der Weſer wurde der Mißbrauch des Züchtigungsrechtes von 
neuem unterfagt; vgl. Ernſt Lennhoff, Das ländliche Geſindeweſen in der 
Kurmark Brandenburg vom 16. bis 19. Jahrhundert, Gierkes Unterſuchungen zur 
deutſchen Staats⸗ und Rechtsgeſchichte, H. 79 (Breslau 1906), S. een - 

3) Nach A. L. R. T. I, Tit. 18, §§ 680 ff. gilt das Zinsgut als volles Eigen⸗ 
tum, das Erbzinsgut ebenſo wie das Lehen (T. I, Tit. 18, Abſchnitt 1) als ge⸗ 
teiltes Eigentum des Bauern. Der Erbpächter hat nur ein erbliches vollſtän⸗ 
diges Nutzungsrecht (T. I, Tit. 21, Abſchnitt 2). Nach damaligem Sprach⸗ 
gebrauche war die Bezeichnung ,erb- und eigentümlich“ für Güter, die zu Erb» 
zins und Erbpacht beſeſſen wurden, üblich. Beide Beſitzarten unterſcheiden ſich 
hauptſächlich dadurch, daß der Erbzins oder Kanon nicht zur Vergeltung der 
Nutzungen, ſondern in Anerkenntnis des Obereigentums entrichtet wird, während 
die Erbpachtſumme als ein entſprechendes Entgelt für das überlaſſene Grund⸗ 

ſtück anzuſehen iſt. Von der Zahlung des Laudemiums, der Lehnware, iſt der 
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Verkauf an einen untüchtigen, widerſpenſtigen Nachfolger braucht die 
Herrſchaft nicht zu erlauben. Der Untertan kann eines ſeiner Kinder 
zum Erben und die. Höhe der Entſchädigung an die Miterben be⸗ 
ſtimmen, aber die Herrſchaft kann auf die Erbfolge eines tüchtigen 
Erben beſtehen. Die Weigerung des berufenen Erben, Untertan zu 
werden, berechtigt die Herrſchaft zu ſeinem Ausſchluß. Die Herrſchaft 
darf einen Untertanen, der ſein Gut eigentümlich beſitzt, ohne erhebliche 
Urſache und richterliches Erkenntnis nicht entſetzen. Der Untertan kann 
zum Verkaufe feines Gutes genötigt werden, wenn er Hof und In⸗ 
ventar durch liederliche Wirtſchaft ruiniert, wenn er bé der Wider: 
ſpenſtigkeit, grober Vergehen gegen die Herrſchaft ſchuldig macht, wenn 
er mit 1 Jahr Zuchthaus oder Feſtung beſtraft iſt. Wenn Alter oder 
Krankheit ihn hindern, ſeiner Wirtſchaft vorzuſtehen, kann er zur Ein⸗ 
ſetzung eines tüchtigen Wirtes gezwungen werden. Für ſeinen Unter⸗ 
halt wird dann geſorgt. Ein aus ſolchen Gründen herbeigeführter 
Verkauf befreit nicht von der perſönlichen Untertänigkeit. Ungünſtiger 
iſt der Untertan geſtellt, der ſein Gut nicht eigentümlich beſitzt, ſondern 
dem es nur zur Kultur eingeräumt iſt!). Er kann wegen derſelben 
Urſachen ſeiner Stelle entſetzt werden, aus welchen der Eigentümer 
zum Verkauf ſeines Gutes angehalten werden kann, beſonders aber 
dann, wenn er in Leiſtung der übernommenen Dienſte und Zinſen 
widerſpenſtig iſt. Ohne beſondere Einwilligung der Herrſchaft darf er 
ſein Gut nicht aufgeben. Bei Stellung eines tüchtigen Gewährs⸗ 
mannes iſt aber die Einwilligung nicht zu verſagen. Die Nachfolge 
der Kinder iſt die gewöhnliche ?). Der Herrſchaft ſteht die Auswahl 
des tauglichſten unter den Erben zu?). Die Untertanen find der Herr⸗ 


Erbpächter frei. Jeder neue Erbzinsmann, die Erben in abſteigender Linie aus- 
genommen, entrichtet in der Regel 2°/o des Kaufwertes als Laudemium. Häufig 
zahlt der Erbpächter beim Anfang der Erbpacht ein Einſtandsgeld als ein Ein⸗ 
kaufgeld in die Erbgerechtigkeit. 

1) Die Bezeichnung „Laſſit“ kennt das Allgemeine Landrecht nicht, es 
handelt vom laſſitiſchen Beſitz als „von den zur Kultur ausgeſetzten Gütern 
und Grundſtücken“ (ALR. T. I, Tit. 21, Abſchnitt 4). 

2) Wenn ſich manche laſſitiſchen Stellen auch de facto vom Vater auf den 
Sohn vererbten, ſo hatten nur wenige Mitglieder dieſer Klaſſe einen rechtlichen 
Anſpruch auf Vererbung. In Wirklichkeit waren die meiſten unerbliche Laſſiten 
mit prekärem Beſitz. 

3) Lehmann, der ſich in feiner Darſtellung der gutsherrlich⸗ bäuerlichen 
Verhältniſſe im alten Preußen (Stein, T. II, S. 17 ff.) ebenfalls an das Allgemeine 
Landrecht anſchließt, hat den Unterſchied zwiſchen eigentümlichem und uneigen⸗ 
tümlichem Beſitz ganz unbeachtet gelaſſen. Er bringt in der Hauptſache Be⸗ 
ſtimmungen, die für die Eigentümer gelten. Dieſe kommen aber für den S. 18, 


D 
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ſchaft zu Dienſten und Abgaben verpflichtet, entfpredend den Kauf⸗ 
oder Annahmebriefen, oder Erb⸗ und Dienſtregiſtern oder Urbarien, Laſten 
und Abgaben dürfen nicht willkürlich erhöht werden, auch nicht den 
neuantretenden Beſitzern. Die Dienſte der Untertanen ſind zur Be⸗ 
wirtſchaftung und Benutzung der herrſchaftlichen Grundſtücke beſtimmt, 
und zwar nur der Güter, zu denen die Untertanen gehören. Die 
Dienſte ſind gemeſſene oder ungemeſſene, hier nach Zeit, dort nach 
Art, Ackermaß oder nach beiden beſtimmt. Es gibt Spanndienſte und 
Handdienſte. Zu den Hofdienſten treten Baudienſte, Forſtdienſte, 
Markt⸗ und Reiſefuhren, Botengehen. Naturaldienſte können in Dienſt⸗ 
geld verwandelt werden. Es kommen Abgaben in Geld und in Früchten 
vor. In Unglücksfällen, bei Brandſchäden, Seuchen, Mißwachs kann 
der Untertan unter gewiſſen Bedingungen einen Erlaß an Dienſten 
und Abgaben verlangen. In beſtimmten Fällen iſt die Unmöglichkeits⸗ 
klage geſtattet, die immerwährenden Erlaß von Dienſten bezweckt. Bei 
Dienſtſtreitigkeiten haben die Untertanen die im letzten Jahr geleiſteten 
Dienſte bis zur rechtskräftigen Entſcheidung der Sache fortzuleiſten. 
Wer die Entlaſſung aus der Untertänigkeit verlangt, muß ſie bei der 
Herrſchaft ſuchen. Er muß den Nachweis erbringen, womit er ſich 
künftig ernähren will. In beſtimmten, geſetzlich feſtgelegten Fällen 
kann die Entlaſſung nicht verſagt werden. Sie kann aber z. B. verſagt 

werden, wenn die Herrſchaft dem Untertanen, der ſich anderswo anſäſſig 
machen will, eine Stelle anweiſt, es ſei denn, daß er einen Gewährsmann 
ſtellt. Die dienſtfähigen Kinder braucht der Herr mit den Eltern nicht 
ohne weiteres abziehen zu laſſen. Ein „ohne Urteil und Recht gemiß⸗ 
handelter Untertan“ kann für ſich und ſeine unmündigen Kinder unent⸗ 
geltlich Abzug fordern. Durch Vergehungen gegen die Herrſchaft verliert 
der Untertan das Recht, die Entlaſſung zu fordern. Der Kriegsdienſt 
unterbricht die Untertänigkeit nur, nach Ablauf desſelben kann der Untertan 
ſich loskaufen. Wer es zum Feldwebel oder Wachtmeiſter gebracht hat, 
muß unentgeltlich entlaſſen werden. Wer zum Offizier befördert worden 
iſt — ein ſicherlich ſehr ſelten eintretender Fall —, bedarf für ſich und 
ſeine Familie keiner Entlaſſung. Den Pflichten bet Untertanen ſtehen 
ſolche der Gutsbeſitzer gegenüber. Das Verhältnis iſt kein einſeitiges. 
Der Herr hat ſeinen Untertanen gegenüber die Verſorgungspflicht ). 
Er muß den noch nicht Angeſeſſenen zum Erwerb des Unterhalts Ge⸗ 


Anm. 2 erwähnten Mißbrauch, daß fleißige Bauern ein oder gar mehrere Male zur 
Übernahme eines devaſtierten Hofes gezwungen worden ſeien, nicht in Betracht. 

1) Nach A. L. R. T. II, Tit. 19, § 10 find aber auch die Dorfgemeinden zur 
Ernährung ihrer verarmten Mitglieder und Einwohner verpflichtet. , 
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legenheit geben, für die gute und chriſtliche Erziehung der Kinder 
ſorgen. Bei Unglücksfällen muß der Herr zuſpringen. Gegen Wucher 
und Übervorteilung ſoll er ſeinen Untertanen zu ſichern ſuchen. 

Dieſe im Allgemeinen Landrecht gezogenen Richtlinien konnten 
nur für die bäuerlichen Verhältniſſe in den öſtlichen Teilen der preußi⸗ 
ſchen Monarchie Anwendung finden; das Edikt vom 10. Dezember 1748 
für Schleſien 1) und die Verordnung vom 8. November 1¥73 für Oſt⸗ 
und Weſtpreußen ) hatten bei ihrer Abfaſſung offenbar als Grund⸗ 
lage gedient. Weſentlich unterſchieden ſich die ländlichen Verhältniſſe 
in den weſtlichen Gebieten von denen in den öſtlichen. Allein im 
Oſten, auf dem alten Kolonialland, gab es die eigentliche Gutsherrlich⸗ 
keit mit dem eigenen Großbetrieb auf dem geſchloſſenen Beſitze des 
Gutsherrn und den namentlich Dienſte leiſtenden, untertänigen Bauern. 
Hier war der Rittergutsbeſitzer als Inhaber der Gerichtsbarkeit und 
Polizei in der Tat ein kleiner Hersicher, fein Gut ein Dominium ? . 
Im Weſten war der Grundherr ſchon ſeit der Auflöſung der Fron⸗ 
hofsverfaſſung im 12. Jahrhundert nur ein Rentenempfänger; ſein 
Beſitz war Streubeſitz; er betrieb ſelbſt keine bedeutende, irgendwie 
kapitaliſtiſche Gutswirtſchaft, der Eigenbetrieb gab ihm keine aus⸗ 
reichende Grundlage zum ſtandesgemäßen Leben. Hier im Weſten 
hatten ſo die Vorausſetzungen zur Ausbildung einer Untertänigkeit, 
wie ſie der Oſten zeigte, gefehlt. Wohl gab es hier unfreie Eigen⸗ 
behörige, dieſe waren aber der richterlichen und polizeilichen Gewalt 
ihres Herrn nicht unterworfen. Im allgemeinen verſchlechterte ſich die 
Lage des Bauernſtandes, je weiter man nad Often kam). 


1) Sammlung aller in dem ſouveränen Herzogtum Schleſien und deſſen 
Grafſchaft Glatz ergangenen Ordnungen, Edikten, Mandaten, Reſkripten, 17481750. 
Breslau bei Korn, S. 231 ff. 

2) Novum Corpus Constitutionum Prussico- EE prae- 
cipue Marchicarum, Bd. V (Berlin 1776), Sp. 2471 ff. 

3) Die widtigften Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts über die 
Patrimonialgerichtsbarkeit find folgende: Der Gerichtsherr kann feine Gerichts⸗ 
geſeſſenen in ſeinen eigenen Gerichten belangen. Aus der Belehnung mit der 
Gerichtsbarkeit folgt noch nicht das Recht zur eigenen Ausübung. Der Gerichts⸗ 
herr hat die Verpflichtung, einen ſtaatlich geprüften Gerichtshalter zu wählen, 
der durch das Obergericht der Provinz beſtätigt werden muß. Eigenmächtig 
darf dieſer nicht entlaſſen werden. Der Herr muß dem Juſtitiar eine beſtimmte 
Beſoldung geben; er hat überhaupt die Koſten der Gerichtsbarkeit zu tragen, 
dafür fallen ihm aber die Sporteln, die Strafen zum Teil, die N und 
Laudemien, zu (A. L. R. T. II, Tit. 17). 

4) Der folgenden ſpeziellen Unterſuchung liegen hauptſächlich die „Dar⸗ 
ſtellung der Untertänigkeitsverhältniſſe in den preußiſchen Staaten in abgeſon⸗ 
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In den preußiſchen Gebieten Oſtfriesland, Cleve, Mark, Minden, 
Ravensberg, Tecklenburg und Lingen beſtand der Bauernſtand, von den 
ſogenannten Eigenbehörigen abgeſehen, durchgehends aus perſönlich 
freien Leuten, die ihre Höfe als vollſtändig freies Eigentum oder als 
Lehn⸗ oder Erbzinsgut oder auch auf Zeit- oder Erbpacht innehatten. 
Eigenbehörige Güter gab es nur in Minden, Ravensberg, Tecklenburg, 
Lingen und Mark 1). 


In der Altmark 2), Magdeburg und Manzfeld, Halberſtadt mit 
Hohenſtein, Bayreuth und KEE waren die Landbewohner oe | 


better Beziehung auf jede Provinz“ und die „Überficht von den Verhültniſſen 
des Bauernſtandes in den preußiſchen Staaten in Rückſicht der Untertänigkeit 
gegen Gutsherrſchaften“ (Geh. St. A. Rep. 89, 20 A), die 1798 von dem Geh. 
Juſtizrat Urſinus angefertigt wurden, zugrunde. Die Berichte der Regierungen 
und Kammern, die Urſinus vorgelegen haben, ſind nach Möglichkeit mit heran⸗ 
gezogen; ſie finden ſich zum großen Teil in den Akten des Juſtizminiſteriums 
„Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe Nr. 15 adhibendum“. Von den Akten über 
die Provinzialgeſetzgebung habe ich benutzt: Geh. St. A. Rep. 84, XIV VA Nr. 1, 
vol. XVII; M Nr. 1, vol. IIIa u. IIIb; M Nr. 4, vol. II, fase. 1-3; 
vol. III, fasc. 1—8; vol. IV, fase. 1-2; O Nr. 1, vol. I; fase. 1—5; vol. III, 
fasc. 2, 4—10; P Nr. 1, vol. I, fase. 1; vol. V, fasc. I4, 6, 7, 9; P Nr. 8, 
vol. I, fase. 1; S Nr. 4, vol. II, fase. 1; W Nr. 4, vol. I, fase. 1; vol. II, 
fasc. 3 u. 5. Die hier gefundenen Angaben ſind nicht gleichwertig, da ſie bei 
dem verſchiedenen Stand der Arbeiten an den neuen Provinzialrechten zuweilen 
einem erſten Regierungsentwurf entnommen ſind, zuweilen die ſich auf nicht 
immer allgemeine Obſervanz gründenden, weitergehenden Wünſche der Stände 
zum Ausdruck bringen, wie denn ja überhaupt die Behörden in den einzelnen 
Provinzen von dieſen Dingen nicht eine gleich eingehende Kenntnis beſaßen. (In 
der Mark konnte man z. B. auf zahlreiche Judikate zurückgreifen, in Weſtpreußen 
fehlte es an ſolchen faſt ganz.) Abgeſehen von verſtreuten Bemerkungen in den 
ſonſt benutzten Akten habe ich die zeitgenöſſiſche Literatur, auch ältere Landes⸗ 
geſetze und neuere Unterſuchungen zur Ergänzung und zum Teil zur Berichti⸗ 
gung der Angaben herangezogen. Über das gedruckte Material vergleiche die 
Anmerkupgen bei den einzelnen Abſchnitten. 

1) Siehe unten S. 70 ff. N 

2) Stengel, Neue Beiträge zur Kenntnis der Juſtizverfaſſung und der 
juriſtiſchen Literatur in den preußiſchen Staaten, Bd. V (Halle 1800), S. 151 ff. 
Mathis, Juriſtiſche Monatsſchrift, Bd. III (1806), S. 32 ff. Bratring, 
Statiſtiſch⸗topographiſche Beſchreibung der geſamten Mark Brandenburg, Bd. 1 
(Berlin 1804), S. 51 ff. [Baſſewitz,] Die Kurmark Brandenburg, ihr Zu⸗ 
ſtand und ihre Verwaltung unmittelbar vor dem Ausbruch des franzöſiſchen 
Krieges im Oktober 1806. Leipzig 1847. S. 22 ff. A. W. Goetze, Das Pro⸗ 
vinzialrecht der Altmark, T. I (Magdeburg 1836), Abt. 2, S. 19 ff. Friedrich 
Großmann, über die gutsherrlich⸗ bäuerlichen Rechtsverhältniſſe in der Mark 
Brandenburg vom 16. bis 18. Jahrhundert, Schmollers Staats- und ſozial⸗ 
wiſſenſchaftliche Forſchungen, Bd. IX, H. 4 (Leipzig 1890), bef. S. 83 ff. 
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Standes für ſich und ihre Familien perſönlich frei und dem Guts⸗ 
herrn nur inſofern durch Dienſte und Abgaben verpflichtet, als dieſe 
auf ihren Beſitzungen hafteten oder ſonſt auf beſonderen Verträgen 
und Herkommen beruhten !). Sie hatten die Eigenſchaft von Guts⸗ 
untertanen nicht allgemein vermöge ihres Standes, ſondern nur ver- 
möge des Beſitzes eines der Gutsherrſchaft unterworfenen Grundftiids. 
Mit der Aufgabe desſelben hörte ihre Verbindlichkeit gegen die Guts⸗ 
herrſchaft auf. Ihre Untertänigkeit beſtand alſo in einer bloßen Dienſt⸗ 
pflichtigkeit. In dem öſtlichſten dieſer Gebiete, in der Altmark, 
legte das Herkommen dem Bauern in ſeinem Verhältnis zum Guts⸗ 
herrn größere Verpflichtungen auf als in den andern zu dieſer Gruppe 
zuſammengefaßten Gebieten. Hier nur konnten die Kinder entwichener 
Untertanen binnen 10 Jahren zurückgefordert werden. Nur der alt⸗ 
märkiſche Untertan bedurfte zur Heirat der Genehmigung des Herrn. 
Hier mußte der 24jährige Sohn auf Verlangen den erledigten Hof 
des Vaters übernehmen, eine Verpflichtung, die hinter dem in Magde⸗ 
burg und Mansfeld Üblichen zurückblieb — hier, waren alle Söhne 
zur Annahme eines erledigten Hofes im Gute verbunden —, von der 
er ſich zudem durch Stellung eines tüchtigen Gewährsmannes frei 
machen konnte?). In der Altmark und Magdeburg war der Zwangs⸗ 
dienſt der Kinder?) üblich; hier beſtand die Verpflichtung der⸗ 
jenigen Herrſchaft gegenüber, unter welcher die Eltern wohnten, dort 
derjenigen gegenüber, welcher die Eltern zur Zeit der Geburt des 
Kindes unterworfen waren. In beiden Provinzen dauerte der Dienſt 
ſo lange, bis das Geſinde Gelegenheit fand, eine Stelle zu übernehmen 
oder eine Heirat zu ſchließen. In Magdeburg wurde während der 
erſten drei Dienſtjahre nur ein an jedem Orte hergebrachter geringer 
Lohn gezahlt, in der Altmark machte man hierin keinen Unterſchied 
zwiſchen zwangsdienſtpflichtigen und freien Dienſtboten“). Die Erlernung 


1) In der Altmark gab es verſchiedene Freibauern, die unmittelbar unter 
dem Obergericht ſtanden. N f 

2) Vgl. Großmann, S. 85 f. 5 

3) In der Altmark waren die Kinder der Bauern, Koſſäten und Büdner 
zwangsdienſtpflichtig, die Kinder der Einlieger, auch folder Hofbeſitzer, die mit 
Einwilligung der Herrſchaft von ihrem Hofe abgezogen waren, dagegen frei. 

4) Die Lohnbeſtimmungen der märkiſchen Geſindeordnung (Revidierte Ge, 
ſindeordnung für das platte Land, wonach ſich die Mittel⸗ und Altmark, Prieg⸗ 
nitz, Uckermark und das Land Stolpe, wie auch die Herrſchaften Storkow und 
Beeskow zu achten haben, 11. Februar 1769. N. C. C. Bd. IV, Sp. 5335 ff. 
waren ſo veraltet, daß man für den geſetzlichen Lohn kein Geſinde bekommen 
konnte. Die Magdeburger Geſindeordnung war jüngeren Datums (Geſinde⸗ 
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eines Handwerks war dem Altmärker Untertanenkind erſt nach Ab⸗ | 
leiftung von einem Jahr Zwangsdienſt möglich ). 

In Anſpach und Bayreuth waren die meiſten Güter Lehne, Erb⸗ 
zins⸗ oder Zinsgüter. In der Altmark, Magdeburg und Halberſtadt 
galten die Bauern in der Regel als freie Eigentümer ihrer Stellen. 
Durch die Verpflichtung zur Zahlung eines Annehmergeldes und die 
Gebundenheit an den herrſchaftlichen Konſens bei Veräußerungen, Be⸗ 
laſtungen, Verſchuldungen und andern Veränderungen der Höfe war 
das „freie Eigentum“ in der Altmark weſentlich eingeſchränkt?). In 
Magdeburg und Halberſtadt bedurfte es nur bei Veräußerungen einer 
Erklärung der Herrſchaft über die Annehmbarkeit des Käufers. Nur 
in der Altmark war es möglich, den Untertanen aus geſetzmäßigen Ur⸗ 
ſachen zum Verkauf ſeines Gutes zu nötigen. Ein ſonſt nur weiter 
weſtlich gelegenen Gebieten eigenes Herkommen, das ius mortuarium, 
Hof⸗ oder Baulebungsrecht, beſtand an vielen Orten in Magdeburg 
und Halberſtadt. Auf Grund desſelben fiel beim Sterbfall des unter⸗ 
tänigen Hofbeſitzers gewöhnlich ein Pferd oder eine Kuh nächſt den 
beſten oder der Wert davon dem Gutsherrn anheim. 

In allen in dieſer Gruppe genannten Provinzen hörte mit der 
Aufgabe des untertänigen Gutes auch die Untertänigkeit von ſelbſt auf, 
eine beſondere Entlaſſung und ein Losgeld waren hier nicht üblich. 

Eine übereinſtimmende gutsherrlich⸗bäuerliche Verfaſſung zeigten 
die Mittelmark mit dem zu Magdeburg geſchlagenen Zieſarſchen Kreiſe 
und die Priegnig?). Die Bauern waren hier als Gutsuntertanen nur 


ordnung für das Herzogtum Magdeburg und die Grafſchaft Mansfeld, 14. Juli 
1789. Geh. St. A. Generaldirektorium. Magdeburg. Tit. CLXXXVI, Nr. 11). 

1) Nach der Geſindeordnung von 1769 (Tit. III, § 5) konnte die Obrigkeit 
an ſich nicht hindern, daß ein zwangsdienſtpflichtiges Kind ſich einem zunft⸗ 
mäßigen Gewerbe widmete. Dies war auch die Anſicht des altmärkiſchen Ober⸗ 
gerichts (Bericht vom 8. Oktober 1798, J. M. Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhält⸗ 
niſſe, Nr. 15 adhibendum) und der kurmärkiſchen Kammer (Geh. St. A. Rep. 84, 
XIV VM Nr. 4, vol. III, fase. 7). Die Stände erklärten dagegen in ihren 
Monitis zum Provinzialgeſetz, daß der betreffende Paragraph durch Direktorial⸗ 
reſkripte auf die Handwerkerkinder eingeſchränkt worden fet (Geh. St. A. Rep. 84, 
XIV V M %r. 4, vol. III fasc. 1). Die Kinder der unangeſeſſenen Handwerker 
waren in der Kurmark vom Zwangsdienſt frei. 

2) Siehe Goetze, T. I, 2, S. 21; Großmann, S. 92f. 

3) Vgl. außer den S. 41 Anm. 2 genannten Mathis, Bratring, 
Bd. I u. II (1804, 1805), Baſſewitz, Eiſenberg u. Stengel, Beiträge zur 
Kenntnis der Juſtizverfaſſung und juriſtiſchen Literatur in den preußiſchen 
Staaten, Bd. II (Berlin 1796), S. 1ff. Karl Scholtz, Das beftehende Pro⸗ 
vinzialrecht der Kurmark Brandenburg, Bd. II (Berlin 1854), S. 252 ff. 
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zu den in ihren Hof⸗ oder Annahmebriefen beſtimmten ordinären 
Dienſten und Abgaben und außerdem zu den landesgebräuchlichen extra⸗ 
ordinären Dienſten verpflichtet !). Wie die Bauern der vorigen Gruppe 
hatten ſie die Eigenſchaft von Gutsuntertanen nicht vermöge ihres 
Standes, ſondern vermöge des Beſitzes der Grundſtücke. Sie waren 
aber doch auch für ihre Perſon der Gutsherrſchaft unterworfen und 
ſoweit zum Hofe gehörig, daß ſie denſelben nicht willkürlich, ſondern 
nur nach Stellung eines tüchtigen Gewährsmannes aufgeben durften ). 
Ihre Untertänigkeit war keine bloße Dienſtpflichtigkeit, ſondern zugleich 
mit einer bedingten Gutspflichtigkeit verbunden?). Die Übernahme 
eines untertänigen Hofes allein begründete daher hier noch nicht Unter⸗ 
tänigkeit; der Annehmer mußte auf eine ſolche ausdrücklich zu ſtellende 
Bedingung eingehen. In dieſem Falle wurden die noch in der Eltern 
Brot und Erziehung ſtehenden Kinder mit untertänig. Entwichenen 


1) Das Landrecht rechnete Baudienſte, eifefußren, Botenlaufen zu den 
ertraordinären Dienften. 

2) Die Stände lehnten in ihren Monitis zum Provinzialgeſetz den § 521 
‚des A. L. R. T. II, Tit. 7 als für die Ucker⸗ und Kurmark nicht zutreffend ab. 

3) Die Anſichten der Behörden über den Grad der Gebundenheit des 
märkiſchen Bauers waren nicht einhellig. Auf ihre Anfrage, worin eigentlich 
das Kriterium der Untertänigkeit der Eltern, welche die Kinder dem Zwangs⸗ 
dienſt unterwerfe, beſtehe, wurde die Kammer durch den Miniſter von Derſchau 
am 3. Januar 1777 dahin beſchieden, daß, da die Kinder der Untertanen ſelbſt 
Untertanen ſeien, auch die von letztern zu erzeugenden Kinder untertänig ſeien. 
Die Kammer beharrte dem gegenüber auf ihrem Standpunkt, daß der Nexus 
der Untertänigkeit für die Bauern und ihre Kinder nur ſo lange dauere, als ſie 
ihren Hof wirklich in Beſitz und Nutzung hätten. Das hierauf abgegebene Gut⸗ 
achten des Kammergerichts berührte den Kernpunkt der Frage nicht. (Lamotte, 
Praktiſche Beiträge zur Kameralwiſſenſchaft, T. I [Leipzig 1782], S. 283 ff.) 
1798/99 erörterten die Behörden wiederum die Frage, ob die Untertänigkeit auf⸗ 
höre, ſobald ein dienſtpflichtiges Gut abgetreten werde. Das Kammergericht war 
der gegenteiligen Anſicht, es beſtritt den kurmärkiſchen Untertanen überhaupt 
die perſönliche Freiheit. Die Geſetzkommiſſion gab ihr Gutachten dahin ab, daß 
durch die bloße Abtretung eines Bauern⸗ oder Koſſätenguts die Untertänigkeit 
und die daher entſtehende Zwangspflichtigkeit der Kinder und der weitern Nach⸗ 
kommen des Bauern und Koſſäten nicht aufhöre, fondetn dazu entweder die Ge⸗ 
ſtellung eines tüchtigen Gewährsmannes oder die Erlegung eines Loskaufs⸗ 
geldes [z. B. durch die Söhne, die den väterlichen Hof nicht erben,] oder eine 
fonftige ausdrückliche Entlaſſung der Herrſchaft oder die Verjährung erfordert 
werde. Das Generaldirektorium dagegen ſchlug vor, im neuen Provinzialgeſetz 
von der Dienſtpflicht der Einliegerkinder, mochten ihre Eltern einen Hof beſeſſen 
haben oder nicht, abzuſehen. (Geh. St. A. Rep. 9 x, 1 By Rep. 84 IX, 1798 
Nr. 23. Stengel, Neue Beiträge, Bd. III, S. 51 ff.; val. auch e 
S. 85, Lennhoff, S. 115 ff.) 
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Untertanen gen ber hatte der Herr das Reklamationsrecht. Die Ver⸗ 
pflichtung zur Einholung des Heiratskonſenſes beſtand auch hier. Die 
Rechte des Herrn den Untertanenkindern gegenüber waren nicht un- 
bedeutend. Die Erlernung eines Handwerks wie die Übernahme einer 
auswärtigen untertänigen Stelle konnte verboten werden, wenn die 
Gutsherrſchaft Gelegenheit hatte, das Untertanenkind mit einem Hofe 
zu verſorgen. Durch die Erlaubniserteilung begab ſie ſich aber ihrer 
Rechte einem ſolchen Kinde gegenüber; nur zu einem Jahre Zwangs⸗ 
geſindedienſt konnte dasſelbe vor Erlernung des Handwerks gezwungen 
werden. Auf Verlangen mußte von mehreren Kindern eines Untertanen 
ein Sohn den väterlichen Hof übernehmen, ein zweiter aber einen andern 
der Herrſchaft untertänigen erledigten Hof, wenn dieſer auch in einem 
andern Dorfe oder in einem andern Kreiſe gelegen war. Die Stellung 
eines tüchtigen Gewährsmannes entband zwar von dieſer Verpflichtung. 
Vom Geſindezwangsdienſt befreite in der Regel nur Heirat oder Er⸗ 
werbung eines Hofes; denn auch an den Orten, wo der Dienſt auf 
drei Jahre beſtimmt war, ſtand der Herrſchaft noch fo lange die Vor⸗ 
miete zu, bis die Betreffenden etwas Eigenes anfingen. Die Be⸗ 
ſtimmung hatte wohl weiter keinen Sinn, als daß nur in den drei 
Jahren der geringe Zwangslohn gezahlt werden durfte !). 

Den Untertanen konnten ihre Höfe ohne rechtlichen Grund nicht 
genommen werden. In der Priegnitz wie in der Mittelmark und im 


1) Der Landrat von Pannwitz nannte in ſeinem Bericht über die 1798 
angeregte Verbeſſerung der Geſindeordnung als Hauptabweichungen zwiſchen den 
älteren Geſindeordnungen und dem Herkommen: 1. daß nach jenen Vorſchriften 
die Kinder der Untertanen der Herrſchaft ſo lange vorzugsweiſe dienen ſollen, 
als ſie ihren Eltern entbehrlich ſind und nichts Eigenes beſitzen, da doch nach 
dem Herkommen der Zwangsdienſt ſich auf beſtimmte Jahre einſchränkt, 2. daß 
der Lohn des Zwangsgeſindes nach dem Herkommen geringer iſt als die in den 
Geſindeordnungen in Anſehung der Zwangsdienſte angenommenen geringern 
ö Sätze, 3. daß dieſe Geſindeordnungen der Obrigkeit nur das Zwangsrecht zu 
ihrem Geſindebedarf geben, dagegen nach dem Herkommen die Obrigkeit dieſes 
Zwangsrecht auch für ihre Untertanen ausübt. Wie ſchlecht das Zwangsgeſinde 
hinſichtlich des Lohnes geſtellt war, ſieht man daraus, daß zu einer Zeit, wo 
für die veralteten Lohnſätze der Geſindeordnung von 1769 freies Geſinde all⸗ 
gemein nicht mehr zu haben war, erſt dieſe Sätze durch eine Verordnung (Sep⸗ 
tember — Oktober 1798, Stengel, Neue Beiträge, Bd. V, S. 306) als über- 
haupt für den Zwangsdienſt zutreffend erklärt wurden. Die kurmärkiſche Kammer 
hatte bis dahin angenommen, daß das Zwangsgeſinde 2 oder 1 Rtlr. wohlfeiler 
dienen müſſe; auch das Kammergericht ſah in dieſer Lohnvorſchrift eine weſent⸗ 
liche Neuerung. (Geh. St. A. Generaldirektorium, Kurmark, Materien, Tit. CCXXI, 
Nr. 5, vol: II: Rep. 9x, 1B; vgl. Lennhoff, S. 130 f.) 
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Zieſarſchen Kreiſe galt die Vermutung für Laßbeſitz; es gab aber dort 
auch Erbbauern, beſonders in der Priegnitz !). Der Erbbauer hatte 
Eigentum an Hof und Hofwehr, der Laſſit nur ein wenn auch erb⸗ 
liches Nutzungsrecht ?). Die Erbfolge ging beim Laſſiten nicht weiter 
als auf die Kinder und Gattin, beim wirklichen Erbbauer dagegen 
trat, wie auch ſonſt, z. B. in der Altmark, üblich, beim Mangel letzt⸗ 
williger Verfügungen die geſetzliche Erbfolge ein, die ſich bis auf 
Seitenverwandte erftredte®). Was die Entſetzung aus den Stellen 
betraf, fo waren die erblichen Laſſiten den Eigentümern gleichgeſtellt. 
Die bäuerlichen Rechtsverhältniſſe im Beeskow⸗ und Storkowſchen Kreis 
ſtanden denen in der Ucker⸗ und Neumark nahe, hier waren die Laß⸗ 
güter nicht erblich“). Bei Büdnerſtellen war die Präſumtion überall 
für eigentümliche Stellen. 

Die Entlaſſung aus der Untertänigkeit konnte bei geſetzmäßigen 
Anläſſen, z. B. bei Aufgabe des Hofes unter Stellung eines tüchtigen 
Gewährsmannes, nicht verweigert werden. Es wurde dann aber meiſt 
ein Loslaſſungsgeld gefordert; für die ſich nach auswärts verheiraten⸗ 
den Knechte und Mägde war deſſen Höhe in der Geſindeordnung feſt⸗ 


4 


1) Für die Priegnig vgl. Cifenberg und Stengel, Beiträge, Bd. II, 
S. 23 ff.; Mathis, Juriſtiſche Monatsſchrift, Bd. III, S. 39; Großmann, 
S. 90, Anm. 1. Urſinus ſcheidet zwiſchen eigentümlichen, erblichen und Laß⸗ 
bauern und reiht die Priegnitzer Bauern in die zweite Klaſſe. Monitum der 
Stände zum § 298: „Die Priegnitz will von dieſer Benennung (Laßgüter) nichts 
wiſſen, aber auch nicht eigentümliche Güter haben. Ohne Zweifel wird ſie aber 
in den obigen Beſtimmungen die wahre Beſchaffenheit ihrer Bauerngüter wieder⸗ 
erkennen.“ Für die Mittelmark vergleiche Cifenberg und Stengel, Beiträge, 
Bd. II, S. 4 ff., 9 ff. 

2) Zuweilen war die Hofwehr Eigentum des Laſſiten. — Bei Neubauten 
mußte die Herrſchaft den Laſſiten unterſtützen, der Eigentümer baute aus eigenen 
Mitteln. Beide hatten bei Unglücksfällen und Neubauten Anrecht auf Remiſſion 
der Zinſen und Dienſte nach Vorſchrift des Edikts vom 12. Auguſt 1721; vgl. 
Großmann, S. 90 ff. 


3) Nach der Urſinusſchen Überficht 1 die Laßbauern wie die Be⸗ 
ſitzer von Kulturhöfen (A. L. R. T. I, Tit. 21, § 629) nicht letztwillig über ihre 
Höfe verfügen; dieſe Anſicht äußert auch das Kammergericht in ſeinem Erkenntnis 
vom 24. März 1796 (Eiſenberg u. Stengel, Beiträge, Bd. II, S. 156, 161). 
Nach den bei Mathis, Juriſtiſche Monatsſchrift, Bd. III, S. 42, § 53 u. Anm. 
in dem Wilkeſchen Entwurf aufgeführten Judikaten ſtand dem Vater die Wahl 
des Nachfolgers unter ſeinen Kindern zu, und der Herr konnte WEEN nur 
den Einſpruch der Untauglichkeit geltend machen. 


4) Vgl. auch Bratring, T. I, S. 53 f.; [Küſter], Umriß der preußiſchen 
Monarchie, Berlin 1800, S. 114. 


47] Die Beftrebungen zur Befreiung der Privatbauern in Preußen 399 


geſetzt !). Die Vorrechte, die für den Untertanen aus dem Kriegs⸗ 
dienſt erwuchſen, waren, der Deklaration vom 7. April 17777) ent⸗ 
ſprechend, geringer als die im Landrecht erteilten. 

In dem größten Teil der preußiſchen Monarchie, in Oſtpreußen 
mit Litauen, Weſtpreußen, Vor⸗ und Hinterpommern mit Lauenburg 
und Biitow®), der Uckermark, der Neumark, in Ober- und Nieder⸗ 
ſchleſien herrſchte das gutsherrlich-bäuerliche Verhältnis, das man von 
Amts wegen meiſt als Erbuntertänigkeit zu bezeichnen pflegte“). Hier 


1) über das eigentlich aus der Gerichtsherrlichkeit fließende Recht zur Er⸗ 
hebung von Abzugsgeldern und Abſchoß, auf das Privilegium oder rechtsbeſtändige 
Obſervanz einen Anſpruch gaben, vgl. Großmann S. 87. : 

2) N. C. C. Bd. VI, Sp. 451 ff. ; , 

3) Der Lauenburg⸗ und Bütowſche Kreis gehörte in , Finanz⸗ und Polizei⸗ 
ſachen zu Pommern, durch das Patent vom 25. Oktober 1803 wurde er auch in. 
Landeshoheits⸗, Juſtiz⸗ und geiſtlichen Sachen von Weſtpreußen getrennt. 

4) Johann Friedrich Goldbeck, Vollſtändige Topographie des König⸗ 
reichs Preußen, T. I u. II, Königsberg, Sot, Marienwerder 1789. [Scheibler], 
Entwurf zum Provinzialgeſetzbuch für ganz Weſtpreußen, Marienwerder 1796. 
Oſtpreußiſches Provinzialrecht, Berlin 1801. Aug uſt von Haxthauſen, Die 
ländliche Verfaſſung in den Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen, Königsberg 1839. 
Arthur Kern, Beiträge zur Agrargeſchichte Oſtpreußens, Forſchungen zur 
brandenburgiſchen und preußiſchen Geſchichte, Bd. XIV (Leipzig 1901), S. 151 ff. 
Hans Plehn, Zur Geſchichte der Agrarverfaſſung von Oſt⸗ und Weſtpreußen, 
T. I u. II, Forſchungen Bd. XVII (1904), S. 383 ff. u. Bd. XVIII (1905), 
S. 58 ff. Karl Böhme, Gutsherrlich⸗ bäuerliche Verhältniſſe in Oſtpreußen 
während der Reformzeit von 1770 bis 1830, Schmollers Staats⸗ und ſozial⸗ 
wiſſenſchaftliche Forſchungen, Bd. XX (Leipzig 1902), Heft 3. Guſt av Aubin, 
Zur Geſchichte des gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſes in Oſtpreußen, Leipzig 
1910. Franz Guradze, Der Bauer in Poſen, Zeitſchrift der Hiſtoriſchen 
Geſellſchaft für die Proving Poſen, 13. Jahrg. (Poſen 1898), S. 243 ff. Max 
Beheim⸗ Schwarzbach, Der Netzediſtrikt in feinem. Beſtande zur Zeit der 
erſten Teilung Polens, Zeitſchrift der Hiſtoriſchen Geſellſchaft für die Provinz 
Poſen, 7. Jahrg. (1892), S. 188 ff.; 8. Jahrg. (1893), S. 121 ff. Max Bär, 
Weſtpreußen unter Friedrich dem Großen, Bd. I u. IL, Leipzig 1909. Alexander 
Padberg, Die ländliche Verfaſſung in der Provinz Pommern, Stettin 1861. 
Eiſenberg und Stengel, Beiträge, Bd. II, S. ff.; Stengel, Neue Bei⸗ 
träge, Bd. V, S. 151 ff. [Benekendorf], Oeconomia forensis, Bd. V u. VI, 
Berlin 1779 u. 1780. Stylo, Das Provinzialrecht von Niederſchleſien, Breslau 
1830. G. F. Knapp und A. Kern, Die ländliche Verfaſſung Niederſchleſiens, 
Schmollers Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft im Deut⸗ 
ſchen Reich, 19. Jahrg. (Leipzig 1895), S. 69 ff. Günter Deßmann, Geſchichte 
der ſchleſiſchen Agrarverfaſſung Abhandlungen aus dem Staatswiſſenſchaftlichen. 
Seminar zu Straßburg, H. XIX, Straßburg 1904. Vgl. auch die ſchon genannten 
Krug, Über Leibeigenſchaft; Holſche, Netzediſtrikt, Weſt⸗, Süd⸗ und Neu⸗ 
oſtpreußen; Mathis, Juriſtiſche Monatsſchrift, Bd. LIT; Bratring Bd. LI: 
Baſſewitz; Großmann; Ziekurſch, Schleſiſche Agrargeſchichte. 
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waren die Gutsuntertanen ſchon vermöge ihres Standes der Guts⸗ 
herrſchaft unterwürfig. Sie ſelbſt ſowohl als ihre Kinder waren dem 
Herrn perſönlich untertan und zu deſſen Gut in der Art gehörig, daß 
ſie es eigenbeliebig und wider ſeinen Willen nicht verlaſſen durften. 
Sie ſtanden in einer eigentlichen Untertänigkeit oder unbedingten Guts⸗ 
pflichtigkeit (glebae adscriptio). Weſtpreußen machte gewiſſermaßen 
eine Ausnahme, indem hier die Bauern vielfach freie Leute oder bloß 
dienſtpflichtige Untertanen waren 1). Nur in dem Stargard⸗, Dirſchau⸗, 
Kulm: und Michelauſchen Kreiſe und am meiſten im Netzediſtrikt gab 
es ſtrengere Untertänigfeit, in dem letzteren war fie beſonders drückend. 
Über die Entſtehung der Untertänigkeit, abgeſehen von der durch Ge⸗ 
burt von untertänigen Eltern, gab res in den einzelnen Provinzen die 
verſchiedenſten Beſtimmungen. Während in Oſtpreußen ein Vater nur 
berechtigt war, bei ſeiner freiwilligen Begebung in die Untertänigkeit 
ſeine noch nicht vier Jahre alten Kinder dazu mit zu verpflichten ), 
während in Weſtpreußen dem Vater nur die Söhne in die Untertänig⸗ 
keit folgten, die Töchter aber nur der Mutter nach deren ausdrücklichen 
Verpflichtung, wurden in Schleſien, der Uckermark und Neumark und 
auch wohl in Pommern alle Kinder, die noch in des Vaters Erziehung 
und Brot ſtanden, mit untertdnig®), es fet denn, daß ihre Freiheit 


1) Der Regierungspräſident von Schroetter an den Großkanzler von Gold⸗ 
beck, 5. September 1798: „Man ſollte von dieſer Provinz nicht glauben, daß in 
vielen Gegenden Untertänigkeit gar nicht ſtatthat, und wo ſie gefunden wird, 
die Behandlung der Leute im ganzen ſehr gut iſt.“ (J. M. Gutsherrlich⸗bäuer⸗ 
liche Verhältniſſe, Nr. 15, vol. ID. Das Bromberger Hofgericht ſprach in feinem 
Bericht vom 12. September 1798 von den „wenigen noch wirklichen Untertanen“. 
An einer andern Stelle desſelben hieß es: „Danniker, Rattayer, Inſtleute, 
Gärtner und Einlieger ſind in dieſer Provinz auch manchmal Untertanen“ (J. M. 
Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 15 n Siehe auch e ler 
S. 150. 

2) Im Oſtpreußiſchen Seowinglateedt wurde dies geändert: Bui. 108, § 1: 
„Wenn ein freier Menſch ſich in die Untertänigkeit begibt, jo erſtreckt ſich der 
von ihm deshalb zu ſchließende Vertrag nicht auf die von ihm mitgebrachten 
oder ihm nach dem gewählten Wohnort folgenden Kinder.“ Die oftpreußifche 
Kammer hatte von Anfang an bei den Provinzialrechtsverhandlungen immer 
wieder auf das allernachdrücklichſte jede Erweiterung der Untertänigkeit zu ver⸗ 
hindern geſucht und unter anderm die Beſtimmung in betreff der Kinder als 
dem geltenden preußiſchen Recht nicht entſprechend bekämpft. (Berichte vom 
15. März 1793, 1. Mai 1794, 18. Juli 1795, 31. Dezember 1795, 15. März 
1797, 3. September 1797, Geh. St. A. Rep. 84, XIV V O Nr. 1, vol. I, 
fase. 1, vol. III, fase. 6; Generaldirektorium, Ostpreußen und Litauen, Materien. 
Tit. LXXV, Sekt. 1, Nr. 169.) 

3) Die Angabe in der Urſinusſchen Überſicht, daß in Pommern ein Vater 
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ausdrücklich vorbehalten wurde. In Oſtpreußen, Weſtpreußen, der 
Uckermark und Pommern trat ein freier Menſch, der ein untertäniges 
Gut ohne ſchriftlichen Vorbehalt ſeiner Freiheit übernahm, in der 
Regel dadurch noch nicht in die Untertänigkeit des Herrn. Die Fort⸗ 
ſetzung eines derart angetretenen Beſitzes bis zum Tode des Vaters 
hatte in Oſtpreußen bei einer eigentümlichen oder erblichen Stelle in⸗ 
ſofern rückwirkende Kraft, als dann alle auf der Stelle geborenen 
Kinder der Untertänigkeit verfielen. In der Neumark und in Schleſien 
gelangten Perſonen des Bauernſtandes ſchon durch Annahme einer 
untertänigen Stelle in den Stand der Untertänigkeit, auch ohne daß 
dies beſonders ausbedungen war. Die Pachtgüter in der Neumark 
bildeten, was dieſe Minderung des Standes anbetraf, eine Ausnahme. 
Schutzuntertanen waren überall perſönlich freie Leute !), inſofern ſie 
ſich nicht untertänig machten; nur in der Neumark wurden freie Tage⸗ 
löhner und Hauſierer derjenigen Herrſchaft, unter welcher ſie vier Jahre 
gewohnt hatten, mit ihren Kindern untertänig. In Oſtpreußen, der 
Uckermark, Neumark, Pommern und Schleſien war die Herrſchaft befugt, 
Untertanen mit ihren Stellen auch einzeln an eine andere Gutsherrſchaft 
zu überlaſſen, ein Recht, das übrigens allen Gutsherren der in der 
zweiten und dritten Gruppe genannten Provinzen mit Ausnahme von 
Halberſtadt auch zuſtand?). Nur Weſtpreußen mr hierin beſſer ge⸗ 
ſtellt, hier fand eine ſolche Veräußerung nicht ſtatt. Das Rückforde⸗ 


gar nicht berechtigt fet, bei feiner freiwilligen Begebung in die Untertänigkeit 
auch ſeine Kinder dazu mitzuverpflichten, ſtützt ſich anſcheinend auf den Bericht 
des Kammerpräſidenten v. Ingersleben vom 30. September 1798 (J. M. Guts⸗ 
Herrlich-bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 15 adhibendum) und trifft wohl nur für die 
Domänenbauern zu. Jedenfalls iſt der Widerſpruch der Stände gegen Ver⸗ 
abfolgung aller Kinder eines abziehenden Untertanen, inſofern ihre Zahl nicht 
durch die Familie des neuen Wirts erſetzt wird, mit einer ſolchen Beſtimmung 
nicht vereinbar. Allerdings hatte das pommerſche Hofgericht zu Köslin am 
17. März 1786 in einem Monitum zum Allgemeinen Landrecht den Satz vor⸗ 
geſchlagen: Unmündige Kinder, welche zur Zeit, da die Eltern ſich untertänig 
geben, ſchon geboren ſind, treten nicht mit in die Untertänigkeit (J. M. Materialien 
zum Allgemeinen Landrecht für die preußiſchen Staaten, Bd. 44). 

1) Als Schutzuntertanen bezeichnete man in Schleſien außer dieſer Gruppe 
der perſönlich freien Einlieger auch ſolche Erbuntertanen, die ſich durch die 
Zahlung des Schutzgeldes an ihre Herrſchaft Jahr für Jahr die Erlaubnis zum 
Auswärtsdienen erwirkten und die ſich als Einlieger in einem andern Dorf auf⸗ 
Hielten, um ſich hier ihren Lebensunterhalt zu verdienen; vgl. Ziekurſch, 
S. 106 f. 

2) Vgl. für einen ſolchen Kauf Geh. St. A. Se Oſtpreußen 
und Litauen, Materien, Tit. LX XVIII, Sekt. 10, Nr. 18. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 2 a 23 
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rungsrecht des Herrn. entwichenen Untertanen gegenüber konnte in allen 
dieſen Provinzen durch keine Verjährung beeint tzächtigt werden. Überall 
hatte der Herr bei der Heirat ein Wort mitzureden !). Auf die Er- 
„ziehung und Beſtimmung der Kinder hatte er einen weitgehenden Ein⸗ 
fluß. Wie in der Mittelmark und Priegnitz brauchte in der Uckermark 
einem Untertanenkinde die Erlaubnis zur Erlernung eines Handwerks 
nicht gegeben zu werden, wenn ihm zu feiner Verſorgung ein Hof an⸗ 
gewieſen wurde. In der Neumark?) ſtand es lediglich bei der Herr⸗ 
ſchaft, über die Wahl einer andern Lebensart der Untertanenkinder zu 
beſtimmen; die Erlaubnis konnte hier ohne weiteres verſagt werden. 
Hier war die Herrſchaft befugt, alle Söhne eines Untertanen zur An⸗ 
nahme einer erledigten Stelle anzuhalten, auch in einem andern Dorf 
und Gut der Herrſchaft; ſie konnte auch den Bauersſohn zur Annahme 
einer ledigen Koſſäten⸗ und Büdnerſtelle nötigen und brauchte ſich auf 
die Geſtellung eines Gewährsmannes nicht einzulaſſen. In der Ucker⸗ 
mark und in Pommern erſtreckte ſich eine Machtbefugnis des Herrn 
dieſer Art nur auf zwei Söhne eines Untertanen, indem der eine 
den väterlichen Hof, der andere ſonſt eine ledige Stelle auch außerhalb: 
des Dorfes und Kreiſes zu übernehmen verpflichtet war. In Oſt⸗ 
preußen, Weſtpreußen und Schleſien erwuchs der Herrſchaft daraus, 
daß ſie die Koſten der handwerksmäßigen Ausbildung beſtritt, ein Recht 
auf Dienſte des Andwerkers für zehn Jahre?). Die pommerſchen 
Stände forderten in ihren Monitis eben dies, obwohl die geltende 
Geſindeordnung vom 30. Dezember 1764 den Gutsherrn in dieſem 
Punkte weitergehende Rechte zugeſtand!). In ſämtlichen Provinzen 


1) Darauf, daß die Heiratserlaubnis zuweilen nicht nur aus geſetzmäßigen 
Urſachen verweigert wurde, läßt eine Bemerkung im Bericht der oſtpreußiſchen 
Regierung vom 31. Juli 1798 (J. M. Gute herrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 15 
adhibendum) ſchließen: „Wir getrauen uns keine Vorſchläge für die Aus dehnung 
der Fälle zu tun, in welchen die Loslaſſung ſtattfinden müſſe. Alles Loslaſſungs⸗ 
geld iſt ſchon kein Erſatz, wenn mehr, beſonders weiblichem, Geſinde, als ent⸗ 
behrt werden kann, auf einmal die Freiheit gegeben werden muß zu heiraten.“ 
Bal. Über die Aufhebung der Erbuntertänigkeit in Preußen, Königsberg 1803, 
S. 11. In Schleſien wurde die Heirat häufig dadurch erſchwert, daß es dem 
Geſinde an der Möglichkeit eines ſelbſtändigen Unterkommens fehlte. Zis kurſch, 
S. 71, Anm. 4 u. S. 72 f. Für Pommern ſiehe unten S. 63. 

2) Vgl. für Oſt⸗ und Weſtpreußen und Schleſien den Abſchnitt über die 
Entlaſſung aus der Untertänigkeit unten ©. 61 ff. 

3) A. L. R. T. II, Tit. 7, § 177 f. ſetzte feſt, daß ein folder Untertan die 
Auslagen zurückzahlen oder daß er der Herrſchaft, falls ſie ſich hierauf nicht 
einließ, dauernd verpflichtet ſein ſollte. 

4) N. C. C. Bd. III, Sp. 531 ff., Tit. III, § 12. 


51] Die Beſtrebungen zur Befreiung der Privatbauern in Preußen 343 


dieſer Klaſſe waren die Kinder, auch die unangeſeſſener Untertanen, der 
Gutsherrſchaft vorzüglich zum Geſindedienſt verpflichtet. Die Kinder 
entſetzter Untertanen waren in der Neumark ſogar auch dann, wenn 
den Eltern kein anderer Unterhalt angewieſen war, nicht von dieſer 
Verpflichtung frei. Allgemein mußte hier der Dienſt auch auf andern 
Gütern des Herrn geleiſtet werden !). In Oſt⸗ und Weſtpreußen war 
die Herrſchaft befugt, dieſe Dienſte auch außerhalb des Gutes zu ihrer 
und ihrer Kinder perſönlichen Bedienung zu verlangen; ſie brauchte 
Untertanenkindern, für die ſie ſelbſt keine Verwendung hatte, nicht eher 
die Erlaubnis zum Auswärtsdienen zu geben, als bis alle Wünſche 
nach Geſinde, auch die der herrſchaftlichen Untertanen im Gute, be⸗ 
friedigt waren. Auch in der Neumark und in Schleſien war die Herr⸗ 
ſchaft berechtigt, anderen Untertanen im Dorf ſolche von ihr nicht ge⸗ 
brauchten Geſindedienſte anzuweiſen ), in Pommern ſogar an Unter⸗ 
tanen in andern herrſchaftlichen Gütern desſelben oder eines angrenzenden 
Kreiſes ?). Vielfach beſtand in Schleſien und Pommern das Herkommen, 
daß der Herrſchaft für die Erlaubnis zum Auswärtsdienen ein Schutz⸗ 
oder Vergünſtigungsgeld gezahlt wurde. Nach dem Edikt vom 
10. Dezember 1748 betrug das jährliche Schutzgeld in Schleſien für 
den Mann 1 Reichstaler, die Frau oder Magd 16 Groſchen, den 
Jungen 12 Groſchen“). In Schleſien wurde den Eltern auch ein 


1) Die kurmärkiſchen Stände vertraten allgemein die Anſicht: Geſindedienſte 
ſind von einem Gut auf das andere und in der Stadt zu leiſten, ſie ſind per⸗ 
ſönlich. Vgl. für Schleſien Eiſenberg und Stengel, Beiträge, Bd. IV, 
S. 431 f. 

2) Gees forensis, Bd. V, § 385 ff. Dönniges, Die Landkultur⸗ 
geſetzgebung Preußens, Bd. I (Berlin 1843), S. 20 für den Kottbuſer Kreis. 
Stylo, S. 171. In e erhielt ſolches Geſinde aber den höheren, den 
Fremdenlohn. 

J) Zuſatz 203, § 54 des zweiten Entwurfes zum pommerſchen Provinzial⸗ 
recht feste, offenbar durch oſtpreußiſche Beſtimmungen beeinflußt, feſt: „Die 
Herrſchaft iſt auch befugt, die Kinder ſowohl einem in dem Gut angeſeſſenen 
Wirte zum Geſindedienſt anzuweiſen, als auch ſie in und außerhalb des Gutes 
zu ihrer und ihrer Familie perſönlichen Bedienung für den üblichen Lohn des 
Aufenthaltsorts in Dienſt zu nehmen.“ — Leider find mir die älteren Materialien 
zum pommerſchen Provinziatrecht, beſonders der erſte Entwurf mit den Monitis, 
die beim Oberlandesgericht in Stettin beruhen, nicht zugänglich geweſen. Ich 
habe verſucht, aus den von Urſinus auf Grund dieſer Akten gemachten An⸗ 
gaben und aus ſpäteren Provinzialrechtsakten Diefer® Mangel nach Möglichkeit 
zu beheben. f 

4) Beſonders in den webirgskreiſen, dem Sitze der Leineninduſtrie, brachte 
das Schutzgeld den Herren eine beträchtliche Einnahme. 
` f 23 * 


* 
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einzelnes Kind nicht gelaſſen, wenn es in ihrer Wirtſchaft entbehrlich 
war, d. h. wenn ſie ſeiner Hilfe nicht das ganze Jahr, etwa nur in 
Ernte, bedurften ). War der neumärkiſche Untertan auch darin, daß 
immer zwei ſeiner Kinder (ein Sohn und eine Tochter) vom Geſinde⸗ 
dienſte freiblieben, ſogar günſtiger, als das Landrecht es vorſah, geſtellt, 
ſo war er wiederum dadurch benachteiligt, daß die Auswahl derſelben 
dem Herrn zuſtand. Die Dauer des Geſindedienſtes war in Oſt⸗ und 
Weſtpreußen auf fünf Jahre bemeſſen, und zwar wurde er gegen 
Zahlung des ſonſt gewöhnlichen Lohnes geleiſtet?). In Schleſien war 
ſeine Dauer unbeſtimmt; während der erſten drei Jahre, manchmal 
noch länger?), erhielt das Geſinde hier eine geringere Entſchädigung, 
den Hafelohn. Eine Ausnahme bildeten die Kreiſe Bolkenhain⸗-Landes⸗ 
hut, Schweidnitz, Hirſchberg und Löwenberg⸗Bunzlau, zum Teil auch 
die Kreiſe Glatz, Reichenbach und Jauer, hier war nur eine dreijährige 
Dienſtzeit hergebracht“). In der Uckermark, Neumark und Pommern 
wurde der Geſindedienſt ebenfalls bis zur Erlangung von etwas Eigenem 
geleiſtet, und zwar in der Regel gegen den ſonſt gewöhnlichen Lohn, 
nur dort, wo drei Jahre Dienſt üblich waren, wurde ein niedrigerer 
Satz gezahlt). Für die Knechte bedeutete die Heiratserlaubnis nicht 


1) Auch in der Kurmark ſcheint dies die Obſervanz geweſen zu ſein. Jeden⸗ 
falls waren ſich die Stände und die Deputation des Kammergerichts einig, daß 
nur in außerordentlichen Fällen ein einzelnes Kind, das entbehrlich iſt, den 
Eltern zu laſſen ſei. 

2) Die oſtpreußiſche Geſindeordnung vom 10. September 1784, die ein Ab⸗ 
druck der vom 15. März 1767 (N. C. C. Bd. IV, Sp. 797 ff.) war, machte keinen 
Unterſchied zwiſchen freien und untertänigen Leuten hinſichtlich der Taxe. Die 
tatſächlich beſtehende Verſchiedenheit bei der Entlohnung des Geſindes erklärt 
der mit den Verhältniſſen vertraute Stägemann folgendermaßen: „Das Geſinde 
wird in der Regel dem freien Geſinde gleich gehalten; doch ſind noch verſchiedene 
Gegenden der Provinz, woſelbſt es einen geringeren Geſindelohn erhält als freie 
Dienſtboten, da die Gerichtshöfe erſt ſeit einigen Jahren den nicht geſetzlich 
ſanktionierten Grundſatz als usum fori aufſtellen, daß das Maximum des Lohns 
in der Geſindeordnung das Minimum für das untertänige Geſinde ſei. Da 
indes überall ein höherer Geſindelohn, als die Lohntaxe der Geſindeordnung feſt⸗ 
ſtellt, für das freie Geſinde üblich iſt, ſo haben ſich ſeit einiger Zeit auch die 
Klagen des unteatänigen Geſindes über geringen Lohn vermehrt.“ (Stägemann 
an Beyme, 12. Dezember 1802. Geh. St. A. Rep. 89, A 

3) Stylo, ©. 164, 166, 180. | 

4) Ziekurſch, S17; vgl. überhaupt dort ©. 113 f. 

5) Die Lohnbeſtimmungen gründeten bé in Pommern auf die Geſinde⸗ 
ordnung vom 20. Auguſt 1766 (N. C. C. Bd. IV, Sp. 521 ff.), in der Uckermark 
auf die für die Kurmark allgemein zutreffenden Feſtſetzungen von 1769, in der 
Neumark auf die Geſindeordnungen von 1685 und 1686 (Revidierte Bauer⸗, 


Bi 


53] Die Beſtrebungen zur Befreiung der Privatbauern in Preußen 345 


ohne weiteres Befreiung von der Zwangsdienſtpflicht!). In Pommern 
mußten ein unangeſeſſener Untertan und ſeine Frau auch nach der 
Heirat im Notfall als Knecht und Magd dienen; auf die Frau, die 
ein oder mehrere Kinder zu verſorgen hatte, wurde Rückſicht ge⸗ 
nommen. 

In den Provinzen dieſer Gruppe, ausgenommen Niederſchleſien, 
gehörten die untertänigen Bauernhöfe den Beſitzern meiſt nicht zu 
eigen. In Oſtpreußen mit Ermeland und Litauen ſtand dem Guts⸗ 
herrn an den mit Bauern beſetzten Hufen in der Regel das volle Eigen⸗ 
tum mit Laſt und Nutzung ebenſo wie an ſeinen Vorwerkshufen zu, 
deshalb wurden auch die darauf haftenden landesherrlichen Abgaben 
unmittelbar von ihm gefordert?). Die Gebäude waren durchweg — 
doch das Ermeland ausgenommen — Eigentum der Herrſchaft. Meiſtens 
war auch der Beſatz herrſchaftlich?), jedoch mit dem Unterſchiede, daß 
gewöhnlich die Scharwerksbauern lauter herrſchaftlichen, die Zins⸗ 


Gefinde-, Hirten⸗ und Schäferordnung für die ſieben neumärkiſchen Kreiſe und 
das Land Sternberg vom 14. September 1685, Mylius, Corpus Constitutio- 
num Marchicarum, T. V (Berlin-Halle), Abt. 3, Sp. 171 ff.; Bauer⸗, Gefindes, 
Hirten⸗ und Schäferordnung in der Herrſchaft und Weichbild Kottbus vom 
30. November 1685 und Revidierte Bauern-, Gefinde-, Hirten- und Schäfer⸗ 
ordnung für das Herzogtum Kroſſen und Züllichau vom 18. Januar 1686, beide 
bei Kamtz, Sammlung der Provinzial⸗ und ſtatutariſchen Geſetze in der preußi⸗ 
ſchen Monarchie, Bd. III (Berlin 1833), S. 282 ff. u. S. 332 ff.) und in Schleſien 
auf die von 1676 (der Herren, Fürſten und Stände erneuerte Geſindeordnung, 
9. November 1676, Kaiſer⸗ und Königl. das Erbherzogtum Schleſien concer⸗ 
nierende Privilegia, Statuta und Sanktiones Pragmaticae, Breslau bei Brach⸗ 
vogel 1713, S. 178 ff.). Beſonders die Feſtſetzungen aus dem vorhergehenden 
Jahrhundert waren natürlich ganz veraltet. In manchen Gegenden Schleſiens 
waren die Sätze der Ordnung von 1676, die allerdings als Maximaltaxen für 
fremdes Geſinde gedacht waren, — wie denn überhaupt die genannten Lohn⸗ 
taxen keinen Unterſchied zwiſchen freiem und zwangspflichtigem Geſinde machten — 
noch nicht annähernd erreicht. (Hoym an Goldbeck, 14. Juni 1799, J. M. Guts⸗ 
herrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 15, vol. I.) 

1) Vgl. für Schleſien Stylo, S. 164 f., für die Kurmark Geſindeordnung 
1769. Tit. 3, § 2 handelt von den Dienſten der Knechtsweiber. 

2) Der Gutsherr haftete überall für die Abgaben ſeiner Untertanen. Die 
Verpflichtung zur Beitreibung der Steuern beſtand aber außer in Ofte und Weſt⸗ 
preußen anſcheinend nur noch in den meiſten Dörfern von Hinterpommern; vgl. 
Friedrich Keil, Die Landgemeinde in den öſtlichen Provinzen und die Ver⸗ 
ſuche, eine Landgemeindeordnung zu ſchaffen, Schriften des Vereins für Sozial⸗ 
politik, Bd. XLIII (Leipzig 1890), S. 53; Holſche, Netzediſtrikt, S. 86 f.; 
Padberg, S. 262. 

3) Auch im Ermeland, Oſtpreußiſches Provinzialrecht, Zuſatz 116. 
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bauern aber zum Teil auch eigentümlichen Beſatz hatten. Scharwerks⸗ 
bauern wurden diejenigen genannt, die zu täglichem Scharwerk ver⸗ 
pflichtet waren und denen nur die zur Beſtreitung der eigenen Wirt⸗ 
ſchaft nötige Zeit gelaſſen werden mußte; die Zinsbauern oder Hod- 
zinſer waren nur zu einem genau beſtimmten Scharwerk, aber zu 
höherem Zins verpflichtet. Für das Beſitzrecht machte dieſe Einteilung 
keinen Unterſchied. Der Bauer ſaß auf ſeinem Hofe weder eigentüm⸗ 
lich noch erblich, ſondern als bloßer Zeitpächter !). Die Pacht wurde 
auf drei Jahre geſchloſſen und im Falle nicht erfolgter Kündigung als 
auf ein Jahr verlängert angeſehen?). Nach Ablauf der Pachtzeit 
mußten die Beſitzer den Hof auf Verlangen der Herrſchaft räumen, 
einen andern antreten oder Inſtmann oder Tagelöhner werden?). In 
der Praxis vererbten ſich dieſe Höfe, namentlich die der Hochzinſer, 
wohl öfter vom Vater auf einen der Söhne“). Nur vereinzelt gab 
es unter den oſtpreußiſchen Bauern Erbzinsleute und Erbpächter 5). 


1) Haxthauſen, S. 223 f., 226 f.; Böhme, S. 12, 22; Kern, S. 196, 
Anm. 1, hiernach gab es neben Zeitpächtern Laſſiten. 

2) Dies war mit Einwilligung der Stände im zweiten Provinzialrechts⸗ 
entwurf (1796) vorgeſchlagen. Votum Morgenbeſſers vom 27. Juni 1798 (St. A. 
K. E. 75): „Wenn in den Beſatzbriefen keine beſtimmte Zeit, wie lange die Pacht 
dauern ſoll, verabredet oder das Erbe dem Bauern ohne Beſatzbrief übergeben 
worden, haben die adligen Gutsbeſitzer ſich bisher im Beſitz der Befugnis be⸗ 
funden, das Bauernerbe dem Beſitzer nach eigener Willkür abzunehmen.“ Beſatz⸗ 
briefe waren in kleinen Gütern ſelten. | 

3) Bericht des oſtpreußiſchen Kammerpräſidenten v. Wagner vom 24. Auguft 
1798 (J. M. Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 15 adhibendum): „Es gibt 
Fälle, wo ein Gutsherr einem fleißigen, arbeitſamen Untertanen das von dem⸗ 
ſelben durch Mühe und Arbeit in guten Stand und Kultur geſetzte Gut ab⸗ 
genommen und ihm ein vergrößertes wiedergegeben, um auch dieſes durch ſeinen 
Fleiß und Arbeitſamkeit in den Stand zu ſetzen.“ | 

4) M. Sering, Die Vererbung des ländlichen Grundbefiges im König: 
reich Preußen, T. XII, Proving Oſtpreußen (Berlin 1905), ©. 22; Böhme, 
S. 12. Bei den Beratungen über das oſtpreußiſche Pro vinzialgeſetzbuch (1794/96) 
hatte man von Berlin aus vergeblich verſucht, d ie Erblichkeit der Bauernhöfe 
als Norm für Oſtpreußen durchzuſetzen. Die Mehrheit des oſtpreußiſchen Re⸗ 
gierungskollegiums hatte ihr Votum dagegen abgegeben, und die Stände hatten 
ſich von ihren Kommittenten nicht als ermächtigt erklärt, auf die in der Ver⸗ 
faſſung gegründete Gerechtſame der Grundherrſchaften zu verzichten. Charakte⸗ 
riſtiſch beſonders im Vergleich mit der ablehnenden Haltung Carmers den ſtän⸗ 
diſchen Wünſchen gegenüber war die Antwort, die Goldbeck einem Mitglied der 
Stände gab: „Der König iſt nicht gemeint, wohlerworbene Rechte der Stände 
unter irgendeinem Vorwande beeinträchtigen zu laffen.” (Geh. St. A. Rep. 84, 
XIV V O Nr. 1, vol. I, fase. 1.) 

5) Kern, S. 196, Anm. 1; S. 253 ff. 
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Zahlreicher als die Klaſſe der eigentlichen Bauern war in Oſtpreußen 
die der Inſtleute 1). Meiſtens bezeichnete man mit dieſem Namen Tage⸗ 
löhner, die gegen Benutzung einer Wohnung, einiger Morgen Land, 
eines Gartens, in der Regel auch eines Wieſenplatzes ſowie der Weide 
für einiges Vieh, wofür ſie der Herrſchaft nur eine unverhältnismäßig 
geringe Vergütung bezahlten, — daher auch die Bezeichnung Miets— 
leute — und gegen das an jedem Ort übliche Tagelohn alle in der 
Wirtſchaft vorkommenden Arbeiten verrichteten und die auch vielfach 
zum Dreſchen um den zehnten oder elften Scheffel gebraucht wurden. 
Eine Art Mittelding zwiſchen Tagelöhner und Geſinde waren die 
Gärtner; dieſe erhielten freie Wohnung, Stall, Garten, eine kleine 
Beiſaat in den Vorwerksfeldern, die ſie ſich mit herrſchaftlichem Ge⸗ 
ſpann beſtellten, und mußten dafür täglich, nicht wie die Inſtleute, 
nur ſoweit es erfordert wurde, zur herrſchaftlichen Arbeit kommen ). 
Für die Inſten, die im Dorfe bei einem Bauer zur Miete wohnten 
und die meiſt nur für die Ernte- und Saatzeit ihrem Wirt zu Dienſten 
gegen Tagelohn verpflichtet waren und ſich die übrige Zeit als Tage- 
löhner bei Handwerkern, als Teichgräber oder Brettſchneider nährten, 
war beſonders die Bezeichnung Losleute, auch Einlieger üblich ?). — 
In Weſtpreußen waren die untertänigen Bauernſtellen Laßgüter, an 


1) Die Einteilung der ländlichen Bewohner in Bauern, Koſſäten, Büdner 

und Einlieger, wie ſie z. B. die Mark hatte, war hier und auch in Weſtpreußen 
nicht üblich. Die Bezeichnung Koſſäten für Leute mit geringerem Ackerbeſitz 
wurde in Oſt⸗ und Weſtpreußen offenbar kaum gebraucht. Die Aufführungen 
in den Tabellen bei Leopold Krug, Betrachtungen über den Nationalreichtum 
des preußiſchen Staats und über den Wohlſtand feiner Bewohner, T. I (Berlin 
1805), S. 476 ff. und bei Holſche, Netzediſtrikt, S. 218 ſprechen hiergegen 
nicht. Bei Kern, S. 244 werden Koſſäten erwähnt, auch bei Böhme, S. 15. 
Kätner, ſogenannte Eigenkätner, die Haus, Garten und Land zu einigen Scheffeln 
Ausſaat erb⸗ und eigentümlich beſaßen, gab es nur auf den Domänen. 
* 2) Dieſe Charakteriſierung der beiden Gruppen findet ſich an verſchiedenen 
Stellen in den Akten, z. B. im Votum v. Brandts (St. A. K. E. 75), in den Beis 
lagen zum Schreiben Stägemanns an Beyme vom 12. Dezember 1802 (Geh. 
St. A. Rep. 89, 20 C); ſiehe auch Goldbeck, S. 66; Krug, über Leibeigen⸗ 
ſchaft, S. 58 f.; Kern, S. 169, 236; Plehn, T. II, S. 66. Die Bezeichnungen 
für dieſe Arten ländlicher Bewohner ſchwanken, es werden mit denſelben nicht 
immer die gleichen Begriffe verbunden; ſiehe Böhme, S. 46 f.; Kern, S. 184 
Anm. 1, S. 232 Anm. 4. Auch noch andere Benennungen wie Rattayer, Dan⸗ 
nicker kommen neben Inſtmann und Gärtner, vor, beſonders in Weſtpreußen; 
fiehe oben S. 48, Anm. 1; Scheibler, S. 143 f.; Bär, T. I, S. 274; Kern, 
S. 215, Anm. 1. 

3) Böhme, S. 47; Annalen des u Preußen, Jahrg. 1793, IV, 

S. 39; ſiehe auch unten Kap. 3. 
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welchen die Beſitzer nur dann ein Erbrecht hatten, wenn ſolches durch 
Kontrakt ausdrücklich feſtſtand oder der Gutsobſervanz entſprach !). 
Galten die Stellen als nicht erblich, ſo hatten die nächſten Verwandten 
kein Vorrecht an dem Hofe, ſondern es ſtand bei det Herrſchaft, ihn 
mit einem Fremden wieder zu beſetzen. Die zurückgeſetzten Verwandten 
hatten in dieſem Fall Anſpruch auſ ein anderweites Unterkommen oder 
auf Entlaſſung aus der Untertänigkeit, wie dies auch in Pommern 
üblich war?). Der Beſatz gehörte durchweg den Untertanen, nur im 
Netzediſtrikt galt herrſchaftlicher Beſatz als die Regel. Hier waren die 


Untertanen ohne alle Kontrakte auf die Höfe angeſetzt, und nach Aus⸗ 


ſage der weſtpreußiſchen Regierung ſtand es bei der Herrſchaft, den⸗ 
ſelben nach Gefallen den Hof zu nehmen?). In dem Marienburg⸗, 


Stargardt⸗, Dirſchau⸗, Culm⸗, Michelau⸗ und Konitzſchen Kreiſe hatten 


alle Bauern, auch die untertänigen, beſtimmte Kontrakte, in welchen 
nicht nur die Beſitzzeit, ſondern auch die ihnen obliegenden Abgaben 
und Leiſtungen ausgedrückt waren“). Bei den freien Leuten in Weſt⸗ 
preußen herrſchte das in der Regel auf drei Jahre eingegangene Zeit⸗ 
pachtverhältnis vor; daneben gab es erbliche Laſſiten, die nur ein 
Eigentum an Saaten und Gebäuden hatten, und Emphyteuten s). — 


1) Urſinus ſcheidet in feiner Überſicht die untertänigen Bauernſtellen in 
Laßgüter, an welchen der Beſitzer nur einen erblichen Nießbrauch und allein an 
Gebäuden und Saaten ein Eigentum hat, und in Erbzinsgüter, welche dem Be⸗ 
ſitzer nur ein temporelles Nutzungsrecht gewähren ſoffenbar emphyteutiſche 
Güter]. Der Bericht des weſtpreußiſchen Hofgerichts, auf dem er fußt, ſpricht 
aber von Untertanen nur als Laſſiten und ſchreibt die beiden genannten Beſitz⸗ 
arten nur freien Bauern zu. (Bericht vom 12. September 1798, J. M. Guts⸗ 
herrlich⸗bäuerliche Berhältniſſe, Nr. 15 adhibendum.) | 

2) Die Beſtimmung läßt verſchiedene Auslegungen zu, es iſt nicht deutlich 
erſichtlich, ob die Übergabe eines andern Bauerngutes darunter zu verſtehen iſt. 

3) Bericht vom 7. September 1798, J. M. Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhält⸗ 
niffe, Nr. 15 adhibendum. Holſche, Netzediſtrikt, S. 215 dagegen: „Die 
Grundherrſchaft kann ſie nicht willkürlich ihrer Höfe entſetzen.“ 


H 


4) Holſche, Netzediſtrikt, S. 86 ff. und S. 214 ff. ſcheidet 1. Untertanen, 


Scharwerks⸗ oder polniſche Bauern, 2. freie Kontraktsbauern. 


5) Bei dem emphyteutiſchen Beſitzrecht, einem der Provinz Preußen, nament⸗ 


lich Weſtpreußen, eigentümlichen Rechtsverhältnis, handelt es ſich in der Regel 
um Verleihung von Ländereien als nutzbares Eigentum auf eine beſtimmte Zahl. 
von Jahren (gewöhnlich 40); daneben kommt aber erbliche Verleihung vor. Die 
Grundſtücke werden meiſt an ganze Dörfer gegen ſolidariſche Verpflichtung zur 
Zinszahlung oder zum Scharwerksdienſt verliehen; vgl. Goldbeck, S. 65; 
Holſche, Netzediſtrikt, S. 221 ff.; Lift, Darſtellung der Kontributionsserfaſſung 
in Weſtpreußen und Ermeland, Beiträge zur Kunde Preußens, Bd. IV (Königs⸗ 
berg 1821), S. 343; Haxthauſen, S. 205 ff.; Kern, S. 182; Hugo Czer⸗ 
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In der Uckermark waren die Untertanen meiſt bloße Pachtbauern, 
welche ihre Höfe und Zubehör von der Herrſchaft gegen Leiſtung ge⸗ 
wiſſer in den Hofbriefen oder Kontrakten beſtimmten Geldabgaben und 
Dienſte in Zeitpacht hatten. Die Verpachtung erſtreckte ſich auf ein 
oder mehrere Jahre. Wenn in den Kontrakten keine Zeit beſtimmt 
war, ſo konnte alljährlich zu Marien die Aufkündigung erfolgen und 
der Beſitzer zur Räumung genötigt werden !). Kauften die Untertanen 
ihre Höfe, ſo wurden ſie erbliche Eigentümer. — In der Neumark 
war der unerbliche Laßbeſitz vorherrſchend. Beim Tod eines Beſitzers 
konnte hier die Herrſchaft die Wiederbeſetzung nach Gutbefinden mit 
einem Fremden, ohne irgendeine Verpflichtung nächſten Verwandten 
gegenüber zu haben, vornehmen, ja der Anſpruch des neumärkiſchen 
Laſſiten auf die beſeſſene Stelle war offenbar kein lebenslänglich ge- 
ſicherter?). — In Niederſchleſien waren die Untertanen in der Regel 


winski, Die Befreiung der Bauern auf den oſt⸗ und weſtpreußiſchen Domänen, 
Diſſertation Königsberg, 1910, S. 16. 

1) Bericht des Geh. Oberreviſionsrates Woldermann „Von dem Zuſtande 
der Bauern in der Kurmark Brandenburg“ (Geh. St. A. Rep. 84, XIV VM, 
Nr. 4, vol. II, fasc. 1): „In der Uckermark iſt die Vermutung dafür, daß alle 
Güter Zeitpachtgüter ſind, die Beſitzer mögen übrigens perſönlich frei oder, wie 
in der Uckermark gewöhnlich, Erbuntertanen ſein. — Iſt in dem Kontrakt die 
Pachtzeit nicht auf gewiſſe Jahre beſtimmt, ſo kann die Kündigung alljährlich 
zu Marien geſchehen.“ Vgl. zu dem letzten Satz Großmann, S. 93, Anm. 1. 
Anſcheinend war in den letzten Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts die Zeitpacht 
immer mehr in Aufnahme gekommen. Die kurmärkiſche Kammer ſprach ſich in 
einem Bericht vom 12. Dezember 1803 gegen die ſchädliche Zeitpachtverfaſſung 
aus, „die nach näherer Erkundigung größtenteils auf unrechtmäßiger An⸗ 
maßung beruhen ſolle.“ (Geh. St. A. Generaldirektorium. Kurmark, Materien. 
Tit. COLXXV, Nr. 10.) Verwandelte der Gutsherr den unerblichen Laſſiten 
in einen Zeitpächter, ſo bedingte das keine weſentliche Umänderung ihres Ver⸗ 
hältniſſes, der Herr erhielt nur eine größere Verfügungsfreiheit über ſeine 
Güter. Bei dieſer Erwägung hat die bei Eiſenberg und Stengel, Beiträge, 
Bd. II, S. 17 gegebene Charakteriſtik nichts Widerſprechendes: „Ohnerachtet 
dieſes in der Uckermark größtenteils eingeführten Rechts der Leibeigenſchaft, finden 
ſich auch darin ſehr viele Pachtbauern. Dieſe ſind für ihre Perſon freie 
Leute.“ 


2) Mathis, Juriſtiſche Monatsſchrift, Bd. III, S. 59: „Sie müſſen ſich 


von einem Hof auf den andern ſetzen laſſen und jede Nahrung annehmen, worauf 
ſie der Grundherr verlangt. Sie dürfen dieſe auch nur ſo lange behalten, als 
er ſie darauf zu laſſen für gut findet.“ Oeconomia forensis, Bd. V, S. 237. 
Die Stände vertraten bei den Beratungen über das Provinzialrecht die Anſicht, 
daß die Leibeigenen in der Neumark und Uckermark keineswegs ein Recht auf 
Lebenszeit an ihren Höfen hätten, ſondern daß ihnen ein bloß prekärer Beſitz 
zuſtehe. Während die neumärkiſche Regierung 1797 in einem Erkenntnis im 


7 


— 


350 Marie Rumler [58 


Eigentümer ihrer Güter, Erbzinsleute. Beim Verkauf einer zu nieder⸗ 
ſchleſiſchem Eigentumsrecht beſeſſenen Stelle erhielt der Herr vom neuen 
Beſitzer die ⸗ Auffahrt, das Laudemium, oft mit 10% vom Raufwert. 
An manchen Orten mußten ſogar die Deſzendenten des Beſitzers das 


‚Zaudemium bei Übernahme des Hofes zahlen 1). Obwohl nach den 


ſchleſiſchen Polizeigeſetzen alle Bauernſtellen als Eigentum ausgetan 
fein ſollten ), gab es in den Gegenden an der Grenze des ehemaligen 
Polen, überhaupt in Oberſchleſien, noch viele Untertanen, die ihre 
Höfe als Laßgüter oder zur Kultur innehatten, wo auch Haus, Vieh 
und Wirtſchaftsgeräte der Herrſchaft gehörten ?). Nicht felten waren 
auch in Oberſchleſien den Untertanen ihre Stellen nur durch Schein⸗ 
kontrakte eigentümlich übertragen worden. Nach der Beſchaffenheit 
ihrer Beſitzungen teilten ſich die ſchleſiſchen Eigentümer und Laſſiten 
in Bauern, Gärtner und Häusler. In jeder Klaſſe gab es Freie, 
d. h. dienſtfreie Leute; die Bezeichnung enthielt keinerlei Hinweis auf 
Beſitzrecht oder Untertänigkeits verhältnis“). Eine eigentümliche wirt⸗ 
ſchaftliche Verfaſſung hatten die niederſchleſiſchen Dreſchgärtner ). Sie 
hatten an ihrem Haus und Feldgarten gutes niederſchleſiſches Eigen⸗ 
tumsrecht. Die Dreſchgärtner eines Gutshofes hatten die Verpflich⸗ 
tung, die eigentliche Feldarbeit, abgeſehen von Pflügen und Eggen, 


zu verrichten, die Ernte des Herrn mit einzubringen und das Getreide 


Sinne der Stände entſchieden hatte, ſtellte ſie ſeit 1801 den Grundſatz auf, daß 


die Untertanen nicht eigenmächtig entſetzt, noch ihre Witwe und Kinder ohne 
hinlänglichen Grund bei der Erbfolge übergangen werden dürften. Abgeſehen 
von den beiden der pommerſchen Generalkommiſſion unterſtellten Kreiſen Dram⸗ 
burg und Schievelbein drang dieſe für die regulierenden Bauern günſtige An⸗ 
ſicht von der Erblichkeit des Beſitzes in der Neumark ſpäterhin durch. Vgl. 
Großmann, S. 95ff.; Jahrbücher für die preußiſche Geſetzgebung; Rechts⸗ 
wiſſenſchaft und Rechtsverwaltung, hrsg. von Karl Albert von Kamps, 
Bd. III (Berlin 1814), S. 327 ff.; Bd. XII (1818), S. SE 

1) Ziekurſch, S. 78f. 

2) Ziekurſch, S. 184 ff.; Deßmann, S. 99 ff. ö 

3) Im Bezirk der Brieger Oberamtsregierung galt das niederſchleſiſche 
Eigentumsrecht im größten Teil der zumeiſt von Deutſchen bewohnten fünf 
Kreiſe Leobſchütz, Neuſtadt, Neiße, Grottkau und Falkenberg; die neun polniſchen 
Kreiſe Pleß, Ratibor, Koſel, Oppeln, Beuthen, Toſt⸗Gleiwitz, Lublinitz, Roſen⸗ 
berg und Großſtrehlitz hatten überwiegend unerblich⸗laſſitiſches Beſitzrecht (Zie⸗ 
kurſch, S. 28). Vgl. über die Unterſtützungspflicht des Herrn, die Güter bau⸗ 
ſtändig zu erhalten und mit Vieh zu beſetzen, die nur den unerblichen Laſſiten 
gegenüber galt, Ziekurſch, S. 76 f., Anm. 2. 8 

4) Stylo, S. 170, 268 f.; Ziekurſch, S. 83. Ihre Kinder mußten 


dienen. 


5) Deß mann, S. 71 ff.; Ziekurſch, S. 89 ff. 
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auszudreſchen. Dafür wurden fie am Naturalertrage beteiligt; fie er⸗ 
hielten die Mandel und Hebe !). Die Geſamtheit der Dreſchgärtner 
eines Gutshofes war zum Empfang des Naturallohnes berechtigt. Sie 
ſtanden dem Gutsherrn gewiſſermaßen als eine Genoſſenſchaft gegen⸗ 
über. Bei reichhaltiger Ernte wurden auf ihre Koſten Hilfsarbeiter 
angeſtellt. Ziemlich allgemein beſtand die Verpflichtung, daß die Dreſch⸗ 
gärtner „ſelband“ zu Hofe gingen, d. h. ſie mußten noch eine Hilfe 
mitbringen. Es handelte ſich hierbei immer um eine weibliche Hilfe. 
Ausnahmsweiſe erhielt der Dreſchgärtner einen ſehr geringen Tage- 
lohn, z. B. beim Wieſenmähen. Zu Spanndienſten waren die Dreſch⸗ 
gärtner nie verpflichtet. War der Dreſchgärtner auch zu täglichem 
Dienſt verbunden, ſo war ſeine wirtſchaftliche Stellung doch ungleich 
geſicherter als die des oberſchleſiſchen Robotgärtners, ja des oberſchleſi⸗ 
ſchen Robotbauers. Der erſtere beſaß zwar relativ viel Ackerland, 
mußte dafür aber ungemeſſene Dienſte, auch Spanndienſte leiſten. — 
In Pommern galt die Vermutupg, daß die untertänigen Stellen der 
Gutsherrſchaft zu eigen gehörten und den Bauern auf unbeſtimmte 
Zeit bloß zur Kultur und zum Genuß eingeräumt ſeien. Die ſo⸗ 
genannten altpommerſchen Kulturhöfe, auf denen auch Gebäude und 
Inventar der Herrſchaft gehörten, wurden dem Beſitzer auf ſeine Lebens⸗ 
zeit und ſolange er der Stelle gehörig vorſtand, ohne Vertrag, auf 
bloße Annahmebriefe, verliehen. Daneben gab es Kauf- oder eigene 
Höfe, auf denen dem bäuerlichen Beſitzer Gebäude und Hofwehr ge- 
hörten?). Nur dieſe letzteren galten als erblich, und zwar nach den 
in der Deklaration über die Vererbung der Bauernhöfe in den 
Domänenämtern vom 25. März 1790 ausgeſprochenen Grundſätzen “). 
Die altpommerſchen Kulturhöfe fielen mit dem Tode des Beſitzers an 
die Herrſchaft zur freien Benutzung zurück. Aber nach der Beſtimmung 
zu urteilen, nach der unberückſichtigten Erben ein anderes Unter⸗ 
kommen oder Entlaſſung aus der Untertänigkeit gewährt werden mußte, 


1) Unter Mandel verſteht man ein Gebund von 15 Garben, die auf dem 
Felde in einer Puppe zuſammengeſtellt werden. Die zehnten bis vierzehnten 
dieſer Mandeln erhalten die Dreſchgärtner. Als Hebe wird dagegen der Dreſcher⸗ 
anteil bezeichnet, den der Gärtner für ſich aufheben darf (15. bis 25. Scheffel 
des Erdruſches). 

2) Padberg, S. 270 ff., erwähnt SEN Höfe, auf denen allein die Ge⸗ 
bäude den Bauern gehörten. 
| 3) N. C. C. Bd. VIII, Sp. 2907. Hiernach waren außer den Kindern und 
der Witwe auch die Geſchwiſter des letzten Beſitzers zur Erbfolge berechtigt. — 
Padberg, S. 276 glaubt, die Anzahl der erblichen Bauern auf ein Drittel 
der Geſamtzahl im altpreußiſchen Pommern anſchlagen zu dürfen. 


* 
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war auch hier der Übergang der Stelle vom Vater auf den Sohn 
nicht ſelten. Andrerſeits wurden die Stellen oft nur auf ſechs, drei 
oder — allerdings ſehr ſelten — auf neun Jahre verpachtet. Dieſe 
Benutzungsart kam in den beiden letzten Jahrzehnten des Jahrhun⸗ 
derts immer mehr in Aufnahme !). Auch Verleihungen der Höfe zu 
Erbpacht wurden in dieſer Zeit hin und wieder vorgenommen?). — 
Bei der Entſetzung eines Wirts war der Herr in dieſen Provinzen 
— den Netzediſtrikt und die Neumark möglicherweiſe ausgenommen — 
an die einſchlägigen Beſtimmungen des Landrechts, betreffend Eigen⸗ 
tümer und Beſitzer von Kulturhöfen, gebunden. In Pommern konnte 
auch ſchon dann auf Entſetzung angetragen werden, wenn der Untertan 
ohne herrſchaftlichen Konſens Schulden machte, die er nicht bezahlen 
konnte, wenn er mit herrſchaftlichen und Landesabgaben länger als 
ein Jahr im Rückſtand blieb und wenn er ſich ohne Erlaubnis vier 
Wochen vom Hof entfernte. Von den neumärkiſchen Herrſchaften allein 
behauptete man, daß ſie berechtigt ſeien, einem wegen Alter oder ſonſt 
unverſchüldet abgehenden Wirt und fetnen minderjährigen Kindern ihre 
Fürſorge zu entziehen. Während der Untertan in Oſt⸗ und Weſt⸗ 
preußen, in der Ucker⸗ und Neumark wider den Willen der Herrſchaft 
zur Aufgabe ſeiner Stelle nicht befugt war, auch wenn er einen Ge⸗ 
währsmann ſtellen konnte, ſtand es dem pommernſchen Bauern frei, 
feiner Stelle unter dieſer Bedingung zu entſagen?). In allen Pro⸗ 
vinzen dieſer Klaſſe, auch da, wo die Güter in Zeitpacht ausgetan 
waren, war eine Einziehung der Stellen bei deren Erledigung nicht 
erlaubt. Bei der Wiederbeſetzung konnten aber die bisherigen Be⸗ 
dingungen zum herrſchaftlichen Vorteil verändert werden!). In dem 
erſten Entwurf zum pommerſchen Provinzialrecht 1792/94 waren für 
den Gutsherrn beſonders viel Rechte vorgeſehen. Danach war dieſer 


1) Knapp, Bauernbefreiung, T. I, S. 330 ff. In dem zweiten Provinzial⸗ 
rechtsentwurf 1802 wurde den Herren zugeſtanden, ſogar Kulturhöfe, die ohne 
Zeitbeſtimmung ausgetan waren, nach einjähriger Kündigung zurückzunehmen 
(Geh. St. A. Rep. 84, XIV VP Nr. 1, vol. V fasc. 1). 

2) Padberg, S. 273. g 

3) Das oſtpreußiſche Provinzialrecht 1802 räumte dem Untertanen dieſes 
Recht ein unter der Bedingung, daß der Gewährsmann ein freier Menſch ſei 
(Zuſatz 119). 

4) Ziekurſch, S. 87; Stylo, S. 211. Das oſtpreußiſche Provinzial⸗ 

recht, Zuſatz 109 ſchränkte die Befugnis des Herrn inſofern ein, als dieſer nicht 
mehr berechtigt ſein ſollte, einen Untertanen zur Annahme einer Stelle unter 
ſchwereren Bedingungen als ſie dem Vorgänger geſtellt geweſen waren, zu 
zwingen. > 


61] Die Peftrebungen zur Befreiung der Privatbauern in Preußen 353 


zu jeder Zeit befugt, den Beſitzer einer untertänigen Stelle von drei 
zu drei Jahren auf andere und ſchwerere Bedingungen zu ſetzen, wenn 
derſelbe nur dennoch bei guter Bewirtſchaftung in mittelmäßigem 
Nahrungsſtande verblieb !). Auch Verſetzungen von einem Hof auf 
den andern, ſogar nach andern Gütern der Herrſchaft, die in demſelben 
oder einem angrenzenden Kreiſe Pommerns gelegen waren, mußte ſich 
danach der Untertan im Intereſſe einer erheblichen Verbeſſerung des 
herrſchaftlichen Gutes gefallen laſſen ). | 

Abgeſehen von den allgemein gültigen Beſtimmungen der Deklara⸗ 
tion vom 7. April 1777 über die Freilaſſung untertäniger Soldaten 
war in Schleſien und in Dft- und Weſtpreußen die Entlaſſung aus 
der Untertänigkeit durch eingehende Beſtimmungen geregelt, dort durch 
das Edikt vom 10. Dezember 1748, hier durch die Verördnung vom 
8. November 177339). Der eudämoniſtiſchen Richtung jener Zeit ent⸗ 
ſprechend, ſollte dem Untertanen, der Gelegenheit hatte, ſein Glück zu 
verbeſſern, die Entlaſſung gewährt werden. Als Entlaſſungsgründe 
galten in der Verordnung von 1773 1. für einen unangeſeſſenen 
Untertanen der Erwerb eines eigentümlichen Grundſtücks in Oſt⸗ und 
Weſtpreußen !), die Erlangung des Meiſterrechts; 2. die Befähigung 
zum Studieren; 3. für eine Untertanin Gelegenheit zum Heiraten; 
4. Anſtellung als beſoldeter königlicher Bedienter. Weiterhin gaben 
die Fälle, in denen der Herr ſeinen Pflichten nicht nachkommen konnte 
oder ſie verletzte, einen Entlaſſungsgrund, ſo 5. grauſame, Leben und 
Geſundheit des Untertanen gefährdende Behandlung; 6. Unfähigkeit 
des Herrn, dem Untertanen ein notdürftiges Auskommen zu verſchaffen; 
7. Verkauf des Untertanen ohne das Gut, deſſen glebae adscriptus er 
ward). Diefe Entlaſſungsmöglichkeiten wurden aber nicht unweſentlich 
eingeſchränkt. Der Hof des Abgehenden durfte nicht unbeſetzt bleiben, 


1) Vgl. Krug, über Leibeigenſchaft, S. 65: „Der Gutsbeſitzer kann nach 
den Provinzialrechten dis Abgaben, Dienſte und Pächte ſeiner Untertanen ver⸗ 
mehren, wenn er glaubt oder ſieht, daß ſich ihre Umſtände durch ihren Fleiß 
verbeſſert haben.“ 

2) Der zweite Entwurf zum pommerſchen Provinzialrecht 1802 ſchränkte 
die Befugniſſe des Herrn in derſelben Art ein wie das oſtpreußiſche Provinzial⸗ 
geſetz (§ 31 u. 32 zu T. II, Tit. 7). 

3) Korns Edikienſammlung, 1748-1750, S. 231 ff. N. C. C. Bd. V, 
Sp. 2471 ff. 

4) Urſinus nennt in dieſem Zuſammenhang auch Süd⸗ und Neuofts 
preußen. 

5) Vgl. über die Veräußerung der Untertanen mit ihren Stellen oben 
S. 49 u. Oſtpreußiſches Provinzialrecht, Zuſatz 110. 
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auch ſonſt keine ledige Stelle im Gute vorhanden fein’); der Frei- 
zulaſſende ſollte ſich nicht in die Untertänigkeit eines andern begeben, 
er durfte in keinem Prozeß mit der Herrſchaft ſtehen, er durfte ſich 
keines Verbrechens oder großer Undankbarkeit gegen die Herrſchaft 
ſchuldig gemacht haben; Knecht und Magd mußten ihren Zwangsdienſt 
abgeleiſtet, ein auf Koſten der Herrſchaft ausgebildeter Handwerker 
mußte zehn Jahre als ſolcher gedient haben. Das ſchleſiſche Edikt 
unterſchied ſich nicht ſehr von dem oſt⸗ und weſtpreußiſchen. Aber in 
Wirklichkeit trat der ſchleſiſche Untertan durch die Entlaſſung nur dann 
aus der Untertänigkeit, wenn er in einer Stadt das Bürgerrecht er⸗ 
langte oder in einem mit landesherrlicher Vergütung erbauten Kolonial⸗ 
dorf angeſetzt?) oder Einlieger wurde; in allen andern Fällen wechſelte 
er nur den Gutsherrn. Als Einlieger behielt ein Freigelaſſener zwar 
rechtlich ſeine Freiheit, die Lage eines ſolchen perſönlich freien Schutz⸗ 
untertanen war aber noch ungünftiger als die eines erbuntertänigen 
Einliegers ?). In der Uckermark und Neumark hing die Entkaſſung 
eines Untertanen ganz von dem freien Willen der Herrſchaft ab )). 
Dasſelbe galt in der Hauptſache auch für Pommern. Hier war aber 
ein unangeſeſſener Untertan, der anderswo eine Stelle erwerben konnte, 


1) Vgl. Geh. St. A. Generaldirektorium. Oſtpreußen und Litauen, Materien. 
Tit. LXXVIII, Sekt. 2, Nr. 23. 

2) Urſinus nennt dieſe beiden Ausnahmen; vgl. Stylo, S. 214. Nach 
Ziekurſch, S. 199, waren die Anſiedler auf den mit ſtaatlichen Mitteln er⸗ 
bauten Stellen in die Hörigkeit hinabgedrückt worden. Siehe auch Schön, 
Papiere, T. I, S. 19. 

3) „In ihrer Freizügigkeit auf Jahre b⸗ſchränkt, im beſten Fall auf die 
wirtſchaftlich denkbar ungünſtigſte Zeit, den Einbruch des Winters, für einen 
wiederholten Ortswechſel angewieſen, im höheren Alter oder bei ſchwerer Er⸗ 
krankung der Gefahr ausgeſetzt, nirgends mehr ein neues Unterkommen zu finden 
oder gar aus dem bisherigen Wohnort durch Kündigung des Mietsvertrages als 
Einlieger aus Angſt der Grundherrſchaft vor der Verpflichtung zur Armen⸗ 
unterſtützung oerjagt zu werden, den gleichen Pflichten wie erbuntertänige Ein⸗ 
lieger unterworfen, aber ohne deren Recht auf Armen⸗Oder Krankenunterſtützung. 
im Geburtsort, wahrlich dieſe ‚perſönlich freien‘ Schutzuntertanen waren noch 
ſchlimmer daran als die Erbuntertanen, und man begreift, warum die Verwal⸗ 
tungsbehörden trotz ihrer Freude an der Statiſtik niemals das Bedürfnis emp⸗ 
fanden, in ihren Tabellen dieſe ſchutzuntertänigen Einlieger von den ekbunter⸗ 
tänigen zu trennen.“ (Ziekurſch, S. 108.) 

4) Stengel, Neue Beiträge, Bd. V, S. 303. Ein die Neumark betreffen⸗ 
des Erkenntnis des Geh. Obertribunals: . „Der Untertan wird frei, wenn die 
Herrſchaft ihm ſein Erbgut gegen Entrichtung des Abſchoſſes verabfolgen läßt 
oder ſich um ihn nicht bekümmert, wenn er durch Krankheit abgehalten wird zu 
dienen.“ | 
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ſeine Entlaſſung zu fordern berechtigt, wenn er einen ſich und ſein 
Weib ausdrücklich zur Untertänigkeit verpflichtenden Gewährsmann zu 
ſtellen vermochte. Nach dem erſten Provinzialrechtsentwurf zu urteilen, 
war übrigens die Herrſchaft hier nicht wie in Oſt⸗ und Weſtpreußen, 
der Uckermark und Schleſien verbunden, einen Untertanen, dem ſie den 
Antritt einer auswärtigen Stelle verſagte, ihrerſeits anſäſſig zu 
machen!). Die vorpommerſchen Stände waren in ihren Monitis 
zum erſten Provinzialrechtsentwurf auf die äußerſte Einſchränkung der 
Befreiungsmöglichkeiten bedacht; ſie hielten ein Entlaſſungsgeſuch einer 
Untertanin, die durch auswärtige Verheiratung eine Verſorgung er- 
halten konnte, nur dann für zuläſſig, wenn in dem Dorfe kein 
Mädchenmangel herrſche oder wenn das Mädchen ſonſt eine andere 
tüchtige, ſich zur Untertänigkeit verpflichtende Magd als Erſatz ſtellen 
könne. Und doch beſtand gerade über dieſen Punkt ein Provinzial⸗ 
geſetz, die Deklaration vom 30. Mai 1766, das es jeder gutspflich⸗ 
tigen Weibsperſon freigab, ſich unter einer andern Herrſchaft nach 
ihrer eigenen Willkür zu verheiraten, ohne daß von ihrer Gutsherr⸗ 
ſchaft ihr deshalb etwas in den Weg gelegt werden durfte ?). Auch 
die Verabfolgung der Kinder des abziehenden Wirts unter 14 Jahren 
wollten die vorpommerſchen Stände nicht ohne weiteres zugeſtehen. 
In allen Provinzen bis auf die Neumark konnten die Untertanen 
durch Verjährung nicht frei werden. Überall mußte von den Unter⸗ 
tanen, ihren Weibern und Kindern bei der Freilaſſung ein Loslaſſungs⸗ 
geld gezahlt werden. In⸗Oſt⸗ und Weſtpreußen, der Uckermark, Neu⸗ 
mark und Schleſien waren die Fälle, in welchen dieſe Abgabe ge⸗ 
nommen werden durfte, und der Betrag geſetzlich beſtimmt. In Schleſien 
wurde außer dieſem Lytrum personale noch ein Lytrum reale, eine 
beſondere Abgabe vom Vermögen, 10%, auf Grund des Ediktes vom 


1) In Pommern ſcheint ein offenbar an ähnliche Beſtimmungen der Bauern⸗ 
ordnungen von 1616 (Johann Karl Dähnert, Sammlung gemeiner und 
beſonderer pommerſcher und rügiſcher Landesurkunden, Geſetze, Privilegien, Ver⸗ 
träge, Konſtitutionen und Ordnungen, Bd. III [Stralſund 1769], Tit. XI, § 16) 
und 1764 (N. C. C. Bd. III, Sp. 531 ff. Tit. III, § 11) anknüpfendes Der 
kommen beſtanden zu haben, das den Gutsherrn verpflichtete, einen Untertanen, 
dem der Hof abgenommen und kein anderer zugewieſen wurde, der Untertänig⸗ 
keit zu entlaſſen, eine Beſtimmung, die beſonders für die Pachtbauern Bedeutung 
haben mußte. Geh. St. A. Generaldirektorium. Pommern, Materien. Pyritzſche 
Kreisſachen, Nr. 13; Randowſche Kreisſachen, Nr. 4. Zweiter Entwurf zum 
pommerſchen Provinzialrecht, § 28 zu T. I, Tit. 21; § 111 zu T. II, Tit. 7. 

2) N. C. C. Bd. IV, Sp. 471 ff. 
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10. Dezember 1748 gefordert!). In Pommern war die Höhe des 
Loslaſſungsgeldes nicht geſetzlich feſtgelegt, ſondern ſollte nach den Ver⸗ 
mögensumſtänden billigerweiſe von den Herrſchaften beſtimmt werden?). 

Abgeſehen von Weſtpreußen war nur in Oſtpreußen der Stand 
der freien Leute auf den adligen Gütern von nennenswerter Be⸗ 
deutung. In Schleſien war mit jeder Art von bäuerlichem Beſitz eine 
Minderung des Standes verbunden, und die perſönlich freien Einlieger 
zeichneten ſich hier auch nicht irgendwie vor dem untertänigen Land⸗ 
volk aus. In der Uckermark und in Pommern gab es nur wenige 
freie Leute auf den Rittergütern ?), vollends in der Neumark war die 
Untertänigkeit ganz allgemein“). Die kleinen Leute, die Gärtner, 
Inſten und Losleute, waren auf den oſtpreußiſchen adligen Gütern 
zahlreicher als die bäuerlichen Ackerwirte. In der Gruppe der freien 
Leute ſtellten fie die meiſten Vertreter, wenn auch unter den Zins- 
bauern perſönliche Freiheit keine Seltenheit war, ſelbſt bei den Schar⸗ 
werk leiſtenden Bauern vorkam 5). Die Kinder der freien Leute waren 


1) Vgl. Ziekurſch, S. 100 f.; Deßmann, S. 110 ff. : 

2) Die pommerſche Regierung ſchlug in dem erften Entwurf des Provinzial⸗ 
rechts für vermögende Untertanen Sätze für das Los laſſungsgeld vor. Die vor⸗ 
pommerſchen Stände lehnten dieſe als viel zu niedrig ab, ſie wollten auch auf 
das Vermögen der Untertanen keine Rückſicht nehmen. Die hinterpommerſchen 
Stände forderten Abdienen des Losgeldes durch Arme. g 

3) Vgl. für die Freiheit der uckermärkiſchen Pachtbauern oben S. 57 
Anm. 1. Baſſewitz wird mit feiner Angabe (S. 26): „Die Pachtbauern waren 
zum Teil für ihre Perſon freie Leute“, das Richtige treffen. — Zweiter Ent⸗ 
wurf zum pommerſchen Provinzialrecht, § 20 f. zu T. IL, Tit. 7: „Perſonen des 
Bauernſtandes haben ohne Unterſchied, ob fie Grundftiide beſitzen oder nicht, 
die Vermutung wider ſich, daß ſie Gutsuntertanen ſind. Auf Koloniſten findet 
dieſe Vermutung nicht Anwendung.“ Bericht des pommerſchen Hofgerichts vom 
3. September 1798 (J. Mi Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 15 adhiben- 
dum): „Nur in wenigen Gütern iſt der Fall, daß ein oder der andere Guts⸗ 
behörige oder ein freier Menſch einen Hof eigentümlich oder als Erbpächter be⸗ 
ſitzt.“ (Geh. St. A. Generaldirektorium. Pommern, Materien. Pyritzſche Kreis⸗ 
ſachen, Nr. 13 werden freie Bauern erwähnt.) 

4) Siehe oben S. 49 über das Untertänigwerden der Einlieger. 

5) Ziffernmäßige Feſtſetzungen laſſen ſich über das Verhältnis der unter⸗ 
tänigen zu der freien Landbevölkerung nicht geben, die vorliegenden Angaben 
ſind allgemeiner Natur, zum Teil widerſprechend. Bericht Schroetters vom 
12. Juli 1798 (Geh. St. A. Rep. 89, 20 A): „Es gibt verſchiedene adlige Güter, 
beſonders aber in der Provinz Samland, die weder untertänige Leute noch eigent⸗ 
liches Scharwerk mehr haben. — Es gibt ſelbſt auf adligen Gütern viele Bauern⸗ 
höfe, die Scharwerk leiſten und mit freien Leuten beſetzt find. — Anno 1792 
befanden ſich in den adligen Gütern von Oſt⸗ und Weſtpreußen über 21 000 
Bauernhöfe und an 190 000 männliche Seelen, von denen wenigſtens 9/10 unter⸗ 
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vom Geſindedienſt frei 1). Seinen Grund hatte das häufigere Vor⸗ 
kommen von freien Leuten in dieſer Provinz wohl in der beſonders 
im Anfange des Jahrhunderts zahlreichen Anſiedlung von freien Leuten, 
in der Tatſache, daß die Bewohner der Domänen und Kämmereigüter?) 
hier allgemein als freie Leute behandelt wurden, wenn ſie auch noch 


tänig find.” Brief des Regierungspräſidenten Schraetter an Herrn von Korff, 
23. Januar 1803 (J. M. Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 14): „Ich nehme 
an, daß von den 950 000 Seelen in Oſtpreußen 160 000 dienſtpflichtig ſind, da 
700 000 Seelen auf dem platten Lande befindlich ſein werden. Promemoria 
Korffs aus dem Jahre 1802 (G. L. K. A 10, 6): „Sicher find nicht der 20. Teil 
von Menſchen Untertanen.“ Gravamen der Kölmer vom 28. Mai 1798 (Geh. 
St. A. Generaldirektorium. Oſtpreußen und Litauen, Materien. Tit. LXXXI, 
Nr. 3, zu vol. II): „Die Leibeigenen machen, ganz gering gerechnet, den 3. Teil 
aller Landbewohner Preußens aus.“ Schön, Papiere, T. II, S. 127 f.: „In 
den übrigen Provinzen iſt die Erbuntertänigkeit, wenn nicht ganz, doch mehr 
allgemein als in Preußen. — In Preußen iſt vielleicht nicht die Hälfte der 
Landleute untertänig.“ Bericht der oſtpreußiſchen Kammer vom 15. Mai 1789 
(G. St. A. Generaldirektorium. Oſtpreußen und Litauen, Materien. Tit. LVI; 
Nr. 4, vol. II): „Der größte Teil der adligen Güter hat Untertanen.“ Bericht 
derſelben Behörde vom 3. September 1797 (Geh. St. A. Generaldirektorium. Oſt⸗ 
preußen und Litauen, Materien. Tit. LXXV, Sekt. 1, Nr. 169): „Es iſt 
notoriſch, daß die meiſten adligen Güter in unſerer Provinz allein mit freien 
Leuten bewirtſchaftet werden.“ Nach der bei Böhme, S. 18, mitgeteilten Per⸗ 
ſonentabelle aus dem Jahre 1732 war in fünf Vorwerken und vier Dörfern der 
Angerapper Herrſchaft die Bevölkerung zu 42% frei. Vgl. auch Kern, 
S. 253 ff. ö | 

1) Die Altmark. Mittelmark und Priegnitz zeigten hinſichtlich des Zwangs⸗ 
dienſtes ein ähnliches Bild, Bauern⸗, Koſſäten⸗ und Büdnerkinder zum Dienft 
verpflichtet, Einliegerkinder frei, wenigſtens war dies die Regel, wenn es auch 
in der Mark nicht an Verſuchen fehlte, den Zwangsdienſt auszudehnen. — 1788 
verlangte die Mohrungiſche Ritterſchaft in einer Immediateingabe die Erweite⸗ 
rung des Dienſtzwanges auf alle Dorfeinſaſſen (Kern, S. 200 ff.). — Gold⸗ 
beck, S. 62, gibt folgende Charakteriſtik der freien Leute: „Die auf den adligen 
Gütern wohnenden Leute ſind teils freie Leute, teils Untertanen. Erſtere, ſie 
mögen entweder Acker oder Grundſtücke eigentümlich oder kontraktmäßig beſitzen 
oder auf den Gütern als Handwerker, Gärtner, Inſtleute und Geſinde ſich auf⸗ 
halten, ſind ſowohl in Anſehung ihrer Perſon als ihres Vermögens völlig frei, 
können von den Gütern frei wegziehen, ohne die geringſten Abzugsgelder be⸗ 
za len zu dürfen, find auch bei Verkaufung ihrer käuflich an ſich gebrachten 
adligen Grund ſtücke (wenn in Anſehung dieſes Punktes in den Kaufkontrakten 
nicht etwa etwas Beſonderes verabredet worden) und bei Sterbefällen von allen 
Abgaben an die Gutsherrſchaft völlig frei und hängen pon ihr nicht weiter ab, 
als daß ſie, ſolange ſie ſich auf ihren Gütern aufhalten, unter ee Ge⸗ 
richtsbarkeit ſtehen.“ 

2) Die Städte hatten ſchon im 16. Jahrhundert die Untertänigkeit au 
ihren Gütern befeitigt. Kern, S. 155. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 2. 24 
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geringen Beſchränkungen nnterworfen waren, und in dem Umſtand, 
daß hier ſchon lange an manchen Orten eine Wirtſchaftsweiſe ein⸗ 
geführt war, die auf der Arbeit unangeſeſſener Leute, nicht auf den 
Hand⸗ und Spanndienſten der Bauern beruhte. 

Während hinſichtlich der perſönlichen Rechts- und auch der Beſitz⸗ 
verhältniſſe der ländlichen Bevölkerung in den einzelnen Provinzen ge⸗ 
wiſſe Normen galten, beruhten die Feſtſetzungen über bäuerliche Dienſte 
und Abgaben, ſoweit dieſe nicht überhaupt unbeſtimmt waren, auf 
Einzelverträgen oder dem ebenfalls lokal ſehr abweichenden Herkommen ). 
Friedrichs des Großen Bemühen, die ungemeſſenen Frondienſte zu 
beſeitigen, die Dienſte auf drei oder vier Tage die Woche einzuſchränken 
und dem Bauern ſo die Möglichkeit eines gedeihlichen Fortkommens 
zu verſchaffen?), hatte keinen Erfolg gehabt“). Nur in Schleſien hatten 
Urbarienregulierungen ſtattgefunden. Hier war die Sache keineswegs 
durchweg zum Segen der Untertanen ausgeſchlagen. Vollends in der 
Art, wie die Urbarienregulierung unter Friedrichs Nachfolger gehand⸗ 
habt worden war, hatte ſie für die Untertanen eher Bedrückung als 
Erleichterung, ja ſogar Entziehung des rechtlichen Gehörs mit bé ge⸗ 
bracht“). — Im allgemeinen galt dort, wo nicht durch Hofbriefe, Ver⸗ 
träge oder Herkommen Gegenteiliges feſtſtand, die Vermutung für Un⸗ 
gemeſſenheit der Dienſte ?). So wurden z. B. in Schleſien allgemein, 
auch in Niederſchleſien, wo die Bauern meiſt nur zu ein bis zwei 
Tagen Frondienſt in der Woche herangezogen wurden, ungemeſſene 


— 


J) Für eine eingehende allgemeine Darſtellung der Dienſtverhältniſſe fehlt 
es, abgeſehen von Schleſien, wo bei der Urbarienregulierung dieſe Dinge zur 
Sprache kamen, an Material. Hier können nur Einzelunterſuchungen, wie für 
Oſtpreußen z. B. die nach Akten aus den Angerapper und Groß⸗Steinorter Guts⸗ 
archiven gefertigte Arbeit Böhmes, Aufklärung geben. 

2) Offenbar ſollten nur die Spann⸗ und Handdienſte leiſtenden Bauern 
für die Reform in Betracht kommen. 

3) Otto Hintze, Zur Agtarpolitik Friedrichs des Großen, Forſchungen 
zur brandenburgiſchen und preußiſchen Geſchichte, Bd. X (1898), S. 275 ff.; 
Kern, S. 176 ff.; Ziekurſch, S. 200 ff. 

4) Ziekurſch, S. 216f. 

5) Ungemeſſene und tägliche Dienſte ſind nicht ohne weiteres gleich⸗ 
zuſetzende Begriffe; ſiehe Ziekurſch, S. 85, 210. Es handelt ſich meiſt nicht 
um den Dienſt einer Perſon, ſondern mehrerer (zwei bis drei). Für Oſtpreußen 
macht z. B. Friedrich Herzog zu Schleswig⸗Holſtein⸗Beck, Über die Wechſelwirt⸗ 
ſchaft, Leipzig 1803, S. 238 die Angabe: „Bei dem ungemeſſenen Scharwerk 
muß jeder Bauer täglich einen Knecht, eine Magd und einen Jungen, wenn es 
erfordert wird, mit zwei Ochſen und vier Pferden in die Arbeit ſchicken.“ 


e 
et 
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Dienſte vermutet !). Auch die märkiſchen Dienſte hielten bei den Be⸗ 
ratungen über das Provinzialrecht daran feſt, daß die Dienſte un⸗ 
gemeſſen ſeien, obwohl ſie zugaben, daß beſtimmte Dienſte faktiſch 
häufiger ſeien ?). In den Gebieten mit vorherrſchend unerblich⸗laſſitiſchem 
Beſitzrecht, in Oberſchleſien, der Neumark, Pommern und dem Netze⸗ 
diſtrikt, waren tatſächlich ungemeſſene Dienſte die Regel ?), und doch 
beſtand kein notwendiger Zuſammenhang zwiſchen ſchlechtem Beſitzrecht 
und Ungemeſſenheit der Dienſte. Der oſtpreußiſche Hochzinſer teilte 
mit dem belaſteten Scharwerksbauern“) das unſichere Beſitzrecht. Die 
relative Bienſtfreiheit in der Gruppe der Freibauern und Freigärtner 
‚in Schleſien war nicht unbedingt mit dem guten niederſchleſiſchen Eigen- 
tumsrecht verknüpft. Durch die Größe und die Betriebsweiſe der herr⸗ 
ſchaftlichen Vorwerke, die Anzahl der Bauern wurde die mehr oder 


1) Stylo, S. 285; Ziekurſch, S. 83 ff. 

2) Großmann, S. 87. 

3) Ziekurſch, S. 144. — Krug, Über Leibeigenſchaft, S. 63 über die 
Neumark: „Die gewöhnliche Zahl der Frondienſttage iſt wöchentlich zwei für den 
Bauer mit Geſpann und für den Koſſäten mit der Hand, außer von Johannis 
bis Michaelis, wo fie zu täglichen Dienſten und oft mit zwei. Perſonen ver⸗ 
bunden ſind. An einigen Orten werden wöchentlich drei bis vier Tage mit Ge⸗ 
ſpann und ebenſoviel Handdienſte vom Bauer gefordert, an andern iſt nur ein 
Tag in der Woche dazu beſtimmt.“ Über die Dienſte der Pachtbauern in der 
Neumark und in Pommern vgl. Knapp, Bauernbefreiung, T. I, S. 330. — 
Zweiter Entwurf zum pommerſchen Provinzialrecht, § 80 f. zu T. II, Tit. 7: 
„In der Regel iſt der pommerſche Untertan alle Tage in der Woche mit Aus⸗ 
ſchluß der Sonn⸗ und Feſttage zu ungemeſſenen, mäßigen, zur Kultur des 
herrſchaftlichen Guts erforderlichen Dienſten und Arbeiten verpflichtet. Er iſt 
nicht befugt, auf unabänderliche Beſtimmung der Dienſte und Abgaben an⸗ 
zutragen.“ Krug, Über Leibeigenfchaft, S. 64. Bericht des pommerſchen Hof⸗ 
gerichts vom 21. Mai 1806 (J. M. Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältniffe, Nr. 19): 
„Die Kreiſe Lauenburg und Bütow haben mit Pommern gemein, daß nur 
wenige Bauerngutsbeſitzungen Erbpachtsbeſitzungen find und der größte Teil zu⸗ 
ſamt der Hofwebr unbeſchränktes Eigentum der Gutsherrſchaft ift, der von den 
bäuerlichen Beſitzern gegen Leiftung eines täglichen Dienſtes benutzt wird.“ — 
Die weſtpreußiſche Regierung im Bericht vom 7. September 1798 (J. M. Guts⸗ 
herrlich⸗bäuertiche Verhältniſſe, Nr. 15 adhibendum) über den Netzediſtrikt: 
„Der Hofbeſitzer iſt zu ungemeſſenen Dienſten verpflichtet.“ Holſche, Netze⸗ 
diſtrikt, S. 87 ſagt in bezug auf die Scharwerksbauern: „Dieſe Dienſte ſind 
äußerft läſtig, denn obgleich keine ungemeſſenen Dienſte hergebracht find, ſondern 
ein jeder Bauer beſtimmt dienen muß, ſo bleibt ihm doch wenig Zeit übrig, um 
ſeinen Acker zu kultivieren, denn er iſt täglich im Dienſt.“ 

4) Einer Notiz zufolge, die ſich in den genannten Stägemannſchen Mit⸗ 
teilungen an Beyme findet, kam tägliches Scharwerk nur in den Kreiſen Neiden⸗ 


burg, Olezko und Seheſten noch häufig vor. 
24 * 
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minder ftarfe Inanſpruchnahme der Untertanen bedingt, wie denn ja 
auch das Allgemeine Landrecht bei Beſtimmung von ungemeſſenen 
Dienſten die Rückſichtnahme auf die „Notdurft des Guts“ der auf die 
Bedürfniſſe der Untertanen voranſtellte. So erklärte ſich z. B. die 
mäßige Inanſpruchnahme der niederſchleſiſchen Bauern aus der ver⸗ 
hältnismäßig geringen Größe der dortigen Rittergüter, der Fülle des 
Geſindes auf den Herrenhöfen und vor allen Dingen aus dem dieſem 
Gebiet eigentümlichen Inſtitut der Dreſchgärtner. — In den letzten 
Jahrzehnten des Jahrhunderts gingen manche Wandlungen in den 
Dienftverpflidtungen der Untertanen vor. Einesteils löſten aufgeklärte 
Gutsbeſitzer die unwirtſchaftlichen Frondien ſte mit einem Dienſtgeld 
Hab und ließen ihre Güter mit eigenen Geſpannen durch Geſinde oder 
Tagelöhner bebauen oder ſchränkten auch wohl den Eigenbetrieb ein; 
andernteils ſteigerte der allgemeine Aufſchwung der Landwirtſchaft die 
Anſprüche des Gutsherrn und führte zu einer ſtärkeren Belaſtung der 
Untertanen !). In Pommern, der Uckermark, beſonders in Oſtpreußen 
erleichterte das Zeitpachtverhältnis ſolche Anderungen zum Nachteil des 
Bauern. Gewiß hatte der Herr ein Intereſſe daran, ſeinen Bauern 
nicht durch übermäßige Dienſte zu ruinieren, er brauchte ja ſeine 
Arbeitskraft; da aber andrerſeits ein. größerer oder geringerer Wohl⸗ 
ſtand des Untertanen dem Herrn keinen Vorteil brachte, ſo ging eine 
Rückſichtnahme ſeinerſeits aus ſelbſtiſchen Gründen nicht weit. Anders 
lag die Sache dort, wo der Herr an dem Aufblühen der Stätte pro- 
zentual beteiligt war, wie bei den eigenbehörigen Gütern in den 
weſtlichen Provinzen Preußens durch die ungewiſſen Gefälle ). 8 
In Süd» und Neuoſtpreußen, dem ehemaligen polniſchen, erft 
1793 und 1795 erworbenen Beſitz, waren die gutsherrlich- bäuerlichen 
Verhältniſſe noch keineswegs geklärt 3). Die große Menge der adligen 
1) Ziekurſch, S. 42 ff., 153 ff., 198, 201f. | 
2) Siehe unten S. 71f. \ 
3) Rodgero Prümers, Das Jahr 1793, Pofen 1895; darin beſonders 
Meisner, Gerichtsorganiſation und Rechtspflege, und Rummler, Landwirt⸗ 
ſchaft und Forſtweſen. Friedrich Herzberg, Südpreußen und Neuoſtpreußen. 
Eine geographiſch⸗ſtatiſtiſche Skizze, Berlin 1798. [Zerboni], Einige Gedanken 
über das Bildungsgeſchäft von Südpreußen, Jena 1800. Jahrbücher der preußi⸗ 
ſchen Monarchie, 1799, T. III, S. 398 ff.; 1800, T. III, S. 373 ff.: Hahn, 
Betrachtungen über Südpreußen; 1800, T. II, S. 752 ff.; T. III, S. 92 ff.; 
1801, T. 1, S. 366 ff.: Über das Bildungsgeſchäft in Südpreußen; 1801, T. III, 
S. 73 ff.: v. Wedell, Betrachtungen über den Zuſtand der preußiſch⸗polniſchen 
Provinzen. Vgl. auch die ſchon genannten Guradze; Holſche, Weſt⸗, Süd⸗ 
und Neuoſtpreußen. Aktenmaterial befindet ſich beſonders in J. M. „ 
bäuerliche SH Nr. 19. 
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Bauern war in beiden Provinzen bei der Beſitzergreifung leibeigen. 
Mit ihrer Perſon und ihrem Vermögen hingen ſie ganz von der 
Willkür des Herrn ab; ſie konnten ohne das Gut, zu dem ſie gehörten, 
vertauſcht, verkauft werden. „Da die adligen Bauern keine facultatem 
standi in iudicio hatten, jo waren die verſchiedenen, in früherer Zeit 
erlaſſenen Geſetze, z. B. über Freilaſſung, Loskaufsgeld, für ſie be⸗ 
deutungslos. Die mit den Grundherren geſchloſſenen Verträge waren 
nur für die Untertanen verbindlich. Auch gegen andere konnten ſie 
ihre Gerechtſame nicht ohne Beiſtand des Herrn in Gerichten verfolgen. 
Die Höfe gehörten den Herren vollkommen zu eigen, die Unterhaltung 
der Gebäude, des Inventars, die Bezahlung der landesherrlichen Ab⸗ 
gaben lag ihnen ob. Die Untertanen hatten keinerlei Erbrecht, ſie 
wurden willkürlich abgeſetzt. Es gab aber auch freie Leute unter den 
adligen Bauern !). Die ſogenannten Hauländer oder Holländer, die 
Nachkommen deutſcher Einwanderer, hatten ſich ihre perſönliche Frei⸗ 
heit und ihr Erbzinsrecht zu wahren gewußt. Ihre Leiſtungen waren 
allerdings meiſt über das in den Privilegien Feſtgeſetzte hinaus erhöht. 
Auch ſonſt kamen freie Pachtbauern und Erbzinsleute vor, denen Ge: 
bäude und Wirtſchaftsinventar eigentümlich gehörten. — Der Aufſtand 
1794 hatte in Südpreußen die geplante allgemeine Regelung ver⸗ 
hindert. Der ſklaviſche Zuſtand der Leibeigenen in beiden Provinzen 
war aber gemildert worden. Für Südpreußen waren die ſchon im 
Edikt vom 28. März 17947) enthaltenen Grundſätze in der Deklara⸗ 
tion vom 30. April 17978) von neuem ausgeſprochen, und hierdurch 
war ebenſo wie in Neuoſtpreußen durch das Patent vom ſelben Datum“) 
die Leibeigenſchaft als eine perſönliche Sklaverei im allgemeinen auf- 
gehoben und den Untertanen ein Gerichtsſtand gegen ihre Herrſchaft 
verſtattet worden. Trotz dieſen Anordnungen mußten die polniſchen 
Geſetze und Gewohnheiten im übrigen bis zu einer umſtändlichen Be⸗ 
ſtimmung der gutsherrlich- bäuerlichen Verhältniſſe noch beibehalten 
werden. Schlimmen Übergriffen der Herren, willkürlicher Erhöhung 
der Dienſte, unmenſchlicher Züchtigung hatten die ſüd⸗ und neu⸗ 
oſtpreußiſchen Regierungen durch ein Publikandum vom 15. Februar 


1) Jahrbücher der preußiſchen Monarchie, 1798, T. II, S. 247 ff. 
Stenger, Von den Hauländern in Südpreußen. Krug, Über Leibeigenſchat, 
S. 57 f. Clemens Brandenburger, Das Hauländerdorf Goldau bei 
Poſen, Heidelberger Differtation 1903. 

2) N. C. C. Bd. IX, Sp. 2097 ff. 

3) N. C. C. Bd. X, Sp. 1159 ff. 

4) Holſche, Weſt⸗, Süd⸗ und Neuoftpreußen, Bd. I, S. 309 ff. 
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17971) zu fteuern geſucht. Die Abſichten des Großkanzlers Goldbeck!) 
und des Provinzialminiſters Schroetter gingen dahin, die Untertanen 
in den neuen Provinzen auf den Fuß der ſchleſiſchen und oſtpreußi⸗ 
{den zu bringen, allerdings ohne Eigentumsverleihung ). 

Ganz anders geartet als bei den bisher beſchriebenen Gruppen 
war die Gebundenheit, in der fic) der Eigenbehörige der weſtlichen Ge- 
biete Preußens ſeinem Herrn gegenüber befand). Der Unterſchied 
zwiſchen dem Erbuntertanen und dem Eigenbehörigen beruhte haupt- 
ſächlich darauf, daß der letztere in ſeinem Herrn keine Gerichtsobrigkeit 


1) Eiſenberg und Stengel, Beiträge, Bd. IV, S. 172 ff. 

2) Nach Adolf Stölzel, Carl Gottlieb Suarez, Berlin 1885, S. 421 
hat Goldbeck ſeine Reformpläne Suarezſchen Ausführungen entlehnt. In den 
von Stölzel hierzu zitierten Akten (Geh. St. A. Domänenſachen. Generalia Nr. 33. 
Fach 173. Nr. 33, jetzt Generaldirektorium. Neuoſtpreußen. Tit. CXXVIII, 
Nr. 7) findet ſich kein Hinweis auf die Suarezſche Urheberſchaft. 

3) Bald nachdem Goldbeck ſeine Pläne in betreff eines zu erlaſſenden Re⸗ 
qulativ8 Hoym, dem Provinzialminiſter von Südpreußen, unterbreitet hatte 
(28. Mai 1796), war Schroetter für die vernachläſſigten bäuerlichen Einſaſſen 
ſeines Departements eingetreten (18. Juli 1796) und hatte darauf von Goldbeck 
eine Abſchrift jenes Briefes an Hoym erhalten (28. Juli 1796). Die Verord⸗ 
nungen vom 15. Februar 1797, die auf Goldbecks Veranlaſſung einſeitig von 
den Regierungen ergangen waren, hatten Schroetters Mißfallen wegen ihrer 
Offentlichkeit erregt, ſie gingen ihm in ihren Ausdrücken gegen den Adel zu 
weit. Schroetter war damals für ein langſames Vorgehen wegen der Unkultur 
der bäuerlichen Bevölkerung, die in der ihm unterſtellten Provinz auch beſonders 
groß war, und hauptſächlich wegen des Mangels an zuverläſſigen Offizianten, 
wie ſie eine plötzliche Umwandlung erfordert haben würde. Keineswegs „ſtemmte 
ſich Schroetter mit aller Macht gegen die ſcheinbar ſelbſtverſtändlichen Maß⸗ 
regeln“, wie Martin Philippſon, Geſchichte des preußiſchen Staatsweſens 
vom Tode Friedrichs des Großen bis zu den Freiheitskriegen, Bd. II (Leipzig 
1882), S. 192 ff. es darſtellt, indem er unter anderm den aus eigener Initiative 
hervorgegangenen Brief Schroetters als eine Antwort auf die Goldbeckſchen 
Pläne anſieht. Auch aus der Stölzelſchen Darſtellung gewinnt man den falſchen 
Eindruck, als ob Schroetter der Beſſerung der bäuerlichen Verhältniſſe überhaupt 
widerſtrebt hätte. . 

4) Wilhelm Upmeyer, Die Minden⸗Ravensbergiſche Eigentumsordnung 
von 1741, Beiträge für die Geſchichte Niederſachſens und Weſtfalens, 1. Jahrg., 
H. V, Hildesheim 1906. Auguſt Karl Holſche, Hiſtoriſch⸗topographiſch⸗ 
ſtatiſtiſche Beſchreibung der Grafſchaft Tecklenburg, Berlin und Frankfurt 1788. 
Chriſtoph Leopold Diederichs, Entwurf der Rechtslehre von der weſt⸗ 
fäliſchen Eigenbehörigkeit vorzüglich in der Grafſchaft Ravensberg, Lemgo 1792. 
Paul Wigand, Die Provinzialrechte des Fürſtentums Minden, der Graf⸗ 
ſchaften Ravensberg und Rietberg, der Herrſchaft Rheda und des Amtes Recken⸗ 
a in Weftfalen, Bo. I u. II, Leipzig 1834. Lehmann, SE T. I, 

S. 203 ff. 
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anerkannte, ſondern einen. Obereigentümer des Gutes, welchem er zu 
den auf demſelben laſtenden Abgaben und Dienſten !) verpflichtet, dem 
er aber zugleich auch für ſeine Perſon leibeigen war?). In Minden, 
Ravensberg, Tecklenburg und Lingen war der größte Teil der Bauern⸗ 
güter eigenhehörig®), in der Grafſchaft Mark gab es ſolche nur ver⸗ 
einzelt“). Die aus der Eigenbehörigkeit fließenden Verbindlichkeiten 
und Rechte waren für Minden und Ravensberg durch die Eigentums- 
ordnung vom 26. November 1741 beſtimmt 5). In Tecklenburg und 
Lingen, wo es an einer beſondern Vorſchrift fehlte, wurde dieſe Ord⸗ 
nung ebenfalls beobachtet, während in der Mark bei Beſtimmung der 
Eigenbehörigkeit Verträge und Herkommen entſcheidend waren. Die 
Eigenbehörigkeit entſtand durch Beſitz einer eigenbehörigen Stätte und 
durch Geburt von einer eigenbehörigen Mutter. Durch die Heirat mit 
einem eigenbehörigen Manne machte ſich eine Freie dieſer Eigenſchaft 
nur dann teilhaftig, wenn ſie ein eigenbehöriges Kolonat bezog. Bloß 
durch Vertrag, ohne Übernahme einer eigenbehörigen Stätte konnte 
ſich niemand eigenbehörig machen. Das Recht der Verjährung konnte 
nach 30 Jahren von beiden Seiten geltend gemacht werden, von dem 
Herrn einem Freien gegenüber, der ſich 30 Jahre als Eigenbehöriger 
hatte behandeln laſſen, und von einem Eigenbehörigen, der während 
einer ſolchen Zeitſpanne als Freier gelebt hatte. Einlieger, die auf 
einer eigenbehörigen Stätte wohnten, blieben frei. Der Eigenbehörige 
war prozeß⸗ und in beſchränkter Weiſe erwerbsfähig; denn auf das, 
was er erwarb, hatte der Herr kraft des Sterbfallrechtes einen ge⸗ 


1) Im allgemeinen waren es Spann⸗ und Handdienſte welche in der Regel 
einmal wöchentlich geleiſtet wurden. Dazu kamen bisweilen Baufronden. Häufig 
wurden die Dienſte mit Geld abgelöſt. 2 

2) Upmeyer, ©. 139, Anm. 1. „Eigentumsherr ift der Gutsherr als 
Inhaber der Eigenbehörigkeit, die zwar met, aber nicht notwendig mit dem 
Obereigentum an einem Bauerngute verbunden de über das wilde Eigentum 
ſiehe unten S. 74. 

3) Nach dem Bericht der Mindenſchen Regierung vom 10. Juni 1806 
waren etwa zwei Drittel von ſämtlichen Kolonaten beider Provinzen eigen⸗ 
behörig; nach dem Bericht der Tecklenburg⸗Lingenſchen Regierung vom 21. Juli 
1806 war der eigenbehörige Stand der angeſeſſenen Landesbewohner der größte 
und anſehnlichſte in beiden Provinzen. (J. M. Gutsherrlich⸗bäuerliche e 
niſſe, Nr. 19.) 

4) Beilage zum Bericht Steins an Heinitz vom 13. September 1798 (J. M. 
Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 15 adhibendum): „Außer dieſen freien 
Leuten gibt es aber nur ſehr wenige, hin und wieder zerſtreut anzutreffende 
Eigenbehörige.“ ' 

95) Abgedruckt bei Holſche, S. 275 ff. - 
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wiſſen Anſpruch. Auf Grund des Sterbfalls fiel dem Herrn, wenn 
der Verſtorbene weder einen Ehegatten noch Kinder hinterließ, der 
ganze Nachlaß an Mobilien und erworbenen Grundſtücken als Eigen⸗ 
tum zu !). Waren ein Ehegatte oder Kinder vorhanden, fo mußten dieſe 
mit dem Gutsherrn zur Hälfte teilen, ohne daß die auf dem Nachlaß 
ruhenden Schulden in Abzug gebracht wurden. Der Herr konnte den 
Sterbfall in natura fordern oder ſeinen Wert abſchätzen laſſen. Neu⸗ 
erworbene Grundſtücke wurden nach dem Tode beider Ehegatten ſämtlich 
mit der Stätte konſolidiert. Über ſein Mobiliarvermögen ſtand dem 
Eigenbehörigen die Dispoſition und Verſchuldung nur auf die Hälfte 
zu und dies auch noch unter läſtigen Einſchränkungen. Von Todes 
wegen konnte der Eigenbehörige über dieſe Vermögensſtücke nichts ver⸗ 
ordnen. Der Gutsherr war berechtigt, die Eigenbehörigen mit ihren 
Stätten zugleich einem andern zu verkaufen, jedoch durfte dem Bauern 
hieraus kein Nachteil erwachſen. Der Herr hatte das Rückforderungs⸗ 
recht Entwichenen gegenüber. Jeder Eigenbehörige war bei Verluſt des. 
Erbfolgerechtes zur Einholung der Heiratserlaubnis verpflichtet). Nur 
vom Anerben konnte der Herr verlangen, daß er Bauer wurde; die 
Erziehung und Beſtimmung der andern Kinder hing bloß von den 
Eltern ab. Dieſe Kinder waren auch nicht ſchuldig, eine dem Guts⸗ 
herrn gehörige Stätte anzunehmen?). Wollten fie ſich anderswo nieder⸗ 
laſſen, ſo mußten ſie ſich freikaufen. Nur dort, wo der Geſindedienſt 
hergebracht war, mußten ihn alle Kinder nach der Reihe leiſten, im 
allgemeinen ein halbes Jahr lang ohne Lohn, im Tecklenburgiſchen 
ſtellenweiſe ein Jahr, in der Mark in der Regel zwei Jahre!). 
Beim Geſinde⸗ und Hofdienſt hatte der Herr das W einer mäßigen 


1) Die Hofwehr gehörte zum Nachlaß. Konkluſum der Geſetzkommiſſion 
vom 12. Februar 1785; ſiehe Holſche, S. 338 ff. 

2) Minden⸗ „Ravens bergiſche Eigentumsordnung, Kap. X, § 3: „Wenn ein 
eigenbehöriger Knecht oder Magd ſich zu verheiraten willens iſt, fo ſoll er ſolches 
zuvörderſt dem Eigentumsherrn anzeigen, die Perſon, welche er heiraten will, 
demſelben vorſtellen und, daß ſie von gutem Leumund, niemandem mit Eigen⸗ 
tum verwandt, auch die Stätte durch Fleiß und ein Stück Geld zu beſſern ver⸗ 
möge, dartun und dann um des Eigentumsherrn Konſens anhalten und deſſen 
einen Schein, vornehmlich vom Eigentumsherrn dortigen Orts bringen. 

3) Die Eigentumsordnung ſpricht von der Möglichkeit, daß der Anerbe 
von der Stätte heiratet. (Kap. VII, § 4.) Die Übernahme des Hofes war hier 
mehr ein Recht als eine Pflicht. . 

4) Nach Upmeyer, S. 68 wurde im Tecklenburgiſchen im zweiten Halb⸗ 
jahr Lohn gezahlt. In dem von Stein mitgeteilten Überblick, nach dem zwei⸗ 
jähriger Dienſt in der Mark hergebracht iſt, wird vom Lohn nichts geſagt. 
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Züchtigung !). Der Eigenbehörige durfte ohne Einwilligung des 
Herrn keine Veränderung mit der Stätte vornehmen, er durfte nicht 
über das Anerbenrecht verfügen 2). Wenn eine Stätte durch Tod oder 
dadurch, daß die Beſitzer in die Leibzucht, auf das Altenteil, gingen, 
frei wurde, waren die Kinder zur Nachfolge berechtigt. In Minden, 
Ravensberg und Tecklenburg herrſchte das Jüngſtenrecht. In Lingen 
hatte der älteſte Sohn oder, wenn keine Söhne da waren, die älteſte 
Tochter das nächſte Recht auf die Stätte. In der Mark richtete ſich die 
Erbfolge nach Verträgen oder nach dem Herkommen oder, wo dieſe nichts 
feſtſetzten, nach der Wahl des Herrn. Die überlebende Ehegattin war 
befugt, ſich wiederzuverheiraten und die Stätte auf gewiſſe „Mahl⸗ 
jahre“ in Beſitz zu behalten, aber höchſtens ſo lange, bis der Anerbe 
28 oder die Anerbin 25 Jahre alt war. Die übrigen Kinder, die 
dem Anerben bei der Erbfolge nachſtehen mußten, wurden mit einem 
Brautſchatz abgefunden. Sowohl Brautſchatz wie Leibzucht konnten 
gültigerweiſe nur mit der Einwilligung des Herrn beſtimmt werden. 
Eine Abäußerung des eigenbehörigen Beſitzers konnte aus verſchiedenen 
Urſachen, wenn der Beſitzer durch ſeine Schuld außer ſtande war, der 
Stätte ordentlich vorzuſtehen, geſchehen, jedoch nur auf gerichtliche 
Unterſuchung und Erkenntnis. Der Abgeäußerte erhielt notdürftigen 
Unterhalt, falls er ſich ſelbſt nicht ernähren konnte, und für ſich und 
ſeine Kinder einen unentgeltlichen Freibrief. Erledigte eigenbehörige 
Stätten mußten ſtets wieder beſetzt werden; der Herr war dabei nicht 
an die bisherigen Bedingungen gebunden. Kam eine fremde Perſon 
durch Heirat oder bei Neubeſetzung auf die Stätte, ſo mußte ſie den 
Weinkauf an den Herrn bezahlen, nur ſo erlangte ſie für ſich und 
ihre Kinder das Recht an der Stätte. Der Betrag wurde durch Über⸗ 
einkommen beftimmt®). Für den Fall, daß ein ſolches innerhalb von 


1) Vgl. Lennhoff, S. 68. Nach dem Mindenſchen Regierungsbericht 
vom 23. Juni 1795 berechtigte die in der Eigentumsordnung beigelegte levis 
eoëtoitio nur zum Auferlegen einer Gefängnisſtrafe. (Geh. St. A. Rep. 9, G. 3.) 

2) Nur für ſolche Schulden des Eigenbehörigen war die Stätte ſubſidiariſch 
haftbar, die von dem Gutsherrn zum Nutzen der Stätte ausdrücklich bewilligt 
waren. | 

8) Holſche, S. 333 Anm. „Es läſſet ſich hierin kein gewiſſes Ziel ſetzen, 
denn bei dem Akkord wird auf die Beſchaffenheit der Stätte, ob ſie groß oder 
klein, hoch oder gering in Pächten, ſchuldenfrei oder verſchuldet, ob viel, wenig 
oder gar keine Kinder abzufinden, ob die Perſon zum unbedingten Erbgewinn 
oder nur auf beſtimmte Zeit, welches Mahljahre genannt werden, admittiert 
wird, in Anſehung der fremden Perſon ſelbſt aber, ob ſie viel oder wenig Ver⸗ 
mögen beſitzt, geſehen.“ 
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zwei Jahren nicht zuſtande kam und der Anerbe ſo von der Heirat 
unberechtigterweiſe abgehalten wurde, waren in der Eigentumsordnung 
beſtimmte Sätze feſtgeſetzt. Der Beſitzer einer Stätte konnte ſeine 
Freilaſſung wider Willen der Herrſchaft nicht fordern, auch wenn er 
einen Gewährsmann zu ſtellen vermochte. Den Kindern durfte, wenn 
fie heinten, ſich anſäſſig machen oder ſich in der Stadt mit einer 
bürgerlichen Nahrung erhalten wollten, die Freilaſſung nicht verſagt 
werden. Gegen eine durch das Herkommen beſtimmte oder zu ver— 
einbarende oder im Notfall durch die Obrigkeit feſtzuſetzende Summe, 
den Freikauf, erteilte der Herr den Freibrief. Einem Kind, welches 
keinen Brautſchatz erhalten und alſo den Freikauf nicht ſelbſt ent⸗ 
richten konnte, mußte der Anerbe „einen freien Hals“ verſchaffen. 
Durch den Freikauf gingen aber auch alle Anſprüche auf die Erbfolge 
in die Stätte verloren. Den Kindern gegenüber, die ſich nicht frei⸗ 
kauften, ſondern im ſogenannten wilden Eigentume lebten, behielt der 
Herr feine Rechte, beſonders das auf den Sterbfall “). Die ungewiſſen 
Gefälle, der Freikauf, der Weinkauf und vor allem der Sterbfall, 
waren für den Eigenbehörigen eine Quelle mancher Not und Be⸗ 
drückung, ſie hinderten ſein Vorwärtskommen. Auf das Sterbfalls⸗ 
recht des Herrn gründete ſich in der Hauptſache die Kreditloſigkeit der 
Bauern. ö 

Tiber die Feſtſetzung der ungewiſſen Gefälle waren ſchon lange 
Verhandlungen zwiſchen der Regierung und den Mindenſchen Ständen 
geführt?). 1751 hatte das Mindener Domlapitel ſelbſt die erſte An⸗ 
regung gegeben; in den 70er und 80er Jahren hatten Beratungen 
ſtattgefunden, die aber zu keinem Ergebnis geführt hatten. Die Arbeit 
Nan einer neuen Eigentums ordnung und wiederholte Immediateingaben 
der Eigenbehörigen brachten die Angelegenheit 1792 von neuem in 
Fluß; aber die Stände blieben auch diesmal, bei den 1795 ſtatt⸗ 
findenden Konferenzen, bei ihren alten weitgehenden Forderungen. Die 
Eigenbehörigen gaben nicht Ruhe, wiederum wandten ſie ſich an ihren 
König. In Pyrmont, wo Friedrich Wilhelm II. zur Kur weilte, 
überreichten ihm Deputierte der eigenbehörigen Privatbauern in Minden⸗ 


1) Die Tecklenburg⸗Lingenſche Regierung berichtete am 21. Juli 1806 
J. M. Gutsherrlich⸗ bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 19) über die Nichtpoſſeſſionierten: 
„Dieſe ſind die Heuerlinge oder Heuerleute, welche meiſt und der Regel nach frei 
ſind; denn es ſind nur wenige unter ihnen, welche in dem ſogenannten wilden 
Eigentum leben und noch nicht freigekauft ſind.“ N 

2) Geh. St. A. Generaldirektorium. Minden⸗Ravensberg. Tit. LXIV, 
Nr. 29, vol. II. * 
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Rav'nsberg eine Bittſchrift, in der ſie um Befreiung von der Leibeigen⸗ 
ſchaft in der Art baten, daß ſtatt des Sterbfalls, Weinkaufs und Frei⸗ 
kaufs eine jährliche Abgabe an den Gutsherrn eingeführt werde. Der 
Amtmann Schrader, der bei jenen Konferenzen mit den Ständen die 
Sache der Bauern vertreten hatte, trat bald darauf mit einem noch 
weitergehenden Plan hervor, er trug auf Allodifikation aller eigen⸗ 
behörigen Bauerngüter, ſie ſeien königlich oder gutsherrlich, an, er 
wünſchte Freiheit des Guts und der Perſon !). Unter der alten Re⸗ 
gierung ſollte es weder zur Befreiung der Immediatbauern kommen, 
die der König zwar am 3. Auguſt noch von Pyrmont aus auf den 
Antrag des Miniſters Heinitz?) billigte ?), noch ſollte die Lage der 
Privatbauern irgendwie erleichtert werden. 


— — ͤrñ¹— 


1) St. A. M. Kriegs⸗ und Domänenkammer Minden V, Nr. 54, vol. III. 
Eingabe Schraders, Bünde 15. Juli 1797. 

2) Geh. St. A. Rep. 96, 251 A. 2. Auguſt 1797. 

3) Stadelmann, T. III, S. 234f. 


* 
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III 


Gebr. Berend & Co., 
Berliner Heereslieferanten, Bankiers und Induſtrielle 
ans dem Anfang des 19. Jahrhunderts 


Von 


| Paul Wallich 


Es. iſt nicht häufig, daß ſich über die Beziehungen eines lang er⸗ 
loſchenen Handlungshauſes zur Staatsverwaltung in deren Archiven 
reichliches Material findet, und daß gleichzeitig in privatem Beſitz Teile 
ſeiner ehemaligen Geſchäftskorreſpondenzen erhalten geblieben ſind. Erſt 
dies Zuſammentreffen aber ſchafft die Unterlagen für ein Urteil darüber, 
was einerſeits das betreffende Handlungshaus für den Staat, was 
andererſeits der Staat für das Handlungshaus bedeutet hat. Mit 
anderen Worten: Nur beim Zuſammenfluß dieſer beiden Quellen kommt 
neben der ſtaats⸗ bzw. volkswirtſchaftlichen auch die, aus Mangel an 
Stoff oft vernachläſſigte privatwirtſchaftliche Betrachtung e, 
Vorgänge zu ihrem Recht. 

In der Lage, aus Quellen der ſtaatlichen Verwaltung ſowohl wie 
aus privaten zu ſchöpfen, ſind wir bei der Darſtellung der Geſchichte. 
der Berliner Firma Gebrüder Berend & Co. !). Dabei handelt 
es ſich um eine Entwicklung, welche erfolgreiche Berliner Heeresliefe⸗ 
ranten der napoleoniſchen Kriege zu Bankiers, als ſolche zu bedeutenden 
Geldgebern des preußiſchen Staates in der Zeit ſeiner heftigſten 


1) Die folgende Darſtellung beruht 

1. auf Akten im Geheimen Staatsarchiv in Berlin, und zwar im beſonderen 
auf den Akten des Staatskanzlers (R 74 Mu N), des Zivilkabinetts 
(R 89 O), des Finanzminiſteriums (R 151), des Schatzminiſteriums (R 134), 
der Staatsſchuldenverwaltung (R 82), der Seehandlung (R 109) und des 
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finanziellen Zerrüttung, und ſchließlich zu angeſehenen induſtriellen 
Unternehmern machte. Die Darſtellung dieſer Entwicklung ſucht ein 
Beitrag zur Geſchichte der e Unternehmung in Berlin 
zu ſein. 


1: 


Auf dem Ummege über Potsdam find die Gründer der Firma 
Gebr. Berend & Co., die aus Tirſchtiegel Bommen. nach Berlin ge⸗ 
kommen. 1786 ſiedelten fid) die Brüder Samuel Bacher Berend und 
Lewin Bacher Berend in Potsdam an!). Der vom Jahre 1801 datierte 
Heiratskontrakt des älteren der beiden, Samuel Bacher Berends, nennt 
ihn „Samuel Sohn des ſeeligen Beer aus Tirſchtiegel“. Aus dem 

Kontrakt ergibt ſich ſeine Einheirat in die ſeit Jahrzehnten in Potsdam 
angeſehene und privilegierte Familie des Herz Wulff, welche Spuren 
bis in die friderizianiſche Zeit zurückreichender induſtrieller Betätigung. 
aufweiſt. Dieſe Familie übernahm im Heiratsvertrag die Verpflich⸗ 
tung, auf Grund der ihr urkundlich zuſtehenden Rechte dem jungen 
Ehemann die landesherrliche Erlaubnis zur Niederlaſſung und zum 
freien Gewerbebetrieb in Potsdam koſtenfrei zu verſchaffen. Von 
1786 bis 1801 iſt demnach der Aufenthalt der beiden Berend in 
Potsdam vermutlich ein nur geduldeter, kein konzeſſionierter geweſen. 

Als Potsdamer Schutzjuden haben die Brüder Berend in den 
kriegeriſchen Anfangsjahren des 19. Jahrhunderts die geſchäftlichen 
Grundlagen ihrer ſpäteren Firma gelegt. Nach der Beſetzung Berlins 
Ende Oktober 1806 legte Napoleon die für die Verpflegung ſeiner 
Truppen notwendigen Naturallieferungen den kurmärkiſchen Ständen 
als Kontribution auf. Dieſe ſuchten ihren Verpflichtungen nach⸗ 
zukommen, indem ſie durch Vermittlung der kurmärkiſchen Kammer in 
Potsdam an Unternehmer Lieferungsaufträge über die geforderten 


Militärgouvernements zwiſchen Elbe und Oder (R 91), welche im ein⸗ 
zelnen unter den angegebenen Signaturen zitiert werden; 

2. auf Akten des Ständiſchen Archives der n Landſchaft, zitiert 
als St. A.; 

3. auf Überreſten der Geſchäftsakten der Firma Gebr. Berend & Co. Ihre 
Lückenhaftigkeit beruht auf dem Umſtande, daß es ſich dabei nur um 
Teile einer Autographenſammlung handelt, die in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts der letzte Inhaber der Firma aus alten Skripturen 
ſeines Hauſes und ſeiner Familie zuſammengeſtellt hat. Die Firma be⸗ 
treffende Angaben, für die eine andere Quelle nicht ausdrücklich genannt 
iſt, ſind auf dieſe Unterlage zurückzuführen. 

1) R 91 A LXIVa Nr. 1. 
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Mengen vergeben ließen. Vermutlich kamen bei dieſer Sachlage den 
Berend perſönliche Beziehungen zu den Potsdamer Regierungskreiſen 
zugute. 

In den erſten Geſchäften, an denen wir Samuel Berend im 
November 1806 beteiligt finden, erſcheint er noch als Unterlieferant 
eines gleichfalls aus Potsdam ſtammenden Berliner Bankiers, in deſſen 
Namen er nur die Ablieferung zu beſorgen hat!). Sehr bald aber 
ſchließen er und ſein Bruder mit den Behörden im eigenen Namen 
ab, und zwar ſowohl jeder der Brüder für ſich allein, wie auch mit⸗ 
unter beide zuſammen. Es handelt ſich dabei um Beſchaffung namentlich 
von Hafer, Heu, Stroh, Roggen und Weizen, ferner „Lazarett-Denrées“, 
Kohlen und Vieh 2). Die Lieferungen, zunächſt noch meiſt für kleinere 
Beträge, ſelten im einzelnen Kontrakt 50 000 Taler erreichend, hatten 
an franzöſiſche Truppenteile und Militärbehörden in Potsdam, Spandau, 
Treuenbriezen und Beelitz zu erfolgen. Bei dieſer geſchäftlichen Be⸗ 
tätigung lernte der Geheime Staatsrat Sack die Brüder Berend 
kennen. Er bediente ſich ihrer beim Verpflegungsgeſchäft der von 
franzöſiſchen Truppen beſetzten Oderfeſtungen ?). Eine gewiß ſehr ein⸗ 
trägliche Lieferung war es, als ihnen 1812 Generalmajor Graf 
Lottum und der Geheime Staatsrat von Clewi die Entrepriſe 
der Lazarette jenſeits der Weichſel übertrugen. Dies Geſchäft, bei 
dem die Brüder Berend in Kompanie mit dem Lieferanten Abraham 
Gans arbeiteten, ſcheint ihrer Unternehmung den Stempel aufgedrückt 
zu haben. Während ſie zuerſt ſchlechtweg als „Schutzjuden“, dann als 
„Lieferanten“ bezeichnet worden waren, führen von 1812 ab die Akten 
fie met als „Lazarett⸗Verpflegungs⸗Entrepreneurs“ auf. Wie eine 
Forderung von 100 000 Talern, die ſie aus dieſem Geſchäft übrig be⸗ 
hielten, ihnen den Weg zum Eintritt in die Klaſſe der Bankiers bahnte, 
werden wir ſpäter ſehen. Unter anderem geſtattete ihnen dieſe Entre⸗ 
priſe, bei der Ausrüſtung der Freiwilligen 10 bis 12 Mann auf 
eigene Koſten komplett mobil zu machen. Eines ihrer bebeutendften. 
Kriegsgeſchäfte dürfte in der Tätigkeit zu erblicken ſein, die ſie 1813 
für den Generalleutnant von Bülow — den ſpäteren Grafen 
von Bülow⸗Dennewitz — als Generalagenten ſeines Korps, des 


1) St. A. B 85 n. 60. 

2) St. A. B 69 n. 13; B 83 n. 1, 5 u. 43; B 85 n. 58 u. 80. 

3) Dies Geſchäft und die Übernahme der Lieferungen für das franzöſiſche 
Lazarett in Stettin veranlaßte Samuel Berend 1809 und 1810 vorübergehend 
ſeinen Wohnſitz nach Stettin zu verlegen. 
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III. Armeekorps, ausgeübt haben ). Auch in den folgenden Jahren, als 
das Schwergewicht ihrer Tätigkeit bereits im Bankiergeſchäft lag, haben 
die Brüder Berend ſich noch für die ſogenannte „Heeres⸗Entrepriſe“ 
intereſſiert. Im Sommer 1815 bewarben ſie ſich um die vom preußi⸗ 
ſchen Finanzminiſterium zu vergebende Lieferung von Getreide aus 
Preußen nach Rotterdam, und im Januar 1816 bildeten zwei fällig 
werdende, auf Lieferungen beruhende Forderungen der Firma an den 
Staat in Höhe von 600 000 Franken und 15 223 Talern die Grund⸗ 
lage für ein noch zu erwähnendes großes Kreditgeſchäft ?). 

| Zur wirtſchaftlichen Beurteilung dieſer Geſchäfte iſt es nützlich 
kurz die charakteriſtiſchen Merkmale zuſammenzuſtellen, die dem Begriff 
des Kriegslieferungsgeſchäftes ſeit Jahrhunderten einen beſonderen und 
nicht angenehmen Beigefhmad. verſchafft haben. Plötzlich und un⸗ 
erwartet auftretender, ſtarker und mannigfach verſchiedener Bedarf des 
Fiskus muß um jeden Preis befriedigt werden. Der Fiskus, gewohnt, 
in jeder Rechtslage ſeinem privaten Gegenkontrahenten an Stärke über⸗ 
legen zu ſein, ſucht auch bei dieſem Geſchäft noch den Eindruck der 
Überlegenheit zu erwecken, indem er ſeine Notlage, manchmal auch ſeine 
mangelnde Zahlungsfähigkeit hinter einer ſchroffen, ihm - formell alle 
Rechte und Vorteile vorbehaltenden Faſſung des Lieferungsvertrages 
verbirgt. Tatſächlich ſchreckt er durch dieſe Härte aus der an ſich ſchon 
geringen Zahl unternehmender Kaufleute, die ihm zur Verfügung ſtehen 
wollen, noch manches ſolide Element fort, das ſich auf den berüchtigten 
Wortlaut des fiskaliſchen Lieferungskontraktes nicht einlaſſen will. Der 
weniger ängſtliche Unternehmer ſucht ſich nun, unter Ausnutzung ſeiner 
mehr oder weniger konkurrenzloſen Stellung, für die beſondere Leiſtung, 
die in der friſtloſen Deckung des verſchiedenartigſten Bedarfs liegt, 
für die Gefahr des Geſchäftes und für die Schwierigkeit ſeiner 
Finanzierung auf jede Weiſe bezahlt zu machen. Er fordert Preiſe, 
die in keinem Verhältnis zu dem normalen Wert der Ware ſtehen, 
und er legt bei der Lieferung den Vertrag hinſichtlich Güte ſowohl 
wie Menge der zu liefernden Ware fo weitherzig aus, als es die Ab- 
nahmebedingungen nur irgend zulaſſen. 

So wenig man behaupten wird, daß dieſe Charakteriſil einer 
Kriegslieferung ein Abbild aller Kriegslieferungen ſei, ſo wenig darf 
man den Lieferungen der Brüder Berend nachſagen, daß ſie durchweg 
vom kaufmänniſchen Standpunkt aus als illoyale Geſchäfte zu bezeichnen 


1) R. 91 A LXIVa Nr. 1, u. R. 151 a X B Sekt. 1 Lit. B Nr. * 
2) R 151 h III Sekt 1 Nr. 39. 
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wären. Ganz gewiß nicht zutreffen würde dieſe Bezeichnung auf die 
ſpäteren, in den Befreiungskriegen ausgeführten Lieferungen, die ſonſt 
wohl den Brüdern Berend nicht ſo gute geſchäftliche wie perſönliche 
Beziehungen zu den Leitern der von ihnen belieferten Behörden und 
Truppenteile hinterlaſſen hätten. Auch bei den Brüdern Berend in- 
deſſen hatte ſich, entſprechend einer alten kaufmänniſchen Erfahrung, 
wohl erſt mit zunehmendem geſchäftlichem Erfolge die geſchäftliche Moral 
gehoben. An manche der in den erſten Kriegsjahren erfolgten Lieferungen 
hatten ſich nämlich Prozeſſe angeſchloſſen, die zum Teil von der kur⸗ 
märkiſchen Landſchaft, zum Teil von den Berend angeſtrengt wurden und 
die erkennen laſſen: Auch die Brüder Berend haben, wie ſie einerſeits 
unter der Unzuverläſſigkeit des auftragvergebenden Fiskus gelitten haben, 
ſo andererſeits ſich nicht von den Lieferantenſünden freihalten können. 
Ein Beiſpiel dafür iſt der umfangreiche Prozeß, der an eine für 
die in Potsdam ſtationierte franzöſiſche Kavallerie im Sommer 1807 
erfolgte Graslieferung anknüpfte 1). Die als Auftraggeberin fungierende 
Kurmärkiſche Landſchaft hatte einen erheblichen Reſtbetrag des dem 
Samuel Berend zuſtehenden Lieferungserlöſes einbehalten. Sie be⸗ 
gründete das in ihrer Klageerwiderung unter anderem mit dem Ober, 
mäßigen Preiſe, der dem Berend bewilligt ſei und der einen Groſchen 
pro Pfund Gras ausmachte. Nachdem die erſte Inſtanz Berend in 
ſeinem Anſpruch geſchützt hatte, entſchieden die zweite und dritte unter 
dem Eindruck der wohl unbeſtreitbaren Überforderung, deren ſich Berend 
ſchuldig gemacht hatte, zu Gunſten der Landſchaft. Schon damals 
machte ſich bei der auftraggebenden Stelle das Bedürfnis geltend, in 
eine Nachprüfung des vereinbarten Preiſes durch Feſtſtellung der Selbit- 
koſten des Lieferanten einzutreten. In einem Schriftſatz beantragte 
die Landſchaft, die Lieferanten möchten die Grasverkäufer und die 
dieſen bezahlten Summen angeben; eine Abſchätzung der abgenutzten 
Wieſen ſolle erfolgen, und die klagenden Brüder Berend ſollten eine 
Liquidation der Koſten für ihre Bemühungen einreichen. Andere 
Prozeſſe zwiſchen der Landſchaft und den Brüdern Berend beruhten 
darauf, daß dieſe nach dem ſchlechteren franzöſiſchen Gewicht geliefert 
haben ſollten, während angeblich im Vertrage deutſches — alſo 
beſſeres — Gewicht vorgeſehen war, d. h. es wurde ihnen eine Minder⸗ 
leiſtung, ein ſogenannter „Defekt“ zur Laſt gelegt ?). Auch die Güte 


der gelieferten Waren wurde gelegentlich SEA 
1 St. A. B 69 n. 1. 


2) St. A. B. 83 n. 1, 5, 43 u. B. 85 n. 58. über dieſe Lieferungen auch 
bei Baſſewitz, Kurmark Brandenburg 1806/08, I, S. 230. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Gefd. XXXIII. 2. 25 
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Andererſeits hielten die Berend weder beim Abſchluß der Ver⸗ 
träge, noch bei den ſich etwa an deren Abwicklung anſchließenden Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten mit ihrem Mißtrauen gegenüber dem Fiskus, ihrem 
Gegenkontrahenten, zurück. Sie ſuchten damit jede Preisforderung, 
als eine erhebliche Riſikoprämie enthaltend, zu rechtfertigen. Wo es 
ihnen gelang, deckten ſie ſich bereits beim Vertragsabſchluß, indem 
ihnen die Kurmärkiſche Landſchaft als Sicherheit für. die Zahlungs⸗ 
leiſtung ein Pfanddepot in eigenen Pfandbriefen, und zwar angeſichts 
deren ſchlechten Kursſtandes in vierfacher Höhe des zu zahlenden Be⸗ 
trages, ſtellen mußte. Daß dies Mißtrauen berechtigt war, erweiſt die 
Tatſache, daß die Landſchaft in mehreren Fällen, in denen ſie rechts⸗ 
kräftig zur Zahlung von noch unbeglichenen Reſtforderungen der Ge⸗ 
brüder Berend an dieſe verurteilt war, ſich außerſtande zu ſofortiger 
Erfüllung des Urteils erklärte. Dieſe Tatſache war auch die Be⸗ 
gründung, die Samuel Berend im Jahre 1814 gab, als er unter 
nicht unbedeutenden Opfern alle ſchwebenden Prozeſſe und Differenzen 
mit der Kurmärkiſchen Landſchaft durch einen Vergleich aus der Welt 
ſchaffte: Er würde doch keinen Vorteil daraus ziehen, Gläubiger einer 
Behörde, zu fein, die keine Zahlung leiſten könne ). ! 

So ſpricht nur, wer ſchmerzlos verzichten kann, weil er ander- 
weitig genug verdient hat. Samuel ‘und Louis Berend find im Heeres⸗ 
lieferungsgeſchäft zu reichen Leuten geworden. Schon im Jahre 1810, 
als Friedrich Wilhelm III. und die Königin Luiſe am 23. Januar, 
zum erſten Male nach ihrer Rückkehr aus Königsberg, von Berlin nach 
Potsdam kamen, ließen die Brüder Berend zur Feier des Tages dort 
180 Arme ſpeiſen 2). Ein Bericht des „Militär-Gouvernements zwiſchen 
Elbe und Oder“ vom 6. Mai 1814 an den Staatskanzler?) hebt 
hervor, daß die Brüder Berend, wider die Gewohnheit derer, die 
ſchnell reich geworden ſind, in ihren Privatverhältniſſen ſehr ordent⸗ 
liche Leute ſeien, ſo daß es in Anbetracht ihrer ſchon heute beſtehenden 
Wohlhabenheit nicht fehlen könne, daß ſie in einiger Zeit vielleicht zu 
den reichſten Partikuliers in den königlichen Staaten zu zählen wären. 
Auf der Liſte einer Sammlung, die der Kommerzienrat Beer in Berlin 
kurz nach der Schlacht bei Großgörſchen zum Beſten der vaterländiſchen 
Verwundeten veranſtaltete, trugen ſie ſich mit einer für Demand. Zeiten 
bedeutenden Zeichnung von 20 Friedrichsdor ein. 


1) St. A. B. 83 n. 1. 
2) (Baſſewitz.) Kurmark Brandenburg, e S. 91. 
3) R. 91 A LXIVa Nr. 1. 
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Um die gleiche Zeit führten fie, im Zuſammenhang mit ihren 
Heereslieferungen, eine Reihe von Geſchäften durch, bei denen es ſich 
offenbar weniger um die Erzielung von Verdienſt handelte, als um die 
Abſicht, denjenigen Behörden, mit denen ſie in Geſchäftsverbindung 
ſtanden, und deren Gunſt ihnen auch für die Zukunft wertvoll ſein 
mußte, ihren Patriotismus zu erweiſen. So erwarben ſie von dem 
durch Liebesgaben aufgebrachten Fonds des Freiwilligen Jägerkorps 
im April 1813 in Breslau für einige tauſend Taler als Spenden 
eingekommene Wertpapiere und führten den Erlös an eine Reihe von 
Truppenteilen ab, aus deren Montierungsbeſtänden die Freiwilligen 
Jäger eingekleidet wurden. Gleichzeitig trugen ſie zu dieſem Fonds 
durch namhafte eigene Spenden bei. Im Frühjahr 1814 ſtellten ſie 
dem Regierungspräſidenten von Baſſewitz bedeutende Vorſchüſſe an 
Saatgetreide für die verarmte Bevölkerung der Kurmark zur Ver⸗ 
fügung. In dieſem Zuſammenhang iſt auch die Entrepriſe der Laza⸗ 
rette in Potsdam im November 1813 zu erwähnen. In dieſem Ge⸗ 
ſchäft, das ſie bis zum Mai 1814 führten, verfuhren ſie nach dem 
Urteil aller beteiligten Stellen mit großer Uneigennützigkeit und er⸗ 
klärten ſich, als im Frühjahr 1814 eine vorzeitige Auflöſung der 
Potsdamer Lazarette aus Sparſamkeitsgründen wünſchenswert wurde, 
ohne Erſatz des ihnen erwachſenden Schadens mit der Aufhebung ihres 
Kontraktes einverſtanden. Unter dieſen Umſtänden verfügte der Finanz⸗ 
miniſter von Bülow, entgegen dem ſonſt gegenüber Lieferanten⸗ 
forderungen üblichen Verfahren, daß die Begleichung der den Brüdern 
Berend aus dieſer Unternehmung reſtierenden Forderung von an⸗ 
nähernd 30 000 Talern außer der Reihe und alsbald zu erfolgen 
habe ). | 

Daß die Brüder Berend mit dieſer Geſchäftspolitik, die offenbar 
die Vorarbeit für die Errichtung ihres Bankgeſchäftes war, ihren Zweck 
zum großen Teil erreicht haben, daß ſie im Heereslieferungsgeſchäft 
nicht nur reiche, ſondern auch angeſehene Leute geworden ſind, geht 
aus mancherlei Anerkennung hervor, die ihnen von ihren Auftraggebern 
zuteil geworden iſt. Im Jahre 1814 ſchreibt das Generalgouverne⸗ 
ment zwiſchen Elbe und Oder?), daß das Haus Gebr. Berend & Co. 
„ſich in allen den bedeutenden Lieferungsgeſchäften, worin es mit dem 
Staate während der letzten Kriegsperiode geſtanden, durch vorzügliche 
Solidität ausgezeichnet hat“. Und bald darauf meint die gleiche Be⸗ 


1) R. 91 A LXIV a Nr. 1 u. R. 151 h X B Sekt, 1 Gen. 2. 
2) R. 151 h X B Sekt. 1 Gen. 2. 
25 
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hörde, Gebrüder Berend & Co. dürften nicht als „zur Klaſſe der 
eigentlichen Lieferanten gehörig“ bezeichnet werden. Die gleiche An⸗ 
erkennung beweiſen die wiederholten Bemühungen ihrer Auftraggeber, 
den beiden Brüdern den Kommerzienrattitel zu verſchaffen. Wegen 
ihrer Leiſtungen bei der oſtpreußiſchen Lazarettentrepriſe ſetzten ſich zu 
dieſem Zwecke 1813 Graf Lottum und Geheimrat von Klewitz, 
wegen ihrer Uneigennützigkeit bei dem entſprechenden Potsdamer Ge⸗ 
ſchäft im Jahr darauf Generalleutnant L' Eſtocq und Geheimrat 
von Bülow, die Leiter des vorerwähnten Militärgouvernements, für 
die Brüder Berend ein. Ein unmittelbarer Erfolg dieſer Eingaben 
blieb allerdings aus. Samuek Berend hat den erwünſchten Titel über⸗ 
haupt nicht, Louis erſt als alter Bankier um 1830 erhalten. 


II. 

Ungefähr gleichzeitig mit der endgültigen Überſiedlung der beiden 
Brüder von Potsdam nach Berlin dürfte die Errichtung der Firma 
Gebr. Berend & Co. als Bankhaus ſtattgefunden haben. Der genaue 
Zeitpunkt beider Vorfälle iſt mit Sicherheit nicht feſtzuſtellen. 1811 
iſt Lewin Bacher Berend, der jüngere der Brüder, noch in Potsdam 
anſäſſig geweſen, wie aus einer ſtandesregiſterlichen Eintragung hervor- 
geht!). Daß Lewin ſowohl wie fein Bruder Samuel auch 1812 noch 
als in Potsdam anſäſſig eingetragen waren, geht aus der Liſte der 
gelegentlich der Verleihung des Bürgerrechtes an die Juden im König⸗ 
reich Preußen im Jahre 1812 in Potsdam eingebürgerten Juden?) 
hervor. Noch auf den Liſten, die im Finanzminiſterium für das im 
Juni 1812 mit den „Gewerbetreibenden und Vermögenden Einwohnern 
Berlins“ abzuſchließende Darlehnsgeſchäft aufgeſtellt wurden, fehlen 
die Brüder Berend zunächſt. Ihre Beteiligung an dieſem Geſchäft er⸗ 
ſcheint als das unerwartete Hinzutreten von Außen ſtehenden ?). Da⸗ 
gegen ſteht die Firma im Februar 1813 gelegentlich der nächſten bei 
der Berliner Kaufmannſchaft aufgenommenen Anleihe bereits in Reihe 


1) Geburt einer Tochter am 7. Mai 1811; Akten der jüdiſchen Gemeinde 
Potsdam. Die dem entgegenſtehende Angabe in einem 1814 verfaßten Bericht 
des Militärgouvernements zwiſchen Elbe und Oder, nach dem die Brüder bereits 
1806 nach Berlin übergeſiedelt wären, dürfte auf einem Irrtum beruhen. 

2) Amtsblatt der kurmärkiſchen Regierung, Potsdam 1814, 40. Stück, Bei⸗ 
lage. Von dieſem Zeitpunkt ab ändert der jüngere und weniger bedeutende der 
Brüder, Lewin Bacher Berend, ſeinen Vornamen in Louis um. 

3) R. 151 e II 10—13, u. R. 74 N XV 75. 
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und Glied mit den anderen Berliner Bankfirmen ). Die Überſiedlung 
der Brüder nach Berlin kann danach in die Wende der Jahre 1812/13, 
die Einrichtung des Bankhauſes unter der wohl ſchon vorher für das 
Lieferungsgeſchäft benutzten Firma Gebrüder Berend & Co. in das 
Jahr 1813 verlegt werden). 

Die Aufnahme der Firma in die Berliner Kaufmannſchaft iſt 
1814 erfolgt. Dabei iſt folgender Umſtand bemerkenswert: Vom Jahre 
1805 bis zur Verſchmelzung der beiden Berliner Kaufmannsgilden ?) 
untereinander, mit den beſonders konzeſſionierten Kaufleuten, mit der 
Elbſchiffergilde und mit den Juden, welche Verſchmelzung 1820 durch 
Errichtung der heutigen Korporation der Kaufmannſchaft erfolgte, 
wurden die „Kaufleute jüdiſcher Nation“ in beſonderer Liſte zwar als 
Mitglieder der Börſenkorporation, nicht aber als Mitglieder einer der 
beiden Kaufmannsgilden geführt. Wenn nun Gebr. Berend & Co., trotz 
ihres jüdiſchen Glaubens, in die Kaufmannſchaft der Tuch⸗ und Seiden⸗ 
handlung aufgenommen wurden, ſo iſt ein Grund für dieſe Ausnahme 
nicht erkennbar. Man mag eine liberale Anwandlung der Tuch- und 
Seidenhändlergilde annehmen, die unter dem friſchen Eindruck der jüngſt 
erfolgten Judenemanzipation ſtand und die Neuordnung des kaufmänni⸗ 
ſchen Zunftweſens früher erwarten mochte, als ſie tatſächlich eintrat. 

Ein kurzer Überblick ſei geſtattet über die Kräfte, die im Bank⸗ 
leben des damaligen Berlin maßgebend waren, und über die Aufgaben, 
die es zu bewältigen galt. . 

Die beiden ſtaatlichen Inſtitute, die Preußiſche Bank und die 
Seehandlung, befanden ſich um 1814, nicht nur infolge des Krieges, 
ſondern zum Teil auch unter den Nachwehen einer ſchon im Frieden 
betriebenen unſoliden Politik, in nahezu hoffnungsloſem Zuſtande. 
Beide waren nicht in der Lage, ihren laufenden Zinsverpflichtungen 
nachzukommen. Aber auch in der Liſte der Privatfirmen hatten die 
napoleoniſchen Kriege den Glanz manches bekannten Namens ausgelöſcht 


1) R. 151 h III Sekt. 1 Nr. 21, 2 u. 22. $ 

2) Dafür ſpricht auch der Umſtand, daß Geſchäftskorreſpondenzen der Firma 
erſt vom Jähr 1814 ab erhalten ſind. Offenbar war die Firma vorher nicht 
bureaumäßig etabliert. Das Heereslieferungsgeſchäft war in jener Zeit noch 
keines, das vom heimiſchen Kontor aus geführt werden konnte. Der Lieferant, 
der dauernd auf der Landſtraße lag, konnte keine ordnungsmäßig regiſtrierten 
Akten ſammeln, wie es die Firma feit 1814 gewiſſenhaft getan hat. 

3) Neben den Kaufleuten der Tuch⸗ und Seidenhandlung hatten diejenigen 
der Spezerei⸗ und Materialwarenhandlung ihre beſondere Gilde. Eine ſcharfe 
Abgrenzung zwiſchen beiden Gilden iſt um 1800 nicht mehr vorhanden. So 
finden ſich z. B. Bankiers in der einen wie in der anderen Gilde. 
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und dafür neue Häuſer in den Vordergrund geſchoben. Die früher 
führenden Bankgeſchäfte Walter van Aſten Söhne und Sal. 
Moſes Levy Erben, letztere ſeit 1811 in Delmar & Co. umgetauft, 
waren ſtark im Abſteigen begriffen, Ruben Sam. Gumperz nur 
noch Vermögensverwaltung. Von anderen Häuſern, die in die fride⸗ 
rizianiſche Zeit zurückreichten, nahmen Gebr. Schickler noch immer 
den erſten Platz ein. Liepmann Meyer Wulff, der reichſte der 
Berliner Bankiers, deſſen Vermögen ſchon 1808 auf 4 bis 5 Millionen 
Taler geſchätzt wurde, war eben geſtorben. Neben ſeiner Nachlaß⸗ 
verwaltung gehörte ſein Schwiegerſohn Jakob Herz Beer zu den 
größten Geldgebern des Platzes. Von jüngeren Firmen ſtanden die 
rührigen Gebr. Benecke ſowie J. & A. Mendelsſohn an der 
Spitze. Mit den vorgenannten Häuſern teilten ſich in das Berliner 
Geſchäft noch etwa 20 bis 30 größere und kleinere Bankgeſchäfte und 
Wechſler, von denen die kapitalkräftigeren ihr Vermögen zum großen 
Teil gehabten Kriegslieferungen verdankten. Einen Begriff davon, 
welche Kapitalkraft ungefähr der Berliner Kaufmannsſtand über die 
Kreiſe der eigentlichen Bankiers und Wechſler hinaus beſaß, gibt die 
Schätzung eines erfahrenen Berliner Bankiers), der 1812 ſchrieb, es 
gäbe an der Berliner Börſe wohl 140 bis 150 Firmen, von deren 
jeder man in Ruhe für 10 000 Taler Wechſel nehmen könnte. 

Der Umkreis des Berliner Geſchäftes?) war der verhältnismäßig 
eng begrenzte einer kontinentalen Binnenhauptſtadt. Die Finanzierung 
des lokalen Warenverkehrs, die Vermögensverwaltung der nicht allzu 
zahlreichen Kapitaliſten des Landes und die Befriedigung des Kredit⸗ 
bedürfniſſes der oberſten Geſellſchaftsſchicht bildeten die Grundlagen 
des Geſchäftes. Dazu kam ein beſcheidener Wechſelverkehr mit den 
größten auswärtigen Plätzen, vor allem mit Hamburg und Amſter dam, 
zur Finanzierung von Ein- und Ausfuhr und zur Ausnutzung der 
Schwankungen in der Währung ), ſowie ſchließlich ein lebhaftes ſpeku⸗ 
latives Geſchäft in etwa einem Dutzend an der Börſe gehandelten 
Pfandbriefen und preußiſchen Rentenwerten. Emiſſionsgeſchäft oder 


1) Der alte Moſes Levy, früher Chef der Firma Salomon Moſes Levy Wwe. 
& Erben, deſſen infolge eines Schlaganfalls kaum lesbare Unterſchrift man in 
den Akten unter manchem klugen Schreiben an Staegemann, Heydebreck, 
Rother u. a. findet. R. 151 e II II. 

2) Vgl. Brockhage, S. 142 ff. 

3) Dagegen war Berlin auch 1818 noch für den Londoner Geldverkehr kein 
Wechſelplatz, wie aus Londoner Kurszetteln jener Zeit hervorgeht, die keine Notiz 
für Wechſel auf Berlin vorſehen. 
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auch nur Handel in ausländiſchen Werten ſetzte erſt einige Jahre nach 
dem Kriege ein. Die erſte in Berlin emittierte ausländiſche Anleihe 
war eine norwegiſche im Jahre 1818. Dagegen fingen ſchon unmittel⸗ 
bar nach dem Kriege zwei neue Geſchäftszweige an, nützliche Bedeutung 
für. die Berliner Bankiers zu gewinnen, nämlich das Geſchäft mit der 
Regierung und die induſtrielle Tätigkeit. Der preußiſche Staat, der 
die Bankiers ſeiner Hauptſtadt bisher faſt nur als Metall⸗ oder als 
Warenlieferanten in Anſpruch genommen hatte, war in der Kriegszeit 
dazu gekommen, fie neben den mehr und mehr verſagenden Staats— 
inſtituten regelmäßig zu Kreditoperationen heranzuziehen. Gleichzeitig 
ſetzte das induſtrielle Geſchäft, das ſeit 1786 des friderizianiſchen 
Schutzes entbehrte und auch von der Kontinentalſperre nur vorüber⸗ 
gehenden Nutzen gezogen hatte, unter der neuen Gemerbe- und Soll- 
politik Preußens langfam zu neuem Aufſchwung ein. 

In dieſe Verhältniſſe traten Gebr. Berend & Co. im Jahre 1814 
ein, und zwar findet das genannte Jahr die Firma in Berlin ſchon 
in voller Wirkſamkeit, die Inhaber im Begriff, durch Erwerb von 
Grund⸗ und Hausbeſitz im beſten Viertel der Stadt ihre Stellung auch 
äußerlich zu befeſtigen. Das geſchah, indem zunächſt Samuel Berend, 
der ältere der Brüder, das bis dahin gräflich Moltkeſche Haus Unter 
den Linden 35 erwarb. Dies Haus ſtammte, ebenſo wie das ihm un⸗ 
mittelbar benachbarte und nach dem gleichen Grundriſſe Dietrichs er- 
richtete Palais der Königin der Niederlande, aus dem Jahre 1752. 
Es hatte am Ende des 18. Jahrhunderts ſchon einmal einem bedeuten⸗ 
den Berliner Kaufmann, dem Wollwarenfabrikant Heſſe, gehört und 
zählte noch um 1830 zu den anſehnlichſten Gebäuden Unter den 
Linden 1). Hier wurde das Kontor der Firma mit der Privatwohnung 
des Seniors vereinigt, während der jüngere Inhaber Louis kurze Zeit 
darauf das bis dahin der Witwe Rietz gehörige Haus Unter den 
Linden 19 zum Wohnſitz erwarb. 

Bei dem Überblick, den ich im folgenden über den Umfang der 
Geſchäftsbeziehungen und über die Art der Geſchäfte der neuen Firma 
gebe, ſchalte ich zunächſt ſowohl die Darlehnsgeſchäfte mit dem Preußi⸗ 
{hen Staate wie die Geſchäftsverbindung mit den Rothſchildſchen 
Häuſern aus, die in den nächſten Kapiteln zuſammengefaßt zur Dar⸗ 
ſtellung kommen. 

Die Gebr. Berend haben es offenbar gut verſtanden, die perſön⸗ 


1) Nicolai, Beſchreibung Berlins, 1786, S. 173, und Mila, Geſchichte 
von Berlin, 1829, S. 300. 
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lichen Beziehungen, die ihnen ihre Lieferungsgeſchäfte in den Kriegs⸗ 
jahren vermittelt hatten, aufrecht zu erhalten und für das Friedens⸗ 
geſchäft nutzbar zu machen. Unter den Korreſpondenten der Firma in 
den erſten Jahrzehnten ihres Beſtehens finden wir eine ganze Reihe 


hoher Militärs, Staats-, Hofe und Kommunalbeamter, fei es, daß 


ſolche als Kunden mit der Firma im regelmäßigen Kontokorrentverkehr 
ſtanden, fet es, daß fie — der häufigſte Fall — Wechſelkredite oe 
noſſen, ſei es, daß ihre Fürſprache dritten Stellen gegenüber in An⸗ 
ſpruch genommen wurde. Unter den Kontokorrentkunden finden fi 
die Grafen Gneiſenau und Bülow von Dennewitz, ſowie 
die Gräfin Viereck, die erſte Hof- und Staatsdame der Königin 
Luiſe; der ſpätere Finanzminiſter Maaßen erſcheint hier mit gelegent⸗ 
lichen Umſätzen in Effekten und ausländiſchen Guthaben; als Depoſiten⸗ 
kunde der Direktor im Finanzminiſterium, Präſident Keßler. Als 
geſchäftsgewandter Verwalter feines Vermögens zeigt ſich der Ober- 
präſident der Provinz Weſtfalen, Freiherr von Vincke, der, unter Be⸗ 
rückſichtigung der Kurschancen und unter Kurslimitierung, Weſt⸗ 
fäliſche Obligationen und Preußiſche Zentralſteuerobligationen verkaufen 
und für den Gegenwert Preußiſche Prämien⸗Staatsſchuldſcheine an⸗ 
ſchaffen läßt. | | | 
Andere Kunden verbinden den Kontokorrentverkehr mit gelegent⸗ 
lichen Anleihen bei ihrem Bankier. So läßt der ſpätere Juſtizminiſter 
von Ramps, damals noch Geheimer Oberregierungsrat, Zinskupons 
einkaſſieren, oder er erwirbt für eine Reiſe nach Dresden einen Kredit⸗ 
brief auf den dortigen Geſchäftsfreund von Gebr. Berend & Co. Da⸗ 
neben aber laufen ſeine Bitten, die Fälligkeit einer Schuld hinaus⸗ 
zuſchieben, oder der Dank für einen wiederum gewährten Kredit. Ein 
anderer dankbarer Schuldner iſt der Staats- und Schatzminiſter Graf 
Wylich und Lottum. Nachdem er 1815 eine Schuld von 1000 Talern 
zurückgezahlt hat, die ſeine Frau in Kriegszeiten bei der Firma auf⸗ 
genommen hatte, nimmt er 1817 ſelbſt einen Kredit von mehreren 
tauſend Talern gegen Verpfändung von Zinsſcheinen und Staatsſchuld⸗ 
ſcheinen in Anſpruch. Der Zinsſatz von 4½ ß, den ihm die Bankiers 
ohne Vereinbarung einer beſonderen Proviſion in Rechnung ſtellen, 
erſcheint für damalige Geldverhältniſſe und für die Art des Geſchäftes. 
mäßig. Übrigens bemühte ſich Graf Lottum, ſeinen Dank durch die 
Tat zu beweiſen, indem er einem faulen Schuldner der Firma gegen⸗ 
über ſeinen perſönlichen Einfluß aufbot, um ihn zur Erfüllung ſeiner 
Verpflichtungen zu bewegen. — Im Schuldverhältnis zu der Firma 
hat von 1814 an mit kurzen Unterbrechungen länger als 20 Jahre 


7 
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der Hofmarſchall von Maltzahn, Intendant der königlichen Gärten, 
geſtanden. Die Briefe dieſes in Mecklenburg begüterten Mannes laſſen 
den Notſtand der Landwirtſchaft bei den ſchlechten Preiſen jener Jahre 
erkennen, Preiſen, die z. B. im Jahre 1821 bis zur völligen Un⸗ 
verkäuflichkeit des Getreides gingen. Er zahlte den normalen Satz 
von 6% i Zinſen frei von Proviſion. — Andere Schuldner waren 
Moritz Auguſt Bethmann, ſpäter von Bethmann⸗Hollweg, 
der bekannte Rechtslehrer, Politiker und Unterrichtsminiſter, der General- 
leutnant von Thiele, die Witwe des Grafen Bülow von Dennemig 
und der ruſſiſche Geſandte in Berlin von Alopeus, ferner der 
Chemiker Profeſſor Hermbſtädt und der Stadtbaurat Langer⸗ 
hans, zu welchen beiden die Firma, wie noch zu erwähnen ſein wird, 
auch anderweitig in enger Beziehung ſtand. 

Daß unter einer größeren Zahl von Perſonalkrediten, die vielfach 
nicht unter rein geſchäftlichen Geſichtspunkten gegeben ſein mochten, 
auch einige vorkommen, deren Abwicklung keinen harmoniſchen Ausklang 
findet, iſt begreiflich. Hierher gehören die Geſchäfte mit dem General 
von Witzleben und Herrn von Bülow auf Kummerow, dem ſpäter be⸗ 
kannt gewordenen politiſchen Schriftſteller. Der angeſehene Rechts- 
anwalt Juſtizrat Ludolf verſchwand unter Hinterlaſſung von Schulden 
bei Gebr. Berend & Co. — wie übrigens an vielen anderen Stellen — 
aus dem öffentlichen Leben Berlins. Zu den Kunden der Firma, 
deren Schulden abgeſchrieben werden mußten, gehört ſchließlich auch 
eines der letzten Mitglieder der einſt Ae Bankierfamilie 
Ephraim. 

Ebenſo wie nach dem Umfang ihrer Beziehungen, muß die Firma. 
der Art ihrer Geſchäfte nach ſchon von 1814 ab als reguläres Bank⸗ 
geſchäft angeſprochen werden. Neben dem Kontoforrent-, Effekten⸗ 
kommiſſions⸗ und Inkaſſogeſchäft, mit denen wir die Firma bereits be⸗ 
ſchäftigt geſehen haben, zeigen die aus ihren Anfangsjahren vorhandenen 
Korreſpondenzen Diskontgeſchäfte, Handel in ausländiſchen Wechſeln, 
Akzepte, Warenbeleihungen und Güterentſchuldungen. 1822 bewerben 
ſich Gebr. Berend & Co. um den Bau der Chauſſee von Genthin nach 
Burg. Sie rühren damit an einen damals für Berliner Bankiers 
wichtigen Geſchäftszweig, zu deſſen Betrieb dieſe verſchiedentlich zu 
Konſortien zuſammentraten, und dem um die gleiche Zeit auch die 
Seehandlung ihre Aufmerkſamkeit zuwandte. Gebr. Berend & Co. 
ſcheinen in dieſem Geſchäft indeſſen keinen Fuß gefaßt zu haben, da 
nichts über eine ſpätere Beteiligung an Chauſſeebauten bekannt iſt. 

Nicht unintereſſant iſt eine ſchon im Jahre 1815 vom damaligen 
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‚ Seehandlungspräfidenten Nicolai an Gebr. Berend ausgegangene 
Anregung, welche zeigt, wie ſich bei dem wachſenden Geldverkehr des 
Berliner Platzes und angeſichts des völligen Verſagens der Preußiſchen 
Bank der Mangel einer zentralen Abrechnungsſtelle unangenehm 
fühlbar machte. Gebr. Berend & Co. hatten am 5. November von der 
Seehandlung 49 000 Taler zu erhalten, während letztere für 76 000 Taler 
Wechſel auf Gebr. Berend & Co. mit Verfall am 9. November im 
Portefeuille hielt. Um nun, wie Nicolai ſchreibt, „die Geldſchlepperei 
zu vermeiden und keine Schwierigkeiten wegen der Manquements an 
den Beuteln zu haben“, ſchlägt er vor, die entſprechenden Beträge zu 
kompenſieren, wobei er aber vorbeugend von vornherein ablehnt, Dis⸗ 
kont zu vergüten. 

Bei einem umfangreichen Geſchäftsverkehr konnten auch außerhalb 
der vorerwähnten Gefälligkeitskredite Verluſte nicht ganz ausbleiben. 
So ſehen wir Gebr. Berend & Co. 1819 beteiligt an der Zahlungs⸗ 
einſtellung der nicht unbedeutenden Berliner Bankfirma Wolff Levy, 
die nach einem Akkord mit 45% ihre Geſchäfte noch kurze Zeit weiter⸗ 
führte. Ins gleiche Jahr fällt ein Verluſt bei der angeſehenen Londoner 
Firma J. Barandon & Co., die als Agent der Seehandlung noch 
im Jahr vorher an der Preußiſchen Anleihe in London zuſammen mit 
Rothſchild führend beteiligt geweſen war (ſiehe ſpäter), die nun nach 
Einſtellung ihrer Zahlungen in Liquidation trat und nicht mehr als 
50% für ihre Gläubiger in Ausſicht ſtellen konnte. Indeſſen find in 
dieſem wie im vorhergenannten Falle die Beträge, mit denen Gebr. 
Berend & Co. beteiligt waren, nur unbedeutend. 


III. 


An einer früheren Stelle iſt angedeutet worden, daß eine Forde⸗ 
rung an den Staat in Höhe von 100 000 Talern, die Gebr. Berend & Co. 
aus ihrer oſtpreußiſchen Lazarett⸗Entrepriſe übrig behalten hatten, ihnen 
zum Sprungbrett für ihren Aufſtieg in die Klaſſe der Bankiers geworden 
iſt. Es handelt ſich dabei um das, ſoweit ſich feſtſtellen läßt, erſte Dar⸗ 
lehnsgeſchäft, das die Brüder mit dem preußiſchen Staat abſchloſſen. 

Im Jahre 1812 nahm das Finanzminiſterium zwei Anleihen auf, 
im Frühling eine Anleihe von 2½ Millionen Talern, im Sommer 
eine ſolche von 1 Million Talern !). Während von der erſten Anleihe 


1) R. 151 e II 10—13 und R. 74 N XV 75. Vgl. die etwas abweichende 
Darſtellung bei Lenz⸗Unholtz, Geſchichte des Bankhauſes Gebr. Schickler, 
S. 261; ferner Eugen Richter, Preuß. Staatsſchuldenweſen, S. 27. 
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2 Millionen Taler bei den Bankiers und 500 000 Taler bei den 
anderen Gewerbetreibenden und Rentiers untergebracht wurden, entfiel 
die Sommeranleihe von 1 Million in voller Höhe auf die Bankiers. 
Die Anleihen, für die entſprechende Mengen Salz verpfändet wurden, 
ſollten zur Deckung der durch den bevorſtehenden Feldzug nach Ruß⸗ 
land geſteigerten Bedürfniſſe des Staates dienen. Die Repartition 
auf die beiden Klaſſen von Kapitaliſten und innerhalb dieſer wieder 
auf die einzelnen Namen war begleitet von einer Ankündigung von 
Zwangsmaßregeln gegenüber denjenigen, die die ihnen zugemuteten Be⸗ 
träge nicht „freiwillig“ übernehmen würden. Dieſe Beträge beliefen 
ſich für die größten Firmen auf je 25 000 Taler, für die kleineren 
auf entſprechend geringere Summen. Wir haben es hier alſo mit nur 
wenig verſchleierten Zwangsanleihen zu tun, den erſten ſolchen aus den 
Jahren der Befreiungskriege, denen aber, wie wir ſehen werden, eine 
‚ganze Reihe anderer folgten. Gebr. Berend & Co. fehlen auf den 
für die beiden Anleihen aufgeſtellten Liſten der zu Beteiligenden, und 
zwar ſowohl auf der Liſte der Bankiers wie auf der der Gewerbe⸗ 
treibenden und „Partikuliers“. Erſt in einem ſpäteren Stadium 
der Beſprechungen über die zweite Anleihe meldet der Staatsrat 
von Staegemann, der für das Finanzminiſterium verhandelt, 
ſeinem Chef: Die Gebrüder Berend hätten erklärt, daß ſie auf ihre 
Lazarettforderung mit 100 000 Talern ſubſkribieren wollten; er könne, 
da die Anleihe anderweitig genügend gedeckt fet, nur 50 000 Talker. 
davon in ſein Kalkül aufnehmen. ö 

Dies freiwillige Angebot in vierfacher Höhe der normalen Höchſt⸗ 
zeichnung, mit dem Ré Gebr. Berend & Co. in den Kreis der Ber- 
liner Bankiers einführten, ſteht in lebhaftem Gegenſatz zu ihrem Ver⸗ 
halten bei den in den folgenden Monaten und Jahren der Berliner 
Kaufmannſchaft bzw. Bürgerſchaft auferlegten Zwangsanleihen. Die 
nächſte, die am 15. Februar 1813 in Höhe von 1 200 000 Talern eröffnet 
wurde !), trug ihren Charakter als Zwangsanleihe noch immer nicht 
offen zur Schau. Sie ſollte die Aufhebung des Zwangskurſes der 
Treſorſcheine ermöglichen und wurde durch Verpfändung der Berliner 
Mühlen ſowie der ſtaatlichen Akziſe⸗, Zoll⸗, Luxus- und Gewerbeſteuer⸗ 
gefälle geſichert. Im übrigen handelte es ſich bei dieſer wie bei den 
vorangehenden und den nächſtfolgenden Anleihen um kurzfriſtige Ge⸗ 


1) R. 151 h III Sekt. 1 Nr. 22. Lenz⸗Unholtz, S. 262 f. Richter, 
S. 28/29. Krug, Preuß. Staatsſchulden, S. 188/189. Über die Beteiligung 
von Berend an dieſer Anleihe R. 151 h III Sekt. 1 Nr. 21, II fol. 69 ff. 
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ſchäfte, die innerhalb Jahresfriſt abgewickelt fein ſollten und bei denen 
der Staat, ſoweit die Darlehnsgeber den Kredit in bar und nicht in 
eigenen Akzepten gewährten, bis zu höchſtens 6% p Zinſen vergütete. 
Offenbar nur widerwillig übernahmen Gebr. Berend & Co. an dieſer 
Anleihe eine Beteiligung von 15 000 Talern. Sie bezeichneten ſich 
mit dieſem Betrage, den ſie mit ihren Akzepten belegten, als bereits 
weit über ihre Kräfte in Anſpruch genommen, und ließen ſich für alle 
Fälle von ihrem Gönner von Klewitz, dem Chef der General⸗ 
fommiffion für das Verpflegungs⸗, Einquartierungs- und Marſchweſen, 
eine ſchriftliche Erklärung geben, daß nach einer mündlichen Außerung 
Heydebrecks, des zuſtändigen Chefs des Departements der öffentlichen 
Einkünfte, ihnen „aus dem jetzt verhältnismäßig vielleicht zu hoch 
repartierten Betrage zur Anleihe für künftige ähnliche Fälle kein Prä⸗ 
judiz erwachſen“ ſolle. 

Ehe mit der allgemeinen Zwangsanleihe des Sommers 1813 ein 
ſolcher ähnlicher Fall eintrat, hatten die Brüder bereits wieder im 
April des gleichen Jahres Gelegenheit, dem Staate ihren Kredit mehr 
oder weniger freiwillig zur Verfügung zu ſtellen. Verhandlungen, die 
vermutlich im Zuſammenhang mit Lieferungsgeſchäften ſtanden, führten 
dazu, daß ſie der Behörde ihr Akzept auf 3 bzw. 4 Monate über 
30 000 Taler hergaben 1). Vereinbarungsgemäß ſollte dieſe nur im 
äußerſten Notfalle davon Gebrauch machen, dann aber den Berend 
14 Tage vor Verfall vollſtändige Deckung überweiſen oder zum min⸗ 
deſten ihnen Unterpfänder ausliefern, damit die Akzeptanten für ihre 
Bereitwilligkeit nie in Verlegenheit kommen könnten. Es iſt bezeichnend 
für die Notlage, in der der preußiſche Staat ſich damals befand, daß. 
dies unbedeutende Geſchäft vom Staatskanzler Hardenberg ſelbſt 
abgeſchloſſen wurde. Daß dem Staatskanzler das Gefühl für dieſe 
Inkongruenz nicht fehlte, kann man daraus ſchließen, daß er den 
Gebr. Berend am 21. April aus Breslau ſchrieb: „Ich habe das Ver⸗ 
trauen zu ihrer Denkungsweiſe, daß Sie im Notfalle, und wenn id 
Ihnen Sicherheit anweiſe, demſelben [nämlich dem Staate] auf noch 
eine größere Summe Kredit geben werden.“ Gerade dies Geſchäft 
hat ſich, im Gegenſatz zu faſt allen anderen Darlehnsgeſchäften, die 
Gebr. Berend & Co. mit dem Staate abgeſchloſſen haben, nicht glatt 
abgewickelt. Es iſt gleichzeitig der erſte Anlaß zu der Verſtimmung 
geweſen, die der damalige Rechnungsrat, ſpätere Seehandlungspräſident 
und Finanzminiſter Rother im weiteren Verkehr mit den Gebrüdern 


— — 


1) R. 151 h X B Sekt. 1, Gen. 2 und R. 151 h III Sekt. 1, 21, II. 
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Berend gezeigt hat, und die ſie, zu ihrem Schaden, nie haben über⸗ 
winden können. Der äußerſte Notfall, von dem das Abkommen ſprach, 
trat ein; Deckung für die Wechſel beim Verfall wurde vom Staate 
indeſſen ſo wenig überwieſen, als Unterpfänder ausgeliefert. Vielmehr 
mußte Samuel Berend, der um dieſe Zeit im großen Hauptquartier 
war, die Wechſel dort bei Verfall erneuern und die Verpflichtung über⸗ 
nehmen, dies während der ganzen Dauer des Krieges zu tun. Die 
Rückgabe der Wechſel an die Akzeptanten, die ſchließlich im Herbſt 1814 
erfolgte, war durchaus geeignet, das Mißbehagen zu erhöhen, das dies 
Geſchäft den Berend bereits verurſacht hatte. Rother verſuchte nämlich 
zunächſt, dieſes Darlehnsgeſchäft mit der Potsdamer Lazarett-Entrepriſe 
der Gebr. Berend & Co. zu verquicken, und zwar wollte er ihnen auf 
ihre aus letzterer reſultierende Reſtforderung, deren alsbaldige Be⸗ 
gleichung vom „Militärgouvernement zwiſchen Elbe und Oder“ dringend 
befürwortet wurde, ihre eigenen, als Darlehen ausgehändigten Akzepte 
in Zahlung geben. Gebr. Berend & Co. wehrten ſich energiſch gegen 
dies ungerechte Verlangen. Der Finanzminiſter von Bülow erklärte 
in einer Randbemerkung, daß er das „Manöver“ des Rechnungsrates 
Rother nicht verſtehe. Schließlich mußte Rother nachgeben, d. h. er 
mußte, wenn auch erſt im Laufe vieler Monate und auf wiederholtes 
Drängen des Militärgouvernements, die Akzepte ausliefern und die 
Lieferungsforderung davon getrennt begleichen. Die Berend kamen 
alſo auch hier ſchließlich ungekürzt zu ihrem Gelde. Verziehen hat 
ihnen die erlittene Schlappe der ſpätere ahne Leiter der preußi⸗ 
ſchen Finanzen ſchwerlich. 

Die einzige Zwangsanleihe, die unverhüllt als ſolche auftrat, 

— „das gezwungene Darlehen“ nannten es die davon Betroffenen — 
wurde im Auguſt 1813 auf die Kaufmannſchaft und ſonſtige wohl⸗ 
habende Einwohner der Stadt Berlin repartiert?). Hatte die Februar⸗ 
anleihe noch unter dem Eindruck der begeiſterten Erhebung der 
Monarchie gegen den erlahmenden Unterdrücker geſtanden, einer Be⸗ 
geiſterung, die ſelbſt die vorſichtigen Bankiers in ihrer Bereitwilligkeit 
dem Staate gegenüber beeinflußt hatte, ſo lagen jetzt im Auguſt die 
Verhältniſſe ganz anders. Noch hatte Ofterreih fic) nicht auf die 
Seite der Verbündeten geſtellt, die nach dem ungünſtigen Ausgang 
der Schlachten bei Groß⸗Görſchen und Bautzen mit Napoleon zu ver⸗ 


1) R. 74 N XV 29; R. 151 h III Sekt. 1, Nr. 21 u. Nr. 100. Ferner 
Lenz⸗Unhol tz, a. a. O., S. 262. Die dort angegebenen Zahlen weichen von 
den hier nach vorſtehenden Akten zitierten ab. 
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handeln begonnen hatten. Soweit Geld⸗ und Kreditſachen in Frage 
ſtanden, war jedenfalls die Begeiſterung erloſchen. Von der Zwangs⸗ 
anleihe wurden in Berlin zirka 900 000 Taler umgelegt, tatſächlich 
eingezogen zirka 600 000 Taler. Die Bedingungen lauteten dahin, 
daß das Kapital innerhalb eines Jahres, jedoch ohne Zinſen zurück⸗ 
gezahlt werden ſollte. Falls aber die Bezahlung alsdann durch un- 
vorhergeſehene Umſtände verhindert werden ſollte, ſollte die Ver⸗ 
zinſung von da an 4% ſein und die Anleihe als bar beim Ankauf 
von Domänen und geiſtlichen Gütern angenommen werden. Von 
dieſer Zwangsanleihe wurde zunächſt auf Gebr. Berend & Co. ein 
Beitrag von 15 000 Talern umgelegt, der indeſſen infolge einer nur 
auf 8000 Taler lautenden Einſchätzung von kaufmänniſcher Seite auf 
12 000 Taler herabgeſetzt wurde. Mit dieſen 12 000 Talern ſtanden 
Gebr. Berend & Co. unter den am höchſten belaſteten Firmen. Höher 
in der Lifte figurierten nur Gebr. Schickler, die zu 24000 Taler, 
ſowie ferner Liepmann Meyer Wulff, deſſen Schwiegerſohn Jacob 
Herz Beer, Delmar & Co. und Gebr. Benecke, die zu je 16 000 Taler 
veranlagt waren. Gebr. Berend & Co. ſträubten ſich aufs heftigſte 
gegen die Bezahlung der ihnen zudiktierten Summe. In einem aus⸗ 
führlichen und mit zahlreichen Anlagen verſehenen Schreiben an die 
beiden für die Anleihe ernannten Kommiſſare, Heydebreck und Staege⸗ 
mann, wieſen ſie einerſeits auf ihre dem Staate bisher geleiſteten 
Dienſte hin und betonten andererſeits die völlige Unmöglichkeit, an⸗ 
geſichts ihrer Vermögensverhältniſſe den verlangten Beitrag von 
15 000 Talern — die Ermäßigung auf 12 000 Taler war noch nicht 
eingetreten — zu leiſten. Sie erklärten ſich zur Übernahme von 
8000 Talern bereit. Das Schreiben, das ſich in nichts von den 
19 Bände füllenden Verzweiflungsausbrüchen der anderen Zwangs⸗ 
kontribuenten unterſcheidet, hatte nur den Erfolg, daß Samuel Berend 
in Arreſt geſetzt wurde. Er war nicht der einzige, dem das geſchah. 
Die Bankiers H. D. Cohn und Jüterbock, ſowie der bekannte 
Fabrikant Ferd. Beyrich ließen ſich gleichfalls in den Arreſt abführen, 
ehe ſie zahlten. Andere, wie Gebr. Benecke, deren Chefs abweſend 
waren, mußten gepfändet werden. Das Reſultat dieſer gewaltſamen 
Verhandlungen war ein Kompromiß. Es wurde den Berend eine 
Zahlung von 4100 Talern, die ſie für das Militärgouvernement ge⸗ 
leiſtet hatten, auf die Zwangsanleihe angerechnet und 2000 Taler er⸗ 
laſſen, ſo daß ſie mit einem Geſamtbeitrag von 10 000 Talern be⸗ 
teiligt waren. 

Die unter der Begründung „zur Beſtreitung von Kriegskoſten“ 
aufgenommenen Anleihen vom März 1814 und Mai 1815 in Höhe 
von je 1 200 000 Talern bedeuten nichts als eine Konſolidierung bzw. 
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Prolongationen der beiden Anleihen vom Jahr 1813). Der Zinsfuß 
ſcheint, ſoweit nicht die Belegung durch Akzepthergabe geſchah und da⸗ 
mit Zinsvergütung außer Frage kam, 5% geweſen zu fein. Wenn 
auch Rother von der Anleihe des Jahres 1815 an Bülow ſchrieb, fie 
werde „als freiwillig betrachtet“, ſo läßt doch die Tatſache, daß beide 
Anleihen im weſentlichen auf Grund der Beiträge zur Zwangsanleihe 
vom Auguſt 1813 repartiert ſind, Zweifel über die Freiwilligkeit der 
Beteiligung berechtigt erſcheinen. Die meiſten Teilnehmer erſcheinen, 
entſprechend der verdoppelten Geſamthöhe der neuen Anleihen, mit 
dem doppelten Betrag, der ihnen im Auguſt 1813 auferlegten Be⸗ 
teiligung. So erklärt ſich auch, daß Gebr. Berend & Co. beide Male 
mit einer Summe von 20 000 Talern beteiligt waren. Größere Be⸗ 
teiligungen hatten nur Gebr. Schickler mit 40 000 Taler, Gebr. Benecke 
mit 35 000 Taler, die Nachlaßmaſſe Liepmann Meyer Wulffs ſowie 
Jakob Herz Beer mit je 32 000 Taler und J. S. von Halle mit 
21000 Taler. Den gleichen Betrag wie Gebr. Berend & Co. über⸗ 
nahmen unter anderen J. & A. Mendelsſohn. Die Anleihe wurde im. 
Jahre 1816 endgültig zurückbezahlt. 

Wirklich bedeutende Geldgeſchäfte haben Gebr. Berend & Co. mit 
dem preußiſchen Staat in den Jahren 1816 und 1817 gemacht. In 
welchem Verhältnis dieſe Geſchäfte, zahlenmäßig angeſehen, zu den 
bisher erwähnten ſtehen, geht aus folgender Gegenüberſtellung hervor: 
Bis 1815 erreicht die Geſamtſumme, die Gebr. Berend & Co. dem 
Staat zur Verfügung geſtellt haben, ſelbſt wenn die als Prolongationen 
anzuſehenden Geſchäfte ſummiert werden, kaum 150 000 Taler. Die 
entſprechende Zahl in den Jahren 1816 und 1817 überſteigt, ohne 
daß Prolongationen in Betracht kommen, 21/4 Millionen Taler. Schon 
dieſer Unterſchied zeigt, daß, auch wenn die Form der Geſchäfte zum 
Teil wenig verändert ſcheint, doch deren Charakter ſeit 1816 ein ganz 
anderer geworden iſt. Die Darlehen der Jahre 1813 bis 1815 waren 
Zwangsgeſchäfte; Geſchäfte eigentlich nur der Form nach; angeſichts 
des Zwanges und der wenig reizvollen Bedingungen vielfach mehr als 
Steuern anzuſehen. Es iſt die Kunſt des geſchickten Kaufmanns und 
insbeſondere des Bankiers, aus der Not eine Tugend und aus der 
Tugend ein Geſchäft zu machen. Gebr. Berend & Co. haben ihre 

große kaufmänniſche Begabung erwieſen, indem fie fic) nicht nur ſchnell 
und mit Würde darein fanden, dem Staat ihr Vermögen zur Ver⸗ 


1) R. 151 h III Sekt. 1 Nr. 25 u. 30; Krug, S. 189; Lenz⸗Unholtz, 
S. 263 f. ; 
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fügung zu Helen, ſondern es auch verſtanden haben, dieſe Bereitwillig⸗ 
keit in lukrative Geſchäfte auszumünzen. 

Nach drei Seiten hin gelang es ihnen, den bisher unergiebigen 
und ſpröden Darlehnsgeſchäften mit dem Staat Vorteile abzugewinnen: 
In bezug auf Sicherheit, auf Liquidität und auf Rentabilität. Die 
preußiſchen Staatsfinanzen beſſerten ſich in den erſten Jahren nach 
den Befreiungskriegen keineswegs; vielmehr kann man das Jahr 1817 
als die Zeit des Tiefſtandes des preußiſchen Staatskredites ſeit der 
1814 erfolgten Wiederaufnahme des Zinſendienſtes auf die Staats⸗ 
ſchulden bezeichnen. Das Verdienſt der Gebr. Berend aber war es, in 
richtig vorausſchauendem geſchäftlichen Gefühl dieſem finanziell hart 
ringenden Staat früher als die große Mehrzahl ihrer Fachgenoſſen mit 
vollem Vertrauen ihr Vermögen und ihren ganzen geſchäftlichen Kredit 
zur Verfügung zu ſtellen. Von großer Wichtigkeit war ferner die 
Frage der Liquidität der Geſchäfte, denn die benötigten Summen 
konnten, angeſichts ihrer Höhe, weder aus dem Firmenvermögen noch 
durch Akzept voll beſtritten werden. Hier nutzten die Berend eine 
Konjunktur aus, indem der preußiſche Staat im Zuſammenhang mit 
politiſchen Transaktionen gerade damals über mancherlei Wertpapiere 
verfügte, deren Verſilberung ihm erwünſcht ſein mußte, und die es 
andererſeits den Bankiers ermöglichten, bei der Beſchaffung von Geld 
für den Staat nur die Vermittlerrolle zu übernehmen. Der aus- 
ſchlaggebende Geſichtspunkt war natürlich der der Rentabilität. Dar⸗ 
lehen, an denen im günſtigſten Falle 6% Zinfen verdient wurden, 
konnten nicht zu Millionengeſchäften reizen. Durch eine Verbindung 
des geſetzlichen Höchſtzinsſatzes von 6°%o mit anſehnlichen, für kurze 
Friſten feſtgeſetzten Proviſionen erzielten Gebr. Berend & Co. für ihre 
Vorſchüſſe an den Staat Verzinſungen bis zu 15%. Billige Über- 
nahme und geſchickte Verwertung von Wertpapieren mag ihnen in 
manchen Fällen prozentual noch weſentlich höheren Nutzen eingebracht 
haben. 

Nachdem ich in vorſtehendem die Grundlagen darzuſtellen geſucht 
habe, auf denen ſich die Geſchäfte der Berend mit dem Staate ſeit 
1816 aufbauten, kann ich mich bei der Schilderung der einzelnen zum 
Teil recht komplizierten Geſchäfte kurz faſſen. Eine Anfang 1816 
fällige, vermutlich aus Lieferungen ſtammende Forderung von Gebr. 
Berend & Co. an die Staatskaſſe in Höhe von zirka 174000 Talern 
gab, wie es im Kontrakt über das aus Darlehen und Effektenüber⸗ 
nahme zuſammengeſetzte Geldgeſchäft 7) heißt, „dem Haufe der Herren 


1) R. 151 h III Sekt. 1 Nr. 39 und R. 89 C XXVIII Gen. Nr. 19. 
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Gebrüder Berend die gewünſchte Gelegenheit, mit dem Staate in Ge⸗ 
ſchäftsverbindung zu treten“. Die wiederholten früheren Zwangs⸗ 
darlehen wurden alſo von beiden Seiten nicht als „Geſchäfts verbindung“ 
angeſehen. Die Firma, „die ſich, auf Bezahlung dringend, unangenehm 
benommen hatte, und, deshalb rektifiziert, ſich wieder angenehm zu 
machen wünſchte“ — ſo ſchrieb ſpäter der Finanzminiſter von Bülow — 
übernahm einen Poſten von 525 000 Talern Sächſiſcher Kaſſenbillets, 
die mit der Acquiſition des Herzogtums Sachſen zu Preußen gekommen 
und offenbar ſchwer verwertbar waren. Gleichzeitig gewährten ſie durch 
Hergabe ihres Akzepts einen Kredit von 220 000 Talern zur Abdeckung 
einer entſprechenden Verpflichtung, die der Staat gegenüber Gebr. 
Benecke beſaß und auf deren Rückzahlung dieſe drangen. Schließlich 
ſtreckten Gebr. Berend & Co. im Zuſammenhang mit dieſem Geſchäft 
noch weitere 205 000 Taler bar vor zur Bezahlung von am 1. Mai 
fälligen ſächſiſchen Staatsſchuldenzinſen, die Hardenberg in Paris für 
preußiſche Rechnung übernommen hatte! Der Geheimrat Ferber, 
der für das Finanzminiſterium mit Samuel Berend verhandelte, zählte 
die geſamten Leiſtungen Berends unter dem vorliegenden Kontrakt zu= 
ſammen und frohlockte: „543 550 Taler! Gewiß keine Kleinigkeit und 
eine Einnahme zu rechter Zeit!“ In der Tat hatte ſich Berend bei 
den Verhandlungen ſehr entgegenkommend gezeigt; wie Ferber ver⸗ 
mutete, „um ſich mit Herrn Geheimrat Rother wieder auszuſöhnen“. 
Uber den Nutzen, den Gebr. Berend & Co. aus dieſem, vonſeiten des 
Staates im übrigen glatt abgewickelten Geſchäft gehabt haben, läßt 
ſich Zuverläſſiges nicht jagen. Bülow ſchrieb ſpäter, als er fein Ver⸗ 
halten bei dieſem und ähnlichen für den Staat koſtſpieligen Geſchäften 
zu rechtfertigen ſuchte, die Firma ſei die ſächſiſchen Kaſſenſcheine nur 
mit größter Mühe an die ſächſiſche Regierung los geworden; die Berend 
hätten ihm ſogar den Vorwurf gemacht, daß er ihnen gegenüber beim 
Verkauf dieſer ganz unanbringlichen Papiere mala fide geweſen fet. 
Samuel Berend ſelbſt nennt das Geſchäft für ſein Haus „keineswegs 
brillant“. Die Oberrechnungskammer weiſt dagegen darauf hin, daß 
Gebr. Berend & Co. die ſächſiſchen Kaſſenbillets zu einem Zeitpunkt 
zu 93%ñ9L erworben hätten, an dem fie zu 97 % gehandelt worden 
ſeien. — Selbſt wenn man auf ſolche, vermutlich oft nur nominellen 
Kurſe nicht allzuviel Wert legt, wird man annehmen dürfen, daß 
Gebr. Berend & Co., unter Berückſichtigung der verſchiedenen, mit der 
Haupttransaktion verbundenen Nebengeſchäfte, dieſe erſte große Ope⸗ 
ration nicht ohne Nutzen für ihr Haus abgewickelt haben. 
Im Januar 1817 gewährten Gebr. Berend & Co. dem Staat 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 2. 26 | 
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ein neues Darlehen von 200 000 Talern auf ein Jahr, geſichert durch 
Akzepte der Königl. Bank, zu einem Zinsfuß von 6%o zuzüglich 1% 
Proviſion 1). Dieſe Bedingungen an ſich wären wohl für die Geld⸗ 
geber kein genügender Anreiz zu dem Geſchäft geweſen. Auch beitand 
die hauptſächliche Gegenleiſtung des Finanzminiſteriums darin, daß es 
ſich bereit erklärte, zirka 92000 Taler ſogenannter Kalkreuthſcher 
Obligationen, eines unkuranten, keine Zinſen tragenden Papiers, unter 
Vergütung von Zinſen in Staatsſchuldſcheine umzuſchreiben, d. h. 
rentabel und gut verwertbar zu machen. Die Oberrechnungskammer 
hat an dieſem von Ferber abgeſchloſſenen und von Bülow genehmigten 
Geſchäft ſpäter wiederholt harte Kritik geübt, zuletzt noch nach dem 
Tode Bülows im Jahre 1827. Die oberſte Kontrollbehörde erhob den 
Vorwurf, den Gebrüdern Berend ſeien auf die Kalkreuthſchen Obliga⸗ 
tionen Zinſen vergütet worden, die ihnen nach einer 6 Monate vorher, 
gerade auf Bülows Veranlaſſung, ergangenen Kabinettsorder nicht zu⸗ 
geſtanden hätten. Dadurch berechne ſich der Zinsnutzen der Firma 
auf die von ihr vorgeſtreckten 200 000 Taler auf 277/10 / .. Bülows 
ausführliches Rechtfertigungsſchreiben vom 7. April 1822 erſcheint als 
ſolches recht ſchwach begründet. Im übrigen iſt es ein offenes Ein⸗ 
geſtändnis des Elends, in dem ſich die preußiſchen Finanzverhältniſſe 
in den letzten Jahren ſeiner miniſteriellen Amtsführung befanden. Er 
habe ſchon im März 1816 gemeldet, daß er als „Finanzminiſter ge⸗ 
zwungen ſei, Geſchäfte zu machen, die an Schwindelei grenzten und 
dem Wohl des Staates wie meinen perſönlichen Gefühlen aufs höchſte 
zuwidergehen.“ Im vorliegenden Falle habe zudem eine moraliſche 
Verpflichtung gegenüber Gebr. Berend & Co. beſtanden, die an dem 
vorangehenden Geſchäft eher zugeſetzt als verdient hätten. Endlich ſei 
der Diskont für beſte Wechſel in Berlin in den betreffenden Monaten 
9—91/2%o geweſen, in den Oſtſeeplätzen 1/2 % per Monat. Da habe 
der Staat nicht zu 9% größere Summen borgen können. Eher ſchon 
wären 14% Zinſen als normal für ein damaliges Geldgeſchäft des 
Staates zu bezeichnen. Weniger dieſe Argumentation als die Ab⸗ 
neigung, vergangene Dinge und verſchmerzte Verluſte nach über 
10 Jahren noch einmal aufzurühren, führten dazu, daß die Angelegen⸗ 
heit durch das Zivilkabinett 1829 endgültig niedergeſchlagen wurde. 
In den nächſten Monaten des Jahres 1817 ſchloſſen Gebr. 
Berend & Co. mit dem Finanzminiſterium verſchiedene Darlehns⸗ 


1) R. 134 LU Sekt. 5 Nr. 3 und R. 89 C XXVIII Gen. Nr. 19. Über 
die Kalkreuthſchen Obligationen ſ. Krug, S. 114. | 
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tzeſchäfte über weitere zuſammen 800 000 Taler ab ). Es iſt für das 
Weſen kaufmänniſchen Kredites charakteriſtiſch, daß dieſelben Leute, die 
ſich noch vor etwa 3 Jahren lieber gefangen ſetzen ließen, als ein⸗ 
zugeſtehen, daß fie zur Gewährung eines Darlehns von 10 000 Talern 
im ſtande waren, jetzt in die Millionen gehende Beträge flüſſig machen 
konnten. Die im März und April 1817 abgeſchloſſenen Geſchäfte 
waren alle kurzfriſtig, zwei bis neun Monate laufend. Die Belegung 
der Darlehen ſeitens der Gebr. Berend & Co. hatte in bar, guten 
Wechſeln oder in Treſorſcheinen zu erfolgen. Die Sicherheit beſtand 
teils in Staatspapieren, teils in Akzepten der Königl. Bank oder der 
Seehandlung. Außer dem üblichen. Zinsſatz von 6% waren Proviſionen 
von 1½ % bis 4% vereinbart, die die Verzinſung der einzelnen Ge⸗ 
ſchäfte auf 10%, 11½ % und beim letzten ſogar auf 15% brachten. 
Dieſe Koſten der Kredite konnten von den Geldgebern vorweg ein⸗ 
behalten werden. Außerdem erhielten ſie die Zuſicherung des Finanz⸗ 
miniſters, daß ſie unter gleichen Bedingungen den Vorzug vor jedem 
fremden Lieferanten des In⸗ und Auslandes bei der bevorſtehenden 
Silberlieferung zur Ausprägung der neuen Scheidemünzen haben 
ſollten?). Zweifellos empfanden Geldgeber wie nehmer dieſe Be⸗ 
dingungen als ſehr hart. Daher die Hervorhebung in einem der Ver⸗ 
träge, daß Gebr. Berend „immer bereitwillig gegen den Staat und 
zur Unterſtützung desſelben mit ihrem Vermögen“ geweſen ſeien. Da⸗ 
her auch die in einen der Verträge aufgenommene Entſchuldigung 
wegen der hohen Proviſionen, die notwendig ſeien, „deshalb, weil das 
Geld auf hieſigem Platze, wie ſchon der hohe Stand des Diskonto be⸗ 
weiſt, ſo ſelten iſt, daß es koſtbar auf auswärtigen Wechſelplätzen 
großenteils erkauft werden muß“. 

Im Auguſt des gleichen Jahres 1817 traten dann etwa dreißig 
der erſten Berliner Bankfirmen, wie ſie in den letzten Kriegsjahren 
zwangsweiſe zu Anleihegeſchäften verbunden worden waren, jetzt unter 


dem Anreiz des Nutzen verſprechenden Geſchäftes zuſammen?) und 


ſchloſſen mit dem Finanzminiſterium ein Darlehn von 2,1 Millionen 
Talern gegen Sicherheit in Stuate= und ähnlichen Papieren auf ein 
Jahr ab. Zweck des im Intereſſe des „Realiſationskontors der Treſor⸗ 
ſcheine und ſächſiſchen Kaſſenbillets“ aufgenommenen Darlehns war, 


1) R. 134 LII Sekt. 5 Nr. 1. 

2) Nach einer Mitteilung des Herrn Prof. Frhr. v. Schrötter hat die 
Firma trotz dieſer Zuſicherung nach 1817 der königl. Münze ſehr een 
keine, fider nicht bedeutende Silberlieferungen geleiſtet. 

3) R. 109 IV 1. Danach Brockhage, S. 106. 

26 * 
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dieſe Papiere in Staatsſchuldſcheine umzuwandeln. An Zinſen wurden 
wieder 6% vergütet. Der Proviſionsſatz ſcheint, je nachdem die 
Staatskaſſen einen größeren oder kleineren Zuſchuß zu leiſten Hatten; 
4—7%/%ꝓ gewefen zu fein, fo daß eine Verzinſung bes Geſchäftes mit 
10—14%ỹ w angenommen werden kann. Die Brüder Berend erſcheinen 
in der Liſte der Teilnehmer dreimal, nämlich zweimal unter ihrer 
Firma mit Beträgen von je 100 000 Talern, außerdem Samuel Berend 
perſönlich mit 50000 Talern. Selbſt wenn man eine der beiden 
Zeichnungen à 100 000 Taler, deren Einzahlung von einem anderen 
Berliner Bankier geleiſtet wurde, unberückſichtigt läßt, ſtehen die Brüder 
Berend mit 150 000 Talern unter den Teilnehmern an dem Geſchäft 
an zweiter Stelle ). Eine größere Beteiligung weiſen mit 200 000 Talern 
nur Gebr. Schickler auf; nach Gebr. Berend & Co. rangieren unter 
anderen mit je 100 000 Talern das Hauptbankdirektorium, die See⸗ 
handlung, J. & A. Mendelsſohn und Gebr. Benecke. Auch die aus 
dieſem Vorſchuß entſpringenden Verpflichtungen wurden vom Staate 
pünktlich erfüllt. 

Das, ſoweit erſichtlich letzte, große Geldgeſchäft machten Gebr. 
Berend & Co. mit dem Finanzminiſterium im Oktober 1817. Es 
handelte ſich um ein auf ſechs Monate gegebenes Darlehen von 
300 000 Talern, verbunden mit dem Ankauf von Pommerſchen und 
Oſtpreußiſchen Domänenpfandbriefen für einen ausmachenden Betrag 
von 286000 Talern. Die Verzinſung des Kredites ſtellte ſich unter 
Berückſichtigung der Proviſion auf 12%. Der Ankaufspreis der 
Domänenpfandbriefe war 90% und damit, wie es ſcheint, dem da: 
maligen Werte angemeſſen 2). Wenn trotzdem Nicolai, der Direktor 
der Seehandlung, dieſe Bedingungen als „außerordentlich hart“ be⸗ 
‚ zeichnete, wenn er am 20. Oktober ſchrieb, nur ein dringendes Geld⸗ 
bedürfnis und die Überlaſtung der Seehandlung mit anderweitigen für 
den Staat eingegangenen Verpflichtungen könne die Annahme ſolcher 
Bedingungen motivieren, wenn ſchließlich der Finanzminiſter von Bülow 
ſelbſt ſeine Zuſtimmung zu dieſem Geſchäft nur mit der Bemerkung 
gab: „Bei dem jetzigen Zuſtand der Kaſſen genehmige ich das vor⸗ 


ſtehende Geſchäft als notwendig“, — ſo iſt in dieſer Selbſtkritik wohl 


nur ein Widerhall der Verurteilung zu hören, die die Bülowſche 
Finanzpolitik in immer weiteren Kreiſen der preußiſchen Verwaltung 


1) Danach iſt Anmerkung 2 bei Brockhage, S. 106 zu berichtigen. 
2) Krug, S. 139, notiert Pommerſche Domänenpfandbriefe April 1818 mit 
89/ %/o, Oſtpreußiſche im: März 1818 mit 89¼ äis, 
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erfuhr. An ſich ſind die Bedingungen dieſes letzten Berendſchen Ge⸗ 
ſchäfts keineswegs die drückendſten, vielmehr mildere als die vor⸗ 
angegangener Geſchäfte, die Bülow und ſeine Ratgeber ohne jede Ein⸗ 
ſchränkung gutgeheißen hatten. 

Die feſtſtellbare Geſamtſumme, die von der Firma Berend deem 
preußiſchen Staate 1816 und 1817 unter der Form von Darlehns⸗ 
und anderen Finanzgeſchäften zugeführt worden iſt, bleibt, wie bereits 
erwähnt, nicht weit unter 2¼ Millionen Taler. Der Staat hat in 
dieſen Jahren ähnliche Geſchäfte mit vielen anderen Häuſern abgeſchloſſen. 
Ein gleich hoher Betrag iſt indeſſen im gleichen Zeitraum wahrſchein⸗ 
lich von keiner anderen Firma aufgebracht worden. Von annähernd 
ähnlicher Bedeutung für die preußiſchen Finanzen der Zeit iſt viel⸗ 
leicht das Haus der Gebr. Benecke geweſen. Gebr. Schickler, damals 
noch immer leitend unter den Berliner Firmen, ſcheinen in den Jahren 
nach dem Kriege dem Staate gegenüber eher zurückgehalten zu haben. 
Einen gewiſſen Vergleich für die von Gebr. Berend & Co. in zwei 
Friedensjahren aufgebrachte Summe ermöglicht die Zahl des feſtſtell⸗ 
baren Geſamtbetrages, den das Haus Schickler von 1806 bis 1815 
an Kontributionen, Vorſchüſſen und Anleihen auf ſich genommen hat, 
und der annähernd 5,2 Millionen Taler ausmacht ). 

Eine Beteiligung von Gebr. Berend & Co. an dem Anleihegeſchäft 
von 15 bzw. 20 Millionen Talern, das die Berliner Bankiers im 
Februar 1818 mit Rother vereinbarten, das bis auf die Genehmigung 
des Königs völlig perfekt war und das dann infolge Abſchluſſes mit 
der Firma Rothſchild wieder aufgehoben wurde, iſt zwar nicht nach⸗ 
weisbar, aber wahrſcheinlich. An leitender Stelle haben die Berend 
bei dieſen Verhandlungen nicht mitgewirkt. Es iſt ein bezeichnendes 
Ende der in den erſten Jahren nach dem Kriege von den Berliner 
Bankiers mit dem Staate abgeſchloſſenen Geſchäfte, daß die erſte groß⸗ 
zügige, von einem neuen Geiſt getragene Finanztransaktion der preußi⸗ 
ſchen Verwaltung trotz der Bemühungen der Berliner Bankiers nicht 
mehr mit ihnen, ſondern mit einem ausländiſchen Hauſe abgeſchloſſen 
wurde. Im Verkehr mit einer nicht auf der Höhe ſtehenden Finanz⸗ 
verwaltung hatten die Brüder Berend und ihre Fachgenoſſen gute 
Geſchäfte gemacht. Aber ſie hatten es nicht verſtanden, ſich dabei 
das Vertrauen des kommenden Mannes zu erringen. Der frühere 
Rechnungsrat Rother, damals ſchon Geheimer Oberfinanzrat und 
Direktor in dem ſoeben vom Finanzminiſterium abgetrennten Schatz⸗ 


1 Lenz⸗Unholtz, S. 265. 
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minifterium!), der fortan ein Menſchenalter hindurch maßgebenden 
Einfluß auf die preußiſche Finanzpolitik ausüben ſollte, hat die Ber⸗ 
liner Bankiers bei der Befriedigung des ſtaatlichen Kreditbedarfs für 
lange Jahre fo gut wie ganz ausgeſchaltet. 


IV. 


Beſondere Hervorhebung verlangen die Beziehungen, in denen 
Gebr. Berend & Co. mit den Rothſchildſchen Häuſern geſtanden, und 
die Geſchäfte, die ſie mit dieſen gemacht haben, vor allem mit dem 
Haus in Frankfurt und dem in London. Dieſe Beziehungen haben 
ſich von 1814 bis in die zweite Hälfte des Jahrhunderts erſtreckt. 
Sie ſind, namentlich in der allererſten Zeit, als auch die Rothſchilds 
noch in ihren Anfängen waren, von beiden Seiten beſonders gepflegt 
worden. Daß trotzdem der Verkehr, wie es ſcheint, im weſentlichen 
ein einſeitiger blieb — nostro für Berend, loro nur für Roth⸗ 
ſchild —, iſt vom Standpunkt der Gebr. Berend & Co. zu bedauern, 
deren geſchäftliche Laufbahn im anderen Falle eine ſtetigere Entwicklung 
hätte nehmen können. 

Die Geſchäftsverbindung, die mit dem Frankfurter Hauſe beginnt, 
ſcheint auf perſönliche Bekanntſchaft Samuel B. Berends mit Amſchel 
Mayer Rothſchild, dem älteſten der Brüder und Chef der Frankfurter 
Firma, zurückzugehen. Amſchel Rothſchild hielt ſich um 1814 offenbar 
viel in Berlin auf; es ſcheint beinahe, als habe eine Zeit lang eine 
Art von Niederlaſſung der Rothſchilds in Berlin unter gleichem Namen 
wie in Frankfurt beſtanden 2). So ſind einzelne Briefe mit der Unter⸗ 
ſchrift Mayer Amſchel Rothſchild & Söhne — nicht von Amſchels 
Hand — aus Berlin datiert. Die hier in Frage kommenden Geſchäfte 
beſtanden in Wechſeln auf weſtliche Plätze, die Berend an Rothſchild 
zum Inkaſſo ſchickte, und für die dieſer jenem Anſchaffung zu machen 
hatte. In einer Zeit, in der ein Wechſel auf Düſſeldorf in Franken 
lautete, die eingezogenen Franken in Frankfurt in Gulden umzurechnen 
waren, und für dieſe Gulden dem Berliner Geſchäftsfreund Taler 
. remittiert wurden, war das Wechſelinkaſſo ein Valutengeſchäft, und da⸗ 
mit für den Kommiſſionär noch recht lohnend. Für den Auftraggeber 
konnte es mit gutem Nutzen, aber auch mit ebenſolchem Schaden verknüpft 


1) Vgl. Ehrenberg, Große Vermögen, Sé I. S. 85 ff. und Brock⸗ 
hage, S. 107f. 
2) Vgl. Ehrenberg, a. a. O. S. 79. 
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ſein. In einem Schreiben vom Februar 1817 nun bedauert Roth⸗ 
ſchild, daß die Operationen des abgelaufenen Jahres „nicht ganz vor⸗ 
teilhaft“ — nämlich für Gebr. Berend & Co. — ausgefallen ſeien. 
Und wenn dieſe Wendung uns noch nicht aufklärte, ſo täte es der 
wenige Wochen darauf folgende Kontokorrentauszug, aus dem ſich er⸗ 
gibt, daß die Summe der für Intereſſen, Proviſion, Courtage und 
Porto auf der Debetſeite eingeſetzten Poſten nicht nur den ganzen 
Nutzen an der Wechſeloperation aufgefreſſen, ſondern auch noch einen 
kleinen Schuldſaldo von 76 Gulden für die Berliner Firma bewirkt 
hat. Dieſe unfreundliche Erfahrung mag Gebr. Berend veranlaßt 
haben, von der wiederholten Dienſtanerbietung des Frankfurter Roth⸗ 
ſchild für das Wechſelgeſchäft keinen Gebrauch mehr zu machen. Viel⸗ 
mehr verſuchten ſie nun, die Beziehungen zu den Rothſchilds auf 
anderem Wege auszubauen. Welcher Art das Anfang 1817 dem 
Frankfurter Freunde angebotene Geſchäft geweſen iſt, läßt ſich nicht 
erſehen; der kaufmänniſche Stil der Zeit und Rothſchildſche Zurück 
haltung ſprechen aus der Antwort, mit der das Angebot in höflichſter 
Form abgelehnt wird: „In das uns gütigſt angetragene Geſchäfte 
können wir nicht wohl entrieren, da es zu ſehr kombiniert iſt und 
Sie auf einen offenbaren Gewinn rechnen, der durch plötzlich eintretende 
widrige Konjunkturen leicht vereitelt werden kann, wir uns alſo frei⸗ 
willig keinem Vorwurf ausſetzen mögen.“ 

Neben der Verbindung mit dem Frankfurter Hauſe Rothſchild 
laufen zeitlich Geſchäfte mit N. M. Rothſchild in London her. Hier 
zeigt ſich überall, daß zwiſchen dem zwar auch noch jungen, aber ſchnell 
an die erſte Stelle gelangten Londoner Welthauſe einerſeits, und 
andererſeits der ſtrebſamen Mittelfirma einer noch kaum zum inter⸗ 
nationalen Wechſelplatz emporgeſtiegenen kontinentalen Binnenſtadt kein 
gemeinſamer Boden für eine dauernde Geſchäftsverbindung beſtand. 
Amſchel Rothſchild hatte 1816 ſeine Berliner Freunde bei ſeinem 
Londoner Bruder eingeführt, indem er dieſen bat, ein von Gebr. 
Berend & Co. ausgeſtelltes Akkreditiv zu Gunſten eines Dritten zu 
honorieren. Im Drange ſeiner vielen Geſchäfte, fo entſchuldigt Amſchel 
den jüngeren aber bedeutenderen Bruder, muß dieſem die ganze An⸗ 
gelegenheit entfallen ſein — jedenfalls fühlten ſich Gebr. Berend durch 
den geringen Erfolg einer erſten Anknüpfung nicht mit Unrecht ge⸗ 
kränkt. Trotzdem kam im folgenden Jahre ein Kreditgeſchäft zwiſchen 
London und Berlin zuſtande, und zwar wiederum durch die Ver⸗ 
mittlung des Frankfurter Stammhauſes. Das Londoner Haus Roth⸗ 
ſchild eröffnete Gebr. Berend & Co. einen Akzeptkredit von 1500 Pfund, 


\ 
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benutzbar vor Ablauf eines halben Jahres durch Ziehungen des be- 
kannten Hamburger Exporthauſes Albrecht & Naumann oder deſſen 
Niederlaſſung in Mancheſter. Ein kommerzieller Kredit alſo, wie er 
auf dem internationalen Geldmarkt bis zum Ausbruch des Weltkrieges 
die Domäne des engliſchen Merchant⸗Bankers geblieben iſt. Rothſchild 
aber war im Begriff, den Typus des reinen Finanzbankiers zu ſchaffen. 
So war es nur natürlich, daß er in dem Schreiben, mit dem er den 
verlangten Kredit gewährte, hervorhob, es geſchehe nur auf die be 
ſondere Empfehlung hin, die ſein Bruder dem Hauſe Gebr. Berend & Co. 
mitgegeben habe; im übrigen aber verwahrt er fih: „The proposal 
you make me is not alltogether conformable to the rules I have 
established in my business, which consists entirely in Government. 
transactions and Bank operations.“ Dementſprechend beantwortet 
N. M. Rothſchild auch die Bitte der Berends, ſeinerſeits über ihre 
ihm jederzeit gern gewidmeten Dienſte zu verfügen, mit einer höflichen 
Ausrede. | | 

Im Jahre 1818 brachte dann ein großes internationales Geſchäft 
Gebr. Berend & Co. nochmals mit dem Londoner Rothſchild zuſammen. 
Das war die von dieſem in jenem Jahr übernommene Preußiſche An⸗ 
leihe, die erſte Anleihe, die die Monarchie im Auslande unterbrachte !). 
Welches Intereſſe Gebr. Berend & Co. an dieſem Geſchäft haben. 
mußten, läßt ſich aus dem früher Geſchilderten leicht ſchließen. Am 
10. März, als der ſpäter wieder aufgehobene Kontrakt mit der Berliner 
Bankgruppe bereits abgeſchloſſen war, gleichzeitig aber die Verhandlungen 
mit Rothſchild ſchwebten, wandte ſich die Firma Berend an ihre Frank⸗ 
furter Freunde mit der Bitte, ihnen eine Beteiligung von 20 000 Pfund 
zu reſervieren. Unter dem 16. März lehnen die Angefragten den Auf⸗ 
trag noch mit der Begründung ab, daß die Anleihe wahrſcheinlich nicht 
zu ſtande kommen werde. Nachdem die Anleihe am 31. März in 
London abgeſchloſſen war, teilte N. M. Rothſchild in London, an den 
ſich Gebr. Berend & Co. nunmehr unmittelbar gewandt hatten, dieſen 
unter dem 10. April mit gedrucktem Zirkular die Einzelheiten des Ge⸗ 
ſchäftes mit und fügte einen Zuteilungsbrief über 15 000 Pfund bei. 
Die eigenhändige Nachſchrift Nathan Rothſchilds, die in deutſcher 
Sprache, aber mit hebräiſchen Schriftzeichen geſchrieben iſt, lautete: 


1) über dieſe Anleihe und zu dem Folgenden vergleiche Ehrenberg, 
g. a. O., S. 83 ff., Brockhage, a. a. O., S. 107 f. und Krug, a. a. O., 
S. 197 ff. Einiges Neue zu dieſem Geſchäft bringt ein in meinem Beſitz be⸗ 
findlicher vom 27. März 1818 datierter Brief Salomon Rothſchilds aus London 
an Jac. Friedr. Gontard & Söhne in Frankfurt am Main. 
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„Sie haben zwar geſchrieben und wünſchten 20 mille, können Ihnen 
aber nur aus Freundſchäft 15 mille geben. Die Urſache können Sie 
von meinem Bruder, wann er nach Berlin kömmt, vernehmen, une 
finden, daß wir Ihnen freundſchaftlich behandelt haben.“ 

Die Reduktion ihrer Zeichnung um ein Viertel bei einem Ge⸗ 
ſchäft, das allgemein als ein ſehr ausſichtsvolles angeſehen wurde, er⸗ 
regte das äußerſte Mißfallen der Gebr. Berend. Ein Verfahren, das 
im heutigen Emiſſionsgeſchäft gang und gebe iſt, weil ſich noch immer 
kein beſſerer Weg gefunden hat, um eine übermäßige Nachfrage mit 
der vorhandenen Menge in Einklang zu bringen, erſchien den klein⸗ 
bürgerlichen Geſchäftsanſchauungen des damaligen Berlin noch als ſtarke 
Unkulanz. Gebr. Berend & Co. deuten in ihrer Antwort die Ver⸗ 
mutung an, die am Betrage ihrer Zeichnung fehlenden 5000 Pfund 
ſeien von dem Londoner Freunde wohl geſtrichen worden, nachdem die 
Kursentwicklung Bé als günſtig herausgeſtellt habe. Im Fall ein 
Disagio ſich eingeſtellt hätte, wären ihnen wohl ihre vollen 20 000 Pfund 
abgerechnet worden. Eine weitere ſcharfe Bemerkung gilt der Pro⸗ 
viſion, die das Londoner Haus doch wohl von der preußiſchen Re⸗ 
gierung empfangen habe, und von der die Berliner Firma ihren An⸗ 
teil beanſpruche. N. M. Rothſchild lehnt alle Vorwürfe und Anſprüche 
in vornehmem aber ſehr entſchiedenem Tone ab. Die Berendſche 
Zeichnung ſei in gleichem Verhältnis wie die aller anderen Zeichner 
reduziert worden; eine Erhöhung der Zuteilung ſei nur möglich, falls 
die preugiſche Regierung denjenigen Betrag, den ſie ſich von der 
Geſamtanleihe vorläufig noch reſerviert habe, zum Verkauf freigebe. 
Die Berliner Firma ſei für dieſen Fall vornotiert. Eine Proviſion 
könne Rothſchild nicht weiter geben, weil er — das entſprach den Tat⸗ 
ſachen — keine empfangen habe. Dieſer gereizte Briefwechſel hatte 
ſeinen letzten Grund wohl in dem Unmut der Berliner Bankiers, aus 
zweiter Hand an einem Geſchäft teilnehmen zu müſſen, das man lieber 
unmittelbar ſelbſt gemacht hätte. Die Auslieferung der Stücke bot 
Anlaß zu neuen Mißverſtändniſſen. Die fertiggeſtellten Stücke der 
Preußiſchen Anleihe ſandte N. M. Rothſchild, ſoweit ſie für den Kon⸗ 
tinent beſtimmt waren, auf einem eigens damit befrachteten Schiffe 
ab. Sie wurden in Aachen von Salomon und Carl Rothſchild in 
Empfang genommen, die dort dem Kongreß beiwohnten, auf dem die 
Regelung der franzöſiſchen Kriegskontribution beraten wurde. Von 
Aachen gingen die für Berlin beſtimmten Stücke per Kurier an Roth⸗ 
ſchilds Berliner Vertreter, J. Mendelsſohn, der den Gebr. Berend die 
ihnen zukommenden Obligationen auslieferte. Sowohl an dem ſpäten 


398 | Paul Wallich [106 


Termin der Auslieferung, wie an den für den Transport ihnen be⸗ 
rechneten Speſen — es waren 37,10 E — fanden die Empfänger 
zu mängeln. „Very exorbitant“ nennen ſie die Speſen. Während 
das Frankfurter Haus Rothſchild, das durch feine Aachener Vertretung 
bei der Lieferung mitgewirkt hatte, unter den üblichen geſchäftsfreund⸗ 
lichen Schriftwendungen und unter Gewährung eines kleinen Nach⸗ 
laſſes die entſtandene Spannung auszugleichen ſuchte, lehnte das 
Londoner Haus wiederum mit patrizialer Überlegenheit die Berliner 
Klagen ab. Der Ausgang dieſer Korreſpondenz läßt keinen Zweifel 
darüber, daß hier zwiſchen London und Berlin nicht mehr viel ſegens⸗ 
reiches Geſchäft zu erwarten war. 

Aus gelegentlicher ſpäterer Geſchäftskorreſpondenz geht hervor, 
daß mit dem Frankfurter, dem Pariſer und dem Wiener Haus Roth⸗ 
ſchild die Beziehungen, namentlich im Valuten⸗- und Effektenkommiſſions⸗ 
geſchäft, bis mindeſtens zum Anfang der fünfziger Jahre fortgedauert 
haben. 


V. 


Die Stellung, die die Firma Gebr. Berend & Co. im geſchäftlichen 
Leben ihrer Zeit eingenommen hat, läßt ſich aus den Geſchäftsbeziehungen 
beurteilen, die ſie auf inländiſchen wie ausländiſchen Plätzen mit den 
im vorangehenden teilweiſe ſchon erwähnten erſten Häuſern verbanden, 
in Hamburg mit J. H. Merck & Co., in Frankfurt a. M. mit 
Speyer Söhne, in Dresden mit Michael Kaffel jr., in Leipzig 
mit Carl & Guftav Harkort, in Warſchau mit Matthias 
Berſohn, außerdem in Frankfurt a. M. und an den großen inter⸗ 
nationalen Plätzen mit den Rothſchildſchen Firmen. Dabei lag die 
Bedeutung der Gebr. Berend nicht in ihrem auswärtigen, ſondern in 
ihrem Berliner Geſchäft. In dieſem aber haben ſie, nachdem von 1817 
an die Finanzgeſchäfte mit dem Staat aufhörten und die Firma für 
ihre dadurch freiwerdenden Mittel neue Anlage ſuchte, als Begründer 
und Geſitzer einer der zu ihrer Zeit bedeutendſten R 

Berlins eine neue, beſondere Bedeutung gewonnen. 
| Durch ihre Vergangenheit als Lieferanten mit industriellem 
Raten erte vertraut, mögen die Berends von Anfang an den 
Plan gehabt haben, ihre Firma nach dieſer Richtung hin auszubauen. 
Weiterhin förderte die preußiſche Handelspolitik, beſonders der im 
Frühjahr 1818 zuſtande kommende Abſchluß des preußiſchen Zoll: 
ſyſtems, ganz allgemein die Errichtung von Fabriken. Die neue Frei⸗ 
heit, unter der jede Art von Natur⸗ oder Kunſterzeugnis in der ganzen 
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Monarchie eingeführt werden durfte, und der Fortfall aller Binnen⸗ 
zölle ſtellten eine Fülle gewinnbringender induſtrieller Möglichkeiten in 
Ausſicht, und die unternehmenden Bankgeſchäfte der Hauptſtadt, ſo⸗ 
weit ſie aus der vergangenen Kriegsperiode Nutzen gezogen und mit 
flüſſigem Kapital in den Frieden eingetreten waren, gehörten zu den 
erſten, die die Konjunktur auszunutzen dachten. Dabei mußten die 
Bankiers, die ſich techniſch als Laien zu betrachten hatten, dem Fach⸗ 
mann diejenigen Induſtrien überlaſſen, in denen damals infolge neuer 
Erfindungen der techniſche Fortſchritt am meiſten ſichtbar und ſomit 
Fachkenntniſſe am notwendigſten waren, d. h. die Textilinduſtrie und 
den noch in erſter Linie für dieſe arbeitenden Maſchinenbau. Als 
Bankierunternehmungen eigneten ſich demgegenüber mehr Fabriken, die 
auf Grund eines verhältnismäßig einfachen chemiſchen Verfahrens 
Maſſenproduktion leiſteten. So entſtanden unter anderem die Eſſig⸗ 
brauerei und Bleizuckerfabrik von Joh. Matthias Magnus in 
Sakrow, in Berlin die Blaufarbenfabrik Wilh. Chriſtian Beneckes und 
die Zuckerſiederei vou Jacob Herz Beer. So entſtand ungefähr um 
die gleiche Zeit, nämlich in den Jahren 1818 bis 1819, auch die 

Zuckerſiederei der Gebr. Berend & Co. in Berlin, Neue Friedrich⸗ 
ſtraße 9. 

Die Zuckerinduſtrie ), d. h. die Siederei des kolonialen Roh- 
zuckers, war durch Friedrich II. in Preußen eingeführt worden, der 
der Bankfirma Splitgerber & Daum, den Vorgängern von Gebr. 
Schickler, ſchon um 1750 ein Monopol dafür gewährt hatte. Sein 
Nachfolger hob, entſprechend ſeiner derjenigen Friedrichs in allem ent⸗ 
gegengeſetzten Wirtſchaftspolitik, kurz nach ſeinem Regierungsantritt dies 
Monopol auf. Der nunmehr freien Konkurrenz des Inlandes ver⸗ 
blieb gegenüber dem Auslande hinreichender Zollſchutz, ſo daß drei oder 
vier Siedereifirmen in den nächſten Jahrzehnten in Berlin ihr Aus⸗ 
kommen finden konnten. Eine weſentliche Vermehrung der Zucker⸗ 
raffinerien in Berlin brachte der vorher erwähnte Umſchwung in der 
preußiſchen Handelspolitik um 1818. Schon 1826 wurden 11, 1837 
15 Siedereien in Berlin gezählt; in der ganzen Monarchie 1829 42 
und 1831 49. Die Rübenzuckerinduſtrie, die Ende des 18. Jahr⸗ 
hunderts entſtand, war in Preußen mit den napoleoniſchen Kriegen 


1) Zum folgenden vergleiche Ferber, Beiträge zur Kenntnis des gewerb⸗ 
lichen und kommerziellen Zuſtandes der preußiſchen Monarchie, Berlin 1829, 
S. 157 ff.; Derſ., Neue Beiträge, 1832, S. 133 ff.; Lenz⸗Unholtz, a. a. O., 
S. 177 ff., 213 ff., 285 ff.; Beitr. z. Geſch. des Berliner Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
Heißes, Feſtſchrift der Berliner Kaufmannſchaft, Berlin 1870, S. 67 u. 92. 
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wieder zum Stillſtand gekommen und ſetzte erſt in den zwanziger 
Jahren wieder ein, ſo daß die Verarbeitung von Rübenzucker für 
Gebr. Berend & Co. zunächſt nicht in Betracht kam. 

Die erſte Abſicht der Gebr. Berend ſcheint geweſen zu ſein, die 
Fabrikation nicht auf eigenem Boden, ſondern in gepachteten Räumen 
vorzunehmen. Zu dieſem Zweck haben Verhandlungen mit Gebr. 
Schickler ſtattgefunden, von deren drei in Berlin befindlichen alten 
Raffinerien zum mindeſten eine damals außer Betrieb war. Es er⸗ 
ſcheint merkwürdig, daß zur gleichen Zeit, in der eine altrenommierte 
und kapitalkräftige Raffinerie den Betrieb als unrentabel eingeſtellt 
hatte, neue Unternehmer auf den Plan traten. Die Erklärung liegt 
wohl darin, daß die neuen Leute vor allem die großen dauernden 
Erleichterungen der Rohſtoffzufuhr und der Ausfuhr des Fertigfabri⸗ 
kates ſahen. Dagegen waren Gebr. Schickler durch die augenblicklich 
unvorteilhaften Verhältniſſe, nämlich teure Rohſtoffpreiſe und Zollſätze, 
die beim Import den raffinierten Zucker gegenüber dem Rohzucker weſent⸗ 
lich günſtiger ſtellten als früher, veranlaßt worden, ihren Siederei⸗ 
betrieb teilweiſe ſtillzulegen. Darin, daß dieſe Stillegung nur eine 
vorübergehende war, lag der eigentliche Grund für das Scheitern der 
Verhandlungen zwiſchen Schickler und Berend. Den letzteren erwuchs 
daraus ein unbeabſichtigter Vorteil. Denn die Notwendigkeit, nun⸗ 
mehr ſelbſt zu bauen, ließ ſie mit einer zwei» bis dreijährigen Bau⸗ 
und Einrichtungsperiode gerade über die beiden ſchlechteſten Jahre hin⸗ 
wegkommen, die die Zuckerraffinerien damals durchzumachen hatten. 
Mit dem Jahre 1820, alſo gerade als die Berendſche Raffinerie in 
Betrieb kam, begannen dann die ausländiſchen Rohzuckerpreiſe ſtark zu 
fallen, während der inländiſche Verbrauch entſprechend zunahm. Damit 
ſetzte eine lang anhaltende und günſtige Konjunktur für die heimiſchen 
Raffinerien ein !). 

Gebr. Berend & Co. ſchritten nunmehr zum Erwerb des Grund⸗ 
ſtückes und Hauſes Neue Friedrichſtraße 9, eines ans Waſſer durch⸗ 
gehenden Geländes in. einer Gegend, in der die unbebaute Quadrat⸗ 
rute damals auf etwa 50 Taler geſchätzt wurde. Eine Hypothek von 
10 300 Taler Gold, die das Schindlerſche Waiſenhaus auf dem er⸗ 
worbenen Grundſtück zu 5 % Zinſen beſaß und zu 4½ , wie 
Gebr. Berend anboten, nicht ſtehen laſſen wollte, zahlten die Käufer 
zurück. Mit dem Umbau des Hauſes wurde der Stadtbaurat von 


1) Vgl. Pommerſche Brovinzial-Zuderraffinerie 1817-1917, Sertfgrift, 
Stettin 1917, S. 21 und Anhänge. 
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Berlin, Langerhans, betraut, mit der Einrichtung der Raffinerie der 
Geheime Medizinalrat Hermbſtädt, damals einer der führenden 


praktiſchen Chemiker und Technologen Preußens !), der Mitbegründer, 


der 1826 entſtandenen Kuhnheimſchen Fabrik, zu der auch von ſeiten 


der Gebr. Berend Beziehungen beſtanden haben. An Material wurden: 


die Mauerſteine von Glindow bezogen; gebrannte Tonſteine für die 
Keſſel lieferten die Kgl. Porzellanmanufaktur (40 Taler per 1000 Stück) 


fowie die Frhr. von Eckardtſteinſche Steingutfabrik in der Landsberger⸗ 
ſtraße. Mit ihrem Zuckerſiedereigrundſtück gehörten Gebr. Berend & Co., 


zu den erſten, die in Berlin ein Trottoir vor ihrem Hauſe anlegten. 


Dafür ließ ihnen der König, dem dieſe Verſchönerung der Stadt 
offenbar am Herzen lag, 1827 durch den Oberbürgermeiſter von Berlin 


ſchriftlich ſeine Zufriedenheit ausſprechen. 

Mit der Produktion wurde zu Verſuchszwecken ſchon während des 
Baues im Winter 1818/19 begonnen, zunächſt nach dem bisher all⸗ 
gemein üblichen Verfahren. Anfang Februar 1819 wurde dann nach 
den Anweiſungen Hermbſtädts eine andere Methode eingeführt und 


die neue Einrichtung ſchon wenig Wochen darauf dem als Sachverſtän⸗ 


digen der Regierung anzuſehenden Oberbaudirektor Prof. Eytelweyn 
vorgeführt. Die Art dieſes neuen Verfahrens iſt aus den Akten nicht 
zu erkennen. Daß es einen Erfolg bedeutete, geht aus der Erkennt⸗ 
lichkeit der Gebr. Berend hervor, die 1820 Hermbſtädt, ihrem Ver⸗ 
trauensmann, zum Dank für ſeine nützliche Unterſtützung ein Geſchenk 


von 60 Friedrichsdor überreichten. Auch die im Ausland gemachten 


neueſten Erfahrungen ſuchten Gebr. Berend ſich nutzbar zu machen. 
Es gelang ihnen, in Hamburg, der alten Hochſchule der Zuckerſiederei, 
ihrem Werkmeiſter Eingang bei der angeſehenen dortigen Firma 
H. J. Merck & Co. zu verſchaffen, in deren Siederei er eine neue 
Klärmethode kennen lernte. 

Die Zuckerſiederei wurde bald der Mittelpunkt der Berendſchen 
Firma. Damit zog fic) das Geſchäft mehr und mehr vom Banf- 
bureau nach der Fabrik in der neuen Friedrichſtraße, bis die Geſchäfts⸗ 
räume Unter den Linden ganz aufgegeben wurden. Leider beſitzen 
wir über den Umfang der Zuckerſiederei, ihren Umſatz und ihre geld⸗ 
lichen Ergebniſſe keine Zahlen. Damit fehlt uns die Möglichkeit eines 
abſchließenden Urteils über ihre wirtſchaftliche Bedeutung. Aus dem 
Schriftwechſel mit Lieferanten, Kunden und der Steuerbehörde ge⸗ 
winnen wir einen kleinen Einblick in die Bezugsquellen und Ablſatz⸗ 


1) ber Hermbſtädts Leiſtungen auf dem Gebiet der Zuckerinduſtrie ſiehe 
von Lippmann, Geſchichte des Zuckers, Regiſter. 
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gebiete der Siederei. Für die Einfuhr — die Siederei verarbeitete 
bis zu ihrer Stillegung ausſchließlich Rohrzucker — kam wohl in 
erſter Linie Hamburg in Frage, deſſen vielſeitige Zufuhren an Kolonial⸗ 
zucker die größte Möglichkeit der Auswahl boten. Havanna⸗ und 
Braſilzucker wurden in erſter Linie verarbeitet, ſodann der billigere 
engliſche und holländiſche Schmelzlumpenzucker !). Dauernde Diffe⸗ 
renzen beſtanden zwiſchen den Siedereien und der Zollbehörde bezüglich 
des auf dem Lumpenzucker liegenden Zolles, bis es den Gebr. Berend 
gelang, die Berückſichtigung des Feuchtigkeitsgehaltes des Zuckers bei 
der Zollfeſtſetzung zu erreichen. Einkäufe in Rohzucker auf dem Ham⸗ 
burger Markt wurden durch Freunde wie die vorgenannte Firma 
H. J. Merck & Co. beſorgt, die die geſchäftlichen Beziehungen außer 
durch regelmäßige Marktberichte auch durch das gelegentliche Geſchenk 
eines Fäßchens neuer Heringe zu beleben ſuchte. Das fertige Produkt, 
die raffinierte Ware, ging vielfach wiederum ins Ausland, zum Teil 
gleichfalls durch Kommiſſionäre, zum Teil unmittelbar, und zwar haupt⸗ 
ſächlich wohl nach Polen und Rußland. Der Abſatz im Inlande er= 
folgte in der Regel nur im Großhandel, was natürlich nicht hinderte, 
daß bevorzugte Kunden des Bankgeſchäftes, wie der Präſident Keßler, 
Direktor im Finanzminiſterium, auch in ihrem Privatbedarf beliefert 
wurden. 

In keiner anderen Induſtrie Preußens haben im 18. Jahrhundert 
ſo erbitterte Kämpfe ſich abgeſpielt, wie in der Zuckerinduſtrie. Um 
das Monopol, das die Splitgerberſchen, ſpäter Schicklerſchen Siede⸗ 
reien von 1750 bis 1786 genoſſen hatten, führten die Inhaber auch 
nach ſeiner Aufhebung einen hartnäckigen Kampf gegen die neue Kon⸗ 
kurrenz. Schon um 1799 aber finden wir gemeinſames Vorgehen der 
bisher feindlichen Siedereien gegenüber dem Publikum?), und wenn 
ſich auch in manchen Punkten eine gewiſſe Sonderſtellung der Schickler⸗ 
ſchen Siedereien noch ſpäter bemerkbar macht, ſo ergibt ſich aus den 
uns zur Verfügung ſtehenden Korreſpondenzen in den zwanziger Jahren 
des 19. Jahrhunderts ein durchaus modern anmutendes Zuſammen⸗ 
gehen der Konkurrenten, ſowohl gegenüber der Regierung wie gegen⸗ 
über der Kundſchaft. Die Berliniſche Zuckerſiederei⸗Kompagnie hatte 
1821 eine Eingabe an die Regierung zwecks Herabſetzung des Zolles 
auf Lumpenzucker gemacht, welcher Zoll, wie vorher erwähnt, vorüber⸗ 
gehend die Einfuhr von raffiniertem Zucker gegenüber dem Rohzucker⸗ 


Jj über dieſen L von Lippmann, a. a. O., S. 364. 
2) Lenz⸗Unholtz, a. a. O., S. 218—219. 


Lé 


111] Gebr. Berend & Co., Berl. Heeres lieferanten, Bankiers u. Induſtrielle 403 


import begünſtigte. Die ablehnende Antwort der Regierung zirkulierte 
bei den erſten Firmen der Branche, von denen Vorſchläge über eine 
weitere gemeinſame Behandlung der Sache gemacht wurden. 

In der Frage einheitlicher Preispolitik gegenüber der Kundſchaft, 
die 1823, das iſt in einer Zeit aufſteigender Konjunktur, angeſchnitten 
wurde, ſcheinen Gebr. Berend führend geweſen zu ſein. Wilh. Beer, 
der Inhaber von Jacob Herz Beer, gab ihnen als Antwort auf vor⸗ 
geſchlagene Richtpreiſe die Verſicherung, ſich für Berlin und die um⸗ 
liegende Gegend gänzlich nach dieſen Preiſen richten zu wollen, wenn 
Berend die Gebr. Schickler zum Beitritt bewegen könne. Er ſchreibt: 
„Da die Vereinigung der übrigen Fabriken bereits bewirkt und nur 
das Hinzutreten der Herren Gebr. Schickler noch zu wünſchen bleibt, 
ſo läßt ſich, da das Intereſſe der hieſigen Raffinerien ſo dringend eine 
ſolche erfordert, kaum denken, daß gedachte Herren die beſagte Ver⸗ 
einigung nicht genehmigen ſollten. Auf Schleſien kann ſich unſere 
Vereinigung nur dann extendieren, wenn auch die Breslauer und 
Hirſchberger Raffinerien beigetreten ſein werden.“ Gebr. Berend & Co. 
traten darauf ſofort an Gebr. Schickler heran. Deren Antwort iſt die 
typiſche Antwort des grundſätzlichen Außenſeiters, der mit Hochhaltung 
der Preiſe ſehr einverſtanden iſt, aber ſich nicht binden will. So 
ſchreiben Gebr. Schickler, daß ſie nach ihren Erfahrungen „garnicht be⸗ 
greifen können, wie Siedereien bei ſolcher Schleuderei in den Preiſen, 
wie fie zuweilen ſtattſindet, beſtehen können... Uns fagen die 
Makler immer, daß Sie ſo überaus niedrige Preiſe machen. Vielleicht 
ſagen ſie Ihnen das nämliche von uns, und es iſt eine Hauptſache, 
daß man ſich durch all folded Gerede nicht irre machen laſſe.“ Da 
indeſſen die Schicklerſchen Preiſe „in den meiſten Sorten noch höher“ 
als die von den anderen Siedereien vorgeſchlagenen ſeien, ſo könnten 
Gebr. Schickler dieſe letzteren weder billigen noch annehmen. Die weiteren 
Verhandlungen ſind dann mündlich an der Börſe gepflogen worden. 

Daß auch außerhalb dieſer Verfolgung gemeinſamer Intereſſen 
das Verhältnis der genannten Firmen zueinander ein freundnachbar⸗ 
liches war, erweiſen verſchiedene Gelegenheiten, bei denen der eine 
Konkurrent dem anderen aushalf oder von ihm bezog. So ſtellt Jacob 
Herz Beer den Gebr. Berend Hölzer zur Verfügung, die für die 
Fabrikation benötigt wurden, wogegen er ein anderes Mal Gebr. 
Berend & Co. bittet, ihm von ihrem vor dem Stralauer Tor lagern⸗ 
den Vorrat an Steinkohlen mit einer Kahnladung auszuhelfen. Von 
Gebr. Schickler beziehen Gebr. Berend gelegentlich das zum Entfärben 
der Zuckerlöſungen benutzte Knochenpulver. ö 
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Einzelne Angaben in den erhaltenen Briefen deuten an, daß 
Gebr. Berend & Co. ſich um das Wohl der Arbeiter ihrer Raffinerie 
in patriarchaliſcher Weiſe kümmerten. Auch erſte Anzeichen fozialer 
Fürſorge anderer Stellen ſind zu ſpüren. Nicht nur der Prediger 
bemüht ſich beim Arbeitgeber im Intereſſe ſeiner Gemeindemitglieder. 
Auch die Armendirektion des Berliner Magiſtrats äußert im Herbſt 
1831 in aller Beſcheidenheit die Bitte, die Firma möchte einen in⸗ 
validen Arbeiter bis zu ſeiner Widerherſtellung, zumal im Winter, 
nicht unberückſichtigt laſſen. Sie fährt fort: „Erlauben Sie uns zu⸗ 
gleich die Anfrage, ob Sie in ihrer Fabrik nicht eine Arbeiterkranken⸗ 
kaſſe errichtet haben, wie ſolche in mehreren großen Fabriken zum 
gleichen Nutzen der Fabrik, der Arbeiter und der Kommune beſteht?“ 
An der Stelle, wo auf eingegangenen Briefen ſonſt das Datum der 
Beantwortung eingetragen iſt, ſteht in dieſem Falle: Unbeantwortet. 


N 


VI. 


Die Firma Gebr. Berend & Co. hat mit dem Anfang ber dreißiger 
Jahre ihren Höhepunkt überſchritten. 

Die Bedeutung einer Privatfirma beruht auf der Leiſtung ihrer 
Inhaber. Die zweite Generation kann nur bei gleicher Befähigung, 
wie ſie die erſte hatte, deren wirtſchaftliche Bedeutung aufrechterhalten. 
Das galt für das Bankgeſchäft in Berlin vor 100 Jahren bei ſeiner 
verhältnismäßig geringen Differenzierung noch mehr als für dasjenige 
unſerer Zeit. Die Geſchäfte, die heute einer kapitalkräftigen Bank⸗ 
firma geſtatten, auch ohne Entwicklung von Initiative eine Rolle zu 
ſpielen, das Geſchäft der Vermögensverwaltung Dritter, das Zins⸗ 
margengeſchäft und das auf Tradition beruhende konſortiale Emiſſions⸗ 
geſchäft beftanden noch nicht oder hatten damals noch nicht die heutige 
Bedeutung. Wie zu jener Zeit faſt jede andere Firma, deren zweite 
Generation nicht wieder die gleiche Unternehmungsluſt und Umſicht 
wie die vorangegangene entwickelte, ſo gingen auch Gebr, Berend & Co. 
einer langſamen Auflöſung entgegen, weil, mit Ausnahme der Zucker⸗ 
fabrik, kein Fundus an Geſchäften vorhanden war, der ſelbſtwirkſam 
die Firma hätte weitertragen können. 

Im Jahre 1828 war Samuel Berend, der Senior und der eigent⸗ 
liche Kopf des Hauſes, geſtorben. Was. nun noch an Erfolgen ſichtbar 
wurde, war nur eine Auswertung der durch ihn ſeiner Firma und Familie 
geſchaffenen Stellung in geſchäftlicher, vor allem auch in fogialer Ze 
ziehung. Mancherlei äußere Zeichen ſprechen dafür, daß dieſe Stellung 
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ſchon zu Samuel Berends Lebzeiten eine recht angeſehene geweſen war. 
Auch nachdem die Bureaus nach der Neuen Friedrichſtraße überführt 
waren, behielten beide Inhaber ihre Privatwohnungen Unter den Linden 
in eigenen Häuſern bei. Beide beſaßen daneben ihre Sommerſitze vor 
den Toren der Stadt, Samuel in Pankow, wo er für einen ſeiner 
Söhne eine Wachstuchfabrik zu bauen beabſichtigte; Lͤuis in Char⸗ 
lottenburg. Hier hatte er das über 11 Morgen große Gelände des 
ehemaligen Schloßküchengartens ſamt dem alten Orangeriegebäude und 
dem dahinter gelegenen Schloßſpritzenhaus erworben. Dort ließ er 
nach Schinkelſchen Plänen ein Landhaus errichten, das bis ins 20. Jahr⸗ 
hundert hinein geſtanden hat). Den dazugehörigen Ziergarten legte 
der bekannte Gartendirektor Lenné aus Sansſouci an. Einen ſeiner 
Söhne konnte Samuel zu ſeiner kaufmänniſchen Ausbildung zuſammen 
mit dem gleichaltrigen und gleichem Berufe zuſtrebenden Sohn des 
Geheimen Oberfinanzrates Ferber aus dem Handelsminiſterium?) auf 
eine Studienreiſe durch mehrere europäiſche Länder ſchicken, auf der die 
jungen Leute infolge von Einführungen durch den preußiſchen Handels⸗ 
miniſter überall gute Aufnahme fanden. 

Nach Samuels Tode wurde ſein älteſter Sohn Bernhard S. Berend, 
neben dem überlebenden Louis, Firmeninhaber und von da an wohl 
der eigentliche Leiter des Geſchäftes, während zwei andere Söhne, 
Philipp und Hermann, ſich mit der Verwaltung ihres Erbteils be⸗ 
gnügten, beziehungsweiſe ſich durch Ankauf auf dem Lande anſäſſig 
machten. Nachdem Louis, der bald nach des Bruders Tode den lange 
erſtrebten Kommerzienrattitel erhalten und ein Gut erworben hatte, 
1839 geſtorben war, führte fein Neffe Bernhard die Firma, deren Be⸗ 
deutung mehr und mehr zurückging, allein weiter. 1835 hatte die 
Firma dem früher erwähnten Hofmarſchall von Maltzahn nach über 
zwanzigjähriger Geſchäftsfreundſchaft einen Kredit gekündigt, indem ſie 
das Geld infolge eines verlorenen Prozeſſes zu brauchen angab. Das 
konnte eine Ausrede geweſen ſein, um eine zweifelhaft gewordene 
Forderung ohne Kränkung einzutreiben; ebenſogut aber kann man der 
Angabe Glauben ſchenken, zumal das erhaltene Aktenmaterial den um 
jene Zeit immer geringer werdenden Umfang der Geſchäfte erkennen 
läßt. 


1) Gundlach, Geſchichte der Stadt Charlottenburg. I, 270 u. II, 408. 
2) Derſelbe, der als Referent des Finanzminiſteriums mit der Firma 
große Finanzgeſchäfte abgeſchloſſen hatte. Seine nützlichen „Beiträge zur Kennt⸗ 
nis des gewerblichen und kommerziellen Zuſtandes der Preußiſchen N 
find im vorangegangenen (S. 45) zitiert. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 2. | 27 
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Dazu kamen wachſende Schwierigkeiten für die Raffinerie !). 
Dieſe beruhten im weſentlichen in der zunehmenden Konkurrenz des 
Rübenzuckers, auf deſſen Verarbeitung die ſogenannten „indiſchen“, 
d. h. Rohrzucker verarbeitenden Siedereien nicht eingerichtet waren. 
Während der Preis für Rohrzucker auf dem Weltmarkt in den vierziger 
Jahren ſtieg, begünſtigten die Zollverhältniſſe den einheimiſchen Rüben⸗ 
zucker. 1845 erhöhten ſich infolge der Aufhebung des Handelstraktates 
mit den Niederlanden die Einfuhrzölle für Rohrzucker und Lumpen⸗ 
zucker. Der auf das Rohmaterial gezahlte Einfuhrzoll wurde beim 
Verſand von Raffinaden nach dem Ausland nur mehr unter beſonderen 
Bedingungen zurückvergütet. Das Jahr 1848 erbrachte, außer der 
allgemeinen Störung des Wirtſchaftslebens durch die politiſchen Ver⸗ 
hältniſſe, auch noch die niedrigſten Preiſe für raffinierten Zucker ſeit 
Beſtehen der Berendſchen Siederei. Da trat der Verein der indiſchen 
Siedereien im Oktober 1849 in Berlin zuſammen und ernannte einen 
Ausſchuß, der die Wünſche betreffs gerechterer Beſteuerung des Rüben⸗ 
zuckers den Miniſtern perſönlich vorzutragen, den Kammermitgliedern 
in einer Broſchüre mitzuteilen und durch die Zeitungen zur allgemeinen 
Kenntnis zu bringen hatte. Dieſer Kommiſſion gehörte, zuſammen mit 
einem Kölner und einem Stettiner Siedereileiter, Bernhard Berend 
für Berlin an. Einen Erfolg hatten die großen Bemühungen nicht. 
Den Rohrzuckerſiedereien blieb, wenn ſie nicht liquidieren oder einen 
ungleichen Kampf fortführen wollten, nur übrig, ſich ſelbſt auf die 
mehr oder weniger ausſchließliche Verarbeitung von Rübenzucker um⸗ 
zuſtellen. Die Mehrzahl, vor allem wohl die aktiver geleiteten Siede⸗ 
reien, wählten dieſen Weg. Gebr. Berend & Co. konnten ſich nicht 
dazu entſchließen, ſondern ſtellten um 1850 den Siedereibetrieb gänzlich 
ein. Bernhard Berend, der wie ſein Onkel den Kommerzienrattitel 
führte, war geſchäftlich wohl geſättigt, zudem bei den politiſch bewegten 
Zeiten durch ſeine ſonſtige öffentliche Tätigkeit als Stadtverordneter 2), 
Kurator des Friedrichs⸗-Waiſenhauſes, der Haus- und Mietsſteuerkaſſe 
und der Preußiſchen Rentenverſicherungsanſtalt zu ſehr in Anſpruch 
genommen, um mit ſeiner alten Fabrik die neuen Zeiten mitzumachen. 

1855 nahm er ſeine Söhne Hermann und Siegfried als Inhaber 
in die Firma auf, deren Weſen ſich inzwiſchen mehr und mehr ge⸗ 


1) Das Folgende im weſentlichen nach Pommerſche Provinzialzuckerſiederei, 
a. a. O., S. 40 ff. . 

2) Bernhard Berend iſt nicht zu verwechſeln mit dem liberalen Politiker 
Behrendt, Berlin, Neue Schönhauſer Straße 9, gleichfalls Stadtverordneter und 
Kommerzienrat, der in der Bewegung von 1848 eine gewiſſe Rolle ſpielt. 
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ändert und eher den Charakter eines Produktengeſchäftes angenommen 
hatte. Aus einer Reihe von Bagatellklageſachen zeigt ſich, daß die 
Firma nunmehr laufend Kommiſſionsgeſchäfte in Getreide, Spiritus 
und Ol ausführte. Auch für ausländiſche Rechnung war ſie in dieſem 
Geſchäftszweig tätig, ſo für den franzöſiſchen Großinduſtriellen Dar⸗ 
blay. Rege Beziehungen beſtanden nach Polen. 1860 richteten 
Gebr. Berend & Co. an das Finanzminiſterium den Antrag, zu er⸗ 
mäßigtem Preiſe Salz für eine Olraffinerie zu erhalten. Ob die 
Firma ſelbſt im Beſitz einer Olraffinerie oder an einer ſolchen beteiligt 
war, iſt nicht feſtzuſtellen. Ebenſowenig finden ſich Anzeichen, daß die 
Firma an den größeren Stiftungs⸗, Gründungs- oder Emiſſions⸗ 
geſchäften jener Zeit beteiligt geweſen ſei, wenn nicht eine Subſkription 
von 55 000 Talern auf die Preußiſche Prämienanleihe von 1854 hier⸗ 
her gerechnet werden ſoll. 

Nachdem er noch von 1855 bis 1861 als Alteſter der Kaufmann⸗ 
ſchaft von Berlin fungiert und 1864 einen dritten Sohn als Mitinhaber 
in die Firma aufgenommen hatte, ſchied Bernhard S. Berend 1865 
durch Tod aus. Damit verlor die Firma ihre letzte Bedeutung. In 
den ſiebziger Jahren verließ ſie auch äußerlich den Boden, auf dem ſie 
jahrelang gute Erfolge erzielt hatte, indem das Geſchäft von der Neuen 
Friedrichſtraße erſt nach der Burgſtraße, dann Unter die Linden ver⸗ 
legt wurde. 1875 trat der älteſte der Brüder aus, 1876 ein zweiter. 
Als 1880 der dritte Enkel Samuel Berends und letzte Chef des 
Hauſes ſtarb, erloſch nur ein damals bereits halbvergeſſener Firmen⸗ 
name. Was dieſer Name an wirtſchaftlicher Bedeutung für die Finanz⸗ 
geſchichte Preußens und die Entwicklung Berlins verkörpert Ge war 
ſchon Jahre vorher erlojchen. 
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Das Geburtsjahr Kaiſer Heinrichs VIII. 


| Nachtrag zu dem Aufſatz über die Ahnentafeln der Markgrafen 
von Brandenburg 


Von Adolf Hofmeiſter 


Auf Tafel 14 (S. 66) habe ich die Geburt Kaiſer Heinrichs VII. 
von Luxemburg „um 1272/74“ angegeben (vgl. C. Knetſch, Das 
Haus Brabant, Darmſtadt [1918] S. 36 bei XV, 17: „wohl etwa 
1274“; G. Irmer, Die Romfahrt Kaiſer Heinrichs VII. im Bilder⸗ 
cyclus des Codex Balduini Trevirensis, Berlin 1881, S. 10: „wohl 
1272“). Dieſer Anſatz iſt nicht haltbar. Der Kaiſer war noch jünger. 
Schon N. van Werveke hat das in der Deutſchen Zeitſchrift für 
Geſchichtswiſſenſchaft VIII (1892) S. 146 ff. ausgeführt; er glaubte 
„mit aller Wahrſcheinlichkeit“ 1276 als Geburtsjahr annehmen zu dürfen. 
Demgegenüber hat jüngſt Georgina R. Cole-Baker in der English 
Historical Review XXXV, Nr. 138 (April 1920) S. 224 ff. Gründe 
für 1278 oder 1279 geltend gemacht. Sie hält die Erzählung des 
Johann von Warnant (S. Balau, Chroniques Liégeoises I, Brüſſel 
1913, S. 61), wonach die Ehe der Eltern zunächſt unfruchtbar blieb, 
mit dem päpſtlichen Dispens für den Vater des ſpäteren Kaiſers vom 
13. Dezember 1274 (bei v. Werveke S. 150. Anm. 2) zuſammen. 

Van Werveke und G. Cole⸗Baker gehen davon aus, daß 
nach dieſem damals die Ehe der Eltern noch nicht geſchloſſen war. 
Der Wortlaut des Dispenſes gibt ihnen zunächſt Recht: Sane peltitio] 
tua nobis exhibita continebat, quod licet tu ad bona nuptiarum 
aspirans legitimo uti desideres consortio coniugali, quia tamen in 
illis partibus aliqua te gradu ad contrahendum cum ea matri- 
monium prohibito non contingens nequit comode inveniri .. ., nobis 
humiliter supplicasti vim, Wenn dann fortgefabren wird: Nos 
itaque tuis supplicationibus inclinati, tibi, quod cum aliqua nobili, 
etiam si tibi sit quarto et tertio affinitatis gradu coniuncta, matri- 
monium contrahere valeas et in contracto etiam remanere, 
devotioni tue auctoritate presentium duximus concedendum, ſo 
bringt das nicht notwendig eine Anderung. Bei dieſer ſehr gewöhn⸗ 
lichen Formel ſoll im allgemeinen gewiß nicht ausdrücklich an die 
Möglichkeit gedacht ſein, daß die Ehe inzwiſchen bereits geſchloſſen war, 
ehe der erbetene Dispens einging; vergleiche die freilich nicht alle Ab⸗ 
wandlungen berückſichtigende ÜUberſicht über das Formular von J. F. 
Noväk in der Einleitung zu den Monumenta Vaticana res gestas 
Bohemiae illustrantia II (Prag 1907) S. XXVf. (vgl. S. XXXVI). 
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Doch fehlt dieſer Zuſatz in ſolchen Dispenſen wiederholt, z. B. Mon. 
Vat. Boh. I Nr. 50 und Nr. 655 (1346 Mai 6. für Verlobung und 
Heirat einer Tochter Karls IV. mit irgendeinem ihr in drittem oder 
entfernterem Grade Verwandten). Daß er jedenfalls nicht immer be⸗ 
deutungslos zu ſein braucht, dafür iſt bezeichnend die Supplik Karls IV 

wegen einer geplanten Heirat zwiſchen Jobſt von Mähren und Eliſa⸗ 
beth von Ungarn, die beide noch impuberes und im vierten Grade 
verwandt waren (Mon. Vat. Boh. II Nr. 1159, gen. 19. Nov. 1360, 

vgl. Nr. 1160); freilich E das hier nod ausdrücklicher geſagt: Signi- 
Beat... quod inter... et... precedentibus hine inde nonnullis 
colloquiis consanguineorum et amicorum suorum de contrahendis 
sponsalibus ... certus habitus est tractatus... humiliter suppli- 
cat..., quatenus cum eisdem Jodoco et Elizabeth, quod huius- 
modi sponsalia invicem licite contrahere valeant, vel, si iam 
contraxerunt, in eis remanere et deinde, cum ad etatem 
aptam pervenerint, matrimonialiter copulari possint, dignemini .. 

dispensare .. Daß es in unjerem Falle ebenſo liege, kann und foll 
nicht behauptet werden, zumal nicht erſt von Verlobung, ſondern nur 
von Ehe geſprochen wird. Immerhin bleibt eine gewiſſe Unſicherheit. 
Ein ſchlechthin ſicherer Terminus post quem iſt der 13. Dezember 1274 
ſchon damit wohl nicht, aber erheblich weiter käme man doch nicht zurück. 


Es kommt ein zweites hinzu. Der Dispens ſpricht von affinitas 
im vierten und dritten Grade, von „Verſchwägerung“, während über 
eine ſolche bei den Eltern des Kaiſers meines Wiſſens nichts bekannt 
iſt. Dagegen beſtand zwiſchen ihnen Blutsverwandtſchaft, consanguinitas, 
im vierten und im vierten und dritten Grade, und dieſe iſt wieder 
durch den Wortlaut des Dispenſes nicht gedeckt, falls nicht affinitas 
als ein unbeſtimmter weiterer Ausdruck jede Art von Verwandtſchaft 
umfaſſen ſoll. Ob das in dieſer Zeit, unter Gregor X., möglich iſt, 
kann ich nicht beſtimmt verneinen; ſpäter, im 14. Jahrhundert, iſt es 
nach meiner Kenntnis des Materials ausgeſchloſſen. Man könnte eher 
an ein Verſehen, fet es der Supplik, fet es der Bewilligung, denken ). 
Aber auch wenn ſich dieſe gar nicht auf die Ehe des Vaters des 
ſpäteren Kaiſers mit Beatrix von Avesnes bezögen, ſo beſtand dieſe 
doch ſicher bei dem Anſuchen um den Dispens noch nicht. Man 
könnte alſo auch in dieſem Falle nicht über 1274 zurückgehen. 

Zu voller Klarheit iſt ſo nicht zu gelangen. Damit iſt aber eine 
ganz ſichere Entſcheidung für den ſpäteren Anſatz ausgeſchloſſen. Man 
wird fich vorſichtiger mit dem unbeſtimmteren: „um 1276 / 79“ be: 
gnügen. Weiter hinab darf man nicht gehen, weil Heinrich VII. zwar 
noch am 5. September 1293 (zum legtenmal) als damoiseau (domi- 


1) Bgl. z. B. den anz V. . Prag Dispens für Karl IV. vom 1. Juni 
1353 eee Kaiſer Se Sb Prag 1780, Ub. S. 172; Ludewig, Re- 
liquiae manuser. VI, tecum et cum quacumque muliere tibi 
quarto vel tertio e et affinitatis ac secundo etiam 
affinitatis gradibus et aliquo vel aliquibus ipsorum graduum coniuncta . 
ut... matrimonium invicem contrahere et in eo, ea contractum 
fuerit, remanere hac vice licite valeatis, . . dispensamus . . 


! 
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cellus) bezeichnet wird (in der bei Wauters, ſ. unten, VI, 427 an⸗ 
geführten Urkunde), ſeit 1294 aber zweifellos ſelbſtändig handelt und 
regiert, alſo damals ſicherlich mindeſtens 15 Jahre alt war (vgl. Engl. 
Hist. Rev. a. a. O.). Die Angabe des Alb. Muſſato, Hist. Aug. 
XVI, 8 (Muratori SS. rer. Ital. X, 568, dazu die Textverbeſſerung 
bei v. Werveke S. 154 Anm. 4), nach der der Kaiſer am 24. Aug. 
1313 im Alter von 51 Jahren 1 Monat 7 (nicht 12) Tagen (anno 
aetatis suae uno et quinquagesimo mense uno diebus VII) ſtarb, 
alfo am 17. Juni 1262 geboren ſein würde, iſt längſt allgemein als 
unmöglich erkannt. 

Die Zählung der Grafen von Luxemburg ſchwankt ſehr. Broſien 
(in Forſch. z. deutſchen Geſch. XV, 375 ff.) und Irmer nennen den 
Vater des Kaiſers z. B. Heinrich III., van Werveke und Miß 
Cole-Baker Heinrich VI.; ich hielt mich an Voigtel-Cohn, ohne 
damit für dieſe auch nicht unbegründbare Zählung eintreten zu wollen. 

Die Mutter Kaiſer Heinrichs VII., Beatrix von Avesnes, hat ihren 
Sohn bekanntlich überlebt (Mathias v. Neuenburg, hob. von Studer 
c. 87 S. 54; Wauters, ſ. unten, VIII, 607 kennt fie noch zum 
22. November 1315; ein Beleg für 1320 als Todesjahr, z. B. bei 
A. v. Reumont, Geſch. d. Stadt Rom II, Taf. VI, iſt mir nicht 
vorgekommen). Der Vater der Beatrix, Balduin von Avesnes, Herr 
von Beaumont, wurde nach L. Vanderkindere, La Formation 
territoriale des principautés belges au moyen-äge I? (Brüſſel 1902) 
S. 318 im ‚September 1219 geboren und ftarb 1296. Andre (mie 
J. Heller in M. G. SS. XXV, 415; A. Molinier, Les Sources 
de l'histoire de France III, 175 Nr. 2797; Ul. Chevalier, Bio- 
bibliographie I?, 471 [aber mit dem falſchen Geburtsjahr 1213) geben 
1289 als Todesjahr. 1256 bei Voigtel-Cohn Tafel 225 a (oben 
Tafel 14) iſt ſicher nur ein Verſehen. A. Wauters, Table chrono- 
logique des chartes et diplömes imprimés concernant l'histoire de 
4a Belgique VI, 660 führt ſogar noch eine Urkunde Balduins zum 
5. Juli 1299 an (vorher zuletzt eine vom 7. November 1288, S. 248). 
Balduins Gemahlin Felicitas erſcheint als Witwe 3. Auguſt 1305 und 
26. Dezember 1306 (Wauters VIII, 180, 228). 

Ich verzeichne aus Vanderkindere noch folgende abweichende 
Daten: Dietrich, Graf von Flandern, + 1168, O II, 1134 (S. 309; 
oben Tafel 28 und 32: 1135/36). — Robert 1. der Frieſe, Graf von 
Flandern, F 1093 (S. 301; fo auch Meyer von Knonau, Jahrb. 
Heinrichs IV. Bd. IV, 409 Anm. 31; oben Tafel 28: 1092), ~ 1063 
Gertrud von Sachſen, F 1113. — Johann I. von Avesnes, Graf von 
Hennegau, geb. April 1218 (S. 318; fehlt Tafel 13). — Burchard 
von Avesnes, f 1244, ~ Juli 1212 (S. 318; oben Tafel 13: F um 
1244, ~ 1213). — Irrig ſetzt Vanderkindere S. 315 den Tod 
der Gemahlin Philipps II. Auguſt von Frankreich, Eliſabeth (Iſabella) 
von Hennegau zu 1189 ſtatt zu 1190 (Tafel 32; vgl. A. Car⸗ 
tellieri, Philipp II., Auguſt, König von Frankreich, Bd. II, 95 f.). 

Der Name Alienora (oben Tafel 25 und 30) für die 2. Gemahlin 
Balduins IV. von Flandern, die Tochter Richards II. von der Nor⸗ 
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mandie, der fid) in der älteren Literatur findet, fehlt bei Dander- 
kindere I, 296 und in feiner Quelle, Wilhelm von Jumieges (Rec. 
des hist. de la France X, 189 A), ebenſo, in der Gen. com. Fl. 
cont. (M. G. SS. IX, 307, 17). Er iſt deshalb bis auf weiteres nur 
mit Vorbehalt zu verwenden. | 


Auseinanderſetzung mit Hinge 
Von Hans Delbrück 


Hintzes Aufſatz „Delbrück, Clauſewitz und die Strategie Friedrichs 
des Großen“ hat mich, ſo ſehr er auch gegen mich polemiſiert, doch 
mit großer innerer Befriedigung erfüllt. Sätze und Aufſtellungen, um 
die ich Jahrzehnte lang gekämpft habe, haben endlich auch bei einem 
Gelehrten, der ſonſt auf dieſem Felde als mein Gegner galt, An⸗ 
erkennung gefunden. Auch er ſelber ſtellt „weitgehende fachliche Über- 
einſtimmung“ feſt (S. 133). Der fundamentale Gegenſatz in der 
Strategie Friedrichs und Napoleons wird zugeſtanden (S. 134; 
S. 156/57). Jene Lehre, auf die noch das große Generalſtabswerk 
über die Kriege Friedrichs des Großen aufgebaut iſt und die den 
Preußenkönig als den Vorläufer Napoleons in der Strategie angeſehen 
wiſſen wollte, iſt aufgegeben. Aufgegeben iſt die Vorſtellung, daß 
Friedrich in der Schlacht bei Prag das Korps Keith auf dem linken 
Ufer der Moldau gelaſſen habe, weil er von vorn herein darauf aus⸗ 
ging, die ganze öſterreichiſche Armee gefangen zu nehmen. Ja, dieſe 
Einſchließung, die früher als das eigentliche, erhabene Ziel Friedrichs 
dargeſtellt wurde, war ihm, wie Hintze jetzt ſagt (S. 162), nicht ein⸗ 
mal erwünſcht. Meine Behauptung, daß Koſer und Hintze mit ſo 
vielen Anderen meine Lehre von der Niederwerfungs- und Ermattungs⸗ 
ſtrategie mißverſtanden hätten, wird zurückgewieſen mit der Begrün⸗ 
dung, daß ſie dieſe Lehre keineswegs mißverſtanden, daß ſie aber die 
Worte „Niederwerfungs⸗ und Ermattungsſtrategie“ in einem anderen 
Sinne gebraucht hätten als ich. Damit kann ich mich einverſtanden 
erklären, und es iſt auch bei der Lektüre dieſer neueſten Arbeit Hintzes 
fortwährend im Auge zu behalten. Es war freilich meines Erachtens 
äußerſt unpraktiſch, die von mir geſchaffene Terminologie zwar zu ge⸗ 
brauchen, den Worten aber einen anderen Sinn unterzulegen, ohne 
dieſen Unterſchied von vorn herein mit ſtärkſter Betonung zum Aus⸗ 
druck zu bringen ). Nun ſah es immer fo aus, als ob Gedanken aus 
meiner Werkſtatt abgelehnt und bekämpft würden, was, wie ſich nun⸗ 
mehr herausſtellt, gar nicht der Fall war. 

Das ſind alles nicht nur für mich ſehr erfreuliche Wendungen, ſon⸗ 


J) Hinges Meinung S. 133, daß ich meinen Sprachgebrauch hätte aus⸗ 
drücklich fallen laſſen und dann nachträglich wieder aufgenommen, iſt irrtümlich. 
Der Abdruck meines Aufſatzes „über die Verſchiedenheit“ uſw.“ der zweiten 
Auflage des Sammelbandes von 1908 (1907), iſt nicht, wie Hintze meint, eine 
„neue Faſſung“, ſondern ein bloßer Wiederabdruck der Ausgabe von 1886. 
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dern der Hintzeſche Aufſatz bedeutet auch einen großen Fortſchritt in der 
Klärung eines weltgeſchichtlichen Problems, das ich um ſo mehr als 
eins der allerwichtigſten bezeichnen darf, als auch die Kritik des eben 
abgeſchloſſenen Weltkrieges nicht zum wenigſten, wie das zuerſt Roloff 
in der „Deutſchen Politik“ (7. November 1819) !und Ziekurſch in der 
„Hiſtoriſchen Zeitſchrift“ öffentlich ausgeſprochen haben, ſich an den 
Grundbegriffen der Niederwerfungs- und Ermattungsſtrategie wird 
orientieren müſſen. Dieſe, man möchte ſagen, unabſehbare Tragweite 
des Problems wird es rechtfertigen, daß ich das, worüber Hintze und 
ich nunmehr einig geworden ſind und wo wir noch divergieren, auf 
einen klaren und unmißverſtändlichen Ausdruck zu bringen ſuche. 
Hintze legt dar, daß die Begriffe „Niederwerfungs- und Er⸗ 
mattungsſtrategie“ wie ich ſie gelehrt habe, gar nicht in ſo ſcharfem 
Gegenſatze zueinander ſtünden, wie es bei mir ſcheine. Auch in der 
Ermattungsſtrategie finde der Niederwerfungsgedanke Raum, und in 
der Niederwerfungsſtrategie der Ermattungsgedanke. Zum Beiſpiel 
Napoleon, der recht eigentlich als der Typus des Niederwerfungs⸗ 
ſtrategen erſcheint, ſei dies doch nur, inſoweit man nur ſeine Land⸗ 
kriege in Betracht ziehe; denke man aber auch an den Krieg gegen 
England und die Kontinentalſperre, ſo habe man auch bei ihm, den 
Ermattungsgedanken. Das iſt eine vortreffliche Bemerkung, mit der 
ich mich vollſtändig einverſtanden erkläre. Ich habe ſelber geſchrieben 
(„Ludendorff, Tirpitz, Falkenhayn“ S. 48), daß es zwar die beiden 
Arten der Strategie gäbe, aber „natürlich nicht in dem Sinne, als ob 
nun alle Kriege der Welt, unter welchen Umſtänden ſie auch geführt 
worden ſeien, notwendig in dieſe Kategorien, wie in ein Schema, ein⸗ 
gepaßt werden könnten, ſondern in dem Sinne, daß es Téi um Grund⸗ 
formen handelt, die vielfach abgewandelt und auch einander angenähert 
werden können. Die beiden Haupttypen aber bleiben beſtehen. Zu der 
einen Schule gehören Alexander, Cäſar, Napoleon, Gneiſenau, Moltke; 
zur anderen Perikles, Hannibal, Guftav Adolf, Eugen, Marlborough, 
Friedrich, Wellington“. Auch Hintze geſteht zu (S. 138), daß die Re⸗ 
lativität der Begriffe von mir als eine Selbſtverſtändlichkeit hingeſtellt 
werde, meint aber, daß ich trotzdem doch immer wieder in den Fehler 
verfalle, den Gegenſatz wie ein Schema zu behandeln, ihn in ein ſtarres 
Syſtem zu verwandeln, unüberſteigliche Schranken zwiſchen beiden 
Methoden aufzurichten. Ob ich mich wirklich dieſer Inkonſequenz 
ſchuldig gemacht habe, muß an den einzelnen Stellen unterſucht werden. 
Ich möchte es vorläufig noch beſtreiten, beſonders, da Hintze ſelber mir 
das Zeugnis ausſtellt (S. 157), daß ich in meiner Geſchichte der 
Kriegskunſt doch von dem Schema „Niederwerfungs- und Ermattungs⸗ 
ſtrategie“ nicht eben einen „beſonders häufigen und aufdringlichen Ge⸗ 
brauch“ machte. Sollte ich trotzdem in dieſem Punkt Unrecht haben, 
ſo käme ſehr wenig darauf an; ich wäre dann eben ein oder das andere 
Mal im Ausdruck entgleiſt; die Hauptſache iſt, daß wir beide darin 
einig ſind, ſowohl den Gegenſatz ſelbſt wie ſeine Relativität anzu⸗ 
erkennen. Bei dieſer Sachlage ſchlägt Hintze vor, unter Berufung auf 
Clauſewitz, zwar den Begriff der Niederwerfungsſtrategie feſtzuhalten, 
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für die davon abweichenden Formen der Kriegführung aber überhaupt 
keine allgemeine Bezeichnung, keinen Generalnenner aufzuſtellen. Jeder 
Feldherr habe eben die den Umſtänden ſeiner Lage und ſeiner Kriegs⸗ 
mittel entſprechende Prinzipien, und ſo gäbe es hiſtoriſch ſehr zahlreiche 
Arten der Kriegführung. Hier liegt zwiſchen uns die Differenz. Ich 
ſage: Friedrich und Daun waren verſchiedene Charaktere, verſchiedene 
Perſönlichkeiten, und deshalb handelten ſie verſchieden, obgleich ſie die⸗ 
ſelben Prinzipien hatten; Hintze ſagt: eben weil ſie verſchiedene Per⸗ 
ſönlichkeiten waren, befolgtey fie auch verſchiedene Prinzipien; wir 
haben alſo zwei prinzipiell verſchiedene Arten der Strategie vor uns. 
Ich antworte: wo ſind dieſe verſchiedenen Prinzipien? Nicht jede in⸗ 
dividuelle Verſchiedenheit iſt auch eine prinzipielle. Prinzipien müſſen 
ſich formulieren laſſen. Nicht bloß Daun, ſondern alle Gegner Friedrichs 
haben Entwürfe gemacht, die dem Niederwerfungsprinzip ſo nahe 
kommen, wie irgendein Entwurf oder ein Feldzug Friedrichs ſelber. 
Der Unterſchied iſt: ſie waren nicht die Perſönlichkeiten und hatten 
nicht die Courage, ſolche Entwürfe auch auszuführen. Die Größe dieſer 
Entwürfe gibt Hintze zu, aber es waren bloß „Zimmerſtrategen“, ſagte 
er, „die ſolche Entwürfe machten“. Ganz recht, das iſt genau das⸗ 
ſelbe, was ich ſage: In den Prinzipien, in den Theorien, in den Ent⸗ 
würfen iſt kein Unterſchied, aber die Feldherrnkunſt verlangt eben etwas 
anderes und mehr als Prinzipien, Theorien und Entwürfe. Bei Roß⸗ 
bach ſuchten Hildburghauſen und Soubiſe den Preußen eine Schlacht 
zu liefern, ganz nach der Art Friedrichs bei Leuthen; bei Liegnitz 
war Dauns Entwurf angelegt auf eine völlige Vernichtung der preußi⸗ 
ſchen Armee. Hintze meint, daß dieſe Entwürfe mehr von taktiſcher 
als von ſtrategiſcher Bedeutung waren; „würde mir aber nachgewieſen“, 
fährt er fort, „daß ſie beabſichtigt hätten, entſcheidende Schläge zu 
führen, die dem Kriege ein Ende machten, ſo würde ich auch bei ihnen 
von Niederwerfungsſtrategie ſprechen“. Alſo es ſoll erſt bewieſen 
werden, daß, wenn die Franzoſen Friedrich bei Roßbach vernichtend be⸗ 
ſiegten, oder Daun bei Liegnitz die ganze Armee des Königs gefangen 
genommen hätte, das dem Kriege ein Ende gemacht hätte? Was an 
dieſen Dingen zu beweiſen iſt, glaube ich in meiner Geſchichte der 
Kriegskunſt bewieſen zu haben; der Plan der völligen Umgehung der 
Preußen bei Roßbach iſt im Generalſtabswerk einwandfrei dargelegt: 
wenn Hintze an dieſen Darſtellungen etwas auszuſetzen hat, ſo hätte 
er es doch wohl ſagen müſſen. Ich kann nicht entdecken, was da noch 
weiter zu „beweiſen“ wäre, und ich glaube feſtſtellen zu dürfen, daß 
Hintze ſelber als Konſequenz feine Begriffsbeſtinmungen Daun, Hild⸗ 
burghauſen und Soubiſe zu den Niederwerfungsſtrategen rechnen muß. 
Solche Begriffsbeſtimmungen ſcheinen mir für klare Unterſcheidungen 
wenig dienlich, und ich halte dafür, daß die meinen vorzuziehen ſind. 
Nicht weniger durchſchlagende Folgerungen ergeben ſich aus Hintzes 
Behandlung des Feldzuges von 1756. Hier, dieſer Feldzug iſt die 
Stelle, wo die fundamentale Verſchiedenheit der friderizianiſchen und 
der napoleoniſchen Prinzipien am deutlichſten zutage tritt. Im Juli, 
ja noch im Anfang Auguſt 1756, wo die politiſche Lage bereits völlig 
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geklärt war, waren die Oſterreicher in Böhmen noch fo gut wie un⸗ 
gerüſtet. Friedrich hätte mit 100 000 Mann in Böhmen einrücken 
können gegen nicht mehr als etwa 40 000. Kein Zweifel, daß Napoleon 
das getan hätte. Friedrich aber zögerte künſtlich den Ausbruch des 
Krieges hinaus und gab damit den Oſterreichern die Möglichkeit, ſich 
zu rüſten, und den Sachſen, ſich in das feſte Lager von Pirna zu⸗ 
ſämmenzuziehen. Weshalb dieſes Verfahren? „Im Jahre 1756,“ 
antwortet Hintze, „handelte es ſich für Friedrich vor allem darum, ſich 
in Sachſen die feſte Baſis zu ſchaffen, ohne die eine erfolgreiche Krieg⸗ 
führung mit Oſterreich überhaupt nicht möglich war.“ Ganz richtig 
nach Friedrichs Anſicht; aber hätte Napoleon auch ſo gedacht? Hielt 
Napoleon es für nötig, im Jahre 1805 oder 1806 erſt ein Gebiet als 
Baſis zu okkupieren, um dann im nächſten Jahre die entſcheidende 
Schlacht zu ſchlagen? Wenn Friedrich auf der Höhe ſeiner Kraft und 
ſeiner Überlegenheit ſo handelte, weil er wußte, daß am letzten Ende 
trotz der momentanen Gunſt der Lage ſeine Kräfte dennoch nicht aus⸗ 
reichen würden, Oſterreich wirklich niederzuwerfen, und er deshalb von 
vorne herein einen mehrjährigen Krieg in Ausſicht nehmen mußte; 
gibt das nicht den ſchlüſſigen Beweis, daß er kein Niederwerfungs⸗ 
ſtratege war, und muß dieſe ſeine Denkweiſe bei Ausbruch des Sieben⸗ 
jährigen Krieges uns nicht als Leitfaden dienen für die richtige Auf⸗ 
faſſung auch des nächſten Feldzuges, von 1757? f 
Die breiten Auseinanderſetzungen über den Feldzug von 1757 und 
die Entwürfe der ſpäteren Jahre hätte Hintze ſich ſparen können, da 
ich, ſeitdem er erklärt hat, was er unter Niederwerfungsſtrategie ver⸗ 
ſteht, hier ſachlich mit ihm ſo gut wie übereinſtimme. Mein Wider⸗ 
ſpruch gegen Friedrichs ſpätere Darſtellungen von 1757 zielt nicht auf 
die Größe des Entwurfs, ſondern nur darauf, daß er von Anfang 
beabſichtigt habe, die Oſterreicher bei Prag zuſammenzutreiben 
und ſie da zu ſchlagen. Daß er wünſchte, ſie nicht bloß zurück⸗ 
zumanövrieren, ſondern ſie auch womöglich zu faſſen und zu ſchlagen, 
habe ich ſelber mehrfach ausgeſprochen (z. B. Friedrich, Napoleon, 
Moltke S. 38 und 39). Ob das gerade bei Prag ſein würde, und 
daß er dort von den vier öſterreichiſchen Korps drei vereinigt treffen 
würde, ſtatt ſie ſchon früher vereinzelt zu faſſen, konnte der König. 
nicht im voraus wiſſen. Daß er ſich das jahrelang ſpäter ſo vorgeſtellt 
hat, ſehe ich nicht, wie Hintze mir imputiert, als eine Fälſchung an, 
wofür ein Motiv zu ſuchen wäre, ſondern als eine ganz natürliche 
Verſchiebung in der Erinnerung, die immer die Tendenz hat, kompli⸗ 
zierte Vorgänge zu großen einfachen Formen zu verdichten. Hintzes Ver⸗ 
mutung, daß Friedrich bei der Mitteilung ſeines Planes an den König 
von England und den Feldmarſchall Lehwaldt ſeine Schlachtabſichten 
abſichtlich unterdrückt habe, iſt ja recht anſprechend; ich möchte aber 
glauben, daß der Vorgang viel einfacher ſich daraus erklärt, daß das 
„Schlagen zwar in dem Wunſche des Königs lag, aber kein unerläß⸗ 
liches Element des Feldzugsplanes war. Mit dem Unterſchied von 
Niederwerfungs⸗ und Ermattungsſtrategie hat die ganze Frage nichts 
zu tun. Auch wenn der Vorgang ſich ganz ſo abgeſpielt hätte, wie 
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Friedrich fic) das 1768 vorftellte, fo wäre es doch noch keine Nieder⸗ 
werfungsſtrategie geweſen, nämlich im napoleoniſchen und meinem 
Sinne. Denn dazu hätte gehört, daß der König entweder von An⸗ 
fang an (wie früher geglaubt wurde) die Oſterreicher in Prag gefangen 
zu nehmen plante, oder daß er Prag nur einſchließend mit der Haupt⸗ 
armee ſofort weiter nach Wien gehen wollte. 

Ganz aus demſelben Grunde ſind auch die Auseinanderſetzungen 
über die ſpäteren Entwürfe Friedrichs eigentlich zwecklos. Denn ſelbſt 
wenn Hintze recht hätte, daß in den Feldzugsentwurf des Teſtaments 
von 1768 der Schlachtgedanke hineinzuinterpretieren ſei (was zutreffen 
mag), ſo macht das für unſere Streitfrage ſo wenig aus wie bei 1757. 
Ich ſelber habe ſchon bei meinen Darlegungen (Geſchichte der Kriegs⸗ 
kunſt IV, 517) hinzugefügt, daß das bei einer ſpäteren Ausarbeitung 
des Königs wirklich geſchehen fet, aber an dem ſtrategiſchen Grund⸗ 
charakter des Kriegsplanes nichts ändere. Hier hat bei Hintze offenbar 
noch immer die alte falſche Vorſtellung, daß Ermattungsſtrategie not⸗ 
wendig Schlachtenſcheu einſchließe, nachgewirkt !). 
| Im Grunde bin ich ja mit Hinge über alle dieſe Dinge jetzt 
einig; es iſt, ſozuſagen, bloß noch eine Frage der Terminologie und 
der Opportunität, ob wir für alles das, was nicht mehr Niederwerfungs⸗ 
ſtrategie tft, einen gemeinſamen Ausdruck, fet es Ermattungs⸗, fet es 
Zermürbungs⸗, fet es doppelpolige Strategie, gebrauchen oder nicht ?). 
Hintzes Wunſch, es nicht zu tun, ſcheint mir ebenſo wenig berechtigt, 
wie wenn von uns verlangt würde, die Kategorien Monarchie, Ariſto⸗ 
kratie, Demokratie nicht mehr zu gebrauchen, weil ſie doch nur rela⸗ 
tive Gegenſätze darſtellen. Es gibt Monarchien, die im Grunde Demo⸗ 
kratien ſind; es gibt Demokratien, die einen ſehr ſtarken monarchiſtiſchen 
Zug haben; es gibt Ariſtokratien, nämlich Plutokratien, die ſich hinter 
demokratiſchen Formen verſtecken. Niemandem von uns fällt es ein, 
wegen dieſer praktiſchen Verſchiebungen jene Dreiheit überhaupt aus 
dem Sprachgebrauch auszuſcheiden oder ihre ſachliche Berechtigung zu 
beſtreiten. „Konkrete hiſtoriſche Syſteme wiederholen ſich nicht in der 
Weltgeſchichte“, ſagte Hintze (S. 145). Ganz recht, aber nur in 
abſolutem Sinne, nicht in relativem. 

So erſcheint es mir nach wie vor nützlich, von Ermattungs⸗ und 
Niederwerfungsſtrategie zu ſprechen, obgleich ſie in jedem Zeitalter und 
bei jedem Feldherrn etwas verſchieden ausſehen. Oder wenn man ſich 
gegen dieſe und ähnliche Worte ſträubt, ſo, ſchlage ich vor, einfach 
friderizianiſche und napoleoniſche Strategie zu ſagen. Als ich zuerſt, 
nicht wie Hintze ſich einbildet, nur infolge des Mißverſtehens einer 
Clauſewitz⸗Stelle, ſondern bei der Arbeit an meiner Gneiſenau⸗Bio⸗ 


1) Hintze wirft mir vor, daß ich bei dieſem Kriegsplan den König mit 
Ruſſen und Türken verbündet ſein laſſe, während er nur von Ruſſen oder 
Türken ſpräche. Das Zitat iſt richtig. Da aber der König von kooporierenden 
Alliierten in der Mehrzahl ſpricht, ſo glaube ich doch, meine Interpretation auf⸗ 
recht erhalten zu müſſen. . 

2) Vgl. hierzu den Aufſatz von Hobohm, Delbrück, Clauſewitz und die 
Kritik des Weltkrieges, Preuß. Jahrbuch Heft 1920. Eine Auseinanderſetzung 
mit dieſer Unterſuchung behalte ich mir noch vor. , 
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graphie, als ich entdeckte, daß gewiſſe Mängel in der Schwarzenbergi⸗ 
ſchen und Wellingtonſchen Strategie auf Nachwirkung vornapoleoniſcher 
Anſchauungen zurückgingen, meiner Lehre von den beiden hiſtoriſchen 
Grundtypen der Strategie aufſtellte, da konnte ich noch nicht dieſe 
Namensgebung vorſchlagen. Denn das war ja gerade die eigentümliche 
Lage, daß die Hiſtoriker wie der preußiſche Generalſtab von dem 
Gegenſatz Napoleons und Friedrichs nichts wußten, ſondern ſich ein- 
bildeten, beide hätten denſelben ſtrategiſchen Anſchauungen gehuldigt; 
Friedrich ſei in der Überwindung überlieferter, falſcher Vorſtellungen 
von einer „methodiſchen“ Kriegführung der Vorläufer Napoleons ge⸗ 
weſen. In dieſer Vorſtellung iſt ja noch das große Generalſtabswerk 
angelegt und trotz meines Proteſtes bis 1914 fortgeführt worden. 
Nicht ſowohl der theoretiſche Gegenſatz von Niederwerfungs- und Er⸗ 
mattungsſtrategie war das Objekt meiner wiſſenſchaftlichen Arbeit und 
der Streitpunkt der an ſie anſchließenden umfaſſenden Diskuſſion, als 
das Problem der Strategie des großen Preußenkönigs. In meinem 
erſten großen Aufſatz „über die Verſchiedenheit der Strategie Friedrichs 
und Napoleons“ 1886 iſt, wie Hintze richtig beobachtet hat, dieſe 
Terminologie noch gar nicht gebraucht. Die Dogmatik, die ich zu be⸗ 
kämpfen hatte und bekämpfte, war, daß, da es nur eine wahre und 
richtige Strategie gäbe, nämlich die napoleoniſche, ſelbſtverſtändlich auch 
Friedrich ihr angehangen haben müſſe. Erſt jetzt, wo das Verſtändnis 
für den Gegenſatz zwiſchen den beiden Heroen durchgedrungen iſt, wo 
beide in ihrer hiſtoriſchen Berechtigung anerkannt werden, erſt jetzt iſt 
es auch möglich, den Gegenſatz auf dieſe beiden Namen zu taufen, und 
darf ich daher dieſen Vorſchlag machen. Daun wäre dann zu begreifen 
als ein inferiorer Vertreter der friderizianiſchen Strategie, und als 
inferiorer Vertreter der napoleoniſchen Strategie könnten gelten Gyulai 
1859 und Benedek. Die Frage iſt: wo ſteht Ludendorff? 


Schlußwort. 
Von Otto Hintze. 


Die Befriedigung, die Delbrück über meine Ausführungen emp⸗ 
funden hat, ſollte ich eigentlich nicht ſtören; aber eingedenk des Wortes: 
„qui tacet consentire videtur“, kann ich doch nicht unterlaſſen, eine 
kurze Schlußbemerkung zuzufügen. Auf Einzelheiten einzugehen würde 
langwierig und unerſprießlich ſein. Seine Auseinanderſetzung verſchiebt 
die Streitlage nicht unweſentlich und ſcheint ſtellenweiſe ganz zu ver⸗ 
geſſen, daß meine Erwiderung ſich gegen den kritiſchen Exkurs ſeines 
4. Bandes richtet. Wichtige Punkte bleiben ganz aus dem Spiel, 
andere werden in den Hintergrund geſchoben, dafür Nebenfragen mit 
beſonderer Dringlichkeit vorangeſtellt; die Hereinziehung des General⸗ 
ſtabswerks, über das ich abſichtlich völlig geſchwiegen hatte, würde den 
Streit uferlos werden laſſen. Ich beſchränke mich daher auf eine kurze 
Bezeichnung der Punkte, die mich von Delbrück trennen. Ich bemerke 
dabei, daß ich niemals in anderem und weiterem Sinne ein Gegner 
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feiner Anſichten geweſen bin, als es aus meiner Erwiderung hervor⸗ 
geht, und daß ich mich jetzt, nach einem eingehenderen kritiſchen Studium 
von Clauſewitz, weiter, als früher, von ihm entfernt fühle. Der 
Hauptſtreitpunkt zwiſchen uns bleibt der, daß Delbrück den hiſtoriſchen 
Gegenſatz der Epochen Friedrichs und Napoleons ſchlechthin gleichſetzt 
mit dem begrifflichen Gegenſatz der verſchiedenen Arten des Krieges 
(oder, wie er ſagt: der Strategie), während ſie ſich doch nur zum Teil, 
und keineswegs völlig decken. Zum zweiten: daß er dieſen begrifflichen 
Gegenſatz in einer Weiſe formuliert, die mir einen Rückſchritt gegen⸗ 
über Clauſewitz darzuſtellen ſcheint, der zwar in ſeinem ſechſten und 
ſiebenten Buche noch auf ähnlichen Wegen iſt, in den nach dem Grund⸗ 
ſatz von 1827 überarbeiteten Teilen ſeines Werkes aber den Unter⸗ 
ſchied der Kriege mit dem politiſchen Zweck verknüpft und ihm damit 
einen weſentlich anderen Sinn gegeben, ihn auch in ein Syſtem von 
Gradunterſchieden eingegliedert hat. Zum dritten: daß Delbrück in 
den ſtrategiſchen Entwürfen Friedrichs von 1757, namentlich der Zeit 
zwiſchen Prag und Kolin, nicht den Niederwerfungsgedanken anerkennen 
will und die Überlieferung, aus der er hervorgeht, namentlich die 
Stelle des Politiſchen Teſtaments, ihrer Beweiskraft zu berauben ſucht. 
Zum vierten und letzten: daß er der Auffaſſung huldigt, als habe 
Friedrich nach den Erfahrungen des Siebenjährigen Krieges ſich immer 
mehr zu dem Grundſatz bekehrt, Schlachten überhaupt zu vermeiden, 
während gerade ſeine theoretiſchen Entwürfe aus dieſer Zeit den Nieder⸗ 
werfungsgedanken ſtärker hervortreten laſſen als vorher — allerdings 
unter der Vorausſetzung politiſcher Kombinationen, die ſich zu ſeinen 
Zeiten niemals realiſiert haben. Zuele Entwicklungstendenz in der, 
ſtrategiſchen Theorie bei Friedrich geht übrigens parallel der der franzöſi⸗ 
ſchen Taktik, die durch die Namen Guibert, du Teil, Bourcet bezeichnet 
iſt und deren Einwirkung auf Napoleon Colin und nach ihm 
v. Caemmerer feſtgeſtellt haben. Die hiſtoriſchen Epochen bilden eben 
trotz aller in ihnen verkörperten Gegenſätze doch zugleich auch die 
Glieder einer zuſammenhängenden Entwicklung. 


Moltke's Berufung nach Nom | 
Bon Herman Granier 


In der Cotta'ſchen Monatsſchrift „Der Greif“, Juniheft 1914, 
wurde unter obigem Titel der Nachweis erbracht, daß der nachmalige 
Feldmarſchall Graf Moltke im Jahre 1845 den voͤn ihm lebhaft ge⸗ 
wünſchten Poſten als Adjutant bei dem Prinzen Heinrich von Preußen, 
dem ſeit vielen Jahren in Rom lebenden Bruder König Friedrich Wil⸗ 
helms III., auf Empfehlung des Prinzen Karl von Preußen erhalten 
hat, deſſen Stabe — Prinz Karl war damals Kommandierender 
General des IV. Armeekorps — Moltke nach ſeiner Rückkehr aus der 
Türkei ſeit mehreren Jahren als Major angehörte. In Ergänzung 
dieſer Mitteilung ſei hier ein noch unbekannter Brief des Prinzen 
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Karl an feinen Oheim Prinz Heinrich ans Licht gezogen, den der 
Prinz zur empfehlenden Einführung Moltke ſelbſt auf ſeine Reiſe nach 
Rom mitgab, und der ſowohl für die ſchon damals hervorragenden 
Eigenſchaften des Empfohlenen ſelbſt wie für des Briefſchreibers mili⸗ 
täriſche Beurteilungsfähigkeit ein bemerkenswertes Zeugnis ablegt. An⸗ 
geſchloſſen ſeien noch einige weitere Urteile über Moltke, die damals 
dem Prinzen Heinrich zugingen. 
Prinz Karl ſchreibt eigenhändig wie folgt: 
„Berlin 14 Nov. 1845 Morgens. 

Mein theuerſter Onkel. Sie haben mich durch Ihre lieben, 
eigenhändigen Zeilen mit der Anzeige Ihrer Adjudanten⸗Wahl 
höchſtlich beglückt, zumal ſie auf einen der beſten, der unterrichteſten 
Officiere der Armee fiel. Major von Moltke ſoll der Ueberbringer 
dieſes ſein. 

Nachdem er lange Jahre im Orient unſerm Heere Ehre gemacht 
hatte, erhielt ich ihn in meine Suite, wo er allen Adjudanten ein 
werther Camerad, und den jüngern ein angenehmer Vorgeſetzter war. 

Es iſt nur eine Stimme der Trauer ihn von hier ſcheiden zu 
ſehen, die ich ſelbſt in vollem Maaße theile; empfangen Sie, theurer 
Onkel, ihn freundlich und gnädig! Er iſt im Anfange etwas wort⸗ 
karg, was von vielen für Kälte, für Stolz und Gott weiß was 
Alles ausgelegt worden iſt; da giebt es aber keinen der nicht davon 
zurück gekommen wäre, ſobald nur die Bekanntſchaft gemacht iſt, — 
ſein vortreffliches Herz, ſeine gediegenen Kenntniſſe und ſein an⸗ 
genehmes, durchaus anſpruchsloſes Weſen gewannen ihm 
überall die Herzen. 

Seine 19 jährige wunderhübſche Frau (Miß Mary Burts) *) 
begleitet ihn; auch ſie iſt eine angenehme, liebliche Erſcheinung, eine 
gewandte Reiterinn und grazioͤſe Tänzerinn, von meiner Frau 2), die 
ſich Ihnen zu Füßen legt (nebſt meiner Alteſten) 8) ſehr gern 9 

Moltke fol mir öfter Nachrichten von Ihnen und Ihrem Wohl⸗ 
befinden geben, wenn man Ihre ſtabile Lage“) anders ſo nennen darf. 

Gott ſeegne Sie in ſolcher, theurer lieber Onkel, und bewahren 
Sie mir auch in Zukunft Ihre unſchätzbare mene: 

Ihr 


getreuer Neffe 
Carl.“ 


Auch des Prinzen Heinrichs Nichte, Prinzeſſin Marianne, Ge⸗ 
mahlin des Prinzen Albrecht von Preußen, geborene Prinzeſſin der 


1) Marie Burt's Mutter war eine geborene von Staffeldt; nach deren Tode 
heiratete der Vater John Burt, Weſtindiſcher Plantagenbeſitzer, dann in Itzehoe 
lebend, Moltke's Schweſter Auguſte. 

Se Prinzeſſin Marie von Preußen, geborene Prinzeſſin von Sachſen⸗Weimar, 


3) Prinzeſſin Luiſe, * 1829, ſpätere Landgräfin zu Heſſen⸗Philippsthal⸗ 
Barchfeld, + 1901. 
4) Pring being war durch Gicht zumeiſt ans Bett gefeſſelt; er ſtarb zu 
Rom am 12. Juli 1846. 
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Niederlande, Tochter der Schweſter des Prinzen Heinrich, äußert ſich 
in einem franzöſiſch geſchriebenen Briefe an ihren Oheim, aus dem 
Haag am 20. Dezember 1845, über Moltke ſehr günſtig: 


. . „Moltke wird für Sie eine neue Bekanntſchaft ſein, und ich 
finde es pikant, daß er mit den Türken gekämpft hat, wofür er als 
Beweis die ihm vom Sultan verliehene Dekoration!) trägt, während 
Moliere?) den Feldzug gegen fie mitgemacht hat, und dies, während 

ſie alle Beide aktiv im Preußiſchen Dienſte ſtanden. Er iſt ein 
liebenswürdiger Mann mit anziehender Unterhaltungsgabe, da er 
ſehr unterrichtet iſt ohne pedantiſch zu ſein; er beſitzt eine reizende 
kleine Frau, aber ich fürchte, Sie werden ſie nicht ſehen, und doch 
iſt fie erfreulich anzuſehen, und ich möchte mich zu ihren Gunſten 
verwenden, da dies in Ihrem eigenen Intereſſe ſprechen heißt.“ — 
Im leichten Gegenſatze hierzu bemerkt Prinz Friedrich von Preußen 
(＋ 1863), Neffe des Prinzen Heinrich, in einem Briefe aus Düſſel⸗ 
dorf vom 21. Dezember 1845: 

. . . „Wie find Sie denn mit des armen Moliere Nachfolger 
zufrieden, lieber Onkel? Es wird doch ſchwer ſein, dieſen zu er⸗ 
ſetzen, denn er war ſo ganz Herz und Gemüt und dieſer ſcheint 
mir ſehr kalt und abgemeſſen zu ſein, ich hätte Ihnen denſelben 

nicht vorgeſchlagen. Vielleicht aber paßt er ſich beſſer als ich es 
denken kann und ſo würde es mich ſehr freuen, wenn dies einträfe.“ 
Wie ſehr die Stellung beim Prinzen Heinrich in Rom begehrt 
war, dafür ſei ſchließlich noch ein Brief des Prinzen Wilhelm (I.) 
von Preußen an den König Friedrich Wilhelm IV. angeführt. Der 
Prinz ſchreibt bereits am 31. Mai 1845: 


. . . „Du wirſt ſchon die Legion der ſich nach Rom Wünſchen⸗ 
den erfahren haben. Zu meiner Kenntniß ſind gekommen: Major 
v. Lauer?) des Garde⸗Cuiraſſier⸗R., Major v. Keſſel, Gf. Walderſee 
und Oberſt⸗Leutnant Gf. Walderſee des 1. Garde-Regts; Rittmeiſter 
von Canitz“) der Gardes du Corps; Major Graf Lynar des 1. Garde 
Ulanen Rgts. — Vorzugsweiſe würde ich Major v. Lauer, v. Keſſel 
und Gf. Lynar befähigt zu dieſem Poſten finden. Natürlich auch 
Walderſee II., da er ſich zu Allem faſt eignet; doch wäre er ein 
zu großer Verluſt für den practiſchen Dienſt der Armee, wenngleich 
ihm eine Zeitweiſe andere Stellung ganz erwünſcht wäre ). | 
Wenngleich ich nicht weiß ob Du ſchon irgend etwas beſtimmt 
haſt, ſo wollte ich doch mein Gewiſſen ſalviren, Dir na zu 
nennen, welche von meinen Untergebenen ſich gemeldet haben. 


1) Den türkiſchen Kriegsorden „Nischan i Iftichar“ — Sonne des Ruhmes. 

2) Oberſtleutnant von Moliere, aggregiert dem Garde⸗Dragoner⸗Regiment, 
der Vorgänger Moltke's als Adjutant des Prinzen Heinrich; in Rom geſtorben 
infolge eines Sturzes aus dem Wagen am 30. April 1845. 

3) Baron Lauer vom Münchhofen. | 

4) Frhr. von Canitz und Dallwig. 

5) Major Graf Friedrich Walderſee war damals Kommandeur des Lehr⸗ 
In fanterie⸗ Bataillons; 1854 — 1858 Kriegsminiſter; + 1864 als Generalleutnant. 
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Moltke nennt alſo Prinz Wilhelm hier nicht; ſehr begreiflich, da 
er, als Kommandierender General des Gardekorps, eben nur für ſeine 
Untergebenen eintritt. Da ſeine Verwendung beim Könige jedenfalls 
ins Gewicht fiel, iſt Moltke's Wahl um ſo mehr ein Zeichen für die 
Wertſchätzung, die Moltke damals bei ſeinem Oberſten Kriegsherrn 
ebenſo genoß, wie bei ſeinem unmittelbaren Vorgeſetzten, dem Prinzen 
Karl von Preußen. 

Prinz Karl hat jedenfalls mit ſeiner Empfehlung Moltke's das 
Richtige getroffen; ſehr. befriedigt ſchreibt Prinz Heinrich, der den neuen 
Adjutanten mit einigem Verlangen erwartete und Moltke's Geſchichte 
des Türkenkrieges von 1828/29 „anziehend und unterhaltend“ gefunden, 
am 19. Dezember 1845, nachdem ſich Moltke am 18. Dezember bei 
ihm in Rom gemeldet hatte: 

„Ich finde in ihm einen wohlerzogenen artigen und unterrich⸗ 
teten jungen Mann und wünſche ihm frohe Tage in der Ewigen 
Stadt.“ 


Kriegsdenkwürdigkeiten 
Beſprochen von Hermann Dreyhaus 


Die Frage nach der Schuld und der Urſache des unglücklichen 
Ausganges des Krieges hat faſt alle beteiligten Staatsmänner und 
Feldherrn veranlaßt, Denkwürdigkeiten zu ſchreiben, in denen ſie der 
Gegenwart und Nachwelt Rechenſchaft über ihr Tun und Laſſen ab⸗ 
legen. Noch war der Friede nicht abgeſchloſſen, als ſchon die erſten 
auf dem Plane erſchienen. Mit einer anerkennenswerten Geſchwindig⸗ 
keit iſt da gearbeitet worden. Nicht die Muße eines reichen Lebens⸗ 
abends hat über ſorgſam erwogene Gedankengänge gewacht, nein, von den 
Tageskämpfen umbrandet ſind all die Werke entſtanden, und ſie haben 
nicht bloß die Abſicht zu rechtfertigen und aufzuklären, unbewußt ſchwingt 
ihnen auch unter zu wirken und die Zukunft zu beſtimmen. 

Das ſind Gedankengänge, die man gehen muß, will man die Denk⸗ 
würdigkeiten vom Standpunkt des Geſchichtsforſchers würdigen. 
Memoiren ſind immer ſehr reizvolle, aber auch ſtets ſehr gefährliche Quellen 
geweſen. Reizvoll, weil ſie uns in beſonderem Maße die Perſönlich⸗ 
keit des Schreibers, der doch meiſt ein beſtimmtes Kulturniveau ver⸗ 
tritt, überaus anſchaulich enthüllen. Die Gefahr jedoch beſtand darin, 
daß es nicht ſelten gelang, das Auge des kritiſchen Beobachters ab⸗ 
zulenken hin zu der Meinung des Verfaſſers. 

Dieſes Moment liegt bei den Kriegsdenkwürdigkeiten nur in be⸗ 
ſchränktem Maße vor. Sie ſind — im Gegenſatz zu den eigentlichen 
Memoiren — viel zu früh erſchienen. Kein goldner Schimmer ver⸗ 
klärt die Vergangenheit, in der ſie ſpielen, nein, zum Greifen nahe 
liegt dieſe, wir haben ſie alle geſtern in furchtbarer Deutlichkeit mit⸗ 
erlebt. Und außerdem find wir durch eine Flut von Kriegsliteratur 
und Kriegspreſſe beinahe ſechs Jahre lang gewatet, da kann es eigent⸗ 
lich ſachlich kaum etwas Neues noch geben. Wer alſo meint, in der 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 2. 28 


1 


422 Kleine Mitteilungen | [130 


Denlwiledigheitsliteratur überraſchende Enthüllungen zu finden, der 
kommt beim beſten Willen nicht auf ſeine Koſten. Die Grundtatſachen 
ſind vollauf bekannt, es kann ſich nur um Erhellung von Einzelheiten 
handeln. Ja, man gewinnt vielfach den Eindruck, daß in gewiſſer Hin⸗ 
ſicht die Geſchehniſſe nur die Rahmen ſind, in denen ſich das Weltbild 
dieſes oder jenes Staatsmannes malt. Und das iſt ein Zug dieſer 
Denkwürdigkeiten, der — natürlich unabſichtlich — aus unſerer Zeit 
geſchöpft iſt. Gerade bei unſerm Volk gehen die Ereigniſſe einen 
furchtbar ehernen Gang, ſie verſchlingen uns geradezu. Wo aber iſt. 
der Mann, der für unſer Volk die Geſchicke meiſtert, der nicht unter⸗ 
geht in der Flut zeitlichen Treibens?! — Unter den Schreibern der 
Denkwürdigkeiten iſt er nicht, wenigſtens nicht unter den Staats⸗ 
männern. | 

Ein anderer zwar hat verſucht nicht bloß Strom zu fein, ſondern 
Strömung! Ihn ſchuf die Stellung dazu, doch — ihm fehlte die 
Kraft! Kaiſer Wilhelm II. widmet Otto Hammann das dritte 
Bändchen feiner Erinnerungen 1). Es iſt in einem ganz anderen Tone 
geſchrieben als die beiden erſten. (Hier beſprochen Bd. 32, S. 221/23, 
1919.) Der 9. November 1918 hat H.8 Feder erheblich geſpitzt, und fo 
iſt die von ihm gegebene Zeichnung haarſcharf. An ſich zwar bringt 
dieſes dritte Bändchen die genaue Fortſetzung des zweiten: die Kanzler⸗ 
ſchaft des Fürſten Bülow wird zu Ende geführt, d. h. es betrifft die 
Jahre 1905—1909. Dagegen wird in ausgiebigen Rüd- und Aus- 
blicken die Perſon des Kaiſers faſt während deſſen ganzer Regierung. 
beleuchtet. Allerdings geben die genannten vier Jahre auch beſondere 
Veranlaſſung, ſich mit dem Kaiſer vom Standpunkt des Perſönlichen 
zu beſchäftigen. Ich brauche nur die beiden Kapitelüberſchriften: „Die 
Tafelrunde“ (Fürſt Philipp Eulenburg) und „Der Novemberſturm“ 
(Daily Telegraph⸗Interview) zu nennen, und jedem Zeitgenoſſen treten 
zwei außerordentlich ſchmerzliche Zeitabſchnitte unſerer jüngſten Ge⸗ 
ſchichte vor die Augen. Ob ſie allerdings ein derartig hartes Urteil, 
wie es der „Epilog“ dieſes Buches fällt, rechtfertigen, laſſe ich dahin⸗ 
geſtellt. Ich möchte nur nicht verhehlen, daß ich mich bei der Zu⸗ 
ſammenſtellung der dort getanen Außerungen lebhaft an den viel ge⸗ 
nannten Tendenzroman „Der Untertan“ von Heinrich Mann erinnert 
fühlte. Zu den angegebenen Kapiteln möchte ich noch hervorheben, daß 
H. bezüglich des Eulenburg⸗Moltke⸗Prozeſſes mit einer gewiſſen Wärme 
für Maximilian Harden eintritt. Dem Novemberſturmabſchnitt — deſſen 
Inhalt ja ſeinem eigenſten Reſſort entquillt — widmet er natur⸗ 


gemäß eine ganz beſondere Aufmerkſamkeit. Hier wird noch einmal 


mit aller wünſchenswerten Deutlichkeit die ganze Kette von Mißgeſchicken 
dargelegt, die zu der verhängnisvollen Veröffentlichung im Daily Tele⸗ 
graph geführt hat. | 

Im übrigen fteht die Darſtellung unter dem Zeichen der Höhe⸗ 


1) Otto Hammann, Um den Kaiſer. VII u. 100 S. Berlin, Reimar: 
Hobbing, 1919. 5— Mkt. : | | 
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punkte der Bülowſchen Politik: Die Blockwahlen von 1907 und die 
Erledigung der Annexionskriſe von 1908. Über die politiſche Auf⸗ 
faſſung H.s habe ich mich bereits in der oben erwähnten Beſprechung 
ausführlich geäußert. Daß ſich hier die naturnotwendige Fortſetzung 
findet, iſt klar. Nur wird diesmal die, Formulierung noch ſchärfer. 
H. glaubt ſich auf die allerdings ungewöhnlich deutſchfreundliche Rede 
Lloyd Georges vom 29. Juli 1908 ſtützen zu können, um zu der An⸗ 
ſicht zu gelangen, „daß nur die Flottenfrage einer ernſthaften politiſchen 
Verſtändigung (zwiſchen Deutſchland und England) im Wege ſtand“ 
(S. 51). Aber „gegen die beſſere Einſicht des Kanzlers, wie ſie in 
einem Briefe aus Norderney vom Sommer 1907 ausgeſprochen war, 
daß wir nämlich zur Beſeitigung der Spannung mit England den 
Nachdruck mehr auf die Defenſive (Unterſeebote, Küſtenbefeſtigungen, 
Minen) legen ſollten, wollte ſich der Kaiſer, einig mit dem Großadmiral 
von Tirpitz, unter keinen Umſtänden in den Bau großer Schlachtſchiffe 
dreinreden laſſen. Nach dem Scheitern des engliſchen Verſuches, das 
den Keim des Weltkrieges in ſich bergende Flottenproblem zu löſen, 
wandelte ſich nun auch die in Reval mündlich angebahnte Entente für 
den näheren Orient mehr und mehr in einen Operationsplan gegen 
die Mittelmächte um“ (S. 52). \ d 

H. ift nicht bloß bezüglich des Kaiſers mehr aus feiner Zurück⸗ 
haltung hervorgetreten. Im Vergleich zu den nachher beſprochenen 
Denkwürdigkeiten von Bethmann Hollweg uſw. gewinnt man gerade 
aus dieſem dritten Teile der H.ſchen Erinnerungen die Überzeugung, 
daß hier jemand ſchreibt, der doch mehr Anteil an dem von ihm Ge⸗ 
ſchilderten hat, als es zuerſt ſchien. Jedenfalls treten hier auch mehr 
perſönliche Farben auf, wodurch naturgemäß der Quellenwert des 
Werkes über die früher von mir angedeuteten Maße hinaus wächſt. 

Zeitlich die unmittelbare Fortſetzung des H.ſchen Buches geben die 
Betrachtungen Bethmann Hollwegs zum Weltkrieg). Sie find 
ſo ganz das Gegenſtück zu H. Dieſes die Fülle der Ereigniſſe ordnend 
und führend, von jenen gelten in beſonderem Maße die anfangs ge⸗ 
machten Bemerkungen, fie löſen ſich von den Tatſachen und fragen. 
nach dem Warum und Wie der Dinge und finden ſelten eine be⸗ 
friedigende Antwort. Ein philoſophiſcher Kopf ſpinnt ſich ſeine Gedanken⸗ 
welt, bloß die Wirklichkeit bleibt „unerklärlich“. Allerdings hatte das 
Schickſal, das B. H. ſo oft anführt, den fünften Kanzler in eine be⸗ 
ſonders ſchwere Zeit geſtellt. Und dabei trifft ihn noch die ergreifende 
Tragik, daß er wohl bisweilen deren Aufgaben ganz richtig erkennt, 
aber ihm fehlt die Kraft, ſeinen Willen durchzuſetzen. Daß unſer Zeit⸗ 
alter ſeit dem Beginn des Jahrhunderts ſich in einem gewaltigen 
übergangsſtadium zu einem neuen Zeitabſchnitt, deſſen Weſen nur 
dunkel geahnt wird, befindet, bezweifelt heute wohl kaum noch jemand. 
B. H. erkennt ſchon vor dem Kriege deutlich die Zeichen dieſes Über⸗ 


| 1) Th. von Bethmann Hollweg, Betrachtungen zum Weltkriege. 
ne a Bor dem Kriege. XII u. 198 S. Berlin, Reimar. Hobbing, 1919. | 
144, D . 
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ganges; aber ftatt fie zu meiſtern, ſie zur Reife zu bringen, ſtatt 
deſſen beklagt er fie und fieht in ihnen eine Urſache ſeiner Mißerfolge. 
Das iſt an ſich nicht falſch. Aber das iſt der Fluch des Mannes, der 
dem Bibelwort nach zwar „berufen iſt, aber nicht auserwählt“. Wer 
aber ſolches Schickſal an ſich empfindet, der darf nicht der Führer eines 
Volkes ſein, auch nicht, wenn ein Kaiſer ihn ruft. Und wenn er 
klagt, ſo erweckt das wohl menſchliches Mitgefühl, aber dieſe Klage iſt 
zugleich ein Urteil, ein Urteil, das der Klagende ſich ſelbſt ſpricht, wie 
es auch B. H. beim Kriegsausbruch tut, wenn er bekennt: „Der Zu⸗ 
ſammenhang iſt wohl der, daß die Staatskunſt in beiden Ländern nicht 
ſtark genug oder nicht willens war, die Welt durch eine große Tat 
vor einem Schickſal zu bewahren, das als gewaltiges Unwetter ſichtbar 
am Himmel ſtand“ (S. 191). Dieſes „nicht ſtark genug“ iſt eine 
allzu bittere Wahrheit in einem Lande, wo die Staatsverfaſſung durch 
einen Rieſen als Schöpfer ſo einſeitig zugeſchnitten war, daß nur ein 
ganz „Starker“ die Bürde zu tragen vermochte. Und dieſer eine 
fühlte ſich „nicht ſtark genug“. Die Geſchichte iſt frei von Gefühls⸗ 
momenten, ſie urteilt nur nach Taten und Erfolgen, ſie wird den Epi⸗ 
gonen Bismarcks mit harten Händen anfaſſen, trotz der menſchlich 
zweifellos oftmals ergreifenden Darlegungen ſeines Buches. 

Hinſichtlich des politiſchen Zieles beſteht eine große Übereinftimmung 
zwiſchen Hammann und B. H. Ich kann ohne weiteres an die oben 
angeführte Stelle Hammanns anknüpfen, wenn ich an B. H.3 Annähe⸗ 
rungsverſuche an England hinweiſe, die ihm ebenſo wie Hammann und 
dem ſpäter zu erwähnenden Jagow als eine politiſche Zwangsläufigkeit 
erſcheinen, beſondoers nach der Annexionskriſis von 1908. Hier wie 
dort dieſelbe Begründung: „Perſönlich war ich entſchloſſen, mich für 
äußerſten Verzicht in der Frage der Flottennovelle einzuſetzen, wenn 
ich in einem politiſchen Abkommen ein kompenſierendes Gegengewicht 
ſchaffen konnte. Hier aber verſagte England“ (S. 156). Es folgen 
dann die bekannten Unterhaltungen von 1912, wo Sir Edward Grey 
ſich bereits Frankreich und Rußland gegenüber ſo eng gebunden hatte, 
daß er Deutſchland keine ernſt zu nehmenden Verſprechungen machen 
konnte. B. H. kommt hier ſelbſt zu der Überzeugung: „Das war die 
Entſcheidung“ (S. 57). Trotzdem kann er wenige Seiten ſpäter ſagen: 
„Meinerſeits neige ich noch heute zu der Anſicht, daß auch auf engliſcher 
Seite ein ehrlicher Verſtändigungsverſuch vorlag. Er iſt geſcheitert, weil 
England nicht des Willens war, auch die Konſequenzen aus der Ver⸗ 
ſtändigung zu ziehen“ (S. 59). Die Logik ſolcher Gedankengänge iſt 
ſchwer zu begreifen, fie tft nur bet der eigentümlichen Mentalität B. H. 
zu verſtehen, dem ſich die lebendige Wirklichkeit unmittelbar faſt nie 
erſchloß und dem ſich gewiſſe Gedankengänge geradezu als gottgewollte 
Abhängigkeiten entwickelten. Auf mehr Einzelheiten kann ich hier nicht 
eingehen. Der erſte Teil dieſer Betrachtungen reicht bis zum Ausbruch 
des Krieges, ein zweiter wird dieſen ſelbſt behandeln. Gewiſſermaßen 
einen Ausſchnitt aus dieſem bieten die nunmehr in Broſchürenform 
vorliegenden Ausſagen des früheren Reichskanzlers im Unterſuchungs⸗ 
ausſchuß Ende des Jahres 1919, der ja nach dem Auftreten Hinden⸗ 
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burgs und Ludendorffs ein plötzliches Ende fand!). Hier find die 
Außerungen, die ſich ſeinerzeit vielfach aus Frage und Antwort er⸗ 
gaben, in laufender Rede dargeſtellt. In der Hauptſache behandeln ſie 
das Friedensangebot vom Dezember 1916 und die Erklärung des ver⸗ 
ſchärften U-Bootskrieges am 1. Februar 1917. B. H. ſchildert hier 
in eindringlichen Worten ſeinen Kampf mit den militäriſchen Kreiſen 
und ſein Unterliegen. Daß all dieſes nur Folgerungen der in den 
Betrachtungen angedeuteten Gedankengänge ſind, ſoll hier nur erwähnt 
werden, dem Berichterſtatter liegt hier nicht die Aufgabe ob, ein 
Charakterbild des verfloſſenen Reichskanzlers zu zeichnen. 

Inhaltlich enger, aber dafür mehr ins einzelne gehend, ſind die Er⸗ 
innerungen des ehemaligen Staatsſekretär des Außeren G. von Jagow, 
Bethmann Hollwegs treuem Gehilfen ?). Zu ihrer Beurteilung iſt es 
wertvoll, ihn ſelbſt über die Entſtehung ſeines Werkes zu hören: „Ich 
habe die Aufzeichnungen großenteils aus der Erinnerung gemacht, mit 
Hilfe nur weniger eigener Notizen aus jener Zeit und einiger das 
eigene Gedächtnis ergänzender Mitteilungen früherer Mitarbeiter, ſowie 
hauptſächlich geſtützt auf die verſchiedenen amtlichen Veröffentlichungen 
(Buntbücher und andere) der am Krieg beteiligten Mächte“ (S. 4). 
Hier wird alſo vom Verfaſſer ſelbſt das betont, was ich früher, ge⸗ 
legentlich der erſten Beſprechung Hammanns, ſagte: „das iſt auf dem 
gegenwärtig bekanntem Material aufgebaute Zeitgeſchichte, in die ſich 
im gegebenen Augenblick die perſönlichen Beobachtungen über die Er⸗ 
eigniſſe einflechten“ (Forſch. 32, S. 221, 1919). Daran ändert auch 
nur wenig, daß J. durch ſeine Stellung, nicht wie Hammann zum 
Schauen, zum Nacherleben beſtimmt, ſondern mehr zum Handeln, zur 
Tat berufen. Aber das iſt das gemeinſame Kennzeichen von Kanzler 
wie Staatsſekretär, die Tat liegt ihnen nicht. Sie reflektieren, ſie 
grübeln und werden von den Taten anderer überraſcht. Naturgemäß 
gibt es bei ſolcher Veranlagung kein Sichaufbäumen, Sichwehren: 
Schickſal! Kein Sinn für Heroismus! Bei Bethmann Hollweg ein 
ergebenes Entſagen, bei J. eine ſelten am Ziel vorbeigehende Satire: 
„Notabene“ | 

Das politifche Glaubensbekenntnis %.3 unterſcheidet fic) von dem 
des Kanzlers um keinen Deut. „Weltpolitik gegen England machen 
zu wollen, wenn man auf dem Kontinent von zwei feindlichen Mächten 
ſich bedroht wußte, war ein Unding!“ (S. 31). Und, um die Ver⸗ 
bindung zu Hammann hin wieder zu betonen, was durch deſſen Aus⸗ 
führungen über den Kaiſer etwas verwiſcht ſein könnte, hebt J. aus⸗ 
drücklich hervor: „Dieſe Politik hatte auch die volle Billigung S. M. 
des Kaiſers“ (S. 57). Demzufolge findet J. auch die Hauptſchuld 
‘am Ausbruch des Krieges bei Rußland und Frankreich. Erſterem 
widmet er ſeine beſondere Aufmerkſamkeit bis in die letzten Tage des 


1) Bethmann Hollweg, Friedensangeboot und U⸗Bootkrieg. Wort⸗ 
laut der Ausſage des früheren Reichskanzlers im Unterſuchungsausſchuß. 31 S. 
Berlin, Reimar Hobbing, 1919. 1,20 Mk. * 

2) G. von Jagow, Urſachen und Ausbruch des Weltkrieges. 195 S. 
Berlin, Reimar Hobbing, 1919. 8,— Mk. 
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Friedens. Immerhin verkennt er doch nicht die Stellung Englands, 
wenn er die „Daily News“ vom 1. Auguſt 1914 zitiert: „Tatſächlich 
hält der Zar die Wage in der Hand. Aber wir (Engländer) halten 
unſererſeits den Zaren in der Hand. Daher hängt es ſchließlich vo 

uns ab, ob Europa von Blut überfließen ſoll“ (S. 151). 

Bezüglich der Darſtellung der letzten Tage kann ſich J. auf die 
Einſichtnahme in eine Schilderung des deutſchen Botſchafters in Peters⸗ 
burg, des Grafen Pourtalès, beziehen, die ziemlich gleichzeitig mit 
feinem Buche erſchienen iſt !). Dieſe iſt inhaltlich ſehr begrenzt. Sie 
behandelt nur die Verhandlungen in Petersburg vom 24. Juli bis 
1. Auguſt 1914, ohne irgendwie auf die allgemeinen Verhältniſſe ein⸗ 
zugehen. Aber darin liegt gerade ihr Vorzug, zumal der Verf. über 
ihre Entſtehung ſich wie folgt äußert: „Die nachſtehenden Aufzeich⸗ 
nungen wurden unter dem friſchen Eindruck meiner Erlebniſſe in 
Petersburg während der letzten Tage vor dem Kriegsausbruch ſchon 
auf der Fahrt von Petersburg nach Stockholm in Form von Tage⸗ 
buchnotizen entworfen und dann in Berlin ausführlich nieder⸗ 
geſchrieben.. Mit Genehmigung des Auswärtigen Amtes erfolgt 
jetzt ihre vollſtändige Veröffentlichung. Dabei iſt an der urſprünglichen 
Form nichts geändert worden; ich habe auch darauf verzichtet, einige 
ſtiliſtiſche Unebenheiten zu korrigieren und einige Wiederholungen zu 
beſeitigen.“ Es liegt alſo ein Zeugnis von großer Unmittelbarkeit und 
Lebendigkeit vor uns, deſſen Stimmungsgehalt außerordentlich wertvoll 
iſt. Die Auffaſſung der geſamten politiſchen Lage, ſowie der Verhält⸗ 
niſſe in Rußland im beſonderen entſpricht der vorhin angegebenen 
durchaus, für einen Botſchafter am ruſſiſchen Hofe eigentlich eine 
ſchmerzliche Beurteilung ſeiner Tätigkeit, deren Ergebnis ſich derartig 
geſtaltet. Aber den einzelnen trifft da wohl weniger die Schuld, die 
Berliner Wilhelmſtraße war nun einmal ſo eingeſtellt, und da half 
alles nichts. Es tut einem weh, wenn man immer wieder lieſt — 
allerdings am wenigſten bei Pourtalès ſelbſt — wie England die doch 
ſicher tief eingewurzelten Gegenſätze zu Rußland und Frankreich über⸗ 
windet, wie Frankreich die Schmach von Faſchoda und Agypten ver⸗ 
gißt — — bloß Deutſchland vermag kein Hindernis zu beſeitigen, im 
Gegenteil, es ſchafft ſich fortgeſetzt neue. Muß das alles ſein?! — 
Die Wilhelmſtraße meint ſo, und dieſer Geiſt durchdringt alle, die mit 
ihr zu tun haben. Das unabänderliche Muß! — In Tagebuchform 
ſchildert P. den Verlauf der Julitage ſpannend und feſſelnd. Dabei 
iſt von größtem Intereſſe ſeine Charakterzeichnung Saſſanows, deſſen 
„Nervoſität“ ein wunderbarer Stimmungsmeſſer der Petersburger Welt 
‘tft. Don Beachtung find auch wohl die Hinweiſe auf die Volks⸗ 
ſtimmung in der Nevaſtadt während der Schickſalstage. Von irgend⸗ 
welcher Begeiſterung keine Spur. Dadurch wird die unverantwortliche 
Handlungsweiſe der Panſlawiſten um fo rückſichtsloſer bloßgeſtellt. — 


1) Graf Pourtalès, Am Scheidewege zwiſchen Krieg und Frieden. 
Meine letzten Verhandlungen in Petersburg Ende Juli 1914. 94 S. Char⸗ 
lottenburg, Deutſche Verlagsgeſellſchaft für Politik und Geſchichte, 1919. 3,30 Mk. 
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Der Inhalt hat ſich in den vorbeſprochenen Denkwürdigkeiten 
immer mehr verengt, bis er in der Schilderung der letzten Friedens⸗ 
tage ausklang. Bei allen Darſtellungen iſt das Beſtreben nach einer 
gewiſſen Objektivität nicht zu verkennen. Allen gemeinſam aber iſt die 
hohe Achtung vor dem Geiſte des Vaterlandes. Darin begegnen ſie 
ſich mit den Denkwürdigkeiten unſerer Feldherrn, wenn dieſe an ſich 
auch von Grund aus anders geartet ſind. Waren jene von des Ge⸗ 
dankens Bläſſe zu ſehr angekränkelt, vergeblich ſuchte man nach dem 
warmen Blut kraftvollen Wollens, fo hier ein ſicheres Schreiten: Per⸗ 
ſönlichkeiten offenbaren ſich uns! Was eine jahrhundertelange Er⸗ 
ziehung vermocht, hier zeigt es ſich in Vollendung, wie ja die ſtarke 

militäriſche Inzucht es in Preußen nie an Feldherrn hat fehlen laſſen. 
Leider ſind durch die Natur der Dinge Feldherrn keine Staatsmänner, 
und nie genug kann das abgehetzte Wort betont werden: Der Krieg 
iſt nur das letzte Mittel der Politik. Und die Politik bringt doch 
letzten Endes die Entſcheidung! Könnte da die Parallele zu den Mili⸗ 
tars nicht zu der Frage leiten: Warum wird nicht der Verſuch oe 
macht, durch ſorgfältigſte politiſche Erziehung, politiſche Inzucht, 
ebenſolche Erfolge auf die Dauer zu zeitigen wie beim Militär? — 
England wäre ein aufmunterndes Beiſpiel. Dieſe Frage ſei einmal 
in Klammern geſtellt. 

Vor mir liegen die Denkwürdigkeiten der verantwortlichen Lenker 
des deutſchen Heeres während des Weltkrieges. Falkenhayn und 
Ludendorff⸗ Hindenburg, Schickſalsnamen unſeres Volkes, was 
‚einem beſonders zu Bewußtſein kommt, wenn man ihre Kriegserinne⸗ 
rungen unmittelbar hintereinander lieſt. Da drängt ſich einem ſogleich 
die Frage auf an das Schickſal, warum nicht zuerſt Hindenburg-Luden⸗ 
dorff und danach Falkenhayn? — Warum nehmen nicht Hindenburg⸗ 
Ludendorff aus der Hand des müden Moltke das Steuer, Hindenburg⸗ 
Ludendorff, die Männer mit der ungeheuren geiſtigen Schwungkraft, 
bei denen das deutſche Volk warm geblieben wäre, eine Falkenhayn⸗ 
Natur hätte dann die bei einem ſolchen Kriege unausbleiblich nüchterne 
und ſachliche Friedensliquidation durchführen können, er hätte gewiß 
das Menſchenmögliche herausgeholt. Denn ſein ganzes Denken endet 
im Möglichen, die Elaſtizität, nach den Sternen zu greifen fehlt ihm, 
aber das Friedenswerk konnte bei der Tatſache des engliſchen Vernich⸗ 
tungswillens nur etwas „Mögliches“ ſein trotz aller Siege auf dem 
Schlachtfelde. Und dieſes Mögliche wäre ſogar nicht einmal wenig ge⸗ 
melen, — Ja, warum nicht Ludendorff⸗-Falkenhayn? — Das ijt zwar 
eine Frage, die eigentlich einem Hiſtoriker nicht ziemt. Er ſoll keine 
Fragen an die Vorſehung ſtellen. Und doch, wenn es fih um Denk⸗ 
würdigkeiten handelt über Dinge, die erſt geſtern geſchehen ſind, dann 
iſt man beim beſten Willen nicht in der Lage, mit der Kühle des 
Blutes zu meſſen und zu urteilen, wie bei dem Studium vergangener 
Jahrhunderte. Trotzdem. die vorliegenden Werke ſind bedeutſame 
Quellen für die Geſchichte unſerer Zeit. Nicht ſo ſehr für die Tat⸗ 
ſachen! Dafür ſind Falkenhayn und Hindenburg vielfach zu allgemein, 
andrerſeits wartet Ludendorff mit ſoviel Einzelheiten und Daten auf, 
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daß man unmöglich ſie ſo ohne weiteres hinnehmen kann, da Luden⸗ 
dorff ausdrücklich betont, ſeine Kriegserinnerungen „vornehmlich aus 
dem Gedächtnis“ geſchrieben zu haben. Aber das iſt auch gleichgültig. 
fiber all die Tatſachen werden wir ja noch genug Material aus den 
Archiven bekommen. Nein, wodurch die Werke ſolche Bedeutung haben, 
das iſt, daß ſie Zeugnis von Perſönlichkeiten geben, die, wie ich ſchon 
fagte, zum Schickſal am deutſchen Volke geworden find. 

Ich ſehe noch Falkenhayn vor mir, wie er im Dezember 1919 
in der Berliner Univerſität über den rumäniſchen Feldzug ſprach. Das 
war kein Soldat im üblichen Sinne. Es ſtörte nicht, daß er Zivil 
trug. Es war vielleicht ſogar richtig. Das Profeſſorale in ſeinem 
Weſen wurde dadurch ſtärker betont. Und ſo war ſein Denken, wenn 

auch nicht fein Redefluß. Und fo iſt vor allem fein Buch!). Das 
Bild, das er darin von ſich felbit zeichnet, entſpricht fo ſehr perſön⸗ 
lichen Eindrücken wie ſonſt ſelten im Leben. Ich ſagte ſchon, F. er⸗ 
reicht das Mögliche. Das iſt fein Weſen. Die Schärfe feiner Ge- 
dankengänge iſt ſo durchgreifend, daß bei ſeinem Denken kaum ein 
Reſt bleibt, er denkt zu Ende und lehnt alle Weiterungen und Folge⸗ 
rungen mit nicht ganz gewiſſem Ausgange ab. So bringt er es fertig, 
zwei Jahre lang neben einer blutleeren und ideenarmen politiſchen 
Leitung herzugehen, indem er wohl den Mangel einer Initiative emp⸗ 
findet, aber ihn nicht durch perſönliches Hervorragen überwindet. Das 
iſt für beide Seiten eine Art Troſt, aber der Krieg verliert ſich da⸗ 
durch ins Ungemeſſene, und unſer Volk entgleitet ſeinen Führern. 

Dem Außeren nach iſt die Darſtellung F.s ziemlich unperſönlich. 
Schon der Titel klingt reichlich nach einem Rechenſchaftsbericht. Sie 
umfaßt auch nur die Zeit ſeiner Tätigkeit als Generalſtabschef von 
1914 —1916, keinen Tag vorher und keinen nachher. Auch die Rede⸗ 
weiſe in der dritten Perſon paßt auf die angedeutete Abſicht, oder 
beſſer geſagt, ſie iſt mehr ein Ausfluß deſſen, was ich oben mit pro⸗ 
feſſoral bezeichnete. Aber im ganzen iſt das Werk ebenſo perſönlich 
wie das Ludendorffs und Hindenburgs. Die Taten F.s ſind noch zu 
friſch, als daß ich auf Einzelheiten einzugehen brauchte. Ich möchte 
nur einige Urteile hervorheben. So fällt durchweg die nicht ſonder⸗ 
lich hohe Bewertung der Leiſtungen im Oſten im Rahmen der Geſamt⸗ 
kriegslage auf. Dagegen legt er die Motive der Verdun⸗Offenſive an 
der Hand eines umfangreichen Promemorias (S. 176—18 1) dar. Ob 
er allerdings die geographiſch geſchulten Kritiker überzeugen wird, er⸗ 
ſcheint mir ſehr zweifelhaft. | 
Ich nannte eben F. den geeigneten Generalſtabschef des Friedens. 
Dieſe Meinung ſtützt ſich auf die Darlegung ſeiner militärpolitiſchen 
Anſichten. Ich gebe dieſe nachfolgend etwas umfangreicher wieder, 
einmal, um F. in größerer Ausführlichkeit zu zeichnen, und zum 
andern, um ein Bild des „macht⸗ und beutehungrigen preußiſchen 


1) Erich von Falkenhayn, Die oberſte Heeresleitung 1914—1916 in 
ihren wichtigſten Entſchließungen. Mit 12 Karten. VIII u. 252 S. Berlin, 
E. S. Mittler & Sohn, 1920. 21,— Mt. 
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Militarismus“ zu entwerfen. Gelegentlich eines Verſuches der An⸗ 
näherung an Rußland 1915 ſchreibt er: „Deshalb wurde es von der 
Oberſten Heeresleitung ſtändig abgelehnt, ſich an der Jagd nach mili⸗ 
täriſchen Leiſtungen von zweifelhaftem Dauerwert und nach nebelhaſten 
Kriegszielen zu beteiligen. Hierzu gehörte die Hoffnung, es würde 
möglich ſein, alle Feinde der Mittelmächte mit Waffengewalt ſo voll⸗ 
kommen niederzuwerfen, daß ſie bedingungslos um Frieden bitten 
müßten. Dieſes Ziel war bei der feindlichen Übermacht nicht zu er⸗ 
reichen.. .. Sich trotz unſerer geringen poſitiven Leiſtungen zur See 
darauf verlaffen, daß man das Ziel im Weſten unter allen Umſtänden 
erreichen würde, hieß ſich über. den Widerſtandswillen unſerer Weſt⸗ 
gegner und das Widerſtandsvermögen zum mindeſten Englands gründ⸗ 
lich täuſchen und mehr auf eine ganz unſichere Karte wagen als ge⸗ 
wagt werden durfte. Dagegen war mit jenem Maß von Sicherheit, 
das im Kriege überhaupt vorhanden iſt, darauf zu rechnen, die Weſt⸗ 
gegner zum Verzicht auf ihren Vernichtungswillen zu zwingen, wenn 
man ihnen die Ausſicht abſchnitt, Deutſchland und ſeine Verbündeten 
ſchließlich doch noch durch Erſchöpfung niederzuwerfen, bevor die Feinde 
ſelbſt unheilbaren Schaden erlitten. Schon ein Frieden auf ſolcher 
Grundlage bedeutete für die Mittelmächte in dieſem Verteidigungskrieg 
einen vollen Sieg, deſſen Früchte zwar erſt in Zukunft, dafür aber um 
ſo ſicherer reifen mußten. Es durſte demnach kein Mittel unverſucht 
bleiben, welches eine Erleichterung der ſchweren auf Deutſchland ruhen⸗ 
den Laſten und eine Enttäuſchung der Weſtgegner verſprach“ (S. 129/30). 
Darauf ſchildert er den mißglückten Verſuch in Rußland, wobei er mit 
klarem politiſchen Blick auch des Schickſals der Balten gedenkt, die er 
u opfern für nötig hält, damit das Ganze nicht leide. — Beſondere 
Gründe als Urſache für ſein Ausſcheiden gibt F. nicht an, wohl ſieht 
er unter dieſen ſeine gegneriſche Stellung zur Proklamierung eines 
ſelbſtändigen Polens. Ludendorff wurde ja nachher vielfach als Förderer 
dieſes Planes bezichtigt, aber aus ſeinen ſowie Hindenburgs Erinne⸗ 
rungen erſieht man eher das gerade Gegenteil. Dasſelbe beſagt das 
Zeugnis des unten genannten Generals von Cramon, des deutſchen 
Vertreters beim k. und k. Oberkommando. So bleiben für dieſes un: 
ſelige Ereignis von Militärs faſt ausſchließlich der Generalgouverneur 
von Polen, General Beſeler, und der Chef der k. und k. Nachrichten⸗ 
abteilung Oberſt von Hranilovic übrig. Damit dürfte für den Hiſto⸗ 
riker die Frage im weſentlichen gelöſt ſein. 

Eine kritiſche Würdigung einiger Punkte des Falken haynſchen 
Werkes verſucht in einer knappen Studie der Abteilungschef in der Ope⸗ 
rationsabteilung der Oberſten Heeres leitung zur Zeit Hindenburgs, der 
Oberitleutnant G. Wetzell!). Wie der Untertitel ſchon andeutet, 
wendet er Ré hauptſächlich gegen die Meinung Falkenhayns von dem 


1) G. Wetzell, Ton 9 zu Hindenburg⸗Ludendorff. Der Wechſel 
in der deutſchen Oberſten Heeresleitung im Herbſt 1916 und der rumähniſche 
eldzug. Mit einer Karte. 32 S. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1921. 
— Mk. (Zugleich 1. Beiheft zum 105. Jahrg. des Militärwochenblattes, * 
von ‚Generalleutnant v. Altrock.) | 
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ungünſtig gewählten Zeitpunkt feines Abganges und vor allen Dingen 
gegen die Behauptung einer ſorgfältigen Vorbereitung des rumäniſchen 
Feldzuges. Seine Tätigkeit in einſichtsreicher Stellung gibt ſeinen Ur⸗ 
teilen eine gewichtige Bedeutung, ſo wenn er Falkenhayns Vorberei⸗ 
tungen dahin kritiſiert: „Nur der vollkommenen operativen Unfähigkeit 
der rumäniſchen oberſten Führung . .. und der taktiſchen Unzulänglich⸗ 
keit der kriegs ungewohnten rumäniſchen Truppen danken die Mittel- 
mächte ihre Rettung“ (S. 11). 

ch wende mich nunmehr dem Ludendorffſchen Werk zu !). 
Ludendorff folgte Falfenhayn am 29. Auguſt 1916 nicht in der ganzen 
Fülle des Amtes eines Generalſtabschefs. Hindenburg übernahm ge= 
wiſſermaßen den eigentlichen Titel, indem ihm ſein bewährter Gehilfe 
als erſter Generalquartiermeiſter zur Seite ſtand. Man muß ſich 
dieſen Umſtand noch einmal in aller Deutlichkeit vor Augen führen. 
Denn bei dem Leſen tritt das mehr und mehr zurück, ſo ſehr feſſelt 
die Perſönlichkeit, und zum andern äußert ſich L. nur zu Anfang ein⸗ 
mal grundſätzlich über ſein Verhältnis zu Hindenburg, nachher ſchaut 
der greiſe Sieger von Tannenberg nur gelegentlich noch dem jüngeren 
über die Schulter, in der Hauptſache ſieht man den Generalquartier- 
meiſter. Es wird daher wohl nie gelingen, wie es ja auch Hindenburg 
andeutet (ſ. unten S. 4391), den Anteil des einen oder des andern aus 
dem großen Werke hervorzuſchälen. „Unſer beider ſtrategiſche und 
taktiſche Anſchauungen deckten ſich vollſtändig, ein harmoniſches und 
vertrauensvolles Miteinanderarbeiten ergab ſich daraus von ſelbſt. Ich 
trug dem Generalfeldmarſchall nach Rückſprache mit meinen Mitarbeitern 
kurz und knapp meine Gedanken für die Anlage und Leitung aller 
Operationen vor und machte ihm einen ganz beſtimmten Vorſchlag. 
Ich hatte die Genugtuung, daß der Generalfeldmarſchall ſtets — von 
Tannenberg an bis zu meinem Abgang im Oktober 1918 mit meinem 
Denken übereinſtimmte und meine Befehlsentwürfe billigte“ (S. 10). 
Damit ſind die Grenzen verwiſcht, aber das beſagt letzten Endes nicht 
viel. Unter den Helden des Krieges fließen die beiden zuſammen, 
Marſchall und Quartiermeiſter wie die Dioskuren als die Verkörpe⸗ 
rung eines Denkens, das nur auf „Krieg und Sieg“ eingeſtellt iſt. 
Sie vollenden die Clauſewitz⸗Moltkeſche Tradition und umgreifen da⸗ 
bei den Großen König, bloß daß über ihrem Wirkungsfeld bereits zu 
Anfang die Sichel eines tragiſchen „Zu ſpät!“ ſchwebte. Ein Heroen⸗ 
tum offenbart ſich hier, der beſten Zeiten unſerer vaterländiſchen Ge⸗ 
ſchichte würdig, ein Promethidenlos, das ſich bewußt iſt, nicht „zu ge⸗ 
nießen und zu freuen ſich“, ſondern „zu leiden und zu weinen“ trotz 
aller Kraft einer feuertrunkenen Seele und eines leidenſchaftlichen 
Herzens. So ſchürzt ſich die Tragödie nicht aus dem eigenwilligen 
Trotz des Soldaten gegenüber dem Politiker, ſondern weil jener allein 
ſteht, allein in einer Wüſte von Mittelmäßigkeit, rufend und ſich 
J) Erich Ludendorff, Meine Kriegserinnerungen 1914—1918. Mit 
3 SSC E und Plänen. VIII u. 628 S. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 
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ſehnend nach dem Manne, der die Volkskraft umgriff, nach einem 
Bismarck! — Allein der Ruf verhallte in der Leere, und dadurch hebt 
ſich die tragiſche Größe des Helden um ſo ergreifender ab. „Regierung 
und Reichstag ſowie ein großer Teil des Volkes hatten das Weſen 
des moderngn Völkerkrieges, der eben alles beanſprucht, noch nicht ver⸗ 
ſtanden und haben auch niemals die Bedeutung ihrer kriegeriſchen 
Mitarbeit für den Endſieg richtig aufgefaßt, während ſeitens der Oberſten 
Heeresleitung immer wieder hervorgehoben wurde, daß davon das Sein 
oder Nichtſein Deutſchlands abhinge“ (S. 262). Oder 1917: „Daß 
die Oberſte Heeresleitung, um auf dem Schlachtfelde zu ſiegen, der 
Mitarbeit des Staatsmannes daheim bedurfte, war mir immer klarer 
geworden, je mehr ich nach Übernahme meines Amtes die Lage über⸗ 
ſah. Dieſe Mitarbeit hatten wir nicht gewonnen. Nationales Denken 
und Empfinden daheim waren zurückgegangen. Es fehlte der politi⸗ 
ſchen Leitung jede Geſtaltungsgabe, jede ſtarke, die Seele des Volkes 
packende und dann auch ſeine Kräfte entfaltende Idee ... Es fehlte 
der politiſchen Führung überdies die ſtarke Hand, die kraftvoll regierte“ 
(S. 360/61). "SZ „ | 
Ich will mit dieſen Worten nicht um den „Soldaten“ L. einen 
Heiligenſchein weben, nein, an ihm erſüllt ſich das Schickſal des 
Menſchen, der unter der übergroßen Bürde zuſammenbricht, weil die 
Meinung derer, deren Glück er geſchützt, ihm die Luft nahm und zum 
Teil ihn in die Irrnis lockte. 
Scoweit L. über ſich ſelbſt. Den Feldmarſchall charakteriſiert er 
in den oben angeführten Zeilen zur Genüge. Deſſen Bild ſteht feſt. 
Schwerer iſt es, ein Urteil über ſeine Mitarbeiter zu gewinnen. Über 
allgemeine Charakterbezeichnungen kommt da L. nicht hinaus. Viel⸗ 
leicht macht ſich hier die außerordentliche Kürze der Abfaſſungszeit des 
Werkes (etwas mehr als drei Monate bei 622 Lexikonſeiten, November 
1918 bis Februar 1919!) geltend, die ſtarke Konzentrationen auf ein⸗ 
zelne Punkte ausſchloß. Nicht viel beſſer geht es den Perſonen, die 
dienſtlich und außerdienſtlich mit L. zuſammengekommen ſind. Aller⸗ 
dings bleibt auch noch eine andere Löſung für die farbloſe Charakteri⸗ 
ſierung der Menſchen übrig, wozu einem der Geſamteindruck des Buches 
anregt. L. iſt eine ſo ſtark ausgeprägte, in ſich geſchloſſene Perſönlich⸗ 
keit, daß er äußeren Eindrücken nur dann zugänglich iſt, wenn ſie von 
beſonders bedeutenden Menſchen ausgehen. Daß L. aber zuviel von 
dieſen begegnet wären, kann man — den Feldmarſchall natürlich aus⸗ 
genommen — nicht behaupten. Dieſe Erklärung iſt vielleicht die 
zwangloſeſte. — Eins darf jedoch hier nicht unerwähnt bleiben: im 
Ton vergreift' ſich L. niemals. Selbſt dem Reichskanzler Bethmann 
Hollweg gegenüber findet ſich kein perſönlicher Angriff, ſtets bleibt er 
ſachlich, allenfalls könnte man manchmal ein gewiſſes Mitleid mit der 
inneren Haltloſigkeit des Staatsmannes aus den Zeilen heraushören. 
»Stofflich gliedern ſich die Denkwürdigkeiten L.s denen Falkenhayns 
iemlich eng an. Bloß gehen fie inhaltlich weiter. Nach einer Ein⸗ 
Fans mit den Unterpunkten: „Mein Denken und Handeln“ und 
„Lüttich“ füllt das erſte Viertel des Buches die Zeit „Als Chef des 
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Generalftabes im Often vom 22. Auguſt 1914 bis 28. Auguft 1916”, 
während der weitaus größte Teil dem Abſchnitt „Als Erſter Quartier⸗ 
meiſter vom 29. Auguſt 1916 bis 26. Oktober 1918“ gewidmet iſt. 
Dieſer erhält dadurch einen beſonderen Reiz, daß ſich L. darin ganz 
ausführlich mit den Fragen eines „Quartiermeiſters“ im beſonderen, 
d. h. den Grundlagen der Kriegführung, auseinanderſetzt. In den 
bisherigen Kriegsdenkwürdigkeiten hörte man von ſolchen Dingen ſo 
gut wie gar nichts. Was nicht unmittelbar mit der Kriegführung 
zuſammenhing, war nebenſächlich. Der neuzeitliche Krieg hat da ganz 
andere 1 geſchaffen. „Hilfsdienſtpflicht — Rohſtoffverſorgung — 
Kampf um die heimatliche Preſſe — Propaganda“, all das ſind Kern⸗ 
punkte in dem Programm des Quartiermeiſters, und hinter alle ſetzt 
er die ungeheure Energie ſeiner Perſönlichkeit. Er hatte die Forde⸗ 
rung der Gegenwart, die England weit vorausſchauend aufgeſtellt, 
vollauf begriffen. Bloß, wer folgte ſeinen kühnen Gedankengängen?! — 
Niemand! Man blieb lieber hilflos in ausgetretenen Gleiſen. 

Dieſe Klagen um das Halberreichte, das Läſſigdurchgeführte, das 
vielfache Mißverſtandenſein führen L. naturgemäß auf das politiſche 
Gebiet, ganz abgeſehen davon, daß 1916 der Krieg bereits derartig 
politiſch belaſtet war, daß nur ein Staatsmann erſten Ranges ihn 
retten konnte. Da dieſer ganz fehlte, wurde L. durch die Verhältniſſe 
in eine Rolle gedrängt, die ſeinem Weſen nicht lag. Er äußert ſich 
ganz offen über die ihm gemachten Ausſichten auf das Reichskanzler⸗ 
amt; er lehnt es ab. Nichtsdeſtotrotz wird er durch die Friedens⸗ 
angebote immer wieder in die politiſche Arena hinabgezogen. Er wehrt 
ſich dagegen, von den deutſchen Staatsmännern als Schutzſchild oder 
Sturmbock benutzt zu werden. — Das darf der Hiſtoriker wohl unter⸗ 
ſtreichen. — Dieſe Abſchnitte, die ſicher zu den trübeſten gehören, 
werden wohl noch lange auf völlige Erhellung warten müſſen. Jedoch 
zeigt ſich hier im ganzen zu ſehr L.s Einſtellung auf „Krieg und 
Sieg“, wenn ihm auch nicht völlig der Sinn für einen „Hubertus⸗ 
burger“ Frieden abgeht. Immerhin, wenn man an den Sommer 1917 
zurückdenkt, dann erſcheint es einem verſtändlich, wenn er über die 
Staatskunſt der Heimat einmal urteilt, nachdem er ſich mit dem Grafen 
Czernin über deſſen geſcheiterte Friedensbemühungen auseinandergeſetzt 
hat: „Nicht nur in Berlin, wie Graf Czernin meint, ſondern auch in 
Wien fehlte der Staatsmann, der den Aufgaben dieſes Krieges ge⸗ 
wachſen war und der gemeinſam mit den Führern am Feinde den 
Sieg erkämpfte. Die leitenden Staatsmänner glaubten nicht an den 
Sieg, fanden nicht den Weg zum ne und blieben trotzdem im 
Amte“ (S. 354/55). 

Die Waffenſtillſtands⸗ und Friedensfrage iſt ein bedeutſamer Ab⸗ 
ſchnitt des L. ſchen Buches. Er hat nachträglich noch eine Erweiterung 
erfahren durch das Erſcheinen eines amtlichen Weißbuches über den⸗ 
ſelben Gegenſtand !). „Die hier abgedruckten Aktenſtücke beziehen ſich 


1) Vorgeſchichte des Waffenſtillſtandes. Amtliche Urkunden, 
herausgegeben im Auftrage des Reichsminiſteriums von der Reichskanzlei. 186 S. 
Berlin, Reimar Hobbing, 1919. 1,— Mk. | 
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auf die Zeit vom 14. Auguſt bis zum 11. November 1918. Sie 
geben die Beratungen und Verhandlungen wieder, die zwiſchen Re⸗ 
gierung und Oberſter Heeresleitung ſtattgefunden haben, nachdem dieſe 
auf Grund des militäriſchen Umſchwungs im Juli und Auguſt 1918 
zu dem Schluſſe gekommen war, daß der Feind trotz der gewaltigen 
Leiſtungen unſerer Heere, nicht mehr durch einen Sieg zum Frieden 


genötigt werden könne. ... Die veröffentlichten Dokumente entſtammen 


den Archiven des Auswärtigen Amtes und der Reichskanzlei. Sie ſind 
Beiträge zur Entſtehungsgeſchichte des Friedensangebotes vom 3. Oktober 

und des Waffenſtillſtandsabkommens vom 11. November 1918. Sie 
ſind gleichzeitig Beiträge zum Verſtändnis der deutſchen Revolution 
und der elementaren Leichtigkeit ihres Sieges. ... Es tit... alles 
aufgenommen worden, was in den genannten Akten an Außerungen 
der Oberſten Heeresleitung gegenüber der Reichsleitung enthalten iſt. 
Das Material iſt im ganzen chronologiſch geordnet. Einige Doku⸗ 
mente zur Aufhebung des U-Bootfrieges find in einem beſonderen Ab⸗ 
ſchnitt zuſammengefaßt. Zur Erleichterung der Überſicht ſind die mit 
dem Präſidenten Wilſon gewechſelten Noten eingefügt.“ Ausführlich 
habe ich aus der Vorbemerkung der Schrift ihre Abſichten und ihren 
Inhalt dargelegt. Wenn ich noch hinzufüge, daß ſie auch die Be⸗ 
tonung ihrer Objektivität nicht vergißt, ſo ſcheint mir genug über ſie 
geſagt zu ſein, zumal ihr Inhalt im Sommer 1919 im weiteſten Maße 
durch die Preſſe bekannt geworden iſt. Allerdings gebe ich damit in 
keiner Weiſe zu, daß die angedeuteten Abſichten und Feſtſtellungen auch 
wirklich erreicht ſind. Im Gegenteil! Dieſes Weißbuch iſt genau ſo 
gut eine politiſche Flugſchrift wie alle Buntbücher überhaupt, bloß daß 
ſich dieſes gegen den vermeintlichen Feind im eigenen Lande richtet. 
Das Auswärtige Amt muß nach dem Schuldigen für die Folgen ſeiner 
unfruchtbaren Politik ſuchen. Deshalb das ſo bequeme Hineinfinden 
in die ſozialiſtiſche Regierung, deshalb das zuſammengejagte und er⸗ 
legte Wild, der „Militarismus“ im allgemeinen und Ludendorff im 
beſonderen. Doch deſſen Nerven ſcheinen wohl nicht ſo zerrüttet zu 
ſein, wie das Auswärtige Amt mehrfach meint betonen zu müſſen. 
Denn einmal erſchien bald ſein ſtattliches Buch und faſt gleichzeitig 
mit dieſem die erſte Entgegnung, der ſich bald zwei andere anſchloſſen 1). 
In allen dreien führt L. eine zwar vornehme, perſönlich zurückhaltende, 
aber in der Sache ſehr gewandte und überzeugende Sprache, ſo daß 
ſie, ehe weiteres Material erſcheint, eine notwendige Korrektur des 
amtlichen Weißbuches darſtellen. Ganz allgemein muß ſich L. gegen 
die in dieſem geübte Gepflogenheit wenden, die in die Abſichten des 
Auswärtigen Amtes beſonders gut paſſenden Stellen der Protokolle, 


1) Ludendorff, Das Scheitern der neutralen Friedensvermittlung 
Auguſt⸗September 1918. - Entgegnung auf das amtliche Weißbuch: „Vor⸗ 
eſchichte des Waffenſtillſtandes“. Heft 1. 56 S. 2— Mk. — Derſ., Das 
ec und Waffenſtillſtandsangebot. — Entgegnung... Heft 2. 80 S. 
„50 Mk. — Derſ., Das Verſchieben der Verantwortlichkeit. Entgegnung 
Heft 3. 135 S. 3,80 Mk. Sämtlich Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1919. 
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Berichte uſw. durch den Druck hervorzuheben, die gegenteiligen aber 
im gewöhnlichen Druckbild untergehen zu laffen. 

Jedes der Hefte behandelt einen beſonderen Gegenſtand, indem es 
zugleich den entſprechenden Abſchnitt des L. ſchen Buches erweitert. In 
dem erſten wendet ſich L. gegen den derzeitigen Leiter des Auswärtigen 
Amtes, den Staatsſekretär von Hintze, indem er ſich mit Erfolg gegen 
den Vorwurf verteidigt, die Friedensaktion im Auguſt 1918 vereitelt 
zu haben. Er kann ſich dabei auf manches hier zum erſtenmal bekannt 
werdende Zeugnis von Beteiligten ſtützen. Am empfindlichſten trifft 
es aber wohl die Gegenſeite, wenn er mit Recht auf eine Abmachung 
zwiſchen Reichskanzler und Oberſte Heeresleitung vom 12. Januar 1918 
über die Verantwortlichkeit für die Politik des Reiches hinweiſt. Dieſe 
kann natürlich nur von dem Kanzler allein getragen werden. Das Schrift⸗ 
ſtück iſt zu umfangreich, um hier wiedergegeben werden zu können, ich 
möchte aber ausdrücklich darauf hingewieſen haben, zumal es gedanklich 
den Ausgangspunkt für das dritte Heft der L. Iden Entgegnungen iſt, in 
dem ſich der Generalquartiermeiſter gegen die Regierung des Prinzen 
Max richtet. Hier muß er dem Weißbuch den Vorwurf der Unter⸗ 
laſſung machen, indem er fragt: „Weiß die Regierung nicht, daß ich 
am 9. Oktober eine eingehende Beſprechung mit dem Reichskanzler 
unter vier Augen hatte? Das Weißbuch bringt charakteriſtiſcherweiſe 
nichts über dieſe Beſprechungen und doch wurde in ihr die Frage der 
Fortſetzung des Widerſtandes erörtert“ (Heft 3, S. 6). — Am per⸗ 
ſönlichſten wird L. im zweiten Heft, in dem ſeine Außerungen über 
die Möglichkeiten von weiteren Kämpfen im Mittelpunkt ſtehen. Die 
ſchon angedeutete „Nervenfrage“ erledigt er unzweideutig dadurch, daß 
er zur Stützung ſeiner Ausſagen zwei Außerungen ſeiner Mitarbeiter 
heranzieht. Seine Kritik der Reichsregierung kann er mit folgenden, 
nur zu begründeten Urteilen ſchließen: „Trotzdem die Reichsregierung 
von meinem Abſchied eine Beichleunigung des Zuſammenbruches bee 
fürchtet, betreibt fie ihn am 25. Oktober mit allen Mitteln... Die 
Befürchtungen der Reichsregierung waren richtig; 14 Tage nach meiner 
Verabſchiedung brachen Deutſchland und dann das immer noch ſtolze 
Heer zuſammen“ (Heft 2, S. 75/76). | 

Nach einem Rückblick über das L.ſche Werk kommt man zu dem 
Ergebnis, daß eine Perſönlichkeit von ungewöhnlicher Eigenart ſich hier 
offenbart. Und da berührt einen etwas ſchmerzlich. Das Buch iſt für 
das ganze deutſche Volk beſtimmt. Leider iſt deſſen Erfaſſungs⸗ 
vermögen doch wohl etwas überſchätzt worden. Das Ganze iſt in 
dieſem einzigen, zuſammenhängenden Werk viel zu umfangreich und 
natürlich auch bei den heutigen buchhändleriſchen Verhältniſſen viel zu 
koſtſpielig, zumal der Preis ſeit dem erſten Erſcheinen ſich dauernd auf- 
wärts bewegt. So bliebe es der breiten Maſſe gänzlich verſchloſſen, 

wenn nicht der Verlag ſich zu einer Volksausgabe entſchloſſen hätte ). 
Zwar iſt dieſe auch noch ſtattlich und, an früheren Begriffen gemeſſen, 
1) Erich Ludendorff, Meine Krieaserinnerungen 1914-1918. Volks⸗ 
ausgabe. VIII u. 219 S. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1921. geb. 22— Mk. 
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teuer genug, aber nach dem, was fie bietet, kann man fie SE heutigen 
Verhältniſſen doch wohl als wohlfeil bezeichnen. Ludendorff ſelbſt im 
Verein mit dem Pfarrer Priebe, Berlin⸗Grunewald, hat ſie beſorgt. 
Die äußere Gliederung des Stoffes iſt genau dieſelbe wie bei der 
großen Ausgabe, nur wenige Unterpunkte fehlen. Das kraftvolle Vor⸗ 
wort und die ſchöne Widmung ſind die gleichen geblieben. Nur wenn man 
beide Ausgaben im ganzen faßt, ergibt ſich ein weſentlicher Unterſchied. 
Zwar beſagt das wenig, daß die Volksausgabe kürzer tft als die große. 
Die Einſchränkungen ſind ſehr gleichmäßig vorgenommen worden, ſo 
daß die Geſchloſſenheit des Werkes in keiner Weiſe gelitten hat. Nein, 
der Unterſchied der beiden Ausgaben liegt im Ton der Abfaſſung. 
Die große Ausgabe war geſchrieben und herausgegeben unter dem Ein⸗ 
druck des Kampfes, der ſich um Ludendorffs Perſönlichkeit entſponnen. 
L. mußte ſich verteidigen. Und er tat dies in ſeiner Weiſe hier in 
der Heimat wie draußen vor dem Feinde: ein bewährter Kämpfer warf 
den Feind über den Haufen, ſtahlhart und ſieges iche Fanfarentöne 
beherrſchen die Kampfesweiſe. 


In der Volksausgabe iſt dieſe Stimmung 1 Helfen, aut 
bauen ijt heute die Loſung, das Gute aus der Vergangenheit wieder⸗ 
finden, ſeeliſch geſunden, das iſt die Hoffnung. Und ſo hat L. nicht 
nur Tatſachen weggelaſſen, die ihm weniger bedeutſam erſchienen, vor 
allem fehlt hier im breiteſten Maße der polemiſche Teil, beſonders 
gegenüber der Reichsregierung, hauptſächlich gegen das Auswärtige 
Amt. Die diesbezüglichen Urteile ſind ruhiger, und wo ſich dem Schreiber 
kein verſtehendes Wort fand, da hat er ſie ganz weggelaſſen. Gerade 
im Weglaſſen iſt eine große Kunſt geübt worden, nicht zum wenigſten 
hinſichtlich der perſönlichen Verteidigung. Am meiften geſchieht das in 
dem Eingangskapitel „Mein Denken und Handeln“, dem nunmehr ſo 
ziemlich alle Spitzen fehlen, z. B. auch die Gegenüberftellung Hinden⸗ 
burgs und Ludendorffs unter dem Vergleich des „guten und böſen 
Prinzips“ (S. 10). In bezug auf das Auswärtige Amt find be⸗ 
ſonders die peinlichen Erörterungen über die Verſchärfung des U-Boot- 
krieges weggelaſſen. Daß L. die allerdings nur bedingte Anerkennung 
des Grafen Czernin ſowie des Kaiſers Karl (S. 352) nach Bekannt⸗ 
gabe der weiter unten beſprochenen „Urkunden der Oberſten Heeres⸗ 
leitung“ nicht mehr aufrecht erhalten konnte, iſt wohl ſelbſtverſtänd⸗ 
lich. Es tritt fo mehr, das Hohelied deutſcher Feldherrngröße und 
vor allem des deutſchen Soldaten zutage, wie es in der Abſicht des 
Herausgebers gelegen, aber auch der Klagegeſang über innere deutſche 
Schwäche, bis das Schickſal ſich erfüllt. — Der Volksausgabe fehlt 
jegliches Kartenmaterial, ein Umſtand, der kaum noch ins Gewicht 
fällt. Wir ſind damit hinlänglich verſorgt. Dieſe Volksausgabe kann 
alſo wirklich den Weg zum Herzen unſeres Volkes finden. Es wird 
bald Zeit, ſich auf die guten Leiſtungen der Vergangenheit zu be 
ſinnen und an ihre Fortſetzung zu denken, ehe wir die Unterlagen 
völlig verloren haben. 


Ganz anderer Natur als das bisher Beſprochene me die ſchon 


* 
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eben angedeuteten „Urkunden der Oberſten Heeresleitung“ !). Sie find 
nicht etwa die Unterlagen zu den „Erinnerungen“ ganz und gar nicht. 
Sind dieſe dem Soldaten Ludendorff gewidmet, ſo zeigen uns jene 
einen Mann, der von den unmittelbaren Aufgaben eines Feldherrn 
ſcheinbar völlig losgelöſt iſt. Wenn nicht der erſte Abſchnitt „Friedens⸗ 
arbeit für die Verſtärkung der deutſchen Wehrkraft“ und der letzte 
„Überſicht der größeren militäriſchen Vorſchriften, die bei der Oberſten 
Heeresleitung verfaßt ſind“, wenigſtens an kriegeriſche Tätigkeit ge⸗ 
mahnten, fo follte man meinen, in Urkundenſtücken eines Volkswirt⸗ 
ſchaftlers und Staatsmannes zu blättern. Alſo beſtenfalls für die ent⸗ 
ſprechenden Abſchnitte der „Erinnerungen“ finden ſich hier Belege, ſonſt 
beſteht zwiſchen beiden Bänden keine unmittelbare Beziehung. Des⸗ 
halb kann ich dieſen „zweiten Ludendorff“ auch unbeſorgt abgeſondert 
von den übrigen Schriften beſprechen. | 

Gerade wenn man dieſen Band „Urkunden“ gelefen hat, dann 
empfindet man es noch ſchmerzlicher, daß nicht gleich zu Beginn des 
Krieges Hindenburg⸗Ludendorff die Leitung des Heeres in die Hand 
bekamen, oder zum mindeſten aus den Händen Moltkes. Damals 
waren noch Kräfte und Werte vorhanden, die entwickelt werden konnten. 
Und ſelbſt 1916 / 17, nach jenem furchtbaren Winter, als ſich ahnend 
ſchon die Geierkrallen des tragiſchen „Zu ſpät!“ in den Nacken der 
Nimmermüden bohren, wie gelingt es da noch, den glimmenden Funken 
des nationalen Feuers anzufachen! Es nimmt ſich merkwürdig aus, 
in dem Buche eines Soldaten eine ganze Folge von Kapitelüberſchriften 
zu leſen wie Hilfsdienſtgeſetz, Finanzfragen, Beſchaffungsfragen, Kohle, 
Ernährung, Landwirtſchaft, Stickſtoff, Trocknung von Nährmitteln, 
Handelsſchiffbau, Bevölkerungspolitik und Fürſorge für Kriegsteilnehmer, 
alles Fragen, welches die volle Kraft eines befähigten Volkswirtſchaft⸗ 
lers in Anſpruch genommen hätten. Aber um alles muß ſich der erſte 
Quartiermeiſter ſorgen. Und nicht bloß ſorgen, nein, anregen, Wege 
weiſen und vielfach ſogar Streitigkeiten ſchlichten. Ein Rieſenmaß von 
Arbeit ijt da geleiſtet worden. Der Wirtſchaftshiſtoriker wird es bont: 
bar begrüßen, in ſo bequemer Weiſe hier nicht nur manches Geſetz 
ſelbſt zu finden, vor allen Dingen werden hier die Wege und Gründe 
ſeines Zuſtandekommens klargelegt. Ee 

Ebenſo dankbar iſt der politiſche Hiſtoriker für den zweiten Teil 
des Werkes, der ſich mehr mit politiſchen Fragen, vorwiegend außen⸗ 
politiſchen, befaßt. Im Vordergrunde ſtehen hier die Debatte über 
den U:Bootfrieg, das deutſche Friedensangebot vom 12. Dezember 1916 
und die Stellung Wilſons wie die Friedensfragen überhaupt. L. bringt 
hier vielfach geſchloſſene Kreiſe, indem er nicht nur Urkunden der 
Oberſten Heeresleitung bekannt gibt, ſondern dieſe durch Veröffent⸗ 
lichungen aus der Tagespreſſe des In⸗ und Auslandes ergänzt. Teil⸗ 
weiſe werden auch die oben beſprochenen Hefte „Vorgeſchichte des Waffen⸗ 


J) Erich Ludendorff, Urkunden der Oberſten Heeresleitung über ihre 
| 7795 1916/18. VII u. 713 S. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1920. 
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ſtillſtandes“ nochmals herangezogen, beſonders in der Kontroverſe mit 
dem ehemaligen Staatsſekretär von Hintze. Wie ich ſchon gelegentlich 
der „Volksausgabe“ andeutete, iſt von eigentümlichem Beigeſchmack der 
Abſchnitt „Der Sonderfriedensverſuch des Hauſes Parma-Bourbon“, 
ein neuer Beleg für den Begriff „Dank vom Hauſe Habsburg“. 
Intereſſanterweiſe wird der „Wert“ Oſterreichs ſchon von Moltke in 
einer Denkſchrift vom Dezember 1912 ganz klar erkannt — dieſe 
Denkſchrift iſt überhaupt ein Bild klugen und folgerichtigen politiſchen 
Denkens — man verſteht bloß um alles in der Welt nicht, warum 
nicht an maßgeblicher Stelle in der Wilhelmſtraße dementſprechend ge⸗ 
handelt worden iſt. Aber das ſind alles Unbegreiflichkeiten auf Seiten 
der deutſchen Staatskunſt, die einem auf Schritt und Tritt begegnen 
in den L.ſchen „Urkunden“, die ich aber bei den „Erinnerungen“ ſchon 
genügend gekennzeichnet habe. Danach darf L. wohl mit Recht in 
ſeiner knappen Einleitung ſagen: „Die geſamten hier wiedergegebenen 
Schreiben werden ein neuer Beweis dafür ſein, daß das Vertrauen 
begründet war, daß das deutſche Volk in ſeiner Mehrzahl dem General⸗ 
feldmarſchall von Hindenburg und mir während des Krieges geſchenkt 
hat“. Und wenn dann die Folge einträte, die L. herbeiwünſcht, wenn 
er jagt: „Mögen dieſe Urkunden, wie es meine ‚Kriegserinnerungen‘ 
getan, das deutſche Volk mit neuem nationalen Willen erfüllen und 
ihm die Augen für die Wirklichkeit der Dinge öffnen“, daß alſo das 
deutſche Volk endlich einmal realpolitiſch denken lernte, dann wäre es 
zweifelhaft, welche Tat Ludendorffs größer wäre, dieſe oder jene Leiſtung 
vor dem Feinde, zumal wenn auch ſein Augenmaß ſelbſt in der Wirk⸗ 
lichkeit die rechte Umgrenzung gefunden hätte. — 

Der Zuſammenbruch hat das wilde Meer der Parteileidenſchaften 
vollends zum Aufruhr gebracht. Ludendorff iſt von dem Strudel hin 
und hergeworfen worden, Haß und Gunſt haben ſein Charakterbild 
entſtellt. Hindenburgs einzigartige Größe hingegen hat ſich trotz⸗ 
dem erhalten. Er iſt, wie Ludendorff ſagt, „die Idealgeſtalt dieſes 
Krieges für das deutſche Volk geworden. Nunmehr ſchenkt auch er 
uns feine Erinnerungen ). Es iſt mir eine beſondere Freude, das 
Buch würdigen zu dürfen. ' a NR 

So ganz etwas anderes liegt vor uns. Deshalb muß ich äußer- 
lich das Werk etwas aus dem Zuſammenhang löſen. Hier ſchreibt ein 
Mann, der weiß, welche Aufgaben er im Leben erfüllt hat. Und doch 
bekennt er ſtolz beſcheiden von ſich: „Als Menſch habe ich gedacht, ge⸗ 
handelt und geirrt.“ Das iſt Größe! Und ſie ſpricht zu uns nicht 
im Tone des Belehrenden, Beſſerwiſſenden, nein, ein Erleben im 
Goetheſchen Sinne ſchreitet an uns vorüber, ſelbſt bahnbrechend, weg⸗ 
weiſend, und doch die andern verſtehend und oſtmals ihnen verzeihend. 
Die erhabene Ruhe eines abgeklärten Alters führte die Feder, da 


1) Generalfeldmarſchall non Hindenburg, Aus meinem Leben. All⸗ 
gemeine Ausgabe in Pappband mit der Wiedergabe einer Originalradierung nach 
dem Leben des Feldmarſchalls (Sommer 1919) von Leopold von Kalckreuth in 
1 Mit drei Karten. XII u. 409 S. Leipzig, S. Hirzel, 1920. 
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‚rüttelt kein ſtürmiſch verlangendes Blut am Unabänderlichen und zer⸗ 
reibt ſich, nein, auch im Schwerſten bleibt das Herz gefaßt, der Glaube 
an das göttliche Walten iſt ebenſo tief gegründet wie der Glaube an 
das deutſche Volk und die Hoffnung auf die deutſche Jugend. Ein 
ſtarkes Ethos ſtrömt von dieſem Werk aus, wie es überhaupt wohl. 
weniger der äußeren Kriegsgeſchichte dienen wird als mehr der Er⸗ 
kenntnis der Urſachen ihres Verlaufes, ſowie der Biographie des 
genialen Mannes. ` 

Das Buch gliedert fih in fünf Teile: 1. Aus Kriegs⸗ und 
Friedensjahren bis 1914. 2. Die Kriegführung im Oſten. 3. Von 
der Übertragung der Oberſten Heeresleitung bis zur Zertrümmerung 
Rußlands. 4. Entſcheidungskampf im Weſten. 5. Über unſere Kraft. 
. Der Grundton des Buches wird gleich auf den erſten Seiten des 
Werkes angeſchlagen: „Wohin mich auch innerhalb des deutſchen Vater⸗ 
landes mein Beruf führte, ich E mich ſtets als Altpreuße“ (S. 5). 
Damit iſt der Schlüſſel zum Verſtändnis des H.ſchen Weſens gegeben. 
Von ſelbſt folgert daraus der Soldat, aber auch der Menſch: das herbe 
Selbſtbewußtſein des Preußen paart ſich mit einer Ritterlichkeit, der 
Mannen⸗ und Freundestreue ein Lebensbedürfnis find. Das ijt der 
Sieger in ungezählten Schlachten, der treue Diener ſeines kaiſerlichen 
Herrn und der ergebene Freund ſeines erſten Beraters. Schon im 
Frieden zeigen ſich die hervorragenden Charaktereigenſchaften gleich den 
Leiſtungen, wie der erſte Teil uns erzählt, im Kriege reifen ſie zur 
Vollendung. Es iſt wohltuend an dem Buche, daß es in der Schilde⸗ 
rung der ſtrategiſchen Handlungen mit äußerſter Sparſamkeit verfährt. 
Sie ſind ja auch genugſam bekannt. Nur an den Markſteinen des 
Krieges verweilt der Blick länger, wertend und wägend. Die Marne⸗ 
ſchlacht 1914: „Verwäſſerung des Grundgedankens, mit einem ſtarken 
rechten Flügel aufzumarſchieren, Feſtrennen des überſtark gemachten 
linken Heeresflügels durch falſche Selbſttätigkeit der unteren Führung, 
Verkennen der aus dem ſtark befeſtigten, großen Eiſenbahnknotenpunkt 
Paris zu erwartenden Gefahr, ungenügendes Eingreifen der Oberſten 
Heeresleitung in die Bewegungen der Armeen und vielleicht auch mangel⸗ 
haftes Herausfühlen der an ſich nicht ungünſtigen Lage an dieſer und 
jener Kommandoſtelle im entſcheidenden Augenblick der Schlacht“ (S. 118). 
Trotzdem erſcheint ihm die Fortführung des Krieges nicht ausſichts⸗ 
los. — Doch ein anderes Urteil! Die Kontroverſe zwiſchen dem 
Generalſtabschef und Ober-Oft über den Angriff gegen die ruſſiſche 
Nordfront im Auguft— September 1915 ijt bekannt. Eine übereifrige 
Berichterſtattung ſtellt uns damals bei Wilna ein neues „Sedan“ in 
Ausſicht. Dieſes wäre höchſtwahrſcheinlich auch gekommen, wenn 9.8: 
Umfaſſungsplan die nötige Unterſtützung im Hauptquartier gefunden 
hätte. Aber „wir ſind zu ſpät gekommen, und wir ermatten“ (S. 130). 
Allein keine Anklage folgt. Der Weiſe ſagt entſchuldigend: „Die 
Frage, ob wir uͤnter dem Eindruck der geſamten politiſchen und kriege⸗ 
riſchen Lage anders geplant und anders gehandelt hätten, mag un⸗ 
erörtert bleiben“ (S. 130). — Und drittens die gleiche Nachſicht: 
Verdun! „Der Gedanke, Verdun zu nehmen, war gut“ (S. 140). 
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Allerdings „bedeutet das Unternehmen doch das endgültige Aufgeben 
einer Kriegsentſcheidung hier im Oſten“ (S. 141). Damit führt die 
Linie zu dem ſpäter angegebenen ES? (S. 441) Cramons über 
Falkenhayn und Conrad. 

Naturgemäß überwiegt das rein Militäriſche in dem Werk DS. 
Doch gibt er dabei ſoviel wertvolle Einblicke in ſein geſchichtliches wie 
politiſches Denken, daß man nicht unterlaſſen darf, auch auf dieſen 
Punkt hinzuweiſen. Zeugt es nicht von außerordentlich geſundem real⸗ 
politiſchem Sinn, wenn er von der deutſchen Außenpolitik ſagt: 
„Unſere Bündnis politik richtete ſich mehr nach einem 
Ehrenkodex als nach den Bedürfniſſen unſeres Volkes 
und unſerer Weltlage. Wenn ein ſpäterer deutſcher Reichs⸗ 
kanzler ſchon in den neunziger Jahren mit dem fortſchreitenden Ver⸗ 
fall der uns verbündeten Donaumonarchie als mit etwas Selbſt⸗ 
verſtändlichem rechnen zu müſſen glaubte, ſo war es unverſtändlich, 
wenn unſere Politik daraus nicht die entſprechenden Folgerungen zog“ 
(S. 72). Zu dieſem jedem Staatsmanne alle Ehre machenden Urteil 
paßt es allerdings wenig gut, wenn Bethmann Hollweg ſpäter doch 
wohl mit übergroßer Milde gewertet wird. Allerdings muß man im 
ganzen die Beobachtung machen, daß H. entgegen der viel ſchärferen 
Natur Ludendorffs immer beſtrebt iſt, bei allen, ſeien es Perſönlich⸗ 
keiten oder Völker, von den guten Seiten auch nicht die geringſten zu 
überſehen. Ganz beſonders günſtig kommen dabei die Türken weg. 
Ihre Leiſtungen werden verhältnismäßig recht hoch in Rechnung ge⸗ 
ſtellt. Ob allerdings die Geſchichte bei dieſem Urteil bleiben wird, 
wage ich nicht zu behaupten. Einen ähnlichen Vorzug genießen die 
türkiſchen Staatsmänner und Generale, nicht ganz ſo die bulgariſchen 
mit Ausnahme des Königs Ferdinand, der hoch verehrt wird. Die 
öſterreichiſchen Schwächen werden wohl erkannt, aber vielfach, beſonders 
von 1916 an übergangen. 

Deutſche Perſönlichkeiten werden verhältnismäßig ſelten charakteri⸗ 
ſiert. Über den Kaiſer findet ſich wenig, dagegen wird die perſönliche 
Hingabe und das Bekenntnis zur Monarchie gleichbleibend betont. Von 
ſeinen Mitarbeitern hebt H. mit Namen eigentlich nur Ludendorff her⸗ 
vor, auch hier entgegen deſſen und Falkenhayns Gewohnheit. Aller⸗ 
dings wird das Verhältnis zu dieſem einen in den wärmſten Farben 
gezeichnet. „Ich ſelbſt habe mein Verhältnis zu General Ludendorff 
als das einer glücklichen Ehe bezeichnet. Wie will und kann der 
Außenſtehende das Verdienſt des einzelnen in einer ſolchen ſcharf ab⸗ 
grenzen? Man trifft ſich im Denken wie im Handeln, und die Worte 
des einen ſind oftmals nur der Ausdruck der Gedanken und Emp⸗ 
findungen des andern“ (S. 78), oder „ſein Einfluß belebte alle, nie⸗ 
mand konnte ſich ihm entziehen“ (S. 79). Und endlich nach der Ver⸗ 
abſchiedung Ludendorffs, am 26. Oktober 1918: „Ich war allein. 
Seine Majeſtät hatte dem General Ludendorff den erbetenen Abſchied 
bewilligt, meine gleiche Bitte abgeſchlagen. Am folgenden Tage betrat 
ich die bisher gemeinſamen Arbeitsräume wieder. Mir war zumute, 
wie wenn ich von der Beerdigung eines mir beſonders teuren Toten 
in die verödete Wohnung zurückkehrte“ (S. 396/97). Das ſind ſchöne 
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Worte des Gedenkens, die hoffentlich dazu beitragen, den viel ge- 
ſchmähten Mitarbeiter des größten Feldherrn im Weltkriege bei unſerem 
Volke zu einer gerechten Beurteilung zu verhelfen. 

Weiter auf das herrliche Buch einzugehen, muß ich mir verſagen. 
Doch möchte ich noch einmal das unterſtreichen, was ich gelegentlich 
der Anlage und des Preiſes des Ludendorffſchen Buches ſagte. Beide 
verhindern das Eindringen in weite Kreiſe. Leider trifft das auch 
für das Hindenburgſche Werk zu und dies um ſo ſchmerzlicher, weil 
die gewählte Art der Darſtellung, d. h. der Verzicht auf alle Einzel⸗ 
heiten, wie Angaben über Truppenkörper, Daten uſw. die Gemein⸗ 
verſtändlichkeit ganz außerordentlich erleichtern. Dazu dann noch die 
menſchlich ſo anziehende Perſönlichkeit des Verfaſſers: Deutſchlands ge⸗ 
treuer Eckart ſpricht! Sollten ſich da nicht Mittel und Wege finden 
laſſen, ſeine Worte auch in die ärmſten Hütten des Landes dringen 
zu laffen?! — — 

) Den Abſchluß der Kriegserinnerungen mag ein Werk bilden, das 
die militäriſchen Denkwürdigkeiten gewiſſermaßen zuſammenfaßt und 
ergänzt. Der bevollmächtigte deutſche General beim k. und k. Armee⸗ 
oberkommando, nunmehrige Generalleutnant a. D. A. von Cramon 
hat es geſchrieben!). Ihm iſt es beſchieden, von beſonders hoher 
Warte die Ereigniſſe zu überblicken und zu erkennen. Das hebt den 
Wert ſeiner Urteile, zumal er in der glücklichen Lage iſt, ſich „weder 
verteidigen, noch jemanden angreifen zu müſſen“. Auf Grund dieſes 
Buches kann man wohl ſagen, daß C. eine beſondere Fähigkeit an der 
richtigen Stelle verwerten konnte. Denn ſein offener Blick und ſein 
kluges Urteil zeigen ſich überall und zwar in einer außerordentlich an⸗ 
genehm berührenden Art und Weiſe. Zwar bringt es ſeine Stellung 
mit ſich, daß er ſich mehr am Rande der Ereigniſſe bewegt als ſelbſt 
handelnd mitten in dieſen. Infolgedeſſen iſt ſein Buch ſelbſt mehr 
eine große Randbemerkung zu den vorher beſprochenen Werken. Aber 
dieſe Randbemerkungen ſind ſo feſſelnd in die allgemeine Handlung 
eingeflochten, daß ſie von großer Bedeutung für die Urteilsbildung ſind. 

Der Natur der Dinge entſprechend gibt C. mehr Einblick in die 
öſterreichiſchen Verhältniſſe als in die deutſchen. Dieſe werden nur 
nach ihren Ausſtrahlungen behandelt, jene unmittelbar. Dabei erſieht 
man, wie recht C. hat, daß wir Deutſchen unſern Verbündeten und 
beſonders ſeine ſeeliſche Verfaſſung doch verzweifelt wenig gekannt oder 
zum mindeſten falſch eingeſchätzt haben. Unſere auswärtige Politik 
hat, was Hindenburg ſchon bemerkt, an einer Überbewertung der habs⸗ 
burgiſchen Kraft gelitten, die ſchwer zu begreifen iſt. Ein ſinkendes Schiff 
ſucht man nicht mehr durch das Gegengewicht ſeines eigenen geſunden 
Daſeins zu retten, ſelbſt wenn eine Welt von Gefühlsmomenten einen 
daran knüpft, man überläßt es ſeinem Schickſal und birgt wenigſtens 


1) A. von Cramon, Unſer Oſterreich⸗Ungariſcher Bundesgenoſſe im 
Weltkriege. Erinnerungen aus meiner vierjährigen Tätigkeit als bevollmächtigter 
deutſcher General be ß k. u. k. Oberkommando. Mit 5 Skizzen im Text. VII 
u. 205 S. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1920. 16,— Mk. 
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die Koſtbarkeiten, ſonſt wird man felbft in den Strudel des Unter- 
ganges hineingezogen. Das iſt kein Macchiavellismus, das iſt not⸗ 
wendiger Selbſterhaltungstrieb. Das Buch 6.8 ift ein erſchütternder 
Beweis bei Befolgung des Gegenteils. Man lieſt es als Reichsdeutſcher 
nicht ohne Schmerz. Fortgeſetzt ſpricht Oſterreich, trotz des Kampfes 
um Sein und Nichtſein, von Preſtige — ein Wrack und Preſtige! 
Wenn wenigſtens der Untergang etwas heroiſcher geweſen wäre! Aber 
nicht einmal das! Das Kapitel Kaiſer Karl der Letzte iſt noch zu 
friſch in Erinnerung, es ſoll hier nur berührt werden, wenn auch C. 
gerade über die Parma und Parma⸗Erzberger⸗Geſchichte wohl das ent⸗ 
ſcheidende Wort geſprochen haben dürfte. — | 

Die Darſtellung C.3 erftredt fic) über die Zeit von Ende Januar 
1915 bis zum Ausgang des Krieges. Seine Aufgabe war es, „die 
deutſche Oberſte Heeresleitung zu vertreten, Verbindung zu halten, die 
guten Beziehungen zwiſchen den beiden hohen Dienſtſtellen zu pflegen, 
über die Ereigniſſe zu melden und zu berichten, aber auch auf Maß⸗ 
nahmen und Vorkommniſſe aufmerkſam zu machen, die nach ſeinem 
Dafürhalten deutſchen Intereſſen zuwiderliefen“. Dabei wird ihm ſehr 
bald das Fehlen einer einheitlichen — natürlich deutſchen — Geſamt⸗ 
leitung offenkundig. Erſt nach drei Jahren heftiger Kämpfe wird der 
gemeinſame Oberbefehl über die Streitkräfte der Mittelmächte erreicht. 
Leider muß man in Verfolg der Gedankengänge über Hindenburg und 
Ludendorff hinzufügen: Zu ſpät! Das Haupthindernis bildete der 
öſterreichiſche Preſtigegedanke, bzw. deſſen nachhaltigſter Vertreter, der 
k. und k. Generalſtabschef Conrad von Hötzendorf. In feiner Charakte⸗ 
riſtik wird dieſer Mann gezeichnet. Am prägnanteſten vielleicht ge⸗ 
legentlich einer Parallelſetzung zu Falkenhayn. Hierbei berührt ſich C. 
mit den von mir vertretenen Außerungen über die mehr politiſche Be⸗ 
fähigung des deutſchen Stabschefs, die übrigens auch durch urkund⸗ 
liches Material dieſes Buches (z. B. S. 39) geſtützt wird. C. ſagt 
von Conxad und Falkenhayn: „Beide mit ausgeſprochenem Bewußtſein 
für die Macht ihrer Stellung; Conrad ängſtlich bemüht um das 
Preſtige ſeines Landes als Schutz für die Unabhängigkeit auch ſeiner 
Perſon, Falkenhayn feſt überzeugt von der Überlegenheit Deutſchlands 
und deſſen Recht auf die Führung im Kriege. Mit der Zeit empfand 
einer den andern als Laſt und Hemmnis. Sie ſtanden einander im 
Wege und ſuchten beide jeder für ſich den Weg zum Erfolg — über 
Aſiago der eine, der andere über Verdun. Und ſie trafen ſich — bei 
Luzk. Beide taten Unrecht. Conrad widerſetzte ſich der klarſten Form 
der Gemeinſamkeit, dem einheitlichen deutſchen Oberbefehl; Hoheits⸗ 
rechte, das Preſtige, und immer wieder Preſtige. Falkenhayn ſtrebte dem 
richtigen Ziele zu, ging aber der klaren Löſung aus dem Wege und 
verfiel auf Aushilfen, die falſcher Deutung ausgeſetzt waren“ (S. 77). 
Zahlreiche Charakteriſtiken anderer Perſonen, beſonders Kaiſer Karls 
und der Frauen an ſeinem Hofe, die von größtem Intereſſe ſind, 
ließen ſich anſchließen. Doch fehlt der Raum. Zuſammenfaſſend 
möchte ich ſagen, daß die innere Entwicklung des Krieges, beſonders 
während der beiden letzten Jahre, durch die Ausführungen C.s eine 
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weitgehende Erhellung erfährt. Nicht will ich dabei das treffliche Urteil 
vergeſſen, das C. über die polniſche Politik des Auswärtigen Amtes 
fällt. Zum Beginn der Friedensverhandlungen von Breſt⸗Litowsk 
ſchreibt er: „In 14/2 Jahren hatte man noch keine Zeit gefunden, 
auch nur die Vorarbeiten zu beenden. Kann man unter dieſen Um⸗ 
ſtänden ernſthaft behaupten, die Oberſte Heeresleitung hätte ‚gedrängt‘ !“ 
(S. 145). Dieſer Satz kennzeichnet am treffendſten den Geſamtinhalt 
aller hier beſprochenen Erinnerungen. An ſich iſt er ein Vorwurf 
eines Einzelfalles wegen, und doch iſt er das Leitmotiv der r 
Politik nach Bismarck, das tragiſche „Zu ſpät!“ — 
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Rene Erſcheinungen 
1 Zeitſchriftenſchau 


1. April 1920 bis 30. September 1920 


Jahrbuch für Brandenburgiſche Kirchengeſchichte. 17. Jahrgang. 
Berlin 1919. 


S. 1—17: Fritz Funcke, Das Bistum Lebus bis zum Anfange der Hohen⸗ 
zollernherrſchaft in der Mark Brandenburg. [Exkurs über das Lebuſer 
Bistumsregiſter, quellenkritiſcher Art.] 

S. 18—47: W. Bickerich, Die Beziehungen zwiſchen der großpolniſchen | 
Unität und der Neumark [im 17. und 18. Jahrhundert mit Beilagen! 
aus Liſſaer Archiven. 

S. 48+-80: Theodor Wotſchke, Brandenburgiſche Briefe an Hülſemann 
und Calov. [Aus den Jahren 1646— 1663. Mitteilung derſelben aus 
Wittenberger Briefbänden.] 

S. 81—118: Karl Aner, Zwei märkiſche Landgeiſtliche aus der Auf⸗ 
klärungszeit [der Pfarrherr Raymund Dapps in Klein⸗Schönebeck und 
der Prediger George Friedrich Treumann in Schönerlinde, beide Mit⸗ 
arbeiter Nicolais, als Typen der Aufklärung, ihrer Amtsauffaſſung 
und ihrer ſtarken pädagogiſchen Ader, nicht als Perſönlichkeiten von 
Bedeutung gefdildert.] 

S. 125—127: Ulrich Muhs, Einige Aktenſtücke betr. Erbauungsgeſell⸗ 
ſchaften oder Pietiftenvereine im Kreiſe Teltow [1822 —1827]. 


Mitteilungen der Vereinigung brandenburgiſcher Muſeen. Hrsgb. 
von G. Mirow. Nr. 8/9, September 1920. | 
G. Mirow, Die Aufgaben der brandenburgiſchen Muſeen bei der 
heimatlichen Orientierung unſerer Volksbildung. 
R. Schmidt, Auffindung einer koſtbaren Bücherſammlung [Kirchen⸗ 
bibliothek Prötzel]. 
W. Hoppe, Stadtplan, Stadtbild und Stadtgeſchichte [Hinweis 
auf neuere märkiſche Literatur]. 


Eberkwalder Heimatblätter. Hrsgb. von Rudolf Schmidt. Oktober 
1919 bis Mai 1920. 
Nr. 274: R. Schmidt, Eberswalder Meſſerſchmiede, II. 
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R. Schmidt, Dannenberg [mfw. Freienwalde]. II. Die Dorf- 
gemeinde. ; 

K. Nagel, Das Prenzlauer Kämmereidorf Buchholz. 

R. Schmidt, Bieſenthaler Flurnamen. 

Nr. 275: R. Schmidt, Die Lehnſchulzen von Großziethen [ſw. Anger⸗ 
münde, 15731845. 

R. Schmidt, Die älteſten Familien der Stadt Eberswalde. 

R. Schmidt, Dannenberg. III. Die Dorfflur. 

Nr. 276: R. Schmidt, Eine hiſtoriſche Wanderung ins Nonnenfließtal 
(Flurnamen, Wüſtung Schönholz!) 

R. Schmidt, Dannenberg. IV. Kirche und Schule. 

R. Schmidt, Eberswalder Meſſerſchmiede. III. 

U. Grunmach, Zur Muſikgeſchichte der Stadt Eberswalde. I. 

f R. Schmidt, Die Kloſtermühle. Aus der Entwicklungsgeſchichte 
der Ragöſer Mühle. 
Nr. 277: R. Schmidt, Die älteſten Familien der Stadt Eberswalde. 
R. Schmidt, Eberswalder Meſſerſchmiede. IV. 
Nr. 278: R. Schmidt, Die Bieſenthaler Feldmark. 

L. Wichmann, Ein alter Prenzlauer Druck. (Ludw. Frhr. 
v. Canitz, Auserleſene deutſche Gedichte. Verlag Chrift. Ragoczy, 1743.) 

R. Schmidt, Rittergut Alt⸗Künkendorf (weſtl. Angermünde). 

Nr. 279: R. Schmidt, Die Grimnitzer Glashütte. Die erſte Glashütte 
in der Mark Brandenburg. 

R. Rotheit, Karl. Otto Metternich. Ein Chronikblatt aus der 
Geſchichte Bieſenthals [1795 —1871, ein unehelicher Sohn des Fürſten 
Metternich! . 

R. Schmidt, Der märkiſche Pfefferzins. 

R. Schmidt, Allerlei aus der Niederfinower Schulgeſchichte. 

g Nr. 280: U. Grunmach, Zur Muſikgeſchichte der Stadt Eberswalde. II. 

K. Nagel, Die Verehrung der heiligen Anna in der Mark. 

R. Schmidt, Bartikow. Aus der Geſchichte einer uckermärkiſchen 
Ortſchaft. 

Nr. 281: R. Schmidt, Brieſt. Aus der Geſchichte eines uckermärkiſchen 
Dorfes. 5 

R. Schmidt, Die älteſten Familien der Stadt Eberswalde. 
(Fortſetzung.) ` 
ö R. Schmidt, Der Kalkofen von Werbellinſen. 

Nr. 282: R. Schmidt, Bißekuh und Halstnevel. [Notizen zur Biefen- 
thaler Braugeſchichte.] 

U. Grunmach, Zur Muſikgeſchichte der Stadt Eberswalde. III. 

R. Schmidt, Heckelberger Pfarrherren. I. 

R. Schmidt, Die Panke. 

Nr. 283: R. Schmidt, 350 Jahre auf eigener Scholle. Die älteſte Familie 
[nämlich: Hilliges] im Flecken Niederfinow. 

R. Schmidt, Das Schicklerſche Fremdenbuch [um 1800]. 

Iskraut, Die Inſchrift von Gramzow. [Ein Brett mit latein. 
Diſtichon, vielleicht aus Kloſter Gramzow. 

R. Schmidt, Heckelberger Pfarrherren. II. 
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R. Schmidt, Das Eberswalder Stadtgefey vom Jahre 1439. 
Nr. 284: XN. Schmidt, Märkiſche Taufſitten. Ein Beitrag zur Kultur: 
geſchichte der Mark Brandenburg. I. 
u. Grunmach, Beiträge zur Muſikgeſchichte der Stadt Ebers⸗ 
walde. IV. ; 
R. Schmidt, Eberswalde und die Familie v. Arnim. 
Nr. 285: R. Schmidt, Coethen in der Mark. 
R. Schmidt, Heckelberger Pfarrherren. III. 
R. Schmidt, Heegermühler Steuern vor 100 Jahren. 
F. Otto, Ein berühmter Uckermärker Les v. Buch ius 
Stolpe, Geologe, 1774—1853]. 
Nr. 286: R. Schmidt, Salz und Salzhandel in der Mark Brandenburg 
in älteſter Zeit. 
F. Otto, Ein berühmter Udermirter. II. | 
| R. Schmidt, Coethen in der Mark. (Fortſetzung.) 
Nr. 287: R. Schmidt, Der ne Seidenbau. Erinnerungen aus drei 
Jahrhunderten. 
U. Srunmad, Beiträge zur Muſikgeſchichte der Stadt . 
walde. V. | 
R. Schmidt, Coethen in der Mark. (Fortſetzung.) 


Altpreußiſche Monatsſchrift. 57. Band. Königsberg i. Pr. 1920. 


S. 67-83: Fünf Briefe von Chriſtian Jakob Kraus. Mitgeteilt von 
Alfred Schulze IL an Chriſtian Gottfried Schütz, den Heraus⸗ 
geber der Jenaer Allg. Literaturzeitung über die Königsberger Uni⸗ 
verſitäls⸗ und Lebensverhältniſſe 1788: 4 an deſſen e e ` 
H. Hufeland 1789—1794]. 

S. 95—121: G. Sommerfeldt, Von maſuriſchen Güterſitzen in be⸗ 
ſonderer Beziehung auf das 16. bis 18. Jahrhundert. IV. Gehlweiden 
im Kreiſe Goldap. 


Zur Geſchichte des Oberlandes [in Oſtpreußen]. 43 loſe Blätter, ge⸗ 
ſammelt von Georg Conrad. Heft 4. Oſterode, Mohrungen, 
Pr. Holland und Görlitz 1920. 8 


S. 1—7: Sechs Beiträge allgemeineren Inhalts, z. B. zur Geſchichte des 
herzogl. Poſtweſens in Preußen (1541), Buß⸗ und Gebetsmandat von 
1546, Umwechſlung verrufenen Geldes 1776. 


Jeiggift des eee Geſchichtsvereins. Heft 60. U 
1920 


S. 1-11: M. Perlbach, But Kenntnis einiger preußiſcher Urkunden und 
Geſchichtsquellen aus neueren Veröffentlichungen. [Aus Schweden — 
Wien — Graudenzer Überfegungen — die Handfeſte von Berent — 
ein Geſchäftsbrief von 1350 — 1526 und 1226.] 

S. 13—25: Otto Günther, Lateiniſche Verſe über Danziger geſchicht⸗ 
liche Ereigniſſe des 14. und 15. Jahrhunderts. 

S. 27—65: Bertha Quaſſowski, Obrigkeitliche Wohlfahrtspflege in 
den Hanſeſtädten des Deutſchordenslandes (Braunsberg, Elbing, Königs⸗ 
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berg, Kulm und Thorn) bis 1525 [II. Innere Verwaltung: 1. Straßen: 
polizei. 2. Baupolizei. 3. Feuerpolizei. 4. Sicherheitspolizei]. 

S. 67—73: Arthur Sielmann, Die Refte des Marienburger Konvents⸗ 
buches aus den Jahren 1395 — 1398 oe derfelben]. 


Zeigt des Vereins für Geſchichte Schleſienz. 54. Band. Breslau 

1920. 

S. 17—62: Konrad Wutke, Die Einführung der engliſchen Landwirt⸗ 
ſchaft in Schleſien durch den Winiſter Schlabrendorff (1764 — 1769). 
[Dank feiner raſtloſen Energie für Schleſien gelang es Schlabrendorff, 
auch zwei Schleſiern beim Könige eine Reife zum Studium der Land⸗ 
wirtſchaft nach England zu erwirken. Bon deren Reife und den 
weiteren Bemühungen, namentlich Abraham Siegmund Reifeld, wird 

| berichtet.] 

S. 63—90: Lucia Kuſche, Schleſiens Anteil an der nationaldeutſchen 
Entwicklung von 1840—1848 und die ſchleſiſchen Abgeordneten im 
Frankfurter Parlament. (Schluß.) [2. Kapitel: Die Wahlen zum 
Frankfurter Parlament in Schleſien. 3. Kapitel: Die ſchlefiſchen Ab⸗ 
geordneten in der deutſchen verfaſſunggebenden Nationalverſammlung.] 

S. 120—154: Franz Xaver Seppelt, P. Dr. Lambert Schulte O. F. M. f. 
[Eine biographiſche Würdigung des verſtorbenen Hiſtorikers mit einem 
Verzeichnis feiner Schriften.) 

S. 155—176: Heinrich Nentwig, Literatur zur ſchleſiſchen Geſchichte 
für 1918 und 1919. , 
Schleſiſche Geſchichtsblätter. Mitteilungen des Vereins für Geſchichte 
Schleſiens. 1920. 
S. 25—34, 49—59: W. Bickerich, Die nationale Zuſammenſetzung und 
Haltung der Bevölkerung Liſſas i. P. in der Vergangenheit. 
S. 60—65: K. Wutke, Die Reichenbacher Bierverhaltniffe und der Sd weid- 
niger Steueretat 1784/85. 
S. 66-67: Curt Gebauer, Aus der guten alten Zeit. 8. Das ge: 
ſpenſtiſche Militär (1785). [Ein Fall von Maſſenpſychoſe, hervor⸗ 
gerufen durch eine Luftſpiegelung.] 


Geſchichtsblätter für Stadt und Land Magdeburg. 53. 54. Jahrgang 
1918 / 19. Magdeburg 1920. 


S. 1—62: Walter Friedens burg, Die mediziniſch⸗chirurgiſche Lehr 
anftalt in Magdeburg (1827 —1849). 

S. 63—76: Ernſt Neubauer, Beiträge zur Geſchichte des Magdeburger 
Zeitungsweſens. [Uber die „hiſtoriſchen Meßrelationen“ von 1601 bis 

1619 und die Gründung der Magdeburgiſchen Zeitung 1664. 

S. 77—104: Heinrich Danneil, Die Magdeburgiſchen Reformations- 
jubelfeftfetern 1617, 1717, 1817 und 1917. 

S. 105—115: Ernſt Neubauer, Magdeburger Glocken. 

S. 135—141: Derſelbe, Luiſe Kalistys Erinnerungen an die Franzoſen⸗ 
zeit. [Kritiſche Beſprechung eines 1893 erſchienenen Buches.] 
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Hiſtoriſche Zeitſchrift. 121. Band (3. Folge, 25. Band). München 
und Berlin 1920. | | 


S. 413—440: Guftav Mayer, Die Junghegelianer und der preußiſche 
Staat. [Eine Darſtellung der Wandlungen in den Anſichten vom 
preußiſchen Staat, die die Junghegelianer durchmachten, von der 

N idealiſierenden Wertſchätzung desſelben als der Vormacht des Pro⸗ 
teſtantismus und der Aufklärung bis zu ſeiner gänzlichen Verwerfung 
im Jahre 1843 reſp. bis zu den Tagen Laſſalles, und eine Darlegung 
der Rezepte, die fie für dieſen Staat vorbedachten. 


S. 441—465: Johannes Zieku rf ch, ee RriegBerinnerungen. 
Ein Vortrag. ö | 


— 122. Band (3. Folge, 26. Band). München und Berlin 1920. 


S. 44—82: Willy Andreas, Marwitz und der Staat Friedrichs des 
Großen. [Eine umfaſſende Würdigung und Charakteriſierung von 
Marwitz auf dem Grunde des Friderizianiſchen Staates, vor dem man 
Marwitz allein ſchauen dürfe, für den er ſein ganzes Leben gekämpft 
habe.] 

S. 267—277: Guſtar Berthold Volz, Friedrichs des Großen Plan 
einer Losreißung Preußens von Deutſchland. [Dieſem Plan, über 
den eine Andeutung in dem Politiſchen Teſtament von 1768 ſich findet, 
begegnen wir im Oktober 1759: damals faßte Friedrich tatſächlich den 
kühnen, aber nicht chimäriſchen Gedanken, durch Tauſch und Abrun⸗ 
dung ſeiner Gebiete die Entwicklung ſeit 1648 zur Bildung ſelbſtän⸗ 

. diger Reiche in Deutſchland zu fördern.] 

S. 454—485: Ernſt Baaſch, Die deutſchen wirtſchaftlichen Einheits⸗ 

beſtrebungen, die Hanſeſtädte und Friedrich Liſt bis zum Jahre 1821. 


Preußiſche Jahrbücher. Band 180. Berlin 1920. 


S. 14-20: Julius Heyderhoff, Karl Tweſten. Sein Entwicklungsgang 
und ſeine politiſche Wirkſamkeit. 

S. 249—281: Hans Delbrück, Falkenhayn und Ludendorff. Eine Be⸗ 
ſprechung der kriegsgeſchichtlichen Literatur. 

S. 315-343: Eduard v. Wertheimer, Zwei ungedruckte Denkichriften 
des öſterreichiſchen Miniſters Graf Mensdorff über das Jahr 1866. 
[Mitteilung zweier Immediatberichte Mensdorffs aus dem September 
und Oktober 1866 über ſeine Politik ſeit 1864 und ihre Fehler wie 
über Beuft mit einer ausführlichen Einleitung.] | 

S. 364-373: G. Stecher, Preußiſch⸗polniſche Verhandlungen vor hundert 
Jahren. [Die Verhandlungen in betreff der Regelung des polniſchen 
Schuldenweſens nach 1815, die von polniſcher Seite mit unerhörten 
Verdrehungen und Sophiſtereien geführt, ſchließlich in der Berliner 
Konvention vom 22. Mai 1819 endigten — unter dem Druck der Ver⸗ 
hältniſſe ein arrangement en bloc, bei dem Preußen SE und beffer 
Berechtigtes als die Gegenfeite aufgab.] 
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Internationale Monatsſchrift für Wiſſenſchaft, Genf und Technik. 
Jahrgang 14. Leipzig⸗Berlin 1920. 
S. 289—306: Gunnar Thiele, Die Anfänge des preußiſchen Kultus⸗ 
miniſteriums. 


Neue Jahrbücher für das klaſſiſche Altertum, Geſchichte der deutſchen 
Literatur und für Padagegif. XXIII. Jahrgang. 1920. 


S. 178 —182: Juſtus Hashagen, Hinwendung zum Staate im Zeitalter 
der Erhebung. [Als Folge des Zuſammenbruchs, unter allmählichen 
Übergängen und mit der Wendung von links nach rechts.] 


Archiv für Eiſenbahnweſen. Jahrgang 1920. Berlin 1920. 


S. 505—539: Weſtenberger, Friedrich Lifts Wirken für ein deutſches 
Eiſenbahnſyſtem. [I. Liſts Perſönlichkeit und Beſtrebungen.] 


Zeitschrift für Kirchengeſchichte. XXXVIII. Band. N. F. I. Gotha 
1920. 


S. 262— 282: Schornbaum, Die Bündnisbeſtrebungen der deutſch⸗evan⸗ 
geliſchen Fürſten und Markgraf Georg Friedrich von ä 
Ansbach 1566 — 1570. 

S. 283—311: Erich Seeberg, Gottfried Arnolds Anſchauung von der 
Geſchichte. [Gottfried Arnold war ſchließlich königl. preußiſcher Hiſtorio⸗ 
graph, Pfarrer und Superintendent in Perleberg.] 


Mitteilungen des Vereins für die Geſchichte und Altertumskunde von 
Erfurt. 39. Heft. Erfurt 1919. 


S. 120—156: Max Timpel, Graf Gotter und Schloß Molsdorf. [Aus 
dem Leben des Diplomaten und Vertrauensmannes Friedrich Wil⸗ 
helms I. und Friedrichs II.] 


„Reue kirchliche Zeitſchrift. XXXI. Jahrgang. Leipzig⸗Erlangen 1920. 

S. 337—358: Erich Seeberg, Chriſtian Thomaſius und Gottfried Arnold. 
[In der Ethik, die von der Affektenlehre ausgeht, in den beruflichen 
Intereſſen — dem Gegenſatz gegen die Kirche, der Hinwendung zur 
Kirchengeſchichte, in der hiſtoriſchen, pſychologiſch⸗aufkläreriſchen Methode 
der Geſchichtsſchreibung, in ihrer Auffaſſung der Ketzer, der älteſten 
Kirchengeſchichte wie der Reformationsgeſchichte zeigen beide Verwand⸗ 
ſchaftszüge, die den Rationaliſten und Myſtiker näher aneinandergerückt 
erſcheinen laſſen, als man zunächſt vermutet.] 


Die Grenzboten. Zeitſchrift für Politik, Literatur und Kunſt. Hrsg. 
im Verlage K. F. Koehler. 79. Jahrg. | 


= 14: Fritz Hartung, Bismarcks Entlaſſung. [Wendet fid auf Grund 
neuer Veröffentlichungen, beſonders der Briefe Kaiſer Wilhelms an 
Franz Joſeph vom 3. und 12. April 1890 und der Aufzeichnungen 
Boettichers gegen Hans Delbrücks bekannte Theſe von Bismarcks 
Staatsſtreichplänen. Es könne nach dem eigenhändigen ſchriftlichen 
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Zeugnis des Kanzlers (in des Verfaſſers ſoeben erſchienener „Deutſcher 

Geſchichte von 1871 bis 1914“ S. 129 quellenmäßig nachgewieſen als 
Marginal zu einem Schreiben Böttichers vom 17. Januar; vgl. Epp⸗ 
ſtein, Fürſt B.s Entlaſſung, S. 125) nicht mehr die Rede davon 
fein, daß er das Sozäaliſtengeſetz abſichtlich habe ſcheitern laſſen. 
Ferner liege kein zwingender Grund zu der Annahme vor, daß B. 
1890 keinen anderen Ausweg mehr gewußt habe als den Staatsſtreich, 
es gab die Möglichkeit einer konſervativ⸗klerikalen Reichstagsmehrheit. 
(Demgegenüber hält Delbrück gerade bei Gelegenheit einer Be⸗ 
ſprechung der Boetticherſchen Aufzeichnungen an ſeiner le feft 
und vindiziert den Kaiſerbriefen in dieſer Beziehung beftätigende Be⸗ 
weiskraft! Vgl. Preußiſche Jahrbücher 1920, Aprilheft S. 48 f. Verf. 
ſieht als die Gründe des Bruches die Meinungsverſchiedenheiten 
zwiſchen Kaiſer und Kanzler „auf allen Gebieten“, in den von Del⸗ 
brück (Bismarcks Erbe, S. 126) ſo genannten „einzelnen Zerrereien“: 
Fragen der auswärtigen Politik (plötzliche Schwenkung des Kaiſers zu 
Oſterreich), Kiewer Konſulatsbericht, Kabinettsordre von 1852. Das 
zuletzt angedeutete Problem hält Verf. für den Kernpunkt, es ſei in 
der Anſprache an die Miniſter vom 17. März „echt bismardifch ſchlicht 
und groß in den Vordergrund“ gerückt. (Vgl. dagegen Delbrück, 
Preuß. Jahrbücher a. a. O.: „Bismarck hätte nicht der überlegene 
diplomatiſche Taktiker ſein müſſen, der er war, wenn er nicht gerade 
dieſes Motiv [den letzten und entſcheidenden Grund der Trennung, 
nach D.s Anſicht eben den Staatsſtreichplan] nach Möglichkeit zu ver⸗ 
bergen“ geſucht hätte!) Verf. ſieht die Schuld der Trennung im 


ganzen doch weit mehr beim Kaiſer und bezeichnet als eigentlichen 


„Fehler“ Bismarcks nur deſſen Abſicht, „die Bewegung einer Klaſſe, 
die doch ein unentbehrliches Glied des modernen Wirtſchaftslebens 
war, mit Gewalt unterdrücken zu wollen “.] 


Nr. 21: Fritz Hartung, Die alte Burſchenſchaft und die Aufgaben der 


Studentenſchaft in heutiger Zeit. 


Nr. 23— 35: Franz von Stockhammern, Aus Geheimberichten an den 


Grafen Hertling (1915—1917). [Vertrauliche Briefe des damaligen 
bayeriſchen Diplomaten in der Schweiz, jetzigen Miniſterialdirektors 
von Stockhammern an ſeinen Chef, den bayeriſchen Miniſterpräſidenten. 
Zu der darin an unſerer Wiener diplomatiſchen Vertretung geübten 
Kritik vgl. jedoch Graf B. Wedel, Zur Wiener Hofpolitik, in den 
Preußiſchen Jahrbüchern 1920. Septemberheft.] 


Nr. 27: Oswald Deuerling, Von der preußiſchen Wallonei [von den 


Wallonen in Eupen und Malmender (Malmedy). 


Nr. 34/35: Felix Salomon, Die engliſch⸗deutſchen Bündnisverhand⸗ 


lungen von 1898—1901 im weltpolitiſchen Zuſammenhang. 


Hochland. September. Kempten. 


H. Entringer, Karl v. Clauſewitz [im Anſchluß an Linnebach, 
Karl und Maria von Cl. Ein Lebensbild in Briefen und Tagebuch⸗ 
blättern]. 
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Spterreichiſche Nundſchau. Hrsg. von F. Oppenheimer. Bd. LXIV, 
. 1920. ; 


Heft 1 u. 2: E. C. Corti, Bismarcks Rolle in Alexander von Batten: 
bergs Verhältnis zum Zaren und zu Wilhelm I. [Auf intereſſanten 
neuen Quellen aus dem Geheimarchiv des ehemaligen Miniſteriums 
des Außeren und des kaiſerlichen Hauſes, ſowie aus dem batten⸗ 
bergſchen Familienarchiv in Hortenau beruhende Darſtellung, ein teil⸗ 
weiſer Vorabdruck des inzwiſchen erſchienenen Werkes des Verfaſſers: 
„Alexander von Battenberg. Sein Kampf mit dem Zaren und Bis⸗ 
marck“. Zu dem bekannten Heiratsprojekt des Battenbergers mit der 
Prinzeſſin Viktoria, Tochter Kaiſer Friedrichs die bezeichnende Auße⸗ 
rung Bismarcks (nach einer Aufzeichnung Fürſt Alexanders): „Deutſch⸗ 
land hat kein Intereſſe an Bulgarien, unſer Intereſſe iſt: Friede mit 
Rußland ... An dem Tage, an dem eine preußiſche Prinzeß Fürſtin 
von Bulgarien würde, wird Rußland mißtrauiſch ... mithin würde 

dieſe Heirat meine politiſchen Kreiſe kreuzen.“ 


Wiſſen und Wehr. Zweimonatsſchrift. Mittler & Sohn. 
4./5. Heft: W. Peters, Der Staat Friedrichs des Großen. 


II. Bü ch er 
A. Beſprechungen 


Straubes Märkiſches Wanderbuch. Reiſeführer durch die Mark Branden⸗ 
burg. Bearbeitet von Otto Groſch. Teil 1: Oftlide und ſüd⸗ 
öſtliche Mark. XXII u. 134 S. 19 Karten. Teil 2: Nördliche 
Mark und angrenzendes Gebiet von Mecklenburg. VI u. 103 S. 
15 Karten. Teil 3: Weſtliche und ſüdliche Mark mit angrenzenden 
Teilen von Anhalt. IV u. 131 S. 12 Karten. Berlin, Geograph. 
Inſtitut und Landkartenverlag Jul. Straube, 1920. 8. 


Jeder ernſthafte Beitrag zur Heimatkunde der Mark wird uns will⸗ 
kommen ſein. Das vorliegende Wanderbuch mag daher an dieſer Stelle 
genannt werden, obwohl es dem Hiſtoriker nicht das gibt, was der Vor⸗ 
läufer, das 1904 erſchienene Wanderbuch in der Bearbeitung von Guftav 
Albrecht darbot. Krüner hat in feiner damaligen Anzeige (F BPG. 18, 
1905, S. 311 f.) mit Recht das in geſchichtlicher Richtung liegende Ver⸗ 
dienſt der alten Ausgabe betont. Die neue Ausgabe iſt ſtärker geworden, 
der märkiſche Kreis iſt weiter gezogen, das Hiſtoriſche iſt dagegen zurück⸗ 
getreten. Was blieb, iſt nicht immer zuverläſſig, beſonders der geſchicht⸗ 
liche Abriß in der Einführung in die Landeskunde (Teil 1, p. XX). Als 

ein Mangel muß auch die völlige Vernachläſſigung der Vorgeſchichte gelten 
(beim Dorfe Buch, Teil 2, S. 1 f. kein Wort von den dortigen entſcheiden⸗ 
den Ausgrabungen Kiekebuſchs!). Solche Fehler find um jo bedauerlicher, 
als man ſich im übrigen dem mit vielen, wiewohl der ſchweren Zeitlage 
entſprechend einfachen Karten ausgeſtatteten Führer anvertrauen darf. 
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Recht nützlich ſind die allgemein unterrichtenden Einleitungen zu den ein⸗ 
zelnen Gebietsteilen der Mark, die den eigentlichen, ſich an die Haupt⸗ 
bahnlinien anſchließenden Beſchreibungen voraufgehen. Eine rege Be⸗ 
nutzung des Führers vermag das heimatkundliche Wollen und Wirken 
weiterer Kreiſe in der Mark zu ſteigern, und es wird Aufgabe der hiſto⸗ 
riſchen Wiſſenſchaft ſein, befruchtend und fördernd ſolches Beſtreben 
zu unterſtützen. f 
Berlin-Friedenau. | W. Hoppe. 


M. Sanbert, Eduard Flottwell. Ein Abriß ſeines Lebens. Preußiſche 
Verlagsanſtalt 1919. 142 S. 8°. 


Vor etwa zwanzig Jahren hat Erich Marcks, damals noch Profeſſor 
zu Heidelberg, den Plan gefaßt, eine Verwaltungsgeſchichte der Provinz 
Poſen zuzeiten des Oberpräſidiums Flottwell zu ſchreiben und dazu Vor⸗ 
arbeiten im Geh. Staatsarchiv zu Berlin und im Staatsarchiv zu Polen 
vorgenommen. Als das Material ſich als ſehr umfaſſend herausſtellte, 
übertrug er die Sammelarbeit einem ſeiner jüngeren Schüler, Dr. Manfred 
Laubert, dem er ſpäter die ganze Arbeit anvertraute. Laubert ging mit 
ſolcher Gründlichkeit zu Werke, daß er mit der großen Arbeit jetzt noch 
nicht zu Stande gekommen iſt. Er hat jedoch eine faſt unabſehbare Reihe 


Keiner Arbeiten aus der Verwaltungsgeſchichte der Provinz Poſen in der 
erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts erſcheinen laſſen, deren letzte die hier 
vorliegende Lebensbeſchreibung des Oberpräſidenten Flottwell bildet. 


Außer dem ſonſtigen Material konnte er dazu den handſchriftlichen Nachlaß 
Flottwells benutzen. 

Obwohl das Lebensalter Flottwells 79 Jahre umfaßte und er Ober⸗ 
präſident in fünf preußiſchen Provinzen geweſen iſt und zwei Miniſterien 
verwaltet hat, widmet doch die Schrift zwei Drittel ihres Inhalts ſeiner 
zehnjährigen Tätigkeit in Poſen, und es iſt wohl auch des Verfaſſers 
Meinung, daß Flottwell nur während ſeiner Amtsführung in Poſen eine 


hiſtoriſch wichtige Wirkſamkeit entfaltet hat. 


Wenn auch die Schrift auf dem Titelblatt die Jahreszahl 1919 
trägt und das Vorwort vom Oktober desſelben Jahres datiert iſt, ſo iſt 
ſie doch ſchon fünf Jahre alt, alſo vor dem Beginne des Weltkrieges ab⸗ 
gefaßt. Die Ereigniſſe der letzten Jahre haben die Darſtellung dem⸗ 
zufolge noch nicht beeinflußt. 

Mit kräftigen Zügen iſt das erſte Kapitel geſchrieben, das die Per⸗ 
ſönlichkeit Flottwells aus feiner Abſtammung, feiner oſtpreußiſchen Heimat 
und ſeiner Erziehung erklärt. Seine öffentliche Wirkſamkeit, ſein Familien⸗ 


leben und ſeine perſönlichen Beziehungen, beſonders zu dem Oberpräſi⸗ 


denten v. Schön, der ihn vielfach beeinflußte, werden kurz aber treffend 
gezeichnet. Flottwell war erſt 39 Jahre als, als er Regierungspräſident 
zu Marienwerder wurde, als 44 jähriger übernahm er 1830 das Ober⸗ 
präſidium in Poſen. 

Die Schilderung der Poſener Jahre wird durch eine Darlegung der 
Schwierigkeiten eingeleitet, mit denen Flottwell in den Miniiterien, im 
königlichen Hauſe und in, ſeinem eigenen Charakter zu kämpfen hatte. 
Von großem Intereſſe iſt auch die Charakteriſierung der Perſönlichkeiten, 
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mit denen er in Poſen ſelbſt zuſammenarbeitete, oder die ſeinen An⸗ 
ſchauungen widerſtrebten. Überraſchend wirkt die Tatſache, daß viele 
Grundlinien der neuen organiſatoriſchen Gedanken für die Provinz Poſen 
nicht von Flottwell ſelbſt ausgingen, ſondern ſich in einer großen Denk⸗ 
ſchrift des Miniſters des Innern v. Brenn für den König vom 30. Juli 
1882 zum erſten Male vorfinden, fo daß Flottwell hier nur das Ver⸗ 
dienſt behält, dieſe Anregungen ſchnell und exakt durchgeführt zu haben. 
Die Fülle des Stoffes, die der Verfaſſer in dem Poſener Kapitel mit 
kundiger Hand und künſtleriſcher Form meiſtert, führt durch alle Zweige 
des provinziellen Lebens und zeigt, daß kein Teil der geiſtigen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Entwicklung der organiſatoriſchen Tätigkeit Flottwells entging. 
Bei aller Begeiſterung für feinen Helden verkennt Laubert auch die Schwächen 
der Flottwellſchen Tätigkeit nicht. Von beſonderem Werte iſt die Stellung, 
die der Verfaſſer zu der Polenpolitik Flottwells einnimmt. Er ſieht in 
ihm offenbar einen Nachzügler des Aufklärungszeitalters, deſſen Optimis⸗ 
mus die tiefen nationalen Gegenſätze lediglich durch landesväterliche Maß⸗ 
regeln für die unteren Schichten der polniſchen Bevölkerung überbrücken 
zu können meint. Die Angriffe Flottwells richteten ſich tatſächlich nur 
gegen den polniſchen Klerus und eine gewiſſe Schicht des Adels. Der 
Gedanke, daß der Kampf zwiſchen den beiden Nationen vornehmlich auf 
wirtſchaftlichem Gebiet ausgefochten werden müſſe, war ihm noch nicht 
aufgegangen. Für weſentlich verfehlt hält Laubert auch die Koloniſatians⸗ 
maßregeln und die Kirchen⸗ und Schulpolitik Flottwells. Wie die Peri⸗ 


petie einer Tragödie lieſt ſich die Geſchichte ſeines Sturzes infolge des 


politiſchen Umſchwungs nach dem Regierungsantritt Friedrich Wilhelms IV. 
Das dritte und letzte Kapitel, das Flottwells langjährige Wirkſamkeit und 
ſein Ende darſtellt, wirkt im Vergleich mit der Poſener Periode nur als 
Ausklang und Abſtieg. 

Beigegeben iſt eine Stammtafel der Familie Flottwell, ein Porträt 
und die Denkſchrift Flottwells über ſeine Verwaltung in Poſen, die er 
am 15. Februar 1841 für den König abgefaßt hat, in ihrer urſprünglichen 
und einer ſpäteren Faſſung, ſowie Quellennachweiſe. 

Trotz ihres geringen Umfnnges wird man die Laubertſche Schrift 
über Flottwell als einen der unterrichtendſten Beiträge zur Geſchichte des 
uns jetzt verlorenen Poſener Landes zu betrachten haben. 

A. Warschauer. 


Karl Noſenkranz, Politiſche Briefe und Aufſätze 1848 — 1856. Heraus⸗ 
gegeben von Paul Herre. Dieterichſche Verlagsbuchhandlung, 
Leipzig 1919. 8. VI und 149 Seiten. Geheftet Mk. 8,—. 


Schon in ſeinem aus den Papieren des Oberburggrafen Magnus 
von Brünneck geſchöpften Werke „Von Preußens Befreiungs⸗ und Vers 
faſſungskampf“, das 1914 bei Mittler & Sohn erſchien, kündigte Paul 
Herre an, daß er die „glänzenden und geiſtreichen“ Briefe, die der Königs⸗ 
berger Philoſoph Roſenkranz an Th. v. Schön geſchrieben hat, „demnächſt“ 
veröffentlichen würde. Der Krieg hat dieſes Vorhaben nicht zu verhindern 
vermocht, ſondern nur verzögert. Wir erhalten eine muſtergültige Aus⸗ 
gabe der Briefe, die Roſenkranz insbeſondere in den Jahren 1848 und 
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1849 aus Berlin an Schön gerichtet hat, wo er damals als Miniſterialrat 
und Mitglied der erſten Kammer eine rege politiſche Tätigkeit ausübte. 
Hinzugefügt find 11 Aufſätze, die der in Oſtpreußen ſehr beliebte Philo⸗ 
ſoph im Jahre 1848 in der Königsberger Hartungſchen Zeitung veröffent⸗ 
lichte, und vorangeſchickt iſt eine treffliche Studie über Karl Roſenkranzens 
„ politiſche“ Jahre. Einige noch aufgefundene Briefe Schöns an Roſen⸗ 

kranz werden in einem Anhange abgedruckt. Die Briefe an Rofentran; 
bieten ganz intereffante Einblicke in die Stimmungen und Erlebniſſe dieſer 
ſtillen, ſchüchternen Gelehrtennatur, die in bedeutungsvoller Zeit vorüber⸗ 
gehend in die Politik verſchlagen wurde, und ihre Veröffentlichung er⸗ 
ſcheint nicht ungerechtfertigt. Der, Herr Herausgeber ſcheint mir aller⸗ 
dings ihre Bedeutung etwas zu überſchätzen, wenn er dieſe Quelle zu den 
bemerkenswerteſten rechnet, die wir zur Geſchichte der Revolution und 
Reaktion in Preußen und Deutſchland beſitzen; und wenn er die ab⸗ 
gedruckten, auch keineswegs unintereſſanten Aufſätze zu den hervorragendſten 
publiziſtiſchen Außerungen der Revolutionsmonate zählt, fo dünkt mich 
das ebenfalls etwas viel geſagt. Ich hätte das Buch auch anders ge⸗ 
nannt, etwa: Briefe des Philoſophen Noſenkranz an Theodor v. Schön, 
nebſt politiſchen Aufſätzen von Roſenkranz aus dem Jahre 1848. Die 
Hervorhebung Schöns als Briefempfängers im Titel war doch weſentlich 
und wäre auch wohl der Verbreitung des Werkes zu ſtatten gekommen. 
So beſcheiden ſich Roſenkranz vielfach gibt, ſo ſelbſtbewußt war er aber 
andrerſeits doch auch, wie die Bemerkung lehrt: „Das Gewicht eines be⸗ 
rühmten Namens, wie wir ihn beide nach der Weltordnung und Gottes 
Gnade beſitzen“, und wie ebenſo die Sicherheit zeigt, mit der er immer 
geradeswegs zur Löſung der ſchwierigſten Probleme ſchreitet oder große 
Unternehmungen, wie die Herausgabe eines Handbuches der Politik, ins 
Auge faßt. Unter den Urteilen ſeien einige über Varnhagen, mit dem 
Roſenkranz viel umging, hervorgehoben (S. 36 und 75). Herre ſchreibt 

. immer ,Barnbagen van Enſe“. Es iſt mir unbekannt, ob das be⸗ 
gründet iſt. Jedenfalls hat er gar keine Ausſicht, damit durchzudringen. 
Prione (S. 32) beruht vielleicht auf einem Leſefehler. 

H. v. Petersdorff. 


Die Tagebücher des Freiherrn Reinhard von Dalwigk zu Lichtenfels 
aus den Jahren 1860—1871. Herausgegeben von Dr. Wilhelm 
Schüßler, Privatdozent an der Univerſität Frankfurt a. M. Deutſche 
Verlagsanſtalt Stuttgart u. Berlin. 1920. A. u. d. T.: Deutſche 
Geſchichtsquellen des 19. Jahrhunderts, Band 2. Herausgegeben 
durch die Hiſtoriſche Kommiſſion bei der Bayeriſchen Akademie der 
Wiſſenſchaften. Buchhändleriſche Zentralſtelle der Deutſchen Ge⸗ 
ſchichtsquellen des 19. Jahrhunderts, S. Hirzel in Leipzig.) 8°. 
VIII und 535 Seiten. 


Die bereits in der Deutſchen Revue erſchienenen N Tage⸗ 

bücher werden von dem Herausgeber jetzt unter Beifügung einer orien⸗ 

tierenden Einführung, eines Sach⸗ und eines Perſonenregiſters in einer 

„Buchausgabe vorgelegt, fo daß man in die Lage verſetzt wird, dieſe wert⸗ 

v volle Quelle zur Geſchichte der Gründung des Deutſchen a im Zu⸗ 
E EE brand. u. preuß. Geſch. XX XIII. 2. 
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ſammenhang zu würdigen. Am allgemeinen bringen dieſe Tagebücher ja 


nicht mehr viel Neues. Die negative Rolle des bekannten heſſen⸗darmſtädtiſchen 
Miniſters in der deutſchen Geſchichte jener Jahre hatte nicht nur durch 
Sybel und Bismarck ihre Beleuchtung erfahren. Franzöſiſche Quellen 
wie Ducrots und Olliviers Memoiren ſowie das franzöſiſche Aktenwerk 


Les origines diplomatiques de la guerre de 1870/71 hatten wichtige 
Dokumente zur Beurteilung der Dalwigkſchen Politik geliefert. In neueſter 


Zeit wurden auch die Einzelheiten dieſer Politik in zwei etwa gleichzeitig 


erſchienenen Schriften von Ernſt Götz (Die Stellung Heſſen⸗Darmſtadis 


zur deutſchen Einigungsfrage in den Jahren 1866—1871, Straßburger 
Diſſertation 1914) und Ernſt Vogt (Die heſſiſche Politik in der Zeit der 
Reichsgründung 1863—1871, München und Berlin 1914, von Erich 
Brandenburg bereits verwertet), näher behandelt. Namentlich das Buch 
von Vogt iſt ausgezeichnet. Vogt hat außer anderem Aktenmaterial auch 
bereits einen großen Teil der Dalwigkſchen Tagebücher benutzt. Auf⸗ 
fälligerweiſe nennt Schüßler Vogts Darſtellung einſeitig. Dies ſcheint 


mir durchaus unberechtigt. Eine ältere, 1881 anonym erſchienene, rein 


apologetiſch gehaltene Schrift: „Erinnerungsblätter an Freiherrn Rein- 
hard v. Dalwigk zu Lichtenfels, von einem Diplomaten“, hatte, obwohl 


ſie von Dalwigk ſehr naheſtehender Seite herrührte, die Tagebücher noch 


nicht benutzt und war bisher wenig beachtet worden. Götz wußte bei 
Erſcheinen ſeines Buches noch nicht einmal den Namen des Verfaſſers. 


Es war der heſſiſche Geſandte am Bundestag Arnold Freiherr v. Biege⸗ 
leben, der Bruder des bekannten öſterreichiſchen Staatsmannes Ludwig 
v. B. Daß Arnold v. Biegeleben bet Verfaſſer iſt, hat zuerſt E. Vogt 


der Offentlichkeit mitgeteilt. Ich erfuhr den Namen bereits im Jahre 
1887 von dem Sohne Dalwigks, mit dem ich damals ein Semeſter zu⸗ 


ſammen ſtudierte. 


Neben bereits Bekanntem liefern die Tagebücher viele wertvolle 
Einzelzüge. Vor allem aber iſt das Geſamtbild, das ſie gewähren, im 


höchſten Maße eindrucksvoll. | 


Ohne Frage iſt Dalwigk (+ 1880) ein hochbefähigter Staatsmann 


geweſen, der eine recht geſchickte Politik betrieb und die jedesmalige Sach⸗ 


lage meiſt ſchnell erfaßte. Zwei Proben dafür, wie gut er die Verhält⸗ 


niſſe überſah: Als der württembergiſche Miniſter Neurath in einer Unter⸗ 


redung mit Dalwigk am 5. Februar 1867 die Auffaſſung vertrat, daß in 


einem preußiſch⸗franzöſiſchen Kriege Neutralität der ſüddeutſchen Staaten 


angezeigt ſei, antwortete ihm Dalwigk, der, wenn es ging, der erſte geweſen 
wäre, nicht gemeinſame Sache mit Preußen zu machen, dieſe Neutralität 
würde alsdann unmöglich ſein. Am 5. Auguſt 1866 bemerkte Dalwigk zu 
dem belgiſchen Geſandten Beaulieu: „Maintenant ce sera votre tour“, 
was der Belgier nicht Wort haben wollte, da Belgien von Frankreich 
nichts zu fürchten haben würde. Dalwigk durfte von ſich ſagen, daß er 
der unentwegteſte und leidenſchaftlichſte Vorkämpfer des großdeutſchen Ge⸗ 
dankens war, den es gegeben hat, auch noch gf einer Zeit, wo die Sache, 
die er vertrat, völlig ausſichtslos geworden war. Treibend dabei war 
wohl vor allem das Beſtreben, ſeinem Heſſen auf dieſem Wege eine mäch⸗ 
tigere Stellung zu erringen. Die üble Note erhält ſeine Politik durch 
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die enge und gewiſſenloſe Gemeinſchaft, die er von früh an mit Frankreich 
hatte. Das wird verſtändlicher, wenn man berückſichtigt, wie vielfache Fäden 
ihn mit Frankreich verbanden. Seine erſte Frau war die Tochter des in 


der Schlacht bei Leipzig gefallenen franzöſiſchen Generals Codhorn. Durch 


ſie wurde er verſchwägert mit der franzöſiſchen Familie de Buſſtérre, die 
viele politiſche Beziehungen beſaß. Die Tochter ſeines Schwagers Alfred 
de Buſſièrre, mit dem er beſonders eng verkehrte, Gräfin Melanie Pour: 


tales, war ſehr gern bei der Kaiſerin Eugenie geſehen. Ein Bruder der 


erften Frau, Eugen Coéhorn, war député du Bas Rhin. Ein Vetter 
des Schwagers Alfred de Buffierre, Edmond Buſſièrre, war franzöſiſcher 


Diplomat (Orleanift). Nach dem Tode feiner erften Frau verheiratete 


ſich Dalwigk mit einer Nichte, der Gräfin Adele Dunten, deren in Livland 
angeſeſſener Vater eine ältere Schweſter der erſten Frau Dalwigks, alſo 
eine Coéhorn, zur Gattin hatte. Auch in dieſer Ehe wurden alſo fran⸗ 
zöſiſche Beziehungen aufrecht erhalten. Als ich 1887 im Dalwigkſchen 
Hauſe war, empfing ich den Eindruck, daß die Erinnerung an dieſe fran⸗ 
zöſiſchen Beziehungen in der Familie des heſſiſchen Miniſters noch ſehr 
ſtark waren. Das war im Grunde auch durchaus natürlich. 

Anfangs, bei den Verhandlungen mit dem franzöſiſchen Geſandten 
Graf Reifet, erwecken die Tagebücher den Anſchein, als wenn der Franzoſe 
den Verſucher bei Dalwigk geſpielt hat. Jedenfalls wird berichtet, daß 
ſich der genannte Diplomat in den Jahren 1861 und 1862 eifrig an 
Dalwigk herangemacht und ihn zu drängen geſucht habe, rechtzeitig Ein⸗ 
wirkung auf die Entſchlüſſe Frankreichs zu gewinnen (S. 26, 83, 112), 
Nach dem Ausgang des Krieges von 1866 iſt es aber zweifellos Dalwigk, 
der bei den Franzoſen Anſchluß ſucht. Am 10. Auguſt 1866 hatte er 


eine „ſehr intime“ Unterredung mit dem franzöſiſchen Gefandtidafts. 


ſekretär in Berlin Lefebvre de Béhaine, über die der heſſiſche Miniſter 
recht zurückhaltend in ſeinem Tagebuche ſpricht, während wir aus einem 
Bericht Lefebvres erfahren, daß Dalwigk auf ein Eingreifen Frankreichs 
gedrungen habe. In ſeinem Tagebuche ſucht Dalwigk es ſo hinzuſtellen, 
als ob Lefebvre der verlangende Teil geweſen fei. Dieſe Differenz, auf 
die Vogt aufmerkſam gemacht hat, liefert einen beachtenswerten Beitrag 
zur Kritik der Glaubwürdigkeit der Tagebücher. Sie verhüllen offenbar 
je nach den Umſtänden den wahren Sachverhalt. Man wird kaum fehl⸗ 


gehen, wenn man annimmt, daß Dalwigk auch in den Unterredungen mit 


Reiſet dieſem zum mindeſten Avancen gemacht hat, ſo daß Reiſet mit 


ſeinen Gedanken und Wünſchen hervorzutreten wagte. Später werden 
die Außerungen des heſſiſchen Miniſters zu den Vertretern Frankreichs 
und feine Mitteilungen darüber immer offener. Er nahm auch kaum noch 
irgendwelche Rückſicht auf den äußeren Schein. Dringend rieten ihm 
einzelne ſeiner Freunde, wie der Abgeordnete Wernher von Trier, Heinrich 
von Gagern und Beuſt zu größerer Vorſicht; ja ſelbſt die Gräfin Melanie 
Pourtalès warnte ihn gelegentlich einſt vor einem Beſuch bei Ducrot. 
Es ſcheint mir verfehlt, wenn Schüßler Dalwigk durch den Hinweis zu 
entlaſten verſucht, daß er von der berüchtigten Zuſammenkunft Ducrots 


mit dem Großherzog Ludwig III. auf der Mathildenhöhe bei Darmſtadt 


im April 1868 anfänglich nichts gewußt habe. Dalwigk hat fo viele intime 
30 * 
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und zweideutige Verhandlungen mit Frankreich auf dem Gewiſſen, daß 
ſeine Unbeteiligtheit an jener Zuſammenkunft kaum ins Gewicht fällt. 
Der heſſiſche Thronfolger, Prinz Ludwig, hatte, ohne völlig über die Um- 
triebe des Miniſters unterrichtet zu ſein, ſchon früher das richtige Gefühl 
für die Anſtößigkeit des mit Frankreich gemeinſam betriebenen Spiels, 
indem er dem Miniſter am 13. Auguſt 1866 erklärte, er hoffe, der damals 
geſchriebene Brief des Großherzogs an Napoleon werde der letzte nach 
Paris geſchriebene ſein. Heinrich v. Gagern ſuchte ſeinem Freunde das 
Verfehlte feiner Unterhandlungen mit Frankreich auseinanderzuſetzen. 
Gerade wegen des linken Rheinufers, ſagte er ihm, werde Frankreich den 
Krieg beginnen, als Dalwigk geltend machte, daß er den Franzoſen ab⸗ 
geraten hätte, auf jenes Gebiet zu ſpekulieren. Soviel Urteil, um das zu 
erkennen, beſaß Reinhard von Dalwigk, das darf man wohl be haup ten 
auch. Man würde ſeine Bedeutung doch unterſchätzen, wenn man dies 
nicht annähme. Wenn er ſolche einſchränkenden Reden führte, ſo geſchah 
es offenbar nur, um das äußere Dekorum einigermaßen zu bewahren. 
Die ſyſtematiſche Hetze, die Dalwigk unentwegt gegen Preußen be⸗ 
trieb, wird in voller Nacktheit enthüllt. So behauptet er am 20. April 
1861 in einer Unterredung mit Napoleon: „Que les Prussiens voulaient 
le mal sans avoir le courage de le faire, qu'ils protégeaient la 
révolution, sans l'avouer.“ Er notiert dabei: „Der Kaiſer lachte mit⸗ 
unter.“ Augenſcheinlich beluſtigten die Hetzereien des Heſſen Napoleon. 
Am 12. März 1865 bringt Dalwigk beim ruſſiſchen Geſandten die fein 
berechnete Bemerkung an: Rußland möge bedenken, daß es nicht in feinem 
Intereſſe liegen könne, Preußen durch die Annexion der Elbherzogtümer 
zu einem mächtigen Seeſtaate zu machen und demſelben die Schlüſſel der 
Oſtſee in die Hand zu geben. Ahnlich ſucht er im Auguſt 1868 dem Zaren die 
Gefahr einer Vergrößerung Preußens klar zu machen. Schon am 8. Auguſt 
1861 heißt es in einem Bericht über eine Unterredung mit Alexander II.: 
„Ich hielt mit meinem Urteil über Preußen und feinen König nicht 
zurück.“ Am 20. Oktober 1867 äußerte er zur Kaiſerin Eugenie am Schluß 
einer Unterredung: „Méfiez toujours et partout de la Prusse.“ Dieſe 
Wendung bildete wohl ſtets den Refrain ſeiner Reden. Wir glauben es 
ihm, daß es aufrichtig von ſeiner Seite war, wenn er Napoleon am 
20. Oktober 1867 erklärte: Man würde ſich in Süddeutſchland über eine 
zweite Schlacht von Jena freuen wie im Jahre 1806. Dalwigk war ein 
eingefleiſchter Reaktionär, der am liebſten die Mitglieder des National⸗ 
vereins in ſeinem Ländchen ſämtlich ins Gefängnis gebracht hätte und 
alle Anſtalten dazu traf, ſo daß der preußiſche Geſandte v. Uſedom ihn 
ſpöttiſch fragen konnte: „Sie laſſen Ihr halbes Land einſperren?“ Ein 
Sieg Preußens ſchien ihm aber ſo ungeheuerlich, daß er demgegenüber 
alle ſeine politiſchen Grundſätze fahren ließ: „Ich gehe lieber in das 
demokratiſche Lager, ehe ich eine ſolche Schmach, eine ſolche Entehrung 


Lunſeres Vaterlandes ruhig mit anſehe“ (daß Preußen mit den Waffen in 


der Hand die norddeutſchen Staaten von ſich abhängig mache), ſchreibt er 
bereits am 12. Juni 1862 an den Württemberger Hügel, und am 30. Sep⸗ 
tember 1866 (und ähnlich wieder am 3. März 1867) erklärte er: „Geht 
die Monarchie durch freiwillige Zugeſtändniſſe der Souveräne ſelbſt zu⸗ 
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grunde, ſo würde er lieber Republikaner als ein Preuße 2. Klaſſe werden.“ 
Wie wenig ernſt es ihm ſonſt ſelbſt mit dem Legitimitätsgedanken war, 
zeigt ſeine im Tagebuch mit Emphaſe berichtete Außerung zu Napoleon: 
„Je bénirai le moment, ou ce pays (gemeint iſt Baden) avec sa 
dynastie disparaitra de la carte de l'Allemagne“ (20. Oktober 
1867). Auch zur Erreichung dieſes Zieles ſuchte er auf alle le Frank⸗ 
reich in einen Krieg gegen Preußen zu ziehen. 

Sein Preußenhaß verleitete ihn dazu, eine ganz HE Stellung 
gegenüber der ehrwürdigen Geſtalt des preußiſchen Königs einzunehmen. 
Seine Haltung Wilhelm I. gegenüber wie auch die des Königs zu Dal⸗ 
wigk iſt dauernd beſtimmt worden durch die Unterredung, die zwiſchen den 
beiden in Baden⸗Baden am 15. Juli 1861 ſtattfand und über die Dal⸗ 
wigk ausführlich, aber vermutlich doch wohl etwas einſeitig berichtet. Es 


gab da einen böſen Zuſammenſtoß. Der heſſiſche Miniſter glaubte dem 


preußiſchen Monarchen offenbar mit derſelben Dreiſtigkeit gegenübertreten 
zu können, mit der er ſich gegen die zum Teil noch dazu ſo ungewöhnlich 
unbedeutenden deutſchen Kleinfürſten benahm. Vermutlich hat er den 
»barſchen Ton“, den er nach ſeinem eigenen Geſtändnis gegen den das 
maligen Prinzen von Preußen im Jahre 1849 einmal annahm (S. 142), 
auch 1861 in Baden⸗Baden angeſchlagen. In einem Geſpräche mit dem 
Erzherzog Albrecht glaubte er von der „Charakterſchwäche“ dieſes durch 
ſeinen feſten Charakter gerade ſo ausgezeichneten Herrſchers ſprechen zu 
dürfen. Kurze Zeit darauf meinte der geſchmeidige Mann in einer Unter⸗ 
haltung mit dem Zaren, daß er in den Charakter Wilhelms I. das vollſte 
Vertrauen ſetze. Zur Prinzeſſin Alice, der Gattin des heſſiſchen Thron⸗ 
folgers, die eine äußerſt intereſſante Rolle in den Tagebüchern ſpielt, 
äußerte er etwas ſpäter: „Der König ſei ein wohlmeinender, redlicher Herr; 
es fehle ihm aber eine königliche Eigenſchaft, nämlich die Fähigkeit, Wider⸗ 
ſpruch zu ertragen und die Wahrheit zu hören!“ Anſcheinend war die 
eigenartige Außerung, die die Herzogin von Cambridge, eine Kaſſeler 
Prinzeſſin, im September 1869 zu ihm machte, ganz nach ſeinem Herzen: 
Sie habe 1848 in England Wilhelm I. aufzuheitern geſucht. Sie habe 
ihn ſelbſt mit ihren Ponys im Hydepark ſpazieren gefahren. Sie bedauere 
jetzt, daß ſie bei dieſer Gelegenheit nicht den Wagen umgeworfen habe. 
Es iſt begreiflich, daß dieſer Staatsmann den ihm überlegenen Leiter 
der preußiſchen Staatsgeſchäfte, Bismarck, mit tiefem Haſſe betrachtete. 
Die beiden kannten einander ja ſchon aus Bismarcks Frankfurter Zeit 
gut. Daher will es etwas beſagen, wenn Dalwigk am 25. März 1865 
dem preußiſchen Geſandten v. Wentzel offenbar völlig aufrichtig bekannte, 
„daß Herr v. Bismarck ein Mann von Mut und Verſtand ſei und daß 
[ich], wenn ich ihm auch von meinem Standpunkt aus opponieren müſſe, 
ihn wenigſtens bewundere, wie geſchickt er von ſeinem Standpunkt ope⸗ 
riere“. Etwas wider. den Strich ging es ihm freilich, als die Königin 
Olga von Württemberg Bismarck gegen den Vorwurf der Zweizüngigkeit 
in Schutz nahm und meinte, er ſei nur zu aufrichtig. Wenig bequem 
war es ihm auch, daß der Zar wiederholt die Politik Bismarcks ver⸗ 
teidigte, und es wird ihm gar nicht behagt haben, daß Fürſt Gortſchakow 
aus einer gewiſſen Sympathie für Bismarck kein Hehl machte, indem er 
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1867 erklärte, wenn er Preuße wäre, würde er Bismarck eine Statue er- 
richten helfen. Lieber hörte er es natürlich, als der ruſſiſche Botſchafter 
Budberg meinte, Bismarck ſei nur bedeutend in der Negation, ſein 
ſchöpferiſches Talent dagegen ſei gering. Gar zu gern hätte er dem 
Fürſten Gortſchakow Beweiſe dafür geliefert, daß Bismarck auf ihn mit 
Ironie herabſehe, wie der Franzoſe Mouſtier meinte. „Rußlands ganze 
Politik würde ſich dann ändern“, bemerkt er wohl nicht unrichtig. An⸗ 
geſichts ſeiner Abneigung gegen Bismarck macht es Vergnügen, zu be⸗ 
obachten, daß er die von Bismarck über die Behandlung der Polen⸗ 
frage geäußerten Anſichten flugs als die ſeinigen beim Zaren anbringt 
(S. 42. 43). 

Ein Mittel, mit dem Dalwigk zu overieren EECH waren die 
Schmeicheleien, mit denen er den einzelnen Perſönlichkeiten, die er ge- 
winnen wollte, aufwartete. Der Kaiſerin Eugenie verſicherte er, die Ge⸗ 
ſchichte lehre, daß die Frauen in der Regel beſſer regierten, als die Männer. 
Dem Fürſten Gortſchakow rief er im Jahre 1865 zu: „Allons, Prince, 
soyez sincère; vous savez, que vous tenez toujours le globe dans 
la main.“ Sechs Jahre ſpäter wiederholte er dasſelbe Kompliment dem 
mittlerweile Siebzigjährigen: es ſei notwendig, daß er die Geſchicke zweier 
Weltteile auch noch ferner leite. Dem König Georg V. von Hannover 
hinterbrachte er das Wort Napoleons: „De tous les princes allemands 
c'est le roi d' Hannovre qui inspire le plus de confiance“, wodurch 
ſich der Welfe ganz beſchämt fühlte. Dem Zaren ſchmeichelte er, ſeine 
Regierung habe größere Erfolge erreicht als irgend eine der vorhergehen⸗ 
den, um weitere Schmeicheleien zu übergehen. Etwas ſauerſüß mag ihm 
wohl zumute geweſen ſein, als er am 27. Oktober 1870 König Wilhelm I. 
an ein „großes“, von jenem gebrauchtes königliches Wort erinnerte: „Ich 
will überall ſein, wo es gilt, die Grenzen Deutſchlands zu verteidigen“. 

„Und wie“, bemerkte ich weiter (ſo ſteht's im Tagebuch), „haben Ew. 
Maj. dieſes Wort in Erfüllung gebracht!“ 

Aber nicht nur ſchmeichelnd, ſondern auch recht ſelbſtbewußt trat er den 
Machthabern und ihren Vertretern gegenüber auf. So erteilte er dem Kaiſer 
Napoleon ſehr beſtimmte Ratſchläge über die Behandlung der franzöſiſchen 
Preſſe. Wie er den Zaren beriet, davon wurde bereits ein Beiſpiel an⸗ 
geführt. König Wilhelm wies ihn wohl etwas in ſeine Schranken. Dem 
öſterreichiſchen Geſandten in Darmſtadt ſetzte er am 2. März 1865 herab⸗ 
laſſend die für Oſterreich „angezeigte“ Politik auseinander. Dem fran⸗ 
zöſiſchen Geſandten erläuterte er am 20. September 1866 wohlwollend die 
Fehler, die ſeine Regierung gemacht habe. Sehr belehrend gab er ſich 
auch Benedetti gegenüber (28. Auguſt 1866). Der Oſterreicher Kübeck be⸗ 
kannte Dalwigk, er ginge ſtets beruhigt und getröſtet von ihm weg. Nur 


zu wohl war er ſich ſeiner Überlegenheit gegenüber den meiſten ſeiner 


deutſchen Kollegen bewußt. Als er einmal mit einer „Anzahl von Thü⸗ 
ringern“ (d. h. Diplomaten) in einer Loge eingepfercht war (S. 112), fühlte 
er ſich ſcheußlich deplaziert. 

Die Verlogenheit ſeiner Politik kennzeichnet es, wenn er gelegentlich 
dem preußiſchen Geſandten mit dreiſter Miene erklärte, die heſſiſche Re- 
gierung habe mit den „Heſſiſchen Volksblättern“ und anderen Zeitungen 
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gar keinen Zuſammenhang, „die Preſſe fet in Heſſen vollkommen frei“, 
während die Tagebücher an zahlreichen Stellen zeigen, daß dieſe Blätter 
nicht nur von der darmſtädtiſchen Regierung durchaus abhängig waren, 
ſondern auch durch Dalwigks Vermittlung von Oſterreich ſubventioniert 
wurden (S. 152. 320. 368). Am 16. April 1867 kam eine Depeſche Beuſts 
zu ſeiner Kenntnis, worin dieſer Proteſt gegen die Unterſtellung erhob, 
daß Oſterreich gegen den Eintritt Heſſens in den Norddeutſchen Bund 
Widerſtand erheben würde. Trotzdem warf Dalwigk am 3. Juni in einer 
Unterredung mit Bismarck ein, daß Üfterreih dieſer Frage wegen 


Schwierigkeiten machen würde, und am 13. November 1867 ſpricht er 


gegen den preußiſchen Geſandten v. Wentzel von beſtimmt formulierten 
Bedenken Oſterreichs gegen einen ſolchen Schritt (dazu außerdem zu ver⸗ 
gleichen der Brief Gagerns an Dalwigk vom 15. April 1867; S. 361 
bis 363). In grellem Widerſpruch ſteht auch das, was er ſeinem Schwager 
Dunten über die Treue Livlands zum Zaren (S. 399) ſagt, um gewiſſe 
Gerüchte über von ihm getane Außerungen zu entkräften, und das, was 
er am 1. Februar 1871 über die ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen an Beuſt 
ſchreibt. Da heißt es, die Schwärmerei der Oſtſeeprovinzen für Preußen 
grenze an Narretei. Es iſt wohl kaum zu bezweifeln, daß er ſeinen Ver⸗ 
wandten und den Zaren in dieſem Punkte angelogen hat. 

Zu dem Merkwürdigſten gehört, was wir über ſeinen Herrſcher, den 


durch feine koloſſale Figur ausgezeichneten Großherzog Ludwig III. 


(. Dicker“ wurde er von feinem Schwager, dem Zaren, genannt) erfahren. 
Die Nichtigkeit dieſes Herrn, der allerdings über einen gewiſſen derben 
Witz verfügte, war groß, und es iſt kein Wunder, wenn Dalwigk ihn völlig 
in ſeine Taſche ſteckte. Wie drollig mutet es an, wenn der Miniſter beim 
Bericht über den Frankfurter Fürſtentag notieren muß, daß ſein Herr 
nicht mehr zu wiederholen wußte, was er am Morgen „ſchaudernd“ ſelbſt 


. erlebt hatte. „Ich wünſchte, die deutſche Einheit wäre zum Teufel und 


ich in Leopoldskron“, lautete die klaſſiſche Erklärung des darmſtädtiſchen 
Sereniſſimus gelegentlich des Verſuchs Kaiſer Franz Joſephs, die deutſche 
Frage zu löſen. Betrübt ſchrieb Dalwigk ſeiner Frau über ſeine Wahr⸗ 
nehmung, daß die Neigung des Großherzogs, ſich mit den vorliegenden 
Fragen ernſtlich und vorübergehend zu beſchäftigen, in fortwährendem Ab⸗ 
nehmen begriffen ſei. Mißmutig beobachtete er die Beſchäftigung des 
Großherzogs mit Kleinkram. „Se. Kgl. Hoheit machten ſich durch eigene 


Bearbeitung mancher Dinge, wie Uniformweſten, Titel, Straßenbezeich⸗ 


nung uſw. viel Mühe, die Höchſtdieſelben ſich ganz gut erſparen könnten.“ 
Schweren Arger bereitete ihm im Mai 1866 die Angſtlichkeit und Mut⸗ 
loſigkeit Ludwigs. Auch die Gleichgültigkeit des hohen Herrn ſeiner Truppe 


gegenüber, die er nicht einmal eines Blickes würdige, verdroß Dalwigk 


damals. Der Kabinettsgüterdirektor mußte es für angezeigt erklären, 
wenn der Großherzog einen Beitrag für die Verwundeten ſtiftete, da das 
Volk unruhig wurde, weil Ludwig nicht in Darmſtadt geblieben war. 


Dasſelbe Spiel wiederholte Dé im Juli 1870. Bei Ausbruch des deutſch⸗ 


franzöſiſchen Krieges begab ſich Sereniſſimus ſchleunigſt nach dem ruhigen 
Friedberg unter der heiligen Verſicherung, er ſei kein Haſenfuß, aber ſeine 
Nerven bedürften der Schonung. Der Prinz Alexander, ſein jüngſter 
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Bruder, konnte nicht umhin, fein Bedauern über dieſen Schritt aus⸗ 
zudrücken; es würden darüber allerlei Reden geführt; Dalwigk möge 


doch den Großherzog veranlaſſen, wieder nach Darmftadt zu kommen. 


Ebenſo ſprach ſich der ruſſiſche Miniſterreſident ſehr lebhaft über den üblen 
Eindruck der Abweſenheit des Herrſchers aus. Dalwigk bewirkte es dann 
ſchließlich, daß Ludwig im Auguſt in Darmſtadt Hoſpitäler beſuchte. 
Hält man zu dieſer grotesken Fürſtengeſtalt die Tatſache, daß ein 
78 jähriger Mann im Jahre 1866 in Heſſen die Geſchäfte eines Kriegs⸗ 
miniſters, und ein 76 jähriger 1870 die des Juſtizminiſters verſah, fo 
wird man wohl an die luſtige Satire Wilhelms v. Plönnies auf die 
Kleinſtaaten „Das Leben des Generals Freiherrn Leberecht v. Knopf“ 
erinnert, die zum Teil gerade heſſiſche Verhältniſſe im Auge hat und in 
der auch Dalwigk als Graf Gummi von Lederfell berückſichtigt wird. 
Auch auf den andern heſſiſchen Potentaten jener Tage, auf den Kur⸗ 
fürſten Friedrich Wilhelm von Heſſen, fallen einige Streiflichter. Beim 
Frankfurter Fürſtentage heißt es von ihm: „Auch der Kurfürſt von Heſſen 
wollte antworten, konnte aber kein verſtändliches Wort herausbringen.“ 
Ein anderes Mal berichtet Dalwigk von ihm: „Nach der Tafel ſprach der 
Kurfürſt längere Zeit mit mir, beſſer geſagt, ich mit ihm, da er wenig 
herausbringt.“ Der württembergiſche Miniſter v. Hügel verſichert über 
ſeinen König Karl gelegentlich, er ſei eine Null. Man verſteht es, wenn 
die kluge Prinzeſſin Alice, die Schweſter der Kronprinzeſſin von Preußen, 
klagte: Heutigen Tages ſeien faſt alle regierenden Herren wenig begabt. 
In einem ihrer zahlreichen Wortgefechte mit Dalwigk, die ſie beide lächelnd 
miteinander zu führen pflegten, fand ſie, die Kleinſtaaterei habe ſich über⸗ 
lebt. Auch der Prinz Alexander, der Stammvater der Fürſten von Batten⸗ 
berg, hatte das Gefühl, daß die Tage der kleinen Dynaſtien gezählt ſeien 
(S. 189). Ebenſo ſprach Pfordten gelegentlich (5. Oktober 1864) die Über⸗ 


zeugung aus, daß in 50 Jahren alle deutſchen Mittel⸗ und Kleinſtaaten 


mediatiſiert ſein würden. Über Georg V. äußerte Prinzeß Alice: er habe 
durch ſeine Tergiverſationen den Verluſt ſeiner Krone vollkommen verdient. 

Den größten Zorn Dalwigks erregte ſtets der Thronfolger Ludwig 
durch ſeine oppoſitionelle Politik. Die Tagebücher wimmeln von ſcharfen 
Urteilen über dieſen ehrlichen und patriotiſchen Fürſten, been „ungezoge⸗ 
nen“ und ,infolenten” Briefen Dalwigk die „verdienten“ Antworten zu⸗ 
teil werden ließ. Am 24. Juli 1870 ſchrieb der Prinz ſeinem Oheim, dem 
Großherzog, einen charakteriſtiſchen Brief, in dem er ihn zur Entfernung 
Dalwigks zu bewegen ſuche. Darin hieß es: „Ich weiß, wie Du von 
Herrn v. Dalwigk denkſt, daß er ein Mann iſt, der äußerlich den Mantel 
nach dem Wind hängt, ſich ſtellt, als ob er nur Deine Befehle ausführe, dabei 
aber mit Konſequenz in alle Beamtenkategorien ſeine Kreaturen geleitet 
hat, die nach ſeiner Pfeife tanzen. Alles fürchtet den Allmächtigen, und 
in ſeinem Sinne wird gewählt, Erinnerungen an den Rheinbund wach⸗ 
gerufen, die Franzoſen als Befreier dargeſtellt, auf die man hofft, und 
gegen Preußen gearbeitet.“ Dalwigk revanchierte ſich für dieſen Brief, in 
den ihm der Großherzog Einblick gewährte, durch ein geſchicktes Schreiben. 
Darin bemerkte er u. a., der Prinz habe es ſeinerzeit lebhaft bedauert, daß 
der Schuß Blinds Bismarck nicht beſſer getroffen habe. f 
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Zum Kapitel der Damenpolitik, die Bismarck die Arbeit fo erſchwerte, 
gehört die Mitteilung, daß die Prinzeß Alice unmittelbar nach Sedan, 
ebenſo wie ihre Schweſter, die preußiſche Kronprinzeſſin, Sympathien für 
die Franzoſen bekommen habe und preußenfeindlich geworden ſei. „Es 
hängt dies mit der engliſchen Politik und den Einflüſſen zuſammen, die 
von dort auf die beiden Damen geübt wurden.“ Am 7. Oktober 1870 
erzählte der Gewährsmann Dalwigks für dieſe Mitteilung, der Groß⸗ 
herzog, ſeinem Miniſter ferner: Die Kronprinzeſſin von Preußen und die 
Prinzeſſin Alice hätten ſich bei ihm unverhohlen ſehr mißbilligend über 
den gegenwärtigen Krieg und die Eroberungen auf Koſten Frankreichs 
ausgeſprochen. Die beiden Damen hätten ſich ganz wie engliſche Prin⸗ 
zeſſinnen und im engliſchen Sinne geäußert. Am 20. November 1870 er⸗ 
fuhr Dalwigk aus derſelben Quelle, daß die beiden Damen mehr als je 
über Bismarck ſchimpften, indem ſie ihn für den Urheber der neuerdings 
erfolgten ruſſiſchen Kündigung des Vertrages von 1856 und der daraus 
hervorgehenden Verwicklungen hielten. Beachtung verdient auch die Mit⸗ 
teilung des Prinzen Alexander (vom 10. Mai 1866), die Kronprinzeſſin 
von Preußen habe ſich an ihre Schweſter Alice gewandt und gebeten, die 
letztere möge veranlaſſen, daß der Zar einen ſehr ernſten Schritt in Berlin 
tue, um den Frieden zu erhalten. Als Dalwigk in einer Unterredung 
mit Bismarck am 8. Auguſt 1866 gegen die Abtretung von Homburg an⸗ 
führte, das würde der Prinzeſſin Karl von Heſſen, der Tochter der preußi⸗ 
ſchen Prinzeſſin Marianne, Tränen koſten, erwiderte der preußiſche 
Miniſterpräſident: Wenn man ſich in Berlin an die Tränen der Prin⸗ 
zeſſinnen kehren wollte, ſo würde man gar nichts erhalten. 

) Einen breiten Raum in der Schüßlerſchen Publikation nimmt der 
Schritt des preußiſchen Kronprinzen im März 1867 ein, durch den er 
Heſſen zum Eintritt in den Norddeutſchen Bund bewegen wollte. Dal⸗ 
wigk will erfahren haben, daß der Schritt mit Wiſſen Bismarcks geſchehen 
ſei. Gortſchakow ſah augenſcheinlich richtig, wenn er im Juni 1867 
meinte, Dalwigk dürfe das nicht glauben. e 

Einen Beitrag zu der Frage, wer ber Haupturheber der Annexionen 
Preußens im Jahre 1866 war, bietet eine Mitteilung des Erzherzogs 
Albrecht vom 14. März 1870. Der Erzherzog verſicherte, Bismarck habe 
ſich nach Königgrätz mit einem ſchmalen Streifen Landes begnügen wollen, 
um die Verbindung zwiſchen den beiden getrennten Teilen der Monarchie 
herzuſtellen; aber der Einfluß des Grafen Goltz in Paris, verbunden mit 
der „Ländergier ſeines Königs“ habe ihn genötigt, weiterzugehen. Für 
die Entſtehung des Krieges 1870 liefert die Bemerkung des engliſchen 
Geſchäftsträgers Morier vom 17. Juli 1870 einen Fingerzeig: Napoleon 
ſei nicht mehr Herr der Situation; die Armee reiße ihn fort. 

Wertvoll iſt das Bekenntnis Beuſts über Ludwig v. Biegeleben: 
Dieſer habe es nicht unterlaſſen können, in Depeſchen, die nach Berlin 
gerichtet geweſen ſeien und den Zweck der Ausſöhnung gehabt hätten, 
Nadelſtiche anzubringen; Biegeleben babe bamit wefentlih zum Kriege 
von 1866 beigetragen. 

Auch über den Mainzer Biſchof von Ketteler erfahren wir allerlei, 
ſo eine Außerung aus dem Jahre 1869: „Bei allem Widerwillen, den er 
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gegen Preußen und deſſen Verfahren im Jahre 1866 empfunden, ſähe er 
doch kein anderes Heil für Deutſchland als im Anſchluſſe an Preußen. 
Nicht äußere Schwierigkeiten, ſondern innere Hinderniſſe ſeien es, welche 
Oſterreichs Wiedereintritt in einen Deutſchen Bund unmöglich machten. 
Die Madjaren, die Polen, die Tſchechen gäben einen feſten Anſchluß Oſter⸗ 
reichs an Deutſchland nie zu.“ Etwas überraſcht ſcheint Dalwigk doch 
darüber geweſen zu ſein, daß der kluge Biſchof ſeinen intimen Freund 
Beuſt nicht hoch ſtellte. 

Günſtig ſchneidet Pfordten ab. Ein gutes Wort von ihm teilt 
Dalwigk am 13. Dezember 1863 mit. Als ein franzöſiſcher Diplomat 
Zweifel an dem Recht Deutſchlands auf Schleswig⸗Holſtein erhob, er⸗ 
widerte der bayriſche Miniſter: „Sachez, Monsieur le Comte, que nous 
sommes une nation de 50 millions, et que si 50 millions veulent 
une chose ils l'obtiennent. Nous aurons les duchés, n'en doutez 
pas!“ Am 9. März 1866 ſchrieb er an Dalwigk: „Ich bekenne, daß ich 
das Vertrauen zu Ofterreid ganz verloren habe... Es ſoll nur als 
reuiger Sünder zu uns kommen, dann wollen wir unſere Bedingungen 
ſtellen, damit wir nur für das gute Recht kämpfen und gegen jedes neue 
Olmütz oder Gaſtein geſichert werden, ſoweit dies möglich iſt gegenüber 
einer Regierung, die den Wortbruch zum Syſtem erhoben hat.“ Einige 
Wochen ſpäter (am 22. April) erging er ſich in für Dalwigk womöglich 
noch anftößigeren Reden. Er meinte, Preußen ſei ein junger, aufſtrebender 
Staat, deſſen Drang, ſich zu ſtärken und zu vergrößern, um ſeiner Auf⸗ 
gabe zu entſprechen, kein unberechtigter ſei. „Demſelben zumuten, mit 
Oſterreich zu gehen, heiße eine Ehe zwiſchen einer jungen, kräftigen Frau 
und einem altersſchwachen Greiſe verlangen.“ Nach einer Angabe des 
Prinzen Alexander hat Pfordten gehofft, in der bekannten Abſtimmung 


am Bundestage wegen Mobilmachung des Bundes heeres in der Minder⸗ 


heit zu bleiben, und ſei durch die Zuſtimmung Hannovers und Kurheſſens 
unangenehm überraſcht geweſen. 

Sonderbare Gefühle mögen bei dem heſſiſchen Miniſter im Auguſt 
1870 die Mitteilungen Bismarcks, über eingehende Vertragsentwürfe Bene⸗ 
dettis wegen der Abtretung von Rheinbayern und — Rheinheſſen aus⸗ 
gelöſt haben. Er erklärte in dieſem Augenblick: Wenn Preußen Elſaß⸗ 
Lothringen als Mitgift bringe, ſolle für 1866 Indemnität gewährt ſein. 

Die Geſtaltung der deutſchen Dinge im Jahre 1870 war gar nicht nach 
dem Herzen Dalwigks, ſo ſehr er ſich meiſtens äußerlich den Anſchein 
gab, damit zufrieden zu ſein. Der Brief Ludwigs II. an König Wilhelm 
erregte geradezu Zorn bei ihm. Er erklärte dem bayriſchen Geſandten 
ſofort (10. Dezember 1870), daß er den Schritt ſeines Herrn rückſichtslos 
und übereilt gefunden habe. Beſonders der Brief Dalwigks an ſeinen 
Freund Beuſt vom 1. Februar 1871 gibt über ſeine Auffaſſung Aufſchluß. 
Es heißt darin: „Mit wie ſchwerem Herzen wir uns in das Unvermeid⸗ 
liche gefügt haben, brauche ich Ihnen nicht nochmals auszuſprechen. Nach⸗ 


dem das Kind auf dem bayriſchen Thron ſich Holnſteinſchen Einflüſſen ge- 


fügt, nachdem der ewig ſchwankende, willenloſe König von Württemberg 
nichts Eiligeres zu tun hatte, als gegen beſſere innere Überzeugung Bayern 
nachzulaufen, nachdem endlich die nationalliberalen Regenten von Baden 
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an das Ziel ihrer langjährigen Beſtrebungen gelangt waren, blieb uns 
in Darmſtadt leider nichts übrig, als ebenfalls unterzukriechen.“ Er 
ſpekulierte bereits auf den Revanchekrieg, obwohl er doch ſelbſt zur Er⸗ 
werbung Elſaß⸗Lothringens geraten hatte. „Man macht ſich, wenn man 
nicht wie ich Gelegenheit zu intimeren Unterhaltungen mit Franzoſen 
hatte, keine Idee von der Erbitterung, die im Herzen dieſes Volkes 
kocht. Ich kann alſo Öfterreih nur raten, fic) ſchlagfertig zu halten.“ 
Der Großherzog teilte ſeine Auffaſſung. Nach einem Entwurf ſeines 
Miniſters ſprach er am 7. Dezember 1870 dem König Wilhelm ſeine 
Freude über die Annahme des bayeriſchen Antrages aus und am 5. März 
1871 ſchrieb er, ebenfalls nach einem Entwurfe Dalwigks, dem Kaiſer: 
„Geſtatte mir, Dir nochmals meine Bewunderung für alles, was Du für 
Deutſchlands Ehre und Größe vollbracht haſt, auszuſprechen; Deine Re- 


gierung iſt die glänzendſte nicht bloß in Preußens, ſondern auch in 


Deutſchlands Geſchichte.“ In einer Randbemerkung hatte er dagegen im 
Oktober 1870 zum Eintritt Heſſens in den Norddeutſchen Bund bemerkt: 
„Il faut faire bonne mine à mauvais jeu. Mein Troft ift, daß mir 
mein kleiner Finger ſagt: cela ne durera pas“, und am 1. April 1871 
verſicherte er Dalwigk, wie „entſetzlich zuwider ihm die neue Ara“ ſei. 
Der Geſamteindruck, den man von den Dalwigkſchen Machenſchaften 
auf Grund ſeiner Tagebücher gewinnt, kann nicht anders als unerquicklich 
bezeichnet werden. Die Quelle ſelbſt aber darf, bei allen Vorbehalten, 
die zu machen ſind, als ausgezeichnet gelten. Reine Zufälligkeiten ſind 


es, daß ſie bei beſonders wichtigen Punkten mehrfach ausſetzt. So iſt 


fein Wort über die Einladung König Wilhelms I. zum Frankfurter 
Fürſtentag darin enthalten. Ebenſo liegen keine Eintragungen für die 
Zeit vom 23. Juni bis 12. Juli 1870 vor. Außer den zahlreichen Be⸗ 
richten über Unterredungen mit Fürſtlichkeiten und bekannten Staats⸗ 
männern ſind auch einige Briefe Wilhelms I. beſonders beachtenswert, ſo 
der Brief an König Max von Bayern vom 14. April 1861, der zum Teil 
bereits bekannte Brief an die Prinzeſſin Alice vom 10. Mai 1866 und 
der an Großherzog Ludwig vom 7. Juli 1866. Die Ausgabe Schüßlers iſt 
recht ſorgfältig. Die Einführung iſt eindringend, aber etwas zu günſtig 
für Dalwigk gehalten. Im Namenregiſter ſind uns nur wenige Fehler 
aufgefallen. Die Erläuterungen muß man doch wohl etwas zu dürftig 
nennen. So z. B. hätte doch der Todestag der Großherzogin Mathilde 
an geeigneter Stelle eingefügt werden müſſen. Uber die Königin von 
Neapel (S. 119), über die Affaire Poitchard (S. 123) und anderes erführe 
man gern Näheres. Vielfach wäre es auch zweckmäßig geweſen, den Ort 
der Niederſchrift zu ergänzen (4. B. S. 38, 85, 86, 120). Von Verſehen 
ſind mir nur aufgefallen: S. 44 Lamberg ſtatt Lambert, S. 106 Jugend⸗ 


heim ſtatt Jugenheim. In der Anmerkung über Werther S. 174 fehlt 


die Angabe, daß er 1877/78 Botſchafter in Konſtantinopel war. Drouyn 
de Lhuys iſt immer Drouin geſchrieben, Ruſſell immer Ruſſel. Dalwigk 
ſagt ſtets „es handelt ſich von“. Dit das franzöſiſch oder darm 


ſtädtiſch? 
Herman v. Petersdorff. 
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Hans Plehn: Bismarcks auswärtige Seit nach der Neichsgründung. 
München und Berlin 1920, Verlag von R. Oldenburg. XII u. 
381 S. 28,— (geb. 32 — Mk., zuzüglich Sortimentsteuerungs⸗ 
zuſchlag. : 


Das vorliegende Buch ift aus dem Nachlaß des bekannten Publi- 
ziſten, der den ſchmachvollen Untergang ſeines Vaterlandes nicht zu über⸗ 
leben vermocht hat, von Prof. Hoetzſch mit einem biographiſchen Vor⸗ 

mort herausgegeben worden und mit einem Bilde des Verfaſſers ge- 
ſchmückt. 


Dr. Plehn iſt auch dem Leſer unſerer „Forſchungen“ wohlbekannt. 
In dieſer Zeitſchrift ſind 1904/5 ſeine wertvollen Studien über die Agrar⸗ 
geſchichte von Oſtpreußen erſchienen, und auch ſeine Arbeiten über den 
weſtpreußiſchen Kreis Strasburg und über die Ortsgeſchichte dieſes 
Kreiſes (1900) ſind hier zur Kenntnis unſerer Leſer gebracht worden. 
Der Lebensgang des Verfaſſers und ſein innerſtes wiſſenſchaftliches Be⸗ 
pürfnis führten ihn dann aber zu Studien über die Geſchichte der modernen 
Weltpolitik. Er war lange Jahre hindurch Berichterſtatter deutſcher 
Zeitungen in London, zwiſchendurch einmal politiſcher Redakteur der 
„Münchener Neueſten Nachrichten“, zuletzt Vertreter des Wolfſchen Tele⸗ 
graphenbureaus in London, nach Ausbruch bes Krieges im Haag. Seine 
Studien über die Kolonialkonferenz von 1907 und die Probleme des 
britiſchen Imperialismus (Marine⸗Rundſchau 1907), ſein Buch über die 
Weltpolitik ſeit dem engliſch⸗japaniſchen Bündnis (in 3. Aufl. 1909) zeigen 
ihn als Kenner der engliſchen publiziſtiſchen Literatur und als umſichtigen 
Beobachter der gerade für England ſo wichtigen Wechſelwirkungen zwiſchen 
innerer und auswärtiger Politik. Er war von Bismarcks Anſchauungen 
durchdrungen und von Haus aus einer gemäßigten konſervativen Richtung 
zugeneigt; aber er trug keine Parteiſcheuklappen und orientierte ſich in 
der auswärtigen Politik unter dem Einfluß von Diplomaten wie Graf 
Bernſtorff und v. Kühlmann. Seine 1913 anonym erſchienene Broſchüre 
„Deutſche Weltpolitik und kein Krieg“ warnte, vor den Gefahren der 
Bagdadbahnpolitik, die uns mit Rußland und England zugleich in Miß⸗ 
helligkeiten zu bringen drohte, und wies vielmehr auf Mittelafrika als 
das Objekt für künftige deutſche Ausdehnung im Einvernehmen mit Eng⸗ 
land hin. Er trat der in Deutſchland vielfach vorhandenen Unterſchätzung 
britiſcher Staats⸗ und Wirtſchaftsmacht mit Nachdruck entgegen; Englands 
Eintritt in den Krieg erſüllte ihn von Anfang an mit ſchwerſter Sorge. 
In dieſe allgemeinen Anſchauungen fügt ſich auch das vorliegende 
Buch über Bismarcks auswärtige Politik ſeit der Reichsgründung ein. 
Es zeigt die Grundlagen unſerer früheren Machtſtellung auf, ihre Vor⸗ 
ausſetzungen und ihre Grenzen und das in unabläſſiger Wachſamkeit und 
Umſicht zu regulierende feine diplomatiſche Kräfteſpiel, das dazu gehört, 
das Gleichgewicht in Kai Welt und unſere Stellung unter den Mächten zu 
erhalten. 
Die Gliederung des Stoffes ergab ſich aus der Natur des Gegen- 
ſtandes. Die Idee, die Bismarck vorſchwebte, war ein enges Einvernehmen 
der drei Kaiſermächte. Ihre Realiſierung, das erſte Dreikaiſerbündnis 
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von 1872, bildet den Abſchluß des erſten Kapitels. Es folgt eine ume 


ſtändliche, ſorgfältige Behandlung des Zwiſchenſpiels von 1875, die Bis⸗ 


marcks bekannte Außerungen darüber lediglich beſtätigt, dann die Dar⸗ 
ſtellung der Orientkriſis von 1875 bis 1877, der Ruſſiſch⸗türkiſche Krieg, 
der Berliner Kongreß. Die Frage, ob Bismarck recht getan habe, die 
Vermittlung zwiſchen England und Rußland zu übernehmen, auf die Ge 
fahr hin; Dé die guten Beziehungen zu Rußland zu verderben, wird mit 
guten Gründen im poſitiven Sinne erörtert. Kapitel 6 behandelt den 
Dreibund (1879 —1882) und den zweiten Dreikaiſerbund (1881—1884). 


Der ganze Reſt des Buches, bis auf das letzte Kapitel, gehört den 


ſchwierigen bulgariſchen Angelegenheiten, die mit der Einſetzung Alexanders 
von Battenberg beginnen und mit der Anerkennung Ferdinands von 
Koburg enden. Sie ſind mit breiter Ausführlichkeit behandelt, was bei 
der Bedeutung dieſer ſchweren und langwierigen Kriſe für das Verhältnis 
unter den Mächten, namentlich zwiſchen Deutſchland, Rußland und Öfter- 
reich, nicht ungerechtfertigt iſt. In dem Kapitel, 11 wird der ganze Zu⸗ 
ſammenhang der Feſtlandspolitik Bismarcks noch einmal kritiſch und 
räſonnierend, mit beſonderer Berückſichtigung der ſchwachen Stellen, an 
denen ſpäter ſich ſo verhängnisvolle Veränderungen vollzogen haben, unter⸗ 
ſucht. Die Einwürfe des „neuen Kurſes“ gegen den „Rückverſicherungs⸗ 
vertrag“ von 1887, die Anſicht, daß ein Bündnis zwiſchen Rußland und 
Frankreich auf die Dauer doch nicht zu verhindern geweſen ſein würde, 
der latente Gegenſatz von Italien zu Oſterreich im Dreibund und die 
Stellung Italiens unter den Mächten überhaupt — das alles wird hier 
ruhig und ſachlich, aber im weſentlichen in einem apologetiſchen Sinne 
erörtert. Das Desintereſſement Deutſchlands im Orient, an dem Bis⸗ 
marck feſthielt, wird nachdrücklich betont; es erſcheint als der Eckſtein der 
Bismarckſchen Orientpolitik, die Abweichung davon als ein verhängnis⸗ 
voller Schritt von ſeinem Wege. 

Völlig abgeſchloſſen ſcheint uns das Werk damit nicht zu ſein. Wir 
möchten annehmen, daß der Verfaſſer, wenn. er es hätte vollenden können, 
noch ein Kapitel über die Kolonialpolitik hinzugefügt haben würde. Das 
Vorwort ſagt nichts darüber; aber es geht doch wohl aus der Natur des 


Gegenſtandes hervor. Die wenigen Bemerkungen, die auf S. 182 ſtehen 


über den Kampf Bismarcks gegen den Widerſtand, den England den An⸗ 
fängen der deutſchen Kolonialpolitik entgegenſetzte, ſind natürlich nur eine 
vorläufige Andeutung und laſſen gerade mehr erwarten. 

Sonſt iſt es aber eine abgeſchloſſene, auch äußerlich vollendete Arbeit 
des Berfaffers, was wir vor uns haben. Die ruhige Sachlichkeit und 
methodiſche Genauigkeit der Darſtellung, die tief in die Motive der 
handelnden Perſonen, namentlich Bismarcks ſelbſt, eindringt, macht das 
Buch zu einer guten Schule diplomatiſcher Geſchichte und politiſchen Ur⸗ 
teils; die überaus reichen Quellennachweiſungen, die auf einer faſt er⸗ 
ſchöpfenden Kenntnis der weitverſtreuten und oft wenig bekannten Lite⸗ 
ratur bis 1918 beruhen, machen es zu einem grundlegenden Werk für 
den hiſtoriſchen Forſcher. Bedauerlich iſt, daß dem Verfaſſer nicht mehr 
die ſeit 1918 erſchloſſenen wichtigen Quellen zu Gebote geſtanden haben, 
namentlich der Wortlaut des Rückverſicherungsvertrages und der öſter⸗ 
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reichiſchen Geheimverträge, die jetzt in Przibrams Sammlung vorliegen, 
oder auch der von Hammann veröffentlichte Briefwechſel zwiſchen Bismarck 
und Salisbury von 1887. Erheblicher Schaden für die Richtigkeit der 
Darſtellung iſt allerdings daraus nicht entſtanden. Denn die ſorgfältige 
Benutzung aller vorhandenen Quellenzeugniſſe und ein damit verbundener 
divinatoriſcher Takt haben den Verfaſſer in der Hauptſache SE durchaus 
den richtigen Weg gewieſen. ` O. H. 


Friedrich Meinecke, Nach der Revolution. Geſchichtliche Betrachtungen 
über unſere Er 144 S. München und Berlin, R. Oldenbourg, 
1919. 4,50 M 


Ahnlich wie in den beiden Sammlungen von Aufſätzen zu den 
Fragen des Krieges nimmt M. in der vorliegenden zur Revolution Stellung. 
Die Meinung eines unſerer feinſinnigſten Hiſtoriker über die gegenwärtige 
Entwicklung wird immer intereſſieren, auch wenn man ſeinen Standpunkt 
nicht teilt. In fünf Aufſätzen: Am Vorabend der Revolution. — Die 
geſchichtlichen Urſachen der deutſchen Revolution. — Der nationale Ge⸗ 
danke im alten und neuen Deutſchland. — Weltgeſchichtliche Parallelen 
unſerer Lage. — Ein Geſpräch aus dem Herbſte 1919 — ſucht der Verf. 
unfere Zeit in den großen geſchichtlichen Zuſammenhang zu bringen. 
Damit erreicht er ſicher den Zweck ſeiner Aufgabe, Mißverſtändniſſe zu 
klären und vor allem manchem Urteil die verletzende Schärfe zu nehmen. 
Gleichzeitig benutzt er die Gelegenheit, nochmals ſeinen Standpunkt be⸗ 
züglich der Kriegsziele, den er bereits im Kriege dargetan, d. h. ſein Ein⸗ 
treten für einen „Hubertus burger“ Frieden, zu rechtfertigen. Das hierbei 
geübte geſchichtliche Räfonnement berührt außerordentlich ſympathiſch, be⸗ 
ſonders durch feine vornehme Form. Hierbei möchte ich mir eine Frage 
erlauben. Ich bin mit M. durchaus der Meinung, daß der Staatsmann, 
und nicht der Soldat, ausſchließlich die Geſchicke eines Landes zu be⸗ 
ſtimmen hat. Die angeführten Beiſpiele von Friedrich dem Großen und 
Bismarck — Wilhelm I. find ja wohl jedem Hiſtoriker oftmals gekommen. 
Aber nun bei Bethmann Hollweg! — Selbſt wenn ich den beſten Willen 
bei ihm vorausſetze, warum — und dus iſt meine Frage — ſetzt er ſich 
nicht gegen die ihn behindernden Mächte durch? — Das konnte auch bei 
den damaligen publiziſtiſchen Mitteln ein Staatsmann durchaus, wenn 
er — willens war. Der Wille ſetzt aber Charakter und Perſönlichkeit 
voraus. Darüber vermiſſe ich bei M. bezüglich Bethmann Hollwegs jede 
Außerung. Er findet nur die Gegen kräfte unüberwindlich. Aber die 
Kraft, wo bleibt die Kraft? Hermann Dreyh aus. 


Sitzungsberichte 
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Sikung vom 15. Pktober 1919. 


Es ſprach zuerſt Herr Proſeſſor Pr. Volz über das Politiſche 
Teſtament Friedrichs des Großen von 1768, und zwar verſuchte er 
eine Anſpielung des Königs aufzuklären, die dahin lautete, daß er im 
Siebenjährigen Kriege mit dem Kurfürſten von Hannover überein⸗ 
gekommen ſei, „Niederdeutſchland vom Heiligen Römiſchen Reiche los⸗ 
zureißen und ſelbſtändige Reiche für ſich zu bilden“; dieſes Projekt 
ſei aber geſcheitert. Von den Verhandlungen, die während des Krieges 
mit Hannover gepflogen wurden, betraf die erſte den Plan einer Union 
der evangeliſchen Fürſten unter preußiſch⸗hannöverſcher Führung. In⸗ 
deſſen dieſer Plan ſcheidet aus, da in dem preußiſchen Entwurf zu dem 
Unionsvertrage — in ſchroffem Gegenſatz zu der von Friedrich im 
Teſtament bezeichneten Abſicht — als Hauptzweck bezeichnet wurde, 
„das geſamte Reich in feiner wohlhergebrachten Veriaffung nach Maß- 
gabe des Weſtfäliſchen Friedens und anderer Grundſatzungen aufrecht- 
zuerhalten“. Weitere Verhandlungen betrafen die Frage einer Ent⸗ 
ſchädigung Hannovers durch benachbarte geiſtliche Gebiete. Auch ſie 
verliefen im Sommer 1758 ergebnislos, aber im Jahre darauf kam 
Friedrich auf ſie zurück, als er im Oktober 1759 das Programm eines 
allgemeinen Friedens aufſtellte, das für England wie für Preußen und 
Hannover weitgehende Erwerbungen, zum Teil durch Länderaustauſch 
und Säkulariſationen, vorſah. Gelangte dieſes Projekt zur Ausführung, 
ſo erhielt die preußiſche Monarchie die vom König lang erſehnte Ab⸗ 
rundung und auch Hannover einen ſo beträchtlichen Machtzuwachs, 
daß beide Staaten wohl imſtande geweſen wären, ſich vom Römiſchen 
Reiche loszureißen, wie es nach dem Teſtament von 1768 die Abſicht 
beider Fürſten geweſen war. Allerdings iſt zu beachten, daß der König 
im Teſtament von einer fertigen „Übereinkunft“ ſpricht, während der 
Meinungsaustauſch über die hannöverſchen Erwerbungen mit Hannover 
ſelbſt nicht über einen Vertragsentwurf hinausgediehen und das 
all gemeine Friedensprogramm, das dann an dieſen zum Teil anknüpfte, 
ganz ohne hannöverſche Mitwirkung aufgeſtellt war. Scheiterte nun 
aber auch dieſer Friedensplan des Königs, ſo iſt er keineswegs als 
utopiſch zu bezeichnen, da, worauf der Vortragende zum Schluß 
hinwies, Friedrich ſich in ſeinen Teſtamenten eingehend mit der Zukunft 
des Römiſchen Reiches beſchäftigt und als deſſen Schickſal den Zerfall 
in eine Zahl größerer Staaten vorausſieht, ſo daß mit der Losreißung 
Preußens und Hannovers vom Reiche nur der Prozeß ſeiner Auflöſung 
beſchleunigt worden wäre. dk | 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXXIII. 2. 31 
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A Sitzungsberichte. 


An der darauf folgenden Diskuſſion beteiligten ſich die Herren 
Geheimrat Bailleu und Geheimrat Stutz. 

Sodann ſprach Herr Archivhilfsarbeiter Dr. Meisner über die 
Dezentraliſation des preußiſchen Kanzleiweſens am Anfang des 19. Jahr⸗ 
hunderts. Einleitend skizzierte der Vortragende die in Betracht kommenden 
Beamtenkategorien bzw. Funktionen des ſogenannten ſubalternen Ge⸗ 
ſchäftsbetriebes, die in der Trias: Expedition, Kanzlei im engeren Sinne 
und Regiſtratur zur Erſcheinung gelangen. Bei der einheitlichen Ge⸗ 
heimen Staatskanzlei, wie ſie 1802 zum letzten Male begegnet, hat 
jene ſchon alte Gliederung folgende Form: 1. die geheimen expedierenden 
Sekretäre; 2. das eigentliche Kanzleiperſonal: Extradenten, „Kanzliſten“ 
und Kanzleidiener; 3. die Geheimen Regiſtratoren. Die Extradenten 
haben die Aufficht über das Geſchäft des Mundierens, Kopierens und 
der „Extradition“ an die Adreſſaten ſowie die geſamte Buchführung 
über das Sportelweſen; fie werden ſpäter durch den Titel (Geheimer) 
Kanzleidirektor als die Spitze ihrer engeren Beamtenkategorie gekenn⸗ 
zeichnet. Die Geheimen Sekretäre find den Zuſtänden des 18. Jahr- 
hunderts entſprechend keineswegs ſubalterne, ſondern ziemlich ſelbſtändige 
Figuren, die nach den oft recht ſummariſchen Angaben des „Dekrets“ 
konzipieren mußten, von denen der Miniſter Graf Haugwitz ſolche mit 
Kenntnis der franzöfiſchen Sprache bevorzugte, deren Dienſtälteſter 
(von Sellenthin) Protokollführer im Geheimen Rat war. — Die Ge⸗ 
heime Kanzlei diente bis zu ihrer Auflöſung als Expeditionsbehörde 
für die Departements des Auswärtigen, der Juſtiz⸗ und geiſtlichen 
Sachen ſowie für das erſt ſeit 1802 in dieſer Form beſtehende 
Departement der Angelegenheiten des Königlichen Hauſes, der Landes⸗ 
hoheits⸗ und Lehnsſachen, wobei allerdings zu. berüdfichtigen iſt, daß 
gewiſſe Teilbehörden des zu zweit genannten Geſchäftskreiſes ſich auch 
hinſichtlich des Kanzleibetriebes bereits emanzipiert haben. Der jo 
verſchiedenartige Schriftwechſel obiger Departements war nach geo⸗ 
graphiſchen Geſichtspunkten in nicht weniger als 11 Expeditionen mit 
zuletzt 9 expedierenden Sekretären aufgeteilt. Durch das Regulativ 
wegen der Auflöſung und Verteilung der bisherigen Staatskanzlei 
und Regiſtratur vom 28. Februar 1803 wurde dieſem unhaltbaren 
Zuſtande der Verwirrung ein Ende gemacht und durch Neubildung 
von insgeſamt 7 ſachlich orientierten Expeditionen der Kanzleibetrieb 
der Verwaltung angepaßt. An Stelle der alten Einheit ſollte es 
künftig folgende Kanzleien geben: 1. für die auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten; 2. für den Großkanzler von Goldbeck; 3. für das Spezial⸗ 
juſtizdepartement des Frh. von der Reck; 4. und 5. für die beiden 
Expeditionen des Miniſters von Maſſow (deſſen Spezialjuſtizdepartement 
und lutheriſch⸗geiſtliches Departement); 6. für das franzöſiſche und 
reformiert geiſtliche Departement von Thulemeiers; 7. für das Hoheits⸗ 
departement. Dieſe dekretierte Scheidung iſt nun aber damals keines⸗ 
wegs ſog leich Wirklichkeit geworden. Von der den Reffortchefs ver⸗ 
liehenen Erlaubnis, ihre Kanzleien aus dem bisherigen Lokal vom 
Schloß wegzuverlegen, haben nur Graf Haugwitz und der Großkanzler 
ſogleich Gebrauch gemacht; dagegen bleiben die verſchiedenen neuen 
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Kanzleien des „kombinierten Juſtiz⸗, Geiſtlichen und Franzöſiſchen 
Departements“ vorderhand ruhig im Schloſſe beiſammen, und nicht 
anders wurde es mit derjenigen des Lehnsdepartements gehalten. 

Das Auswärtige Departement hat damals im Gegenſatz zu den 
übrigen keine Beamten aus der alten gemeinſamen Regiſtratur über⸗ 
nommen, ſondern das Geh. Archiv, das für die politiſchen Sachen dieſe 
Funktion ſchon übte, damals auch für die nicht⸗politiſchen Sachen zu 
ſeiner kurrenten Regiſtratur gemacht, eine Verbindung, die bis in die 
Jahre der Neubildung des ſelbſtändigen Außenreſſorts gedauert hat. 
Auf den vom Standpunkte der Terminologie, Geſchäftsgebarung und 
Archivtechnik nicht unwichtigen Unterſchied zwiſchen politiſchen und 
nichtpolitiſchen Sachen ging der Vortragende näher ein; ſeine Aus⸗ 
führungen werden in den Forſchungen erſcheinen. 

Zum Schluß verlas Herr Geh. Archivrat Dr. Bailleu in deutſcher 
Überſetzung ein Schreiben des franzöſiſchen Diplomaten Tallenay, der 
zu Bismarcks Zeit Geſandter Frankreichs am Bundestage in Frank⸗ 
furt a. M. war und von Bismarck in feinen Frankfurter Berichten 
anerkennend beurteilt wird. Als nun Bismarck 1862 zum preußiſchen 
Vertreter in Paris ernannt wurde, ſchilderte Tallenay ihn ſeinem 
Miniſter am 19. Mai als einen höchſt tätigen und höchſt intelligenten 
Mann, der aber eines Tages gefährlich werden könne. Er ſei leiden⸗ 
ſchaftlicher preußiſcher Patriot und entſchiedener Gegner Hſterreichs. 

brigens ſei er freimütig, gewinnend und vollkommen ehrenhaft. 


Sitzung vom 12. November 1919. 


Herr Profeſſor Dr. Spatz ſprach über die Verwaltung der 
märkiſchen Kreiſe beſonders auf Grund von Forſchangen über den 
Kreis Teltow. Die Kreiſe find alte Gebilde, werden bereits im 12. 
und 13. Jahrhundert vereinzelt erwähnt (Barnim und Teltow 1232), 
im Landbuch Ingar im Zuſammenhang. Die Grenzen find konſtant 
geblieben (z. B. Unterſpree zwiſchen Barnim und Teltom, Havel 
zwiſchen Teltow und Territorium Obule). Innerhalb der Kreiſe handelt 
die Ritterſchaft ſchon frühzeitig korporativ (3. B. 1478 beim Feldzug 
gegen Pommern, 1589 bei der Einführung der neuen Lehre), nicht 
dagegen die Städte oder die Bauern. Während der Nöte des Treißig⸗ 
jährigen Krieges ſucht die Ritterſchaft durch Vertrauensleute, die vom 
Kurfürſten beſtätigt werden, die Anforderungen der „Tribulierſoldaten“ 

zu befriedigen; dieſe „Direktoren“ oder „Kommiſſare“ wechſeln ſehr 
oft, denn „das gehäſſige Kontributionswerk zu dirigieren“, iſt eine 
undankbare Aufgabe, und zuweilen quartiert ſich die Soldateska im 
„Loſament“ des Kommiſſars ſo lange ein, bis ſie „kontentieret“ wird. 
Nach 1648 bleiben die Kommiſſare, von 1701 Landräte genannt, ftändig 
im Amt. Sie berufen nach Gutdünken ihre adligen Standesgenoſſen 
zu Kreistagen, auf denen die Erhebung der Kontribution und die 
Gewährung von Remiſſionen bei Unglücksfällen im Vordergrund ſtehen; 
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Protokolle der Kreistage find in Teltow von 1652, wenn auch ſehr 
lückenhaft, erhalten. Von der Begründung des Generaldirektoriums 
an gliedert ſich die Geſchichte der Kreisverwaltung in drei deutlich von⸗ 
einander geſchiedene Abſchnitte: von 1722 bis zur Stein⸗ und Harden⸗ 
bergſchen Reformgeſetzgebung, von etwa 1816—1872 und von 1873 bis 
zur Jetztzeit. Charakteriſtiſch find beiſpielsweiſe für die erſte Periode: 
Unterordnung des Landrats unter die Kammer, Landratsexamen (ſeit 
1770), Einſetzung von Kreisdeputierten und Kreisphyſici ſowie Kreis⸗ 
gärtnern, periodiſche Abhaltung der Kreistage, grundſätzliche Regelung 
des Remiſſionsweſens, Führung der Geſchäfte von dem Rittergut des 
jeweiligen Landrats aus; für die zweite: bürgerliche Landräte, örtliche 
Fixierung des Landratsamts, Zulaſſung von Vertretern der Städte 
und Dörfer zu den Kreistagen, Yürforge für die Landwehr, Einrichtung 
von Sparkaſſen, Bau von Chauſſeen. In der dritten Periode endlich 
vermögen die Kreiſe dank der von Gneiſt beeinflußten Geſetzgebung 
des Jahres 1872 eine eigentliche Selbſtverwaltung kräftig zu ent⸗ 
wickeln auf Grund des Rechtes, Kreisſteuern zu erheben; ſo werden 
z. B. Kreiskrankenhäuſer gebaut, Meliorationen vorgenommen, die 
Verkehrsverhältniſſe großzügig geregelt (Kreiseiſenbahnen, Teltow⸗ 
kanal). — Im ganzen iſt alſo in der Geſchichte der Kreiſe eine durch 
die Jahrhunderte ſich hindurchziehende Kontinuität feſtzuſtellen. Der 
Vortragende ging zum Schluß auf die Gefahren ein, die gewiſſen 
Kreiſen mit blühender Selbſtverwaltung (Niederbarnim, Teltow) durch 
die geplante Schaffung eines Großberlin drohen würden, und wies auf 
die Notwendigkeit hin, in den Lehrbüchern für Prima mehr, als es 
bisher geſchehen iſt, die Geſetze von 1872 ſowie auch 1875 zu Be, 
handeln; haben ſie doch ſelbſt die Aufmerkſamkeit eines Wilſon 
— dgl. den Abſchnitt über Germany in feinem Buch The State — 
erregt! | — 

Im zweiten Vortrage des Abends gab Herr Baurat Kohte 
einige Beiträge zur Kenntnis der Schloßbauten Friedrichs des Großen. 
Von Plänen derſelben iſt bisher wenig veröffentlicht worden. Um ſo 
mehr überraſcht es, in dem Werke der Architekten Percier und Fontaine, 
Reſidences de Souverains, Paris 1833, Blatt 17—19, Grundriſſe des 
Neuen Palais und des Schloſſes Sansſouci und der e benachbarten 
Gebäude (Le Grand und Le Petit Sansſouci) ſowie einen Lageplan 
der Stadt und des Parkes Sansſouci mitgeteilt zu finden. Wie die 
Herausgeber bemerken, hatte Kronprinz Friedrich Wilhelm beim Aufent⸗ 
halte in Paris 1815 Intereſſe an dem Unternehmen genommen und 
ihnen bald danach Vorlagen geſandt, welche auf ihr Anſuchen noch 
von Schinkel, der 1824 zum Ehrenmiigliede der Akademie der Künſte 
in Paris ernannt worden war, ergänzt wurden. Die Pläne des 
Buches ſind in einheitlichem Maßſtabe gezeichnet, ſo daß die Bauwerke 
Friedrichs des Großen mit den anderen in den Abmeſſungen leicht 
verglichen werden können. Das Neue Palais hat etwa dieſelbe Aus- 
dehnung wie das um anderthalb Jahrzehnte jüngere kurtrieriſche 
Schloß in Koblenz. Als Vorlagen dienten für das Neue Palais und 
Sansſouci ohne Zweifel die Blätter, welche das Königliche Luho⸗ 
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graphiſche Inſtitut in Berlin 1822 von den Potsdamer Schloßbauten 
hergeſtellt hatte; ſie ſind ebenfalls in einheitlichem Maßſtabe gezeichnet, 
etwas größer als bei Percier und Fontaine; die zuſammenfaſſende 
Veröffentlichung iſt, ſoweit bekannt, nicht zuſtande gekommen (Abdrücke 
im Kupferſtich⸗Kabinett und in der Bibliothek in Berlin). Als Vor⸗ 
lagen für den Lageplan der Stadt Potsdam und des Parkes Sans⸗ 
ſouci wurden vermutlich benutzt der Plan des Parkes von Saltzmann 
und der Stadtplan eines ungenannten Verfaſſers vom Ende des acht⸗ 
zehnten Jahrhunderts. Da der letztere Plan nicht völlig zuverläſſig 
iſt, und da die Herausgeber ſich des ihnen zugegangenen Materials 
mit einer gewiſſen Freiheit bedienten, ſo iſt ihre Darſtellung nur zu 
bewerten als eine anſchauliche Überficht der Stadt und des Parkes, 
bevor dieſer von Friedrich Wilhelm IV. erweitert wurde und der Bau 
der Eiſenbahn das Landſchaftsbild empfindlich veränderte. | 

1740 begann Friedrich der Große die Erweiterung des Charlotten⸗ 
burger Schloſſes, 1745 den Umbau des Potsdamer Stadtſchloſſes und 
den Neubau des Schloſſes Sansſouci. Die Aufgabe war in dieſen 
drei Fällen die gleiche, neben den Feſträumen eine Wohnung für den 
König herzuſtellen. Das Neue Palais, deſſen Bau ſchon 1755 vor⸗ 
bereitet, aber erſt nach dem Siebenjährigen Kriege 1763 ausgeführt 
wurde, ſollte dagegen, wie in der Beſchreibung von Nicolai erſichtlich, 
außer den Feſträumen die Wohnungen von mehreren Angehörigen des 
Königlichen Hauſes aufnehmen. Dieſe liegen an der weſtlichen Lang⸗ 
ſeite und in den Seitenflügeln des Vorhofes, zu Paaren geordnet, 
von den vier Treppenhäuſern aus zugänglich, eine jede beſtehend aus 
dem Schlafzimmer mit Bettniſche und einigen Wohnzimmern. Die 
Wohnung des Königs liegt in dem eingeſchoſſigen ſüdlichen Anbau. 
Eben weil das Neue Palais bequem bewohnbar, iſt es vom König⸗ 
lichen Hauſe ſtändig benutzt worden. Die 1771 erbauten Neuen 
Kammern bei Schloß Sansſouci enthalten neben den Feſtſälen vier 
Gaſtwohnungen für gelegentlichen Beſuch, eine jede beſtehend aus 
Schlaf⸗, Wohn⸗ und Dienerzimmer. 
Der künſtleriſche Ausbau der Schlöſſer läßt eine bemerkenswerte 
Entwicklung der üppigen Rokokodekorationen beobachten. In Char⸗ 
lottenburg, dem erſten Bau, den Friedrich als König unternahm, wird 
der Reichtum von einem edlen Maßhalten gezügelt, ſo daß die 
Goldene Galerie vielleicht als die edelſte Außerung dieſer Kunſtweiſe 
bezeichnet werden darf. In Sansſouci und dem Potsdamer Stadt- 
ſchloß ſteigert ſich der Reichtum; auf die Ausführung wird aber noch 
die größte Sorgfalt verwendet. Die Wohnräume der Mutter Friedrichs 
des Großen in Schloß Monpiien in Berlin, 1754 hergeſtellt, ver⸗ 
dienen in der allgemeinen Überficht genannt zu werden, wenngleich 
der künſtleriſche Auſwand hier geringer iſt. Knobelsdorf, der begabte 
Leiter der erſten Bauten des Königs, trat zurück und ſtarb; an ſeine 
Stelle wurde Büfing berufen, ein gefügiges Werkzeug in der Hand 
des Königs. Die von ihm während des Siebenjährigen Krieges er⸗ 
richtete Bildergalerie bei Schloß Sansſouci läßt den Verfall des Ge- 
ſchmackes erkennen; ſie ſteht trotz des rauſchenden Auſwandes an 
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künſtleriſchem Werte vielleicht am tiefſten unter den Innendekorationen 
des Königs. Tüchtiger iſt der Ausbau des Neuen Palais und der 
Neuen ſtammern; doch reichen fie an die verfeinerte Durchbildung der 
älteren Bauten nicht mehr heran. Der Rückgang iſt beſonders in 
der Behandlung der Decken zu bemerken; in der Charlottenburger 
Goldenen Galerie wird der Schmuck auf einige bevorzugte Stellen von 
forgfältiger Ausbildung beſchränkt; in Sansſouci und dem Stadt⸗ 
ſchloß verbreitet er ſich in gefälligem Spiel über die ganze Fläche; 
im Neuen Palais erſtarrt er zu ſchweren Maſſen. Eine Vorliebe des 
Bauherrn. äußert ſich in der Verwendung des Silbers, an Stelle der 
ſonſt üblichen Vergoldung, in den Schlafzimmern des Stadtſchloſſes 
und des Neuen Palais. In den Mufifzimmern in Sansſouci und 
dem Neuen Palais verbinden ſich mit dem bewegten plaſtiſchen Wand⸗ 
ſchmuck mythologiſche Malereien, in jenem von der Meiſterhand Pesnes, 
in dieſem von dem unbekannten Solimena, ebenſo im fünffenſtrigen 
Saale der Neuen Kammern mythologiſche Flachreliefe von den Ge⸗ 
brüdern Ränz. Der Marmorjaal im Neuen Palais, der Saal im 
Mittelbau der Neuen Kammern, das Erdgeſchoß des Belvedere zeigen 
die Verwendung von weißem und rotem Marmor aus ſchleſiſchen 
Brüchen; hier bedingte das ſpröde Material einfachere, ſtrengere Formen. 
im Gegenſatze zu den vom Rokoko beliebten weichen Stoffen. 

Aus dem letzten Jahrzehnt Friedrichs find keine bedeutenden 
Innendekorationen mehr zu nennen. Hartnäckig hatte er am Rofoles. 
feftgebalten, obwohl inzwiſchen unter Erdmannsdorf in Deſſau, unter 
Langhans in Breslau und Rheinsberg, unter Merlini und Kamſetzer 
in Warſchau ſich ein gelduterter Klaſſizismus entfaltet hatte. Erd⸗ 
mannsdorf wurde nach dem Tode des Königs berufen, das Schlaf⸗ 
zimmer in Sansſouci im neuen Stile umzugeſtalten; leider ſteht dieſe 
ſeine Schöpfung an künſtleriſcher Kraft hinter den alten Teilen des 
Schloſſes erheblich zurück. 

Infolge der vor Jahresfriſt vollzogenen ſtaatlichen Umwälzung 
werden die älteren preußiſchen Schlöffer aus dem Beſitz der Hohen⸗ 
zollern ſcheiden. Schon iſt das Stadtſchloß in Potsdam von der 
ſtädtiſchen Verwaltung beſetzt worden, wobei die geplante Erweiterung 
des Rathauſes und die damit bedingte Anderung des Marktplatzes 
- zum Glück vermieden werden konnte; doch find die wertvollen Räume 
des Schloſſes frei gelaſſen worden. Der Staatsverwaltung erwäch 
die Ehrenpflicht, die Schöpfungen Friedrichs des Großen als höch 
bedeutſame Denkmäler der Kunſt und der Geſchichte würdig zu er⸗ 
halten und zu pflegen. 

Zur Erläuterung des Vortrages dienten die Pläne von Percier 
und Fontaine, ſowie eine Auswahl der vorzüglichen photographiſchen 
Aufnahmen der Meßbildanſtalt in Berlin. 

Sodann legte Herr Profeſſor Dr. Krabbo drei mittelalterliche 
Siegel der Stadt Havelberg vor, ein großes Siegel und zwei Sekrete, 
die übereinſtimmend eine an einem Fluſſe, der Havel, gelegene drei⸗ 
ſchiffige Bafilika mit vier gleichhohen, runden Türmen, je zweien an 
der Eingangsſeite und der Chorſeite, darſtellen. Nach einigen ein⸗ 
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leitenden allgemeineren Bemerkungen über die Bedeutung mittelalter⸗ 
licher Siegel für die Kunſtgeſchichte wurde, zum Teil an der Hand 
vorgelegter Abbildungen, auf die nicht ſelten vorkommende Gewohnheit 
der Städte hingewieſen, auf ihren Siegelſtempeln das bedeutſamſte 
Bauwerk innerhalb der Stadtmauern als Symbol für die ganze 
Stadt anzubringen. So wählte Ppern fein ſchönes, dem Kriege zum 
Opfer gefallenes Rathaus, Regensburg die Donaubrücke, Boppard die 
ſtädtiſche Pfarrkirche, Paderborn dagegen den Dom, alſo nicht die 
ſtädtiſche, ſondern die ſtolzere biſchöfliche Kirche. Der Vortragende 
warf nun die Frage auf, ob die auf den Havelberger Siegeln ab⸗ 
gebildete Kirche ebenfalls als die Darſtellung eines mittelalterlichen 
Gotteshauſes, das in dieſer auffallenden, viertürmigen Ausſtattung 
einſt vorhanden geweſen wäre, anzuſehen ſei. Von den zwei in Be⸗ 
tracht kommenden Möglichkeiten, dem biſchöflichen Dome einerſeits, 
der ſtädtiſchen Pfarrkirche St. Laurentius andererſeits, wurde die 
Stadtkirche ohne weiteres abgelehnt; ſie iſt von beſcheidenen Aus⸗ 
maßen und kann niemals eine ſo ſtattliche Kirche geweſen fein. So 
blieb alſo die andere Möglichkeit, in dem Siegelbild eine mittelalter 
liche Darſtellung des Havelberger Domes zu ſehen. Aber auch hier 
erhob fich die Schwierigkeit, daß der Dom heute nur einen Turm 
hat und nach der herrſchenden Anſicht deren nie mehr gehabt hat. 
Da die Baugeſchichte des Havelberger Domes mangels urkundlicher 
Quellen nur mittels der Aufſchlüſſe, die der Bau ſelbſt dem geſchulten 
Auge erteilt, konſtruiert werden muß, ſo erlaubte ſich der Vortragende 
als Hiſtoriker kein eigenes Urteil gegenüber dieſem techniſchen Problem; 
er ſtellte die Frage, ob die Siegelbilder als mittelalterliche Darſtellungen 
des Havelberger Domes anzuſehen ſeien oder nicht. 

An der anſchließenden Erörterung beteiligten ſich die Herren 
Profeffor Dr. Hofmeiſter, Profeſſor Dr. Spatz, Dr. Häpke und nament⸗ 
lich Baurat Kohte. Der Letztgenannte erklärte es für ausgeſchloſſen, 
daß der Dom jemals vier Türme, zumal runde, gehabt habe, be⸗ 
zeichnete die auf den Siegeln dargeſtellte Kirche als eine freie Er⸗ 
findung und lehnte ihren Zuſammenhang mit der Havelberger Dom⸗ 
kirche ab. Herr Profeſſor Hofmeiſter war übereinſtimmend mit. 
dem Vortragenden der Anſicht, daß zum mindeſten ein Idealbild 
einer biſchöflichen Kirche geboten werden, Havelberg auf ſeinem 
Siegel als Sitz eines Biſchofs charakterifiert werden ſollte. Es könnte 
ſich alſo um eine Analogie zu jenen zahlreichen Stadtſiegeln 
handeln, die durch die typiſche, nicht aber individuelle Darſtellung 
eines Stadttores oder eines Teils der Stadtmauer den Begriff der 
Stadt ganz allgemein andeuten. Dabei bliebe die Frage offen, ob 
dem Künſtler, der das Bild auf dem älteſten der vorgelegten Havel» 
berger Siegel ſchuf, bei fetner Arbeit eine beſtimmte viertürmige 
Kathedrale vorgeſchwebt habe oder nicht. 
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Sikung vom 10. Dezember 1919. 


Der Vorfitzende, Herr Geh. Archivrat Dr. Bailleu, eröffnete die 
Sitzung mit einigen Gedenkworten an Theodor Fontane, deſſen 100. Ge⸗ 
burtstag am 30. Dezember d. J. gefeiert wird. Er verwies auf die 
5 des Vereins für die Geſchichte Berlins und verlas ein 

isher im Wortlaut nicht bekanntes Schreiben Fontanes vom 8. Fe⸗ 
bruar 1862 an den Hiſtoriker Preuß, worin er eine irrige Angabe 
in den „Wanderungen“ über Gottfried Schadows Geburtsort damit er⸗ 
klärt, daß „die novelliſtiſchen Intereſſen ſtärker in ihm waren als die 
hiſtoriſchen“. 

Sodann ſprach Herr Privatdozent Dr. Häpke über die Kolo⸗ 
niſation in Neu⸗Oſtpreußen 1795 — 1807 auf Grund feiner 1915—1918 
in Litauen und Polen geſammelten Nachrichten und Erfahrungen. 
Einleitend kennzeichnete er die altpreußiſche Verwaltung während der 
Zugehörigkeit Neu⸗Oſtpreußens zum preußiſchen Staate, die mit den 
Aufgaben der deutſchen Okkupation 1915 —1918 z. B. auf den Ge⸗ 
bieten der Agrar⸗, Kirchen⸗ und Schulpolitik bemerkenswerte Analogien 
aufweiſt. Akten der Kriegs- und Domänenkammer zu Bialyſtok wurden 
in einer Bibliothek zu Grodno aufgefunden. In Bialyſtok war die 
Lehrerbibliothek des ehemaligen preußiſchen humaniſtiſchen Gymnaſiums 
noch erhalten. Wichtiger war, daß eine Zählung der Auslands⸗ 
deutſchen, welche die Ober⸗Oſt⸗Verwaltung vornehmen ließ, über die 
ſtaatliche Siedlungstätigkeit in Neu⸗Oſtpreußen Licht verbreitete. Die 
bisherigen Veröffentlichungen ſtreifen nur dieſen Gegenſtand, ohne ihn 
zu erſchöpfen. Während Graf Hoym in Südpreußen mit folonis 
ſatoriſcher Tätigkeit offenbar läſſiger vorging, hat Frh. v. Schrötter 
fie mit Energie in den an Oſtpreußen grenzenden litauiſchen Land⸗ 
ſtrichen betrieben. In den Kreiſen Wilkowiſchki, Mariampol, Wladi⸗ 
ſlawow, Suwalki ſaßen mit 17123 Perſonen mehr als die Hälfte der 
in ganz Litauen — einſchließlich Wilna und Bialyſtok — nachweis⸗ 
baren Deutſchen. Man hat hier auf fruchtbarem Lehmboden durchweg 
bäuerliche Siedler auf Höfen unter 20 ha — für den Oſten das 
Normalmaß bäuerlicher Nahrung — angeſetzt; ein Viertel wohnt auf 
etwas größeren Beſitzungen zwiſchen 20 und 100 ha. Ihr Deutſchtum 
und ihren evangeliſchen Glauben haben die Siedler durchweg erhalten. 
Im einzelnen erheben ſich manche Fragen hinſichtlich der damaligen 
Siedlungspolitik, denen mit Hilfe der Archive nachzugehen ſich durch⸗ 
aus lohnen würde. 

Darauf verlas Herr Archivrat Dr. v. Petersdorff den Wortlaut eines 
in den Beſtänden des Finanzminiſteriums ermittelten Briefes Gneiſenaus 
an den Finanzminiſter v. Bülow aus Paris am 1. Auguſt 1815, in 
dem der General Beſchwerde darüber führt, daß ſich bei der Eintreibung 
der. Kontributionen die Politik in die Anordnungen des Militärs 
miſche. Die Diplomaten zeigten ſich dabei „unpolitiſch und unprak⸗ 
tiſch zugleich“. Er ruft Bülow gegen die verkehrten Maßnahmen der 
„Diplomaten und Adminiſtratoren“ zu Hilfe. Der Brief wird an 
anderer Stelle veröffentlicht werden. Zugleich teilt Dr. v. P. mit, 
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daß ſich in den Akten des Finanzminiſteriums auch das Original des 
ſchönen Blücherbrieſes an den Finanzminiſter v. Bülow aus Chartres 
vom 12. Auguſt 1815 gefunden hat, deſſen Hauptſatz aus Wigger 
II 552 bekannt ijt. 

Ferner legte Herr Baurat Kohte die in den Baltiſchen Studien 
erſchienene Arbeit von C. Fredrich über die ehemalige Marienkirche in. 
Stettin vor und beſprach die Beziehungen dieſes Bauwerks zur branden⸗ 
burgiſchen Baukunſt. Die Kirche hatte über der Traufe einen Kranz 
gemauerter durchbrochener Wimperge, wie er an der Marienkirche in 
Prenzlau noch beſteht, und wie er eine Eigenart der Bauwerke der 
Schule des Heinrich Brunsberg von Stettin, namentlich der Katharinen⸗ 
kirche in Brandenburg an der Havel einſt darſtellte. Nachdem die Kirche 
bei der Belagerung Stettins durch den Großen Kurfürſten 1677 be⸗ 
ſchädigt worden war, ließ König Friedrich Wilhelm I. den Turm durch 
Gerhard Kornelius v. Walrawe errichten, welcher als Feſtungsingenieur 
damals auch den Neubau der Stettiner Tore leitete (geſtorben als 
Generalmajor 1773). Der Turm iſt im Zuſammenhange mit den 
gleichzeitigen Turmbauten Berlins und Potsdams zu würdigen. Mit 
108 m Höhe ſtand er nur wenig hinter dem unvollendet gebliebenen, 
nicht mehr beſtehenden Turme der Petrikirche in Berlin zurück, und 
übertraf er den Turm der Garniſonkirche in Potsdam. Sein oberer 

Teil war, wie am Turme der Geiſtkirche in Potsdam, aus Holz her⸗ 
geſtellt und wurde durch Blitzſchlag 1789 zerſtört. Die Kirche brannte 
ebenfalls ab, wurde danach aufgegeben und abgebrochen, das be⸗ 
deutendſte Baudenkmal Stettins vernichtet. 

Zum Schluß ſprach Geh. Archivrat Dr. Bailleu über die neu 
erſchienenen Zeitſchriften, insbeſondere über das letzte Heft der Maſovia, 
in der der unermüdliche Prof. Dr. Schmidt⸗Lötzen die Veröffentlichung 
der Tagebücher des Grafen Lehndorff von 1775 bis 1780 fortſetzt. 
Die Aufzeichnungen Lehndorffs zeigen an vielen Stellen die unfreund⸗ 
liche Stimmung Oſtpreußens gegen König Friedrich, durch deſſen mer⸗ 
kantiliſtiſche Politik der Handel der Provinz ſehr beeinträchtigt wurde. 
In Berlin iſt Lehndorff einmal mit Herzog Karl Auguſt und Goethe 
dee gel 


ee — — 


Stan vom 14. Januar 1920. 


Der Vorſitzende, Herr Geheimrat Dr. Bailleu, eröffnete die Sitzung 
und forderte die Anweſenden zur Wahl des Vorſtandes auf. Herr 
Geheimrat Dr. Stutz machte den Vorſchlag, durch Zuruf den bis⸗ 
herigen Vorſtand wiederzuwählen. Es geſchah, wobei Herr Prof. 
Dr. Volz, den der Vorſtand bereits an Stelle des verſtorbenen Herrn 
Prof. Dr. H. Troyſen als Beiſitzer kooptiert hatte, in deſſen Stelle 
definitiv gewählt wurde. 

Darauf hielt Herr Archivaſſiſtent Dr. H. O. Mei s ner den erſten 
Vortrag des Abends. Er behandelte das vielumſtrittene Problem der 
Sendung Kneſebecks nach Petersburg Anfang 1812. Am 13. Februar 


12 | Sitzungsberichte. 


dieſes Jahres erſchien der ſpätere Generaladjutant des preußiſchen 
Königs in der ruſſiſchen Hauptſtadt mit einem Briefe Friedrich Wilhelms, 
worin der Zar beſchworen wurde, den Krieg zu vertagen. In ſpäteren 
Aufzeichnungen über ſeine Miſſion (Brief an ſeinen Freund Müffling 
vom 20. Mai 1844 und aus dem Nachlaß [1850] veröffentlichtes 
Memoirenfragment) hat Kneſebeck ihre offizielle Seite als bloße Staffage 
bezeichnet für private Zwecke, die er ſelbſt mit Erlaubnis ſeines Monarchen 
verfolgte. Sie beſtanden darin, dem Zaren einen auf die Dimenſionen 
ſeines Reiches gegründeten Kriegsplan zu ſuggerieren, der einen Rück⸗ 
zug à outrance vorſah, wodurch Napoleon ins Verderben gelockt werden 
ſollte. Kneſebeck ſchreibt ſich das Verdienſt zu, die ſpätere Entwicklung 
vorausgeſehen und den Zaren während ſeines Petersburger Aufenthaltes 
in ihre Richtung gelenkt zu haben. Die Widerſprüche zwiſchen dieſer 
Behauptung des Kneſebeck der vierziger Jahre und ſeinen eigenen ſowie 
anderen Zeugniſſen von 1812 waren jo ſtark, daß die Kritik vor allem 
Lehmanns und Dunckers, zumal die Unzuverläſſigkeit der ſpäteren Auf⸗ 
zeichnungen in zahlreichen Einzelpunkten in die Augen ſprang, zu einer 
völligen Verwerfung gelangte. 1904 hat Friedrich Thimme das Verfahren 
wieder aufgenommen (vgl. Forſchungen Bd. XVII, 535 ff.) und iſt 
dabei zu einer Rechtfertigung Kneſebecks gelangt. Nach Anficht des 
Vortragenden mit nicht ſtichhaltigen Gründen. 

Zunächſt muß Thimme felbft zugeben, daß der von Kneſebeck 
im Briefe an Müffling gebrauchte Ausdruck: „geheime Miſſion“ zu weit 
geht und den wahren Sachverhalt unrichtig wiedergibt, es habe ſich 
lediglich um einen „perſönlichen Standpunkt“ des Geſandten, ein 
„privates Unternehmen“ ſeinerſeits gehandelt, das von ihm ferner 
bloß neben ſeiner offiziellen Friedensbemühung vertreten wurde („im 
Bufammenhange mit der Verſchiebung des Krieges“). Dieſe den 
eigentlich Kneſebeckſchen Standpunkt ſchon nicht unweſentlich verändernde 
(ihn alſo von vornherein aufgebende) Betrachtung Thimmes würde 
das Fehlen jeder Anſpielung auf die „Privatmeinung“ Kneſebecks in 
dem Briefe one ben Zaren wie in den verſchiedenen Berichten aus 
Petersburg weniger auffallend machen. Wenn aber Thimme auf dieſe 
Weiſe von vornherein einen großen Teil der kritiſchen Bedenken „mit 
einem Schlage“ beſeitigt glaubt, jo vergißt er, daß er auch den ur⸗ 
ſprünglichen Standpunkt Kneſebecks mit dieſem einen Schlage verändert 
bat. Vor allem aber iſt feine eigentliche Apologie Kneſebecks nicht 
zu halten. Der Vortragende zeigte das ſowohl an der Denkſchrift 
vom 21. Januar, die ſchon für Thimme, trotz aller Sanierungs⸗ 
verſuche, ein Schmerzenskind geblieben war, wie namentlich an dem 
von Thimme verſuchten Indizienbeweis, nach welchem Kneſebeck in 
Petersburg tatſächlich für ſeinen Plan eingetreten ſein ſoll. Die gleich⸗ 
zeitig mit ſeinem dortigen Aufenthalt in Erſcheinung tretende Abſicht 
des Zaren, ſich überhaupt nicht auf entſcheidende Schlachten einzulaſſen, 
taucht weder damals zum erſten Male auf — ſchon in ſeinem Briefe 
an Friedrich Wilhelm vom 28. Mai äußert der Zar dieſen Grundſatz —, 
noch braucht fie durch Kneſebeck veranlaßt worden zu fein, da der ruſſiſche 
Kaiſer, wie wir wiſſen, unmittelbar vor Kneſebecks Ankunft von anderer 
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Seite ihm vorgelegte Denkſchriften gleicher Tendenz „mit Aufmerkſamkeit 
ſtudiert“ hat. Seine im einzelnen hier nicht wiederzugebenden Argumente 
gegen die Auffaſſung Thimmes führten den Vortragenden zu dem 
Reſultat, daß die von Lehmann und Duncker ſeinerzeit geübte Kritik 
an dem Brief⸗ und Memoirenſchreiber Kneſebeck im großen und ganzen 
zu Recht beſteht und das Wiederaufnahmeverfahren Thimmes weſentliche 
Entlaſtungsmomente nicht ergeben hat. An der darauf folgenden 
Diskuſſion über den ruſſiſchen Rückzugsplan im allgemeinen beteiligten 
ſich Herr Privatdozent Dr. Häpke und Herr Geheimrat Bailleu. 

Sodann wies Herr Prof. Dr. Krabbo auf eine Urkunde der 
Markgrafen Otto mit dem Pfeil und Konrad von Brandenburg hin 
(Original Berlin Geh. Staatsarchiv, Domſtift Stendal Nr. 57 ; gedruckt 
Riedel AV, 45 Nr. 50), durch die dieſe am 6. Juli 1282 eine neue 
Pfründe am Domſtift St. Nicolai zu Stendal dotieren, deren Beſetzung 
fie fi) vorbehalten. Der Inhaber der Pfründe ſoll ihr Kaplan bleiben, 

zu ihrer Hofhaltung gehören und ihre Privilegien in der Stendaler 

Kirche verwahren. Es handelt ſich um die Anſtellung eines Archivars, 
und zwar iſt der in der Urkunde genannte erſte Inhaber der neuen 
Pfründe, Johann von Gardelegen, ſchon vorher markgräflicher Notar 
geweſen und auch fernerhin als Beamter, ſpäter ſogar als Vorſtand 
der markgräflichen Kanzlei nachweisbar. Die engen Beziehungen, die 
meiſtens zwiſchen Kanzlei und Archiv in ihren Anfängen beſtehen, 
kommen alſo auch hier in der zwiefachen Amtstätigkeit dieſes Kaplans 
zum Ausdruck. 

„Es beſprach darauf Herr Bibliothekar Dr. Hoppe die Branden⸗ 
burgica in den eingegangenen Vereinszeitſchriften. 

Herr Geheimer Archivrat Dr. Kohlmann erſtattete als Rentmeiſter 
den Kaſſenbericht, aus dem hervorging, daß das Jahr mit einem 
Fehlbetrage abſchließt. Darauf erſtattete Herr Archivrat Dr. Klinken⸗ 
borg den Jahresbericht. Die Vereinszeitſchrift konnte in der üblichen 
Weiſe ausgegeben werden und von den Veröffentlichungen zwei weitere 
Werke, nämlich Wolff, Die Politik des Hauſes Brandenburg im aus⸗ 
gehenden fünfzehnten Jahrhundert, und Rachfahl, Die deutſche Politik 
Friedrich Wilhelms IV. im Winter 1848/49. Sodann wurde über 
die Fortſetzung der Veröffentlichungen und die Schwierigkeit ihrer 
Finanzierung berichtet. 


Sikung vom 11. Februar 1920. 


Zunächſt gab Herr Profeſſor Volz einen überblick über die 
Politiſchen Teſtamente Friedrichs des Großen von 1752 und 1768, 
in dem er ausführte, worin ihre tiefſte Bedeutung für die Nach⸗ 
welt beruhe. Der beherrſchende Gedanke iſt in ihnen, Preußen groß 
und ſtark zu machen. An der Hand der Teſtamente legte der Vor⸗ 
tragende im einzelnen die ungünſtigen äußeren Bedingungen dar, die 
den König 1768 beſtimmten, Preußen noch nicht den europäiſchen 
Großmächten zuzuzählen. Preußens Schwäche beruhte in ſeiner un⸗ 
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günſtigen geographiſchen Lage, die von ſchwerſten Folgen für das 
wirtſchaftliche Leben wie auch in militäriſcher Hinficht begleitet war, 
ferner in der Fülle der die Monarchie umgebenden ſtarken Feinde, in 
der Dürftigkeit des Bodens und in der Armut des Landes. Um ſich 
gegen die äußeren Gegner zu behaupten, war eine dauernde ſtarke 
Rüſtung vonnöten, eine Laſt, die nur bei fparjamfter Finanzwirtſchaft 
getragen werden konnte. Zur „Konſolidierung“ Preußens forderte da⸗ 
her der König die Vergrößerung der Monarchie, ſo daß ſie ein Heer 
von 180000 Mann unterhalten und, neben einem Staatsſchatz von 
20 Millionen, der für die Fälle der Not dienen ſollte, einen jährlichen 
Reinüberſchuß von 5 Millionen Talern zur Beſtreitung der außer⸗ 
ordentlichen Koſten im Falle eines Krieges abwerfen könne. Damit 
rückt die Frage in den Vordergrund, welche Gebiete für die Ver⸗ 
größerung Preußens in Betracht kämen, und wje die Erwerbung 
dieſer Gebiete ſich ausführen ließe — eine Frage, die der König in 
beiden Teſtamenten eingehend behandelt. Es iſt ein Programm, das 
er entwickelt, deſſen Löſung er aber nicht ſich ſelbſt oder ſeinem 
nächſten Nachfolger ſtellt. Sie wird vielmehr zur Aufgabe der 
kommenden Geſchlechter; denn im Gegenſatz zu allen ſeinen Vorgängern 
wendet fich Friedrich in ſeinen Teſtamenten immer nur ganz allgemein 
an die „Nachwelt“: ihm ſchwebt die ganze Reihe der Nachfolger, die 
nahe und auch die ferne Zukunft vor Augen. Mit unerhörter Kühn⸗ 
heit ſchreibt er Weg und Ziel den kommenden Generationen vor. 
Radikal iſt die von ihm geforderte Löſung des Problems, wie Preußen 
auf den Gipfel ſeiner Macht erhoben werden ſollte. Trotzdem wäre 
es irrig, den König in die Schar jener maßloſen, von ihrer Ehrſucht 
und Leidenſchaft getriebenen Eroberer der Weltgeſchichte einzureihen; 
denn obwohl weitausgreifend, legt er doch mit zielbewußter Be⸗ 
ſchränkung die Grenzen des künftigen Reiches feſt. So eröffnet ſich 
in den Teſtamenten ein unendlich weiter und großer Horizont. Sie 
gehören damit zu den großartigſten Dokumenten der preußiſchen Ge⸗ 
ſchichte. (Der Vortrag erſcheint in dem „Grenzboten“ d 

Darauf teilte Herr Archivrat Dr. Klinkenborg einige Stellen aus 
einer Scherzzeitung: Drehnower fliegendem Courier vom 26. Juli 1778, 
mit. Sie ſchildert in amüſanter Weiſe den Aufenthalt, den die beiden 
Kabinettsminiſter Graf Karl Wilhelm Finck v. Finckenſtein und Ewald 
Friedrich v. Hertzberg auf dem Finckenſteinſchen Gute Drehnow (Kreis 
a machten, als fie zum königlichen Hauptquartier in Böhmen 
reiſten 

Der Vortragende teilte dann noch weiter eine Aufzeichnung von 
Graf Carl Otto Friedrich von Voß mit, welche die Vorgänge der 
Abtrennung Frankfurts a. O. von der Kurmark nach den Befreiungs⸗ 
kriegen und ſeine Angliederung an die Neumark darlegt. Dieſe Maß⸗ 
regel wurde von Hardenberg gegen den Willen des Königs Friedrich 
Wilhelm III. durchgeführt. 

Sodann erörterte Herr Geh. Archivrat Dr. Bailleu die Stellung 
des Prinzen Wilhelm zur Frankfurter Verfaſſung und zur Kaiſer⸗ 
wahl 1849. An der Hand von Briefen des Prinzen an einen deutſchen 
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Fürſten und einer bisher nicht bekannten Aufzeichnung desſelben über 
ſeine Unterredung mit der Kaiſerdeputation zeigte er, daß in den An⸗ 
ſchauungen des Prinzen keineswegs, wie angenommen iſt, damals ſich 
ein Umſchwung vollzogen habe. Der Prinz erkannte an, daß die 
Nationalverjammlung in Frankfurt zur Vereinbarung über eine deutſche 
Verfaſſung und mithin auch über das Oberhaupt für Deutſchland 
berufen ſei; aber als entſchiedner Gegner der Volksſouveränität in 
irgendeiner Form beanſpruchte er die Wahl des Oberhauptes und die 


“endgültige Beſchlußfaſſung über die DBerfafjung für die Regierungen. 


Wenn dem Prinzen damals vielfach eine für Frankfurt günſtigere 


Auffaſſung zugeſchrieben wurde, ſo lag das daran, daß er am Abend 


des 3. April 1849 ſich den Mitgliedern der Kaiſerdeputation gegen⸗ 
über freundlicher und entgegenkommender gezeigt hat als vorher KR 
Bruder König Friedrich Wilhelm IV. 


Sikung vom 10. März 1920. 


Herr Bibliothekar Dr. Hoppe legte im Anſchluß an das Buch 
von Albert v. Hofmann „Das deutſche Land und die deutſche Ge⸗ 
ſchichte“ (Stuttgart und Berlin 1920) in großen Zügen die hiſtoriſch⸗ 
geographiſchen Zuſammenhänge in der Geſchichte der Mark Branden⸗ 
burg dar. Er behandelte das Havelland, die drei nördlichen Grenz⸗ 
gebiete, nämlich die Prignitz, das Land Ruppin, die Ukermark. Nach 
einem kurzen Hinweis auf die Zauche und das Land Jüterbog, das 
erſt Friedrich der Große der Kurmark angliederte, wurde eingehender 
die Entſtehung Kölln⸗Berlins beſprochen. Der Vortragende verweilte 
dann länger bei den drei Oderpäſſen Oderberg, Göritz⸗Lebus und 
Frankfurt. Das Markgraftum Niederlauſitz berückſichtigte er nicht. 
Zum Schluß wurde der Dahme-Linie und ihrer nördlichen bzw. 
nordöſtlichen Fortſetzung gedacht, ihrer beiden etwas zurückliegenden 
Stützpunkte Mittenwalde und Strausberg (dabei auch des Barnim) 
und ihres Hauptriegels Köpenick. Damit lenkten ſich die Blicke noch⸗ 
mals auf Berlin, deſſen Aufblühen in der zweiten Hälfte des 17. Jahr⸗ 
hunderts unter anderem durch den Bau des Müllrofer Friedrich⸗ 
Wilhelm⸗Kanals zu erklären verſucht wurde. Dr. Hoppe hatte das 
Beſtreben, im weiten Rahmen zu zeigen, einen wie ſtarken Einfluß 
die geographiſche Struktur des Landes auf ſeine Beſetzung mit 
Städten und Stiftern und auf die Feſtlegung geſchichtlicher Ge⸗ 
ſchehniſſe an beſtimmten Plätzen gehabt hat. 

Darauf legte Herr Geheimrat Dr. Granier im Anſchluſſe an 
die Mitteilung von Geheimrat Bailleu in der letzten Sitzung über 
die Stellungnahme des Prinzen Wilhelm (J.) von Preußen zu der 
Kaiſerwahl von 1849 ein Schreiben des Prinzen an König 
Friedrich Wilhelm IV. vor, das zeigt, wie der Prinz bereits vor 
dem Empfange der Kaiſerdeputation, am 3. April 1849, ſeine Haltung 
feſt umſchrieben hatte. Das Schreiben datiert vom 2. April 1849, 
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iſt vom Prinzen Wilhelm eigenhändig geſchrieben und empfängt einen 
beſonders feierlichen Gehalt dadurch, daß er von ſämtlichen großjährigen 
preußiſchen Prinzen unterzeichnet iſt, in deren Namen ſich Prinz 
Wilhelm an den König wendet, um die Anſicht der Prinzen über 
das ihnen mitgeteilte Projekt zu der Antwort an die Kaiſer⸗ 
deputation darzulegen. Hiernach erklärt Prinz Wilhelm das voll⸗ 
ſtändige Einverſtändnis mit den Prinzipien des Projektes, beſonders 
damit, daß nur durch eine Beteiligung der deutſchen Fürſten bei 
dieſem Akte die Wahl Gültigkeit erhalten könne. Dagegen ſei das 
in dem Projekt zum Ausdruck gebrachte Verlangen nach einem 
„Fürſtentage“ zu dieſem Zwecke politiſch nicht wünſchenswert, indem 
dies zu ſehr die Hände binde, jpäter einen anderen Modus vor⸗ 
zuſchlagen. Ferner ſchiene die Erwähnung eines „1000 jährigen Her⸗ 
kommens“ bei dieſem Vorgehen nicht wünſchenswert, indem von der 
Wiederherſtellung des Römiſchen Reiches nicht die Rede ſein könne. 
Schließlich ſei die Erwähnung, die Fürſtenwahl durch das Volk 
beſtätigen zu laſſen, ſehr gefährlich, da dies Anerkennung der Volks⸗ 
ſouveränität ausſpreche. 

| Die am 3. April 1849 der Kaiſerdeputation vom Könige erteilte 
Antwort hat allen dieſen drei Beanſtandungen Rechnung getragen. 
Endlich verlas Herr Archivrat v. Petersdorff einen im November 1919 
niedergeſchriebenen, bei Hallberg und Büchting in Leipzig in einer 
beſchränkten Anzahl von Exemplaren gedruckten Aufſatz des greiſen 
Philoſophen W. Wundt über „Das Land Baden im Kriegs⸗ 
jahre 1866“. Wundt war in jenem Jahre als Abgeordneter der 
Stadt Heidelberg Mitglied der 2. badiſchen Kammer und iſt infolge⸗ 
deſſen in der Lage, die damaligen leitenden badiſchen Männer, die 
Miniſter Lamey, Edelsheim, Vogelſang, Stadel und Mathy, ſowie 
die badiſchen Parteiverhältniſſe in intereſſanter Weiſe zu charakteriſieren. 
Beſonders merkwürdig iſt die Debatte zwiſchen Robert v. Mohl und 
Bluntſchli über den bevorſtehenden Krieg, von der Wundt berichtet. 
Bluntſchli bewies dabei eine erſtaunliche Sehergabe. Im Jahre 1867 
brachte Wundt, wie wir aus der kleinen Druckſchrift noch erſehen, 
durch eine mit dem badiſchen Miniſterium verabredete Interpellation 
den in der bekannten Hohenloheſchen Rede noch feſtgehaltenen Trias⸗ 
gedanken endgültig zum Scheitern. 


Sihung vom 14. April 1920. 


Herr Amtsgerichtsrat Haeckel hielt den erſten Vortrag, in dem 
er die Einbeziehung Potsdams in das „Defenfionswerk“ im Früh⸗ 
jahr 1813 zum Schutze Berlins beſprach. Als nach der Schlacht bei 
Groß Görſchen die Hauptſtadt durch die Franzoſen aus den Elbfeſtungen 
unmittelbar bedroht war, erhielt Bülow den Oberbefehl in den Marken 
zur Verteidigung Berlins, für welche die ſtrategiſche Bedeutung der 
Waſſerläufe nutzbar gemacht werden ſollte. Dreje hatte der Ingenieur⸗ 
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major Ludwig Müller in Vorleſungen, die er Offizieren noch in 
Friderizianiſcher Zeit hielt, ſchon erkannt und dem General v. Hülfen 
ihre Nichtbeachtung bei der Überraſchung Berlins durch die Öfter- 
reicher und Ruſſen 1760 zum Vorwurf gemacht. Die Inundation 


der Nuthe von Potsdam bis Trebbin und der Notte von Wuſterhauſen 


bis Zoſſen hatte 1799 Valentini als taktiſches Beiſpiel in ſeiner viel 
geleſenen Schrift über den kleinen Krieg angeführt. Und 1805 hatte 
der Militärſchriftſteller Julius v. Voß dem Gouverneur von Berlin 
denſelben Gedanken zur Verteidigung der Kurmark vorgeſchlagen, ebenſo 
Gueifenau 1806, der im April 1813. den Gedanken unter Hinweis 
auf Müller aufgreift und mit dem Landſturm nach dem Vorbilde 
Spaniens den kleinen Verteidigungskrieg einrichten will. In der 
Landſturmordnung vom 21. April 1813 iſt die Verteidigung der 
Mark als Beiſpiel angeführt. Die nach Welten durch die untere Havel 
zur Elbe, nach Oſten durch die Spree und den Müllroſer Kanal zur 
Oder flankierte Inundation der Nuthe und Notte zerſchnitt das Auf⸗ 


marſchgelände in drei Teile. Nördlich bis Berlin und ſüdlich bis zur. 


— 


Elbe lag offenes, für Entſcheidungsſchlachten geeignetes Gelände, wo 
denn auch die Schlachten von Großbeeren und Dennewitz erfolgten. 
Die Inundationslinie ſelbſt begleitete ein breiter Waldgürtel, der, 
durch Landſturm beſetzt, den Feind aufhalten ſollte. Die Mitte zwiſchen 
Trebbin und Zoſſen — Mittenwalde war die ſchwächſte Stelle der 
Inundation. Die Brücher und Sümpfe ſollten hier durch künſtliche 
Befeſtigungen verbunden werden. Ebenſo ſollte der Brauhausberg bei 
Potsdam zum Schutz der Mühlenſchützen und des Aufſtauens der 


Nuthemündung verſchanzt werden. Potsdam ſelbſt ſollte durch einen 


Wehrgang der Stadtmauer befeſtigt, die Inſellage durch Abbruch der 
Brücken ausgenutzt werden. Die Arbeiten nahmen nicht den ge⸗ 
wünſchten Fortgang. Die Trockenheit erſchwerte den Aufſtau, und die 
mangelhafte Geſtellung der Potsdamer Bürger verlangſamte die 
Schanzarbeiten, die erſt während des Waffenſtillſtandes (4. Juni bis 
16. Auguſt) durch aktives Militär gefördert wurden. Der taktiſche 
Zweck der Inundationslinie wurde inzwiſchen geändert. Bülow, der 
ſie urſprünglich als Vorpoſtenlinie für ein ſüdlich Berlins ſtehendes 
Heer gedacht hatte, gab dieſen unmittelbaren Defenſivzweck auf und 
legte mehr Wert auf die Deckung einer im Süden eventuell mißlungenen 
Offenſive. — Iſt es auch nicht zu einer Verteidigung der Linie durch 
den Landfturm gekommen, jo haben die Maßnahmen doch mittelbar 


ihren Zweck erfüllt und die Franzoſen genötigt, die ſchwächſte Stelle 


zum Durchbruch zu wählen. Hier hat ſie Bülow dann bei Groß⸗ 
beeren abgefangen. | 

Die zwölf Schanzen auf dem Brauhausberg bei Potsdam, deren 
Beſetzung mit 3600 Mann Truppen und 1500 Landſtürmern vor⸗ 
geſehen war, müſſen anſehnlich geweſen ſein; denn ſie ſind trotz ihrer 
im Frühjahr 1814 vorgenommenen Einebnung noch heute im Walde 


als deutlich erkennbare Reſte erhalten. 


Sodann ſprach Herr Dr. Peters über das Verhältnis zwiſchen 
Militär und Zivil in Schleſien während des Siebenjährigen Krieges 
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und einige Züge aus der Zivilverwaltung, ſoweit ſie durch den Krieg 
in Mitleidenſchaft gezogen wurde. | 
In Oſtpreußen war die Zivilverwaltung einſchließlich der Kaſſen 
dem Generalgouverneur Feldmarſchall v. Lehwaldt unterſtellt, wenn 
auch, wie der XI. Band der Acta Borussica zeigen wird, ihr tatſächlicher 
Einfluß recht bedeutend geblieben iſt. Für Schleſien iſt eine ſolche 
Unterſtellung nie befohlen worden; bei Streitigkeiten mahnte der König 
beide Teile zur Einigkeit. Das hat zwei Gründe, einmal die Sonder⸗ 
ſtellung Schleſiens im alten Preußen, dann beſonders die Vertrauens⸗ 
ſtellung des Miniſters für Schleſien v. Schlabrendorff beim Könige. 
Schlabrendorff hat ſeine nicht geringe Kraft ganz in den Dienſt des 
Krieges geſtellt und an ſeinem Teil für das „Durchhalten“ unter 
ſchwierigſten Verhältniſſen Außerordentliches geleiſtet. Er behielt in 
den ſchwierigſten Lagen oft im Gegenſatz zu den Militärs den Kopf 
oben und verſtand es, trotz Teuerung, Gehälterſperrung und Invaſion 
aus ſeinen Untergebenen das Letzte herauszuholen. Seine Verdienſte 
um die Verpflegung der in Schlefien kämpfenden Truppen find be: 
kannt. Ferner hat er fortlaufend den König mit Nachrichten verſorgt; 
auch die Verhandlungen mit der Türkei gingen durch ſeine Hand. 
Daneben gewann er aber auch Einfluß auf rein operative Fragen. 
Im Jahre 1757 kam es zu einem Konflikt zwiſchen ihm und dem 
Kommandanten der Feſtung Schweidnitz, Generalmajor von Kreytzen. 
Kreytzen beſchränkte ſich, als nach dem Unglückstage von Kolin die 
ſterreicher in kleinen Abteilungen in die ſchleſiſchen Gebirgskreiſe ein⸗ 
fielen, auf die Deckung der Feſtung und der Magazine. Schlabren⸗ 
dorff, der die Intereſſen des Landes und der königlichen Kaſſen ver⸗ 
trat, forderte wirkſamen Schutz der von den Dfterreichern mit Lieferungen 
bedrückten Kreiſe. Dazu erklärte ſich Kreytzen für zu ſchwach. Schlabren⸗ 
dorff wandte ſich wiederholt in dringenden Vorſtellungen an den König 
und ſetzte ſchließlich durch, daß Kreytzen Befehl erhielt, nach Heran⸗ 
ziehung von Verſtärkungen den öſterreichiſchen Oberſt Janus aus dem 
Gebirge zu vertreiben. Dieſes ſchlecht geführte Unternehmen endete 
am 13. Auguſt 1757 bei Landeshut mit einer verluſtreichen Nieder⸗ 
lage. Daraufhin erreichte Schlabrendorff beim Könige die Abſetzung 
des unfahigen Kreytzen und konnte das hocherferfreut allen Feſtungs⸗ 
kommandanten mitteilen, mit der Bemerkung, daß ſich nunmehr alles 
zum Guten wenden werde. Beachtenswert iſt ein Urteil Winterfeldts 
über Schlabrendorff, der bedauert, daß Schlabrendorff nicht auch noch 
die militäriſche Leitung in Schleſien übernehmen könne, da er der ein⸗ 
zige ſei, der in ſchwierigen Lagen nicht den Kopf verlöre. Auch wegen 
der Fähigkeiten des Verteidigers von Breslau hatte Schlabrendorff 
ſchwere und, wie ſich zeigte, begründete Bedenken. Er ſelbſt mußte im 
November 1757 unter Zurücklaſſuug feiner Familie und ſeiner Hab⸗ 
ſeligkeiten nach Glogau fliehen. S | 
Die Tätigkeit der Zivilverwaltung wurde natürlich durch die 
häufigen Einfälle fremder Truppen ſtark in Mitleidenſchaft gezogen. 
Schlabrendorff hat ſtets darauf gedrungen, daß alle Beamten bis zum 
letzten auf ihren Plätzen ausharrten. Vielen erging es dabei ſehr 
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ſchlecht. Die Ofterreicher verſchleppten fie maſſenhaft, beſonders Land⸗ 
räte und Steuerbeamte, die ihnen nicht zu Willen waren, und gaben 
fie erſt nach langwierigen Verhandlungen wieder frei. Im Jahre 1758 
. beftand zur Auswechſlung von Kriegs- und Zivilgefangenen in Jägern⸗ 
dorff eine preußiſch⸗öſterreichiſche Kommiſſion, die das Recht der Exterri⸗ 
torialität genoß. Das preufi'che Oberhaupt dieſer Kommiſſion, der Ge⸗ 
heime Rat und Generalauditeur v. Pawlowsky, hat nebenher an militäriſchen 
Nachrichten an Schlabrendorff gemeldet, was er irgend erfahren konnte. 


Was die materielle Verwaltung anlangt, jo machte der Krieg ‚eine 

Verſtärkung des monarchiſchen Bauernſchutzes notwendig. Schlabren⸗ 
dorff ſah ein, daß die Magazinfuhren für die Bauern eine arge Laſt 
bedeuteten, die aber während des Krieges nicht erleichtert werden 
konnte. Um jo mehr ſorgte er dafür, daß die Bauern von ihren Herr⸗ 
ſchaften nicht übermäßig bedrückt wurden. Schon 1756 wurde eine 
Verordnung zum Schutze derjenigen Untertanen erlaſſen, die lange 
Zeit königliche Fuhren zu leiſten hatten. Sie wurde 1757 näher 
dahin beſtimmt, daß die Herrſchaften den Untertanen ſo viel an Dienſten 
nachzulaſſen hatten, wie dieſe bereits für die Armee geleiſtet hatten. 
Natürlich kam es trotzdem immer noch zu Streitigkeiten, beſonders 
hinſichtlich der ungemeſſenen Dienſte. Einzelheiten darüber werden 
im XI. Bande der Acta Borussica, Abt. Behördenorganiſation, zu 
finden ſein. Zum perſönlichen Schutz der Untertanen wurde 1761 
beſtimmt, daß Prozeſſe ohne Weitläufigkeiten erledigt werden ſollten, 
daß den Untertanen keine onera sub specie juris nondum decisi auf- 
gebürdet werden ſollten (während fie vorher ſolche onera bis zur Ent- 
ſcheidung tragen mußten), daß die Herrſchaften nicht die Laſten von 
ihnen etwa eingezogener Bauernſtellen auf die andern Untertanen 
verteilen durften, und daß im Intereſſe der Peuplierung des Landes 
das heiratsluſtige Hofgeſinde tunlichſt zu entlaſſen ſei, auch wenn es 
noch nicht ausgedient habe. 


Als weiterer wichtiger Punkt Schlabrendorffſcher Politik wurde 
hervorgehoben ſeine Abneigung gegen die Katholiken. Er hielt ſie 
alle öſtereichiſcher Sympathien für verdächtig. Oft hat er dieſe Ge, 
finnung dokumentiert. Schon vor Ausbruch des Krieges beſahl er, 
daß ſämtliche katholiſchen Akziſe⸗ und Zolloffizianten aus den Gebirgs⸗ 
kreiſen mehr ins Innere des Landes und an die polniſche Grenze ver⸗ 
ſetzt würden, „als woſelbſt ſie nicht ſo viele Gelegenheit haben, ihre 
verborgene Tücke und höſe Geſinnungen an den Tag zu legen“. 

Auch in der Wirtſchaftspolitik machten ſich die Folgen des Krieges 
fühlbar. 1761 beſchwert ſich der Brieger Steuerrat Schröder, daß 
der dortige Amtmann alles Getreide ſeiner Bauern an ſich bringe, ſo 
daß die Städte Not liiten. Dieſer wiederum betonte, daß er ſonſt 
nicht die Magazinlieferungen für die Armee ausführen könne. Er 
wolle damit nicht Wucher treiben wie die ſtädtiſchen Aufkäufer, die 
das Getreide der Bauern vor den Toren der Stadt für einige Groſchen 
Aufgeld an ſich brächten. Der Erfolg war eine „geſchärfte Ordre“, 
daß die Amtleute die Getreidezufuhr in die Städte nicht behindern ſollten. 
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An der darauf folgenden Ausſprache beteiligten ſich die Herren 
Archivrat Löwe, Geheimrat Granier und Prof. Dr. Volz. 

In Ergänzung ſeiner Mitteilung in der Cottaſchen Monatsſchrift 
„Der Greif“, Juniheft 1914, „Moltkes Berufung nach Rom“ 
legt Herr Geheimrat Dr. Granier noch einen Brief des Prinzen 
Karl von Preußen an ſeinen Oheim, den Prinzen Heinrich von 
Preußen, Bruder Königs Friedrich Wilhelm III, vor, vom 14. Nov. 1845. 

In dieſem Briefe, dem der Prinz den damaligen Major von Moltke 
nach Rom mitgab, um ihn bei dem Prinzen Heinrich, zu deſſen Ad- 
jutanten Moltke ernannt war, einzuführen, ſpricht ſich Prinz Karl in 
ganz außerordentlich günſtiger Weiſe über Moltkes dienſtliches und 
perſönliches Weſen aus. Der Prinz erwähnt hier auch Moltkes 
„Wortkargheit,“ die aber keineswegs für Kälte oder Stolz ausgelegt 
werden dürfe; nähere Bekanntſchaft laſſe bald ſein vortreffliches Herz 
und ſein anſpruchsloſes Weſen erkennen. Auch die „angenehme, liebliche 
Erſcheinung“ von Moltkes Frau hebt der Prinz rühmend hervor. — 
Die Nichte des Prinzen Heinrich, Prinzeſſin Marianne, Gemahlin des 
Prinzen Albrecht von Preußen, geborene Prinzeſſin der Niederlande, 
betont in einem Briefe vom 20. Dezember 1845 gleichfalls Moltkes 
Liebenswürdigkeit und ſeine anziehende Unterhaltung, die aus ſeinem 
reichen, von Pedanterie freien Wiſſen hervorgehe. „Pikant“ ſei das, 
daß Moltke ſeinerzeit auf Seite der Türken gekämpft habe, während 
ſein Vorgänger als Adjutant des Prinzen, Heinrich, Oberſtleutnant 
Moliere, den Feldzug gegen fie, bei den Agyptern, mitgemacht, und 
dies beide als aktive preußiſche Offiziere. 

In leichtem Gegenſatze hierzu bemerkt Prinz Friedrich von Preußen, 

der Neffe des Prinzen Heinrich, in einem Briefe vom 21. Dezember 1845, 
daß es Moltke wohl ſchwer fallen werde, Moliere zu erſetzen: „denn er 
war ſo ganz Herz und Gemüt, und dieſer ſcheint mir ſehr kalt und 
abgemeſſen zu ſein, ich hätte Ihnen denſelben nicht vorgeſchlagen.“ 

Prinz Karl hat jedenfalls mit ſeiner Beurteilung Moltkes, der 
ſeinem Stabe mehrere Jahre angehört hatte, das richtige getroffen, 
ein bemerkenswertes Zeugnis für das miliäriſche Verſtändnis dieſes 
viel verkaunten Prinzen, der ſeinem Bruder, unſerm Kaiſer und Könige 
Wilhelm 1., bis zu ſeinem Ende bejonders nahe geſtanden hat. 


Aikung vom 12. Mai 1920. 


Herr Univerfitätsbiblioth: far Dr. Abb berichtete über acht aus 
dem Kloſter Lehnin ſtammende, bisher nicht berüdfichtigte Hand⸗ 
Ichriiten in der Berliner Staatsbibliothek. Es find Gebet⸗, Hymnen⸗ 
bücher und theologiſche Exjerptenſammlungen des 14. und Anfang 
des 15. Jahrhunderts. Durch ſie und durch eingeſtreute Verſe wird 
Lehnin als Pflezſtätte der Gelehrſamkeit gekennzeichnet und gefeiert. 
„Eintragungen hiſtoriſchen Inhalts geben den 4. April 1180 als 
Gründungsdatum des Kioſters und 1270 als Einweihungsjahr feiner. 
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Kirche an. Zwei Liſten verzeichnen die Namen von 83 Mönchen und 
30 Konverſen aus der Mitte des 15. Jahrhunderts und der letzten 
Zeit Lehnins, wodurch die Zahl der bekannten Kloſterangehörigen auf 
260 erhöht wird. — Die Ausführungen werden in den Forſchungen 
veröffentlicht. 

An der nachfolgenden Ausſprache beteiligten ſich die Herren 
Prof. Dr. Stutz, Prof. Dr. Hofmeiſter, Bibliothekar Dr. Hoppe 
und Prof. Dr. Krabbo. | 

Sodann ſprach Herr Prof. Dr. Tſchirch über die ſoeben er- 
ſchienenen Leben serinnerungen des Freiherrn von Eckardt⸗ 
ſtein und die darin erwähnte Revolte zu Eee ee urg 
vom Jahre 1884. | 

Das erwähnte Werk hat weithin Aufſehen erregt Hub macht den 
Anſpruch, der „offiziell betriebenen Fälſchung der öffentlichen Meinung“ 
die Wahrheit gegenüberzuſtellen. Der Grundgedanke des Buches läuft 
darauf hinaus, den Zuſammenbruch des Deutſchen Reiches einzig und 
allein auf die perſönlichen Fehler des letzten Herrſchers und ſeiner 
diplomatiſchen Ratgeber zurückzuführen. Unzweifelhaft iſt das Werk 
ſehr feſſelnd geſchrieben und enthält eine große Anzahl über⸗ 
raſchender Mitteilungen wie packende Charakterſchilderungen von 
politiſchen Perſönlichkeiten der letzten Jahrzehnte. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden iſt die Frage nach der Zuverläſſigkeit der gebotenen Mit⸗ 
teilungen von Wichtigkeit. Einen gewiſſen Anhalt für ein Urteil 
darüber bildet der Bericht über den Anteil des Verfaſſers an einem 
Krawall in Brandenburg vom Jahre 1884. Er erzählt darin, wie 
er als junger Avantageur im Brandenburger Küraſſier⸗Regiment bei 
einem Tumult in der Stadt eine lebensgefährliche Verwundung er- 
litten habe. Nach ſeiner Darſtellung hatten Tauſende von vorüber⸗ 
gehend in Brandenburg beſchäftigten Arbeitern den Beſchluß gefaßt, 
das Rathaus zu ſtürmen. Von einem Poliziſten aufgefordert, der 
aus Füſilieren des 36. Regiments beſtehenden Schutzwache des Rat⸗ 
hauſes zu Hilfe zu kommen, habe er ſich entſchloſſen an ihre Spitze 
geſtellt und durch einen Ausſall die mit gefährlichen Werkzeugen be⸗ 
waffnete Menge in die St. Annenſtraße hinuntergetrieben. Er ſei 
dann aber mit ſeiner kleinen Schar durch neue, aus verſchiedenen 
Seitengaſſen hervorſtürmende Haufen umzingelt worden und habe 
viele Stunden lang in einem verzweifelten Kampfe auf Tod und Leben 
geſtanden, bis ihn aus höchſter Bedrängnis, von Beilhieben und ſonſt 
ſchwer verwundet, der Inhaber der Cramerſchen Weinſtube in ſein 
Haus gezogen, den ſtundenlang Ohnmächtigen wieder belebt und auf⸗ 
genommen habe. Von ſeinen lebensgefährlichen Verletzungen ſei er 
dann durch eine bedenkliche Gewaltkur gerettet und geheilt worden. 

Dieſe Erzählung entſpricht in vielen Punkten nicht der Wahrheit 
und iſt offenbar durch eine lebhafte Einbildungskraft nachträglich ſtark 
ausgeſchmückt. Der Anlaß zu den in Frage ſtehenden Unruhen war 
nicht ein ſpontaner Angriff fremder Arbeiter auf das Brandenburger 
Rathaus, ſondern der Tumult entwickelte ſich, wie es ſich aus dem 
Berichte des „Brandenburger Anzeigers“ und mündlichen Mitteilungen 

32 * 


22 | Sitzungsberichte. 

Beteiligter ergibt, gelegentlich einer nationalliberalen Wahlverſammlung 
am Abend des 10. Oktober 1884, in der der Wahlkandidat Jeruſalem 
ſein Wahlprogramm entwickeln wollte. Die aufgeregten ſozialiſtiſchen 
Maſſen ſprengten die Verſammlung und ſetzten ihre Ausſchreitungen 
nach Räumung des Saales auf der Straße fort, jo daß die bedrängten 
Poliziſten gegen die Übermacht der Menge nichts ausrichten konnten 
und ſchließlich eine Inſanteriepatrouille mit gefälltem Bajonett etn- 
greifen mußte. Schließlich wurden aus der Menge, die mit Steinen 
und Schnapsflaſchen auf die Beamten warf, neun Schuldige verhaftet 
und nach dem Rathausgewahrſam gebracht. Bei dieſem Transport 
von dem Orte der Wahlverſammlung, dem damaligen Pahleſchen 
Lokal, jetzigem Hohenzollernpark, durch die Steinſtraße nach dem Rat⸗ 
hauſe iſt es zu jenen Raufereien gekommen, an denen der Erzähler be- 
teiligt war. Die gefährlichen Werkzeuge, die er erwähnt, find kaum 
Beile geweſen; vielmehr zeigt der Bericht des Lokalblattes, daß es ſich 
nur um zufällig aufgegriffene Wurfgeſchoſſe, wie Steine und Flaſchen, 
gehandelt hat. Daß er ſchließlich von dem Inhaber der Cramerſchen 
Weinſtube aufgenommen und vor weiteren erbitterten Angriffen ge⸗ 
ſchützt worden ijt, entſpricht den Tatſachen. Dagegen iſt an eine Aus⸗ 
dehnung des Kampfes über verſchiedene Straßen und auf viele Stunden 
gar nicht zu denken, und es find dieſe Angaben ebenſo aus der Luft 
gegriffen wie die Darſtellung der Urſache der Unruhen. Zum längeren 
Aufenthalt des Flüchtlings im Hauſe des Weinhändlers ſoll, nach 
dem Bericht eines dem Weinhändler nahe verwandten Zeitgenoſſen, 
weniger eine ſchwere Verwundung als die Belagerung des eee 
durch wütende Arbeiter Veranlaſſung gegeben haben. 

Somit iſt dieſer Bericht in ſeinen weſentlichſten Punkten eine 
Entſtellung des wirklichen Hergangs und nicht geeignet, Vertrauen in 
die Richtigkeit der ſonſtigen Darſtellung zu erwecken. — 

Herr Archivrat Dr. v. Petersdorff berichtete darauf über die 
von der preußiſchen Archivverwaltung ſeit dem Jahre 1888 beab- 
ſichtigte, aber immer wieder infolge der verweigerten Genehmigung 
hinausgeſchobene Herausgabe der Bismarckſchen Depeſchen 
aus Petersburg und Paris, die demnächſt erfolgen ſollte, die 
aber jetzt durch die Veröffentlichung einer allerdings unvollſtändigen 
Sammlung von Abſchriſten der Depeſchen, die ſich ſeit dem Jahre 1890 
im Beſitz des Fürſten Bismarck beſand, durch den Geſandten a. D. 
Raſchdau im Verlage von Reimar Hobbing in Frage geſtellt werde. Er 
gab einen Überblick von dem Inhalte der noch während der Sybelſchen 
Archi vverwaltung geſammelten und der weiteren inzwiſchen ermittelten 
Depeſchen, die von ihm’ für die Herausgabe dinchgearbeitet find, und 
verlas einige der Depeſchen (betr. Beziehungen Hſterreichs zu Preußen, 
Rußlands Streben nach Beſeitigung der Schwarzmeerklauſel, die 
Bildung einer antifranzöſiſchen Koalition und die Polenfrage). 
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Sikung vom 9. Juni 1920. 


Zunächſt ſprach Herr Prof. Dr. Volz über die äußere Politik 
Friedrichs des Großen. Anknüpfend an den Abſchnitt „Des grands 
projets de politique“ im politiſchen Teſtament 1752 legte er dar, 
wie Friedrich als politiſche Maxime den Grundſatz aufgeſtellt, daß der 
Staatsmann die Gelegenheit abwarten und ergreifen müſſe, da es ihm 
nicht gegeben ſei, Ereigniſſe von langer Hand herbeizuführen. Unter 
dieſem neuen Geſichtspunkt betrachtete der Vortragende die Hauptereigniſſe 
der Regierung des Königs. Er zeigte, wie Friedrich an der Verfolgung 
der jülich⸗bergiſchen Erbfrage feſthielt, bis Kaiſer Karl VI. ſtarb, und 
wie er nun ſofort das Unternehmen auf Schleſien einleitete. Er zeigte, 
wie ihn andrerſeits 1756 die Ungunſt der politiſchen Lage, die er an 
der Hand des Teſtamentes von 1752 und ſpäterer Zeugniſſe des Königs 
näher beleuchtete, von einem Offen ſivunternehmen zurückhielt, und wie 
die Gefahr eines drohenden Angriffes durch die Kaunitzſche Koalition 
ihn beſtimmte, dieſem ſelbſt zuvorzukommen. Des weiteren zeigte der 
Vortragende, wie der König im Verlaufe des Siebenjährigen Krieges 
jede Gelegenheit zur Erwerbung Weſtpreußens auszunutzen ſuchte, und 
führte aus dem Politiſchen Teſtamente von 1768, das am Vorabend 
des Türkenkrieges entſtand, den Nachweis, daß der König damals weder 
an die nahe Möglichkeit einer polniſchen Teilung noch von Erwerbungen 
polniſchen Gebietes für Preußen gedacht hat. In dem Briefwechjel 
mit Prinz Heinrich ſpielt die Frage ebenſolcher Erwerbungen eine 
große Rolle. Es wurde der Standpunkt beider Männer erörtert, der 
ablehnende des Königs und der auf Erwerbungen drängende des 
Prinzen, dem es endlich gelang, ſeinen Bruder zu bekehren, als er, 
aus Petersburg heimkehrend, ihm die Gunſt der politiſchen Lage über⸗ 
zeugend nachwies, wie Friedrich hernach ſelbſt dankbar anerkannt hat. 
Den letzten Teil des Vortrages bildete der Urſprung des bayeriſchen 
Erbfolgekrieges. Seit 1765 war das Augenmerk des Königs auf die 
öſterreichiſchen Abſichten auf das bayeriſche Erbe gerichtet. Aber auch 
hier war ſeine Haltung völlig abwartend, da er glaubte, den Eintritt 
des Erbfalles nicht zu erleben, und er ſeinem Nachfolger nicht vor⸗ 
greifen wollte. Auch über dieſe Frage entſpann ſich zwiſchen dem 
König und Heinrich ein lebhafter Brieſwechſel, in welchem der Prinz 
vergeblich auf ſofortige Verſtändigung entweder mit den Ofterreidern 
oder mit ihren Gegnern drang. Im Verlauf der Debatte bezeichnete 
Friedrich als einzige Möglichk⸗it für Preußen zum Eingreifen in den 
Erbſtreit den Fall, daß die Erben lauten Einſpruch gegen Ofterrcichs 
Vorgehen erhöben. Als der bayriſche Kurfürſt ſtarb, entſandte der 
König dann ſofort den Grafen Görtz, um die Erben, den Pfälzer und 
die zweibrückiſchen Prinzen, zum offenen Proteſt zu beſtimmen. Görtz 
ſollte ſür den König den „Vorwand“ zum Eingreifen ſchaffen. Auf 
Grund der Akten des Geheimen Staatsarchivs ſolgte dann noch ein kurzer 
Überblick über das Vorgehen des Königs, die Miſſion von Görtz und 
die preußiſchen Verhandlungen mit Frankreich und Rußland, die 
Fredrich in den Erbſtreit hineinzuziehen trachtete. Das Ergebnis der 
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Unterjudung faßte der Vortragende dahin senses, daß Friedrich 
tatſächlich jene Maxime des Abwartens und Zugreifens im entſcheidenden 
Augenblick zur Richtſchnur ſeines politiſchen Handelns gemacht hat. 
Auch in den ſpäteren Teſtamenten hat der König dieſen Grundſatz 
uneingeſchränkt wiederholt. Der Vortragende ſchloß mit dem Hinweis, 
daß mit dieſer Erkenntnis neues und reiches Licht auf die Geſchichte 
der Taten Friedrichs fällt. 

Darauf legte Herr Baurat Kohte ſeinen von der Hiſtoriſchen 
Geſellſchaft in Poſen veröffentlichten Aufſatz vor: „Zur Kenntnis bäuer- 
licher Bauweiſe in Oſtdeutſchland und Polen“ und erläuterte die Er- 
gebniſſe desſelben an Beiſpielen aus dem Gebiete der Mark Branden⸗ 
burg. Vom oſtdeutſchen Laubenhauſe haben ſich Beiſpiele mit gut 
ausgebildeter Laube unter dem Giebel erhalten im Oderbruch (be- 
ſonders im Dorfe Zäckerick), im Netzegau und in Weſtpreußen; dazu 
ſind auch einzelne Beiſpiele in Polen bekannt geworden. Haben die 
brandenburgiſchen Häuſer einen mehrräumigen Grundriß, ſo beſchränken 
die Häuſer in Polen ſich bis zu einem Raume, der Feuerſtelle ur⸗ 
ſprünglich entbehrend; fie nähern fic) damit dem Typus, der neuer, 
dings durch Ausgrabungen in der Provinz Brandenburg zur früh⸗ 
und vorgeſchichtlichen Zeit nachgewieſen worden iſt, der Urform des 
europäiſchen Hauſes, zu welcher das altgriechiſche Haus als Vorbild 
des doriſchen Tempels gehört. Vielleicht verband ſich das Laubenhaus 
in ſeiner einfachſten Geſtalt mit der fränkiſchen Gehöftanlage, als 
deutſche Zuwanderer die Flußgebiete der Oder und Weichſel im 13. Jahr⸗ 
hundert beſiedelten. Damals entſtand im Flachlande das Straßen⸗ 
dorf als die Form der deutſchrechtlichen ländlichen Siedlung, ein 
Gegenſtück zu der nach regelmäßigem Plane angelegten deutſchrechtlichen 
Stadt. Das Straßendorf verbreitet ſich in geſchloſſener Maſſe (die 
Dörfer in der Umgebung von Berlin) oſtwärts bis zur deutſchen 
Sprachgrenze, über welche hinaus es in vereinzelten Beiſpielen vordringt. 
Daneben tritt das Runddorf an Bedeutung erheblich zurück; ſeine 
Geſtalt wurde bedingt durch die Lage am Rande einer Niederung. 
Es findet ſich in wenigen Beiſpielen in den Landſchaften der Saale 
und Elbe und verliert ſich in der Mittelmark (Neuendorf bei Potsdam 
an der Niederung der Nuthe); jenſeits der Oder iſt es kaum nach⸗ 
zuweiſen. Im Gegenſatze zu den geſchloſſenen Anlagen der mittel⸗ 
alterlichen Dörfer verbreiten ſich die jüngeren Hauländereien in Polen 
mit zerſtreuten Gehöften über das Gemeindeland. Auguſt Meitzen 
(F 1910) hat das Straßen» und das Runddorf als ſlawiſche Siedlungs⸗ 
formen bezeichnet; aber ſeine Behauptung, daß dieſe von den Slawen 
ſchon vor der deutſchen Beſiedlung gepflegt worden ſeien, iſt unbewieſen; 
ſeine Angaben, daß das Straßendorf ſeine Heimat öſtlich der Oder 
habe, und daß das Runddorf zwiſchen Saale und Oder herrſche, ſind 
völlig irrtümlich gemacht, ohne Kenntnis der Ortſchaften ſelbſt. Meitzens 
Anſchauungen ſind zu Unrecht in das deutſche Schrifttum übergegangen. 
Das Straßendorf als Ausdruck der deutſchen Beſiedlung iſt neuerdings 
ſogar von polniſcher Seite anerkannt worden. Aber auch bas Rund⸗ 
dorf kann nicht, wie noch geſchieht, als ſlawiſche Sonderheit gelten, 
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ſondern ſtellt fich als eine durch örtliche Verhältniſſe edingze Abart 
der geſchloſſenen Dorfanlage dar. 

Zum Schluſſe teilte Herr Prof. Dr. Krabbo den Inhalt einer 
im Geheimen Staatsarchiv ruhenden ungedruckten Urlunde aus dem 
Jahre 1476 (Kloſter Neuendorf, Nr. 120) mit, die kulturgeſchichtliches 
Intereſſe bietet, indem ſie erzählt, wie die Bauernſchaft eines alt⸗ 
märkiſchen Dorfes, die das Opfer eines Ulks geworden war, aus Arger 
darüber die Urheber desſelben und mit ihnen unwiſſentlich auch einen 
Geiſtlichen verprügelte. 

Herr Geheimrat Dr. Stutz knüpfte daran einige Bemerkungen 
über die kirchenrechtliche Bedeutung dieſes Tatbeſtandes. | 
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